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Zusammenfassung 


1. Das Jahrhundert der Städte 

Das 21. Jahrhundert wird das Jahrhundert der Städte 
sein: Urbane Räume werden zur zentralen Organisati- 
onsform nahezu aller menschlichen Gesellschaften. Die 
Stadtbevölkerung könnte sich bis 2050 weltweit von 
heute knapp 4 Mrd. auf dann 6,5 Mrd. Menschen ver- 
größern - und mit ihr die urbanen Infrastrukturen. 
Etwa zwei Drittel der Menschheit werden dann in Städ- 
ten zu Hause sein. Die Wucht des Urbanisierungsschubs 
betrifft vor allem Schwellen- und Entwicklungsländer 
in Asien und Afrika: Knapp 90% des Wachstums der 
urbanen Bevölkerung bis 2050 werden in diesen beiden 
Kontinenten erwartet (UN DESA, 2014). Dann werden 
dort voraussichtlich nahezu drei Viertel der globalen 
Stadtbevölkerung leben (UN DESA, 2015). Der Urbani- 
sierungsschub der kommenden Dekaden und das Ant- 
litz der Welt-Städte-Gesellschaften werden also nicht 
von OECD-Gesellschaften vorangetrieben und geprägt 
- sie werden aber enorme Auswirkungen auf die glo- 
bale und auch auf westliche Gesellschaften haben. 

Der „Umzug der Menschheit" gestaltet sich als demo- 
graphisches Wachstum innerhalb von Städten, durch 
Zuzug von Menschen vom Land in die Stadt oder von 
Klein- und Mittelstädten in die Metropolen, durch die 
Migration zwischen armen sowie zwischen armen und 
reichen Ländern sowie durch sozialen Aufstieg aus den 
Armutssiedlungen in die Quartiere der Mittelschichten. 
Der Umzug der Menschheit könnte der wirkungsmäch- 
tigste Prozess sozialen Wandels im 21. Jahrhundert 
werden. An den Problemen im Umgang mit dem star- 
ken Anstieg der Flüchtlingszahlen in Deutschland und 
Europa in den Jahren 2015/2016 zeigt sich, dass rasche 
demographische Veränderungen und der schnelle Zuzug 
von Menschen in die Städte selbst wohlhabende Länder 
vor enorme Herausforderungen stellen. In den öffent- 
lichen Debatten wird die Frage diskutiert, wie urbane 
Lebensqualität, Integration, sozialer Frieden gewahrt 
und zugleich auch ökologisch nachhaltige Stadtent- 
wicklung unter Bedingungen eines raschen Zuzugs von 
Menschen gelingen kann. In Schwellen- und Entwick- 


lungsländern gibt es aber deutlich schwierigere Bedin- 
gungen, bei meist wesentlich höheren absoluten und 
Zuwachszahlen als in Deutschland und Europa, so dass 
dort staatliche und gesellschaftliche Belastungsgrenzen 
vergleichsweise schneller erreicht werden. 

Die Urbanisierung hat prägende Auswirkungen auf 
Dynamiken in Weltwirtschaft und Gesellschaft, auf die 
Lebensqualität der Menschen, die Zukunft der Demo- 
kratie sowie den globalen Ressourcen- und Energiever- 
brauch und damit auf die Zukunft der Erde insgesamt. 
Städte bieten viele Chancen für kulturelle, soziale und 
wirtschaftliche Entwicklung sowie für die Erhöhung 
von Ressourcen- und Energieeffizienz. Doch Urbani- 
sierung muss gestaltet werden, um folgenden Risiken 
zu begegnen: In Entwicklungs- und Schwellenlän- 
dern hat ein Drittel der städtischen Bevölkerung kei- 
nen adäquaten Wohnraum, in Afrika südlich der Sahara 
macht dieser Anteil sogar knapp zwei Drittel aus. Ins- 
gesamt lebten 2012 mehr als 850 Mio. Menschen in 
Slums (UN DESA, 2015), ohne ausreichenden Zugang 
zu lebensnotwendigen Infrastrukturen. Wie kann ver- 
hindert werden, dass sich die Zahl der Slumbewohner 
verdoppelt oder gar verdreifacht? Im Afrika südlich der 
Sahara ziehen derzeit zwei Drittel aller neuen Stadtbe- 
wohner in informelle Gebiete oder Slums, und es wird 
erwartet, dass die Hälfte der neuen Stadtbewohner 
dort auch langfristig verbleibt. Nach Prognosen der UN 
könnte die Bevölkerung in Afrika insgesamt bis 2100 
auf 4,4 Mrd. Menschen ansteigen (UN DESA, 2015). 
Falls die gegenwärtigen Urbanisierungstrends in Afrika 
sich fortsetzen, und in 2100 z.B. 80% der Menschen in 
Afrika in Städten lebten, und davon wiederum 60% in 
Slums, würden etwa 2 Mrd. Menschen in unwürdigen 
Stadtquartieren leben müssen. Eine solche Entwicklung 
muss aus Gründen sozialer Verantwortung verhindert 
werden, aber auch aus sicherheitspolitischer Perspek- 
tive, denn massive soziale Exklusion von Menschen 
birgt immer das Potenzial gesellschaftlicher Destabili- 
sierung. 

Hier ist ein fundamentaler Perspektivwechsel not- 
wendig, der nicht die Symptome bekämpft, sondern die 
Ursachen der Entstehung informeller Siedlungen mit 
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inadäquaten Wohnverhältnissen in den Fokus nimmt. 
Wie kann darüber hinaus sichergestellt werden, dass 
sich in Städten Lebensqualität entfaltet und Menschen 
ihre Potenziale nutzen können? Welche Charakteristika 
kennzeichnen lebenswerte Städte? Städte und Stadtge- 
sellschaften sind verantwortlich für den überwiegen- 
den Teil aller weltweiten Ressourcenverbräuche und 
Treibhausgasemissionen. Wie kann der globale Urba- 
nisierungsschub genutzt werden, um die Förderung 
von Lebensqualität von einer Erhöhung der Umweltbe- 
lastungen zu entkoppeln und die natürlichen Lebens- 
grundlagen zu sichern? Hierfür müssen vorhandene 
Leitbilder und Strategien angepasst oder neu erfun- 
den, entwickelt und umgesetzt werden. Angesichts 
des erwarteten massiven Zubaus an urbaner Infra- 
struktur besteht die Herausforderung, von vornherein 
Pfadabhängigkeiten zu vermeiden. Würden die neuen 
Quartiere und Städte nach den Modellen der ressour- 
cen- und emissionsintensiven urbanen Zentren der ver- 
gangenen zwei Jahrhunderte gebaut, geriete die Welt- 
gesellschaft im Verlaufe des 21. Jahrhunderts in Kon- 
flikt mit den planetarischen Leitplanken. Die Ausbrei- 
tung der konventionellen Urbanisierung im globalen 
Maßstab muss also gestoppt werden. In diesem Gut- 
achten beschreibt der WBGU transformative Pfade in 
eine nachhaltige Urbanisierung. 

Nachhaltige Urbanisierung hat sich internatio- 
nal als ein Handlungsfeld für die Politik etabliert. Das 
Thema erfährt derzeit durch die vom UN-Programm 
für menschliche Siedlungen (UN-Habitat) vorbereitete 
Weltkonferenz für Wohnungswesen und nachhaltige 
Stadtentwicklung (Habitat III) im Oktober 2016 große 
Aufmerksamkeit. Das WBGU-Gutachten wirft einen 
Blick auf die Urbanisierung des 21. Jahrhunderts und 
deren Wirkungen auf die menschliche Zivilisation, die 
Diversität der Städte, die Lebensqualität der Menschen 
und das Erdsystem. Der WBGU schlägt einen normati- 
ven Kompass vor, an dem sich die Urbanisierung der 
kommenden Dekaden orientieren könnte. Und er ent- 
wickelt Ideen zu einer polyzentrischen Stadtentwick- 
lung, die sowohl die Nachteile einer galoppierenden 
Verdichtung der Städte und nur schwer regierbarer 
Megastädte, als auch die hohen sozialen, ökologischen 
und kulturellen Kosten der Aufspaltung in sich entlee- 
rende rurale Räume und wachsende, oft überforderte 
Stadtagglomerationen zu vermeiden sucht. 

Urbanisierung und die Große Transformation 

Der WBGU thematisierte Urbanisierung bereits im 
Kontext der „Großen Transformation" zur Nachhaltig- 
keit, die er 2011 in seinem Hauptgutachten analysiert 
hat (WBGU, 2011). Im vorliegenden Gutachten geht es 


darum, die Große Transformation zur Nachhaltigkeit 
auf urbane Räume anzuwenden. Sie sollten im „Jahr- 
hundert der Städte" als wesentliche Motoren der Trans- 
formation zur Nachhaltigkeit eine entscheidende Rolle 
spielen. Der WBGU möchte verdeutlichen, wo Heraus- 
forderungen und Chancen liegen und in welchen Berei- 
chen grundlegende Änderungen und Systemwechsel 
erforderlich sind. Dazu wird eine Zusammenschau von 
drei Ebenen geleistet: Erstens betrachtet der WBGU mit 
dem Blick auf Städtebeispiele, urbane Akteursgruppen 
und Stadtbewohner die Transformation auf der Mikro- 
ebene. Zweitens untersucht der WBGU die Urbanisie- 
rung auf der Mesoebene in exemplarischen transfor- 
mativen Handlungsfeldern, also jenen Bereichen der 
Stadtentwicklung, in denen der WBGU die größten 
potenziellen Hebelwirkungen für die urbane Trans- 
formation zur Nachhaltigkeit sieht. Drittens identifi- 
ziert der WBGU auf der Makroebene Urbanisierung als 
einen der Kerntrends globalen Wandels, der massive 
Veränderungen in der Weltgesellschaft, der Weltwirt- 
schaft sowie dem Erdsystem auslöst. 

So sind Städte und ihre Bevölkerungen gleichzei- 
tig Treiber und Betroffene globaler Umweltverände- 
rungen. Der Klimaschutz ist in diesem Zusammenhang 
eine der größten Herausforderungen der Transforma- 
tion: Ein ungebremster Klimawandel würde die Lebens- 
grundlagen der Menschheit gefährden. Die umfangrei- 
chen Analysen des IPCC zeigen die spezifische Betrof- 
fenheit von Städten. Da viele städtische Verdichtungs- 
räume in flachen Küstenzonen liegen, bestehen hier 
z.B. besonders hohe Gefährdungsrisiken durch eine 
Kombination von Meeresspiegelanstieg, Absenkung 
der Landmassen durch hohe Auflasten (Bebauung) und 
Grundwasserübernutzung, Sturmereignissen sowie 
Überflutungen. Andere Risiken stehen im Zusammen- 
hang mit dem städtischen Hitzeinseleffekt oder Dürren 
und Wasserknappheit. Um die auf der Pariser Klima- 
konferenz 2015 vereinbarte Begrenzung der globalen 
Temperaturerhöhung auf deutlich weniger als 2°C zu 
erreichen, sollten die fossilen C0 2 -Emissionen bis spä- 
testens 2070 vollständig eingestellt werden; für eine 
anspruchsvollere Begrenzung auf 1,5°C entsprechend 
früher. Folglich muss auch in jeder einzelnen Stadt 
das Energiesystem bis dahin dekarbonisiert sein. Dazu 
muss die Dominanz des Systems der fossilen Energie- 
nutzung bald überwunden werden. Auch der Mobili- 
tätssektor sowie Gebäudeheizung und -kühlung müs- 
sen künftig ohne fossile C0 2 -Emissionen auskommen. 
Es gibt erfreuliche Anzeichen, dass die Staatengemein- 
schaft sich diesem entscheidenden Umschwung nähert. 
Der öffentliche Diskurs zum anthropogenen Klimawan- 
del hat sich in wenigen Jahren wesentlich verschoben 
und ist mittlerweile gesellschaftlich breit verankert. 
Das Übereinkommen von Paris von 2015 steht beispiel- 
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haft für den weltweiten Konsens über die Vermeidung 
eines anthropogenen Klimawandels. Städte als größte 
Energiekonsumenten werden für die Umsetzung eine 
zentrale Rolle spielen. 

Im Fokus dieses Gutachtens stehen neben dem 
Klimaschutz auch andere planetarische Leitplanken, 
etwa zum Schutz der Böden oder der biologischen Viel- 
falt (WBGU, 2014b), sowie die Anforderungen des 
lokalen Umweltschutzes, z.B. die Verbesserung der 
Luftqualität oder der Umgang mit Abfällen. Die urbane 
Transformation zur Nachhaltigkeit erfordert funda- 
mentale Änderungen der Landnutzungs-, Energie- und 
Transportsysteme, des Managements von Materialien 
und Stoffströmen sowie von städtischen Siedlungspoli- 
tiken und der baulich-räumlichen Gestalt von Städten. 

Von den Entscheidungen, die in Städten in den 
nächsten wenigen Jahren und Jahrzehnten getroffen 
werden, hängt der Fortgang der Großen Transforma- 
tion wesentlich ab. Hier muss ein Paradigmenwechsel 
stattfinden: weg von inkrementeilen Ansätzen, die im 
Wesentlichen von kurzfristigen Anforderungen getrie- 
ben sind, hin zu transformativen Änderungen mit 
strategischem, langfristigem Blick auf die natürlichen 
Lebensgrundlagen der Menschheit und die Schaffung 
von Urbanität, die menschliche Lebensqualität dauer- 
haft befördert. Dabei ist weniger die Perspektive von 
heute in Richtung Zukunft wichtig, die bereits einge- 
schlagene Wege meist als unausweichlich erscheinen 
lässt. Vielmehr geht es um die Sicht aus einer erstre- 
benswerten Zukunft zurück auf die Gegenwart: Wie 
können heute Wege eingeschlagen und Sackgassen 
vermieden werden, um diese nachhaltige Zukunft zu 
ermöglichen? 

Der WBGU stellt bei diesem Perspektivwechsel die 
Menschen, ihre Lebensqualität, ihre Handlungsfähig- 
keiten und -möglichkeiten sowie ihre langfristigen 
Zukunftsperspektiven in den Mittelpunkt des Nach- 
denkens über Städte. Dass Entwicklungskonzepte und 
-Strategien sich an Menschen und deren Lebensqua- 
lität und nicht nur an Wachstumsperspektiven aus- 
richten sollten, hat eine gewisse Tradition. Bereits vor 
nahezu drei Jahrzehnten forderten das Kinderhilfs- 
werk der Vereinten Nationen (UNICEF, 1987) sowie 
die Wirtschaftskommission der UN für Lateinamerika 
und die Karibik (UN CEPAL, 1996) in ihrer Kritik an 
den einseitig wirtschaftsliberalen Strukturanpassungs- 
programmen von Weltbank und Internationalem Wäh- 
rungsfonds eine wirtschaftliche „Anpassung mit einem 
menschlichen Gesicht". Die Sicherung einer Mindest- 
versorgung (z.B. Zugang zu adäquater Unterkunft, 
Ernährung, Gesundheit, Bildung) für alle Menschen 
sollte als Zielsystem von Entwicklung gelten. Diese 
Ausrichtung findet sich u.a. auch in den Dokumen- 
ten der Habitat-II-Konferenz (Istanbul-Deklaration 


und Habitat-Agenda, 1996) sowie in den im Jahr 2000 
verabschiedeten „Millenniumsentwicklungszielen" 
(Millennium Development Goals - MDGs). In den ver- 
gangenen Jahren wurde deutlich, dass selbst bei Ein- 
haltung dieser Mindeststandards oft wesentliche Teile 
der Bevölkerung an der wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Entwicklung nicht oder kaum beteiligt 
sind. Armutsreduzierung garantiert nicht, dass alle 
Menschen vor dem Gesetz gleich sind und nicht dis- 
kriminiert werden. Also muss es auch darum gehen, die 
erheblichen sozialen und wirtschaftlichen Ungleichhei- 
ten abzubauen sowie soziale, politische und kulturelle 
Marginalisierung und Exklusion von - teils großen - 
Teilen der Bevölkerung in Stadtgesellschaften zu ver- 
hindern. Die 2015 international vereinbarten „Ziele für 
nachhaltige Entwicklung" (Sustainable Development 
Goals - SDGs) geben hierfür einen Rahmen vor, ins- 
besondere das SDG Nr. 10 „Ungleichheit innerhalb von 
und zwischen Staaten verringern" und das SDG Nr. 11: 
„Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfä- 
hig und nachhaltig machen" (BMZ, 2015). 

Vor diesem Hintergrund setzt der WBGU mit seinem 
am Menschen orientierten Blick auf Urbanisierung auf 
ein umfassendes Konzept von Lebensqualität und Wohl- 
stand, das über Minimalziele der substanziellen Teilhabe, 
etwa der Überwindung absoluter Armut und der Siche- 
rung angemessener Wohnverhältnisse, hinausreicht. Es 
beinhaltet auch umfassende Inklusion, insbesondere 
politische und ökonomische Teilhabe, und setzt somit 
auf eine Befähigung der Stadtbevölkerung zur aktiven 
Mitwirkung an der Stadtentwicklung. Es soll außerdem 
wesentliche Bedingungen für menschliche Lebensqua- 
lität wie Selbstwirksamkeit, Identität, Solidarität, Zuge- 
hörigkeitsgefühle, Vertrauen und soziale Netzwerke 
berücksichtigen. Die Umkehr der Trends zunehmender 
Ungleichheit der Lebensbedingungen und Entwicklungs- 
chancen von Menschen sowie der Übergang von Exklu- 
sion zur Inklusion ist zum einen Voraussetzung und Ziel 
für menschliche Entwicklung; zum anderen können nur 
so Risiken für die Stabilität der Stadtgesellschaften, der 
Nationalstaaten und schließlich auch der Staatengemein- 
schaft eingehegt werden. Die aktuellen Implosionen und 
Explosionen einer steigenden Anzahl von Gesellschaften 
in Ländern Nordafrikas und Afrikas südlich der Sahara, 
die durch hohe Exklusionsniveaus charakterisiert sind, 
sind ein Warnsignal für die internationale Gemeinschaft, 
das nicht übersehen werden sollte. 

Für die am Menschen orientierte Gestaltung der 
Umbruchsituationen des „Jahrhunderts der Städte" hat 
der WBGU zunächst einen „normativen Kompass" ent- 
wickelt, der drei Dimensionen umfasst: 

> erstens die Erhaltung der natürlichen Lebensgrund- 
lagen durch Beachtung planetarischer Leitplanken 
und den Schutz der lokalen Umwelt; 


Drucksache 18/9590 


-4- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


> zweitens die Sicherstellung substanzieller, politi- 
scher und ökonomischer Teilhabe der Stadtbewoh- 
ner; 

> drittens öffnet der WBGU den Blick für die soziokul- 
turelle wie räumliche Diversität der Städte und 
Stadtgesellschaften sowie die daraus erwachsende 
Pluralität der urbanen Transformationspfade: Jede 
Stadt muss auf „ihre eigene Art" den Weg in eine 
nachhaltige Zukunft suchen. Diese „Eigenart" ist 
nicht nur von großer Bedeutung für die Herstellung 
urbaner Lebensqualität und Identität, sondern ist 
auch unverzichtbare Ressource im Sinne der Entfal- 
tung jeweils stadtspezifischer Kreativitäts- und 
Innovationspotenziale. Der WBGU führt mit der 
Dimension „Eigenart" eine neue Kategorie in die 
Nachhaltigkeitsdiskussion ein. 

Der WBGU plädiert für eine stärkere Berücksichtigung 
polyzentrischer Ansätze urbaner Entwicklung: Die in 
vielen Regionen der Welt zu beobachtende Konzent- 
ration der Bevölkerung auf einen oder wenige zentrale 
Orte und Stadtagglomerationen, bei gleichzeitiger öko- 
nomischer, sozialer, politischer und kultureller Margi- 
nalisierung bzw. Benachteiligung ruraler und kleinstäd- 
tisch geprägter Räume, führt dazu, dass (Mega-)Städte 
immer mehr Menschen, Ressourcen, Kapital auf Kosten 
ihres Umlandes „aufsaugen". Der Einfluss der Städte, 
der sich bis Mitte des Jahrhunderts in globalem Maß- 
stab ausdehnen wird, reicht inzwischen vom direkten 
Hinterland bis in weit entfernte Regionen. Diese Reich- 
weite des urbanen Ressourcenbedarfs hat Brenner 
(2013) als Planetary Urbanization beschrieben. 

Zurück bleiben nicht selten verödete, unattraktive 
ländliche Regionen, während, gerade in den Entwick- 
lungs- und Schwellenländern, rasch wachsende (Mega-) 
Städte entstehen, mit überlasteten Infrastrukturen, 
überforderten Stadtverwaltungen, lebensfeindlichen 
Siedlungsstrukturen und sozioökonomisch polarisier- 
ten Stadtgesellschaften. Thailand ist ein Beispiel: Mehr 
als 80% der urbanen Bevölkerung Thailands leben in 
der Hauptstadt Bangkok (World Bank, 2015c: 114). 

Der WBGU empfiehlt eine Neuorientierung. Polyzen- 
trische Ansätze könnten die Attraktivität von Städten 
stärken, die Nachteile überzogener Konzentration und 
Verdichtung von Städten vermeiden und zugleich die 
Vorteile dezentraler Siedlungsmuster mobilisieren. Die 
konventionelle Dichotomie zwischen Stadt- und Land- 
flucht, Konzentration und Dispersion von Siedlungs- 
strukturen, wird durch eine Perspektive überwunden, 
die statt auf klare Trennungen zwischen „Stadt" und 
„Land", „Zentrum" und „Peripherie" systematisch auf 
Vernetzungen zwischen Siedlungspolen sowie auf Zwi- 
schenräume, die kleine und große Städte sowie rurale 
Räume verbinden, setzt. 

Polyzentrische Stadtentwicklung ist beispiels- 


weise ein Rahmenkonzept der EU und richtet sich auf 
Brückenbildung zwischen Agglomeration und Dekon- 
zentration, nicht auf deren Polarisierung. Durch eine 
Stärkung von Klein- und Mittelstädten sowie deren 
Vernetzung mit größeren Städten verbindet sie die Vor- 
teile von Agglomeration und Dezentralität miteinander. 

Eine solchermaßen hybride Siedlungsstrategie, die 
polyzentrische Ansätze betont, ist für eine Reihe von 
Dimensionen der urbanen Entwicklung relevant: 

> Poly zentrische Raumstrukturen ermöglichen eine 
bessere Ressourcennutzung, wenn Wasser, Nah- 
rungsmittel, Energie nicht mehr von weit her in die 
wenigen Zentren transportiert werden müssen. 
Dezentrale Versorgung mit erneuerbaren Energien 
und digitale Vernetzung können die Vorteile poly- 
zentrische Raumstrukturen unterstützen. 

> Poly zentrische Siedlungsstrukturen und polyzentri- 
sche Städte begünstigen kulturelle Identitätsbildung, 
verbinden Diversität von Stadtgesellschaften mit 
überschaubaren Siedlungsmustern sowie Quartie- 
ren, können Segregationstrends einhegen und öff- 
nen Räume für Konnektivität und Innovation. 

> Poly zentrische Stadtstrukturen erhöhen die Absorp- 
tionsfähigkeit und Resilienz von Stadtgesellschaften 
gegenüber Schocks (wie klimainduzierte Extrem- 
ereignisse, Immigrationsschübe). 

> Poly zentrische Entscheidungsfindung und polyzentri- 
sche Governance-Strukturen in Städten setzen auf 
die Beteiligungsmöglichkeiten der lokalen Zivilge- 
sellschaft und kollaborative Governance. 

> Städte sollten zudem in eine polyzentrische Verant- 
wortungsarchitektur eingebettet sein. Indem Städten 
und ihren Zivilgesellschaften in ihren Nationalstaa- 
ten mehr Gestaltungsfähigkeit eingeräumt wird (ver- 
tikale Einbettung der Städte plus lokale Gestaltungs- 
spielräume) und diese sich horizontal vernetzen 
können, entsteht eine lokal-national-global gestaf- 
felte Governance- und Verantwortungsarchitektur, 
bei der Verantwortungen an verschiedenen, vonein- 
ander (teilweise) unabhängigen Knotenpunkten 
über unterschiedliche Governance-Ebenen verteilt 
sind. Diese polyzentrische Governance-Perspektive 
stellt Abstimmungsmechanismen und Reflexivitäten 
her, die die relative Unabhängigkeit (Independenz) 
von Städten (aber auch Staaten), bei gleichzeitig 
hoher Interdependenz zwischen ihnen betonen 
(Messner, 1997; Stichweh, 2004; Ostrom, 2010). 

Diversität der Städte: Herausforderung und 
Chance 

In diesem Gutachten wird die Diversität von Städ- 
ten und Stadtgesellschaften sowie die damit verbun- 
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dene Pluralität von Transformationspfaden zur Nach- 
haltigkeit ausgeleuchtet. Städte wie z.B. Kopenhagen 
sind auf einem ambitionierten Weg zur Nachhaltigkeit, 
der durch die Verbindung von wirtschaftlicher Dyna- 
mik mit sozialer Inklusion sowie Ressourcenschutzma- 
nagement und Klimaverträglichkeit gekennzeichnet ist. 
Städte wie etwa Kairo, Mumbai, Kigali oder Guangz- 
hou hingegen sind mit wesentlich anderen Herausfor- 
derungen und Ausgangsbedingungen konfrontiert (z.B. 
mit der mangelhaften Absicherung substanzieller Teil- 
habe), um eine am Menschen und an planetarischen 
Leitplanken orientierte Stadtentwicklung voranzubrin- 
gen. Nachhaltigkeit ist ein universelles Zielsystem, die 



Abbildung 1 

Schema dominierender globaler Siedlungsmuster (Formen), 
deren Treiber (Kräfte) und deren Herausforderungen in Bezug 
auf den „normativen Kompass" des WBGU (Werte). 

Im globalen Urbanisierungsprozess sind drei Siedlungsmuster 
besonders prägend: erstens die historisch gewachsenen, reifen 
Stadt- bzw. Quartiersmuster mit einem festen Baubestand, 
etablierten Infrastrukturen und mit einer weitgehend 
konsolidierten Governance, zweitens die geplanten, oft 
rasch expandierenden und rezenten Urbanisierungsprozesse 
sowie drittens die informellen Siedlungen. Bedeutende 
Treiber (Kräfte) der Urbanisierungsprozesse sind Zeit, 

Macht und Not. Der Faktor Zeit berücksichtigt, dass 
evolutionärer Wandel, Beschleunigung, Regressionen 
nach Zäsuren sowie die Ungleichzeitigkeit z.B. von Natur- 
und Kulturgeschichte starken Einfluss auf Stadtmuster 
besitzen. Macht beschreibt Konstellationen, bei denen 
der Entwicklungsprozess auch gegen den Willen anderer 
durchgesetzt wird. Not im Sinne von Knappheit, Gefahr 
oder Leid formt Stadtmuster durch Exklusion, etwa infolge 
von Armut, Unterdrückung, Krisen oder Konflikten. Für 
alle Siedlungsmuster besteht die Herausforderung, ihre 
Entwicklung an normativen Grundwerten auszurichten. Dazu 
schlägt der WBGU einen „normativen Kompass" vor. Dessen 
Elemente sind erstens die Eigenart, also die soziokulturelle 
wie räumliche Diversität der Städte, zweitens die Teilhabe, 
also universelle Mindeststandards für substanzielle, politische 
und ökonomische Teilhabe und drittens die Erhaltung 
der natürlichen Lebensgrundlagen, also die Formung 
und der Betrieb der urbanen Substanz im Einklang mit 
den planetarischen Leitplanken und der Lösung lokaler 
Umweltprobleme. Die blauen bzw.roten Pfeile illustrieren 
mögliche Urbanisierungsdynamiken, Rückkopplungseffekte 
und Interventionspunkte. 

Quelle: WBGU 


Wege dorthin werden vielfältig sein. 

Diese historisch gewachsene und gegenwärtige 
Diversität der Städte und ihrer Akteure ist ein entschei- 
dendes Merkmal der globalen Urbanisierung. Auf die- 
ser Basis versucht der WBGU mit einer Analyse domi- 
nierender städtischer Siedlungsdynamiken und ihrer 
Treiber einen aggregierten, synthetischen Blick. Bei 
aller Diversität können unter verschiedenen Treibern 
städtischer Entwicklung drei wesentliche „Baumeis- 
terinnen" identifiziert werden: Macht, Not und Zeit. 
Der Einfluss dieser drei Faktoren wird anhand von drei 
vom WBGU als zentral erachteten urbanen Siedlungs- 
mustern - den neu geplanten, den informellen und den 
reifen Stadtstrukturen - aufgezeigt. 

Bestimmend für den Bau vieler neu geplanter Städte 
und Stadtquartiere (z.B. in China und Indien) ist der 
Faktor Macht: In kurzer Zeit und großem Umfang wer- 
den Siedlungen „top down" geplant und umgesetzt. In 
informellen Siedlungen sind häufig Armut, inadäquate 
Wohnverhältnisse und menschenunwürdige Lebensbe- 
dingungen die herausragenden Probleme: Not ist oft 
Treiber und Kennzeichen für dieses Siedlungsmuster. 
Historisch gewachsene, reife Städte entwickelten sich 
oft über Jahrhunderte. Sie weisen einen gewachsenen 
Baubestand und städtische Infrastrukturen auf, die 
schwer umkehrbare Pfadabhängigkeiten bedingen. In 
reifen Städten und Stadtquartieren war und ist daher 
die Zeit ein zentraler Faktor der urbanen Entwicklung. 
Alle drei Konstellationen (neu geplant, informell und 
reif) sind für die urbane Transformation essenziell. 

Diese Überlegungen verdichten sich zu einer Drei- 
Ebenen-Systemanalyse, die die Haupttreiber und 
Kräfte der Urbanisierung, deren Formen und Arche- 
typen sowie den normativen Kompass des WBGU mit- 
einander verbindet (Abb. 1). 

Die Wucht der Urbanisierung und ihrer Auswir- 
kungen ist so groß, dass man sich diesem Trend stellen 
muss. Vor dem Hintergrund der bestehenden kogniti- 
ven, technischen, ökonomischen, institutionellen Pfad- 
abhängigkeiten würde ein „Weiter so", also eine unge- 
staltete, gleichsam automatisch ablaufende Urbanisie- 
rung zu einer nicht nachhaltigen Welt-Städte-Gesell- 
schaft führen. Es ist anzunehmen, dass bis Mitte des 
Jahrhunderts etwa 2,5 Mrd. Stadtbewohner hinzukom- 
men werden (UN DESA, 2014). Derzeit leben mehr als 
850 Mio. Menschen unter inadäquaten Wohnverhält- 
nissen ohne substanzielle Basisversorgung. Diese Zahl 
könnte sich bis 2050 um 1 bis 2 Mrd. erhöhen, sofern 
keine signifikanten Maßnahmen dagegen unternom- 
men werden (UN DESA, 2013). Demnach werden bis zu 
1,5 Mrd. weitere Menschen in neuen, rasch geplanten 
und gebauten Stadtquartieren hinzukommen, die vor- 
aussichtlich kaum Möglichkeiten der Teilhabe an deren 
Gestaltung haben werden. Eigenart in diesen im Zeit- 
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raffer entstehenden Neustädten zu entwickeln, dürfte 
der Quadratur eines Kreises gleichkommen. 

Dies entspricht nicht den vom WBGU postulierten 
normativen Anforderungen; wesentliche Aspekte der 
Lebensqualität blieben diesen Menschen versagt. Die 
damit verbundenen erheblichen Herausforderungen 
müssen von der internationalen Gemeinschaft, den 
Nationalstaaten, den Städten und ihren Bewohnern 
angenommen werden. Der WBGU konzentriert sich in 
diesem Gutachten vor allem darauf, wie die absehbare 
Dynamik mit Blick auf die Lebensqualität der Men- 
schen gestaltet werden kann. In den nächsten Dekaden 
werden die Entscheidungen fallen, in welche Richtung 
sich die Urbanisierung wendet. Der WBGU ist der Über- 
zeugung, dass sich hier ein Gelegenheitsfenster bietet, 
um die Weichen in Richtung Nachhaltigkeit zu stellen. 
Dieses Fenster könnte sich jedoch rasch wieder schlie- 
ßen, so dass wenig Zeit verbleibt, um den Urbanisie- 
rungsprozess adäquat zu gestalten bzw. umzusteuern. 

Die Analyse des WBGU stützt die These, dass die 
Urbanisierung mit der Großen Transformation zur 
Nachhaltigkeit kompatibel sein kann, sofern auf allen 
Ebenen beherzte Maßnahmen ergriffen werden. Unter 
Rückgriff auf das Gutachten „Gesellschaftsvertrag für 
eine Große Transformation" (WBGU, 201 1) konkreti- 
siert der WBGU die Idee des „Gesellschaftsvertrags für 
die urbane Transformation zur Nachhaltigkeit " und 
formuliert im vorliegenden Gutachten die Elemente 
für einen solchen Gesellschaftsvertrag. Er sollte sich 
weltweit und auf verschiedenen Governance-Ebenen 
in Form ausformulierter Chartas widerspiegeln. Die 
2016 anstehende Weltkonferenz für Wohnungswesen 
und nachhaltige Stadtentwicklung „Habitat III" bietet 
die Chance, den Aushandlungsprozess für eine solche 
Charta auf der globalen Ebene auf den Weg zu bringen. 
Auch Stadtgesellschaften sollten gemeinsame Visionen 
des Transformationsprozesses partizipativ aushandeln 
und in einer jeweils eigenen Stadt-Charta für urbane 
Transformation niederlegen. Ähnliche Chartas können 
auch auf regionaler und nationaler Ebene sinnvoll sein, 
um das neue Verhältnis der Städte zu den Nationalstaa- 
ten auf eine neue Grundlage zu stellen. Nur wenn Städte 
und Stadtgesellschaften ausreichend befähigt werden, 
können sie die Chancen zur Nachhaltigkeit nutzen und 
die urbanen Transformationspfade erfolgreich beschrei- 
ten. In den Städten wird sich entscheiden, ob die Große 
Transformation gelingt. 


2. Anforderungen an die urbane Transformation 

Im September 2015 wurden die Weichen für die 
Umwelt- und Entwicklungspolitik der kommenden 
Jahrzehnte neu gestellt. Die Weltgemeinschaft hat sich 


auf 17 neue Ziele für nachhaltige Entwicklung geeinigt 
(SDGs), die auf die Transformation der Welt in Rich- 
tung Nachhaltigkeit ausgerichtet sind. Viele der SDGs 
sind für die Gestaltung der Urbanisierung relevant 
und eines dieser Ziele bezieht sich direkt auf Städte. 
Der Auftrag des SDG 11 lautet: „Städte und Siedlun- 
gen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nachhal- 
tig machen". Auch die Ziele des Übereinkommens von 
Paris vom Dezember 2015, die sich auf Klimaschutz, 
Anpassung und Resilienz gegenüber dem Klimawan- 
del sowie die Konsistenz von Finanzflüssen mit einer 
klimaverträglichen und klimaresilienten Entwicklung 
beziehen, werden ohne grundlegende Kursänderun- 
gen in den Städten nicht erreichbar sein. Im Rahmen 
der Habitat-III-Konferenz 2016 in Ecuador sollen diese 
Zielsysteme konkretisiert werden und es soll mit einer 
„New Urban Agenda" eine politische Strategie für die 
nächsten zwei Jahrzehnte entwickelt werden. 

Aus Sicht des WBGU beinhaltet eine an Lebensqua- 
lität und Wohlstand der Menschen orientierte urbane 
Transformation zur Nachhaltigkeit die folgenden 
Anforderungen. 

Anforderung Infrastruktur 

Die Infrastrukturentwicklung konnte in der Vergan- 
genheit mit dem rasanten Urbanisierungsprozess 
nicht Schritt halten. Mehr als 850 Mio. Stadtbewoh- 
ner leben in inadäquaten Wohnverhältnissen. Welt- 
weit haben in Städten etwa 750 Mio. Menschen kei- 
nen Zugang zu angemessener sanitärer Versorgung und 
150 Mio. Menschen keinen Zugang zu sauberem Trink- 
wasser (WWAP, 2015). In den Niedrigeinkommenslän- 
dern haben etwa ein Drittel der Stadtbewohner kei- 
nen Zugang zu Elektrizität und etwa drei Viertel kei- 
nen Zugang zu modernen Energieträgern zum Kochen 
(IEA und World Bank, 2015). Diesen Menschen Zugang 
zu angemessener Basisinfrastruktur zu verschaffen, ist 
bereits eine erhebliche Herausforderung. 

Zudem müssen bis Mitte des Jahrhunderts für etwa 
2,5 Mrd. Menschen im Zeitraffer neue Wohnungen und 
städtische Infrastrukturen gebaut werden (UN DESA, 
2014). Die urbane Bevölkerung 2050 wird größer 
sein als die heutige gesamte Weltbevölkerung. Hier- 
aus folgen erhebliche Herausforderungen im Bausek- 
tor, denn in den nächsten drei Jahrzehnten müssen in 
etwa genauso viele Infrastrukturen hinzukommen, wie 
seit den Anfängen der Industrialisierung entstanden 
sind. Zusätzlich muss im gleichen Zeitraum der über- 
wiegende Teil bestehender Infrastrukturen erneuert 
werden. Etwa 85% des neuen Wohnbedarfs wird in 
Schwellenländern erwartet, davon ca. 50% in China 
(McKinsey, 2011). Die große Herausforderung wird 
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darin bestehen, für diesen massiven Urbanisierungs- 
schub rechtzeitig die Weichen in Richtung Nachhaltig- 
keit zu stellen. 

Die Errichtung dieser urbanen Infrastrukturen wird 
demnach erhebliche Auswirkungen auf den Ressour- 
cenverbrauch, die Treibhausgasemissionen sowie den 
Druck auf Ökosysteme haben und die zukünftige 
Lebensqualität der Menschen massiv prägen. Diese 
beschleunigte Infrastrukturrevolution wird also dis- 
ruptiven globalen Wandel auslösen. Das Zeitfenster 
bis 2050 eröffnet Spielräume, nachhaltige Städte für 
das 21. und 22. Jahrhundert zu schaffen. Gleichwohl 
besteht ein großes Risiko, dass die neu entstehenden, 
langlebigen Infrastrukturen im Wesentlichen nach dem 
Vorbild der vergangenen Jahrhunderte gebaut werden 
und somit unerwünschte und irreversible Pfadabhän- 
gigkeiten entstehen. Sollte etwa der Infrastrukturaus- 
bau mit einem C0 2 -Fußabdruck erfolgen, der demje- 
nigen der derzeitigen Infrastruktur aus Zement, Stahl 
und Aluminium in Industrieländern entspricht, könnte 
allein der Aufbau neuer Infrastrukturen in Schwel- 
len- und Entwicklungsländern zu 350 Gt C0 2 -Emissio- 
nen führen (Müller et al., 2013). Dies allein entspricht 
bereits etwa einem Drittel des insgesamt noch zur Ver- 
fügung stehenden C0 2 -Budgets, wenn der Klimawan- 
del auf weniger als 2 °C begrenzt werden soll und mehr 
als drei Vierteln des Budgets, wenn der Klimawandel 
auf 1,5°C begrenzt werden soll. Hinzu kommen der 
weitere Infrastrukturausbau in Industrieländern sowie 
die zukünftigen Emissionen, die durch die Infrastruktur 
determiniert werden. Damit würden sich ressourcen- 
und treibhausgasintensive Urbanisierungsprozesse in 
den nächsten Jahren und Jahrzehnten verstetigen. 

Die neuen Zielsetzungen der SDGs wie auch des 
Übereinkommens von Paris würden bei weitem verfehlt 
und die Klimaschutzleitplanke durchbrochen. Insofern 
ist eine Abkehr von einem Großteil der gängigen Inf- 
rastrukturmuster notwendig. Die Neuerfindung der 
Städte im Zeitraffer ist demnach eine globale Heraus- 
forderung, die sich nicht mit inkrementellen Verbesse- 
rungen erreichen lässt, sondern transformative Strate- 
gien mit Leapfrogging-Effekt erfordert. Ob sie gelingt, 
hängt auch von internationaler Kooperation (z.B. von 
Technologietransfers oder der Stärkung des Städte- 
themas in den Vereinten Nationen) und den Autono- 
miespielräumen, die die Nationalstaaten den Städten 
einräumen, ab - aber eben auch und entscheidend vom 
Handeln der Stadtgesellschaften selbst. Die urbane 
Transformation zur Nachhaltigkeit gelingt oder schei- 
tert in den Städten der Weltgesellschaft. 

Es wird deutlich, dass es transformativer Maßnah- 
men bedarf, die die Form der Städte, ihre Stoffe und 
Materialien, ihren Betrieb und ihre Funktionen betref- 
fen. Für die neuen Städte und Stadtteile werden z.B. 


klimaverträgliche Baustoffe benötigt, denn Stahl, 
Zement und Beton gehören zu den Treibern der globa- 
len Erwärmung. Allein in China wurde in den drei Jah- 
ren von 2008 bis 2010 mehr Zement verbaut als in den 
USA im gesamten 20. Jahrhundert (Smil, 2014:91). 
Auch die Formen und Ausstattungen von Gebäuden 
müssen sich verändern, denn ein großer Teil der welt- 
weiten Treibhausgasemissionen entsteht durch Küh- 
lung und Beheizung von Gebäuden. Zudem sind völlig 
neue Muster urbaner Infrastrukturen notwendig, z.B. 
in Bezug auf den Mobilitätssektor, wo ein Wandel der 
autogerechten in eine menschengerechte Stadt anzu- 
streben ist. 

Die Transformation in den Städten impliziert kom- 
plexe Herausforderungen, da die Infrastrukturen von 
Elektrizität, Wärme, Wasserver- und -entsorgung, 
Abfall, Mobilität und der Gebäude innerhalb weniger 
Dekaden umgebaut werden müssen, unter Beachtung 
der Anforderungen an urbane Lebensqualität. Für die- 
sen raschen Kurswechsel wird es angesichts der Diver- 
sität der Städte keine universellen Leitbilder geben. 

Die Anforderungen an eine transformative urbane 
Governance sind entsprechend hoch, denn dem not- 
wendigen fundamentalen Wandel stehen Blockade- 
mechanismen gegenüber, die sich nicht nur aus tech- 
nischen Pfadabhängigkeiten, sondern auch aus fest- 
gefügten Akteurskonstellationen sowie mangelnden 
finanziellen und institutioneilen Kapazitäten ergeben. 
In den kommenden drei Dekaden könnten die Weichen 
in Richtung einer nachhaltiger Urbanisierung gestellt, 
aber auch eine Kaskade von dann irreversiblen Fehlent- 
scheidungen in Gang gesetzt werden, die die Mensch- 
heit in eine Zivilisationskrise führen. 


Anforderung urbane Lebensqualität 

Im Prozess der urbanen Transformation geht es jedoch 
nicht nur um Städtegestaltung und Infrastrukturent- 
wicklung innerhalb der planetarischen Leitplanken, 
sondern auch um die Frage, wie für die aktuell mehr 
als 850 Mio. in Slums lebenden Menschen angemes- 
sene Wohnverhältnisse sichergestellt werden können 
und darüber hinaus, wie die urbane Lebensqualität von 
Menschen verbessert werden kann. Es stellt sich also 
die Frage nach dem guten Leben von Menschen in der 
Welt-Städte-Gesellschaft des 21. Jahrhunderts. Über 
die Herausforderungen, Arbeit und Beschäftigung in 
Städten zu schaffen, hinaus, stellen sich zwei grund- 
sätzliche Fragen. 

Erstens: Wie müssen Städte gestaltet werden, in 
denen Menschen sich wohlfühlen und ihre Potenzi- 
ale entfalten können? Seit geraumer Zeit setzt sich die 
Erkenntnis durch, dass Lebensqualität nicht nur vom 
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Bruttoinlandsprodukt einer Gesellschaft und den indi- 
viduellen Einkommen abhängt. Menschen benötigen 
den Zugang zu wichtigen Dienstleistungen wie Bil- 
dung, Gesundheit, Wohnung. Doch Lebensqualität und 
das subjektive Wohlbefinden in Städten müssen umfas- 
sender betrachtet werden. Wie sehen menschenfreund- 
liche Städte aus, und gibt es hierfür universelle Maß- 
stäbe? Wie wirken sich Architektur, die Gestaltung von 
Räumen, Plätzen, Gebäuden und Infrastrukturen sowie 
Baumaterialien auf die Lebensqualität von Menschen 
aus? Wie spielen urbanes Design, soziale Netzwerke, 
Identifikation und „Heimatgefühle" sowie Gestaltungs- 
möglichkeiten von Menschen zusammen? Wenn Men- 
schen ihre Lebensqualität vor allem in ihrem unmittel- 
baren Lebensraum hersteilen, ist der Urbanisierungs- 
schub bis 2050 eine große Chance, Städte menschen- 
gerecht zu entwickeln. Es gibt aber auch ein großes 
Risiko, schwer korrigierbare Lehlentscheidungen zu 
treffen. Die Lebensqualität in der Welt-Städte-Gesell- 
schaft wird also entscheidend davon abhängen, wel- 
che Entscheidungen zu Urbanisierungspolitiken und 
-Strategien weltweit getroffen werden. 

Zweitens: Wie können Menschen auf dynamische 
Urbanisierungsprozesse Einfluss nehmen bzw. an ihnen 
teilhaben, wenn viele urbane Räume in kurzer Zeit tief- 
greifende Veränderungen durchlaufen oder vollständig 
neu aufgebaut werden? Menschenfreundliche Städte 
entstehen vor allem, wenn Bürger an ihrer Gestaltung 
mitwirken können. Zwei aktuelle Tendenzen lassen sich 
beobachten, die Anlass zur Sorge geben. Zum einen ist 
der Einfluss von großen Immobilieninvestoren in den 
Metropolen vieler Industrie- und Schwellenländer so 
prägend, dass Stadtverwaltungen und andere Verant- 
wortliche eine am Menschen orientierte, nachhaltige 
Stadtentwicklung und gute Lebensqualität nicht mehr 
hinreichend beachten werden. Obwohl Bürger zum Teil 
an Planungsverfahren beteiligt werden, nehmen Bürger- 
proteste gegen städtische Entwicklungsvorhaben zu (z. B. 
Gezi-Park in Istanbul; Großbauprojekte im Umfeld der 
Fußballweltmeisterschaft in Brasilien; Projekt „Stuttgart 
21" in Deutschland). Zum anderen waren 2012 am ande- 
ren Ende des Entwicklungsspektrums bereits mehr als 
850 Mio. Menschen auf sich selbst gestellt. Sie leben in 
informellen, oft menschenunwürdigen Siedlungen, und 
ihre Zahl könnte sich bis 2050 mehr als verdoppeln. In 
beiden Fällen geht es um die Frage, ob und wie Menschen 
angemessen an der Gestaltung der urbanen Entwicklung 
beteiligt werden können. Selbst die ambitioniertesten 
Energie- und Ressourceneffizienzprogramme sind aus 
der Perspektive einer am Menschen orientierten, nach- 
haltigen Stadtentwicklung im Sinne des „normativen 
Kompasses" des WBGU kein Ersatz für die Beteiligungs- 
chancen von Menschen zur Gestaltung ihres unmittel- 
baren Lebensumfeldes. 


Anforderung Umweltschutz 

Städte sollen umweltfreundlich sein und den Men- 
schen einen gesunden Lebensraum bieten. Damit wird 
Umweltschutz in den Städten zu einer der wichtigsten 
Anforderungen für Lebensqualität und Wohlstand der 
Stadtbevölkerung und somit auch der urbanen Trans- 
formation. 

> Luftverschmutzung innerhalb und außerhalb von 
Gebäuden ist das größte Umweltgesundheitsrisiko, 
das weltweit für knapp 7 Mio. vorzeitige Todesfälle 
pro Jahr verantwortlich gemacht wird, die meisten 
von ihnen in Städten (WHO Europe, 2015a:viii). In 
China ist die Luftverschmutzung eine der wichtigsten 
Todesursachen; auch indische Metropolen sind stark 
betroffen. Selbst in Industrieländern, die bereits viel 
in Luftqualität investiert haben, werden städtische 
Grenzwerte für Luftverschmutzung regelmäßig über- 
schritten. Insgesamt wurden 2010 in Europa durch 
Luftverschmutzung etwa 600.000 vorzeitige Todes- 
fälle verursacht (WHO Europe, 2015a: viii). Weltweit 
könnte sich die Zahl der vorzeitigen Todesfälle durch 
Luftverschmutzung außerhalb von Gebäuden bis 
2050 sogar verdoppeln (Lelieveld et al., 2015). 

> Wasserknappheit und Wasserverschmutzung betref- 
fen bereits heute sehr viele Städte: Weltweit liegt 
rund die Hälfte aller Städte mit mehr als 100.000 
Einwohnern in Gebieten, die von Wasserknappheit 
betroffen sind (Richter et al., 2013). Es ist zu erwar- 
ten, dass sich die Wasserknappheit durch den Klima- 
wandel und das Wachstum dieser Städte erheblich 
verschärfen wird (z. B. Lima wegen der Abhängigkeit 
von Gletscherwasser, Mexiko-Stadt und Lahore 
wegen Grundwasserverknappung). Wasserver- 
schmutzung ist ein typisches Problem urbaner Ver- 
dichtungsräume, vor allem in Entwicklungs- und 
Schwellenländern, wo unbehandelte Abwässer die 
Wasserressourcen in den städtischen Einzugsgebie- 
ten kontaminieren. Besonders risikoreich ist es, 
wenn zu den städtischen Abwässern unbehandelte 
Industrieabwässer hinzukommen. 

> Abfaüentsorgung ist überwiegend ein Problem der 
Städte. Im Vergleich zu anderen Ländergruppen 
generieren die Städte in Industrieländern den meis- 
ten Müll pro Kopf, aber die Zuwachsraten gehen 
zurück. In Entwicklungs- und vor allem in Schwel- 
lenländern steigen die Mengen aber stark an. Bis 
2025 kann es weltweit zu einer Verdopplung der 
Abfallmengen kommen (Hoornweg et al., 2013). In 
vielen Vierteln gibt es keine geordnete Sammlung 
und Abtransport, was erhebliche negative Auswir- 
kungen auf die öffentliche Gesundheit hat. Etwa 
70% der Siedlungsabfälle, teilweise Sondermüll, 
landen auf Deponien, die oft Oberflächengewässer, 
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Grundwasser oder Böden kontaminieren und Treib- 
hausgase emittieren (ISWA, 2012:5). Dezentrale 
Verbrennung von Abfall mit unzureichender Technik 
verschärft die Luftverschmutzung. 

Die Anforderung geht aber über den lokalen urbanen 
Umweltschutz weit hinaus, da Städte auch (Mit-)Ver- 
ursacher globaler Umweltprobleme sind, die die natür- 
lichen Lebensgrundlagen langfristig und in komple- 
xen Kausalzusammenhängen bedrohen. Riesige Tage- 
baulandschaften, Rodungen von Primärwäldern für 
Palmölplantagen und Viehzucht, Elektronikschrott- 
berge in Afrika und Asien, Plastikstrudel in den Mee- 
ren, großflächige Mais- und Sojamonokulturen und 
nicht zuletzt der Klimawandel werden vor allem durch 
den Konsum in den Städten verursacht. Hier konzen- 
triert sich die Nachfrage nach Ressourcen. Städte sind 
zugleich die Knotenpunkte der weltweiten Rohstoff- 
ströme für den Bau, für Konsumgüter oder für Pro- 
dukte aus der Land- und Forstwirtschaft. 

Die damit verknüpften systemischen Fernwirkun- 
gen oder ökologischen Fußabdrücke steigen mit dem 
Entwicklungsstand und dem Urbanisierungsgrad steil 
an und sollten daher bei städtischen Umweltstrategien 
von vornherein mitbedacht werden. Auch beim Klima- 
schutz spielen städtische Räume eine Schlüsselrolle, 
denn sie sind für etwa 70% der globalen Energienut- 
zung und der globalen energiebedingten C0 2 -Emissio- 
nen verantwortlich (Seto et al., 2014). In den Städten 
wird sich die Zukunft des Weltklimas entscheiden. 

Die Menschen in Städten sind aber auch Betrof- 
fene des Klimawandels. Viele der Risiken, die durch 
die anthropogene Erderwärmung entstehen, betreffen 
Städte, wie z.B. häufigere, stärkere bzw. länger andau- 
ernde Extremereignisse (Starkniederschläge, Hitzewel- 
len, Dürren, Sturmfluten), Meeresspiegelanstieg und 
Gletscherschmelze. Dies wird tiefgreifende Auswirkun- 
gen auf ein breites Spektrum städtischer Funktionen, 
Infrastrukturen und Dienstleistungen haben; die ent- 
sprechenden Anpassungsherausforderungen und die 
damit verbundenen Kosten sind erheblich. 


3. Ein normativer Kompass für die 
Transformation zur nachhaltigen 
Welt-Städte-Gesellschaft 

Um angesichts dieser Anforderungen dem gesellschaft- 
lichen Handeln Orientierung zu geben, hat der WBGU 
einen „normativen Kompass" entwickelt (Abb. 2). Er 
umschreibt damit den Raum, in dem in Städten Ent- 
wicklungspfade zu einer am Menschen orientierten 
Urbanisierung realisiert werden sollten, und jenseits 
dessen eine nachhaltige Entwicklung gefährdet ist. 

Die zentrale Botschaft im vorliegenden Gutachten 


ist, dass die Transformation durch ein Zusammenwir- 
ken von drei Dimensionen erreicht werden kann: 

> Natürliche Lebensgrundlagen erhalten : Alle Städte 
sollten Entwicklungspfade einschlagen, die den pla- 
netarischen Leitplanken in Bezug auf globale 
Umweltveränderungen Rechnung tragen sowie 
lokale Umweltprobleme lösen, damit nachhaltige 
Stadtentwicklung und Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen auf Dauer gelingen können. Dazu 
gehören z.B. die Einhaltung der 2 °C-Klimaschutz- 
leitplanke und die Bekämpfung der gesundheits- 
schädlichen Luftverschmutzung; weitere Beispiele 
sind der Stopp von Land- und Bodendegradation 
oder die Beendigung des Verlusts von Phosphor, der 
für die Landwirtschaft eine unverzichtbare Res- 
source darstellt. 

> Teilhabe sicherstellen: Universelle Mindeststandards 
für substanzielle, politische und ökonomische Teil- 
habe sollten in allen Städten und durch alle Städte 
eingehalten werden. Damit soll allen Menschen der 
Zugang zu den Grundlagen menschlicher Sicherheit 
und Entwicklung eröffnet werden, und sie sollen 
dazu befähigt werden, ihre individuellen und 
gemeinschaftlichen Lebensentwürfe zu entfalten 
und umzusetzen. In diesem Sinne ist Teilhabe Ziel 
und Mittel zugleich. Substanzielle, politische und 
ökonomische Teilhabe spiegeln eine Vielzahl bereits 
international kodifizierter oder diskutierter Men- 
schenrechte wider. Zudem basiert Teilhabe auf der 
Überlegung, dass Menschen entsprechende Ver- 
wirklichungschancen benötigen, um diese Rechte 
auch realisieren zu können. Die substanzielle TeiT 
habe bildet das Fundament: Zugang zu beispiels- 
weise Nahrung, sauberem Trinkwasser, sanitären 
Anlagen, Gesundheitsversorgung und Bildung sind 
unabdingbarer Minimalstandard der Grundbedürf- 
nissicherung von Menschen. Ökonomische Teilhabe 
schließt insbesondere den Zugang zum Arbeits- und 
Immobilienmarkt ein. Stellt man die Menschen in 
den Mittelpunkt, ist es zudem erforderlich, ihnen 
zur Verwirklichung politischer Teilhabe Wahlrechte 
sowie prozedurale Informations- und Mitwirkungs- 
rechte zu gewähren und eine Verletzung dieser 
Rechte durch einen Anspruch auf gerichtliche Kont- 
rolle zu sanktionieren. 

> Eigenart fördern: Mit der Dimension Eigenart führt 
der WBGU eine neue Kategorie in die Nachhaltig- 
keitsdiskussion ein. Die ersten beiden Dimensionen, 
die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
und die Teilhabe, spannen im normativen Verständ- 
nis des WBGU einen Rahmen auf, innerhalb dessen 
sich eine Vielfalt von Transformationspfaden entfal- 
ten kann. Jede Stadtgesellschaft kann und muss 
innerhalb dieses Rahmens auf ihre „eigene Art" 
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ihren Weg in eine nachhaltige Zukunft suchen. 
„Eigenart" umfasst auf der einen Seite das Typische 
einer jeden Stadt, das anhand ihrer sozialräumlichen 
und gebauten Strukturen, ihrer soziokulturellen 
Charakteristiken und der lokalen urbanen Praktiken 
beschrieben werden kann (deskriptive Eigenart). 
Auf der anderen Seite ist Eigenart eine Ziel- oder 
Orientierungsdimension urbaner Transformationen, 
die betont, dass soziokulturelle Diversität in und von 
Städten, deren urbane Gestalt sowie die Eigenstän- 
digkeit von Stadtbewohnerinnen bei der Herstellung 
urbaner Lebensqualität und Identität zentrale Kom- 
ponenten menschenorientierter urbaner Transfor- 
mation sind (normative Eigenart). In dieser normati- 
ven Konnotation von Eigenart werden Menschen als 
handelnde Subjekte gesehen, die Teilhaberechte 
nutzen und damit ihre Städte auf unterschiedliche 
und spezifische Arten gestalten, um Lebensqualität 
zu verwirklichen. Eigenart öffnet also den Blick 
dafür, dass und wie Menschen Selbstwirksamkeit 
entfalten und Stadtgesellschaften urbane Räume 
konkret prägen, um Lebensqualität, Vertrauen, 
Identität und Zugehörigkeitsgefühle zu entwickeln 
und wie Städte, Infrastrukturen sowie Räume gestal- 
tet werden sollten, um dies zu unterstützen. Damit 
Menschen und Stadtgesellschaften Eigenart entfal- 
ten können um Lebensqualität und Nachhaltigkeit 
zu entwickeln, sind aus Sicht des WBGU zwei essen- 
zielle Prinzipien zu garantieren: (1) die Anerken- 
nung von Gestaltungsautonomie und damit der Mit- 
formung und Aneignung urbaner Räume durch die 
Bewohnerinnen und (2) die Anerkennung von Diffe- 
renz, d. h. die Anerkennung der Vielfalt der kulturel- 
len Ausdrucksformen (UNESCO, 1997) und der indi- 
viduellen Möglichkeit der Aneignung kultureller 
Identitäten. Die Einführung des Konzepts der Eigen- 
art lenkt den Blick auf die räumlich-sozialen Voraus- 
setzungen der Raumaneignung und damit der Her- 
stellung urbaner Lebensqualität, sozialer Kohäsion 
und Ortsidentität. Sie erlaubt es darüber hinaus, der 
Diversität der Städte und ihrer Transformationspfade 
Rechnung zu tragen: In den Fokus treten damit die 
vielfältigen Formen, Gestaltungen und kulturellen 
Prägungen von städtischen Räumen und die spezifi- 
schen sozialen und ökonomischen Kreativitäts- und 
Innovationspotenziale, die durch ortsgebundene 
Interaktionen (Konnektivität) zwischen Akteuren 
aus verschiedenen gesellschaftlichen Sphären ent- 
stehen. Der WBGU hält Diversität in und von Städ- 
ten zudem für eine wichtige Ressource der urbanen 
Transformation zur Nachhaltigkeit. 

Städte sollten sich an universellen Nachhaltigkeits- 
und Teilhabezielen orientieren, aber dabei ihre Eigenart 
nicht aufgeben. Universelle Teilhaberechte, wie sie oben 


beschrieben sind, sind Voraussetzung für die Chancen 
von Menschen und Stadtgesellschaften, eigenständige 
Entwicklungspfade überhaupt entwerfen und gestalten 
zu können - universelle Teilhaberechte und die Eigen- 
art der Städte bedingen sich gegenseitig und erzeugen 
Wechselwirkungen. 

Die Beachtung planetarischer ökologischer Leit- 
planken und die Sicherstellung substanzieller, politi- 
scher und ökonomischer Teilhabe stellen globale Min- 
deststandards des zivilisatorischen Menschheitspro- 
jektes des 21. Jahrhunderts dar. Sowohl „nachhaltige 
Entwicklung" als auch „ Teil-habe " tragen dabei schon 
begrifflich ein dialektisches Prinzip in sich. In der nach- 
haltigen Entwicklung ist es der Ausgleich zwischen 
dem bewahrenden bzw. erhaltenden Moment und der 
Ermöglichung von Entwicklung, die historisch betrach- 
tet mit „Wachstum", „mehr haben und mehr verbrau- 
chen" assoziiert wird. Bei der Teilhabe ist es derje- 
nige zwischen dem kollektiven Moment des „Teilens" 
und der des individuellen „Habens". Vor diesem Hin- 
tergrund wird „Eigenart" sowohl zu einer normativen 
Orientierung als auch zur Quelle der Innovationskraft 
einer Menschheit in Bewegung. Der Begriff „Eigen-art" 
ist dabei selber durch die Dialektik des „Eigen", d.h. 
des Individuellen, Neuen, Andersartigen, der Differenz 
und der „Art", als Ausdruck von Klasse, Gemeinschaft, 
Gruppe, Verallgemeinerbarkeit geprägt. 

Zukunftsfähige gesellschaftliche Entwicklung und 
Lebensqualität können nur entstehen, wenn diese Dia- 
lektiken und Spannungsfelder in Fließgleichgewich- 
ten austariert werden. Gesellschaftskonzepte, die diese 
dialektische Komplexität und die scheinbar paradoxen 
Widersprüchlichkeiten gesellschaftlicher Entwicklung, 
die in den Begriffen „nachhaltige Entwicklung", „Teil- 
habe" und „Eigenart" zum Ausdruck kommen, durch 
verengte Imperative für unbegrenztes Wachstum bzw. 
für das Primat „des Individuums" oder „der Gesellschaft 
bzw. Gemeinschaft" überwinden wollen, können nur 
scheitern. Dies gilt für radikalkapitalitische Konzepte 
der „shareholder society" oder der Perspektive von 
Milton Friedman, dass es keine Gesellschaften, sondern 
nur Individuen gebe, genauso wie für Gemeinschafts- 
Protagonisten rechter, linker, zuweilen auch religiöser 
Provenienz, in denen die Rechte von Individuen dem 
„großen Ganzen" untergeordnet werden. Die urbane 
Transformation zur Nachhaltigkeit kann nur gelingen, 
wenn Transformationspfade entwickelt werden, die die 
Ambiguität, Dialektik und die Spannungsfelder ausglei- 
chen, die in den Begriffen „nachhaltige Entwicklung", 
„Teilhabe" und „Eigenart" zum Ausdruck kommen. 

Durch das Zusammenspiel der Dimensionen 
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen, Teilhabe 
und Eigenart liefert der WBGU einen Kompass für den 
Umgang mit der fundamentalen Umbruchsituation im 
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Abbildung 2 

Normativer Kompass für die Transformation zur Nachhaltigkeit. Die Transformation der Städte in Richtung Nachhaltigkeit kann 

durch ein Zusammenwirken und eine Balance von folgenden drei Dimensionen erreicht werden: 

> „Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen" (N): Alle Städte und Stadtgesellschaften sollten Entwicklungspfade einschla- 
gen, die den planetarischen Leitplanken Rechnung tragen sowie lokale Umweltprobleme lösen. 

> „Teilhabe" (T): In allen Stadtgesellschaften sollten universelle Mindeststandards für substanzielle, politische und ökonomische 
Teilhabe eingehalten werden. 

> „Eigenart" CE): Mit der Dimension der Eigenart erkennt der WBGU zum einen die soziokulturelle wie räumliche Diversität der 
Städte und Stadtgesellschaften an (deskriptive Eigenart], Zum anderen betont Eigenart als Ziel- oder Orientierungsdimension 
urbaner Transformationen (normative Eigenart), dass in urbanen Lebensräumen Voraussetzungen dafür geschaffen werden 
sollten, dass (a) Menschen in den räumlichen Strukturen Selbstwirksamkeit entfalten und urbane Lebensqualität für sich 
empfinden und hersteilen können, dass sich (b) Ortsidentität und soziale Kohäsion entwickeln können und dass (c) soziale 
sowie ökonomische Kreativitäts- und Innovationspotenziale gestärkt werden, die durch ortsgebundene Interaktionen 
(Konnektivität) zwischen Akteuren aus verschiedenen gesellschaftlichen Sphären entstehen. 

Quelle: WBGU; Grafik: Wernerwerke, Berlin 


Jahrhundert der Urbanisierung (Abb. 2). Der WBGU 
versucht, der weltweiten Diversität der Städte mit sei- 
nem normativen Kompass für nachhaltige Stadtent- 
wicklung Rechnung zu tragen. 

Solidarische Lebensqualität: Transformation auf der 
Mikroebene 

Der WBGU geht in seinem normativen Kompass von 
einem erweiterten Verständnis von Lebensqualität und 
Wohlstand aus. Demnach reicht es nicht aus, den kurz- 
fristig erreichbaren materiell-ökonomischen Wohl- 
stand, der durch Faktoren wie Wachstum, Beschäfti- 
gung und Infrastrukturentwicklung beschrieben wird, 
von Naturverbrauch und Umweltzerstörung zu ent- 
koppeln („Entkopplung erster Ordnung"). Vielmehr 
sollten Lebensqualität und die Definition von Wohl- 
stand zumindest partiell auch vom wirtschaftlichem 
Wachstum und monetärem Wohlstand entkoppelt wer- 
den („Entkopplung zweiter Ordnung"). Ansatzpunkt ist 
eine gegenüber dem klassischen Verständnis erweiterte 
Definition von Lebensqualität und Wohlstand, die über 
materiell-ökonomische „objektive" Faktoren hinaus 
auch „subjektive" Faktoren wie zB. Selbstwirksam- 


keit, Identität, Solidarität, Zugehörigkeitsgefühle, Ver- 
trauen und soziale Netzwerke einbezieht, die zugleich 
das soziale Kapital einer Gesellschaft ausmachen: den 
Kitt, der Gesellschaften zusammenhält. Die Forschung 
zeigt: Je höher das soziale Kapital und die soziale Kohä- 
sion in einem Land (oder auch einer Stadt) ausgeprägt 
sind und je geringer soziale Ungleichheiten ausfallen, 
desto höher ist die durchschnittliche Lebenszufrieden- 
heit und desto weniger Gewalt und Kriminalität, Krank- 
heiten, Angst und soziales Misstrauen und demzufolge 
Risiken für die gesellschaftliche Stabilität finden sich. 

Ein derart erweitertes Verständnis von Wohlstand 
und Lebensqualität sollte sich - ähnlich wie das Ver- 
ständnis von Nachhaltigkeit - an den Prinzipien intra- 
und intergenerationaler Gerechtigkeit orientieren. Ein 
Verständnis von Lebensqualität, das sich am norma- 
tiven Kompass orientiert, wäre nach dieser Definition 
nicht nur an den eigenen Bedürfnissen und denen des 
unmittelbaren (z. B. familiären) Umfelds orientiert, son- 
dern in einem umfassenderen Sinn „solidarisch", d.h. 
unter größtmöglicher Berücksichtigung der Bedürf- 
nisse gegenwärtig lebender und zukünftiger Generatio- 
nen. Demzufolge müssten stark konsumorientierte und 
ressourcenverschwendende, die natürlichen Lebens- 
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grundlagen schädigende Lebensstile verändert werden, 
aber auch solche Lebensstile, mit denen die Teilhabe 
anderer Menschen, Gemeinschaften und Gesellschaf- 
ten in der Gegenwart und Zukunft eingeschränkt wird. 

Dafür hat der WBGU den Begriff der „solidarischen 
Lebensqualität" entwickelt, womit eine sowohl am Prin- 
zip der Solidarität orientierte Definition von Lebens- 
qualität als auch eine durch solidarisches Handeln und 
solidarische Gemeinschaften ermöglichte Lebensquali- 
tät gemeint ist. Solidarische Lebensqualität fokussiert 
auf die individuellen Definitionen von Lebensqualität, 
die so hergestellt wird, dass die Voraussetzungen für 
die Lebensqualität anderer Menschen (lokal und global, 
intra- und intergenerational) nicht beschnitten werden. 
Das kantianische Prinzip des kategorischen Imperativs 
wird so zur Grundlage des WBGU-Verständnisses von 
Wohlstand und Lebensqualität, das globale und inter- 
generationale Gerechtigkeitsprinzipien in sich auf- 
nimmt. 


4. Der WBGU-Ansatz für die urbane 
Transformation 

Nachhaltige Urbanisierung hat sich in den vergange- 
nen vier Dekaden international als ein Handlungsfeld 
für die Politik etabliert. Dementsprechend ist die Zahl 
globaler, teilweise regelmäßig erscheinender interna- 
tionaler Berichte zu diesem Thema gewachsen. Trotz 
wechselnder Ansätze und Schwerpunkte sind die Pro- 
blembeschreibungen in diesen Berichten in weiten Tei- 
len ähnlich. Deutliche Unterschiede zeigen sich hinge- 
gen in der Problemlösungssicht: Viele Untersuchungen 
konzentrieren sich auf technisch-infrastrukturelle Ana- 
lysen und thematisieren daran ansetzend Investitions- 
erfordernisse und wirtschaftspolitische Fragen. Davon 
heben sich Berichte ab, bei denen vor allem Governance- 
Fragen bzw. die integrierte Kombination mit einem 
sektoralen Thema im Vordergrund stehen (z.B. UCLG, 
2013; World Bank, 2013; UN-Habitat, 2011a; Corfee- 
Morlot et al., 2009), oder die einen explizit akteurs- 
orientierten Anspruch haben (z.B. Revi und Rosen- 
zweig, 2013; UKAID und DFID, 2012; UN-Habitat, 
2009b). Bei letzteren geht es vorwiegend um die Stär- 
kung der Handlungskapazitäten von Akteuren und 
die Senkung ihrer Vulnerabilität, etwa im Rahmen der 
Katastrophenvorsorge. Fragen etwa der Lebensqualität 
in der Stadt, Partizipation und Gerechtigkeit, Aneig- 
nung des öffentlichen Raumes, soziokulturelle Iden- 
tität und Wirkmächtigkeit der Stadtbewohner sowie 
die Rückkopplungen solcher Herausforderungen mit 
Nachhaltigkeitsfragen werden in den meisten Berich- 
ten eher randständig behandelt. Die Teilhabe betrof- 
fener Bevölkerungsgruppen und zivilgesellschaftlicher 


Initiativen wird zumeist lediglich als zusätzliche Option 
beschrieben und nicht als Mitsprache auf Augenhöhe 
in Planungs- und Umsetzungsprozessen. Aus Sicht des 
WBGU fehlt vor allem die kohärente Einbettung in ein 
langfristig und strategisch angelegtes urbanes Transfor- 
mationskonzept, das Größenordnungen und Dringlich- 
keiten des Wandels verdeutlicht, sowie eine systema- 
tische Ableitung von Handlungsfeldern mit transfor- 
mativer Zielsetzung. Vor dem Hintergrund dieser Ana- 
lyse entwickelt der WBGU seinen Ansatz der urbanen 
Transformation zur Nachhaltigkeit. 

Transformative Handlungsfelder 

Der WBGU verfolgt in diesem Gutachten einen sys- 
temisch-integrierten Ansatz und verzichtet auf einen 
engen thematischen Fokus. Er identifiziert zunächst 
exemplarische transformative Handlungsfelder, also 
solche Bereiche der Stadtentwicklung, in denen der 
WBGU die größten potenziellen Hebelwirkungen für 
die urbane Transformation zur Nachhaltigkeit sieht. 
Dies sind erstens fünf Bereiche, die bereits internatio- 
nal breit diskutiert werden, die der WBGU aber vor dem 
Hintergrund der Transformation in Bezug auf Zeithori- 
zonte und Größenordnungen neu rahmt: (1) Dekarbo- 
nisierung, Energie und Klimaschutz, (2) Mobilität und 
Verkehr, (3) baulich-räumliche Gestalt von Städten 
(urban form), (4) Anpassung an den Klimawandel sowie 
(5) Armutsbekämpfung und sozioökonomische Dispa- 
ritäten. Zweitens werden Empfehlungen zu drei weite- 
ren in diesem Gutachten schwerpunktmäßig behandel- 
ten transformativen Handlungsfeldern gegeben, die aus 
Sicht des WBGU international noch zu wenig Beach- 
tung finden. Dies sind die Handlungsfelder (1) urbane 
Flächennutzung, (2) Materialien und Stoff ströme sowie 
(3) urbane Gesundheit. 

Die Auswahl der transformativen Handlungsfel- 
der erfolgte mit Blick auf die Bedeutung für und die 
Wirkung auf die Transformation, die quantitative wie 
systemische Relevanz, die Dringlichkeit, das Poten- 
zial zur Vermeidung von Pfadabhängigkeiten sowie 
einen möglichst großen Zusatznutzen. Die Heraus- 
forderung bestand darin, die Breite des Themas von 
Stadt und Urbanisierung mit wenigen transformativen 
Handlungsfeldern anzudeuten und dabei Perspektiv- 
verengungen zu vermeiden. 

Mit den transformativen Handlungsfeldern skiz- 
ziert der WBGU Ansätze, wie Städte Entwicklungs- 
pfade finden können, die dem normativen Kompass 
entsprechen. Die Handlungsfelder können nicht iso- 
liert voneinander betrachtet werden, sondern müssen 
durch ihre starke Vernetzung untereinander mit dem 
Gedanken einer systemischen Entwicklung betrachtet 
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werden. In der engen Vernetzung der Handlungsfel- 
der liegt ein erhebliches Potenzial, Synergien zu nutzen 
und verschiedene Ziele durch systemische Änderun- 
gen gemeinsam zu verfolgen. Eine besondere Chance 
liegt in Maßnahmen, die sowohl kurz- als auch lang- 
fristige Nutzen haben. Das prominenteste Beispiel ist 
die Bekämpfung von Luftverschmutzung. In Abschnitt 
6 „Kernempfehlungen" werden die transformativen 
Handlungsfelder weiter ausgeführt. 

Die Diversität der Städte und 
Transformationspfade 

Im WBGU-Gutachten „Gesellschaftsvertrag für eine 
Große Transformation" von 2011 wurden universelle 
Pfade zur Nachhaltigkeit entwickelt, die sich insbe- 
sondere auf die Energiesysteme bezogen. Auch für die 
Städte gilt, dass sie sich an universellen sozialen und 
ökologischen Zielen orientieren sollten, wie sie bei- 
spielsweise von den Rio-Konventionen (CBD, UNFCCC, 
UNCCD) vereinbart oder in den SDGs zusammengefasst 
sind. Doch die Transformationen in den Städten werden 
keinem universellen Pfad folgen können. Dafür ist die 
Diversität der Städte zu groß. 

Der große Urbanisierungsschub und der Aufbau 
neuer Siedlungen für 2,5 Mrd. Menschen bis 2050 
wird vor allem in Asien und Afrika stattfinden, wäh- 
rend es in den westlichen Industrieländern und in 
Lateinamerika um die Transformation bereits beste- 
hender Städte geht. Der Urbanisierungsschub in Asien 
und Afrika ist von global herausragender Bedeutung. 
Ob er auf nachhaltige Weise gelingt, wird über die Ein- 
haltung der planetarischen Leitplanken, den Wohl- 
stand sowie die Lebensqualität vieler Menschen und 
damit auch die Stabilität und Sicherheit in der Welt- 
gesellschaft entscheiden. Zugleich ist es aus asiatischer 
und afrikanischer Sicht von entscheidender Bedeutung, 
dass wohlhabende Städtegesellschaften der OECD die 
Transformation zur Nachhaltigkeit beschleunigen. Nur 
so können die planetarischen Leitplanken eingehalten 
werden, deren Überschreiten insbesondere die vulne- 
rablen Bevölkerungsgruppen in den Entwicklungs- und 
Schwellenländern trifft, denn die Welt-Städte-Gesell- 
schaft ist ein System kommunizierender Röhren. 

In diesem Gutachten wird die Vielfalt der Städte und 
der möglichen Transformationspfade vor dem Hinter- 
grund des normativen Kompasses anhand von acht 
exemplarisch ausgewählten „Beispielstädten" aus ver- 
schiedenen Weltregionen dargestellt (Kasten 1). Damit 
wird illustriert, wie historische Entwicklungen und dar- 
aus entstehende Pfadabhängigkeiten vor dem Hinter- 
grund des komplexen Zusammenspiels historischer, 
kultureller, sozioökonomischer und ökologischer Ent- 


stehungszusammenhänge jeweils spezifische Voraus- 
setzungen und Lösungsoptionen für die urbane Trans- 
formation zur Nachhaltigkeit schaffen. Dies kann nur 
gelingen, wenn man diese große Vielfalt ernst nimmt 
und nicht nach „Blaupausen" oder „Königswegen" 
sucht. Es werden jeweils unterschiedliche, an den 
jeweiligen Problemlagen der Städte sowie ihren spezifi- 
schen Handlungsmöglichkeiten orientierte Transforma- 
tionspfade zur urbanen Nachhaltigkeit gefunden wer- 
den müssen. 


Urbane Designerinnen: Akteure der urbanen 
Transformation 

Anschließend richtet der WBGU seinen Blick auf „gute 
Praktiken" und die „Pioniere des Wandels" innerhalb 
von Städten. Damit soll gezeigt werden, dass es auf 
lokaler Ebene bereits zahlreiche Ansätze transforma- 
tiver Strategien gibt, die auf den jeweiligen Gegeben- 
heiten, Ressourcen und Eigenarten aufsetzen. Deren 
Protagonisten, die „urbanen Designerinnen", probie- 
ren Bausteine und Optionen aus und helfen so neue 
Leitbilder bzw. Visionen zu entwickeln, an denen sich 
der gesellschaftliche Wandel orientieren kann. Das 
Bewusstsein der analogen Aktivitäten an anderen 
Stadtbeispielen kann ihnen dabei helfen, das Verständ- 
nis für transformative Ansätze zu wecken und zu för- 
dern. Dabei sind Wissen und Kollaboration die Klam- 
mern, zwischen denen sich gute Praktiken und Pioniere 
des Wandels innerhalb der transformativen Handlungs- 
felder betätigen. 

Der WBGU präsentiert im Gutachten eine Reihe ent- 
sprechender Beispiele. Angesichts der unüberschau- 
baren Diversität von Städten und Stadtgesellschaften 
geschieht dies ohne den Anspruch, dabei im Hinblick 
auf die regionale Verteilung und thematische Fokus- 
sierung repräsentativ oder vollständig zu sein. In der 
Zusammenschau wird deutlich, dass es viele Initiativen 
„von oben" wie „von unten" gibt, die im Sinne einer 
Transformationsagenda tätig geworden sind und diese 
teilweise integriert haben. Diese Initiativen benötigen 
Anerkennung und Unterstützung auf verschiedenen 
Ebenen sowie von anderen Akteuren und Initiativen 
nicht nur, um ein global gestütztes Selbstwirksamkeits- 
gefühl zu erhalten, sondern auch, um durch praktische 
Vernetzung und Kooperation die Voraussetzungen zu 
verbessern, damit von ihnen gelernt werden kann und 
sie nützlich und wertvoll für die urbane Gestaltung 
werden können. 
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Kasten 1 
Beispielstädte 

Mumbai: Transformation einer Kolonialmetropole zur 
global vernetzten Megastadt 

In Mumbai bestehen in Anbetracht der notwendigen nach- 
holenden Stadtentwicklung und dem zukünftigen Wachstum 
zentrale Transformationsherausforderungen vor allem bei der 
Bereitstellung von adäquatem Wohnraum und Basisdienst- 
leistungen sowie dem Abbau sozioökonomischer Disparitäten. 
Trotz des im globalen Vergleich bisher geringen ökologischen 
Fußabdrucks der Bevölkerung sollte die Stadt die Ressour- 
cen- und Emissionsreduktion stärker in der Stadtplanung ver- 
ankern. Selbst bei multiplen Problemen sind wichtige lokal- 
spezifische Ressourcen für eine Transformation vorhanden, 
wie zivilgesellschaftliches Engagement und Innovativität. 

Kairo: Metropole zwischen autoritärem Staat und 
schwacher Governance 

Der Großraum Kairo hat sich dramatisch verändert. Aus der 
überschaubaren Stadt der 1950er-Jahre ist eine Metropol- 
region geworden, die von einem Dualismus von informellen 
bzw. ungeplanten Siedlungen und neu geplanten Wüsten- 
städten gekennzeichnet ist. Mittlerweile lassen sich aber 
erste Ansätze eines veränderten, integrierten Verständnisses 
von Urbanismus feststellen. Die Regierung unterstützte z.B. 
das erste Egyptian Urban Forum und auch erste Schritte zu 
einer Energiewende wurden von staatlicher Seite initiiert. 
Allerdings sind diese Entwicklungen durch Teilhabedefizite 
massiv gefährdet. Die aktuelle ägyptische Regierung gewährt 
derzeit kaum politische Freiheiten und die Stadtverwaltung 
Kairos gilt als ineffizient und korrupt. Sofern es gelingt, die 
Teilhabe der Bevölkerung massiv auszubauen und die exis- 
tierenden Ansätze progressiver Stadtentwicklungsstrategien 
weiterzuentwickeln, könnte auch in Kairo die Transformation 
zur Nachhaltigkeit gelingen. 

Kopenhagen: eine am Menschen orientierte Pionierin 
nachhaltiger Stadtplanung 

Über ihre weltweit bekannten Initiativen zur ökologischen 
Nachhaltigkeit mit lokalem wie globalem Bezug hinaus, zeich- 
net sich Kopenhagen durch ihre am Menschen orientierte 
Stadtplanung und -gestaltung aus. Politische Teilhabe und 
Diversität werden durch die Stadtregierung aktiv befördert. 
Zugleich zeigt das Beispiel, dass trotz ambitionierten Vorge- 
hens in allen drei Dimensionen des normativen Kompasses 
des WBGU noch erhebliche Etappen auf dem Weg zur Großen 
Transformation zur Nachhaltigkeit zurückzulegen sind, ins- 
besondere im Flinblick auf die vollständige Dekarbonisierung 
ohne Rückgriff auf Kompensationsmechanismen. 

Guangzhou: Öffnungspolitik, Globalisierung und 
migrationsgetragene Megaurbanisierung in der 
„Fabrik der Welt“ 

Guangzhou im chinesischen Perlflussdelta, der „Fabrik 
der Welt", steht stellvertretend für zahlreiche chinesische 
Megastädte, die innerhalb von drei Jahrzehnten einen tief- 
greifenden Umbruch erfahren haben. Im Zuge der politisch 
induzierten Öffnungspolitik hin zu einer marktorientierten 
Wirtschaft wurden sie strategisch und gezielt zu globalen 
Konzentrationspunkten ausländischer Direktinvestitionen 
umgestaltet. Aus Kerngebieten intensiver Landwirtschaft 


entstanden globale Industrie- und Dienstleistungszentren, 
hochverdichtete Megastädte und Zentren der Binnenmig- 
ration. Wichtige Ziele auf dem Weg einer Transformation 
zur Nachhaltigkeit sind der Erhalt des urbanen Kulturerbes, 
verbesserte soziale Kohärenz, erweiterte Partizipation aller 
Bevölkerungsgruppen und die Lösung der Umweltprobleme. 

Das Ruhrgebiet: Die postindustrielle Metropole - 
polyzentrisch zukunftsfähig 

Das Ruhrgebiet als größte deutsche Agglomeration ist 
gekennzeichnet durch eine polyzentrische Struktur sowie 
industrielle Altlasten, welche eine ausgereifte, mittlerwei- 
le stark sanierungsbedürftige Infrastruktur hinterließen. 
Mithilfe einer in der Entstehung begriffenen metropolita- 
nen Governance, welche die bisher untergenutzten Vorzüge 
des Polyzentrismus nutzt, könnte jedoch eine postmontane 
Modellregion entstehen. 

Kigali: Postkonfliktstadt in Afrika südlich der Sahara 

In Kigali zeigen sich die komplexen Probleme rapider infor- 
meller Urbanisierung. Trotz schlechter Voraussetzungen hat 
sich die Stadt nach dem Genozid von 1994 friedlich und öko- 
nomisch solider entwickelt als vergleichbare Städte. Die von 
der Nationalregierung gesteuerte Transformation in Richtung 
einer wissensbasierten Wirtschaft ist abhängig von Entwick- 
lungshilfegeldern, und die politische Teilhabe bleibt auf die 
Unterstützung der autoritären Regierung beschränkt. So 
konnte zwar ein erneutes Ausbrechen ethnischer Gewalt ver- 
hindert werden, aber es bleibt fraglich, ob eine Transformati- 
on zur Nachhaltigkeit ohne offene Zivilgesellschaft erreichbar 
ist. 

Novi Beograd: Sozialistische Planstadt des 20. Jahr- 
hunderts 

Das in den 1950er Jahren entstandene Novi Beograd ist ein 
„top down" geplanter Stadtteil, der sowohl sozialistische Ele- 
mente in sich trägt als auch dem Funktionalitätsverständnis 
Le Corbusiers folgt. Geprägt durch Wohntürme und weitläu- 
fige Grünflächen diente Novi Beograd als Wohnstadt für eine 
schnell wachsende Bevölkerung. Durch die Weitläufigkeit 
der Fläche ist eine polyzentrische nachhaltige Gestaltung des 
Gebiets möglich. Jedoch könnten bestehende klientelistische 
Strukturen die Teilhabe an der zukünftigen Gestaltung der 
Stadt einschränken. 

Säo Paulo: die fragmentierte Metropole 

Säo Paulo ist hinsichtlich ihrer sozioökonomischen und räum- 
lichen Entwicklungsdynamik, ihrer sozialräumlichen Struktu- 
ren und urbanen Lebensbedingungen eine zutiefst fragmen- 
tierte Metropolregion mit deutlichen sozialräumlichen Segre- 
gationstendenzen. Dabei hat Säo Paulo die planerischen und 
- wenn auch sicher nicht ausreichende - finanzielle Kapazi- 
täten, um diesen Problemen begegnen zu können und eigen- 
ständige Entwicklungen in Richtung Transformation einzulei- 
ten. 
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Urbane Siedlungsmuster und Lösungsräume 

Aufbauend auf der Darstellung der Diversität als ent- 
scheidendem Merkmal urbaner Gestalt und als unver- 
zichtbare Basis für urbane Transformation wirft der 
WBGU einen aggregierten, synthetischen Blick auf 
die dominierenden Siedlungsdynamiken (Abb. 1). Die 
städtische Vielfalt wird dabei zu drei dominierenden 
Mustern zusammengeführt: die neu geplanten bzw. zu 
planenden Städte bzw. Stadtquartiere, die im Sinne tra- 
ditioneller Masterplanung „top down" und in einem 
engen Zeitfenster entstehen; die informellen Siedlun- 
gen, in denen häufig inadäquate Wohn- und Lebens- 
verhältnisse herrschen und die „bottom up" mit mini- 
maler bzw. ohne staatliche Steuerung entstanden sind 
oder noch entstehen; sowie bestehende, reife Stadtge- 
biete mit einem festen Baubestand, etablierten Infra- 
strukturen und mit einer weitgehend konsolidierten 
Governance. Die drei genannten Muster bestehen häu- 
fig innerhalb derselben Stadt in zahlreichen Abwand- 
lungen und Kombinationen gleichzeitig und nebenei- 
nander; dennoch kann jede Stadt von dem einen oder 
dem anderen Muster stärker geprägt sein. 

Städtische Siedlungsdynamiken sind, bei aller 
Diversität, im Wesentlichen durch drei zentrale Trei- 
ber bestimmt - metaphorisch gesprochen „Baumeiste- 
rinnen": Macht (Recht, Geld, Herrschaft), Not (Armut, 
Exklusion, schwache Akteure) und Zeit (langsames 
Wachstum von Städten, beschleunigtes Wachstum von 
Städten, Pfadabhängigkeiten, Rupturen). Für alle drei 
Siedlungsmuster (neu geplant, informell, reif) ist das 
Zusammenspiel von Macht, Not und Zeit essenziell. 

Wesentlich beim Bau neu geplanter Städte und 
Stadtquartiere ist der Faktor Macht: So können (z.T. 
sehr große) Siedlungen in kurzer Zeit „top down" ent- 
stehen (z.B. in China). Dabei gehört insbesondere im 
Bereich des großflächigen Wohnungsneubaus die 
Sicherung der substanziellen Teilhabe zu den wichtigs- 
ten Zielen. Eine weitere Herausforderung und große 
Chance in neu geplanten Siedlungen besteht vor allem 
darin, alle Dimensionen der Nachhaltigkeit von vorne 
herein in die Zielsetzung zu integrieren, technische als 
auch gesellschaftliche Innovationen zu berücksichtigen 
und damit schwer zu verändernde Pfadabhängigkeiten 
zu verhindern. Dazu eignen sich besonders modulare 
und transitorische Baumuster, die anpassungsfähig sind 
und flexibel z.B. auf neue technische Möglichkeiten 
oder klimawandelbedingte Anpassungserfordernisse 
reagieren können. Das Potenzial des „Leapfrogging" im 
Städtebau ist bei diesem Stadtmuster besonders hoch. 
Auch ein effektives Umsteuern in den transformativen 
Handlungsfeldern ist zunächst einfacher, vorausgesetzt 
die Planung ist darauf ausgerichtet. Dennoch scheint 
es kaum gelungene Beispiele für schnell geplante und 


schnell wachsende „Reißbrettstädte" zu geben: Die 
prozedurale Teilhabe und Beteiligung von Bürgern, 
Ortsbindung, soziale Kohäsion, Reversibilität von 
Stadtentwicklungen sowie nicht zuletzt die Dimension 
der Eigenart bleiben häufig auf der Strecke. Damit stellt 
sich die Frage, wie bei der Planung neuer Städte und 
Stadtquartiere zusätzlich Voraussetzungen geschaf- 
fen werden können, die eine Teilhabe der Stadtbevöl- 
kerung ermöglichen und die Entwicklung der Eigenart 
befördern. 

In informellen Siedlungen sind Armut, inadäquate 
Wohnverhältnisse und menschenunwürdige Lebens- 
bedingungen oft die herausragenden Probleme: Not ist 
Treiber und Kennzeichen für dieses Siedlungsmuster. 
Die mangelnde substanzielle und ökonomische Teilhabe 
birgt Risiken für die Lebenssicherung und Gesundheit 
der Bewohner und hindert sie daran, ihre Entwicklungs- 
und Mitwirkungschancen zu nutzen. Dennoch gibt es 
- neben informellen Quartieren, in denen Zerfall und 
Gewalt dominieren - auch positive Beispiele von infor- 
mellen Siedlungen, in denen das Versagen der öffentli- 
chen Akteure durch die kreative Selbstorganisation der 
Bewohnerinnen z.T. ausgeglichen sowie die Entstehung 
alternativer Stadtteilentwicklungen beobachtet wer- 
den. Slumräumungen und Vertreibung sind keinesfalls 
adäquate Lösungen. Die Menschen in informellen Sied- 
lungen haben zumeist nur einen geringen Anteil an der 
Verursachung von Umweltveränderungen, während 
sie wesentlich von deren Auswirkungen und Risiken 
betroffen sind. Die Herausforderung in den bestehen- 
den wie künftigen informellen Siedlungen besteht vor 
allem in der Schaffung adäquater Lebensbedingungen 
mit nachhaltiger Perspektive, was letztlich auch eine 
Stärkung öffentlicher Institutionen und entsprechende 
Investitionen impliziert. Informelle Siedlungen sollten 
insgesamt stärker in die gesamtstädtische Entwicklung 
und ihre urbane Governance eingebunden werden. 

In reifen Städten und Stadtquartieren, die häufig über 
Jahrhunderte gewachsen sind, ist die Zeit ein zentraler 
Faktor der Entwicklung. Der über lange Zeit gewach- 
sene Baubestand und die städtischen Infrastrukturen, 
die nicht zuletzt die spezifische Eigenart der Gesell- 
schaften und Quartiere spiegeln, sollen so entwickelt 
werden, dass sie modernen Anforderungen an Umwelt- 
und Klimaschutz gerecht werden und die meist vorhan- 
denen Teilhabemöglichkeiten nicht nur nicht schmälern 
sondern nutzen. Auch hier müssen transformative Ver- 
änderungen, vor allem in der Senkung des städtischen 
Energie- und Ressourcenverbrauchs, initiiert werden. 
Dazu kann zunächst auf lange etablierte Governance- 
Strukturen zurückgegriffen werden, die aber auch ein 
Transformationshindernis darstellen können, da fest- 
gefügte Akteurskonstellationen und institutioneile 
Pfadabhängigkeiten das Einbeziehen von Zukunftsin- 


Drucksache 18/9590 


16- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


teressen erschweren können. Dabei darf sich die Stadt- 
erneuerung nicht allein auf wirtschaftliche Akteure 
stützen, sondern sollte auch die aktive Einbindung der 
Bevölkerung sicherstellen. 

Die Ausgestaltung aller drei Muster ist für die urbane 
Transformation essenziell, zumal die Anzahl der Men- 
schen in informellen und neuen Siedlungen um etwa 
2,5 Mrd. zunehmen könnte. Diese Dynamiken sind 
enorme Herausforderungen und bieten gleichzeitig eine 
wichtige Gelegenheit für die urbane Transformation zur 
Nachhaltigkeit. 

Urbanisierungsschub bis 2050 - Sechs 
Entwicklungsrisiken des globalen Wandels 

Aus der Summe und Kumulation der Urbanisierungs- 
dynamiken in den drei Stadtkonfigurationen ergeben 
sich, wenn man durch die Brille des WBGU-Kompas- 
ses schaut, sechs globale System- und Entwicklungs- 
risiken, die vor allem für Entscheidungsträger interna- 
tionaler Kooperation von großer Bedeutung sind (Tab. 
1). In der folgenden Auflistung stehen N für die Erhal- 
tung der natürlichen Lebensgrundlagen, T für Teilhabe 
und E für Eigenart: 

- N Erdsystem : Entwicklung innerhalb der planetarischen 
Leitplanken 

Ob die planetarischen Leitplanken eingehalten wer- 
den können, entscheidet sich in den reifen Städten 
sowie den schnell wachsenden, neuen Stadtquartie- 
ren Asiens und Afrikas. Nur wenn hier klimaverträg- 
liche Städte entstehen, können gefährlicher globaler 
Umweltwandel und eine damit verbundene globale 
Bedrohung des Wohlstands verhindert werden. 

- N lokal : Lokale Umweltbedingungen als zentrale 
Bedingung für urbane Lebensqualität 

Gute lokale Umweltbedingungen (z.B. Zugang zu sau- 
berem Trinkwasser, ausreichend gute Luftqualität, 
Abwasser- und Abfallentsorgung) sind Voraussetzung 
für menschliche Lebensqualität. Insbesondere die 
Lebensqualität von 2-3 Mrd. Menschen, die 2050 
in informellen Siedlungen leben könnten, hängt dem- 
nach von wirkungsvollen lokalen Umweltpolitiken ab. 

- T substanziell/ökonomisch : Substanzielle Teilhabe und sozio- 
ökonomische Dimensionen 

In allen Städtekonfigurationen nehmen sozioöko- 
nomische Ungleichheiten und Exklusionsdynami- 
ken zu, die die Lebensqualität und die Stabilität der 
Stadtgesellschaften bedrohen. Dies gilt für Paris, 
Los Angeles, Kairo, Goma, Rio de Janeiro gleicher- 
maßen. Besonders bedroht sind von diesen Trends 
die 2-3 Mrd. Menschen, die 2050 in informellen 
Siedlungen leben könnten. Diese lokalen Exklusions- 


dynamiken können auch Fluchtdynamiken in Gang 
setzen und die internationale Sicherheit bedrohen. 

- T poUtisch : Politische Teilhabe und Partizipation als 
Voraussetzung und Ziel für Lebensqualität 

Für die 2-3 Mrd. Menschen, die 2050 in prekären, 
informellen Siedlungen leben könnten, ist politische 
Teilhabe kaum zu realisieren. Not, oft auch Gewalt, 
zuweilen bewundernswerte Selbstorganisation, die 
auf die Abwesenheit öffentlicher Grundvorsorge 
reagiert, dominieren diese urbanen Gemeinschaften. 
In den neu entstehenden, geplanten Siedlungen, ins- 
besondere Asiens, aber auch Afrikas, werden neue 
Mittelschichten politische Teilhabe einfordern. Wo 
diese nicht zuerkannt wird, drohen politische Insta- 
bilitäten - entsprechende Dynamiken in der Türkei, 
in Tunesien, Ägypten oder auch China verweisen auf 
diese Zusammenhänge. 

- E abhängig/Teilhabe : Eigenart als Dimension urbaner 
Lebensqualität und Ressource der Nachhaltigkeits- 
transformation - abhängig von Chancen der Teilhabe 
Die Entwicklung von Eigenart als Bedingung für 
Lebensqualität und Ressource von Nachhaltig- 
keitstransformationen ist von den vorhandenen 
Teilhabemöglichkeiten abhängig. In den reifen und 
neu geplanten Städten und Stadtquartieren wird 
Eigenart durch soziale und politische Ungleichheiten 
unterminiert, in den informellen Siedlungen durch 
schiere Not und prekäre Teilhabechancen. Damit ist 
Eigenart für über die Hälfte der Weltbevölkerung 
bedroht. 

- E abhangig/Zeit;Not : Eigenart in informellen und neu 
geplanten Städten - Quadratur des Kreises? 
Eigenart im Sinne von kreativer und von Bürgern 
geprägter Stadtentwicklung ist für die 1-2 Mrd. 
Menschen, die bis 2050 in neu geplante Städte und 
Stadtquartiere Asiens und Afrikas ziehen, aufgrund 
der Geschwindigkeit des Städtebaus und der zumeist 
vorherrschenden Top-down-Planung nur schwer 
realisierbar. In informellen Siedlungen, in denen 
Not und nicht selten auch Gewalt regieren, in denen 
kaum öffentliche Institutionen funktionieren und 
wo zusätzlich 1-2 Mrd. Menschen unter prekären 
Wohnverhältnissen leben könnten, wird sich Eigen- 
art kaum ausprägen können. 

Transformative urbane Governance 

Die urbane Transformation zur Nachhaltigkeit muss 
gestaltet werden. Das vom WBGU entwickelte Konzept 
einer transformativen urbanen Governance umfasst in 
erster Linie eine neuartige Verantwortungsverteilung, 
Prinzipien, Verfahrensweisen und materielle Krite- 
rien, um den Transformationsprozess in Städten erfolg- 
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Tabelle 1 

Urbanisierungsschub bis 2050 - Entwicklungsrisiken des globalen Wandels. Die Tabelle zeigt zentrale Risiken des globalen 
Urbanisierungsschubes, der bis 2050 erwartet wird. Dieser Urbanisierungsschub ist nach Einschätzung des WBGU durch 
drei dominierende Siedlungsmuster geprägt: (1) reife Städte bzw. Quartiere, (2) neu geplante Städte bzw. Quartiere und (31 
informelle Siedlungen. Unter Zuhilfenahme der drei Dimensionen des vom WBGU entwickelten des normativen Kompass 
- Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen (NI, Teilhabe (T) und Eigenart (El - wird die Risikodimension des jeweiligen 
Siedlungsmusters abgeschätzt. 

Quelle: WBGU 
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1 Ob die planetarischen Leitplanken, insbesondere die 2 °C-Leitplanke für globale Erwärmung, eingehalten werden können, 
entscheidet sich in den reifen Städten bzw. Quartieren sowie den schnell wachsenden geplanten, neu hinzukommenden 
Städten und Stadtquartieren Asiens und Afrikas. 

2 Das Wohlbefinden von 2-3 Mrd. Menschen, die 2050 in informellen Siedlungen leben könnten, wird durch oft prekäre 
lokale Umweltbedingungen (Zugang zu Wasser, Luftqualität, Abwasserentsorgungl gefährdet. 

3a Sozioökonomische Ungleichheiten und Exklusionsdynamiken bedrohen die Lebensqualität von 2-3 Mrd. Menschen, die 
2050 in informellen Siedlungen leben könnten. Lokale Exklusionsdynamiken können auch Fluchtdynamiken in Gang 
setzen. 

3b Sozioökonomische Ungleichheiten nehmen in allen Städtekonfigurationen zu. 

4a Für die 2-3 Mrd. Menschen, die 2050 in prekären, informellen Siedlungen leben könnten, ist politische Teilhabe kaum zu 
realisieren. 

4b In den neu entstehenden, geplanten Siedlungen Asiens, aber auch Afrikas, werden einige hundert Millionen Menschen, 
die zu den globalen Mittelschichten aufschließen, politische Teilhabe einfordern. Wo diese nicht zuerkannt wird, drohen 
politische Instabilitäten. 

5a Entwicklung von Eigenart, als Bedingung für Lebensqualität und Ressource von Nachhaltigkeitstransformationen, ist 
von der Existenz von Teilhabebedingungen abhängig. Stets prekäre Teilhabemöglichkeiten in informellen Siedlungen 
unterminieren für die 2-3 Mrd. Menschen, die dort 2050 leben könnten, die Chancen, Eigenart zu entwickeln. 

5b In vielen reifen und neu geplanten Städten bzw. Stadtquartieren wird Eigenart durch soziale und politische Ungleichheiten 
unterminiert. 

6 Eigenart im Sinne einer von Bürgern geprägten Stadtentwicklung, ist für die 1-2 Mrd. Menschen, die bis 2050 in neu 
geplante Städte und Stadtquartiere Asiens und Afrikas ziehen, aufgrund der Geschwindigkeit des Städtebaus und der 
vorherrschenden Top-down-Planung kaum realisierbar. In informellen Siedlungen, in denen Not und nicht selten auch 
Gewalt regieren, in denen kaum öffentliche Institutionen funktionieren und wo zusätzlich 1-2 Mrd. Menschen unter 
prekären Wohnverhältnissen leben könnten, wird sich Eigenart kaum ausprägen können. 
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reich zu gestalten. Unter urbaner Governance versteht 
der WBGU Handlungen staatlicher und nicht staatli- 
cher Akteure und Institutionen mit dem Ziel, die loka- 
len Angelegenheiten einer Stadt und ihrer Stadtgesell- 
schaft zu organisieren. Der WBGU spricht von trans- 
formativer urbaner Governance, wenn es sich um 
Organisations- und Verfahrensstrukturen sowie Ent- 
scheidungskriterien handelt, die sich am normativen 
Kompass des WBGU orientieren, der auf eine umfas- 
sende Transformation der Städte zur Nachhaltigkeit 
abzielt. Transformative urbane Governance muss Dyna- 
miken grundlegenden Wandels in Gang setzen, um der 
Wucht und Geschwindigkeit des globalen Urbanisie- 
rungsprozesses gerecht zu werden. 

Aufgrund der unterschiedlichen Gegebenheiten in 
Städten ist es unmöglich, dafür Blaupausen zu ent- 
wickeln, die in allen Städten implementiert werden 
k önnten. Ein Kernelement transformativer urbaner 
Governance ist es deshalb, dass Nationalstaaten Städte 
verfassungsrechtlich als Träger von Rechten und Pflich- 
ten anerkennen und ihnen ein Recht auf Selbstverwal- 
tung gewähren und ihnen die erforderlichen Hand- 
lungs- und Finanzierungsspielräume einräumen, um 
sie dazu zu befähigen, selbst Verantwortung für ihre 
lokalen Transformationspfade zu übernehmen. Die 
Kompetenz- und Aufgabenverteilung innerhalb dieser 
Mehrebenen-Governance sollte sich am Subsidiaritäts- 
prinzip orientieren, wonach eine „Zuständigkeitspräro- 
gative" bei der kleineren Einheit nach Maßgabe ihrer 
Leistungsfähigkeit besteht. Zudem sollten Konsultati- 
onsprozesse zwischen lokalen, regionalen und natio- 
nalen Ebenen etabliert werden, um eine Einbeziehung 
der städtischen Belange in nationale Entscheidungspro- 
zesse zu gewährleisten. 

Selbst in Städten, in denen die Stadtregierung über 
die notwendigen Entscheidungsbefugnisse und finanzi- 
ellen Mittel verfügen, reichen diese oft nicht aus, um die 
Transformation erfolgreich zu gestalten. Um innovative 
Ansätze zu entwickeln, Zukunfts- und Gegenwartsin- 
teressen um- und durchzusetzen sowie Legitimität für 
den Transformationsprozess zu schaffen, ist ein zweites 
Kernelement transformativer urbaner Governance, die 
Bewohner einer Stadt durch kollaborative Governance 
einzubinden und sie dazu zu befähigen, den Transfor- 
mationsprozess mitzugestalten. Hierzu sollten Diskurs- 
räume gestärkt sowie Frei- und Experimentierräume 
geschaffen werden. 

Schließlich kann sich eine Transformation in Städ- 
ten nur entwickeln, wenn sie über ausreichende 
Finanzmittel verfügen. Dazu muss sowohl eine solide 
Grundfinanzierung durch staatliche Transferzahlun- 
gen gewährleistet sein als auch die Möglichkeit ausge- 
baut werden, eigene Einnahmen zu erzielen. Außerdem 
müssen Anreize geschaffen werden, privates Kapital 


für die Transformation zu nutzen. Internationale Finan- 
zierungsinstitutionen sollten möglichst koordinierte 
und kohärente Ansätze entwickeln, um Städte gezielt 
finanziell zu unterstützen. 

Um das transformative Potenzial von Städten auch 
global nutzen zu können, sollten die globalen Gover- 
nance-Strukturen modernisiert werden: Städte soll- 
ten Teilnahme- und Rederechte in einschlägigen inter- 
nationalen Foren bekommen. Städte sollten zudem die 
Chance erhalten, „städtische Außenpolitiken" zu ent- 
wickeln, um das internationale Engagement von Städ- 
ten in transnationalen Städtenetzwerken zu fördern. 

Durch die stärkere Verantwortungsübernahme 
von Städten und Stadtgesellschaften für den urbanen 
Transformationsprozess entsteht eine polyzentrische 
Verantwortungsarchitektur, bei der Verantwortlichkei- 
ten nicht ausschließlich hierarchisch angeordnet, son- 
dern über mehrere Ebenen des Governance-Systems 
auch horizontal verteilt sind. 


5. Elemente eines Gesellschaftsvertrages für die 
urbane Transformation 

Die Große Transformation zur nachhaltigen Gesellschaft 
erfordert einen generationenübergreifenden Orientie- 
rungsrahmen für ein gutes Zusammenleben von bald 
9 Mrd. Menschen. Der WBGU spricht in diesem Zusam- 
menhang von einem „neuen Weltgesellschaftsver- 
trag für eine klimaverträgliche und nachhaltige Welt- 
wirtschaftsordnung" (WBGU, 2011). In einer solchen 
gedachten Übereinkunft verpflichten sich Individuen 
und zivilgesellschaftliche Gruppen, Staaten und die 
Staatengemeinschaft sowie Unternehmen und die Wis- 
senschaft, gemeinsam Verantwortung für den Über- 
gang zu einer nachhaltigen Wirtschafts- und Gesell- 
schaftsordnung zu übernehmen. 

Auch für die weltweite Urbanisierungsdynamik emp- 
fiehlt der WBGU, einen globalen Konsens für urbane 
Lebensqualität unter Wahrung der natürlichen Lebens- 
grundlagen der Menschheit zu erzielen. Elemente einer 
solchen Übereinkunft sind international bereits erar- 
beitet worden: Mit der Verabschiedung der SDGs und 
dem Übereinkommen von Paris sind 2015 wesentliche 
Weichenstellungen gelungen. Die Weltkonferenz Habi- 
tat III, die im Oktober 2016 stattfinden wird, bietet nun 
die Chance, diese globale Konsensbildung weiter vor- 
anzutreiben und auf der Ebene der Städte zu operati- 
onalisieren. 

Vor diesem Hintergrund lässt sich die Idee eines 
Weltgesellschaftsvertrages präzisieren und als „Gesell- 
schaftsvertrag für die urbane Transformation" konkre- 
ter gestalten. Voraussetzung für einen solchen Gesell- 
schaftsvertrag ist, dass sich Stadtgesellschaften einen 
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Tabelle 2 

Drei zentrale Elemente eines Gesellschaftsvertrages für die urbane Transformation zur Nachhaltigkeit. 

Quelle: WBGU 

Zentrale Elemente eines Gesellschaftsvertrags für die urbane Transformation 

Polyzentrische Verantwortungsarchitektur 

> Städte konstitutionell anerkennen 

> Recht auf Selbstverwaltung zur Gestaltung lokaler Angelegenheiten gewähren 

> Entscheidungskompetenzen nach Subsidiaritätsprinzip verteilen 

> Finanzierung sichern 

> Institutioneile und personellen Kapazitäten stärken und effektive Planungsstrukturen schaffen 

> Städte in nationalen Entscheidungsprozessen und bei internationalen Verhandlungen 
konsultieren 

> Stadtgesellschaften zur Mitgestaltung des Transformationsprozesses befähigen 

> Chartas für urbane Transformation auf lokaler, nationaler, regionaler und globaler Ebene 
vereinbaren 

Transformative Handlungsfelder in Städten 

International diskutierte Felder 

> Dekarbonisierung, Energie und Klimaschutz 

> Mobilität und Verkehr 

> Armutsbekämpfung und sozioökonomische Disparitäten 

> Baulich-räumliche Gestalt von Städten (urban form) 

> Anpassung an den Klimawandel 
Schwerpunkte: International wenig diskutierte Felder 

> Urbane Flächennutzung 

> Materialien und Stoffströme 

> Urbane Gesundheit 

Normativer Kompass 

> Natürliche Lebensgrundlagen erhalten 

> Teilhabe sicherstellen 

> Eigenart fördern 


Urbanisierungsschub bis 2050 vergegenwärtigen, der 
die oben diskutierten sechs Entwicklungsrisiken des 
globalen Wandels in sich birgt. Der Gesellschaftsver- 
trag selbst hätte einen virtuellen Charakter im Sinne 
einer gesellschaftlichen Übereinkunft über die urbane 
Transformation. Er sollte sich aber weltweit und auf 
verschiedenen Governance-Ebenen in Form ausformu- 
lierter Chartas widerspiegeln. 

Die in Tabelle 2 ausgeführten drei zentralen Ele- 
mente eines derartigen Vertrags sind 

> eine polyzentrische Verantwortungsarchitektur; 

> eine Transformation der vom WBGU priorisierten 
urbanen Handlungsfelder in Richtung Nachhaltig- 
keit; 

> eine Berücksichtigung des normativen Kompasses 
des WBGU. 

Habitat III bietet die Chance, den Aushandlungsprozess 
für eine Charta auf der globalen Ebene auf den Weg zu 
bringen, die diesen Gesellschaftsvertrag reflektiert. In 
einem solchen Dokument sollten die Staaten die Per- 
spektive der Transformation der Städte zur Nachhal- 
tigkeit als Leitidee verankern, um den Städten Orien- 
tierung für die Gestaltung ihrer spezifischen Trans- 
formationspfade zu bieten. Auch Stadtgesellschaften 
sollten die Möglichkeit nutzen, eine gemeinsame Vision 


des Transformationsprozesses in ihrer Stadt partizipa- 
tiv auszuhandeln und in einer jeweils eigenen Charta zu 
formulieren. Ähnliche Chartas können auch auf regio- 
naler Ebene (z.B. in der EU) sinnvoll sein. 

Die Idee solcher Chartas für urbane Transformation 
knüpft an eine Reihe existierender politischer Erklä- 
rungen und Agenden an, die auf verschiedenen Ebe- 
nen von Staaten- und Städtebündnissen, Bürgermeis- 
tern und Nichtregierungsorganisationen verabschiedet 
worden sind. Die bestehenden Erklärungen thematisie- 
ren allerdings nicht ausreichend die Herausforderun- 
gen einer urbanen Transformation zur Nachhaltigkeit in 
der Weltgesellschaft. Ein prominentes Beispiel ist die 
„Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt" 
von 2007, die auf integrierte Stadtentwicklungspolitik 
und benachteiligte Stadtquartiere fokussiert, allerdings 
nicht für die globale, sondern für die europäische Ebene 
und ohne explizit transformative Perspektive. Es gibt 
also bereits Erfahrungen mit der Aushandlung solcher 
Dokumente, auf die bei der Formulierung der Char- 
tas für urbane Transformation zurückgegriffen werden 
kann. 

Bei der Aushandlung des Gesellschaftsvertrags für 
urbane Transformation und dessen Operationalisierung 
in Form von Chartas sollten, neben dem normativen 
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Kompass, den transformativen Handlungsfeldern und 
der polyzentrischen Verantwortungsarchitektur - als 
den Kernelementen des Vertrages - sowie der Berück- 
sichtigung der sechs Entwicklungsrisiken des globalen 
urbanen Wandels aus Sicht des WBGU auch die folgen- 
den Voraussetzungen für die Transformationsfähigkeit 
von Stadtgesellschaften, die im vorliegenden Gutach- 
ten erarbeitet wurden, berücksichtigt werden. 

Voraussetzungen für die Transformationsfähigkeit 
von Stadtgesellschaften 

Innerhalb weniger Jahre muss in den Städten ein Para- 
digmenwechsel stattfinden: weg von inkrementei- 
len Ansätzen, hin zu transformativen Änderungen, 
um langfristig die natürlichen Lebensgrundlagen der 
Menschheit und die Lebensqualität der Menschen zu 
erhalten. Dabei geht es um die Sicht aus einer erstre- 
benswerten Zukunft zurück auf heute: Wie kann jede 
Stadtgesellschaft für sich einen Transformationspfad 
finden, um diese nachhaltige Zukunft zu ermöglichen? 
Dafür müssen die Diversität der Städte sowie die Poten- 
ziale ihrer Akteure ernst genommen und genutzt wer- 
den. Vor diesem Hintergrund identifiziert der WBGU 
folgende Voraussetzungen für die Transformationsfä- 
higkeit von Stadtgesellschaften: 

> Städte als zentrale Arenen der Transformation aner- 
kennen und stärken: Wesentliche Elemente der 
Transformation werden in Städten entschieden (z.B. 
die Infrastrukturentwicklung: Energie, Wasser/ 
Abwasser, Abfall, Mobilität) und in vielen transfor- 
mativen Handlungsfeldern können auf der Ebene 
der Städte integrative Lösungen gefunden werden, 
die Synergien zwischen lokaler Entwicklung und 
globalen Herausforderungen nutzen. Voraussetzung 
einer bereits oben beschriebenen polyzentrischen 
Verantwortungsarchitektur ist es daher, Städten 
ausreichende lokale Entscheidungsbefugnisse ein- 
zuräumen und sie zudem zu befähigen, ihre Rolle als 
Akteure der internationalen Kooperation zu spielen. 

> Öffentliche Gestaltungs- und Planungshoheit in 
Stadträumen re-etablieren: Die öffentliche Hand 
sollte gestärkt werden. Sie sollte die Planungs- und 
Gestaltungshoheit in den Städten zurückerlangen, 
dort wo andere Akteure (wie starke Investoren, 
gewalttätige Organisationen) sie besitzen. Eine 
schwache Stadtregierung macht Städte zudem anfäl- 
lig für Korruption. Der WBGU schlägt eine finanzi- 
elle, institutioneile und politische Stärkung der 
Städte vor, damit sie mehr Verantwortung für Stadt- 
entwicklung und Infrastruktur übernehmen können. 

> Städte sollen Verantwortung für die eigenen Transfor- 
mationspfade übernehmen: Städte sollen lokal und 
global zunehmend Verantwortung für die Große 


Transformation zu Nachhaltigkeit übernehmen. Sie 
werden so zu „Reallaboren" für ihre eigenen trans- 
formativen Lösungen, für die es keine allgemeingül- 
tigen Blaupausen gibt. Die konkrete Ausgestaltung 
des Transformationspfads sollte ein gemeinschaftli- 
cher Suchprozess unter Einbindung lokaler Akteure 
sein. Die Vielfalt an Transformationspfaden bietet 
Chancen für Innovationen und für Lernprozesse 
zwischen Städten. Foren für diesen Austausch gibt 
es bereits (z.B. ICLEI, C40, Compact of Mayors). 

> Öffentliche Diskurs- und Experimentierräume schaf- 
fen und Teilhabe der Stadtbevölkerung zulassen und 
fördern: Transformation erfordert Dialog, gemein- 
same Lernprozesse und Konfliktregulierung. Stadt- 
gesellschaften müssen sich über die Ziele ihrer 
Transformation und damit ihrer langfristigen 
Zukunft verständigen, etwa in Form ihrer eigenen 
Charta für die urbane Transformation. Vorausset- 
zung ist die Etablierung urbaner Diskursräume, in 
denen zivilgesellschaftliche Akteure, Nichtregie- 
rungsorganisationen, Wirtschaft und Wissenschaft 
öffentlich, transparent und auf Augenhöhe mit der 
urbanen Administration diskutieren und verhandeln 
können. Experimentierräume für Innovationen 
urbaner Gestaltung sind essenziell, um eine Vielfalt 
an Ideen und innovativen Lösungsansätzen zu 
produzieren. Diese Form der Teilhabe der Bürger 
erhöht zugleich die Legitimation der Stadtregierun- 
gen. Stadtgesellschaften sollten dafür geeignete 
Rahmenbedingungen (z.B. Förderstrukturen) schaf- 
fen und die dafür notwendigen Handlungskompe- 
tenzen fördern. 

> Normativen Kompass für integrative Lösung von Ziel- 
konflikten nutzen: Bei der Suche nach Lösungen für 
Zielkonflikte sollte bei der Gestaltung urbaner Ent- 
wicklungsprozesse auf Basis des normativen Kom- 
passes ein integrativer Ansatz verfolgt werden. 
Angesichts der komplexen Herausforderungen und 
des Zeitdrucks der Transformation sind von Beginn 
an integrative, holistische, systemische Lösungen 
gefordert. Hierbei sollten Synergien genutzt werden, 
denn ein sektorales Herangehen oder ein sequenzi- 
elles Abarbeiten einzelner Ziele kann erhebliche 
Zielkonflikte auslösen. Auch der Aspekt der Eigenart 
darf nicht vernachlässigt werden, etwa sollten iden- 
titätsstiftende Wahrzeichen oder Parkanlagen erhal- 
ten und soziale Kohäsion als wichtiger Resilienz- 
faktor gestärkt werden. 

> Inklusives Wachstum - sozioökonomische Disparitä- 
ten abbauen: Eine zentrale Bedingung für die Trans- 
formationsfähigkeit von Städten ist die Reduzierung 
sozioökonomischer Disparitäten, die sich negativ auf 
den sozialen Zusammenhalt, die Stabilität und die 
Sicherheit in Stadtgesellschaften auswirken. Städte 
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können sich auf das SDG 10 „Ungleichheit innerhalb 
von und zwischen Staaten verringern" berufen und 
ihren Beitrag leisten, etwa bei der Wohnungsversor- 
gung, dem Zugang zu Bildung, Gesundheitsdienst- 
leistungen oder zum öffentlichen Nahverkehr. 
Zudem sollten alle Bewohner einer Stadt, unabhän- 
gig von ihrem Einkommen, die vergleichbare Chance 
haben, die Entwicklung einer Stadt mitzugestalten. 

> Anpassungsfähigkeit von Städten an rasche Änderun- 
gen stärken: Die Transformation der Städte zur Nach- 
haltigkeit ist ein langfristig angelegter Prozess, der 
mit grundlegenden Umsteuerungen in der Stadtent- 
wicklung verbunden ist, wobei die Lösungsansätze 
vielfältig und abhängig von lokalen Bedingungen 
sind. Dabei müssen nicht nachhaltige Entwicklungs- 
pfade und damit verbundene Pfadabhängigkeiten 
durch Leapfrogging, also das Überspringen techno- 
logischer und institutioneller Entwicklungsstufen, 
vermieden werden. Zudem können Städte neuen 
Dynamiken ausgesetzt sein, die sie zu Handeln unter 
hohem Zeitdruck und Unsicherheit zwingen, etwa die 
Auswirkungen des Klimawandels oder große Flucht- 
bewegungen. Städte und Stadtquartiere sollten daher 
auch als transitorische Räume verstanden werden, in 
denen heute benötigte Strukturen geschaffen werden 
können, die aber langfristig veränderbar sein müssen. 
Architektur und Städtebau sowie die urbane Gover- 
nance müssen künftig somit einen Rahmen bieten, 
der Veränderungen, Ergänzungen und Erweiterungen 
verträgt und fördert. Leapfrogging, Modularität, 
Flexibilität, Adaptivität sowie Resilienz können daher 
als Gestaltungsmerkmale für eine Stadtentwicklung 
im Übergang gesehen werden. 

> Regionalplanung sollte polyzentrische Urbanisierung 
fördern: Wenn sich Raumentwicklung auf wenige 
zentrale Orte konzentriert, begünstigt dies meist 
eine Verstärkung sozialer und wirtschaftsräumlicher 
Disparitäten. Die Landes- und Regionalplanung 
sollte das Entstehen polyzentrischer Raumstruktu- 
ren fördern, so dass der Raum durch mehr als einen 
zentralen Ort geprägt wird. Auf diesem Prinzip 
beruht das Leitbild der „dezentralen Konzentration", 
das das Ziel verfolgt, durch Förderung dezentraler 
Siedlungs- und Infrastrukturen sozial- und wirt- 
schaftsräumliche Disparitäten zu vermeiden und 
möglichen Agglomerationsnachteilen in Wachs- 
tumsregionen entgegen zu wirken. 

> Rolle von Wissenschaft und Bildung in der urbanen 
Transformation stärken: Wissenschaft und Bildung 
tragen zu einem breiteren Verständnis der urbanen 
Transformation bei, machen dieses Wissen zugäng- 
lich und helfen dabei, für die jeweilige Stadt geeig- 
nete Transformationspfade zu identifizieren und 
umzusetzen. Die inter- und transdisziplinäre For- 


schung eignet sich hierfür besonders, denn durch 
Einbeziehung der urbanen Akteure werden die 
Umsetzungschancen deutlich verbessert. In „Real- 
laboren" können Wissenschaftlerinnen und Akteure 
durch Ausprobieren und Experimentieren gemein- 
sam Wissen und Problemlösungen für die urbane 
Transformation erarbeiten. 


6. Kernempfehlungen 

Im Folgenden werden die Kernempfehlungen des WBGU 
für die urbane Transformation zur Nachhaltigkeit vor- 
gestellt. Zunächst werden für einzelne transformative 
Handlungsfelder zentrale Ziele sowie die wichtigsten 
Maßnahmen und Handlungsansätze benannt. Danach 
folgen die für die Transformation besonders relevanten 
Maßnahmen und Handlungsansätze für transformative 
Governance sowie für Finanzierung, jeweils differen- 
ziert nach lokaler, nationaler und globaler Handlungs- 
ebene. In den Tabellen 3 bis 5 sind diese Kernempfeh- 
lungen jeweils zusammenfassend dargestellt. 

Kernempfehlungen für transformative 
Handlungsfelder 

Transformative Handlungsfelder sind Bereiche der 
Stadtentwicklung, in denen der WBGU die größ- 
ten potenziellen Hebelwirkungen für eine erfolgrei- 
che urbane Transformation zur Nachhaltigkeit sieht. 
Dies sind erstens fünf Bereiche, die bereits internati- 
onal diskutiert werden, die der WBGU aber vor dem 
Hintergrund der Transformation in Bezug auf Zeithori- 
zonte und Größenordnungen neu rahmt (Tab. 3). Zwei- 
tens werden Empfehlungen zu drei in diesem Gutach- 
ten schwerpunktmäßig behandelten transformativen 
Handlungsfeldern gegeben, die aus Sicht des WBGU 
international noch zu wenig politische Beachtung fin- 
den (Schwerpunkte in Tab. 3). 

> Dekarbonisierung, Energie und Klimaschutz - Urbane 
Entscheidungskompetenz verbessern und Nullemissi- 
onen anstreben: Für die urbane Transformation in 
Richtung Klimaverträglichkeit müssen in den 
Städten die direkten C0 2 -Emissionen auf Null 
zurückgeführt und die Energienachfrage in Grenzen 
gehalten werden, um die globale Energiewende in 
Richtung C0 2 -emissionsfreier Energiesysteme zu 
ermöglichen. Dabei muss auch die so genannte 
„graue Energie" berücksichtigt werden, d.h. die 
Energie, die direkt und indirekt für den Bau von 
Gebäuden und Infrastrukturen aufgewendet wird. 
Gleichzeitig muss der Zugang zu Energie und Infra- 
strukturen für mehrere hundert Millionen heutiger 
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Tabelle 3 

Kernempfehlungen für transformative Handlungsfelder. 
Quelle: WBGU 


Ziele 

Wichtige Maßnahmen und Handlungsansätze 

International diskutierte Felder 

Dekarbonisierung, Energie und Klimaschutz 

> Bis spätestens 2070 alle fossilen C0 2 -Emissions- 
quellen in Städten durch emissionsfreie Alternativen 
ersetzen 

> Bis 2030 Zugang zu bezahlbarer, verlässlicher, nach- 
haltiger und zeitgemäßer Energie für alle sichern 
(SDG 7) 

> Stadtentwicklung so ausrichten, dass 

Energienachfrage begrenzt wird 

> Dekarbonisierungsfahrpläne für alle Städte erstellen 

> Luftreinhaltung und Klimaschutz integrieren 

> Informelle Siedlungen: Chancen erneuerbarer Systeme 
nutzen 

> Neu entstehende Städte perspektivisch nur noch 
emissionsfrei planen und nachhaltigen Umgang mit 
Stoffströmen und Materialien sicherstellen 

Mobilität und Verkehr 

> Vollständige Dekarbonisierung der Verkehrssysteme 
bis spätestens 2070 erreichen 

> Inklusive urbane Mobilität (Unterziel SDG 11, 
accessible cities) bis 2030 umsetzen 

> In Innenstädten perspektivisch nur noch emissions- 
freie Mobilität zulassen 

> Wohn- und Arbeitsquartiere durchmischt und nur in 
fußläufiger Nähe zu ÖPNV bauen und entwickeln 
(Transit-oriented Development) 

> Öffentlichen Nahverkehr für alle zugänglich und Straßen 
für nicht motorisierten Verkehr sicherer machen 
(Pro-poor Transport Policies) 

> Motorisierten Individualverkehr in Innenstädten 
sukzessive reduzieren 

Baulich-räumliche Gestalt von Städten (urban form) 

> Nachhaltigkeit und Anpassungsfähigkeit im 

Städtebau verbinden 

> Inklusive Stadtquartiere schaffen 
(menschenorientiert, klimaverträglich) 

> Bereitstellung baulich-räumlicher Strukturen zur 
Schaffung urbaner Lebensqualität, wie z. B. gut 
zugängliche, sichere Räume mit Nischen für 

Interaktion und zur Erholung verschiedener 
Nutzergruppen 

> Konzepte für flexible und anpassungsfähige Stadt- 
quartiere entwickeln 

> Urbanisierungsschübe entschleunigen; polyzentrische 
Raumgestaltung statt konventionelle Landflucht 

> Ausgleich zwischen Verdichtung und Grün- bzw. 
Freiräumen suchen 

> Anreize für passive Energieeinsparung in der 
Quartiersentwicklung und Bauen erhöhen 

> In neuen Stadtgebieten Planungsstrategien für 
nachhaltige Quartiere umsetzen 

Anpassung an den Klimawandel 

> Risiken des Klimawandels für Stadtgesellschaften 
mindern 

> Stadtentwicklung an Klimaänderungen anpassen 

> Anpassung als iterativen Lernprozess in Stadtplanung 
integrieren: u.a. wissenschaftliche Erkenntnisse 
einbeziehen 

> Bei langfristigen Infrastrukturentscheidungen 

Klimaschutz und Anpassung integrieren 

> Fähigkeiten vulnerabler Gruppen zum Umgang mit 
Klimaänderungen stärken 

> Lokale Datenverfügbarkeit verbessern 

Armutsbekämpfung und sozioökonomische Disparitäten 

> Inklusives Wachstum: Überproportionale Zuwächse 
für untere Einkommensgruppen sichern 

> Armut und sozioökonomische Disparitäten in Städten 
abbauen 

> Lebensqualität in informellen Siedlungen verbessern 

> Recht auf angemessene Wohnverhältnisse umsetzen 
und politische Teilhaberechte sichern 

> Paradigmenwechsel einleiten: Initiativen für die ärms- 
ten 40% der weltweiten Stadtgesellschaften stärken 

> Globale Initiative von UN-Habitat, UNDP, UNEP, 

Weltbank für die erwarteten zusätzlichen 1-2 Mrd. Men- 
schen, die in nicht adäquaten Wohnverhältnissen leben 

> Zunehmender Konzentration von Vermögen und 
Grundbesitz entgegenwirken 

> Relevante urbane Akteure (u.a. Stadtregierungen, 
Architektinnen, Planer), für Verbesserung der Lebens- 
qualität urbaner Armutsgruppen gewinnen; umfassende 
öffentliche und private finanzielle Ressourcen 
mobilisieren 

> Recht auf angemessene Wohnverhältnisse zum Kern- 
bestandteil der bi- und multilateralen Entwicklungs- 
zusammenarbeit machen 
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Ziele 

Wichtige Maßnahmen und Handlungsansätze 

> Bei urbanen Investitionen und Architekturwettbewerben 
Priorität auf die ärmsten 40% statt der reichsten 5% der 
Bevölkerung setzen 

> Urbanisierung als Förderbereich im Development 
Assistance Committee der OECD (OECD-DAC) 
aufwerten 

> Schwerpunktprogramm „Adequate Housing for All“ mit 
Fokus auf Regional- und Mittelstädten bei der Weltbank 
initiieren 

> Für alle Gruppen: Zugang zu Basisinfrastrukturen, 

Bildung und Gesundheitseinrichtungen sichern 

Schwerpunkte: International wenig diskutierte Felder 

Urbane Flächennutzung 

> Flächennutzung gemeinwohlorientiert gestalten 

> Flächennutzung flexibilisieren (u.a. Risikoanpassung 
und Vorsorge) 

> Flächendegradation minimieren 

> Sozialverträglichkeitsprüfung für Flächennutzungs- 
gestaltung einführen bzw. stärken 

> Transparenz und Dokumentationspflicht für Flächen- 
besitz und -nutzung sichern (ggf. Reform Bodenrecht) 

> Ausreichend städtische Räume im öffentlichen oder 
gemeinschaftlichen Eigentum halten 

> Grundstücke: Erstkaufrecht oder Vetorecht für 

Kommunen sichern 

> Fokal angepasste Planungssysteme etablieren 

> Korruption bekämpfen und land grabbing eindämmen 

> Boden- und Immobilienspekulation eindämmen 

> Flexible Gestaltungsmodelle berücksichtigen 
(Zwischennutzung, shared space, urban commons usw.) 

Materialien und Stoffströme 

> Möglichst vollständige Kreislaufwirtschaft in diesem 
Jahrhundert etablieren 

> Toxische oder umweltschädliche Stoffe substituieren 

> Wiedergewinnung nicht erneuerbarer Ressourcen 
sicherstellen 

Beispiele: 

> C0 2 -emissionsintensive Baumaterialien wie Stahlbe- 
ton durch klimaverträgliche Alternativen ersetzen 

> Verlust von Phosphor stoppen 

> Verwertung vom Elektroschrott nachhaltig gestalten 

> Fanglebig- und Reparierbarkeit von Produkten fördern 
(z.B. Ressourcenbesteuerung) 

> Verantwortlichen Umgang mit Abfall und Recycling 
fördern sowie illegalen Abfallhandel eindämmen 
(Basler Übereinkommen) 

> Bauvorschriften: Modulare Bau- und Konstruktionswei- 
sen, inkl. Rückbau- und Recyclingfähigkeit fördern, vor 
allem klimaverträgliche Baustoffe 

> Bei öffentlicher Beschaffung und Bauaufträgen 
nachhaltigen Umgang mit Materialien und Stoffströmen 
berücksichtigen 

Urbane Gesundheit 

> Globaler Paradigmenwechsel von Krankheitsbekämp- 
fung zu Gesundheitsförderung durch Stärkung von 
Ressourcen und Potenzialen für ein gesundes Feben 
in Städten 

> Gesundheitsförderung durch sektorübergreifende 
Stadtplanung bzw. -entwicklung und Stärkung 
kommunaler Planungskompetenz dauerhaft 
verankern 

> Gesundheitskompetenz und -handeln der Stadtbevöl- 
kerung fördern 

> Substanzielle Teilhabe sichern und Nahrungsversorgung 
verbessern 

> Städte gesundheitsfördernd gestalten mit Fokus auf 
Begegnungs- und Aktivitätsräumen 

> Selbstorganisation von Stadtbewohnerinnen stärken, 
kleinräumige gesundheitsfördernde Maßnahmen im 
Quartier ermöglichen 

> Urbane Epidemien und neue Infektionskrankheiten 
eindämmen durch Förderung der Resilienz der Bevölke- 
rung, Gesundheitsbildung und Verbesserung der 
Gesundheitsberichterstattung 

> Gesundheitsförderung durch sektorübergreifende Stadt- 
planung (Synergien Klimaschutz/Dekarbonisierung) 
anstreben 
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und Milliarden zukünftiger Stadtbewohner erst noch 
geschaffen werden. Städte müssen sich die Kompe- 
tenz erarbeiten, systemisch auf diese Herausforde- 
rungen zu reagieren und die vielfach bestehenden 
Synergien, etwa mit dem Gesundheitsbereich, nut- 
zen. 

> Mobilität und Verkehr - Dominanz des motorisierten 
Individualverkehrs überwinden: Angestrebt werden 
sollten Städte mit guter Erreichbarkeit (accessible 
cities). In diesen liegen nicht nur bestimmte Orte 
(Arbeit, Wohnen usw.) nah beieinander, sondern 
diese Städte sind auch fußgängerfreundlich und ver- 
fügen über sichere Radwege sowie erschwingliche, 
klimaverträgliche und qualitativ hochwertige öffent- 
liche Transportmöglichkeiten, die allen sozialen 
Gruppen zugänglich sind. Verkehrsplanung sollte 
Rad- und Fußmobilität sowie den ÖPNV ins Zent- 
rum stadtplanerischer Überlegungen rücken 
(transit-oriented development). 

> Baulich-räumliche Gestalt von Städten, Nachhaltigkeit 
und Anpassungsfähigkeit verbinden: Für eine klima- 
verträgliche Stadt- und Quartiersplanung sowie -ent- 
wicklung bedarf es lokal angepasster Stadtplanungs- 
strategien, bei denen neben dem jeweiligen geogra- 
phischen und kulturellen Kontext auch technische 
Möglichkeiten der Umsetzung und Instandhaltung 
beachtet werden. Um auf Bevölkerungsdynamiken 
oder Klimaänderungen besser reagieren zu können, 
sollte zudem die Integration flexibler Konzepte in 
Architektur und Städtebau beachtet werden. Dies gilt 
vor allem für Städte mit risikoexponierter Lage. 
Zudem können bei höherer Flexibilität neue Erkennt- 
nisse oder technische Neuerungen der städtischen 
Infrastruktur leichter integriert werden. 

> Stadtentwicklung an Klimaänderungen anpassen: 
Um die Risiken des Klimawandels für Stadtgesell- 
schaften zu mindern, sollten Strategien für den 
Schutz der Bevölkerung (Aufklärung, Katastrophen- 
vorsorge), die Priorisierung von Infrastrukturinves- 
titionen sowie Strategien für die Integration von 
Klimaschutz und Klimaanpassung in langfristigen 
Planungen entwickelt werden. Anpassung an den 
Klimawandel ist ein iterativer Lernprozess, der über 
inkrementelle bis hin zu einschneidenden Maßnah- 
men (z.B. Umsiedlungen, Rückzug aus vormals 
besiedelten Gebieten) als Querschnittsthema in die 
Stadtentwicklung einbezogen werden sollte. 

> Armut und sozioökonomische Disparitäten in Städten 
abbauen: Stadtregierungen sollten sicherstellen, 
dass neben den bisherigen zentralen Akteuren auch 
die weniger organisierte Zivilgesellschaft adäquate 
Chancen bekommt, die Stadtentwicklung und Ver- 
besserung ihrer Lebensbedingungen mitzugestalten. 
Vor allem Lokalregierungen sollten dafür sorgen, 


dass urbane Armutsgruppen Zugang zu Basisinfra- 
strukturen und -dienstleistungen erhalten. Hier ist 
ein fundamentaler Perspektivwechsel notwendig, 
der nicht die Symptome bekämpft, sondern die 
Ursachen der Entstehung inadäquater informeller 
Siedlungen in den Fokus nimmt. Die konventionelle 
Urbanisierung hat finanzielle, personelle und krea- 
tive Ressourcen insbesondere in die Quartiersent- 
wicklung der oberen 1-20% der Weltbevölkerung 
gelenkt. Hier ist eine neue Prioritätensetzung not- 
wendig, wenn verhindert werden soll, dass 2050 
3 Mrd. Menschen in inakzeptablen, lebensfeind- 
lichen, informellen Quartieren leben. Insbesondere 
gilt es, relevante urbane Akteure wie Stadtregierun- 
gen, Architekten, Stadtplaner, Investoren, Entwick- 
lungsbanken und zivilgesellschaftliche urbane 
Akteure für die Stärkung und Entwicklung informel- 
ler, oft prekärer Stadtquartiere zu gewinnen, umfas- 
sende öffentliche und private finanzielle Ressourcen 
zu mobilisieren. Raumplaner und Architekten auf 
die Transformationserfordernisse einzustellen, Aus- 
bildungssysteme in diese Richtung zu reformieren 
und auch die notwendigen wissenschaftlichen 
Kapazitäten zu stärken, um die Lebensqualität urba- 
ner Armutsgruppen zu verbessern. 

> Flächennutzung gemeinwohlorientiert gestalten: Da 

die Art der urbanen Flächennutzung sowie die Neu- 
und Überplanung von Flächen zentrale Weichenstel- 
lungen für die Entwicklung einer Stadt darstellen 
sowie deren Funktionalität und Lebensqualität maß- 
geblich beeinflussen, ist die Flächennutzung ein ent- 
scheidendes transformatives Handlungsfeld. Um 
negative Pfadabhängigkeiten zu vermeiden, sollte 
sich eine transformative Flächennutzungsgestaltung 
dabei möglichst auf zentrale Prinzipien konzentrie- 
ren. Diese sind die Verminderung der Flächendegra- 
dation, eine klima- und umweltgerechte sowie 
sozialverträgliche Nachverdichtung, Gemeinwohl- 
orientierung sowie die Flexibilisierung und 

Anpassungsfähigkeit von Flächennutzungen. Vor- 
aussetzung sind adäquate Eigentumsverfassungen 
der Städte, die solche Gestaltungsspielräume bieten. 
Zur Steuerung der Flächennutzung und Stärkung 
der urbanen Governance steht eine Vielzahl an 
Instrumenten zur Verfügung. Aufgrund der großen 
Diversität von Städten und ihrer sich unterscheiden- 
den (national-)gesetzlichen, kulturellen wie auch 
sozioökonomischen Voraussetzungen muss jede 
Stadtregierung sorgfältig prüfen, welche Maßnah- 
men sich besonders eignen. Voraussetzung ist eine 
dem städtischen Gemeinwohl verpflichtete 
Eigentumsverfassung. 

> Nachhaltigen Umgang mit Materialien und Stoff- 
strömen fördern: Städte sind Knotenpunkte der glo- 
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balen Material- und Ressourcenströme, deren 
Zunahme mit einer Reihe unerwünschter Nebenwir- 
kungen verbunden ist. Dazu zählen die Zerstörung 
naturnaher Landschaften und die Freisetzung toxi- 
scher Stoffe oder Treibhausgasemissionen. Zudem 
könnten wichtige Ressourcen in wenigen Dekaden 
knapp werden, wenn deren Extraktion unvermin- 
dert fortgeführt wird. Der Übergang in eine nachhal- 
tige und möglichst vollständige Kreislaufwirtschaft 
in diesem Jahrhundert ist daher ein zentraler Bau- 
stein der Großen Transformation zur Nachhaltigkeit. 
Das Denken in Stoffströmen und Lebenszyklen nicht 
nur von Produkten, sondern auch von (städtischen) 
Infrastrukturen und Gebäuden sowie die Beachtung 
der Auswirkungen von Emissionen oder Abfällen bei 
Produktion, Transport, Konsum bis hin zur Abfallbe- 
handlung sind Voraussetzungen für eine nachhaltige 
Kreislaufwirtschaft. Ansatzpunkte sind die effiziente 
Verwendung von Ressourcen und die Reduktion von 
Materialströmen, die Verringerung ökologischer 
Fußabdrücke sowie das Schließen von Stoffkreisläu- 
fen. Stellvertretend für die Vielfalt der Problemlagen 
werden die Themen Baustoffe, Phosphor und 
Elektroschrott behandelt. 

> Ressourcen und Potenziale für ein gesundes Leben in 
Städten stärken: Städte bergen u. a. je nach Entwick- 
lungsstand, Lage und Größe spezifische gesundheit- 
liche Chancen und Risiken für die urbane Bevölke- 
rung. Als zentrale Herausforderungen identifiziert 
der WBGU den Anstieg nicht übertragbarer Erkran- 
kungen und die Ausbreitung ungesunder Lebensstile 
und Gewohnheiten, das steigende Risiko urbaner 
Epidemien und neuer Infektionskrankheiten sowie 
gesundheitliche Disparitäten in Städten. In Anbe- 
tracht der fortschreitenden globalen Urbanisierung 
ist die Förderung urbaner Gesundheit essenziell, 
denn diese ist sowohl Ziel als auch Ressource für die 
urbane Transformation zur Nachhaltigkeit. Gesund- 
heitsbezogene Interventionen sind in vielen Städten 
bisher überwiegend sektoral und pathogenetisch, 
d.h. krankheitsfokussiert ausgerichtet. Der WBGU 
spricht sich stattdessen für einen ganzheitlichen, 
ressourcen- und prozessorientierten Ansatz zur För- 
derung urbaner Gesundheit aus, der stärker an den 
Bedingungen für ein gesundes Aufwachsen und 
Leben in Städten ansetzt. Aufgrund der langfristigen 
Folgen gesundheitsfördernder und -beeinträchti- 
gender Faktoren (z.B. Verwendung giftiger Bau- 
stoffe, hohe Emissionsbelastung im Kindesalter, 
bewegungsbehindernde Stadtgestaltung) sind hier 
die Pfadabhängigkeiten sehr hoch. Deren Vermei- 
dung und die Förderung von Gesundheit als Teil 
einer nachhaltigen Stadtentwicklung sind daher 
essenziell. Gesundheitsförderung ist zudem ein 


wichtiges Querschnittsthema, dessen ganzheitliche 

Bearbeitung vielfältige Synergien erzeugen kann. 

Kernempfehlungen fürtransformative urbane 
Governance: Akteure der Stadtentwicklung 

Transformatives Potenzial von Städten auf internati- 
onaler Ebene nutzen und Urbanisierung zu einem 
zentralen Thema internationaler Zusammenarbeit 
machen 

In Global-Governance-Strukturen spielen Städte bisher 
kaum eine Rolle, obwohl sie zu den wichtigsten Akteu- 
ren zählen, wenn es beispielsweise um die Vermeidung 
globaler Umweltveränderungen geht. Um das trans- 
formative Potenzial von Städten auch auf internatio- 
naler Ebene nutzen zu können, sollten Global-Gover- 
nance-Strukturen zeitgemäß gestaltet werden. Dies 
bedeutet zunächst, dass Nationalstaaten und interna- 
tionale Organisationen „städtische Außenpolitik" - das 
internationale Engagement von Städten - anerken- 
nen und diese befördern bzw. Regelungen so gestalten, 
dass sie nicht behindert wird (Tab. 4). Bei relevanten 
internationalen Verhandlungen sollte ein Teilnahme- 
und Rederecht für Städte und Städtenetzwerke etab- 
liert werden, um den Austausch zwischen den verschie- 
denen Ebenen zu verbessern. Um die Aktivitäten von 
Städtenetzwerken sichtbarer zu machen, sollten diese 
ihre Aktivitäten stärker bündeln. 

Angesichts der Urbanisierungsdynamik und der 
damit verbundenen Herausforderungen ist es dringend 
notwendig, UN-Habitat zu reformieren und auszu- 
bauen. Der WBGU diskutiert dazu verschiedene Optio- 
nen. Während der Beirat mittelfristig einen Ausbau zur 
UN-Organisation empfiehlt, sollte UN-Habitat kurz- 
fristig durch Managementreformen, eine Fokussierung 
auf inhaltliche Arbeit und Policy-Entwicklung sowie 
den Aufbau einer leistungsfähigen wissenschaftlichen 
Abteilung im Rahmen seines Programmstatus gestärkt 
werden. 

Zusätzlich sollte ein internationales wissenschaftli- 
ches Panel zu nachhaltiger Urbanisierung eingerichtet 
werden. Urbanisierung und nachhaltige Stadtentwick- 
lung müssen außerdem ähnlich wie Klimawandel oder 
Gender zu Querschnittsthemen in allen UN- und ande- 
ren multilateralen Organisationen werden. Außerdem 
gilt es, die Habitat-Konferenzen weiter zu entwickeln. 
Angesichts der Urbanisierungsdynamik ist ein 20-jäh- 
riger Rhythmus nicht zeitgemäß und sollte auf 4 Jahre 
verkürzt werden. 

Um die Auseinandersetzung mit Urbanisierung und 
Transformation weltweit zu beschleunigen und zu 
intensivieren, sollten sich die G20 des Themas dau- 
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Tabelle 4 

Kernempfehlungen für die transformative urbane Governance. 

Quelle: WBGU 

Ziele Wichtige Maßnahmen und Handlungsansätze 

Globale/internationale Ebene 

> Transformatives Potenzial von > „Städtische Außenpolitik“ - das transnationale Engagement von Städten - 

Städten auf inter- und transnatio- fördern 

naler Ebene nutzbar machen > Teilnahme- und Rederecht für Städtenetzwerke und Städte in internationa- 

len Verhandlungen etablieren 

> Aktivitäten von Städtenetzwerken bündeln und Netzwerke stärken 


> Urbanisierung und nachhaltige 
Stadtentwicklung zu einem zentra- 
len Thema internationaler Zusam- 
menarbeit machen 


> UN-Habitat Reform: kurzfristig durch Managementreform, klarere 
Ausrichtung auf inhaltliche Arbeit und Policy-Entwicklung sowie Schaffung 
eigener wissenschaftlicher Abteilung 

> Mittelfristig Ausbau zur UN-Organisation herbeiführen 

> Habitat-Konferenzen weiterentwickeln: Habitat-Konferenzzyklus auf 4 
Jahre verkürzen; New Urban Agenda sollte institutioneile Architektur für 
Implementierung enthalten 

> AA, BMUB, BMZ: UN-Habitat Aufwertung fördern und in den Folgeprozess 
von Habitat III die Elemente des urbanen Gesellschaftsvertrages einbrin- 
gen 

> UN, Entwicklungsbanken und andere multilaterale Organisationen: 
Urbanisierung als Querschnittsthema verankern 

> Internationales wissenschaftliches Panel zu Urbanisierung und nachhalti- 
ger Stadtentwicklung einrichten 

> G20: Urbanisierung und Transformation generell und dauerhaft zum 
relevanten Thema machen; deutsche G20-Präsidentschaft sollte 2017 das 
Thema auf die Agenda setzen 

> BMZ, BMUB, BMBF: Urbanisierung zu zentralem Eckpunkt der Entwick- 
lungszusammenarbeit, Umweltzusammenarbeit bzw. wissenschaftlichen 
Kooperation machen 


Nationale Ebene 


> Städte mit notwendigen Entschei- > Subsidiaritätsprinzip konsequent umsetzen 
dungsbefugnissen ausstatten bzw. > Kommunales Selbstverwaltungsrecht oder andere Form der 
diese stärken konstitutionellen Anerkennung städtischer Autonomie realisieren 


> Städte durch Konsultationsmöglich- 
keiten besser in nationale und regi- 
onale Entscheidungsprozesse ein- 
binden 


> Kapazität städtischer Verwaltung > Ausbildung von Stadtplanern und städtischen Verwaltungsmitarbeitern 
stärken verbessern: ökologische und soziale Grundlagen zu einem Teil der Ausbil- 

dung machen 

> Städten Personalautonomie einräumen 


> Korruption bekämpfen > Transparenz, Integrität und Rechenschaftspflicht von Verwaltungen 

sichern 

> Informationsfreiheitsgesetze und gesetzlichen Schutz von Hinweisgebern 
(Whistleblower-Schutz) einführen 

> Antikorruptionsverpflichtungen und -programme in der Privatwirtschaft 
fördern 


> Gemeinwohlverträglichkeit von 
Privatinvestitionen sicherstellen 
und Immobilienspekulationen 
begrenzen 


> Sozialen Wohnungsbau fördern 

> Mietmärkte mit hohem Mieterschutz stärken 

> Alternative Eigentumsformen stärken 

> Innovative, sozialverträgliche Ansätze zu Grundsteuern und 
Grunderwerbssteuern entwickeln und einführen 

> Nachhaltige Investitionsstandards global etablieren 


> 
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Ziele 

Wichtige Maßnahmen und Handlungsansätze 

Lokale Ebene 

> Kollaborative Governance- 
Strukturen etablieren und gesamte 
Stadtbevölkerung integrieren 

> Starke Partizipationsinstrumente nutzen, wo sinnvoll 

> Informelle Siedlungen und 

Quartiere stärken und in die 
Stadtentwicklung einbeziehen 

> Bezahlbaren Wohnraum schaffen 

> Bestehende, gewohnheitsrechtliche Verfahren integrieren, kriminelle 
Praktiken zurückdrängen 

> (Transnationale) zivilgesellschaftli- 
che Netzwerke unterstützen 

> Finanzielle Unterstützung bereitstellen 

> Kapazitätsaufbau unterstützen 

> Bezug zu globalen Belangen 
verbessern 

> Fürsprecher für globale Themen institutionalisieren 


erhaft annehmen. Dabei kommt der Deutschen Bun- 
desregierung mit ihrer G20-Präsidentschaft 2017 
eine Schlüsselrolle zu. Sie sollte diese Chance nutzen 
und das Thema auf die Agenda setzen. Auch bei der 
Aufwertung von UN-Habitat und der Gestaltung des 
Habitat-Folgeprozesses sollte die Deutsche Bundesre- 
gierung ihren Einfluss nutzen und Elemente des vom 
WBGU entwickelten urbanen Gesellschaftsvertrags 
einbringen. Außerdem sollten die Bundesministerien 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ), für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor- 
sicherheit (BMUB) und für Bildung und Forschung 
(BMBF) im Hinblick auf die Schlüsselrolle von Städ- 
ten für den Umgang mit zentralen Herausforderun- 
gen globaler Entwicklung (Flucht, Klimawandel, Gren- 
zen des Wachstums) Urbanisierung zu einem zentra- 
len Eckpunkt der deutschen Entwicklungszusammen- 
arbeit, der internationalen Umweltkooperation sowie 
der internationalen Wissenschaftskooperation machen. 
Das deutsche Engagement in diesen Bereichen sollte 
signifikant ausgebaut werden. 

Gestaltungsfähigkeit von Städten stärken 
Um die Gestaltungsfähigkeit von Städten bzw. Stadt- 
verwaltungen zu stärken, sollten das Subsidiaritäts- 
prinzip auf nationaler Ebene konsequent umgesetzt 
und Städte mit den entsprechenden Entscheidungsbe- 
fugnissen ausgestattet werden. Dort wo nationale Ent- 
scheidungen für Städte relevant sind, sollten diese in 
den Entscheidungsprozess einbezogen werden. Außer- 
dem ist es sinnvoll, die Umsetzung des Subsidiaritäts- 
prinzips und städtische Mitbestimmungsmöglichkeiten 
durch ein kommunales Selbstverwaltungsrecht oder 
ähnliches konstitutionell abzusichern. 

Die Kapazität städtischer Verwaltung sollte durch 
verbesserte Ausbildung von Stadtplanerinnen und Ver- 
waltungsmitarbeitern - inklusive der Integration von 
ökologischen und sozialwissenschaftlichen Grundlagen 


in die Curricula - verbessert werden. Für die Nutzung 
der Möglichkeiten der Digitalisierung sollten entspre- 
chende IT- und Datenkapazitäten aufgebaut werden. 
Zur Auswahl qualifizierter Mitarbeiter und der Schaf- 
fung attraktiver Arbeitsbedingungen ist es außerdem 
sinnvoll, den Stadtverwaltungen volle Personalhoheit 
einzuräumen. 

Außerdem sollten die Korruptionsbekämp- 
fung vorangetrieben und alle städtischen Akteure 
in Antikorruptionsstrategien eingebunden wer- 
den. Dazu gehört es, die Transparenz, Integrität und 
Rechenschaftspflicht von Verwaltungen zu sichern, 
Informationsfreiheitsgesetze und gesetzlichen Schutz 
von Hinweisgeberinnen (Whistleblower-Schutz) einzu- 
führen und Antikorruptionsverpflichtungen und -Pro- 
gramme in der Privatwirtschaft zu fördern. 

Um die Gestaltungsfähigkeit von Stadtgesellschaf- 
ten zu erhalten sollten außerdem die Gemeinwohl- 
verträglichkeit von Privatinvestitionen sichergestellt 
und Immobilienspekulationen begrenzt werden. Dazu 
sollten der soziale Wohnungsbau ausgeweitet, alter- 
native Eigentumsformen wie Genossenschaften geför- 
dert, Mietmärkte mit hohem Mieterschutz gestärkt und 
innovative sowie sozialverträgliche Grundsteuern und 
Grunderwerbssteuern eingeführt werden. Ergänzt wer- 
den sollten diese nationalen und lokalen Maßnahmen 
durch nachhaltige Investitionsstandards auf globaler 
Ebene, zu denen sich Investoren selbst verpflichten. 

Kollaborative Governance etablieren: Stadtgesell- 
schaften zur Mitgestaltung befähigen und einbinden 
Nicht nur der normative Kompass gebietet es, alle 
Teile der Stadtgesellschaft in die Mitgestaltung 
der Transformation einzubinden. Ohne die nötige 
Zustimmung und Unterstützung der Bevölkerung wür- 
den auch Stadtverwaltungen mit umfassenden Ent- 
scheidungsbefugnissen und ausreichenden finan- 
ziellen Ressourcen an den Herausforderungen des 
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Tabelle 5 

Kernempfehlungen für die Finanzierung der urbanen Transformation. Die genannten Maßnahmen müssen meist auf allen drei 
Ebenen aufgegriffen und vernetzt werden. 

Quelle: WBGU 


Ziele 

Wichtige Maßnahmen und Handlungsansätze 

Globale Ebene 

> Internationale Entwicklungs- und Klima- 
finanzierung koordinieren und stärker auf 
die nachhaltige Stadtentwicklung ausrichten 

> Internationale Kooperationen an bereits vereinbarten Zielen zur 
nachhaltigen Stadtentwicklung ausrichten 

> Internationale Finanzmittel problemangemessen an Kommunen 
lenken 


> Klärung der Anrechnungsregeln des Green Climate Fund (GCF) 
klären, um Doppelanrechnungen zwischen Entwicklungs- und 
Klimafinanzierung zu vermeiden 

> Privates Kapital für urbane Infrastruktur 
mobilisieren 

> Lokale Faktoren bei der Verknüpfung des Finanzsektors mit 
nachhaltigen Entwicklungszielen berücksichtigen 

> Bestehende Kriterien und Standards durch externe Evaluatoren 


prüfen lassen 

> Entwicklung verbindlicher Kriterien und Standards für nachhaltige 
Investitionen und Erweiterung um stadtspezifische Kriterien 

> Globalen Versicherungsmechanismus für urbane Infrastruktur und 
Weiterentwicklung innovativer Finanzierungsinstrumente 
einführen 

Nationale Ebene 

> Kommunale Verwaltung und Finanzbasis 
stärken 

> Solide Grundfinanzierung von Städten durch ausreichende 
Transferzahlungen gewährleisten 

> Transferzahlungen zur Stärkung des endogenen Finanzierungs- 
potenzials einsetzen und vorhandene Entwicklungspotenziale 
unterstützen 

> Erleichterte Nutzung der Finanzmärkte prüfen 

> Privates Kapital für urbane Infrastruktur 
mobilisieren 

> Langfristige und verbindliche nationale Transformationsstrategie 
erarbeiten 


> Inklusive Finanzinstitutionen schaffen 

Lokale Ebene 

> Kommunale Verwaltung und Finanzbasis 
stärken 

> Potenzial bestehender Finanzierungsinstrumente besser nutzen 

> Transparenz über kommunale Einnahmen und Leistungen 
hersteilen 

> Lokale Gebietszuständigkeiten koordinieren und administrative 
und funktionale Grenzen in Einklang bringen 

> Privates Kapital für urbane Infrastruktur 
mobilisieren 

> Gemeinschaftliche Finanzierungsformen ausbauen 


Transformationsprozesses scheitern. 

Um dies zu erreichen, ist es notwendig, kollabora- 
tive Governance-Strukturen zu etablieren. Dies bein- 
haltet, Diskursräume in Städten zu stärken und überall, 
wo dies sinnvoll möglich ist, Partizipationsinstrumente 
einzusetzen und die Kapazitäten zur Durchführung 
von Partizipationsprozessen in Stadtverwaltungen zu 
schaffen. In stark regulierten Kontexten, insbesondere 
in reifen sowie schnell wachsenden, geplanten Städ- 
ten ist es notwendig. Frei- und Experimentierräume 
zu schaffen, die ein Ausprobieren guten, nachhaltigen 
Lebens durch die Stadtbevölkerung ermöglichen. Dort 
wo solche Freiräume bereits existieren, sollte überprüft 
werden, wie sie gefördert werden können. Der trans- 
formative Effekt zivilgesellschaftlicher wie auch kom- 
munaler Aktivitäten kann durch Verknüpfung mit wis- 


senschaftlicher Expertise verstärkt werden. Dazu ist es 
sinnvoll, auf Stadt- und Regionalebene transdiziplinäre 
Forschungszentren einzurichten. 

Vor allem in Städten und Stadtquartieren in Schwel- 
len- und Entwicklungsländern vollzieht sich die urbane 
Entwicklung in informellen Urbanisierungsprozessen 
weitgehend unabhängig von staatlicher oder behörd- 
licher Steuerung. Hier ist entscheidend, dass einerseits 
das Gemeinwohl fördernde, informelle Governance- 
Strukturen stärker wahrgenommen und gegebenen- 
falls anerkannt und andererseits kriminelle Praktiken 
zurückgedrängt werden. Die Rechte und Bedürfnisse 
der Bevölkerung in informellen Siedlungen müssen 
stärker wahrgenommen und ihre Artikulations- und 
Gestaltungsfähigkeit unterstützt werden. 

Da die Wirksamkeit lokaler zivilgesellschaftlicher 
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Akteure steigt, wenn diese in regionalen, nationalen 
oder gar transnationalen Netzwerken agieren, sollten 
diese Netzwerke unterstützt werden. Dazu sollten auf 
die Bedürfnisse dieser Netzwerke angepasste Finan- 
zierungsprogramme aufgelegt und bei kleinen Orga- 
nisationen Kapazitätsaufbau betrieben werden, damit 
sie solche Gelder beantragen können. 

Um auf lokaler Ebene die Bezüge zu und Berück- 
sichtigung von globalen Themen zu verbessern, sollten 
Ombudspersonen für globale Themen etabliert werden. 

Kernempfehlungen für Finanzierung 

Vielen Städten fehlen ausreichende finanzielle Kapazi- 
täten, um die wachsenden lokalen Aufgaben und Inf- 
rastrukturinvestitionen wahrnehmen zu können. In 
Ländern mit starken kommunalen Akteuren, wie bei- 
spielsweise Dänemark, beträgt der Anteil der öffentli- 
chen Ausgaben durch lokale Akteure 62% der gesamt- 
staatlichen Ausgaben und 32,9% des BIP. In Entwick- 
lungsländern wie beispielsweise Kenia liegen die ent- 
sprechenden Werte bei 1,2% und 0,06% (UCLG und 
Dexia, 2006). Schätzungen des Finanzierungsbedarfs 
für Modernisierung, Erweiterung und Neubau von Inf- 
rastruktur in den nächsten 15 Jahren liegen im hohen 
zweistelligen Billionenbereich. Um die Finanzierung 
der Transformationen zur Nachhaltigkeit in Städten zu 
ermöglichen, müssen die kommunale Verwaltung und 
Finanzbasis gestärkt, privates Kapital für urbane Infra- 
strukturen mobilisiert und die internationale Entwick- 
lungs- und Klimafinanzierung koordiniert sowie stär- 
ker auf die nachhaltige Stadtentwicklung ausgerichtet 
werden (Tab. 5). In vielen Städten in Entwicklung- und 
Schwellenländern geht es jedoch zunächst darum, eine 
handlungs- und durchsetzungsfähige Verwaltung auf- 
zubauen. 


Ziel 1: Kommunale Verwaltung und Finanzbasis 
stärken 

> National: Zuweisungen der Nationalstaaten an die 
lokale Ebene sollten eine solide Grundfinanzierung 
zur Sicherstellung eines Mindeststandards für die 
flächendeckende Versorgung mit öffentlichen Leis- 
tungen gewährleisten (substanzielle Teilhabe). Dafür 
muss eine relative Stabilität der jährlichen Zuwei- 
sungen gewährleistet sein, um eine langfristige Bud- 
getplanung zu erlauben. Der WBGU empfiehlt, 
Transferzahlungen insbesondere in Entwicklungs- 
und Schwellenländern darauf auszurichten, das 
endogene Finanzierungspotenzial von Städten zu 
stärken. Möglichkeiten hierfür bietet die Bindung 
der Transferzahlungen an Reformen für den Aufbau 


neuer Strukturen, wie beispielsweise effiziente 
Finanzmanagementsysteme, Katasterämter und 
administrative Kompetenzen zur Gebührenerhebung 
oder Ermittlung von Grundstücks- und Immobilien- 
verkehrswerten. In hochentwickelten Ländern, die 
bereits über eine flächendeckende Versorgung mit 
öffentlichen Leistungen verfügen, sollten die Vertei- 
lungsschlüssel vorhandene Entwicklungspotenziale 
unterstützen. 

Für Städte und Kommunen, die regelmäßige und 
umfangreiche eigene Einnahmen generieren sowie 
ein erfolgreiches Finanzmanagement vorweisen 
können, sollte eine Erleichterung des Zugangs zu 
den Finanzmärkten geprüft werden. Dabei muss 
gewährleistet sein, dass das aufgenommene Kapi- 
tal für Investitionen und nicht zur Finanzierung lau- 
fender Ausgaben verwendet wird, um leichtfertige 
Schuldenfinanzierung auszuschließen. 

> Lokal: Das Potenzial bestehender Finanzierungs- 
instrumente sollte besser genutzt werden. Dies gilt 
insbesondere für Grundsteuern und Grunderwerb- 
steuern, die besonders in schnell wachsenden Städ- 
ten eine dynamische und regelmäßige Einkommens- 
quelle bilden. Stadtregierungen sollten Grundsteu- 
ern neben der Stärkung der kommunalen Einnahmen 
dazu einsetzen, eine transformative Lenkungswir- 
kung zu erzielen, beispielsweise durch progressive 
Steuersätze oder die Kopplung des Steuersatzes an 
die Flächennutzung. Um für Transparenz in Bezug 
auf die Verwendung der erhobenen Abgaben zu sor- 
gen, empfiehlt der WBGU den Städten und Kommu- 
nen, Informationen über öffentliche Einnahmen 
sowie Ausgaben für Infrastruktur und öffentliche 
Leistungen im Zusammenhang darzustellen und 
öffentlich verfügbar zu machen. Die rasche Urbani- 
sierung führt zu einer Veränderung der räumlichen 
Ausdehnung des Stadtgebietes. Dadurch ergeben 
sich Probleme in der Koordination der Aufgabenbe- 
wältigung sowie in der effizienten Nutzung lokaler 
Finanzierungsquellen. Um das lokale Einnahmenpo- 
tenzial bestmöglich auszuschöpfen, sollten Städte 
und Kommunen sich über lokale Gebietszuständig- 
keiten hinaus koordinieren und, wo möglich, admi- 
nistrative und funktionale Grenzen in Einklang 
bringen. 

Ziel 2: Privates Kapital für urbane Infrastruktur 

mobilisieren 

> Global: Die zunehmende Verbindung des finanziellen 
Ordnungsrahmens mit nachhaltigen Entwicklungszie- 
len (UNEP und IEH, 2015) sowie eine Änderung der 
Denk- und Handlungsweise von kurzfristig zu lang- 
fristig sind Trends, die in die richtige Richtung gehen. 
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Der WBGU empfiehlt, bei dieser Entwicklung lokale 
Faktoren stärker zu berücksichtigen und bestehende 
Kriterien wie die von der International Capital Market 
Association entwickelten „Green Bond Principles" 
oder die auf eine UN-Initiative zurückgehenden 
„Principles of Responsible Investment" durch externe 
Evaluatoren zu prüfen. Langfristig sollten einheitli- 
che, verbindliche Kriterien und Standards entwickelt 
werden, um Transparenz in Bezug auf die Sozial- und 
Umweltverträglichkeit von Investitionen und Finan- 
zierungsflüssen herzustellen. Um Risiken für Inves- 
titionen in Städten zu reduzieren, empfiehlt der 
WBGU die Einführung eines globalen Versicherungs- 
mechanismus für urbane Infrastruktur sowie die Wei- 
terentwicklung neuer innovativer Finanzierungsins- 
trumente, wie beispielsweise das Bündeln städtischer 
Investitionen (pooling) in rechtlich selbstständigen 
Gesellschaften (special purpose vehicles) und die 
Platzierung von Anleihen oder Ertragsrechten dieser 
Gesellschaften (z. B. Yieldcos) auf dem Kapitalmarkt. 

> National: Der WBGU empfiehlt die Festlegung einer 
langfristigen und verbindlichen nationalen Transfor- 
mationsstrategie, um Planungs- und Rechtssicherheit 
zu verbessern und eine Koordinierung auf unter- 
schiedlichen administrativen Ebenen sowie mit pri- 
vaten Akteuren zu ermöglichen. An der Entwicklung 
der nationalen Transformationsstrategie sollten auch 
lokale Akteure beteiligt sein, um die diversen lokalen 
Ausgangssituationen berücksichtigen und erfolgrei- 
che Maßnahmen auf der städtischen Ebene in einen 
gemeinsamen Handlungsrahmen überführen zu kön- 
nen. In Entwicklungsländern gilt es, insbesondere 
inklusive Finanzinstitutionen auszubauen und 
Finanzdienstleistungen für arme Bevölkerungsgrup- 
pen zugänglich zu machen. Der WBGU empfiehlt, 
diese Entwicklungen durch die internationale Ent- 
wicklungszusammenarbeit sowie öffentliche und 
internationale Entwicklungsbanken verstärkt zu 
fördern. 

> Lokal: Auch im Bereich der Finanzierung nachhalti- 
ger Stadtentwicklung ist die Partizipation der Stadt- 
bevölkerung zentral, und vorhandenes Engagement 
sollte unterstützt werden. Dazu empfiehlt der WBGU 
die Förderung und Verbreitung gemeinschaftlicher 
Finanzierungsformen wie Energie- und Wohngenos- 
senschaften und die Prüfung des Potenzials von 
Crowdsourcing-Plattformen zur Finanzierung von 
N achbarschaf tsproj ekten. 


Ziel 3: Internationale Entwicklungs- und Klimafinan- 
zierung stärker auf Stadtentwicklung ausrichten 
> Global: Der WBGU empfiehlt, internationale Koope- 
rationen an den bereits vereinbarten Zielen zur 
nachhaltigen Stadtentwicklung, wie dem im Green 
Climate Fund genannten Ziel „Creating climate- 
compatible cities" auszurichten. Diese Ausrichtung 
ist bereits international im Rahmen des Addis- 
Abeba-Aktionsplans verankert und sollte konse- 
quent umgesetzt werden. Internationale Finanzmit- 
tel sollten problemangemessen an Kommunen 
gelenkt und verstärkt für den Auf- und Ausbau der 
lokalen Verwaltungskapazitäten genutzt werden. 
Die Anrechnungsregeln der Entwicklungs- und 
Klimafinanzierung sollten überprüft werden, um 
Doppelanrechnungen zu vermeiden. 


7. Forschung zur urbanen Transformation 

Da die urbane Transformation zur Nachhaltigkeit auch 
ein Suchprozess ist, kommt der Forschung eine beson- 
dere Rolle zu. Neben der Grundlagenforschung, die 
für einen elementaren Wissenszuwachs unverzichtbar 
ist, kann Forschung Transformationsprozesse beför- 
dern, indem sie sowohl die für die urbane Transfor- 
mation nötigen Innovationen generiert als auch zu 
einem grundlegenderen Verständnis von Wandlungs- 
prozessen beiträgt. Um die Rolle von Forschung für 
die Transformation zu bestimmen, greift der WBGU 
die Unterscheidung zwischen „Transformationsfor- 
schung" und „transformativer Forschung" wieder auf, 
die er 2011 im Gutachten „Gesellschaftsvertrag für eine 
Große Transformation" geprägt hat. Dabei bezeichnet 
Transformationsforschung die Exploration von Fakto- 
ren, Mechanismen und kausalen Zusammenhängen der 
Transformation, während transformative Forschung 
diejenige Forschung bezeichnet, die durch konkrete 
Innovationen - sei es sozialer, wirtschaftlicher, techni- 
scher oder anderer Natur - die Transformation unter- 
stützt. 

Dem WBGU ist bewusst, dass es neben der Produk- 
tion von transformativem Wissen auch darum gehen 
muss, dieses gesellschaftlich zu verankern und für 
gesellschaftliche Transformationsprozesse verfügbar zu 
machen. Eine solche Perspektive reicht über Wissen- 
schaft hinaus und umfasst auch allgemeine Bildungs- 
prozesse, durch die ein Verständnis für Handlungs- 
optionen und Lösungsansätze geschaffen wird. Urbane 
Reallabore beispielsweise sind ein wichtiger Ort für 
die Verbindung transformativer Forschungs- und Bil- 
dungsprozesse. Eine umfassende Analyse transformati- 
ver Bildungsprozesse im urbanen Raum ist selbst noch 
ein Forschungsdesiderat. 
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Tabelle 6 

Forschung zur urbanen Transformation: Anforderungen, inhaltliche Schlüsselthemen und grundlegende Empfehlungen. 
Quelle: WBGU 

Inhaltliche Schlüsselthemen Anforderungen an eine Grundlegende Empfehlungen für 

einer Forschung für die urbane transdisziplinäre Forschung zur eine weiterentwickelte Forschung 

Transformation urbanen Transformation zur urbanen Transformation 


Systemische Betrachtung 
möglichst unter Beachtung aller 
Dimensionen des normativen 
Kompasses: 

> Urbaner Metabolismus (z.B. 
Baustoffe, Phosphor, 
Elektroschrott) 

> Baulich-räumliche Gestalt 

> Teilhabe (urbane Lebens- 
qualität, Ungleichheit) 

> Urbane Gesundheit 

> Mobilität und Verkehr 

> Urbane Flächennutzung 

> Governance (Indikatoren und 
Ermöglichung städtischer 
„Außenpolitik“) 

Querschnittsfragen der 
Forschung für die urbane Trans- 
formation: 

> Datenbasis für eine globale 
urbane Transformations- 
forschung 

> Metareflektion über Transdiszi- 
plinarität und Partizipation 

> Zielkonflikte und Synergien 
zwischen der Erhaltung natürli- 
cher Lebensgrundlagen, 
Teilhabe und Eigenart im 
urbanen Raum 


> Normative Orientierung: Leitbild der 
nachhaltigen Stadtentwicklung im 
Kontext der Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen, Teilhabe und 
Eigenart 

> Strukturprinzipien: Ausrichtung der 
Forschung am gesellschaftlichen 
Bedarf durch Kodesign und 
Koproduktion von Wissen; 
Lösungsorientierung; Reflexivität 

> Ergebnisse und Auswirkungen: 
Generierung nachhaltiger Alternativen 
zu bestehenden Technologien und 
sozialen Praktiken durch technologi- 
sche, soziale oder Governance-Innova- 
tionen, Entwicklung von Kapazitäten 
auf individueller und institutioneller 
Ebene, Strukturbildung 


Koordination eines partizipativen 

Roadmap-Prozesses, mit dem BMBF 

als zentralem Akteur: 

1. Grundlagenforschung zur 
urbanen Transformation stärken 

2. Neue Dateninfrastrukturen als 
Basis für die Indikatorenbildung 
und das Monitoring der urbanen 
Transformation aufbauen 

3. Neue Formen der globalen 
Agenda-Setting-Prozesse für eine 
urbane Transformationsforschung 
etablieren 

4. Langfristige transdisziplinäre 
Forschungszentren auf Stadt- und 
Regionalebene aufbauen 

5. Capacity Development im 
Forschungsbereich international 
vorantreiben 


Urbanisierung ist auch in Deutschland ein intensiv 
beforschtes Feld. Zu vielen Forschungsfragen der urba- 
nen Transformationen liegen bereits Antwortbausteine 
vor. Aus der strategischen, globalen und langfristigen 
WBGU-Perspektive auf die Nachhaltigkeit der Urba- 
nisierungsprozesse wird jedoch deutlich, dass sowohl 
weitere Transformationsforschung als auch transfor- 
mative Forschung erforderlich sind. Dem WBGU geht 
es darum, vor dem Hintergrund seiner Transformati- 
onsanalyse notwendige zukünftige Schwerpunkte der 
Stadtforschungsagenda zu identifizieren. 

Dazu werden die Schlüsselfragen der urbanen Trans- 
formation zur Nachhaltigkeit skizziert, die bestehenden 
Forschungspolitiken, -programme und -institutionen 
analysiert und daraus Eckpunkte sowie Leitorientie- 
rungen einer neuen urbanen Forschungsagenda abge- 
leitet (Tab. 6). 


Städte und die Große Transformation - 
ein offenes Forschungsprogramm 

Der WBGU identifiziert Schlüsselfragen einer trans- 
formativen Urbanisierungsforschung zunächst entlang 
der drei Dimensionen des im Gutachten vorgestellten 
normativen Kompasses. 

Die Forschung zu den natürlichen Lebensgrundla- 
gen im Kontext urbaner Transformation widmet sich 
den planetarischen Leitplanken sowie der lokalen 
Umweltqualität in Städten. Sie schafft damit Orien- 
tierung für die Nachhaltigkeit von Stadtentwicklung. 
Klimaschutz und -anpassung in Städten standen in den 
letzten Jahren zunehmend im Zentrum der Forschung. 
Neben einem Mangel an konsistenten und vergleich- 
baren Emissionsdaten auf Stadtebene sieht der WBGU 
weiteren Forschungsbedarf insbesondere zum urbanen 
Metabolismus sowie zu den Anforderungen einer voll- 
ständigen Kreislaufwirtschaft. 

Forschung zur Teilhabe dient der Exploration der 
Grundlagen einer am Menschen orientierten Stadtent- 
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Wicklung. Eine zentrale Herausforderung ist es, die For- 
schung in diesem Bereich transformativ zu gestalten, 
d. h. Teilhabeprozesse aktiv voranzutreiben und inter- 
national miteinander zu vernetzen, um globales Ler- 
nen zu ermöglichen. Mit „solidarischer Lebensqualität" 
führt der WBGU einen neuen Begriff in die Debatte ein, 
der Impulse für die Transformationsforschung geben 
kann. 

Forschung zur Eigenart betont die Perspektive auf 
die Vielfalt und spezifischen Entwicklungsdynamiken 
urbaner Transformationsprozesse sowie den Zusam- 
menhang zwischen Lebensqualität und urbaner Gestal- 
tung. Der WBGU empfiehlt, die Betrachtung von urba- 
nem Wohlstand und Stadtentwicklung stärker an urba- 
ner Lebensqualität zu orientieren. Die Forschung zu 
Prinzipien und Indikatoren für Eigenart spielt dabei 
eine besondere Rolle, weil sie in gängigen Indikato- 
rensystemen bisher kaum verankert ist; sie sollte ein 
Repertoire aus universell gültigen, aber auch lokalspe- 
zifisch zu bestimmenden und zu kombinierenden Kate- 
gorien für Eigenart entwickeln. 

Eine zukunftsfähige urbane Transformation entlang 
der Logik von natürlichen Lebensgrundlagen, Teilhabe 
und Eigenart stellt erhebliche Anforderungen an die 
Governance von Städten. Es ergeben sich Forschungs- 
fragen speziell zu zwei größeren Themenkomplexen: 
(1) die Governance innerhalb der Städte in informel- 
len Kontexten und (2) die Governance zwischen Städ- 
ten auf globaler Ebene. Der WBGU sieht außerdem 
dringenden Forschungsbedarf für die Weiterentwick- 
lung eines Index zur Qualität urbaner transformativer 
Governance. 

Neben den thematisch definierten Fragekomplexen, 
die im Sinne einer transformativen Forschung bearbei- 
tet werden sollten, ergeben sich grundlegende metho- 
dische und konzeptionelle Querschnittsfragen der 
Transformationsforschung. Dazu zählt insbesondere die 
reflexive Forschung zu einer Übertragbarkeit kontex- 
tualisierter Ergebnisse, zu Zielkonflikten, die sich aus 
den Dimensionen des normativen Kompasses ergeben, 
oder zu Methoden der urbanen Transformationsfor- 
schung. Außerdem ist die generelle Verbesserung der 
Datenbasis für eine globale Transformationsforschung 
unabdingbar. Dazu zählen Daten zur urbanen Gesund- 
heit, zur Governance, zur Ungleichheit oder dem urba- 
nen Metabolismus auf globaler und nationaler Ebene 
ebenso wie auf regionaler, urbaner Ebene oder zu sozi- 
alen Vergleichsgruppen innerhalb von Städten. 


Anforderungen an eine Forschung für die urbane 
Transformation 

Eine wirkungsvolle Stadtforschung im Sinne der Gro- 
ßen Transformation zur Nachhaltigkeit sollte nicht nur 
inhaltlich drängende Fragen beantworten, sondern 
auch an normativen Zielen orientiert und strukturell 
adäquat organisiert sein, um transformativ wirken zu 
können. Der WBGU hat in seinem Gutachten „Gesell- 
schaftsvertrag für eine Große Transformation" bereits 
2011 generelle Anforderungen an eine Forschung im 
Sinne der Transformation formuliert und diese im hier 
vorliegenden Gutachten an den speziellen Kontext der 
Stadt- und Urbanisierungsforschung angepasst (Tab. 
6). Der WBGU versteht diesen Satz an strukturellen 
Kriterien als eine Anregung für Wissenschaftler und 
Forschungsförderer, Forschung und Forschungspro- 
gramme transformativ zu gestalten. 

Zu diesen Kriterien zählen insbesondere die gesell- 
schaftliche Relevanz und Problemorientierung, die eine 
inter- und transdiziplinäre Forschung voraussetzen, die 
im Idealfall zu neuen systemischen und umfassenden 
Lösungsstrategien führt. Statt starren Vorgaben zu fol- 
gen, sollten transformative Forschung und Forschungs- 
programme reflexiv sein und sich flexibel an Problem- 
lagen anpassen. Darüber hinaus befürwortet der WBGU 
die Erprobung innovativer Methoden in der Urbani- 
sierungsforschung, da dem Modus des Ausprobierens 
und Experimentierens bei der Gestaltung der urbanen 
Transformation eine zentrale Rolle zukommt. 

Die urbane Transformation ist eine große und glo- 
bale Herausforderung; dementsprechend sollte die 
Forschung auf internationale Kooperation ausgerich- 
tet und mit ausreichenden Mitteln zur Erhöhung der 
Forschungsaktivitäten, aber auch zur Umsetzung der 
Ergebnisse ausgestattet sein. 

Transformative Forschung zielt darauf ab, die Trans- 
formation zur nachhaltigen lebenswerten Stadt effek- 
tiv zu unterstützen. Neben transformativen techni- 
schen oder sozialen Innovationen kann Forschung auch 
transformative Kapazitäten auf individueller und ins- 
titutioneller Ebene stärken. Insbesondere im Hinblick 
auf die Kooperation von Wissenschaftlern aus Indus- 
trieländern mit Wissenschaftlern aus Entwicklungs- 
und Schwellenländern kann die Forschungszusammen- 
arbeit zur Stärkung von Bildungs-, Wissenschafts- und 
Forschungsstrukturen beitragen. 

Analyse von Programmen und Institutionen 

Nachhaltige Urbanisierung ist prominent in diversen 
nationalen Programmen und Initiativen verankert. So 
widmete sich das Wissenschaftsjahr 2015 dem Thema 
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„Zukunftsstadt". BMBF und BMUB fördern stadtbezo- 
gene Forschung in ihren Forschungsprogrammen und 
die Bundesregierung engagierte sich ressortübergrei- 
fend im Rahmen der Nationalen Plattform Zukunfts- 
stadt. Auf Länderebene sticht das Reallaborprogramm 
in Baden-Württemberg hervor. 

Auch international ist das Thema Stadt auf der pro- 
grammatischen Agenda prominent vertreten. Die EU 
fördert Forschung zu „Smart Cities and Communi- 
ties" in verschiedenen thematischen Programmen von 
Horizon 2020. Die globale Forschungsinitiative „Future 
Earth" zählt Städte und Urbanisierung zu den zentra- 
len Herausforderungen der Nachhaltigkeit, an denen 
bis 2025 intensiv interdisziplinär geforscht werden soll. 

Keines der untersuchten Programme oder Institu- 
tionen kann die gesamte Bandbreite der vom WBGU 
vorgeschlagenen Anforderungen an eine transforma- 
tive Stadtforschung abdecken. Während einige Pro- 
gramme und Institutionen als vorbildlich hinsichtlich 
ihres transdisziplinären Aufbaus (z.B. Akademie für 
Raumforschung und Landesplanung - ARL oder Deut- 
sches Institut für Urbanistik - Difu), ihrer innovativen 
Methoden (z.B. die Reallabore in Baden-Württemberg) 
oder ihres partizipativen Agendaprozesses (z.B. die 
Nationale Plattform Zukunftsstadt) zu bewerten sind, 
mangelt es ihnen an einer internationalen Ausrichtung 
und Vernetzung. Dagegen sind andere Programme zwar 
international orientiert, aber zu einseitig auf die tech- 
nologische Entwicklung ausgerichtet. Das Forschungs- 
rahmenprogramm der EU, Horizon 2020, legt z.B. viel 
Gewicht auf Digitalisierung und Technologieentwick- 
lung. Damit besteht die Gefahr, umfassende Nachhal- 
tigkeitsziele im Sinne des normativen Kompasses aus 
den Augen zu verlieren und neue Pfadabhängigkeiten 
zu schaffen. 

Der WBGU unterstreicht jedoch, dass bereits ver- 
schiedene positive Ansätze in vorhandenen Einrich- 
tungen und Programmen vorhanden sind, und sieht 
das Potenzial, diese um weitere Aspekte der nachhal- 
tigen Urbanisierung zu ergänzen. So zeigen z.B. die 
Forschungsagenda und Forschungsförderung der euro- 
päischen Joint Programming Initiative Urban Europe, 
wie eine holistische und reflexive Forschung gestal- 
tet werden kann. Auch das BMBF-Forschungspro- 
gramm „Future Megacities" und weitere transdiszipli- 
näre BMBF-Ausschreibungen in anderen Bereichen der 
Nachhaltigkeitsforschung können als Beispiele guter 
Praxis einer systemischen, transdisziplinären, inter- 
nationalen Forschung dienen. Der WBGU unterstützt 
solche integrierten Ansätze und empfiehlt, neben 
sozial-ökologischen Aspekten auch im größeren Maß- 
stab konzeptionell soziale und kulturelle Aspekte in 
Forschungsprogramme aufzunehmen. 

Daneben bietet „Future Earth" die Chance, durch 


seinen internationalen und partizipativen Charakter 
inhaltliche und strukturelle Impulse zu geben und zu 
einem Dachprogramm für internationale Forschungs- 
aktivitäten zu werden. Dies würde ermöglichen, For- 
schungsprogramme und -aktivitäten zur nachhaltigen 
Urbanisierung besser aufeinander abzustimmen und zu 
vernetzen. 


Empfehlungen für den Weg zu einer neuen 
urbanen Forschungsagenda 

Die WBGU-Analyse der inhaltlichen, prozessualen und 
institutionellen Veränderungen mündet in fünf grund- 
legende Empfehlungen. 

> Erstens: Der WBGU empfiehlt, die Grundlagenfor- 
schung für die urbane Transformation zur Nachhal- 
tigkeit institutionell zu stärken und regt an, ein eige- 
nes „Max-Planck-Institut für urbane Transforma- 
tion" als Knotenpunkt für die Grundlagenforschung 
zur urbanen Transformation einzurichten. Zwar wer- 
den heute viele inhaltliche Einzelfragen einer urba- 
nen Transformationsforschung im Forschungssys- 
tem bereits aufgegriffen, und die interdisziplinäre 
Bearbeitung einzelner Fragestellungen gelingt auf 
einem hohen Niveau. Das Verständnis urbaner 
Transformationsprozesse wirft aber noch vielfältige 
Fragen der Grundlagenforschung auf. 

> Zweitens: Nachhaltige Urbanisierung erfordert den 
Aufbau neuer Dateninfrastrukturen für eine effek- 
tive urbane Transformation innerhalb des normati- 
ven Kompasses. Der WBGU empfiehlt, geeignete 
Datenerfassungs-, Monitoring- und Steuerungs- 
strukturen einzurichten, um basierend auf diesen 
Daten soziale, politische und ökonomische Indikato- 
ren zur urbanen Transformation zu schaffen, insbe- 
sondere in Bezug auf die im Gutachten identifizier- 
ten transformativen Handlungsfelder wie Materia- 
lien und Stoffströme, Mobilität und Verkehr, urbane 
Gesundheit oder urbane Flächennutzung. Die 
Datenerhebung könnte durch Ansätze der Bürger- 
wissenschaft unterstützt werden. 

> Drittens: Beim zukünftigen Agenda Setting sollte auf 
die im Kontext der Nationalen Plattform Zukunfts- 
stadt gesammelten Partizipationserfahrungen auf- 
gebaut werden. Künftige Urbanisierungsforschung 
sollte schon bei der Konzeption von Forschungspro- 
grammen die Schlüsselakteure der urbanen Trans- 
formation einbeziehen. In internationalen For- 
schungsprogrammen sollte besonderer Wert auf ein 
gemeinsames Agenda Setting mit den Partnerlän- 
dern gelegt werden. 

> Viertens: Transformative Forschung braucht lang- 
fristige und stabile Strukturen. Daher sollten bei- 
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Tabelle 7 

Herausragende Risiken des globalen Urbanisierungsschubes: Übergeordnete Zielsetzungen und Maßnahmen zur 
Problemlösung mit großer Hebelwirkung. 

Quelle: WBGU 

Urbanisierungsschub bis 2050 - Ziele Maßnahmen und Handlungsansätze 

Sechs Entwicklungsrisiken des 
globalen Wandels 


Entwicklung innerhalb der 
planetarischen Leitplanken: 

Ob planetarische Leitplanken einge- 
halten werden können, entscheidet 
sich in den reifen Städten sowie den 
schnell wachsenden, neuen Stadt- 
quartieren Asiens und Afrikas. 

Nur wenn dort klimaverträgliche, 
nachhaltige Städte entstehen, 
können ein gefährlicher globaler 
Umweltwandel und eine damit 
verbundene globale Bedrohung 
von Wohlstand und Lebensqualität 
verhindert werden. 


> Bis spätestens 2070 alle fossilen 
C0 2 -Emissionsquellen in Städten 
durch emissionsfreie Alternativen 
ersetzen 

> Stadtentwicklung so ausrichten, 
dass Energienachfrage begrenzt 
wird 

> Möglichst vollständige Kreislauf- 
wirtschaft in diesem Jahrhundert 
etablieren 

> C0 2 -emissionsintensive Baumate- 
rialien wie Stahlbeton durch klima 
verträgliche Alternativen ersetzen 


> Dekarbonisierungsfahrpläne für alle 
Städte erstellen 

> Neu entstehende Städte perspekti- 
visch nur noch emissionsfrei planen 
und nachhaltigen Umgang mit 
Materialien und Stoffströmen 
sicherstellen 

> Wohn- und Arbeitsquartiere durch- 
mischt und nur in fußläufiger Nähe 
zu ÖPNV bauen und entwickeln 
(Transit-oriented Development) 

> Verstärkt Anreize für passive Ener- 
gieeinsparung bei der Quartiersent- 
wicklung und Bauen setzen 

> Bauvorschriften: Modulare Bau- und 
Konstruktionsweisen, inkl. Rückbau- 
und Recyclingfähigkeit, fördern, vor 
allem klimaverträgliche Baustoffe 


Lokale Umweltbedingungen als 
zentrale Dimensionen urbaner 
Lebensqualität: 

Gute lokale Umweltbedingungen 
sind Voraussetzung für menschliche 
Lebensqualität. 

Insbesondere die Lebensqualität von 
2-3 Mrd. Menschen, die 2050 vo- 
raussichtlich in informellen Sied- 
lungen leben, hängt von wirkungs- 
vollen lokalen Umweltpolitiken ab. 


> Risiken des Klimawandels für 
Stadtgesellschaften mindern 

> Toxische oder umweltschädliche 
Stoffe substituieren 

> In Innenstädten perspektivisch nur 
noch emissionsfreie Mobilität 
zulassen 


> Luftreinhaltung und Klimaschutz 
integrieren 

> Motorisierten Individualverkehr in 
Innenstädten sukzessive reduzieren 

> Verantwortlichen Umgang mit 
Abfall und Recycling fördern sowie 
illegalen Abfallhandel eindämmen 
(Basler Übereinkommen) 

> Städte gesundheitsfördernd gestal- 
ten mit Fokus auf Begegnungs- und 
Aktivitätsräumen 

> Anpassung an den Klimawandel als 
iterativen Lernprozess in Stadtpla- 
nung integrieren: u.a. wissenschaft- 
liche Erkenntnisse einbeziehen 


Substanzielle Teilhabe und 
sozioökonomische Dimensionen: 

Weltweit steigen sozioökonomische 
Ungleichheiten und Exklusion in 
Städten und bedrohen Lebensqualität 
sowie Stabilität von Stadtgesell- 
, schäften. 

Besonders bedroht sind die 2-3 Mrd. 
Menschen, die 2050 voraussichtlich 
in informellen Siedlungen leben. 
Ungleichheit und Exklusion können 
Fluchtdynamiken auslösen und so die 
internationale Sicherheit bedrohen. 


> Paradigmenwechsel einleiten: 
Initiativen für die ärmsten 40% der 
weltweiten Stadtgesellschaften 
stärken 

> Inklusives Wachstum: Überpropor- 
tionale Zuwächse für untere 
Einkommensgruppen sichern 

> Zugangzu Basisinfrastrukturen, 
Bildung und Gesundheitsreinrich- 
tungen sichern 

> Inklusive urbane Mobilität 
(Unterziel SDG 11, accessible 
cities) bis 2030 implementieren 

> Bis 2030 Zugang zu bezahlbarer, 
verlässlicher, nachhaltiger und zeit- 
gemäßer Energie für alle sichern 
(SDG 7) 


> Globale Initiative von UN-Habitat, 
UNDP, UNEP, Weltbank für die 
erwarteten zusätzlichen 1-2 Mrd. 
Menschen, die in nicht adäquaten 
Wohnverhältnissen leben. 

> Recht auf angemessene Wohnver- 
hältnisse zum Kernbestandteil der 
bi- und multilateralen Entwicklungs- 
zusammenarbeit machen 

> UN, Entwicklungsbanken, multilate- 
rale Organisationen: Urbanisierung 
als Querschnittsthema verankern 

> Schwerpunktprogramm „Adequate 
Housing for All“ mit Fokus auf Regi- 
onal- und Mittelstädte bei der Welt- 
bank initiieren 

> Gesundheitsförderung durch sekto- 
rübergreifende Stadtplanung und 
-entwicklung sowie Stärkung kom- 
munaler Planungskompetenz dauer- 
haft verankern 

> OECD-DAC: Urbanisierung als 
Förderbereich aufwerten 
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Urbanisierungsschub bis 2050 - Ziele Maßnahmen und Handlungsansätze 

Sechs Entwicklungsrisiken des 
globalen Wandels 


Politische Teilhabe und Partizipa- 
tion als Voraussetzung für Lebens- 
qualität und Ziel von Transforma- 
tion: 

Für 2-3 Mrd. Menschen, die 2050 
voraussichtlich in prekären, infor- 
mellen Siedlungen leben, ist poli- 
tische Teilhabe kaum zu realisieren. 
Not, oft auch Gewalt, zuweilen be- 
wundernswerte Selbstorganisation, 
die auf die Abwesenheit öffentlicher 
Grundvorsorge reagiert, dominieren 
diese urbanen Gemeinschaften. 

In den neu entstehenden, geplanten 
Siedlungen, insbesondere Asiens, 
aber auch Afrikas, werden neue 
Mittelschichten politische Teilhabe 
einfordern. Wo diese nicht zuerkannt 
wird, drohen politische Instabilitäten. 


> Recht auf angemessene Wohnver- 
hältnisse umsetzen und politische 
Teilhaberechte sichern 

> Städte mit notwendigen Entschei- 
dungsbefugnissen ausstatten bzw. 
diese stärken 

> Städte durch Konsultationsmög- 
lichkeiten besser in nationale und 
regionale Entscheidungsprozesse 
einbinden 

> Kollaborative Governance: 
Strukturen etablieren und gesamte 
Stadtbevölkerung integrieren 

> Informelle Siedlungen und Quar- 
tiere stärken und in die Stadtent- 
wicklung einbeziehen 

> (Transnationale) zivilgesellschaftli- 
che Netzwerke unterstützen 

> Bezug zu globalen Belangen ver- 
bessern 


> Starke Partizipationsinstrumente 
nutzen 

> (Transnationale) zivilgesellschaft- 
liche urbane Netzwerke unterstüt- 
zen 

> Korruption bekämpfen und land 
grabbing eindämmen 

> Boden- und Immobilienspekulation 
eindämmen (Grundstücke - 
Erstkaufrecht oder Vetorecht für 
Kommunen sichern, nachhaltige 
Investitionsstandards global 
etablieren) 

> Innovative, sozialverträgliche 
Ansätze zu Grundsteuern und 
Grunderwerbssteuern entwickeln 
und einführen 

> Fürsprecher für globale Themen 
institutionalisieren 


Eigenart als Dimension urbaner 
Lebensqualität und Ressource der 
Nachhaltigkeitstransformation - 
abhängig von Chancen der Teilha- 
be: 

Eigenart als Bedingung für Lebens- 
qualität und Ressource für Transfor- 
mationen ist von Teilhabe abhängig. 
In reifen und neu geplanten Städ- 
ten/Quartieren wird Eigenart durch 
soziale und politische Ungleichheiten 
unterminiert. 


> Flächennutzung gemeinwohlorien- 
tiert gestalten 

> Baulich-räumliche Strukturen zur 
Schaffung urbaner Lebensqualität 
bereitstellen, wie z.B. gut zugängli- 
che, sichere Räume mit Nischen für 
Interaktion und zur Erholung ver- 
schiedener Nutzergruppen 


> Ausreichend städtische Räume in 
öffentlichem oder gemeinschaftli- 
chem Eigentum halten 

> Sozialverträglichkeitsprüfung für 
Flächennutzung einführen bzw. 
stärken 

> Mietmärkte mit hohem Mieter- 
schutz stärken, bezahlbaren 
Wohnraum schaffen 


In informellen Siedlungen wird Eigen- 
art durch Not und prekäre Teilhabe 
unterminiert. 

Eigenart ist für über 50% der 
Weltbevölkerung bedroht. 

Eigenart in informellen und neu 
geplanten Städten - Quadratur des 
Kreises? 

Für 1-2 Mrd. Menschen, die bis 2050 
voraussichtlich in neu geplanten 
Städten und Stadtquartieren Asiens 
und Afrikas leben, ist Eigenart im 
Sinne kreativer und von Stadtbewoh- 
nerinnen geprägter Stadtentwicklung 
nur schwer realisierbar. Gründe: hohe 
Geschwindigkeit des Städtebaus und 
vorherrschende Top-down-Planung. 

In informellen Siedlungen, in denen 
Not und nicht selten auch Gewalt 
regieren, in denen kaum öffentliche 
Institutionen funktionieren und wo 
zusätzlich 1-2 Mrd. Menschen unter 
prekären Wohnverhältnissen leben 
könnten, wird sich Eigenart kaum 
ausprägen können. 


> Urbanisierungsschübe entschleuni- 
gen; polyzentrische Raumgestal- 
tung statt konventionelle Stadt- 
flucht 

> Lebensqualität in informellen 
Siedlungen verbessern 

> Untere 40% der Einkommens- 
gruppen ins ins Zentrum der Stadt- 
entwicklung stellen 

> Inklusive Stadtquartiere schaffen 
(menschenorientiert, klimaverträg- 
lich) 

> Baulich-räumliche Strukturen zur 
Schaffung urbaner Lebensqualität 
bereitstellen, wie z. B. gut zugängli- 
che, sichere Räume mit Nischen für 
Interaktion und zur Erholung 
verschiedener Nutzergruppen 


> Lokal angepasste Planungssysteme 
etablieren 

> Paradigmenwechsel einleiten: Initi- 
ativen für die ärmsten 40% der 
weltweiten Stadtgesellschaften 
stärken 

> Zunehmender Konzentration von 
Vermögen und Grundbesitz entge- 
gen wirken 

> Relevante urbane Akteure (u.a. 
Stadtregierungen, Architekten, 
Planer), für Verbesserung der 
Lebensqualität urbaner Armuts- 
gruppen gewinnen; umfassende 
öffentliche und private finanzielle 
Ressourcen mobilisieren 
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spielsweise weltweit urbane Reallabore eingerichtet 
werden, die unabhängig von kurzen Projektlaufzei- 
ten agieren. Die Formel von „50 globalen urbanen 
Reallaboren auf 50 Jahre" steht für diese Idee. Mit 
ihr ist gemeint, dass global verteilt 50 urbane Real- 
labore entstehen sollten, die ein Wissen über Trans- 
formationsprozesse im urbanen Kontext aufbauen, 
untereinander austauschen und für Städte internati- 
onal verfügbar machen. Der Aufbau und die Finan- 
zierung dieser Reallabore sollte durch eine gemein- 
same Anstrengung von nationaler Forschungsfinan- 
zierung, Finanzierungen über Stiftungen, Fonds der 
Entwicklungszusammenarbeit sowie europäischer 
Forschungsfinanzierung auf den Weg gebracht wer- 
den und könnte unter dem Dach von „Future Earth" 
koordiniert werden. 50 Jahre stehen dabei sinnbild- 
lich für die Langfristigkeit, die ein solches Unterfan- 
gen unbedingt von Beginn an auszeichnen muss 
(Institutionen und Finanzierung betreffend). 

> Fünftens: Capacity Development sollte insbesondere 
auch Entwicklungs- und Schwellenländer dazu befä- 
higen, transdiziplinär zu forschen und in enger 
Kooperation mit Städten urbane Transformations- 
prozesse vor Ort zu begleiten. Dies ist auch erforder- 
lich, um transformative Forschung im globalen Maß- 
stab für die Urbanisierung umsetzen zu können. 
Schon heute bestehende Ansätze in der internatio- 
nalen Forschungskooperation des BMBF und ande- 
rer Ministerien lassen sich aufgreifen, mit den 
Anforderungen an eine transformativ wirkende 
Urbanisierungsforschung verbinden und entspre- 
chend ausbauen. 

Der WBGU empfiehlt zur Umsetzung dieser grundle- 
genden sowie der weiteren, spezifischeren Empfehlun- 
gen im vorliegenden Gutachten einen partizipativen 
Roadmap-Prozess mit nationalen und internationalen 
Anteilen, unter Federführung des BMBF. 


2. Zur Bewältigung dieser herausragenden urba- 
nen Problemlagen und der Gestaltung der urba- 
nen Transformation zur Nachhaltigkeit lassen sich 
notwendige Paradigmenwechsel und übergeord- 
nete Zielsetzungen sowie dazu passende Maßnah- 
men mit besonders großer Hebelwirkung zuordnen. 
Dabei geht es nicht nur um Planungs- und Gover- 
nance-Fragen, sondern vielfach auch um die Akti- 
vierung des transformativen Potenzials der Stadt- 
gesellschaften selbst. 

Als übergreifende Maßnahme empfiehlt der WBGU, das 
Thema „Urbanisierung und Transformation" dauerhaft 
zu einem Tagesordnungspunkt der G20 aufzuwerten. 
Die deutsche G20-Präsidentschaft im Jahr 2017 sollte 
dazu genutzt werden das Thema auf die Agenda zu set- 
zen. Zudem empfiehlt der WBGU der Bundesregierung, 
sich für eine Reform des UN-Habitat-Programms sowie 
die Schaffung eines internationalen wissenschaftlichen 
Panels zu Urbanisierung und nachhaltiger Stadtentwick- 
lung einzusetzen. Die internationale Forschung sowie 
die inter- und transdisziplinäre Arbeitsweise in diesem 
Bereich sollten gestärkt werden. Denn am Ende bleibt 
die urbane Transformation zur Nachhaltigkeit, trotz des 
vorhandenen breiten Instrumentenportfolios, auch ein 
gesellschaftlicher Suchprozess. 


8. Epilog 

Das vorliegende Gutachten skizziert die besonderen Her- 
ausforderungen und Chancen dieses Jahrhunderts der 
Städte mit Blick auf die erforderliche Transformation zur 
Nachhaltigkeit. Charakteristisch für die Debatte um die 
Suche nach Lösungen ist die enorme Vielfalt an Ins- 
trumenten und Lösungspfaden. Daraus folgt die Ein- 
sicht, dass es keine Blaupausen für nachhaltige Stadt- 
entwicklung geben kann. Dennoch wagt der WBGU in 
Tabelle 7 eine Ordnung, Verdichtung und Zuspitzung 
der Empfehlungen und priorisiert in zweierlei Hinsicht: 
1. In dem durch vielfältige Dynamiken gekennzeich- 
neten globalen Urbanisierungsschub lassen sich 
sechs zentrale Entwicklungsrisiken identifizieren. 
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Einleitung: Das transitorische 
Jahrhundert 



Wie sollen sich die Menschen behausen, wo können sie 
sich niederlassen, wie nahe dürfen ihnen die Nachbarn 
rücken? 

Diese Fragen sind so alt wie unsere Zivilisation, doch 
im 21. Jahrhundert werden sie auf neue Weise gestellt. 
Denn dieses Jahrhundert ist geprägt von einer Wider- 
spruchsdynamik, die viele bisherige Erfahrungen sozi- 
alen Wandels in den Schatten stellt: Vielerorts rapide 
wachsende Bevölkerungen in den Entwicklungslän- 
dern und mancherorts schrumpfende Populationen 
in den Industrieländern, Bereicherung winziger Eliten 
und fortschreitende ökonomische Marginalisierung 
der Mehrheit, bewachte Luxusimmobilien umringt 
von menschenunwürdigen Quartieren in zahlreichen 
Megastädten, verbesserte Elementarversorgung von 
Milliarden Erdenbürgern bei gleichzeitiger Zerstörung 
ihrer langfristigen Lebensgrundlagen durch Ressour- 
cenplünderung, Klimawandel und Umweltverschmut- 
zung. 

Die globalisierte Wirtschaft schafft im Prinzip uner- 
hörte Wohlstandsmöglichkeiten für jeden und jede, 
doch hat nur eine Minderheit der Weltbevölkerung 
die Voraussetzungen, das Geschick und insbeson- 
dere das Glück, diese Chancen wahrzunehmen. Das 
globale Prekariat umfasst noch immer über 700 Mio. 
Menschen, die von weniger als 2 US-$ am Tag leben 
(Cruz et al., 2015). Zudem müssen mehr als 4 Mrd. 
Menschen mit weniger als 10 US-$ pro Tag auskom- 
men (Kochhar, 2015). Gleichzeitig wächst die Zahl der 
Milliardäre in atemberaubendem Tempo. Somit fächert 
sich die Menschheit in der späten Moderne in unzäh- 
lige Fraktionen auf, auseinandergespreizt von der 
Ultra-Zentrifuge des beschleunigten „Fortschritts", der 
immer noch vom massiven Einsatz fossiler Brennstoffe 
angetrieben und immer stärker von der elektronischen 
Informationstechnologie dominiert wird. 

Nichts steht mehr still auf unserem Planeten, und 
vor allem, fast keiner bleibt, wo er einmal war. Viele, die 
im Europa des 19. Jahrhunderts im Elternhaus das Licht 
der Welt erblickten, wurden dort auch zur letzten Ruhe 
gebettet. Wer dagegen heute in einem Wohnblock, 
einer Hütte oder einer Villa aufwächst, dürfte kaum 


dort sterben. Er oder sie werden im Laufe des Lebens 
viele Male umziehen - von Haus zu Haus, vom Land 
in die Stadt, vom Dorf in die Metropole, vom Heimat- 
staat zum Nachbarstaat, von Kontinent zu Kontinent. 
Wohnorte, Arbeitsplätze, Urlaubsziele und Alters- 
sitze werden immer mehr zu Zwischenstationen auf 
dem Pfad zwischen Wiege und Bahre, und selbst diese 
episodischen Quartiere dienen nur als Referenzpunkte 
für das hypermobile Individuum, das unablässig pen- 
delt, reist, vagabundiert, flüchtet. Diese Umzüge der 
Menschheit sind angetrieben vom Streben nach Glück 
und Selbstverwirklichung, von menschlicher Neugier, 
von der Effizienzlogik globaler Wertschöpfungsketten 
oder aber von den rohen Gesetzen von Not, Gewalt und 
Gesellschaftszerfall. Aus der Kultur der Sesshaftigkeit 
ist eine Zivilisation der beschleunigten Bewegung her- 
vorgegangen. 

Am Werk sind höchst unterschiedliche Zug- und 
Schubfaktoren, genauso wie starke Zentrifugal- und 
Zentripetalkräfte. Solche Antriebe haben im Laufe der 
Jahrtausende die Menschen zusammengeführt und 
wieder zerstreut, Siedlungen geschaffen, verdichtet 
und zerfranst, Wanderungen von Einzelnen oder gan- 
zen Völkern ausgelöst, gelenkt, gehemmt und schließ- 
lich unterbunden. In gewissen historischen Phasen 
wirken die verschiedenen Antriebe gleichgerichtet, in 
anderen Phasen liegen sie im Widerstreit. Im letzteren 
Falle können etwa „Trapped Communities" (Foresight, 
2011) entstehen, also Menschengruppen, deren Mig- 
rationswillen politisch, ökonomisch oder ökologisch 
blockiert ist. 

Beim Werden der Hochmoderne mit ihrer sich heute 
überschlagenden Siedlungsdynamik war mitentschei- 
dend, was im 17. bis 19. Jahrhundert zunächst in Eng- 
land, Schottland und Wales geschah: Insbesondere im 
Rahmen des „Enclosure Movement" kam es zu einer 
weitgehenden Privatisierung und Neugestaltung des 
ländlichen Raums, welche die agrarische Produktion 
dramatisch steigerte. Das dadurch ausgelöste Bevölke- 
rungswachstum schuf nicht zuletzt ein Heer von jun- 
gen, „freigesetzten" Arbeitskräften, die ab dem spä- 
ten 18. Jahrhundert in die expandierenden Städte der 
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industriellen Revolution strebten (WBGU, 2011). 

Diese Entwicklung stellte das historische demo- 
graphische Stadt- Land-Verhältnis auf den Kopf, denn 
um 1600 lebten noch etwa 80 % der Briten auf dem 
Land, um 1900 dagegen ca. 80 % in der Stadt. Der 
menschliche Zuwachs wurde sowohl durch verstärkte 
Belegung der urbanen Kerne als auch durch planerische 
Erweiterung und Gestaltung der Stadtränder (Arbei- 
tersiedlungen, sozialer Wohnungsbau, Gartenkolonien 
usw.) untergebracht. 

Dieser Prozess lief auf ähnliche Weise in allen klas- 
sischen Industrieländern ab, führte jedoch zu teilweise 
unerträglichen humanitären Verhältnissen, über deren 
Verbesserung Architektinnen, Ökonomen, Moral- 
philosophinnen und Politiker seit den 1870er Jah- 
ren und zunehmend nach dem Ende des Ersten Welt- 
kriegs intensiv nachzudenken begannen. So entstand 
u. a. die Vision der „funktionalen Entflechtung" von 
Wohnen, Arbeiten und Erholen, die in der „Charta von 
Athen" prägnant festgehalten wurde. Letztere resul- 
tierte aus einer Kreuzfahrt im Mittelmeer im Sommer 
1933, welche die avantgardistische Stadtplanervereini- 
gung Congres Internationaux d'Architecture Moderne 
(CIAM) durchführte und die von Le Corbusier's 
mächtiger Persönlichkeit dominiert wurde. Die über- 
füllten historischen Städte sollten nunmehr durch Sied- 
lungen aus dem Baukasten („Unites d'Habitations") 
ersetzt werden, welche linear oder auch konzentrisch 
ins Umland vorstießen. 

Die Vorstellungen der Charta waren kühn, aber naiv 
und oft ohne „menschliches Maß". Dies zeigte sich, 
als in der Nachkriegszeit das zugrundeliegende Den- 
ken in zahlreichen Städten umgesetzt wurde, allerdings 
häufig in abgewandelter bzw. verzerrter Form. Dabei 
war in Europa ein spezielles Faktorenpaar von großer 
Bedeutung, nämlich erstens die großflächige Zerstö- 
rung alter Stadtviertel durch den Zweiten Weltkrieg 
und zweitens der Siegeszug des Automobils, insbeson- 
dere aufgrund der geostrategisch bedingten Verfügbar- 
keit von billigem Erdöl ab den 1950er Jahren. Gerade 
Nachkriegsdeutschland, wo nahezu alle Großstädte zu 
Schutt bombardiert waren, rezipierte die Visionen des 
„Modernismus" bereitwillig und entwickelte sie zur 
Fehlperspektive von der „autogerechten Stadt" fort. 
Ab 1960 kam es in den USA und der ganzen westli- 
chen Welt zu einer starken Suburbanisierungsdynamik 
(Urban Sprawl), welche die funktionale Entflechtung 
unter gewaltigen Umweltkosten realisierte, allerdings 
weitgehend anders, als von den CIAM-Protagonisten 
erträumt. Die so hervorgebrachten Mischstrukturen 
aus gewachsenen, geplanten und wirtschaftlich oppor- 
tunen Quartieren waren noch nicht vom Leitbild der 
Nachhaltigkeit beeinflusst oder gar geprägt. 

In den letzten Dekaden des 20. Jahrhunderts und 


insbesondere nach dem Fall der Berliner Mauer erhielt 
jenes Leitbild in den hochentwickelten Industrieländern 
jedoch eine herausragende Bedeutung im öffentlichen 
Diskurs. Dadurch wurden nicht zuletzt problemati- 
sche Aspekte der zeitgenössischen Gestaltung urbaner 
und ruraler Räume thematisiert, von der Landschafts- 
zerstörung bis hin zur Beschleunigung des Klimawan- 
dels durch Treibhausgasemissionen aus Bausektor und 
Transportwesen. Zudem setzte sich bei Planerinnen, 
Architekten und Kulturwissenschaftlerinnen die Auf- 
fassung durch, dass für die Wiedergewinnung von 
Identität und Lebensqualität die räumliche Re-Integ- 
ration der verschiedenen städtischen Leistungen (von 
der Unterbringung bis zur aktiven Beteiligung an politi- 
schen Gestaltungsprozessen) dringend geboten wären. 
Diese beiden, weitgehend parallelen Strömungen ver- 
einigen sich heute in der allgemeinen Forderung nach 
erneuter Verdichtung und Begrenzung der Stadtareale. 

Damit scheint die Charta von Athen verworfen, doch 
die Herausforderungen des Siedlungswesens im 2 1 . Jahr- 
hundert sind viel zu komplex, um endgültige städte- 
bauliche Schlüsse zu ziehen. Da ist zunächst die soge- 
nannte Globalisierung, also die Eroberung des ganzen 
Planeten durch ein hochgradig vernetztes, marktwirt- 
schaftlich organisiertes Produktions-Konsumptions-Sys- 
tem, das durch intensiven Einsatz fossiler Energieträger 
in Gang gehalten und weiter beschleunigt wird. Diese 
Entwicklung verläuft jedoch asynchron, wobei Länder 
wie China rasch zu den westlichen Industriestaaten auf- 
schließen, während Länder in Zentralafrika sich gerade 
anschicken, das prämoderne Stadium zu verlassen. Ent- 
sprechend werden in manchen Regionen der Erde heute 
auch verschiedene Phasen der europäisch-amerikani- 
schen Stadtgeschichte nachgestellt, wenngleich nur in 
Andeutungen und zumeist im Zeitraffer. Insofern sind 
weltweit sowohl starke Zentrierungs- als auch Suburba- 
nisierungskräfte am Werk, so dass es ebenso zu primä- 
ren und sekundären Verdichtungen als auch zu funk- 
tionalen Entmischungen unterschiedlicher Art kommt. 
Nur dass sich alles in Größenordnungen abspielt, wel- 
che die historischen Vorbilder in den Schatten stellen, 
wie die Beispiele Mexiko-Stadt, Lagos und Manila auf 
der einen Seite und die Exempel Brasilia, Islamabad und 
Songdo auf der anderen Seite illustrieren. Was alles mit 
dem Oberbegriff „Urbanisierung" bezeichnet wird, ist in 
moderner Wirklichkeit ein fragmentiertes, hektisches, 
zeitversetztes Pulsieren des globalen Stadtgefüges mit 
expansiver Grundtendenz. Denn insgesamt wächst die 
Weltbevölkerung immer noch dramatisch. 

Man kann diese Entwicklung hilflos zur Kenntnis 
nehmen oder aber versuchen, sie positiv zu beeinflus- 
sen, ja, sie zu gestalten. Wer dabei allerdings allein auf 
„Verdichtung" setzt, wird zu kurz springen. Wer es bes- 
ser machen will, muss die Siedlungsdynamik des 21. 
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Jahrhunderts in ihrer Gesamtheit begreifen, ihre Kom- 
plexität jedoch auf ein analyse- und strategiefähiges 
Maß reduzieren. Eben dies hat sich der WBGU in sei- 
nem Hauptgutachten zum Ziel gesetzt. Dementspre- 
chend führt der Beirat eine Drei-Ebenen-Betrachtung 
ein, die zwischen den fundamentalen Kräften, Formen 
und Werten des Gesamtsystems unterscheidet (Abb. 1). 

Beginnen wir mit den Formen, womit die großen 
archetypischen Muster der heutigen urbanen Realität 
gemeint sind. Der WBGU identifiziert als Grundform 

(1) die historisch gewachsene, sozusagen gereifte Stadt, 

(2) die öffentlich oder privat geplante, heute zumeist 
rasch expandierende Urbanisation und (3) die informelle 
Siedlung, deren Varianten von prekären Behausungen 
für Flüchtlinge bis zu gesetzeswidrig errichteten Villen 
für Oligarchien und Nomenklatura reichen. Es versteht 
sich von selbst, dass es innerhalb dieser Grundmuster 
unzählige Abstufungen und Übergänge gibt; zudem 
treten die drei Archetypen - ähnlich wie Aggregatszu- 
stände einer Substanz - in der Regel gemeinsam inner- 
halb einer Stadtkommune auf und fügen sich zu hete- 
rogenen Gebilden. Oft finden sich Luxusquartiere und 
Slums in unmittelbarer Nachbarschaft, manchmal nur 
durch rohe Betonmauern voneinander getrennt. 

Doch was sind die Kräfte, welche die Grundmuster 
und ihre Mixturen hervorbringen? Unter den vielen 
Wirkfaktoren identifiziert der Beirat die großen „Bau- 
meisterinnen der Stadt", nämlich (1) die Zeit, (2) die 
Macht und (3) die Not als fundamentale Kräfte. Dies 
ist zunächst einmal ein metaphorischer Zugang zur 
urbanen Komplexität, der jedoch erhebliches heuristi- 
sches Potenzial besitzt. Natürlich lässt sich jede Bau- 
meisterkategorie in diverse Typen zerlegen - etwa „die 
Zeit" in Reifung, Zerfall, Beschleunigung oder Rup- 
tur, „die Macht" in Akteursgruppen wie Staat, Eliten, 
Investoren, revolutionäre Innovatoren oder zivilgesell- 
schaftliche Netzwerke, „die Not" schließlich in Hun- 
ger, Gewalt, Überbevölkerung oder Vertreibung. Beim 
Werden, Umgestalten und Vergehen eines Siedlungs- 
gebildes und seines ländlichen Rückraums sind zumeist 
Akteurskonstellationen mit abwechselnd gemeinsamen 
und widerstrebenden Interessen am Werk. 

Die Städte der Vergangenheit waren die Wiege der 
menschlichen Kultur, die Foren der politischen Dis- 
kurse, die Motoren des wissenschaftlichen und wirt- 
schaftlichen Fortschritts, die Stätten der sozialen Inte- 
gration. Können diese Leistungen auch im transitori- 
schen 21. Jahrhundert mit seiner tumultartigen Urba- 
nisierungsdynamik erbracht werden? 

Wiederum konzentriert sich der Beirat auf drei Qua- 
litäten des Siedlungswesens, die besondere Anstren- 
gungen verdienen und erfordern, nämlich (1) die Eigen- 
art, also die unverwechselbaren individuellen Ausprä- 
gungen der von Stadtgesellschaften hervorgebrach- 



Abbildung 1-1 

Schema dominierender globaler Siedlungsmuster (Formen), 
deren Treiber (Kräfte) und deren Herausforderungen in Bezug 
auf den „normativen Kompass" des WBGU (Werte). 

Quelle: WBGU 

ten, physischen und kulturellen Lebensumwelten, (2) 
die Teilhabe, also die Ermöglichung der gleichberech- 
tigten Nutzung und Fortentwicklung der Stadt durch 
ihre Bürgerinnen und (3) die Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen, also Formung und Betrieb der urba- 
nen Substanz im Einklang mit lokalen, regionalen und 
globalen ökologischen Leitplanken. Der WBGU sieht 
diese Qualitäten als urbane Grund- und Zielwerte an, 
welche sich zu einem „normativen Kompass" fügen. 

Damit ist der Drei-Ebenen-Ansatz Umrissen, der 
das Gutachten strukturiert und die Basis für System- 
analysen und Interventionsoptionen darstellt. Anhand 
von Abbildung 1 kann dies exemplifiziert werden: 
Macht und Not können zum Beispiel den massiven 
Aufbau von seelenlosen Planstädten vorantreiben, die 
möglicherweise ressourceneffizienter sind als histori- 
sche Quartiere. Andererseits können in funktionalen, 
am Reißbrett entworfenen und zügig erbauten Neu- 
städten nur selten distinkte Wir-Gefühle und Eigen- 
heiten entstehen. Wird jedoch der staatliche Durchgriff 
durch äußere Umstände geschwächt (wie beim Zusam- 
menbruch des Spät-Kommunismus in Mittel- und Ost- 
europa nach 1989), dann ergeben sich auch Chancen 
für die „Rückeroberung" des urbanen Raums durch 
die Bürger. Dies stärkt die Wirkmacht der Zivilgesell- 
schaft und damit die Eigenart der jeweiligen Stadt. 
Das entsprechende doppelte Kausalgeflecht ist in der 
Abbildung durch rote/blaue Pfeile sowie durch die 
Zeichen +/- charakterisiert. Auf diese Weise wird auch 
die Bedeutung von Rückkopplungen hervorgehoben. 
Proaktive Stadtpolitik könnte sich an dieser System- 
betrachtung orientieren, um effektive Maßnahmen zur 
Verbesserung der gewünschten Qualitäten zu erkennen 
und zu implementieren. 

Die WBGU-Systemanalyse zeigt auch, dass es keine 
universellen Schablonen für die Transformation zur 
Nachhaltigkeit in den höchst unterschiedlichen Stadt- 
gesellschaften etwa von Kopenhagen, Mumbai, Kigali 
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und Guangzhou gibt. Doch zugleich können aus der 
Summe lokaler Urbanisierungsprozesse vorherseh- 
bar globale Systemrisiken und regionale Problemzen- 
tren entstehen, die etwa für Entscheidungsträgerinnen 
im Feld der internationalen Kooperation von großer 
Bedeutung sein sollten. So dürfte die weltweite Sied- 
lungsdynamik in den kommenden drei Dekaden mit 
darüber entscheiden, ob kritische planetarische Leit- 
planken eingehalten werden können. 

Die Lebensqualität jener ärmeren Hälfte der bald 
9-10 Mrd. Menschen, die in informellen Siedlungen, 
aber auch in reifen Städten der Entwicklungs- und 
Schwellenländer lebt, wird durch lokale Umweltdegra- 
dierung massiv beeinträchtigt. Soziale Exklusion und 
Ungleichheit sowie damit verbundene lokale, natio- 
nale, aber auch transnationale Instabilitätspotenziale 
nehmen in vielen Stadtformationen und in sehr vielen 
Gesellschaften zu. In den Städten Asiens und in gerin- 
gerem Maße auch Afrikas werden die gut 2 Mrd. Men- 
schen, die bis 2030/2040 in die globalen Mittelschich- 
ten aufsteigen, Teilhaberechte einfordern und könnten 
so zu Motoren urbaner Modernisierung werden. Wo 
ihnen diese Rechte nicht zuerkannt werden, drohen 
jedoch politische Verwerfungen. In diesem Gutach- 
ten werden Perspektiven ausgeleuchtet, um diese sich 
andeutenden Fehlentwicklungen des globalen Urbani- 
sierungsschubes möglichst zu vermeiden. 

Die vom WBGU favorisierte Art, den Siedlungsraum 
der Menschen im Fortschritt beständig zu gestalten, 
scheint bereits deutlich in der „Charta von Leipzig" aus 
dem Jahre 2007 auf. Die Leipzig-Charta ist mehr als ein 
negativer Reflex auf die längst diskreditierte Athen- 
Charta - sie formuliert ein helles Leitbild für die Renais- 
sance der europäischen Stadt im Geiste der Integration. 
Im Kern zielen die Postulate der Charta, nämlich „Die 
Stadt muss schön sein"; „Bürger mitnehmen"; „Gutes 
Regieren in der Stadt"; „Klimaschutz ist auch städ- 
tische Aufgabe", genau auf die WBGU-Forderungen 
nach Eigenart, Teilhabe und Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen. Allerdings geht die Leipzig-Charta 
aus Sicht des Beirats in mindestens zweierlei Hinsicht 
noch nicht weit genug: 

Erstens konzentrieren sich die entsprechenden 
Überlegungen auf die europäische Stadt, die zumeist 
schon das Produkt der oben beschriebenen Dynamiken 
durch die Jahrhunderte ist und bei der informelle Sied- 
lungen eine in jeder Hinsicht marginale Rolle spielen. 
Die Zukunft der urbanen und auch unserer ganzen Zivi- 
lisation wird jedoch auf dem globalen Schauplatz und 
insbesondere in den Gesellschaften der Entwicklungs- 
und Schwellenländer entschieden werden, wo gerade 
der größte Teil der Menschheit im Umzug begriffen ist. 
Insofern muss die Leipzig-Charta im Welt-Maßstab neu 
formuliert werden. Wie findet die Menschheit ein Leit- 


bild von Urbanität wieder, das der kulturellen Diversität 
auch der Stadtentwürfe entspricht, das also nicht euro- 
zentrisch wirkt und die Errungenschaften abendländi- 
scher Städte gleichwohl schonend zur Geltung bringt? 

Zweitens verlangen planetarische Krisen wie Erd- 
erwärmung, Ressourcenknappheit, soziale Disparität 
und Vertreibung viel raschere und tiefere Interventio- 
nen durch öffentliche und private Entscheiderinnen als 
die Leipzig- Charta vorschlägt. Auf der globalen Agenda 
steht mithin die Transformation der in die Existenzkrise 
geratenen Moderne ganz oben. Und nur wenn die wich- 
tigsten urbanen Zentren die Kraft für diese Transforma- 
tion aufbringen, kann sie weltweit gelingen. Insofern 
ist die Leipzig-Charta zu einem Gesellschaftsvertrag für 
die umfassende Erneuerung des globalen Siedlungswe- 
sens fortzuschreiben. 

Dies sind wesentliche und ganz explizite Empfehlun- 
gen, die der WBGU den Stadtplanerinnen, Architekten, 
Bürgermeisterinnen und Ministerialbeamten, aber auch 
den nationalen Regierungen, die über die Gestaltungs- 
möglichkeiten und -richtungen der Städte entscheiden, 
ans Herz legen möchte. Der Beirat geht in seinem Gut- 
achten jedoch noch darüber hinaus und bringt, eher 
implizit, eine Vorstellung ins Spiel, welche die zeitge- 
nössischen Widersprüche des Stadtdiskurses überwin- 
den helfen könnte: Gemeint ist die Vision von der poly- 
zentrischen Integration. Um sie verstehen zu können, 
müssen wir zu den gegensätzlichen Kräften der Stadt- 
formung zurückkehren, die eingangs angesprochen 
wurden: 

Zweifellos sind Metropolen wie London, Shanghai 
oder Johannesburg heute mächtige Attraktoren, welche 
dem weiteren Hinterland Ressourcen entziehen, eine 
beträchtliche Landflucht erzeugen und sich mit einer 
wachsenden Zahl von Vororten und Satellitensiedlun- 
gen verbreitern. Die Peripherie, der sogenannte „Urban 
Fringe", wird dabei zur entscheidenden Wachstums- 
zone, während die Zentren nicht selten ökonomisch 
„entmischt" und dadurch demographisch und kulturell 
ausgedünnt werden. Dass auch dieses Wachstum Gren- 
zen hat - humanitärer, struktureller und ökologischer 
Art - ist offensichtlich. Ansonsten wäre es denkbar, 
dass am Ende des 21. Jahrhunderts lediglich eine Hun- 
dertschaft von „Super-Städten", eingebettet in die glo- 
bale Brache des entwerteten ländlichen Raumes, mit- 
einander um Kapital, Talent und Luxus konkurrierten. 

Dies ist jedoch weder erstrebenswert noch realis- 
tisch: Dem Megatrend der fortwährenden Agglome- 
ration können nämlich starke Kräfte entgegenwirken, 
wie zum Beispiel die rapide Digitalisierung der Gesell- 
schaft und die Substitution von fossiler durch erneu- 
erbare Energie. Eine Stadt wie Hong Kong kommt dem 
„modernistischen" Wunschbild einer Urbanisation, 
die zu gewaltigen Hochhäusern aufgetürmt ist, kari- 
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katurhaft nahe. Dieses Gebilde ist aber nur lebensfä- 
hig, wenn es unablässig Erdöl und Metalle, Fasern und 
Lebensmittel aus der ganzen Welt aufsaugt, sie vor Ort 
verdaut und als metabolische Rückstände ins Umland 
entsorgt. Weniger nachhaltig kann eine urbane Pers- 
pektive nicht sein. Mit der elektronischen Kommunika- 
tion und den Energiequellen aus Sonne, Wind, Wellen 
und Biomasse kann und muss jedoch die Fläche wieder 
ins urbane Spiel zurückkehren. 

Um dabei nicht wieder in die Falle der „funktiona- 
len Entflechtung" zu tappen und die Verwirklichung 
der urbanen Qualitäten Eigenart und Teilhabe sowie die 
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen zu ermög- 
lichen, muss das immer steiler werdende Stadt-Land- 
Gefälle wieder reduziert und Raum für eine umfas- 
sende polyzentrische Perspektive geschaffen werden. 
Letztere besagt, in einem Satz ausgedrückt, die Schaf- 
fung zahlreicher vernetzter Kerne aller Größenordnun- 
gen, wo die generischen Leistungen der Stadt in kriti- 
scher Dichte vereinigt werden können. Die polyzentri- 
sche Renaissance des Ruhrgebiets dürfte hier die Probe 
aufs Exempel sein, aber es gibt auch viele weitere Regi- 
onen und Distrikte, wie die Emilia Romagna in Italien, 
die San Francisco Bay Area in den USA, Randstad in 
den Niederlanden, das Perlflussdelta (Guangzhou) in 
China oder die Metropolregion Lima/Callao in Peru, wo 
besagtes Leitmotiv schon wirksam ist. 

Der WBGU stellt in seinem Gutachten nicht zuletzt 
diese Perspektive zur Debatte, indem er eine Reihe von 
Argumenten und Hinweisen zusammenträgt. Zwei wich- 
tige Gesichtspunkte seien schon an dieser Stelle genannt: 
Ein tieferer Blick in die Kulturgeschichte macht deutlich, 
dass polyzentrische Strukturen von Siedlung, Wirtschaft 
und Gouvernanz außerordentliche Kreativität und Pro- 
duktivität von Gesellschaften befördern konnten. Als 
herausragende historische Illustrationen seien die im 
Polis-Verbund aufblühende griechische Antike genannt, 
die den gesamten Mittelmeerraum und Teile des Orients 
umspannte, sowie die in den ober- und mittelitalieni- 
schen Städten geborene Renaissance, welche ab dem 
14. Jahrhundert der Moderne den Weg wies. Bedeut- 
sam in diesem Zusammenhang ist auch die vielkernige 
Organisation des Heiligen Römischen Reiches Deutscher 
Nation vor und insbesondere nach dem Dreißigjährigen 
Krieg, wo zahlreiche Kleinstaaten und reichsfreie Städte 
zu Epizentren des Fortschritts wurden. In einem histori- 
schen Moment, da die Nationalstaaten an Steuerungs- 
und Überzeugungsfähigkeit nachlassen, sei diese „post- 
westfälische" Perspektive - mit den Städten als zentralen 
Orten menschlicher Organisation und Lebensqualität - in 
Erinnerung gebracht. 

Der Blick auf die Gegenwart stellt die polyzentrische 
Vision zudem auf einen Prüfstand, der mit besonderen 
aktuellen Krisen zu tun hat: Auch Deutschland, des- 


sen schicksalhafte „Schrumpfung" und „Überalterung" 
schon beschlossen schien, ist seit kurzem unmittel- 
bar mit den Herausforderungen konfrontiert, die sich 
aus dem wachsenden Zustrom von Migranten aus dem 
Mittleren Osten und Afrika ergeben. Falls man nicht 
der nationalen Abschottung unter Missachtung von 
Menschenrechten (etwa Art. 16a Abs. 1 GG: „Politisch 
Verfolgte genießen Asylrecht") und der Humanität das 
Wort reden will, muss man ernsthaft über nachhaltige 
Konzepte zur Aufnahme und Integration von Millionen 
von Flüchtlingen nachsinnen. Erste Beobachtungen 
und Analysen deuten darauf hin, dass sich die Migran- 
tinnen - falls sie überhaupt eine Wahl haben - vor- 
wiegend im Umfeld von größeren Städten anzusiedeln 
versuchen. Dies gilt übrigens sowohl für die Ursprungs- 
länder der Migration (wie Syrien oder Äthiopien) als 
auch für die Aufnahmeländer (wie Deutschland oder 
Schweden). Vieles spricht jedoch dafür, dass die poly- 
zentrische Organisation des Urbanen die Fähigkeiten 
einer Gesellschaft zur Absorption und Integration von 
Flüchtlingen und Arbeitssuchenden deutlich erhöhen 
könnte. Dies sollte nicht zuletzt ein Forschungsthema 
ersten Ranges werden. 
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Urbanisierung im globalen Kontext 



Im Jahr 2007 lebten weltweit erstmals mehr Men- 
schen in Städten als im ländlichen Raum (UN DESA, 
2015:7). Diese „urbane Wende" stellt einen Meilen- 
stein in der menschlichen Siedlungsgeschichte dar und 
rückt den Fokus von Politik, Wissenschaft, Wirtschaft 
und Gesellschaft stärker als bisher auf Städte als die 
weltweit wichtigsten Siedlungs- und Lebensräume der 
Menschheit - in ihrer Bedeutung als kulturelle Zent- 
ren, kreative Entfaltungsräume, politische Steuerungs- 
zentralen und ökonomische Motoren. 

Städte sind Orte, in denen sich globaler Wandel nie- 
derschlägt und vorangetrieben wird: Städte und ihre 
Bevölkerungen sind gleichzeitig Treiber und Betroffene 
globalen Wandels. Insbesondere in Entwicklungs- und 
Schwellenländern führt die zunehmende globale Ver- 
flechtung zu disparaten Stadtentwicklungsprozessen 
mit heterogenen Entwicklungsgeschwindigkeiten und 
sozialer Fragmentierung. Stadtentwicklung wird durch 
das Zusammenspiel lokaler, nationaler und internatio- 
naler Akteure, durch ökonomische und politische Pro- 
zesse (z.B. Investitionen internationaler Unterneh- 
men) sowie politische Restrukturierungen (vor allem 
Liberalisierung, Partizipation und Selbstverwaltung) 
gesteuert. Zusätzlich beeinflusst die Internationalisie- 
rung von Orientierungen, Werten und Normen zuneh- 
mend die Prozesse und führt damit weltweit zu einer 
Vereinheitlichung von Bau- und Wohntrends sowie 
vernetzten sozioökonomischen und politisierten Strö- 
mungen. Umgekehrt beeinflussen Städte globale Pro- 
zesse entscheidend mit: So sind einige Megastädte in 
Bezug auf die Dimensionen und Auswirkungen etwa 
ihrer C0 2 -Bilanzen oder ihres Ressourcenverbrauchs 
mit Nationalstaaten vergleichbar, und angesichts ihrer 
Konzentration und Spezialisierung in der internationa- 
len Arbeitsteilung sind einige Städte, wie z.B. London, 
New York und Tokyo, kritische Knotenpunkte der glo- 
balen Ökonomie geworden (Kraas und Nitschke, 2006). 

Die wirtschaftlichen Aktivitäten in Städten haben 
über direkte Wirkungen im Umland sowie über Fern- 
wirkungen in andere Regionen erhebliche negative 
Auswirkungen auf die Umwelt und das Erdsystem 
(Kap. 2.3). Zudem löst die globale Urbanisierung mit 


ihren Ausbreitungs- und Diffusionsprozessen städti- 
scher Lebensformen irreversible Veränderungen der 
gesellschaftlichen Ordnung von Staaten aus. Für die 
Transformation zur Nachhaltigkeit sind Städte ein 
zentrales Transformationsfeld (WBGU, 2011), denn 
die strukturelle und systemische Gestaltung heutiger 
und zukünftiger urbaner Zentren nimmt erheblichen 
Einfluss auf die regionale und globale Nachhaltigkeit 
(Satterthwaite, 2003). Die ökologischen Folgen, die 
beispielsweise durch fehlende nachhaltige Urbanisie- 
rungsstrategien entstehen, sind bereits in vielen Städ- 
ten in Entwicklungs- und Schwellenländern offenkun- 
dig, auch wenn sich große Teile der Stadtbevölkerun- 
gen bisher noch keine konsumorientierten, ressourcen- 
intensiven Lebensstile leisten können (Satterthwaite, 
2003:77). 

Aus einer umfassenden Nachhaltigkeitsperspektive 
heraus gesehen sind neben den Auswirkungen auf die 
lokale und globale Umwelt die ökonomischen, sozia- 
len und politischen Konsequenzen relevant: Städten 
fällt eine Schlüsselrolle zu bei der Überwindung glo- 
baler Armut, der Realisierung neuer Formen politischer 
Partizipation und der Reduzierung sozioökonomischer 
Disparitäten. Sie bieten wachsenden Bevölkerungen 
Chancen für außerlandwirtschaftliche Erwerbsmög- 
lichkeiten und sozialen Aufstieg, verbesserte Gesund- 
heitsdienstleistungen, soziale Absicherung, Bildung 
und Selbstverwirklichung. 


2.1 

Aktuelle Urbanisierungsdynamiken 

2 . 1.1 

Globale und regionale Urbanisierungsdynamiken 

Der Wandel zu einer zunehmend urbanisierten Welt 
verläuft mit regional unterschiedlichen Dynamiken. 
Europa, Nord- und Lateinamerika erfuhren bereits 
im 20. Jahrhundert eine starke Urbanisierung. Der 
Urbanisierungsgrad, der den relativen Anteil der Stadt- 
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Anteil urbaner Bevölkerung 
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Urbane Agglomerationen 

0 Megacities >10 Mio. Einwohner 

• Großstädte 5-10 Mio. Einwohner 

• Mittelstädte 1-5 Mio. Einwohner 
Städte 0,5-1 Mio. Einwohner 


Abbildung 2.1-1 

Anteil städtischer Bevölkerung nach Ländern und globale Verteilung von Städten mit mehr als 500.000 Einwohnern (20141. 
Quelle: UN DESA Population Division, 2014 


an der Gesamtbevölkerung eines Landes beziffert, liegt 
in Europa bei 73%, in Lateinamerika bei 80% und in 
Nordamerika bei 81%, während der relative Anteil der 
Stadtbewohner in Asien (48 %) und Afrika (40 %) noch 
deutlich darunter liegt (UN DESA, 2015; Abb. 2.1-1). 
Im 21. Jahrhundert wird sich das Städtewachstum vor 
allem auf Afrika und Asien konzentrieren (Abb. 2.1-3). 
Nach Prognosen der Vereinten Nationen wird der Urba- 
nisierungsgrad bis 2050 in Afrika auf 56% steigen, in 
Asien auf 64%. Nur noch mäßig ansteigen dürfte der 
Urbanisierungsgrad in Europa, Lateinamerika und 
Nordamerika. Im Jahr 2050 werden in Asien und Afrika 
voraussichtlich 73% der globalen urbanen Bevölke- 
rung leben (UN DESA, 2015), heute sind es etwa 65% 
(Abb. 2.1-4). 

Große Unterschiede ergeben sich bei der Betrachtung 
des Urbanisierungsgrads in Abhängigkeit vom Entwick- 
lungsstand der Länder. Während er in Industrieländern 
von 78% im Jahr 2015 voraussichtlich auf etwa 85% 
im Jahr 2050 anwachs en wird, ist in Entwicklungs- 
und Schwellenländern ein Anstieg von 49% auf 63% 
zu erwarten. Aufgrund der höheren Bevölkerungs- 
zahlen in Asien und Afrika geht damit ein wesentlich 
höherer absoluter Anstieg der urbanen Bevölkerung 
einher (Abb. 2.1-2). In Indien beispielsweise stieg der 
Urbanisierungsgrad zwischen 2000 und 2010 zwar 
nur von 28% auf 31%, was jedoch einen absoluten 
Zuwachs von 85 Mio. Stadtbewohnern bedeutet (UN 
DESA, 2015). In Afrika und Asien werden im Zeitraum 


2014-2050 etwa 90% des Wachstums der Weltbevöl- 
kerung insgesamt erwartet. Dies entspricht ca. 2,2 Mrd. 
Menschen (UN DESA Population Division, 2015), die 
Wohnraum, Arbeit und eine Versorgung mit grundle- 
genden Gütern und Dienstleistungen benötigen. Dies 
stellt viele Länder vor große Herausforderungen in den 
kommenden Dekaden, insbesondere hinsichtlich infor- 
meller Urbanisierungsprozesse (Kasten 2.1-1). Etwa die 
Hälfte des urbanen Zuwachses (1,24 Mrd. Menschen) 
wird voraussichtlich auf sieben Länder entfallen: Indien 
(404 Mio.), China (292 Mio.), Nigeria (212 Mio.), Indo- 
nesien, USA, Pakistan und die DR Kongo (jeweils über 
50 Mio.; UN DESA, 2014). 

In den kommenden Jahren wird sich die Verschie- 
bung innerhalb des Städtesystems weiter fortsetzen, 
mit einer wachsenden Anzahl an Metropolen und 
Megastädten (Kap. 2.2.1). Bis 1950 gab es nur zwei 
Megastädte mit mehr als 10 Mio. Einwohnern: New York 
und Tokyo. Bis heute ist die Zahl solcher Megastädte 
auf 28 gestiegen (Abb. 2.1-5); 2030 wird es voraus- 
sichtlich 41 Megastädte geben, die dann 14% der urba- 
nen Bevölkerung (730 Mio. Einwohner) beherbergen 
werden. In der Größenklasse der „emerging megacities“ 
von 5-10 Mio. Einwohnern werden 2030 in voraus- 
sichtlich 63 Städten etwa 434 Mio. Einwohner leben 
(9% der urbanen Bevölkerung weltweit). Der Anteil der 
urbanen Bevölkerung in Städten mit 1-5 Mio. Einwoh- 
nern (von der UN als „medium sized cities" bezeich- 
net) dürfte im Zeitraum 1950-2030 in absoluten Zah- 
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Abbildung 2.1-2 

Zuwachs der Stadtbevölkerung (2002-2015): Weltkarte. Die aufgrund einer rasterbasierten Kartentransformation 
(Kartenanamorphote) verzerrt dargestellte Gebietsgröße der Länder in der Weltkarte spiegelt die Anzahl der Stadtbewohner 
wider, die in den jeweiligen Ländern zwischen 2002 und 2015 in den Städten neu hinzugekommen sind. 

Quelle: © www.worldmapper.org 


len am stärksten zunehmen, von 128 Mio. Einwohnern 
auf 1,13 Mrd. Einwohner. Der relative Anteil der Bevöl- 
kerung in Städten von 0,5-1 Mio. Einwohnern betrug 
im Jahr 1950 erst 8,8 % und wird voraussichtlich bis 
2030 auf 10,1 % ansteigen, was absolut gesehen wenig 
mehr als einer halben Milliarde Einwohner weltweit 
entspricht. Städte mit weniger als 300.000 Einwohnern 
beherbergen den größten Anteil der globalen urbanen 
Bevölkerung. Auch wenn sich ihr relativer Anteil von 
60% im Jahr 1950 auf 38 % im Jahr 2030 verringern 
wird, werden 2030 etwa 1,9 Mrd. Menschen in diesen 
Städten leben (UN DESA, 2015; UN DESA Population 
Division, 2014). Während Mega- und Millionenstädte 
somit relativ betrachtet den größten Zuwachs erfah- 
ren, stellen Städte mit weniger als einer halben Million 
Einwohner in absoluten Einwohnerzahlen weiterhin die 
bedeutendste Größenklasse dar. Die globale Verteilung 
verschiedener Stadttypen hat wichtige Implikationen 
für die Funktionsweise nationaler und internationaler 
Städtesysteme und ist daher alles andere als nur eine 
statistische Marginalie: Die Konfiguration der nationa- 
len Städtesysteme ist relevant z. B. für lokale Konzen- 
trationsüberlastungen, nationale Dezentralisierung und 
Zentrum-Peripherie-Gefälle sowie zugleich für die glo- 
bale urbane Zukunft (Kap. 2.2.1). 

Stadtschrumpfung als Entwicklungstrend 
Dem globalen Wachstum der Städte und der städtischen 
Bevölkerung steht als gegenläufiger Prozess die Stadt- 
schrumpfung gegenüber, was weder ein neues noch ein 
räumlich begrenztes Phänomen ist (Holländer et al., 


2009; Martinez-Fernandez et al., 2012). Derzeit finden 
Schrumpfungsprozesse in größerem Ausmaß vor allem 
in den USA (im Rust Belt, z.B. Detroit), in Europa (z.B. 
Ruhrgebiet, Manchester, Liverpool) und Japan (Soren- 
sen, 2006; Wiechmann, 2008), in den Altindustrieregi- 
onen Chinas und in den Peripherieregionen (d.h. über- 
wiegend ländlich geprägten Räumen) vieler Entwick- 
lungs- und Schwellenländer statt. Weltweit prognosti- 
zieren die Vereinten Nationen in der Dekade 2014 bis 
2024 für 3% der Städte (>300.000 Einwohner) einen 
Bevölkerungsrückgang (UN DESA Population Divi- 
sion, 2014). Für 19 Länder wird bis 2050 ein Rück- 
gang der absoluten urbanen Bevölkerung erwartet, dar- 
unter u. a. Japan, Russland, Deutschland und Kuba (UN 
DESA, 2015). In Deutschland verzeichneten z.B. 23% 



Abbildung 2.1-3 

Megatrend Urbanisierung. Jakarta, Indonesien. 
Quelle: Frauke Kraas/WBGU 
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Abbildung 2.1-4 

Urbane Bevölkerung 
(Säulen) und Urbanisie- 
rungsgrad (Linien! nach 
Region (1950-2050!. 
Quelle: WBGU basierend 
auf Daten aus UN DESA 
Population Division, 2014 


der Gemeinden (mit mindestens 5.000 Einwohnern) 
zwischen 1990 und 2010 einen Bevölkerungsrückgang; 
bei Klein- und Mittelstädten sind gar 41% schrump- 
fend (BBSR, 2015), in Frankreich 18%, in Ungarn sogar 
51% der Gemeinden (Wiechmann, 2015). 

Während die Schrumpfung von Städten in den 
1980er und 1990er Jahren in Europa auf Sub- und 
Exurbanisierungsprozesse zurückzuführen war, also 
auf die Wanderung aus Innenstädten an die Stadtränder 
bzw. Wohnstandortverlagerungen aus Verdichtungs- 
räumen in benachbarte ländliche Regionen, stellen 
Stadtwachstum und -Schrumpfung in einigen Regionen 
heute parallele Prozesse dar (Turok und Mykhnenko, 
2007). Dabei handelt es sich um komplexe, teils in loka- 
len Produktionszyklen wurzelnde Prozesse mit ökono- 
mischen, demographischen, räumlichen und sozialen 


Ursachen. In den ehemaligen Ostblockstaaten waren 
demographische Effekte (Abwanderung und sinkende 
Geburtenrate) hauptverantwortlich für die städti- 
sche Schrumpfung. In vielen altindustriellen Städten 
und Regionen sind Deindustrialisierungsprozesse die 
primäre Ursache für Schrumpfungsprozesse. Gerade 
Städte mit einer importkonkurrierenden Branchen- 
struktur, die den Wandel zu einer Dienstleistungs- und 
wissensbasierten Industrie nicht zeitgleich einleiteten, 
gehören zu den Verlierern des strukturellen Wandels 
und der Globalisierung der Wirtschaftsverflechtung. 
Diesen Städten gingen durch die günstigeren Produk- 
tionsbedingungen im Ausland nicht nur Arbeitsplätze 
verloren. Ihre relative wirtschaftliche Bedeutung ver- 
ringerte sich zusätzlich durch den Erfolg der exportori- 
entierten Städte. Sie sind heute durch hohe Arbeitslo- 


1950 

0,7 Mrd. bzw. 30% urban 


1990 

2,3 Mrd. bzw. 43% urban 




□ >10 Mio. 

□ 5-10 Mio. 

□ 1-5 Mio. 


□ 0,5-1 Mio. 

□ 0,3-0, 5 Mio. 


I I <0,3 Mio. 


2030 

5,1 Mrd. bzw. 56% urban 



Abbildung 2.1-5 

Verteilung der globalen urbanen Bevölkerung (absolut und relativ) nach Stadtgrößenklassen (1950, 1990 und 2030). 
Quelle: WBGU nach UN DESA Population Division, 2014 
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Kasten 2.1-1 

Entwicklung informeller Siedlungen weltweit: 
Status Quo und Prognosen 

Informelle Siedlungen entstehen aufgrund der rasanten Urba- 
nisierung zur Zeit vor allem in den Städten der Schwellen- 
und Entwicklungsländer (Davis, 2006:31). In Südamerika 
sind diese Prozesse verstärkt seit den 1940er Jahren, in Süd- 
asien seit den 1960er Jahren und in Afrika südlich der Sahara 
seit den 1970er Jahren zu beobachten (Bähr und Mertins, 
2000; UN-Habitat, 2003). Wesentliche Gründe dafür waren 
und sind die unzureichende Schaffung von bezahlbarem, 
adäquatem Wohnraum durch den öffentlichen und privaten 
Wohnungsmarkt, schlechte Regierungsführung, ineffektive 
Stadtplanung und geringe Investitionen in die städtische 
Infrastruktur. Zusätzlich fördern ein rasantes Bevölkerungs- 
wachstum sowie Migration, insbesondere von Menschen mit 
einem niedrigem sozioökonomischen Status, die informellen 
Urbanisierungsprozesse (UN-Habitat, 2014b; Kap. 7.3). 

Aufgrund der Unterschiede im Verständnis von Informali- 
tät (Kasten 2.1-2), der Diversität informeller Siedlungen und 
den damit verbundenen Abgrenzungsschwierigkeiten sowie 
der mangelhaften Datenverfügbarkeit zur Zahl der Bewoh- 
nerinnen informeller Siedlungen und deren Lebensbedingun- 
gen in vielen Ländern bestehen erhebliche Defizite in Bezug 



Abbildung 2.1-6 

Derzeit leben ca. 850 Mio. Menschen in inadäquaten 
Wohnverhältnissen; informelle Siedlung in Seelampur, 
Delhi, Indien. 

Quelle: Frauke Kraas/WBGU 


sigkeit und Abwanderung gekennzeichnet (Ezcurra und 
Rodriguez-Pose, 2013; Daut et al., 2014). Eine weitere 
Konsequenz sind Wohnungsleerstände. Da Immobilien 
langlebige Güter sind, drückt sich das durch Abwande- 
rung entstehende Überangebot von Wohn- und Gewer- 
beraum im lokalen Immobilienpreisverfall aus. Trotz 
weitreichender politischer Eingriffe wie Subventionen 
und Investitionszuschüsse, konnten die Abwande- 
rungsprozesse in diesen strukturschwachen Regionen 
kaum aufgehalten werden. 

Schrumpfungsprozesse waren in der Stadt- und 
Regionalplanung lange Zeit in einer von Wachstums- 


auf die Datengrundlage (UN-Habitat, 2015d). Während es 
zu informellen Siedlungen keine Schätzungen gibt, lebten 
2014 knapp ein Drittel aller Stadtbewohner in Schwellen- 
und Entwicklungsländern in Slums (UN, 2015d). Der relati- 
ve Anteil an Slumbewohnern sank zwischen 2000 und 2014 
von 39% auf 30%, in Ost-, Südost- und Südasien sogar um 
mehr als 12 Prozentpunkte (Abb. 2.1-6, 2.1-7). Am höchs- 
ten bleibt der relative Anteil mit 55% in Afrika südlich der 
Sahara. Insgesamt konnten die Lebensbedingungen von 320 
Mio. Menschen zwischen 2000 und 2014 verbessert werden, 
indem sie entweder Zugang zu verbesserter Wasserversor- 
gung, verbesserten sanitären Anlagen, adäquatem Wohnraum 
oder weniger dichten Wohnbedingungen erhalten haben (UN, 
2015d: 60). Die absolute Zahl an Slumbewohnem stieg jedoch 
global bis 2012 insgesamt auf 850 Mio. Menschen (UN DESA, 
2015). 

In Anbetracht der weiterhin hohen Urbanisierungsdyna- 
mik vor allem in afrikanischen und asiatischen Städten wird 
dort auch in naher Zukunft ein erheblicher Mangel an 
adäquatem, bezahlbarem Wohnraum bestehen, wenn diesem 
Problem nicht massiv entgegengewirkt wird (Kap. 7.3). 
Andernfalls könnte die Anzahl der Bewohner informeller 
Siedlungen bis 2050 um 1-2 Mrd. Menschen weiter anwach- 
sen (UN DESA, 2013), mit erheblichen Auswirkungen auf die 
urbane Transformation zur Nachhaltigkeit. 



Abbildung 2.1-7 

Informelle Siedlungen temporärer Migranten in der Yamuna- 
Aue, Delhi, Indien. 

Quelle: Frauke Kraas/WBGU 


Prämissen geleiteten Politik ein „nicht vorgesehenes" 
Phänomen (Wiechmann, 2009). In jüngster Zeit werden 
Stadtschrumpfungsprozesse zunehmend in der Stadtpla- 
nung adressiert, vor allem in Deutschland (BBSR, 2015). 
Neben der Entwicklung neuer wirtschaftlicher Stand- 
ortstrategien und Konzepte zum planungsgestützten 
Rück- und Umbau von verwaisten Wohngebieten sowie 
der Wiederbegrünung vormals bebauter Flächen setzt 
dies einen Paradigmenwechsel - weg von wachstums- 
orientierter Planung - voraus (Wiechmann und Pallagst, 
2012). In Anbetracht meist sinkender Steuereinnahmen 
in schrumpfenden Städten kann dieser Umbau Städte 
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Kasten 2.1-2 

Zum (veränderten) Verständnis von Informalität 

Der Begriff der Informalität wurde seit den 1970er Jahren in 
den Diskursen zur Wirtschaftsentwicklung in den Entwick- 
lungsländern geprägt (Hart, 1973; Schamp, 1989; Escher, 
1999k Aufgegriffen und verbreitet wurde der Begriff von der 
International Labour Organisation in ihren entwicklungsöko- 
nomischen Studien. Dabei bezog sich der Begriff der Informa- 
lität ausschließlich auf nicht registrierte wirtschaftliche Akti- 
vitäten armer Bevölkerungsschichten, z.B. Straßenhändler, 
nicht registrierte Beschäftigte im Transport- und Reparatur- 
wesen oder Müllsammler in den Städten der Schwellen- und 
Entwicklungsländer. Die Bereiche wurden in Abgrenzung zu 
formalen, staatlich registrierten Wirtschaftsaktivitäten gese- 
hen. Diese enge Sichtweise getrennter Sektoren wurde all- 
mählich erweitert hin zur Betrachtung von zwei sich über- 
schneidenden Wirtschaftskreisläufen (Santos, 1979J Prospe- 
rierende informelle Wirtschaftszweige berücksichtigt erst die 
neuere Literatur (Werna, 2001; Roy, 2009). 

Mittlerweile wird die Interkonnektivität von formellen 
und informellen Ökonomien kaum mehr in Frage gestellt, 
denn eine Dichotomisierung von Formalität versus Infor- 
malität verstellt den Blick auf die vielfältigen Interaktionen 
der beteiligten Akteure. Eine Einordnung der verschie- 
denen Übergänge, Mischformen und Verschränkungen 
sozioökonomischer, politischer oder kultureller Aktivitäten, 
Arrangements oder Vorgehensweisen als formell oder infor- 
mell erscheint deshalb nicht angemessen. 

Dem Rechnung tragend wurden neben staatlichen Orga- 
nisationen vermehrt zivilgesellschaftliche Netzwerke und 


vor große Herausforderungen stellen, bietet aber auch 
Chancen für eine nachhaltige Entwicklung. 

2.1.2 

Treiber der Urbanisierung 

Das Wachstum von Städten weltweit wird durch unter- 
schiedliche Dynamiken vorangetrieben, die durch die 
naturräumliche Lage, Ressourcenausstattung, demogra- 
phische Strukturen, lokale bzw. nationale Ökonomien, 
politische Systeme und Infrastrukturen beeinflusst 
werden. Neben der Verstädterung, d.h. dem räumli- 
chen und bevölkerungsmäßig quantitativen Wachs- 
tum von Städten (begleitet auch von Stadtumbau bzw. 
Verdichtung, z.B. durch Hochhausbebauung), versteht 
man unter Urbanisierung die Diffusion von Urbanität, 
d.h. von urbanen Qualitäten, Wirtschaftsweisen und 
Charakteristika als sozialem Phänomen (Heineberg, 
2014:31, 414f.; Abb. 2.1-8). Erklärungsansätze von 
Urbanisierung beziehen sich primär auf demographi- 
sche, ökonomische oder gesellschaftliche Prozesse, die 
eng miteinander verwoben sind. 


private Investoren in den Diskurs zu informellen Siedlun- 
gen einbezogen (Mitlin und Satterthwaite, 2004). Daneben 
wurde die starre Gegenüberstellung zwischen Formalität und 
Informalität aufgeweicht. Die verschiedenen theoretisch- 
konzeptionellen Weiterentwicklungen, die die beiden Dimen- 
sionen miteinander verschneiden, ähneln sich dabei. So wird 
von „informality-formality continuum" (Roy, 2005: 148), 
„degrees of complementary and supplementary informalities" 
(Altrock, 2012: 176f.) oder der „co-production by formal and 
informal actors" (Mitlin, 2008:14) gesprochen. AlSayyad 
(2004) erklärte Informalität - in Anlehnung an Louis Wirth's 
1939 erschienenen Artikel „Urbanism as a new way of life" 
- gar zu einer neuen urbanen Lebensform. Aufgrund der 
verbleibenden Unschärfe stellen andere Autoren den Nutzen 
des Informalitätsbegriffs mittlerweile ganz in Frage und ver- 
weisen auf eine von dem Begriff unabhängige Analyse von 
„Verhandlungen von Macht, Legitimation und Ressourcen" 
für die Stadtentwicklung (Herrle und Fokdal, 2011). Gerade 
auch dieser Ansatz verweist auf die Möglichkeit bzw. Not- 
wendigkeit der Legitimierung von Urbanisierungsprozessen 
außerhalb des formalen Rechtssystems (Herrle und Fokdal, 
201 1:11 f.). 

Der Begriff der Informalität beschreibt meist die Grauzone 
von legalem und illegalem Handeln (Kap. 2. 5. 2. 2) und 
umfasst grundsätzlich sowohl nicht konforme, legitime als 
auch illegal-kriminelle Prozesse. Auch wenn die Übergänge 
fließend sind, lassen sie sich grundsätzlich danach unterschei- 
den, ob durch die nicht konformen Prozesse das Gemeinwohl 
gefördert oder z.B. Überlebenschancen gesichert werden sol- 
len, oder ob sich Einzelne bzw. Gruppen an der prekären Situ- 
ation armer Bevölkerungsgruppen bereichern (Wehrmann, 
2001 ). 


2. 1.2.1 

Demographische Einflussfaktoren 

Verstädterung ist zunächst ein demographischer Pro- 
zess. Das Wachstum der städtischen Bevölkerung (rela- 
tiv und absolut) basiert auf natürlichem Zuwachs bzw. 
auf Wanderungsgewinn durch Migration sowie auf Ver- 
änderungen administrativer Grenzen durch Eingemein- 
dung. Diesen Prozessen kommt zeitlich und regional 
unterschiedliches Gewicht zu (Jürgens und Bähr, 
2009:43). 

In den Industrieländern war nach den ersten größe- 
ren Urbanisierungs- und Stadtgründungsphasen in der 
Antike und im Mittelalter eine weitere Urbanisierungs- 
phase mit starkem Anwachsen der Stadtbevölkerung 
zwischen 1750 und 1950 zu verzeichnen. Ausgelöst 
wurde sie durch den ersten demographischen Über- 
gang sowie nationale und internationale Wanderungs- 
bewegungen vom Land in die Städte, die durch den 
Strukturwandel in der Landwirtschaft und die Indus- 
trialisierung bedingt wurden. In Duisburg etwa waren 
1907 60% der Bevölkerung zugezogen, davon 13% 
aus dem Ausland (Stewig, 1983). Zwischen 1820 und 
1920 emigrierten nach Schätzungen 50-55 Mio. Euro- 
päer nach Übersee (Netto-Migration unter Berücksich- 
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Abbildung 2.1-8 

Städte als soziokulturelle, religiöse und ökonomische 
Anziehungspunkte, Dhaka, Bangladesch. 

Quelle: Frauke Kraas/WBGU 

tigung der Rückwanderungen), davon ca. 60% in die 
USA (Bähr, 2010), von denen sich viele in Städten auf 
der Suche nach Arbeit niederließen. 

Das Städtewachstum in den Entwicklungs- und 
Schwellenländern, das vor allem in Asien und Afrika 
erst in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhundert im 
Zuge der Dekolonialisierung einsetzte, verläuft heute 
wesentlich schneller als derzeit in den Industrielän- 
dern (Kap. 2. 1.1). Es ist hier deutlich stärker auf die 
Geburtenüberschüsse aufgrund der jungen Alters- 
struktur zurückzuführen (Heineberg, 2014). Die Urba- 
nisierung in Entwicklungs- und Schwellenländern ist 
zu ca. 60% auf natürliches Wachstum zurückzufüh- 
ren, fast das gesamte restliche Wachstum auf Migra- 
tion (Land-Stadt und Stadt-Stadt) und nur ein gerin- 
ger Teil auf Reklassifizierung administrativer Einheiten 
(UN DESA, 2015:24). Das Verhältnis variiert jedoch 
regional: Während der urbane Bevölkerungsanstieg in 
Afrika südlich der Sahara zu etwa zwei Dritteln durch 
natürliches Wachstum bedingt ist (Tacoli et al., 2015), 
sank dieser Anteil in vielen asiatischen Ländern seit 
dem 1990er Jahren unter 50% (UN DESA, 2015:24). 
Internationale Vergleiche werden jedoch durch Einge- 
meindungen, unterschiedliche Stadtdefinition und feh- 
lende Daten zu Migrationsbewegungen auf Stadtebene 
erschwert (Tacoli et al., 2015). Zudem sind Migrations- 
bewegungen schwer zu erfassen, da sie u.a. auch mul- 
tilokal sowie temporär (z.B. saisonal) erfolgen können. 
Für Thailand wird z.B. geschätzt, dass ein Drittel aller 
Binnenmigranten jedes Jahr während der Trockenzeit 
temporär nach Bangkok migrieren (Tacoli, 2011). 

Distanz und Dauer der Migration sind eng mit den 
Migrationsursachen verbunden (Kraas und Bork, 
2012): Diese umfassen z.B. freiwillige Migration in 
Städte (etwa auf der Suche nach besseren Arbeitsmög- 
lichkeiten und Bildungs- und Gesundheitsversorgung), 
staatlich initiierte und gesteuerte Arbeitsmigration, sai- 


sonale Arbeitsmigration sowie erzwungene Migration 
aufgrund von Krisen und Konflikten. In jüngster Zeit 
haben Bürgerkriege und Konflikte im Nahen Osten und 
in Afrika (vor allem Syrien, Afghanistan, Irak, Nigeria 
oder Eritrea) und Wirtschaftskrisen in den Westbalkan- 
staaten (vor allem Albanien, Kosovo oder Serbien) eine 
große Flüchtlingswelle in den Libanon, nach Jordanien, 
nach Pakistan, in die Türkei und nach Europa ausgelöst. 
Während zum Beispiel in Deutschland 2013 127.000 
Asylanträge gestellt wurden, waren es im Jahr 2015 
knapp 500.000 Anträge bei insgesamt mehr als 1 Mio. 
registrierten Flüchtlingen (BMI, 2016). Die Versorgung 
der Flüchtlinge mit Wohnraum ist eine große Heraus- 
forderung für Städte und Kommunen. 

Neben der nationalen und internationalen Migra- 
tion ist die mit dem demographischen Übergang ver- 
bundene Alterung der Bevölkerung eine zentrale Her- 
ausforderung. Während der Anteil der über 60-Jähri- 
gen weltweit zurzeit bei 12 % liegt, hat er in Europa 
bereits 24% erreicht (UN DESA Population Division, 
2015). In den USA wird dieser Alterungsprozess noch 
stark durch Zuwanderung abgemildert. Bis 2050 wird 
- außer in Afrika - voraussichtlich in allen Weltregi- 
onen mindestens ein Viertel der Bevölkerung über 60 
Jahre alt sein (UN DESA Population Division, 2015). 
Vor allem in Abwanderungsregionen bleiben die älteren 
Menschen zurück. Schrumpfung und Alterung sind hier 
eng miteinander verknüpfte Prozesse, die einen Trans- 
formationsprozess aufgrund fehlender finanzieller Mit- 
tel erschweren (Sorensen, 2006: 237). Der zunehmende 
Altersdurchschnitt der urbanen Bevölkerung stellt 
viele Städte vor neue Herausforderungen in Bezug auf 
Wohnraum, Wohnumfeld, Verkehr und soziale Dienst- 
leistungen. 

2. 1.2.2 

Wirtschaftliche Einflussfaktoren 

Ein wichtiger Anziehungsfaktor von Städten auf 
Migranten, ist das größere und breitere Arbeitsplatz- 
angebot. So wurde die Urbanisierung in Industrielän- 
dern ab dem 19. Jahrhundert stark durch die Industri- 
alisierung vorangetrieben (Kap. 2.2.2). Die Globalisie- 
rung sowie die Revolution im Transport- und Kommu- 
nikationswesen haben zu einer Reorganisation globaler 
Ökonomien mit einer zunehmenden Verbindung von 
Märkten und globaler Arbeitsteilung geführt (Hall und 
Pfeiffer, 2000). 

Städte mit einem exportorientierten Branchenmix 
profitieren durch die zunehmende Integration in den 
Weltmarkt, da die zusätzliche Nachfrage der auslän- 
dischen Märkte die lokale Wirtschaft stärkt und neue 
Arbeitsplätze schafft. Lokale Wirtschaftszweige, die 
primär Güter für lokale und regionale Märkte herstel- 
len, profitieren ebenfalls durch den stärkeren lokalen 
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Konsum (Moretti, 2010) sowie von Verknüpfungen 
entlang der Wertschöpfungskette (Dauth et al., 2014). 

Städte mit ausreichend Bauland und einem 
unbürokratischen Planungssystem bzw. geringen regu- 
latorischen Einschränkungen reagieren auf Bevölke- 
rungsdruck mit Neubau von Häusern und Wohnungen. 
Wenn Angebotsengpässe bestehen, führt der Bevölke- 
rungsdruck vor allem zu höheren Immobilienpreisen 
(Glaeser et al, 2005). In Städten mit einem hohen Anteil 
an Armutsgruppen und geringem Bestand an günsti- 
gem Wohnraum wachsen bei Angebotsengpässen vor 
allem die informellen Siedlungen (Kap. 7.3). Anderer- 
seits kann die Verfügbarkeit von günstigem Wohnraum 
auch zu Bevölkerungswachstum in den jeweiligen Städ- 
ten führen. Ein Beispiel ist das Städtewachstum im „Sun 
Belt" der USA (Glaeser und Gottlieb, 2009). Der damit 
einhergehende Urban Sprawl, d. h. die flächenextensive 
Ausbreitung der Städte, führt zu ökologischen Nach- 
haltigkeitsdefiziten (Kap. 4.2.3, 4.3). 

Immer mehr Unternehmen berücksichtigen bei ihren 
Standortentscheidungen die Wohnortwünsche hoch 
qualifizierter Arbeitnehmer, um knappes Know-how 
anzuziehen (Geppert und Gornig, 2010). Das Angebot 
an lokalen Gütern, wie kulturellen Einrichtungen und 
Freizeit- und Konsummöglichkeiten, die die Attraktivi- 
tät einer Stadt steigern und die Migrationsentscheidung 
vieler Haushalte beeinflussen, begünstigt daher die 
Ansiedlung von Unternehmen (Chen und Rosenthal, 
2008; Partridge, 2010; Buch et al, 2013). 

Insbesondere in Industrieländern sind Wirtschafts- 
wachstum, das Vorhandensein von Arbeitsplätzen, die 
regulatorischen Voraussetzungen des Immobilienmarkts 
und die kulturelle Attraktivität einer Stadt wichtige 
Treiber der Urbanisierung. Einwohnerzahl und Besied- 
lungsdichte wiederum beeinflussen die Produktivität, 
das lokale Preisniveau und die Attraktivität einer Stadt. 
Agglomerationsvorteile entstehen durch das Angebot an 
spezialisierten Arbeitskräften, größere lokale Märkte, 
einfacheren Zugang zu Zulieferern und spezialisier- 
ten Dienstleistern, durch geringere Transaktions- und 
Informationskosten sowie die Vereinfachung von Inter- 
aktion, Informationsaustausch und Bildung von Netz- 
werken aufgrund der räumlichen Nähe. Dadurch werden 
Innovationspotenziale und Effizienzgewinne freigesetzt, 
die zu Produktivitätssteigerungen führen. Agglomerati- 
onsnachteile in stark verdichteten Stadträumen ergeben 
sich durch höhere Lebenshaltungskosten und geringere 
durchschnittliche Wohnungs- und Gewerbegröße. Die 
Ballung von Bevölkerung und Produktionsstätten auf 
engem Raum führt außerdem zu höheren Umweltbelas- 
tungen wie Lärm und Luftverschmutzung sowie höhe- 
ren Kriminalitätsraten (Rosenthal und Strange, 2004; 
Duranton und Puga, 2004; Kap. 2.3.4). 

In Entwicklungs- und Schwellenländern zeigt sich 


ein differenzierteres Bild. Vor allem in China und Indien 
wurde das urbane Wachstum durch eine globalisie- 
rungsgetragene Liberalisierungspolitik forciert (Kraas 
und Bork, 2012). In China wurden zunächst die Küs- 
ten-, später auch die Binnenstädte zu Transformations- 
zentren auf dem Weg zur marktorientierten Ökonomie 
ausgebaut und gezielt (teils temporäre) Binnenwan- 
derer angeworben. Zwischen 1982 und 2006 wurden 
jährlich 17-20 Mio. Migranten in Städten registriert 
(Chan, 2011). In Indien beschleunigten sich massive 
Urbanisierungsprozesse landesweit im Zuge der ökono- 
mischen Reformpolitik der „New Economic Policy" seit 
1991 (Gans undTyagi, 2000; Nissel, 1999). 

Insbesondere in Entwicklungsländern ist mit dem 
Umzug in die Stadt die Hoffnung auf bessere Arbeits- 
chancen sowie eine ausreichende Grundversorgung ver- 
bunden. Wenn das Stadtwachstum ohne ausreichende 
politische und administrative Steuerung und abgekop- 
pelt vom Wirtschaftswachstum erfolgt, überwiegen in 
der Regel die Agglomerationsnachteile (Clark, 1998; 
Cohen, 2004; Fox, 2008). Dies trifft insbesondere auf 
Städte mit schnellem, ungeplantem Wachstum zu, die 
bereits durch eine hohe Armutsquote gekennzeichnet 
sind (Moretti, 2014) und deren Zuzug sich zu einem 
großen Teil im informellen Wohnungs- und Arbeits- 
markt konzentriert (Kasten 2.1-3). 

2. 1.2.3 

Gesellschaftliche Einflussfaktoren 

Soziokulturelle und politische Faktoren sind wei- 
tere wichtige Motoren der Urbanisierung und eng mit 
demographischen und ökonomischen Faktoren ver- 
bunden. Soziokulturelle Faktoren, wie z.B. die Attrak- 
tivität einer Stadt, lassen sich aufgrund ihrer starken 
Subjektivität nur schwer fassen. Dennoch lässt sich 
verallgemeinern, dass Städte auch im sozioökonomi- 
schen und kulturellen Bereich eine Reihe von Vortei- 
len (Pull-Faktoren) bieten: Weiterführende Schulen 
und Universitäten, Krankenhäuser und höhere spezi- 
alisierte Gesundheitseinrichtungen, öffentliche Dienst- 
leistungen und Verwaltungen sind in urbanen Zent- 
ren konzentriert; Kultureinrichtungen, kreative urbane 
Milieus, architektonisch inspirierendes Ambiente usw. 
schaffen attraktive urbane Räume. Allgemein korre- 
liert die Position einer Stadt in der Städtehierarchie - 
gemessen an Größe und Bedeutung einer Stadt - in den 
meisten Ländern mit der administrativ-politischen Hie- 
rarchie (von der nationalen Hauptstadt über die regi- 
onale oder Provinzhauptstadt zur Distrikt- und Sub- 
distrikthauptstadt), an der sich auch das Versorgungs- 
netz ausrichtet (Satterthwaite, 2005: 15f.). 

Städte gelten als Vorreiter des sozialen Wandels, 
wegen der sich wechselseitig beeinflussenden sozio- 
ökonomischen und kulturellen Beziehungen auf lokaler 
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Kasten 2.1-3 

Informelle Ökonomien in Slums und informellen 
Siedlungen 

Oft wird angenommen, dass Slumbewohner nur in der infor- 
mellen Ökonomie beschäftigt sind. Ein Teil dieser Menschen 
geht jedoch einer geregelten Arbeit im formellen Sektor nach, 
auch wenn sie in einer informellen Siedlung wohnen. In vie- 
len Fällen reichen Einkünfte aus formeller Arbeit nicht aus, 
um einen Elaushalt in adäquaten Wohnräumen zu finanzie- 
ren. Insgesamt ist Beschäftigung im informellen Sektor keine 
Besonderheit von Slums. Während rund ein Drittel der Stadt- 
bevölkerung in Schwellen- und Entwicklungsländern in 
Slums lebt (UN, 2015dj, ist „für die meisten Länder des glo- 
balen Südens informelle Beschäftigung das Regelarbeitsver- 
hältnis (...j, das auf weit mehr als die Hälfte der Beschäftigten 
zutrifft. In 15 der 41 Länder, für die Daten auf Basis der ILO- 


Definition für informelle Beschäftigungsverhältnisse vorlie- 
gen, sind mehr als zwei Drittel der Beschäftigten der informel- 
len Ökonomie zuzuordnen (ILO, 20133. 24 Länder erreichen 
einen Anteil von mehr als 50%. Die jeweiligen kontinentalen 
Rekordwerte liegen in Asien bei 84,3% (Indien!, in Latein- 
amerika bei 75,6% (Bolivien! und in Afrika südlich der Saha- 
ra bei 82,7% (Mali!." (Schiller, 2015!. Zuwächse von Arbeits- 
plätzen gibt es in vielen Städten im informellen Sektor. Somit 
trägt der informelle Sektor auch die formelle Ökonomie, was 
sich nicht auf nationalstaatliche Grenzen beschränkt, sondern 
auch Bestandteil der Weltwirtschaft ist. Dabei sind ökonomi- 
sche Risiken ungleich verteilt. So besteht für Arbeitende im 
informellen Sektor generell keine institutionalisierte soziale 
Absicherung, und zwischen den Geschlechtern verstärken 
sich die Disparitäten aufgrund von Segmentierungen am 
informellen Arbeitsmarkt (Abb. 2.1-9). 



Abbildung 2.1-9 

Arten informeller Beschäftigung und ihre Effekte auf Einkommen und Armut. 
Quelle: Chen, 2012b: 9 


Ebene sowie den aus der Globalisierung resultierenden 
makroökonomischen Veränderungen (Hall und Pfeiffer, 
2000:140). Wichtige, sich wechselseitig beeinflus- 
sende Faktoren sind die Rolle der Familie, die Einbin- 
dung von Frauen in den Arbeitsmarkt und die Bewe- 
gung von der formellen hin zu informellen Wirtschaft 
(Hall und Pfeiffer, 2000). Zunehmende Pluralisierung 
und Individualisierung der Lebensstile, oft verbunden 
mit postmateriellen Werten sind die Folge für die wach- 
sende Oberschicht in den Städten in Entwicklungs- und 
Schwellenländern. Weite Bevölkerungsteile unterhalb 
der absoluten Armutsgrenze sind weiterhin primär auf 


die Befriedigung ihrer Grundbedürfnisse angewiesen. 

2.1.3 

Urbane Veränderungsprozesse 

Bei den genannten Urbanisierungsprozessen lassen 
sich - abhängig von den variierenden nationalen und 
regionalen Kontexten sowie der jeweiligen Stadtgröße 
und -funktion - unterschiedliche Veränderungspro- 
zesse beobachten. Diese sind zum einen räumlicher und 
ökologischer Natur, zum anderen haben sie politische, 
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ökonomische und soziale Implikationen für die urbane 
Gesellschaft. 

Räumliche Prozesse 

Die physische Expansion von Städten über ihre vor- 
maligen Bebauungsgrenzen erfolgt oft entlang zen- 
traler Infrastrukturlinien oder auch in Form von 
Satellitenstädten, die sich nach und nach durch die 
Anlagerung neuer urbaner Flächennutzungen verbrei- 
tern. Dieses Entwicklungsmuster führt zu einem stei- 
genden Flächenverbrauch und erfordert lange Infra- 
strukturlinien. Mit der Entstehung von „extended met- 
ropolitan regions" (McGee, 1991) oder „mega-urban 
regions" (McGee und Robinson, 1995) verzahnen sich 
städtische und ländliche Elemente und Strukturen im 
„Urban Fringe", d. h. dem unmittelbaren Stadtumland 
(Abb. 2.1-10). Es etablieren sich zudem unterschiedli- 
che Gemengelagen aus oft un- oder teilgeplanten, inko- 
härenten oder inkompatiblen Nutzungsinseln privater 
oder öffentlicher Trägerschaft, oft ohne ökonomischen, 
sozialen oder funktionalen Zusammenhang (Coy und 
Kraas, 2003). 

Ökologische Prozesse 

Die mit Städten verbundenen Umweltprobleme mani- 
festieren sich in der Stadt selbst, in der umliegenden 
Region sowie im Erdsystem und sind durch komplexe 
Interaktionen miteinander verknüpft (Kap. 2.3). Städte 
sind als Zentren wirtschaftlicher Aktivität wesentliche 
Treiber lokaler wie globaler Umweltveränderungen. 
Hier werden die Konsumentscheidungen der Bevölke- 
rung, insbesondere der aufstrebenden Mittelschich- 
ten, getroffen, die starken Einfluss auf den globalen 
Ressourcenverbrauch, die Produktion von Abfall sowie 
die Treibhausgasemissionen haben und als Treiber für 
globale Umweltprobleme (z. B. Landnutzungsänderun- 
gen, Konversion von Ökosystemen, Verlust biologi- 
scher Vielfalt und Klimawandel) wirken (Kap. 2.3.3). 
Insbesondere beim Klimawandel sind Städte nicht nur 
Verursacher, sondern auch Betroffene (Kap. 2. 3. 4. 4). 
Zu den Klimarisiken zählen z. B. die Bedrohungen von 
Städten durch Meeresspiegelanstieg, Wasserknapp- 
heit (als Folge von Gletscherschmelze oder veränderten 
Niederschlagsmustern), lokaler Temperaturanstieg oder 
Katastrophengefährdung als Folge vermehrter Wetter- 
extreme (Starkregenereignisse, starke Stürme). 

Technologische Transformationsprozesse 
Die Verbreitung digitaler Medien sowie neuer Informa- 
tions- und Kommunikationstechnologien beeinflusst 
auch das Zusammenleben in Städten. Im Stadtkontext 
wird die Digitalisierungsdebatte und die zunehmende 
Vernetzung physischer und digitaler Infrastruktur - 
wie z.B. Smart Grids, intelligente Verkehrssteuerung 


iühHH 



Abbildung 2.1-10 

Stadtlandschaft Phoenix, Arizona (2007). 
Quelle: Frauke Kraas/WBGU 


durch Informationsaustausch in Echtzeit - unter dem 
Begriff „Smart City" geführt. 

Darüber, was genau eine Smart City ausmacht, 
besteht zurzeit noch keine Übereinkunft (Bieber und 
Bihr, 2015). Zahlreiche Definitionen konkurrieren mit- 
einander, und konkrete Projekte auf Stadtebene, die 
dem Begriff der Smart City zugeordnet werden, sind 
eklektisch (Rohde und Loew, 2011). Dennoch wird die 
Smart City in der Stadtplanung bereits als stadtentwick- 
lungspolitisches Leitbild verwendet (BBSR, 2014b) und 
hat Eingang in politische Planungsvorhaben gefunden. 
Der indische Premierminister Narendra Modi kündigte 
beispielsweise an, in Indien in den nächsten Jahren 
100 Smart Cities mit Hilfe ausländischer Investoren zu 
bauen, um der rasanten Urbanisierungswelle gerecht 
zu werden (Ministry of Urban Development - Govern- 
ment of India, 2015). Da der derzeitige Diskurs stark 
von den Technologieproduzenten geprägt wird, über- 
wiegt in der Praxis die technologiegetriebene Stadtge- 
staltung (BBSR, 2014b). 

Mit der Smart City erhofft man sich z.B. die Verrin- 
gerung des Ressourcenverbrauchs durch Effizienzstei- 
gerungen (Kasten 2.1-4), eine demokratischere Gestal- 
tung von Regierungsweisen und eine Optimierung von 
Verwaltungsabläufen (Kasten 8.2-3, 8.3-1). Gleichzei- 
tig werden mit der Smart City aber auch Risiken ver- 
bunden, insbesondere hinsichtlich der Operationellen 
Sicherheit von Städten, des Datenschutzes und der 
Sicherung von Persönlichkeitsrechten (Kasten 2.1-5). 

Ökonomische T ransformationsprozesse 
Die weltweite Restrukturierung von Produktionspro- 
zessen innerhalb urbaner Wirtschaftszentren im Zuge 
der internationalen Arbeitsteilung und des technolo- 
gischen Wandels führt zu Globalisierungsgewinnern, 
und -Verlierern sowie zu einer weltweiten Zunahme 
der Ungleichheit innerhalb vieler Nationalstaaten und 
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Kasten 2.1-4 

Smart Cities: Energie- und Ressourcennutzung 

Eine der Hauptmotivationen hinter dem Smart-City-Gedan- 
ken ist die effizientere Nutzung von Ressourcen. Dies kann 
durch unterschiedliche Konzepte realisiert werden, wie bei- 
spielsweise intelligente Stromzähler [smart meter), intelli- 
gente Beleuchtung (smart lightingl, die Optimierung von 
Stoffflüssen oder die Sharing Economy, bei der individueller 
Besitz bzw. Nutzung durch gemeinschaftlichen Besitz bzw. 
Nutzung ersetzt wird. Im Folgenden werden einige Fallbei- 
spiele vorgestellt, in denen neue oder bereits existierende 
Technologien genutzt werden, um das ressourcenintensive 
Leben und Arbeiten in der Stadt nachhaltiger zu gestalten. 

Intelligente Stromzähler 

Intelligente Stromzähler ermöglichen es dem Nutzer, den 
Energieverbrauch eines einzelnen Geräts oder des gesamten 
Haushalts jederzeit ablesen zu können. Eine solche Transpa- 
renz soll z.B. die Wahrnehmung des Verbrauchers bezüglich 
seines energetischen Fußabdrucks schärfen und somit zu 
nachhaltigerem Verhalten führen. Bislang haben Experimen- 
te (z.B. in Holland, England und den USA) mit intelligenten 
Stromzählern jedoch nur wenig Wirkung gezeigt. Die tatsäch- 
lichen Energieeinsparungen liegen bei ca. 1-4% (van Eiburg, 
2014; Allcott und Mullainahan, 2010). 

Das sogenannte „Machine-to-Machine" Konzept (M2M), 
d.h. miteinander vernetzte und kommunizierende Objek- 
te, führt einen Schritt weiter als die bloße Überprüfung des 
Energieverbrauchs durch smart meters. Durch die Vernetzung 
der physischen Infrastruktur („Internet of Things") können 
Objekte Informationen sammeln, die zu ihrem effizienteren 
Betrieb führen können. M2M kommt z.B. im Energiesektor 
(intelligente Netze), in der Infrastruktur (Heiz- und Kühlsys- 
teme, Beleuchtung) und der Landwirtschaft (Bewässerung, 
Düngung) zur Anwendung. Laut einer Studie der Boston Con- 
sulting Group und führender Konzerne der Informations- und 
Kommunikationstechnik birgt diese Technologie Emissions- 
einsparungen von bis zu 20% (BCG und GeSI, 2012). Bisher 
existieren allerdings nur wenige Daten und Prognosen aus 
unabhängigen Quellen, so dass eine belastbare Abschätzung 
zukünftiger Effizienzsteigerung durch M2M-Technologie 
noch nicht möglich ist. 

Intelligente Beleuchtung 

Smart lighting ist eine weitere Schlüsseltechnologie der digi- 
tal vernetzten Stadt und kann Bestandteil eines M2M-Netz- 
werks sein. Die Beleuchtung öffentlicher und privater Räume 
macht etwa 10-20% des städtischen Energieverbrauchs aus 
(IEA, 2006). Ein Wechsel von der Dauerbeleuchtung von 


Städte (Kasten 2.1-6; Kap. 2.4.2. 1). Während globale 
Städte wie London, New York, Tokyo oder Hong Kong 
wirtschaftlich florieren und durch Agglomerationsvor- 
teile weiter an Bedeutung gewinnen, kämpfen altindus- 
trielle Städte in Westeuropa, den USA oder China mit 
der Bewältigung des strukturellen Wandels. Viele Pro- 
zesse wirken selbstverstärkend, wie im Falle Detroits, 
wo Arbeitsplatzverluste erst zu Bevölkerungsabwande- 
rung, dann zum Werteverfall auf dem lokalen Immo- 


Straßenübergängen, Werbeflächen oder öffentlichen Räu- 
men hin zur Bedarfsbeleuchtung könnte den bestehenden 
Verbrauch erheblich reduzieren. Studien bezüglich der intel- 
ligenten Lichtsteuerung in Städten zeigen Einsparpotenziale 
von bis zu 60 % (Manville et al., 20 14). Hier zeigt sich also ein 
großes, bisher weitgehend ungenutztes Energieeinsparpoten- 
zial, das mit heutiger Technologie umsetzbar und ökonomisch 
sinnvoll ist. 

Car Sharing 

Car Sharing bezeichnet die gemeinsame Nutzung einer Auto- 
mobilflotte. Durch Car Sharing könnten zukünftige Treib- 
hausgasemissionen vermieden werden, denn Nutzer von Car- 
Sharing-Angeboten tendieren dazu, ca. 30% weniger Kilo- 
meter mit dem Auto zurückzulegen als Besitzer von eigenen 
PKW (Martin und Shaheen, 2011). Außerdem werden PKW 
im Car-Sharing-Betrieb stärker ausgelastet, was zu kürzeren 
Parkzeiten und damit einem geringeren Flächenbedarf für 
Parkplätze führen könnte (Mitchell et al., 2010). Unter den 
Personen, die Car Sharing nutzen, verzichten einige der Nut- 
zer gänzlich auf den Kauf eines eigenen Autos (Millard-Ball 
et al., 2007; Martin et al., 2010). Nicht zuletzt könnte die 
Akzeptanz der Elektromobilität dazu beitragen, die Anzahl 
der Elektrofahrzeuge in Car-Sharing-Flotten zu steigern. 

Bisher bewegen sich die erreichten Einsparungen durch 
Car Sharing zwar noch im einstelligen Prozentbereich (Chen 
et al., 2015), da das Angebot nur von einem kleinen Teil der 
Bevölkerung genutzt wird. Jedoch ist Car Sharing in Deutsch- 
land in den letzten Jahren zum Wachstumsmarkt geworden 
und verzeichnet inzwischen zweistellige Zuwachsraten. Trotz 
der bisher geringen Mitgliedszahlen könnte eine mit Elektro- 
autos ausgerüstete Car-Sharing-Flotte daher in Zukunft zur 
Vermeidung von Treibhausgasemissionen im Transportsektor 
beitragen. 

Status quo versus zukünftige Entwicklung 

Derzeit hat der Anteil smarter städtischer Infrastruktur noch 
einen geringen Effekt auf globale Treibhausgasemissionen 
und die Vermeidung von Umweltschäden. Die messbaren 
Effekte von Smart-City-Konzepten liegen unterhalb der 
Erwartungen und herkömmliche effizienzsteigernde Lösun- 
gen wie Wärmedämmung, kompakte Infrastrukturen und 
der Umstieg auf emissionsarme Massentransportmittel wei- 
sen bisher höhere Energieeinsparungspotenziale auf (z.B. ca. 
20% bis 2050; Creutzig et al., 2015). 

Dennoch birgt die Smart City ein großes Potenzial für Effi- 
zienzsteigerung, das den zukünftigen Energiebedarf in Städ- 
ten weltweit signifikant senken könnte. Viele Entwicklungen 
stehen derzeit vor technologischen Durchbrüchen (Brynjolfs- 
son und McAfee, 2014) oder könnten eine Umstellung von 
Verhaltensmustern der Bevölkerung herbeiführen. 


bilienmarkt und somit zu einem Einbruch der kommu- 
nalen Einnahmenbasis, und schließlich zu kommuna- 
lem Bankrott führten (Richardson und Nam, 2014). 
Darüber hinaus verlor die öffentliche Hand vor allem in 
den 1990er und 2000er Jahren durch die Privatisierung 
vormals öffentlicher Dienstleistungen an Einfluss auf 
die Grundversorgung der Bevölkerung. In vielen Fällen 
führte dies zu einer weniger inklusiven Versorgung und 
zu Bevölkerungsprotesten, so dass mittlerweile wieder 
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Kasten 2.1-5 

Smart Cities: Risiken 

Schutz der Privatsphäre und personenbezogener 
Daten 

Die Erhebung von Daten wird sowohl in Bezug auf die Anzahl 
der erhobenen Merkmale, die Datenmenge und die Auflösung 
der Daten neue Ausmaße annehmen (Crawford und Schultz, 
2014). Durch die zunehmende Vernetzung physischer und 
digitaler Infrastruktur [Kasten 2.1-41 sowie die Einführung 
von Sensoren, Kameras und geolokalisierbaren Applikationen 
auf Smartphones werden immer mehr alltägliche Handlun- 
gen, Gewohnheiten und Bewegungsmuster der Stadtbewoh- 
ner digital registriert. Dabei ist es den Bewohnern nur sehr 
eingeschränkt möglich, die Generierung von Daten zu ver- 
meiden oder zu kontrollieren, da es ansonsten schwierig ist, 
städtische Versorgungsleistungen oder öffentliche Räume in 
Anspruch zu nehmen. Das Recht auf informationelle Selbst- 
bestimmung wird dadurch stark eingeschränkt. 

Auch in Bezug auf die Anonymisierung von Daten birgt 
der Umfang der verfügbaren Daten Risiken. Ein Austausch 
und Zusammenführen verschiedener Datensätze versetzt 
Unternehmen und Behörden in die Lage, Persönlichkeitspro- 
file und Vorhersagen über Verhaltensweisen einzelner Perso- 
nen zu erstellen (Kitchin, 20161. Beispiele sind Vorhersagen 
darüber, ob ein Kredit- oder Wohnungsinteressent regelmä- 
ßige Ratenzahlungen leisten wird oder die Einstufung von 
Personen als potenzielle Straftäter durch eine datenbasierte 
Umfeldanalyse [z.B. soziale Netzwerke, Telefonhistoriel von 
verurteilten Straftätern (Crawford und Schultz, 2014; Stroud, 
20141. Insbesondere durch die Registrierung von Aufent- 
haltsorten und Bewegungsmustern innerhalb einer Smart City 
entsteht eine neue Dimension des Potenzials von Überwa- 
chung und Datenmissbrauch. 

Operationelle Sicherheit und Datensicherheit 

Wie in allen digitalen Netzwerken wird es auch in Smart Cities 
Sicherheitslücken geben, die eine Angriffsfläche für mögliche 
Cyber-Attacken bilden. Mit der Größe eines Netzwerks steigt 
auch die Anzahl der möglichen Angriffspunkte. Die Gefahr 
durch Cyber-Attacken wird daher mit der stärkeren Vernet- 
zung physischer und digitaler Infrastruktur innerhalb einer 
Stadt zunehmen (Kitchin, 20161. Jedoch werden bereits tech- 
nisch mögliche Sicherheitsmaßnahmen wie z.B. Verschlüsse- 
lung und Authentifizierung nicht konsequent angewandt. 


eine zunehmende Rekommunalisierung zu beobachten 
ist (Lobina et al., 2015). 

Die wachsende globale Bedeutung des Immobilien- 
investmentmarktes schlägt sich auch in den Stadtstruk- 
turen nieder (Kasten 2.1-7). Für die Stadtentwicklung 
stellt dies in vielen Fällen ein Problem dar, da oftmals 
inkohärente, punktuelle Entwicklungen eine für alle 
Bevölkerungsgruppen vorteilhafte Gestaltung erschwe- 
ren. So verlagert z. B. die Errichtung von Shopping Malis 
(für Asien: Hogan et al., 2012) und Business Improve- 
ment Districts (Peyroux et al., 2012) Funktionen vom 
öffentlichen Raum zunehmend in private Räume, zu 


So demonstrierte ein IT-Team von IOActive, wie ein 200.000 
Sensoren umfassendes unverschlüsseltes Verkehrskontroll- 
system manipuliert werden kann (Cerrudo, 2015). Aufgrund 
der hohen Bevölkerungsdichte in Städten potenziert sich die 
Gefahr für Menschen, wenn Sicherheitslücken in der digitalen 
Infrastruktur zu operativen Störungen und Ausfällen führen 
oder durch Cyber-Kriminelle ausgenutzt werden. 

Allein im Jahr 2013 wurden 593 Mio. Dateneinträge durch 
Hackerattacken entwendet (Risk Based Security und Open 
Security Foundation, 2013). Die sichere Verwahrung von 
Daten ist auch Voraussetzung für den Schutz personenbezo- 
gener Daten und damit den Schutz der Privatsphäre. Dennoch 
bleibt auch bei höchsten digitalen Sicherheitsstandards immer 
das Risiko eines Datenlecks oder der gezielten Manipulation 
des Systems bestehen. 

Digitale Spaltung 

Die Digitalisierung schafft viele Chancen, von denen jedoch 
nicht alle Länder und Bevölkerungsgruppen gleichermaßen 
profitieren. Aufgrund von Unterschieden im Netzzugang oder 
in der medialen Kompetenz könnte die bestehende Ungleich- 
heit hinsichtlich Einkommen und Bildung, politischer und 
ökonomischer Teilhabe weiter verstärkt werden (World Bank, 
2016a). Neben technischen Risiken und der Datenschutzpro- 
blematik birgt die Digitalisierung daher auch soziale Risiken, 
insbesondere hinsichtlich einer möglichen digitalen Spaltung. 

Fazit 

„Es ist offensichtlich, dass Smart-City-Technologien über alle 
Govemance-Ebenen hinweg neue Anforderungen an den 
rechtlichen und regulatorischen Rahmen stellen sowie exis- 
tierende gesellschaftliche Normen und Erwartungen in Bezug 
auf die Privatsphäre herausfordern." (Kitchin, 2016:28). 
Nach Ansicht des WBGU sollte ein offener und breiter Diskurs 
über die Auswirkungen der Digitalisierung im Stadtkontext 
geführt werden. Dies setzt eine Stärkung der IT- und Medien- 
kompetenzen innerhalb der Bevölkerung sowie in öffentli- 
chen und privaten Institutionen voraus. Da die technischen 
Möglichkeiten und damit verbundenen Risiken sich rasch 
weiterentwickeln, bedarf es einer urbanen Governance, die in 
der Lage ist, den mit großen Unsicherheiten verbundenen 
Digitalisierungsprozess in der Stadt mitzugestalten und eine 
sozialverträgliche und nachhaltige digitalisierte Stadt zu 
schaffen (Kasten 8.2-3, 8.3-1). Durch die Einbettung der 
Stadt in den internationalen Informations- und Datenaus- 
tausch sind außerdem multilaterale Akteure gefragt, globale 
Standards zum Umgang mit digitalen Risiken zu entwickeln. 


denen ärmere Bevölkerungsgruppen nur eingeschränkt 
Zugang haben. 

Ein weiterer wichtiger Faktor für ökonomische Trans- 
formationsprozesse ist der informelle Sektor in den 
urbanen Ökonomien insbesondere von Entwicklungs- 
und Schwellenländern (Kasten 2.1-3). Der informelle 
Sektor wirkt dort einkommensgenerierend für große 
Bevölkerungsteile, entzieht sich aber oft formalen 
Steuerungsprozessen und deckt ein weites Spektrum 
an teils legitimen, teils illegitimen bzw. illegalen Aktivi- 
täten ab (Altrock, 2012; Schiller, 2015; Baumgart und 
Kreibich, 2011; Etzold et al., 2009; Hackenbroch et al, 
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Kasten 2.1-6 

Ungleichheit der Einkommens- und 
Vermögensverteilung auf globaler Ebene 

Die steigende Ungleichheit in Bezug auf Einkommen und 
Vermögen sowie auf die sich daraus ergebenden Verwirkli- 
chungschancen (Kap. 2.4.2.11 ist in vielen Staaten weltweit 
eine der größten gegenwärtigen Herausforderungen (Dabla- 
Norris et al., 2015; OECD, 2015b). Insbesondere in den Indus- 
triestaaten sowie den Schwellenländern Osteuropas und Süd- 
ostasiens ist die Einkommensungleichheit in den letzten 25 
Jahren stark gestiegen (Abb. 2.1-11). Dies gilt sowohl für Zei- 
ten wirtschaftlichen Aufschwungs als auch für die Dauer der 
weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise (OECD, 2015b). In 
Südamerika, Afrika und im mittleren Osten ist der Trend hin- 
gegen rückläufig, geht jedoch von einem sehr hohen Niveau 
aus (Abb. 2.1-11). Im Vergleich zur Einkommensverteilung 
ist die Verteilung von Vermögen noch weitaus ungleicher. 
Sowohl für Industrie- als auch für Schwellenländer liegt der 
Gini-Koeffizient für Vermögen im Durchschnitt doppelt so 
hoch wie der für Einkommen (Dabla-Norris et al., 2015). 

Als Gründe für die Zunahme der Ungleichheit werden 
globale Trends wie die Globalisierung und der technologische 
Wandel genannt. Demnach erhöhen neue Informations- und 
Kommunikationstechnologien vor allem die Nachfrage nach 
hochqualifizierten Arbeitnehmern, die damit einhergehend 
über die letzten Jahre relativ höhere Lohnzuwächse erhielten 
als geringer qualifizierte Arbeitnehmer (Acemoglu und Autor, 
2010; Berman et al., 1997; Katz, 1999). Darüber hinaus wer- 
den Arbeitsplätze, die einen hohen Routineanteil beinhalten, 
verstärkt automatisiert (Goos et al., 2014) oder in Länder 
mit geringeren Lohnkosten verlagert (Feenstra und Hanson, 


1999, 2001), was zu Polarisierungen am Arbeitsmarkt führt. 

Neben marktgesteuerten Prozessen haben nationale Rah- 
menbedingungen und Reformen, insbesondere in Bezug auf 
den Arbeitsmarkt sowie auf die Steuer- und Sozialpolitik, 
starken Einfluss auf die nationale Einkommensentwicklung. 
Beispielsweise reduziert der Rückgang der Gewerkschafts- 
mitgliedschaften in vielen Ländern den relativen Einfluss bei 
Gehaltsverhandlungen von hoch und geringer qualifizierten 
Arbeitskräften (Jaumotte und Buitron, 2015). 

Ein vielbeachteter Erklärungsansatz geht von einer mecha- 
nischen Ungleichheitsdynamik aus (Piketty, 2014). Diese 
Dynamik entsteht, wenn die Kapitalrendite größer ist als das 
Wirtschaftswachstum und die Sparquote mit zunehmendem 
Einkommen steigt. Unter diesen Bedingungen driften die 
Einkommen derjenigen, die bereits Vermögen besitzen und 
derjenigen, die lediglich Arbeitseinkommen erzielen, immer 
weiter auseinander. 

Die hohe Einkommensungleichheit innerhalb eines Landes 
wird nur zu einem geringen Anteil durch Einkommensunter- 
schiede zwischen wirtschaftsstarken und wirtschaftsschwa- 
chen Regionen erklärt. Vielmehr sind die Einkommensunter- 
schiede in den Städten eines Landes am deutlichsten und 
liegen in den größeren Städten weit über dem Landesdurch- 
schnitt (Rode et al., 2009; Behrens und Robert-Nicoud, 2013; 
UN-Habitat, 2010a). Auch für Vermögensungleichheit ist die 
Stadtebene wichtig, da das Vermögen der meisten Menschen 
in Form von Immobilienbesitz gebunden ist (Davies et al., 
2011) und Preisveränderungen auf den Immobilienmärkten 
somit direkt auf die Privatvermögen durchschlagen. Daher ist 
davon auszugehen, dass die derzeitige Urbanisierungsdyna- 
mik die Einkommens- und Vermögensungleichheit innerhalb 
eines Landes weiter verstärken wird (Behrens und Robert- 
Nicoud, 2013). 



Prozentuale Veränderung des Gini-Koeffizienten (Nettoeinkommen im Jahr 2012) 

Wil 5% - 26% □ -36% - -5% nationale Werte des Gini-Koeffizienten 

Q 0% - 5 % □ nicht genügend Daten 

□ -5% - 0% 


regionale Werte des Gini-Koeffizienten 


Abbildung 2.1-11 

Nationale Einkommensungleichheit und Veränderung der Einkommensungleichheit (1990-2012). Gini-Koeffizient = 0: das 
Einkommen ist gleichverteilt, Gini-Koeffizient = 100: das Einkommen konzentriert sich auf eine einzelne Person. 

Quelle: Dabla-Norris et al., 2015 
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Kasten 2.1-7 

Bedeutungsgewinn des 
Immobilieninvestmentmarkts 

Seit den 1990er Jahren durchläuft die Immobilienwirtschaft 
eine Professionalisierung, und der Immobilieninvestment- 
markt erfährt einen zunehmenden Bedeutungsgewinn. Neben 
privaten Kleinanlegern und Unternehmen, die Immobilien 
gewerblich nutzen, treten zusätzlich zu traditionellen institu- 
tioneilen Investoren - wie der öffentlichen Hand, Stiftungen 
und Kirchen - neue institutioneile Akteure in Erscheinung. 
Auf Letztere wird ein zunehmender Anteil der Immobilien- 
transaktionen zurückgeführt; sie treten in Erscheinung als 
nicht börsennotierte Gesellschaften, wie offene Immobilien- 
fonds und Beteiligungsgesellschaften, und als börsennotierte 
Gesellschaften wie Immobilienaktiengesellschaften und Real 
Estate Investment Trusts. Die Gesellschaften vergeben Anteile 
an private oder institutionelle Anleger, welche an der Wert- 
entwicklung eines diversifizierten professionell verwalteten 
Immobilienportfolios beteiligt sind. 

Der Immobilienmarkt ist in den Wohnungsmarkt (Eigen- 
tums-, Genossenschafts- und Mietwohnungen!, den Büroim- 
mobilienmarkt sowie den Immobilienmarkt für Gewerbe, 
Industrie und Einzelhandel unterteilt. Insbesondere der 
gewerbliche Immobilieninvestmentmarkt (hier definiert als 
gewerbliche Immobilien und Entwicklungsgrundstücke) ver- 
zeichnete ab 2001 einen stetigen Anstieg des Transaktions- 
volumens (Abb. 2.1-12). Dies erreichte 2007 seinen Höchst- 
stand von mehr als 1 Bio. US-$. In den darauffolgenden Kri- 
senjahren sank das Transaktionsvolumen um 65,5% auf 366 
Mrd. US-$ im Jahr 2009. Die Investitionen konzentrierten 
sich nun vor allem auf etablierte Standorte in den globalen 
Finanz- und Wirtschaftszentren; risikoreichere Anlagen in 
den Emerging Markets Lateinamerikas, Europas und Asiens 
wurden nach dem Platzen der Immobilienblase gemieden 
(Deutsche Hypothekenbank, 2013). 

Seitdem sind die globalen Investitionen in Immobilien 
wieder kontinuierlich angestiegen, zum einen infolge des 
Bedeutungsgewinns des asiatischen Immobilieninvestment- 
markts, dessen Transaktionsvolumen während der Krise nur 
einen geringen Einbruch verzeichnete, zum anderen durch 
die Erholung des amerikanischen Marktes. Investitionsanrei- 


ze gehen insbesondere von dem derzeit niedrigen Zinsniveau 
aus, das die Finanzierung des Kaufpreises durch Bankkredi- 
te begünstigt. Investitionen außerhalb Europas, Asiens und 
Nordamerikas haben weiterhin nur einen geringen Anteil an 
den Gesamtinvestitionen. 

Der Bedeutungsgewinn des Immobilieninvestmentmark- 
tes ging mit einer zunehmenden Intemationalisierung einher. 
Während der Immobilienkrise verringerte sich der Anteil der 
grenzüberschreitenden Transaktionen am gesamten Trans- 
aktionsvolumen zwar überproportional, seit 2009 steigt er 
jedoch wieder kontinuierlich an (Spars und Busch, 2015). 
Grenzüberschreitende Immobilieninvestitionen konzentrie- 
ren sich auf die international vernetzten Großstädte und 
Stadtregionen. 72% der weltweiten grenzüberschreitenden 
Immobilieninvestitionen in gewerbliche Immobilien entfielen 
auf nur 300 Städte („GlobaBOO-Cities"; JLL, 2014). Inner- 
halb dieser Gruppe konzentrieren sich wiederum 64% der 
grenzüberschreitenden Immobilieninvestitionen auf die Top- 
30-Städte, 33 % sind sogar nur den wichtigsten vier Investiti- 
onsstandorten London, New York, Tokyo und Paris zuzuord- 
nen (Spars und Busch, 2015). 

Neben gewerblich genutzten Immobilien umfassen die 
grenzüberschreitenden Immobilieninvestitionen auch Wohn- 
immobilien. Dies gilt beispielsweise für Deutschland, wo in 
den letzten Jahren große Immobilienportfoliobestände an 
ausländische Investoren verkauft wurden (z. B. 1 10.000 Woh- 
nungen aus dem Bundeseisenbahnvermögen im Jahr 2001, 
davon 61.000 an die Deutsche Annington; 82.000 Wohnun- 
gen der Gagfah durch die Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte an Fortress im Jahr 2004 sowie 92.500 Wohnun- 
gen der LEG NRW an Whitehall/Goldman Sachs im Jahr 2008 
(Claßen und Zander, 2010) sowie für die USA, wo laut Mauck 
und Price (2014) das Marktsegment der Mehrfamilienhäu- 
ser für ausländische Investoren eine größere Bedeutung hat 
als für inländische Investoren. Internationale Investitionen 
in Wohnimmobilien fließen gemäß Savills (2015) genau wie 
gewerbliche Investitionen in die globalen Wirtschafts- und 
Finanzzentren, die als „safe havens" für Kapital angesehen 
werden. Dort konzentrieren sie sich vor allem in den Best- 
lagen oder werden für den Kauf von Luxusimmobilien ver- 
wendet. Dadurch entstehen zum Teil hohe Preisdifferenzen 
zwischen Wohnimmobilien in den Bestlagen und den durch- 
schnittlichen und weniger guten Lagen innerhalb einer Stadt. 


1200 
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Abbildung 2.1-12 

Transaktionsvolumen im Immobilieninvestmentmarkt nach Regionen (2001-2012). 
Quelle: Deutsche Hypothekenbank, 2013 
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Die am stärksten globalisierten Märkte weisen die größten 
Preisdifferenzen auf. 

In vielen Ländern existieren jedoch Beschränkungen hin- 
sichtlich des Erwerbs von Wohneigentum durch ausländi- 
sche Investoren. Beispielsweise gibt es in China sogenannte 
„Home Purchase Restrictions" und in Singapur und Hong 
Kong schränken Genehmigungsgebühren („Additional Buy- 
ers Stamp") ausländische Investitionen in Wohnimmobilien 
ein (JLL, 2014). 

Auswirkungen auf die Finanzstabilität 

Seit der Subprime Crisis, die die Bankenkrise und die nachfol- 
gende Wirtschafts- und Staatsschuldenkrise auslöste, stehen 
die Immobilienmärkte und ihre Rolle in Bezug auf die globa- 
le Finanz- und Wirtschaftsstabilität im Fokus. In den letzten 
Jahrzehnten hat sich die Immobilie durch die zunehmende 
Kapitalmarktorientierung der Immobilienwirtschaft zu einer 
mobilen Anlageklasse gewandelt. Insbesondere in Kombinati- 
on mit einem starken Anstieg in der Verfügbarkeit von Kredi- 
ten werden starke Preissteigerungen im Immobilienmarkt als 
Gefahr für die Finanzstabilität gesehen. 

Seit 2007 wird an der Reduzierung der Krisenanfälligkeit 
des Finanzsystems gearbeitet. Das systemische Risiko soll 
durch makroprudentielle Stabilitätsmaßnahmen minimiert 
werden, also aufsichtsrechtliche Tätigkeiten, die auf die Sta- 
bilität des Finanzsystems als Ganzes abzielen, sowie Refor- 
men in der Geld- und Fiskalpolitik. 

Auswirkung auf die Stadtstrukturen 

Die Angebots- und Nachfragesituation einiger Immobilien- 
teilmärkte hängt weniger von lokalen Faktoren als von der 
internationalen Kapitalmarktsituation ab. In der Regel liegt 
der Fokus internationaler institutioneller Investoren auf den 
sich dynamisch entwickelnden Lagen und Standorten (Heeg, 
2003). Eventuell auftretende Segmentierungs- und Polari- 
sationstendenzen wirken sich negativ auf die Perspektiven 
der existierenden Problemlagen in den Städten aus (Spars 
und Busch, 2015) und können zur Verdrängung bestehender 
Nutzungen und Nutzergruppen führen (Levasier, 2010; Pütz, 
2001). Auch die funktionale, städtebauliche und architekto- 


2009). Wichtig für die Planung und Gestaltung urba- 
ner Steuerungsprozesse ist die Berücksichtigung der 
oft engen Verzahnung zwischen formellen und infor- 
mellen Systemen, z.B. bei der städtischen Abfallent- 
sorgung, bei der die Entnahme von Wertstoffen häufig 
im informellen Sektor abläuft (Kraas und Kroll, 2008; 
Kap. 2. 3. 4. 3, 4.4). 

Soziale Transformationsprozesse 
Die gesellschaftliche Heterogenität nimmt in der Regel 
mit der Größe der Stadtbevölkerung zu. Neben ethni- 
schen und religiösen Unterscheidungen kommt dem 
sozioökonomischen Status, definiert vor allem durch 
Bildung, Beruf und Einkommen, eine tragende Rolle 
bei der gesellschaftlichen Segmentierung zu. Sozioöko- 
nomische Disparitäten - insbesondere in den Metropo- 
len und Megastädten der Entwicklungs- und Schwei- 


nische Gestalt ändert sich durch die Internationalisierung der 
lokalen Immobilienteilmärkte. Einerseits wird eine potenziell 
zunehmende internationale Homogenität von Architektur 
und Stadtentwicklung diskutiert, da institutioneile Investo- 
ren auf etablierte Standardkonzepte zurückgreifen (Knox und 
Pain, 2 0 1 0) . Andererseits werden innovative architektonische 
Konzepte wie The Gherkin in London oder Marina Bay Sands 
in Singapur entwickelt, um international Aufmerksamkeit zu 
gewinnen (Spars und Busch, 2015). Die neu entstehenden 
Global Cities der Schwellenländer werden daher auch als Ver- 
suchslabor für neue architektonische und bauliche Konzepte 
gesehen (Ren, 2011). 

In vielen Städten betrifft der durch Immobilieninvestoren 
in Kooperation mit den Stadtverwaltungen eingeleitete Funk- 
tionswandel auch die Nutzung öffentlicher Räume. Beispiels- 
weise verlagern sich beliebte Aufenthaltsorte in europäischen 
Städten von öffentlichen Einkaufsstraßen in Einkaufszent- 
ren, die der privaten Hausordnung der Betreiber unterliegen. 

Insbesondere im angelsächsischen Raum gehen Städte 
zur Entlastung des kommunalen Haushalts gezielt Partner- 
schaften mit privaten Investoren ein, um öffentliche lokale 
Güter bereitzustellen und den kommunalen Finanzhaushalt 
zu entlasten. Ein Gesetz in New York fördert beispielsweise 
seit 1961 die Bereitstellung und den Unterhalt öffentlich 
zugänglicher Plätze durch private Bauträger, die als Ausgleich 
dafür eine Baugenehmigung für zusätzliche Geschossfläche 
erhalten. Heute befinden sich in New York insgesamt 530 
öffentlich zugängliche Plätze in privater Hand (Schmidt et al., 
2011). Eine ähnliche Entwicklung ist in London zu beobach- 
ten. Mindestens 16 öffentlich zugängliche Plätze in London 
sind in Privatbesitz (The Guardian, 2012). 

Kritik an der Privatisierung des öffentlichen Raumes 
wurde insbesondere in Zusammenhang mit der Funktion 
öffentlich zugänglicher Plätze als Ort (politischer) Öffentlich- 
keit laut (Nemeth, 2008). Protestkundgebungen und 
Demonstrationen sind auf diesen Plätzen nicht erlaubt. Dies 
zeigte sich zum Beispiel im Zuge der Occupy-Bewegung im 
Jahr 2011, als Firmen von ihrem Hausrecht Gebrauch mach- 
ten und die Proteste auf ihren Grundstücken verboten. 


lenländer - führen zu einer Polarisierung der Gesell- 
schaft. Sozioökonomisch schlecht gestellten Bevölke- 
rungsgruppen, die im formellen Niedriglohnsektor oder 
im informellen Sektor arbeiten, gelingt es häufig kaum, 
ein ausreichendes Einkommen für einen Lebensunter- 
halt zu erwirtschaften, so dass sie in der Regel unter 
schlechten Wohnbedingungen, z.B. in formellen oder 
informellen Slums oder degradierten Wohnquartie- 
ren, leben und keinen adäquaten Zugang zu physischer 
Infrastruktur (z.B. Wasser, sanitäre Anlagen) oder 
Dienstleistungen haben (z. B. Gesundheit, Bildung; Kap. 
3.4.1). Zudem leidet diese Gruppe besonders unter der 
Degradierung der städtischen Infrastruktur im Zuge der 
rapiden Urbanisierung in Entwicklungs- und Schwel- 
lenländern. Weltweit stehen sozioökonomisch schlech- 
ter gestellten Stadtbewohnern weniger Ressourcen zur 
Verfügung, um sich vor urbanen Risiken wie Umwelt- 
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Verschmutzung, Naturkatastrophen oder Kriminalität 
zu schützen. Die wachsende ökonomische Mittelschicht 
hingegen kann die Defizite der öffentlichen Hand durch 
die Inanspruchnahme privater Dienstleistungen, vor 
allem in den Bereichen Bildung, Gesundheit und Was- 
serversorgung, kompensieren. Angesichts zunehmen- 
der Finanzkraft kann die Mittelschicht in Entwick- 
lungs- und Schwellenländern die klassischen Probleme 
der Umweltgesundheit („braune Agenda"] überwinden, 
jedoch zu Lasten der regionalen und globalen Ökosys- 
teme („grüne Agenda"). 

In der Konsequenz bilden Bevölkerungsgruppen 
unterschiedlicher Herkunfts-, Einkommens- und Bil- 
dungshintergründe Mosaike verschiedenartiger Teilge- 
sellschaften im Stadtraum, die auf engem Raum mit- 
oder nebeneinander leben und oft sehr unterschied- 
liche Raum- und Ressourcenansprüche besitzen. Die 
dadurch entstehende Fragmentierung, neue Diversität 
und Heterogenität erschweren eine antizipative Stadt- 
planung und -entwicklung, führen aber auch zur Ent- 
wicklung neuer, z. T. selbstorganisierter Versorgungs- 
und Interaktionsstrukturen und ermöglichen urbane 
Innovation. 

Politische Transformationsprozesse 
Wachsende Herausforderungen der Steuerung zuneh- 
mend komplexer urbaner Räume bedingen auch einen 
Wandel der Governance-Strukturen (UN-Habitat, 
2009b). Eine Vielzahl urbaner Akteure aus Politik, 
Wirtschaft und Zivilgesellschaft verfolgt dabei unter- 
schiedliche Interessen und setzt verschiedene Ressour- 
cen ein. Die Aufgaben der Regierungen sind in den letz- 
ten Jahrzehnten zunehmend komplexer geworden, ins- 
besondere in schnell wachsenden Städten. Ging es frü- 
her hauptsächlich um die politische und wirtschaftliche 
Koordinierung von Entwicklungsvorhaben, so sind 
spätestens seit der Einführung des Konzepts der nach- 
haltigen Entwicklung und durch die MDG- und SDG- 
Debatte soziale und ökologische Dimensionen stärker 
in den Fokus gerückt (Kasten 8.4-1). Moderne urbane 
Systeme sind durch komplexe Interdependenzen und 
Interaktionsmuster unterschiedlicher Institutionen, 
Akteure, Funktionen und räumlicher Ebenen gekenn- 
zeichnet. Diese erfordern daher permanente Anpas- 
sung von Institutionen und neue Formen der Inter- 
aktion zwischen Regierung und urbaner Gesellschaft 
(UN-Habitat, 2009b: 73). In vielen Städten in Entwick- 
lungs- und Schwellenländern ist jedoch ein zunehmen- 
der Verlust der Regierbarkeit zu beobachten, der die 
Planungs- und Steuerungsfähigkeit der lokalen Autori- 
täten ebenso wie eine gerechte Organisation städtischer 
Aufgaben unterminiert (Coy und Kraas, 2003: 39). 
Zentrale Probleme bestehen auch bei der Integration 
informeller Prozesse und Strukturen in formelle Steu- 


erungssysteme (z.B. Besitztitel in informellen Siedlun- 
gen). Außerdem erschweren Korruption, Klientelismus 
und autokratische Herrschaftsformen eine nachhaltige 
urbane Transformation. 

Ausblick 

Der rapide Urbanisierungsprozess in Entwicklungs- 
und Schwellenländern sowie die Stadttransformations- 
prozesse in bereits stark urbanisierten Regionen wer- 
den die Lebensbedingungen der Mehrheit der Weltbe- 
völkerung in Zukunft stark beeinflussen. Sie implizie- 
ren tiefgreifende ökologische, politische, soziale und 
ökonomische Veränderungen. Insbesondere in den 
wachsenden Städten der Entwicklungs- und Schwel- 
lenländer besteht ein „window of opportunity", das 
Stadtwachstum durch intelligente Stadtplanungs- und 
Infrastrukturkonzepte nachhaltig zu gestalten, denn 
die hohe Persistenz der bebauten Stadtumwelt bedingt 
schwer umkehrbare Pfadabhängigkeiten (Kap. 4.2.3). 

Darüber hinaus werden von technologischen Inno- 
vationen wie der zunehmenden Digitalisierung dis- 
ruptive Änderungen erwartet, die alle Aspekte des 
gesellschaftlichen Zusammenlebens betreffen. Die 
Dynamiken von heute sind nur der Anfang potenziell 
erheblicher Veränderungen, so dass derzeit die Folgen 
der Digitalisierung für Gesellschaft, Politik und Wirt- 
schaft noch nicht absehbar sind. Es besteht erheblicher 
Forschungsbedarf. 


2.2 

Stadt verstehen 


2.2.1 

Definitionen und Charakteristika: Stadt als 
Organisationsform des Menschen im Raum 

Mit der „urbanen Wende" sind Städte weltweit zum 
vorherrschenden Lebensraum geworden (Kap. 2.1.1). 
Angesichts ihrer hohen Komplexität und weltweit gro- 
ßen Vielfältigkeit existieren indes verschiedene Defini- 
tionen, Stadtbegriffe, Gestaltungsformen und Abgren- 
zungskriterien zum Stadtumland. 

2.2.1.1 

Stadtbegriffe 

Der statistisch-administrative Stadtbegriff ist heute 
das wichtigste Kriterium zur Abgrenzung von Städten. 
Er wird über einen jeweils national definierten Ein- 
wohnerschwellenwert, also eine Mindesteinwohner- 
zahl, festgelegt und bezieht sich auf die Bevölkerung 
innerhalb bestimmter administrativer Grenzen. Diese 
Mindesteinwohnerwerte liegen häufig zwischen 2.000 
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(z.B. in Deutschland) bis 10.000 (z.B. in der Schweiz) 
Einwohnern (Fassmann, 2009:43); die Schwellenwerte 
anderer Staaten weichen oft stark ab, wie z. B. in Japan 
mit 50.000 Einwohnern und Island mit 200 Einwoh- 
nern (Gaebe, 2004:19). Des Weiteren werden Städte 
über eine Mindestdichte definiert; so z.B. muss ein 
Oberzentrum in Deutschland mindestens 100 Einwoh- 
ner pro km 2 haben (Lichtenberger, 1998:31). Zudem 
werden in einigen Statistiken über monozentrische 
Städte hinaus auch polyzentrische Agglomerationen 
eingeschlossen (z. B. in den USA oder Indien). 

Urbane Agglomerationen sind zusammenhängende 
Siedlungsgebiete, zu denen die Bewohner eines Zent- 
rums oder mehrerer urbaner Zentren und die anschlie- 
ßenden bzw. zwischen den Zentren liegenden Gebiete 
gezählt werden (urbanes Umland). International exis- 
tiert keine einheitliche Definition zur Abgrenzung einer 
Stadt vom ländlichen Raum sowie von Stadtgrößen- 
klassen (Heineberg, 2014), was die Anwendung von 
Stadtklassifikationen, z.B. nach Einwohnerschwellen- 
wert in Klein-, Mittel-, Großstädte sowie Metropolen 
und Megastädte erschwert (Fassmann, 2009). Zudem 
variieren national die administrativen Grenzziehungen; 
z.B. wird bei der Bevölkerungszahl der Agglomeration 
Shanghai das rurale Umland mitgezählt, während in 
Indien 2011 etwa 24% der Gesamtbevölkerung in mit- 
telgroßen Dörfern mit 2.000 bis 5.000 Einwohnern leb- 
ten, die andernorts bereits als Städte klassifiziert wür- 
den (IIHS und IUC, 2011:12). 

Die unterschiedlichen statistischen Grenzwerte ver- 
hindern bis heute eine einheitliche internationale Klas- 
sifizierung von Städten und führen bei Vergleichen 
unterschiedlicher nationaler Urbanisierungsgrade, 
d.h. dem Anteil der Stadtbevölkerung an der Gesamt- 
bevölkerung eines Gebiets, und Urbanisierungsraten, 
d.h. der prozentualen Zuwachsrate der städtischen 
Bevölkerung, wie z.B. bei den UN World Urbanisation 
Prospects (Kap. 2.1), zu erheblichen Unschärfen und 
letztlich zur Nicht-Vergleichbarkeit der Indikatoren 
(Fassmann, 2009:43). 

2.2. 1.2 

Städtische Charakteristika 

Quantitative Parameter, wie z.B. die Einwohnerzahl, 
die Bevölkerungsdichte oder Arbeitsplätze, reichen 
nicht aus, um Urbanität zu verstehen. Städte wurden 
und werden in unterschiedlichen Epochen und Kul- 
turräumen durch verschiedene, funktionale Ansprü- 
che geprägt: Sie sind kulturelle und politische Zentren, 
Handelsknotenpunkte und Produktionsstätten, Zen- 
tren von Kultur und Kunst sowie des wissenschaftli- 
chen und zivilisatorischen Fortschritts. Unterschiedli- 
che Macht- und Gesellschaftsstrukturen spiegeln sich 
in einer unterschiedlichen Gestalt sowie in spezifischen 


sozioökonomischen Phänomenen, Strukturen und Pro- 
zessen. Aufgrund dieser urbanen Heterogenität bietet 
sich zur Klärung des komplexen Stadtbegriffs die Her- 
anziehung verschiedener Charakteristika an (Heine- 
berg, 2014; Fassmann, 2009; Zehner, 2001; Gaebe, 
2004): 

> Mindestgröße und Einwohnerdichte: Damit einher 
geht ein kompakter Siedlungskörper mit hoher 
Bebauungs- und Bevölkerungsdichte (Mehrstöckig- 
keit) und einem abnehmenden Dichtegradienten hin 
zum Stadtrand. 

> Funktionale Gliederung: Innerhalb der Stadt sind 
Funktionen räumlich getrennt: Hauptgeschäftszent- 
rum (City oder Central Business District), Wohn- 
viertel, Freiflächen, Naherholungsgebiete, Standorte 
des produzierenden Gewerbes usw. bilden vor allem 
in größeren Städten eine komplexe funktional- 
räumliche und oft hierarchische Gliederung von 
innerstädtischen Zentren und Subzentren. Die 
räumliche Verteilung wirtschaftlicher Sektoren wird 
durch Immobilien- und Bodenmärkte beeinflusst. 

> Stadt-Umland-Beziehungen: Städte besitzen gegen- 
über ländlichen Siedlungen meist einen Bedeutungs- 
überschuss, d.h. sie versorgen nicht nur die lokale 
Bevölkerung, sondern auch das Umland mit wesent- 
lichen Gütern und Dienstleistungen, z.B. in den 
Bereichen von Bildung, Verwaltung, Einzelhandel 
oder Gesundheit. Sie weisen einen hohen Anteil an 
Beschäftigten im sekundären, tertiären und quartä- 
ren Sektor auf. Der Bedeutungsüberschuss von 
Städten führt aufgrund des Ungleichgewichts an 
Arbeitsplätzen, Wohnraum und Dienstleistungen zu 
vielschichtigen Verflechtungen mit dem Umland. Die 
Reichweite von Funktionen kann international aus- 
strahlen, wie z.B. im Falle bedeutender Kultur- oder 
Finanzzentren. Ferner sind Städte Innovations- 
zentren, in denen neue politische und gesellschaftli- 
che Ideen entstehen und Technologien entwickelt 
werden, die sich sukzessiv oder sprunghaft im 
Umland und darüber hinaus ausbreiten. 

> Gesellschaftliche Pluralität: Städte weisen im Ver- 
gleich zu ländlichen Räumen eine größere soziale, 
religiöse und ethnische Differenzierung auf, aus der 
eine große Bandbreite an Erwerbstätigkeiten, Bevöl- 
kerungs-, Einkommens- und Lebensstilgruppen und 
Herausbildung sozialer Gruppen und Milieus resul- 
tiert. 

> Sozioökonomische Disparitäten: In Städten herrschen 
zumeist größere Disparitäten zwischen sozioökono- 
mischen Gruppen, die sich aufgrund unterschiedli- 
cher innerstädtischer Raumgestaltung sowie des 
Boden- und Mietpreisgefüges auch räumlich nieder- 
schlagen, so z.B. in Gated Communities, (geschlos- 
sene Wohnkomplexe oder -quartiere mit unter- 
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schiedlichen Zugangsbeschränkungen), oder auch in 
Slums. 

> Künstliche Umweltgestaltung: Städte sind mensch- 
lich überformte und veränderte Landschaften, die in 
der Regel u. a. durch hohe Emissionen, Flächenver- 
siegelung ökologisch stark be- oder überlastet sind. 
Durch die Ressourcenabhängigkeit vom Umland, 
z. B. im Hinblick auf die Trinkwasser- und Nahrungs- 
versorgung, werden ökologische Probleme oft 
externalisiert. Das Stadtumland hat damit eine öko- 
logische Ausgleichsfunktion. 

Die Kombination dieser unterschiedlichen qualitativen 
und quantitativen Kriterien lässt das Phänomen Stadt 
deutlicher erscheinen, doch bleiben die Übergänge und 
Grenzen zum ländlichen Raum fließend. 

2.2.1.3 

Urbanität 

Urbanität wird definiert durch städtische Lebenswei- 
sen, die kulturelle Vielfalt sowie die Kultur in einer 
Stadt: „Als Merkmale gelten Größe, Dichte und Hetero- 
genität der Stadtbevölkerung. Daraus resultieren physi- 
sche Nähe bei gleichzeitiger sozialer Distanz und Reser- 
viertheit zwischen den Menschen, die Anonymität des 
sozialen Verkehrs, ausgeprägte Differenzen zwischen 
Öffentlichkeit und Privatheit, distinkte Lebensstile 
sowie ethnische, kulturelle und soziale Vielfalt. Orte 
werden als urban wahrgenommen, wenn sie gewisse 
städtebauliche Elemente aufweisen und mit kulturellen 
Einrichtungen sowie Bildungseinrichtungen ausgestat- 
tet sind. Die gesellschaftlichen Differenzen zwischen 
Stadt und ländlichem Raum sind historisch spezifisch 
und mit unterschiedlichen emanzipatorischen Dimensi- 
onen verbunden. Stadtkultur konnte erst entstehen, als 
sich die Idee von Stadt als Selbstkultivierung durch die 
Unabhängigkeit des Menschen aus den Zwängen der 
Natur entwickelte/' (Brunotte et al., 2002:273). 

Städte zeichnen sich also durch eine Vielfalt sozialer 
Welten, ethnischer und religiöser Gruppen und Min- 
derheiten, kultureller Szenen und moralischer Milieus 
aus. In Städten bilden sich räumliche und soziale 
Konzentrationen verschieden konstituierter Bevölke- 
rungsgruppen aus, die teils als miteinander interagie- 
rende Sozialgruppen, teils als nicht oder wenig ver- 
bundene Parallelkulturen existieren. Eine breite Palette 
von Prozessen der Integration und Synergie, Transna- 
tionalismus, Segregation, Separation, Fragmentierung, 
Diaspora- und Ghettobildung prägt Städte als Ganzes 
oder auch spezifische Stadtteile. Aus Nichtintegra- 
tion, Segregation und räumlichen bzw. sozioökonomi- 
schen Disparitäten resultieren vielfältige Formen urba- 
ner Konkurrenzen, Konflikte, Exklusion, Armut, teils 
Kriminalität und Illegalität. 

Weiterhin wird Urbanität durch die Kultur einer 


Stadt, die Gesamtheit von Gewohnheiten, Traditionen 
und verfestigten Einstellungen geprägt, die den spezifi- 
schen Charakter einer städtischen Siedlung ausmachen. 

2.2.1.4 

Stadt-Land-Interaktion 

Die Interaktion von Städten mit ihrem Umland wird 
durch verschiedene Prozesse geprägt. Frühere, eher 
starre Raummuster werden aufgrund der Expansion 
urbaner Lebensräume und der Distanzen verkürzen- 
den Wirkung globalisierungsgetragener Veränderungs- 
prozesse zunehmend auf geweicht. Die Verlagerung des 
Wachstumsschwerpunkts von Bevölkerung, Produk- 
tion, Handel, Dienstleistungen aus der Kernstadt in ihr 
Umland wird als Suburbanisierung bezeichnet, wäh- 
rend der Prozess der Periurbanisierung die bauliche 
und sozioökonomische Umformung des Stadtumlands 
über den suburbanen Raum hinaus bezeichnet (Heine- 
berg, 2014). Die Auflösung der historischen, kompak- 
ten Stadt durch Dekonzentrations-, Dezentralisierungs- 
und Stadtumbauprozesse wird auch mit den Begriffen 
der „verstädterten Landschaft" oder „Zwischenstadt" 
(Sieverts, 1997) beschrieben. Weitere Konzepte der 
Stadt-Umland-Interaktion werden als Exurbanisierung 
(Verlagerung des Wachstums in ländliche Gebiete), 
Counter-Urbanisierung (Verlagerung in Klein- und 
Mittelstädte) und Reurbanisierung (Rückverlagerung 
vom Umland in die Kernstadt) bezeichnet. Die Reur- 
banisierung als Phase des Urbanisierungszyklus, wie 
sie derzeit z.B. in Deutschland zu beobachten ist, 
wird dabei verursacht durch eine steigende Attrakti- 
vität innerstädtischer Wohnstandorte für junge, aber 
auch für ältere Menschen, z.B. aufgrund der besse- 
ren Alltagsmobilität und Versorgungsinfrastrukturen 
(Matthes, 2014). 

2.2.1.5 
Stadttypen 

Funktionale bzw. qualitative und quantitative Kriterien 
werden zur Abgrenzung von Städten untereinander her- 
angezogen. Eine Metropole ist/sind die „führende(n) 
Agglomeration(en) eines Landes (...), in der/ denen 
sich die wichtigsten politischen, sozialen, wirtschaft- 
lichen und kulturellen Einrichtungen konzentrieren" 
(Taubmann, 1996:5). Als statistischer Schwellenwert 
wird oft 1 Mio. Einwohner auf einen monozentrischen 
Gesamtraum mit einer Mindestdichte von 2.000 Ein- 
wohnern pro km 2 verwendet (Bronger, 2004:31). Eine 
allgemein akzeptierte Definition gibt es jedoch nicht. 
Als Global City werden primär ökonomisch dominie- 
rende Städte von globaler Bedeutung bezeichnet, wie 
z.B. New York, London oder Tokyo, die in der ökono- 
misch-funktionalen urbanen Hierarchie internationale 
Steuerungs- und Kontrollzentren der globalen Ökono- 
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mie darstellen (Sassen, 2002; Taylor, 2015). Als Welt- 
städte werden, inhaltlich weiter konzipiert, interna- 
tional führende Städte mit zudem kultureller, politi- 
scher und sozialer Bedeutung verstanden. Megastädte 
werden nach qualitativen und quantitativen Kriterien 
abgegrenzt: Quantitativ werden entweder Schwellen- 
werte von 5 Mio. Einwohnern und einer Mindestein- 
wohnerdichte von 2.000 Einwohnern pro km 2 (Bron- 
ger, 2004) oder 10 Mio. Einwohnern festgelegt (UN 
DESA, 2015). Rein statistische Abgrenzungen erwei- 
sen sich jedoch als unzureichend, so dass auch qualita- 
tive Charakteristika hinzugenommen werden. Darunter 
fallen z.B. intensive global induzierte Konzentrations-, 
Reorganisations-, Verdichtungs- und Expansionspro- 
zesse, die funktionale Primatstadtdominanz (d.h. eine 
das Städtesystem extrem dominierende Hauptstadt 
eines Landes mit überdurchschnittlicher Konzentration 
von Bevölkerung und Wirtschaftskraft bei Fehlen wei- 
terer großer urbaner Zentren), Diversifizierung inner- 
urbaner Zentrenstrukturen, und vor allem in Entwick- 
lungs- und Schwellenländern infrastrukturelle, soziale, 
wirtschaftliche und ökologische Überlastungserschei- 
nungen, Entstehung polarisierter und fragmentier- 
ter Gesellschaften sowie der zunehmende Verlust von 
Steuer- und Regierbarkeit bei wachsender Informalität 
(Kraas, 2007). 

Schwieriger gestaltet sich die quantitative und qua- 
litative Abgrenzung von Klein- und Mittelstädten, in 
denen der Großteil der weltweiten urbanen Bevöl- 
kerung lebt. Zum einen variieren Einwohnerschwel- 
lenwerte je nach nationalem Kontext erheblich: In 
Deutschland werden Mittelstädte mit einer Einwoh- 
nerzahl von 20.000 bis 100.000 Einwohner (Gatz- 
weiler et al., 2012) definiert; das European Spatial 
Planning Observation Network definiert „small and 
medium sized towns" mit 5.000 bis 50.0000 Einwohner 
(Servillo et al., 2014); die Vereinten Nationen bezeich- 
nen gar Städte mit 1-5 Mio. Einwohnern als „medium 
sized towns" (UN DESA, 2015). Aufgrund des fort- 
schreitenden Städtewachstums und allgemein steigen- 
der Bevölkerungszahlen werden in der Raumforschung 
inzwischen Städte mit 50.000 bis 250.000 Einwohnern 
als Mittelstädte bezeichnet (Lindner, 2010). Zum ande- 
ren ist die Heterogenität aufgrund der hohen Zahl der 
Städte wesentlich größer als etwa bei Megastädten, 
denn ab einer bestimmten Größe weisen Städte ein grö- 
ßeres Maß an Gemeinsamkeiten auf (Heineberg, 2014). 
Die erhebliche Heterogenität von Mittelstädten und die 
Schwierigkeit der Generalisierung über den nationalen 
Kontext hinaus erklärt teils auch die relative Vernach- 
lässigung von Mittelstädten in Forschung und Anwen- 
dungspraxis (Servillo et al., 2014; Gatzweiler et al., 
2012). In Europa besteht ein wachsendes Forschungs- 
interesse an Mittel- und Kleinstädten (für Deutsch- 


land: Gatzweiler et al., 2012; Kühn und Milstrey, 2015; 
Heinrich, 2013; für Europa: Servillo et al., 2014; Borsig 
et al., 2010). 

Da Städte je nach regionalem Kontext, soziokul- 
tureller Vergangenheit, Größe und Funktion unter- 
schiedlichen Problemen ausgesetzt sind und über 
unterschiedliche Lösungsstrategien verfügen, ist eine 
Hierarchisierung nach quantitativen und funktionalen 
Charakteristika wichtig für das Verständnis nationaler 
Urbanisierungsprozesse (für Funktionen europäischer 
Metropolen: BBSR, 2011). 

2.2.1.6 

Städtesysteme und Städtenetzwerke 

Städte bilden regionale, nationale und internationale 
Städtesysteme, d.h. sie stehen miteinander in vielfäl- 
tiger Verbindung aufgrund von Interrelationen (z.B. 
Lagebeziehungen, Größen-, Struktur- und Funktions- 
relationen) oder Interaktionen (etwa Verkehrswege, 
Interaktions- und Informationsströme, Handel, Kapi- 
taltransfers, Machtbeziehungen, Migrationsströme). 
Städtesysteme prägen mit ihrem jeweiligen Entste- 
hungskontext, ihren prozessualen Veränderungen und 
zukünftigen Prioritäten die Entwicklung bzw. Transfor- 
mation einzelner Städte (Heineberg, 2014). Städtenetz- 
werke und freiwillige interkommunale Kooperations- 
formen bieten Vorteile für eine ausgewogene, gerechte 
Raumordnungspolitik (z.B. Dekonzentration, Zent- 
ralisierung oder Dezentralisierung von Funktionen), 
gemeinsame, synergetische Projektplanungen und 
die Verbesserung regionaler Standort- und Lebensbe- 
dingungen. Regionale und globale Städtesysteme ste- 
hen in einem zunehmenden Leistungsaustausch durch 
eine abgestimmte Übernahme bestimmter Funktionen, 
wodurch ökonomische und infrastrukturelle Synergie- 
effekte erzeugt werden können. 

Dies verdeutlicht beispielsweise die Analyse der 
Beziehungen von Global Cities als Knotenpunkte bzw. 
Steuerungszentralen des Globalisierungsprozesses 
(Taylor, 2015). Gemäß der Untersuchungen des Wis- 
senschaftsnetzwerkes Globalization and World Cities 
sind London als transnationale Plattform für globale 
Dienstleistungsoperationen und New York als Innova- 
tionszentrum für globale Dienstleistungsprodukte die 
am intensivsten vernetzten Städte weltweit, gefolgt 
von Hong Kong und Paris. Führende Global Cities wie 
Säo Paulo, Mexiko-Stadt, Mumbai, Shanghai, Moskau 
und Beijing zeigen eine Verlagerung der internationa- 
len Städtehierarchie von Industrie- nach Entwicklungs- 
und Schwellenländern (Taylor, 2015). 

Auch jenseits der Global-Cities-Hierarchie erfüllen 
Städte je nach Ranggröße und Bedeutung auf regiona- 
ler, nationaler und auch internationaler Ebene hierar- 
chisch unterschiedliche Funktionen (Blotevogel, 2004; 
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BBSR, 2011). Hohe Funktionskonzentration in Primat- 
städten, wie z. B. in Paris oder in Bangkok, verbunden 
mit großen sozioökonomischen Disparitäten in den 
jeweiligen Staaten, stehen im Kontrast zu eher dezen- 
tralen Städtesystemen, wie z. B. in den USA, Deutsch- 
land oder Indonesien. 


2.2.2 

Historische Prozesse, Pfadabhängigkeiten und 
soziokulturelle Stadttypen 

2.2.2. 1 

Entwicklungspfade globaler Urbanisierung 

Städte entwickelten sich seit dem 9. Jahrtausend v. Chr. 
als prägendste Innovation der Menschheit im Fruchtba- 
ren Halbmond, dem Zweistromland zwischen Euphrat 
und Tigris, an gezielt gewählten Standorten überört- 
licher spiritueller und kultureller Bedeutung sowie an 
Kontakt- und Kreuzungspunkten von Handelsstraßen, 
Flussübergängen, Buchten oder Häfen. Überregionale 
militärische, strategische oder politische Bedeutung, 
spezialisierte Gesellschaftsfunktionen (vor allem: Spe- 
zialisierung und Stratifizierung von Fähigkeiten, Hand- 
werk, Wissen) sowie die Kontrolle über Ressourcen, 
Bevölkerungen oder Transport-, Versorgungs- und Ver- 
teidigungsinfrastrukturen traten als Stadtgründungs- 
motive hinzu. Erweiterte Rechte, teils Privilegien, ver- 
größerten den Hierarchie ab stand zwischen Städten und 
dem ländlich geprägten Umland, erzeugten aber auch 
wechselseitige Abhängigkeiten und Verflechtungen. 

Seit der Antike stand der Begriff Stadt vor allem für 
Rechte: Seit der Gründung der griechischen Stadtstaa- 
ten bis zur frühen Neuzeit genossen die Bürger einer 
Stadt besondere Privilegien und Freiheiten. Im Mittel- 
alter wurden in Europa diese Freiheiten durch die Ver- 
leihung eines Stadttitels durch den Landesherrn verge- 
ben, womit die Stadt Privilegien, wie z. B. das Gerichts-, 
Markt- oder Stapelrecht erhielt („Stadtluft macht frei"). 
Neben dem Stadtrecht sowie der Markt- und Herr- 
schaftsfunktion war die Stadtbefestigung das dritte 
zentrale Merkmal europäischer Städte (Fassmann, 
2009). Mit der Bildung moderner Nationalstaaten ver- 
loren Städte diese besondere rechtliche Stellung und 
„Stadt" wurde eine administrative Kategorie, die zum 
Teil Planungsrelevanz besitzt, z. B. wenn es um Stand- 
ortfragen geht (etwa das Konzept der zentralen Orte: 
Kap. 2.2.1). 

Die sehr unterschiedlichen Entwicklungspfade von 
Urbanisierung und Städten vor, während und nach der 
Industrialisierung werden im Folgenden zunächst für 
die historische Entwicklung Europas erörtert, wobei 
mögliche Anknüpfungspunkte für eine nachhaltige 


urbane Zukunft im Mittelpunkt stehen (für andere 
Weltregionen: Kap. 2. 2. 2. 5). Dabei zeigt sich die welt- 
weite Stadtgeschichte zum einen als evolutionäres, 
wenngleich nicht lineares, mehrpfadiges Prozessge- 
füge, zum anderen als Ausdruck inkrementeller oder 
gezielter Planung urbaner Infrastrukturen und Raum- 
gestaltung, die auch Gegenstand von Stadtutopien und 
-dystopien sind. 

Dabei kann das Phänomen der Stadt globalgeschicht- 
lich als „eine Weise, Raum gesellschaftlich zu organisie- 
ren" verstanden werden (Osterhammel, 2009:355). Es 
ist möglich, unterschiedliche historische Entwicklungs- 
schichten in ihrer räumlichen Ausgestaltung zu identifi- 
zieren: „Im Raume lesen wir die Zeit." (Schlögel, 2003). 
Dabei bilden (städtische) Räume relationale (Anord- 
nungen sozialer Güter und Menschen, wobei soziale 
Güter als Produkte (im)materiellen Handelns zu verste- 
hen sind (Löw, 2001). Die Stadt bildet somit ein sozial- 
räumliches Muster, das durch Umordnen, also absicht- 
liche und nicht beabsichtigte Dynamiken und Folgen 
fortwährend neu entsteht. Wirksam wird Raum aber 
erst dann, wenn sich Menschen und soziale Güter aktiv 
durch Prozesse des Wahrnehmens, Vorstellens oder 
Erinnerns verbinden (Steets, 2008). 

1.2.2.2 

Erste und zweite Urbanisierungsphase: 
Präindustrielle Städte und Urbanisierung 

Der neolithischen Revolution, mit der die erstma- 
lige Sesshaftigkeit von Menschen und der Übergang 
zu Viehhaltung und Ackerbau in der Jungsteinzeit 
bezeichnet wird, folgt im 9. Jahrtausend v.Chr. eine 
Phase erster Städtegründungen. Städte begannen, sich 
quantitativ wie qualitativ von Siedlungen sesshafter, 
aber sehr zerstreut lebender Menschen zu unterschei- 
den. Dabei spielten neben der Möglichkeit, gemein- 
sam Grundbedürfnisse durch den Ackerbau zu stillen, 
auch kulturelle Faktoren wie religiöse Kulte und loka- 
les Milieu eine Rolle. Militärische und politische Siche- 
rung waren zentrale Motive für Stadtgründungen. Von 
Beginn an hatte die städtische Zentralisierung ökono- 
mische Funktionen: Städte waren Marktplätze, Kno- 
tenpunkte für den Güteraustausch und Zahlungsorte. 
Spezialisierte Berufe konnten sich nur herausbilden, da 
es aufgrund der erzielten Bevölkerungsdichten in Städ- 
ten genügend Nachfrage gab (Benevolo, 2010). 

Die geographische Ausbreitung von Städten in ihren 
ersten Jahrtausenden erfolgte recht stetig: Vermehrt 
traten Städte in Mesopotamien um 4000 v. Chr. auf, als- 
bald im Niltal und letztlich im Mittelmeerraum. Diese 
Diffusion führte zu individuellen Entwicklungspfaden. 
So entstand die Stadt Uruk um 3000 v.Chr. und war 
mit einer Bevölkerung von 50.000 zu dieser Zeit die 
größte Stadt weltweit. Parallel entstanden Städte in der 
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Indus-Kultur während der Ära der Harappan zwischen 
2600 und 1900 v. Chr. sowie in China in großer Zahl um 
das 3. Jahrtausend v. Chr. In diesem frühen Stadium war 
Urbanisierung vor allem getrieben durch Wanderbe- 
wegungen der Landbevölkerung, Überschüsse aus der 
Agrarwirtschaft, erhöhte politische Stabilität und die 
Entfaltung von Fernhandelswegen (Benevolo, 2010; 
Clark, 2013:6; Heineberg, 2014). Stadtplanung zu die- 
ser Zeit kann verstanden werden als die Manifestation 
von (religiös-spiritueller) Kulturentfaltung, politischer 
und militärischer Macht, Produktion und Handel und 
Antwort auf drängende Umweltprobleme (z.B. eigene 
Trinkwasserleitungen und Abwasserkanäle; Benevolo, 
2010; Clark, 2013:8). 

Mit der Ausbreitung von Städten als Sozialinnova- 
tion ging im europäischen Kontext eine Intensivierung 
zwischenstädtischen Handels einher. So bildeten sich 
weit vor der Entstehung des Nationalstaats zunächst 
phönizische, sodann griechische und schließlich römi- 
sche Städtenetzwerke rund um das Mittelmeer, die man 
als Vorboten heutiger Globalisierung verstehen kann. 
Politische Stabilität war zentral für den Handel, sie 
begünstigte Migration und kulturellen Austausch und 
damit erste Ansätze transurbaner Gesellschaften, d.h. 
Gesellschaften, deren Bewohner regelmäßig zwischen 
Städten pendeln, Handel betreiben und letztlich sozial 
integrative bzw. integrierte Mitglieder mehrerer Stadt- 
gesellschaften sind. 

Urbanisierung hat, abhängig von der wirtschaftli- 
chen Ressourcenausstattung und Dynamik sowie von 
Herrschaftsregimen und Kulturmerkmalen, global 
von Beginn an sowohl ähnliche als auch verschieden- 
artige Pfade beschritten. Das Besondere im europäi- 
schen Kontext war ein durch die Polis mit Agora bzw. 
Forum und später durch die Civitas geprägtes Grund- 
verständnis von Stadt und Urbanität. Nimmt man das 
Beispiel Pompeji, so bestand ein Drittel der Stadtfläche 
aus öffentlichen Plätzen. Ein Großteil der Straßen war 
mit Steinen versehen, die es Wagen unmöglich mach- 
ten in die Straßen einzufahren, so dass sie allein als 
Treffpunkt für Fußgänger zugänglich waren (Laurence, 
2013:205ff.). Öffentliche Plätze und das sich entwi- 
ckelnde Konzept sozialer und politischer Öffentlichkeit 
waren vor allem eine Erfindung und Eigenart der grie- 
chisch-römischen Städte. Es kann angenommen wer- 
den, dass solche Plätze beispielsweise im Han-China aus 
Sicherheitsgründen absichtlich nicht geplant wurden, 
um potenzielle Protestzüge gegen Herrscher zu unter- 
binden (Laurence, 2013: 201). Obgleich andere Weltre- 
gionen hinsichtlich ihrer Bevölkerungszahl wesentlich 
größere Städte aufwiesen, entwickelte sich nur in euro- 
päischen Städten das Konzept einer Civitas, das eine 
Verbindung von Bürgerschaft, Bürgerrecht und Sied- 
lungsgebiet bezeichnet (Groten, 2013:21). Der öffent- 


liche Platz westlicher Kulturen besitzt auch bis heute 
eine wesentlich größere Bedeutung als in den Städten 
anderer Weltregionen (Burke, 2013). 

Die europäische Stadt des Mittelalters und der frü- 
hen Neuzeit wird in diesem Zusammenhang häufig als 
ein Sonderfall betrachtet, als ein „einmaliger Ort poli- 
tischer, intellektueller und ökonomischer Dynamik" 
(Jöchner, 2011:663). Letztlich wird diese Form der 
Stadtentwicklung für den Aufstieg Europas im 18. und 
19. Jahrhundert als zentral angesehen. Durch zünftig- 
genossenschaftliche Organisation und die politische 
Autonomie der meisten Städte war ein Prototyp der 
bürgerlichen Zivilgesellschaft entstanden. 

Entscheidende Impulse erhielt das europäische 
Städtewesen durch die intensive hochmittelalterliche 
bis frühneuzeitliche Stadtgründungsperiode, in der die 
meisten Städte gegründet wurden. Die Diversifizierung, 
Polyzentralität und Dezentralisierung des europäischen 
Städtesystems ist vor diesem Hintergrund zu verstehen. 

Zwischen dem 16. und 18. Jahrhundert führte die 
Verstädterung zu zunehmendem interstädtischen Han- 
del. Im Zuge dessen wurden globale Fernhandelswege 
erschlossen, Städtenetzwerke wie die Hanse entstan- 
den, und Hafenstädte wie Havanna, Manila, Guang- 
zhou, Nagasaki, Batavia, Mumbai, Amsterdam, London 
und Philadelphia gewannen an Bedeutung. Dadurch 
verstärkten sich die beginnende industrielle Produk- 
tion und der städtische Konsum (Clark, 2013). 

Zur Kolonialzeit wurde in den Kolonien die Kon- 
zeption der europäischen Stadt als dominantes urba- 
nes Muster eingeführt. So erhielten die etwa 350 spa- 
nischen Kolonialstädte zumeist das gleiche Grundmus- 
ter mit zentralem Platz und zentralen Funktionen nach 
europäischem Verständnis (Kap. 2. 2. 2. 5). Zugleich 
wirkten die Kolonialstädte wiederum auf die verbun- 
denen Heimatstädte zurück und prägten diese durch 
Handel, Migration und Kultureinflüsse. Die sich her- 
ausbildenden Nationalstaaten beeinflussten die Urba- 
nisierung zusätzlich positiv. Zahlreiche Hauptstädte 
wurden gegründet, die mit Bedeutungsgewinnen und 
-Verlusten sowie neuen Hierarchien und Funktionalitä- 
ten von Städten einhergingen. 

Früh in der Entwicklungsgeschichte der Stadt tra- 
ten zu regionaltypischen Ausstattungsmerkmalen auch 
Vorstellungen und Ideen von einer idealen Stadt. Deut- 
lich wird dies beispielsweise daran, dass zu Zeiten der 
Renaissance in Europa geometrisch ausgeformte Städ- 
tepläne die Raumarrangements bestimmten, die sich 
auf antike Architekten des Römischen Reichs wie Mar- 
cus Vitruvius Pollio zurückbezogen (Smith, 2012). 
Herrschte in Europa zu Beginn des 18. Jahrhunderts 
noch planerischer Optimismus vor, wie jener von Louis- 
Sebastian Mercier, dass eine ideale Stadt planbar sei 
(Smith, 2012), erwies sich die Realität als eine andere. 
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Städte wurden, verstärkt im Zuge der Industrialisie- 
rung, vermehrt auch zu Zentren von Armut und Aus- 
beutung für Menschen, die zwar der Leibeigenschaft 
und der Willkür von Grundbesitzern entronnen sein 
mochten, in der Stadt aber keine Ressourcen und Pro- 
duktionsmittel zur Verfügung hatten. Die Versorgung 
der Arbeiterschaft mit Wohnraum wurde zu einer zen- 
tralen Aufgabe, wofür etwa die New Yorker Tenement 
Buildings oder die Berliner Mietskasernen exemplarisch 
stehen. 

2 . 2 . 2. 3 

Dritte Urbanisierungsphase: Industrialisierte 
Urbanisierung und Städte 

Die industrielle Revolution, mit der eine hohe agrarische 
Produktivitätssteigerung einherging, wurde ein neuer 
zentraler Treiber von Urbanisierung. Die sich bilden- 
den Industriestädte waren größer, dichter besiedelt, 
erreichten eine höhere Bevölkerungszahl und beher- 
bergten Menschen mit unterschiedlichsten sozia- 
len, ethnischen und religiösen Hintergründen. Städte- 
wachstum basierte auch auf neuen Transportmöglich- 
keiten, wie der Eisenbahn oder motorisierten Schif- 
fen, welche das Einzugsgebiet und die Vernetzung der 
Städte vergrößerten bzw. vorantrieben (McNeill und 
Engelke, 2013:450f.). Infrastrukturelle Ausstattung 
und Vernetzung gewannen an Bedeutung. So wuchs 
London als politisches und infrastrukturelles Zentrum 
einer imperialen Weltmacht vom 19. zum 20. Jahrhun- 
dert von ca. 1 auf 5 Mio. Einwohner. Neue Städte in 
den Kolonien wurden zumeist an Orten gegründet, die 
als günstig für den Ausbau von (Hafen-)Infrastruktur 
angesehen wurden, jedoch nicht unbedingt dort, wo 
bereits Menschen lebten, wie z. B. in Mumbai, Singa- 
pur, Hong Kong und Nairobi. 

Stadt-Umland-Beziehungen gewannen im späten 19. 
Jahrhundert an Bedeutung: Stromleitungen, Gasversor- 
gung, Zu- und Abfluss von Wasser oder Verkehr sowie 
Industrialisierung vervielfachten den urbanen Metabo- 
lismus. Das schnelle Städtewachstum verursachte Pro- 
bleme wie Unrat, Krankheiten und Elend, denn Gegen- 
lösungen konnten nicht im gleichen Tempo entwickelt 
werden. Mitte des 19. Jahrhunderts etablierten Städte in 
Nordamerika und Europa erstmals umfassende sanitäre 
Infrastrukturen zur Eindämmung von Epidemien, zudem 
entstanden erste öffentliche Gesundheitseinrichtungen 
(Melosi, 2013). Beispielhaft können hier die Entwicklung 
von Abwassersystemen in London, die Haussmann'schen 
Boulevards von Paris oder die Investitionen in Wasser- 
versorgung und Kanalisation in amerikanischen Städten 
genannt werden (McNeill und Engelke, 2013). 

Zeitgleich trat erstmals ein grundlegendes Entsor- 
gungsproblem für industriellen Müll auf: Kohleminen 
hinterließen Schlacke, die steigende Zahl von Tieren 


verunreinigte die Straßen und Seen wurden mit Abfäl- 
len verschmutzt. In Großbritannien entstanden in den 
1920er Jahren moderne Mülldeponien (Melosi, 2013), 
bis dahin wurden Abfälle vor allem über Flüsse oder 
ins Meer entsorgt (Castonguay und Evenden, 2012; 
McNeill und Engelke, 2013). Weitere Umweltbelastun- 
gen entstanden durch das Auto, das zunächst seinen 
Siegeszug in Nordamerika feierte und dort Städte neu 
formte. Es trägt seitdem weiterhin in erheblichem Maße 
zur Suburbanisierung bei (McNeill und Engelke, 2013). 

Im späten 19. Jahrhundert bis zum Zweiten Weltkrieg 
vollzog sich die industrialisierungsgetriebene Urbani- 
sierung vorwiegend in Europa und Nordamerika (Clark, 
2013). Stadtplaner wie Canon Barnett und Ebenezer 
Howard versuchten sich mit Konzepten von Ideal- 
städten und Gartenstädten. Die Gartenstadtbewegung 
wurde zu einer gestaltenden Kraft zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts (Smith, 2012). Sie entstand als Gegen- 
entwurf zu den als menschenunwürdig empfundenen 
urbanen Räumen der Industrialisierung. Neue Formen 
der (Vor)Stadt als Vorreiterin der „ortlosen Stadt" ent- 
standen (Böhme, 2002:70). Ein richtungsweisender, 
wenngleich aus heutiger (Nachhaltigkeits-)Sicht prob- 
lematischer Impuls für Gestalt und Aussehen der Städte 
ging von der 1933 auf dem IV. Kongress des Congres 
International d'Architecture Moderne (CIAM, Inter- 
nationaler Kongresse für neues Bauen) verabschiede- 
ten Charta von Athen aus (Kap. 2. 2. 2. 6). Auch hiermit 
sollte ein Gegenentwurf zu den schlechten Lebensbe- 
dingungen in industrialisierten Städten geschaffen wer- 
den. Dies sollte u.a. über die Auflösung der sozioöko- 
nomisch integrierten Altstadtkerne erreicht werden. 
Stattdessen sollte eine städtebauliche Zonierung nach 
Funktionen wie Produktion, Freizeit und Wohnen vor- 
genommen und die einzelnen Funktionsgebiete durch 
Verkehrsachsen verbunden werden (Heineberg, 2014). 
Insbesondere die autogerechte Stadt der 1960er Jahre 
berief sich auf diese Funktionstrennung - mit zum Teil 
weitreichenden, noch heute spürbaren negativen Pfad- 
abhängigkeiten. 

Obgleich die höchsten Urbanisierungsraten in die- 
sem Zeitraum in anderen Ländern vorliegen, setzte 
sich die (autogerechte) amerikanische Stadt seit Mitte 
des 20. Jahrhunderts zunehmend als neues dominie- 
rendes Muster durch und wirkte auf die europäische 
Stadt zurück. Die Diffusion der amerikanischen Stadt 
mittels Suburbanisierung auf der Grundlage von Zonie- 
rung erfolgte nahezu rund um den Erdball (Lenger, 
2013). Der bedeutenden Rolle des Automobils folgen 
heutige Stadtstrukturen, wie z.B. Shopping Mails, die 
für eine bestimmte Prägung der Konsum- und Finanz- 
marktstruktur stehen, welche an allen Orten ähnliche 
Produkte vertreibt. In diesem Kontext und im Hinblick 
auf die weitergehende, zunehmende Vernetzung durch 
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Informations- und Kommunikationstechnologien spre- 
chen Bourdin et al. (2014) von der „ortlosen Stadt". 

Heute sind die dynamischsten Urbanisierungspro- 
zesse vor allem in Entwicklungs- und Schwellenländern 
zu finden. 

2. 2.2.4 

Vierte Urbanisierungsphase: Globalisierte 
Urbanisierung 

Urbane Herausforderungen 

Über die Jahrtausende hinweg zeigt sich, dass Städte 
Probleme erzeugen (z.B. mangelnde Hygiene, Gewalt, 
Metabolismus) und lösen (z.B. soziale Innovationen, 
urbane Dienstleistungen). Sie wachsen und schrumpfen 
und werden durch lokale Strukturen geprägt. Gleich- 
zeitig wird heute ihre lokale Identität durch Globali- 
sierungsprozesse stark gefährdet. Dabei ist die Ver- 
schränkung sozialer Raumproduktion und räumlicher 
Prägung sozialer Praktiken allgegenwärtig (Simmel, 
1903; Lenger, 2013). Urbanität zeigt sich als ein uni- 
verselles Lebensgefühl, das unabhängig von ethnischer 
Zugehörigkeit, Klima oder Ort existiert (Kotkin, 2006; 
Kap. 2.2.1). Städte ermöglichen als öffentliche Räume 
den Austausch und die Koordination von Individuen, 
Gruppen und Bewegungen in einer anderen Qualität, 
als dies bei nicht urbanen Räumen der Fall ist. Von Städ- 
ten gingen und gehen Innovationen aus, sie waren und 
sind häufig der experimentelle Raum, in dem sich Wis- 
sen sammelt und Erfindungen möglich werden. Städ- 
tenetzwerke sind Ausdruck einer „glokalen", also glo- 
balen-lokalen Interkonnektivität, die verdeutlicht, dass 
Städte Akteure eines internationalen Systems sind. 

Das europäische und nordamerikanische Urbanisie- 
rungsmuster beeinflusste die Ausgestaltung und Rah- 
mung heutiger Urbanisierungsprozesse in weiten Teilen 
der Welt. Als besondere (und bedrohte) Ressource von 
Städten ist jene Form von Urbanität wünschenswert, 
die sich um Konzepte wie Civitas, Öffentlichkeit und 
Selbstregierung bildet. Entsprechend kann mit Blick 
auf die urbane Transformation aus den skizzierten Ent- 
wicklungspfaden hergeleitet werden, dass die in Städ- 
ten angelegten Potenziale zur Transformation gerahmt 
und ermöglicht werden müssen. 

2. 2.2. 5 

Soziokulturelle Stadttypen 

Gesellschaften prägen Stadträume 
Neben zeitlichen Entwicklungslinien und Pfadabhän- 
gigkeiten ist die räumliche Dimension der sehr viel- 
gestaltigen Stadtstrukturen und Entwicklungsprozesse 
von zentraler Bedeutung für das Verstehen der weltweit 
diversen Urbanisierungsdynamiken. Die hohe sozio- 


kulturelle Diversität gründet in kulturraumspezifischen 
Unterschieden der Entstehungs- und Entwicklungsbe- 
dingungen. Für einzelne Kulturräume wurden soge- 
nannte kulturgenetische Stadtentwicklungsmodelle 
entwickelt, um die Stadtgenese und -gliederung in grö- 
ßere Zusammenhänge der Kulturraumentwicklung ein- 
ordnen zu können und interkulturelle Vergleiche von 
Urbanisierungsprozessen zu ermöglichen (Heineberg, 
2014; Jürgens und Bähr, 2009; Hofmeister, 1996). 
Neben einer idealtypischen Darstellung der Stadtglie- 
derung werden soziale, politische, religiöse, ökonomi- 
sche und technische Entwicklungsprozesse in diesen 
soziokulturellen Stadtentwicklungsmodellen berück- 
sichtigt (Heineberg, 2014). Diese ermöglichen eine 
vergleichende Betrachtung unterschiedlicher urba- 
ner Strukturen und Funktionen, welche die Stadtent- 
wicklung aufgrund der hohen Pfadabhängigkeiten bis 
in die heutige Zeit prägen und aus denen sich unter- 
schiedliche Chancen und Herausforderungen für die 
urbane Transformation in unterschiedlichen Kultur- 
räumen ergeben. Die Modelle weisen einen idealtypi- 
schen Charakter auf, werden in der Realität aber durch 
viele lokalspezifische Faktoren überprägt. Zusätzlich 
bewirken globalisierungsgetragene Prozesse der Post- 
moderne eine zunehmende globale Homogenisierung in 
der Stadtentwicklung. 

In der Literatur werden bis zu zwölf soziokulturelle 
Typen unterschieden (Jürgens und Bähr, 2009; Heine- 
berg, 2014; Hofmeister, 1996), von denen im Folgen- 
den vier Modelle exemplarisch betrachtet werden: die 
europäische, US-amerikanische, die lateinamerikani- 
sche und die islamisch-orientalische Stadt (Kap. 5.3, 
5.4, 5.8). 

Die europäische Stadt 

Die europäische Stadt zeichnet sich aufgrund der klein- 
territorialen Entwicklung Europas durch eine große 
Heterogenität aus. Die meisten Städte haben eine prä- 
industrielle Vergangenheit: Erste Städte wurden bereits 
in der Antike, die meisten Städte im Mittelalter gegrün- 
det. Zahlreiche Planstädte folgten nach dem 15. Jahr- 
hundert (z.B. Karlsruhe). Während der Industri- 
alisierung wurden erneut Städte gegründet und beste- 
hende Städte erweitert. Historische Elemente der euro- 
päischen Stadt sind ein (mittelalterlicher) kompakter 
und als geistliches und weltliches Zentrum angelegter 
Altstadtkern in der Innenstadt, ein relativ enges Wege- 
netz sowie die Mischung von Arbeits- und Wohnfunk- 
tion, Marktplätzen und repräsentativen Gebäuden bei 
oft geringer Durchgrünung und geringer Vertikalität, 
aber hoher Bevölkerungsdichte (Jürgens und Bähr, 
2009). 

Der aus dem mittelalterlichen Stadtrecht erwach- 
sene historische Stadtbegriff beinhaltete zentrale 
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Rechtsmerkmale, darunter die Freiheit der Stadtbür- 
ger, die Gerichtsbarkeit, das Zoll-, Steuer-, Münz-, Sta- 
pel- und Marktrecht, das Recht auf Selbstverwaltung 
und das Recht zur Verteidigung und Ummauerung. 
„Die europäische Stadt des Mittelalters ist ein revolu- 
tionärer Ort, Ort der ökonomischen Emanzipation des 
Bourgeois zu freiem Tausch auf dem Markt, und Ort der 
politischen Emanzipation des Citoyens zu demokrati- 
scher Selbstverwaltung." (Siebei, 2010: 3). Seit dem 
19. Jahrhundert haben verschiedene städtebauliche 
Leitbilder wie die Mischnutzung, die Gartenstadtidee, 
die Satellitenvorstädte, die Suburbanisierung oder die 
dezentrale Konzentration die Stadterweiterung geprägt. 

Heute hat die europäische Innenstadt in der Regel 
unverändert Zentrenfunktion bei einer zumeist nur 
geringen vertikalen Aufstockung. Es besteht ein 
hoher Anteil an Mietwohnungen, eine differenzierte 
funktionalräumliche Gliederung, Polyzentralität sowie 
eine projektorientierte, indikatorgesteuerte Stadtge- 
staltung. Ökologische Probleme entstehen z. B. durch 
hohen Ressourcen- und Flächenverbrauch als Folge 
der Suburbanisierung. Umweltprobleme sind jedoch in 
(ehemaligen) Industriestädten durch Umweltauflagen 
bzw. Deindustrialisierungsprozesse rückläufig. Im inter- 
nationalen Vergleich ist die europäische Stadt, trotz 
bestehender sozialer Brennpunkte und sozioökonomi- 
scher Disparitäten, weniger segregiert und polarisiert. 
Es gibt aber dennoch zunehmende Entwicklungsdis- 
paritäten zwischen prosperierenden und schrumpfen- 
den bzw. stagnierenden Städten (Siebei, 2010). Stadt- 
entwicklungsprozesse werden teilweise durch Bürger- 
beteiligungsverfahren gestaltet. Der Erhalt kulturellen 
Erbes ist durch institutionell verankerten Denkmal- 
schutz festgeschrieben. 

Die US-amerikanische Stadt 

Die ersten Städte in den USA entstanden im 17. und 18. 
Jahrhundert an der Atlantikküste. Erst ab 1820 erfolgte 
eine flächenhafte, stark durch Einwanderung vorange- 
triebene Urbanisierung. Dieser Stadttypus ist vor allem 
durch drei physiognomische Merkmale gekennzeich- 
net: ein orthogonales, schachbrettartiges Straßennetz, 
Hochhausbebauung im Central Business District, eine 
ausufernde Stadtlandschaft durch flächenextensive 
Suburbanisierung sowie in jüngerer Zeit die Edge Cities 
(Heineberg, 2014; Holzner, 1996). Mit der Suburbani- 
sierung und der Bildung von Edge Cities ging ein Funk- 
tionsverlust des Central Business District in den 1980er 
Jahren einher, der zu hohen Leerstandraten führte. Der 
Funktionsverlust konnte in vielen Städten durch Revi- 
talisierungsprogramme (z. B. urban enterprise zones, 
civic centers oder mega projects) abgefedert werden 
(Heineberg, 2014). 

Neben der starken funktionalen Differenzierung 


zeichnen sich US-amerikanische Städte durch soziale 
Segregation aus: In den an den Central Business Dis- 
trict anschließenden Wohnvierteln entwickelten sich 
vielfach Ghettos und Slums durch „Filtering-down- 
Prozesse", d.h. Qualitätsverschlechterungen im Woh- 
nungswesen durch Alterungs- und Abnutzungspro- 
zesse, die sich durch fehlende soziale Absicherung 
verstärkten. Innerstädtische Gentrifizierungsprozesse 
wirkten diesem Prozess seit den 1990er Jahren ent- 
gegen, es entstanden aber auch Verdrängungsprozesse 
infolge der Privatisierung öffentlicher Räume. Gated 
Communities verstärkten urbane Sozialsegregation seit 
den 1980er Jahren (Heineberg, 2014). 

Die Stadtphysiognomie US-amerikanischer Städte 
bedingt verschiedene negative ökologische Pfadab- 
hängigkeiten, wie z.B. die extrem weiten Wege, die zu 
einem hohem (motorisierten) Berufs- und Einkaufsver- 
kehr führen und einen hohen Energie- und Flächen- 
verbrauch verursachen. Negative soziale Pfadabhän- 
gigkeiten durch Wohnsegregation betreffen insbeson- 
dere Menschen mit niedrigem sozioökonomischem Sta- 
tus und beziehen sich z.B. auf Zugangsmöglichkeiten 
zu sozialer Infrastruktur und Erholungsflächen. 

Die lateinamerikanische Stadt 

Die Hauptgründungsphase kolonialzeitlicher Städte in 
Lateinamerika erfolgte im 16. Jahrhundert. Die spa- 
nische Kolonialstadt ist geprägt durch einen Schach- 
brettgrundriss, quadratische Baublöcke und einen 
Hauptplatz (plaza mayor) als geplantem Zentrum, den 
die wichtigsten öffentlichen Repräsentationsbauten 
umgeben. Daran schließen sich die Wohnhäuser der 
Oberschicht mit zentral-peripherem sozioökonomi- 
schen Gradienten an. Ab den 1920er Jahren begann 
eine rasche, durch Land-Stadt-Migration beschleu- 
nigte Urbanisierung: Während sich die Wohngebiete 
der Oberschicht sektoral an den Stadtrand verlager- 
ten, kam es durch Filtering-down-Prozesse zu einer 
Degradierung der Innenstädte sowie zu einem massi- 
ven Anwachsen von Marginalsiedlungen an den Stadt- 
rändern (Jürgens und Bähr, 2009). 

Seit den 1990er Jahren erfolgt die Stadterweite- 
rung verstärkt getrennt nach Funktionen. Es bilden 
sich neue Central Business Districts und Subzentren in 
verkehrsgünstiger Lage sowie neue Wachstumskerne in 
der Peripherie (z. B. um Flughäfen). Hochhausbebauun- 
gen und Verdichtungsprozesse in Marginalsiedlungen 
sowie Fragmentierungsprozesse nehmen zu (Kap. 5.8). 
In den sich verdichtenden Innenstädten kommt Fragen 
des Erhalts urbanen Kulturerbes verstärkte Bedeutung 
zu (Heineberg, 2014; Jürgens und Bähr, 2009). 

Viele lateinamerikanische Städte leiden unter infra- 
strukturellen Unterkapazitäten, z.B. in Bezug auf die 
Trinkwasserversorgung sowie Abwasser- und Abfall- 
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entsorgung, Verkehrsüberlastung und Luftverschmut- 
zung. Die soziale Polarisierung vergrößert den Kontrast 
zwischen teils großflächigen Gated Communities auf 
der einen und Marginalsiedlungen auf der anderen 
Seite. Die im Vergleich zu US-amerikanischen Städten 
stärker ausgeprägten Fragmentierungsprozesse brach- 
ten soziale Spannungen durch hohe Arbeitslosigkeit, 
ungleichen Zugang zu Dienstleistungen wie Bildung 
oder Gesundheit, sowie illegale bzw. mafiose Struktu- 
ren und Kriminalität hervor. Durch nachbarschaftliche 
Selbstorganisationen konnten einige Missstände besei- 
tigt oder abgemildert werden; diese können aber eine 
durchsetzungsfähige Stadtregierung nicht ersetzen. 
Planungskonzepte beruhen u. a. auf der Sanierung von 
Innenstadtgebieten und Revitalisierung öffentlicher 
Räume (Heineberg, 2014; Jürgens und Bähr, 2009). 

Die orientalisch-islamische Stadt 
Der orientalisch-islamische Raum weist mit seiner mehr 
als 9000-jährigen Stadtgeschichte die älteste Stadtkul- 
tur weltweit auf. Zentrale Elemente der orientalisch- 
islamischen Altstadt sind die Freitagsmoschee als reli- 
giöser, kultureller und gesellschaftlicher Mittelpunkt, 
der Suq bzw. Bazar als wirtschaftliches Zentrum sowie 
die Wohnquartierstrennung nach ethnischen, religiö- 
sen und sprachlichen Gruppen mit jeweils eigenen Nah- 
versorgungszentren und religiösen Stätten (Moscheen, 
Synagogen, Kirchen). Die Quartiere zeichnen sich in 
der Regel durch ein Straßenmuster mit verwinkelten 
Sackgassen und wenigen Hauptverkehrsstraßen, einer 
Stadtmauer und randlicher Anordnung von Burg oder 
Palast aus. Wichtiges städtebauliches Prinzip ist die 
Gewährleistung von familiärer Privatheit. Dies spiegelt 
sich baulich in den Atriumhäusern wider, die sich nach 
außen abschirmen, sowie in den zum Teil halb-privaten 
Zufahrtswegen. Öffentliche Räume im Sinne einer bür- 
gerlichen Teilhabe an städtischer Gemeinschaft gibt es 
traditionell kaum. 

Die traditionelle Altstadt steht im Dualismus mit der 
modernen Neustadt, deren Central Business District 
und Wohngebiete im 19. und 20. Jahrhundert außer- 
halb der Altstadt mit regelmäßigem Straßennetz, Hoch- 
häusern, repräsentativen Plätzen und Villenvierteln 
angelehnt an europäische Vorbilder geplant und gebaut 
wurden, aber auch architektonische Stilelemente und 
religiöse Einrichtungen orientalischer Tradition ent- 
halten. Industrie- und Gewerbegebiete und Handels- 
zentren liegen in der Regel an Ausfallstraßen. 

Viele islamisch-orientalische Städte, wie z. B. Kairo 
(Kap. 5.3) oder Teheran, zeichnen sich heute durch 
eine starke Überprägung bzw. Auflösung historischer 
Strukturen auf. Dabei bieten die Altstädte erhebliche 
Potenziale in Bezug auf soziale und ökologische Nach- 
haltigkeitsaspekte: In ihrer traditionellen Bauweise 



Abbildung 2.2-1 

Die Altstadt von Sanaa ist seit 1986 UNESCO Weltkulturerbe. 
Seit 2015 gehört sie allerdings zu den Welterbestätten, die 
aufgrund von Kriegen als gefährdet gelistet werden. Sanaa, 
Jemen. 

Quelle: Gesa Schöneberg/WBGU 

(mit Hofhäusern, verschatteten Gassen, Verwendung 
von Lehm als Baustoff, Windtürmen, Qanaten, unter- 
irdischen Wasserbecken usw.) sind die Altstädte ideal 
an trocken-heißes Klima angepasst. Zudem zeichnen 
sich die Viertel durch eine hohe soziale Kohärenz und 
funktionierende Nachbarschaftsquartiere aus, wobei 
dies auch auf eine religiöse und ethnische Homogenität 
zurückzuführen ist, während die Wohnsegregation in 
der Neustadt stärker nach sozioökonomischen Merk- 
malen erfolgt (Wirth, 2000; Ehlers, 1993; Heineberg, 
2014; Jürgens und Bähr, 2009; Abb. 2.2-1). 

Fazit 

Die vier exemplarischen, soziokulturellen Stadtmo- 
delle verdeutlichen wichtige, in der Stadtgeschichte 
und durch soziokulturelle wie klimatische Bedingungen 
angelegte Pfadabhängigkeiten, die sowohl Chancen als 
auch Herausforderungen für die urbane Transformation 
in unterschiedlichen Großregionen der Erde darstellen. 
Dies betrifft zahlreiche Merkmale, wie etwa Raumge- 
staltungskonzepte, Gebäudedesigns, Baustoffe oder die 
räumliche Trennung urbaner Funktionen, die den Res- 
sourcenverbrauch und die Lebensqualität der Bewoh- 
ner maßgeblich beeinflussen sowie gewachsene Sozi- 
alstrukturen. Wichtig ist zudem die identitätsstiftende 
Wirkung des urbanen Kulturerbes und der kulturell 
beeinflussten Stadtgrundrisse und Bauweisen für die 
urbane Bevölkerung, die durch rapide Urbanisierungs- 
und Modernisierungsprozesse in den letzten Jahrzehn- 
ten häufig verdrängt wurden. 
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2. 2. 2. 6 

Leitbilder in der Stadtentwicklung 

Leitbilder übernehmen die Aufgabe, durch eine kon- 
zeptionelle und „bildhafte Konkretion komplexer Ziel- 
vorstellungen" (Durth, 1987 nach ARL, 2005) wich- 
tige Ankerpunkte auf der Suche nach einem Grund- 
konsens und einen handlungsleitenden Orientierungs- 
rahmen zu liefern (Schmitz, 2001). Als Leitbild wird in 
der Raumplanung „ein erwünschter künftiger Zustand 
als zu erstrebendes Ziel formuliert, der durch entspre- 
chendes Handeln erreicht werden soll. Der Zeithori- 
zont bleibt offen, alle Maßnahmen sollen auf das for- 
mulierte Leitbild hin koordiniert werden." (Brunotte et 
al„ 2002:325). 

Nach Vorläufern, etwa der griechischen, römischen 
oder chinesischen Stadt, entstanden erste systema- 
tisch-komplexe Leitbilder der Stadtentwicklung in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts (Kap. 2.2.2. 1). 
Das von Howard im Jahr 1899 entwickelte Modell der 
Gartenstadt verband gestalterische und sozioökonomi- 
sche Dimensionen neuer Stadtgestaltung. Besonders 
einflussreich war das Leitbild der Charta von Athen, in 
der eine grundsätzliche Trennung der städtischen Nut- 
zungsflächen nach den Daseinsgrundfunktionen Woh- 
nen, Arbeiten, Erholen und Verkehr für eine geord- 
nete Stadtentwicklung gefordert wurde (Heineberg, 
2014). Nach dem Zweiten Weltkrieg folgten Leitbil- 
der vor allem für große Stadterweiterungen, wie z. B. 
die „auf gelockerte und gegliederte Stadt", „Urbanität 
durch Dichte" oder die „autogerechte Stadt" (Heine- 
berg, 2014). Diese Leitbilder führten in vielen Städten 
Europas und den USA zu einer starren Zuordnung von 
Funktion und Fläche sowie einer Fokussierung auf den 
Individualverkehr. Dies verursachte zudem wachsende 
Distanzen, z. B. zwischen Wohnorten und Arbeits- 
stätten, die Anlage großer Ring- und Radialstraßen 
sowie insgesamt eine zunehmende Flächendegradation 
(Heineberg, 2014). 

Seit den 1990er Jahren wurden, angelehnt an das 
Konzept der nachhaltigen Entwicklung, eine Vielzahl 
an Leitbildern entwickelt, die sich in der Regel einer 
oder mehreren Dimensionen nachhaltiger Entwicklung 
zuordnen lassen (ARL, 2005). Ökologisch ausgerichtete 
Leitbilder sind z. B. die „ökologische und ressourcenspa- 
rende Stadt" (Rogers, 1997), die „resilient city" (Jaba- 
reen, 2013) und „low-carbon city" (UNEP, 2013b). Die 
„soziale Stadt", die „kulturelle Stadt" (Schmitz, 2001) 
oder die „lebenswerte Stadt" (Hall und Pfeiffer, 2000) 
nehmen primär die Bedürfnisse der Stadtbevölkerung 
in den Blick. Auch ökonomische Leitbilder, wie die 
„wettbewerbsorientierte Stadt" (Zehner, 2001), oder 
politische Leitbilder, wie die „inkludierende Stadt" und 
die „verantwortliche Stadt" (UN-Habitat, 2002) finden 
sich in der Literatur. 


Zentrale Bedeutung auf der Ebene des Städtebaus 
erlangte das Leitbild der „kompakten und durchmisch- 
ten Stadt". Sie wird gekennzeichnet durch eine hohe 
Baudichte, Nutzungsmischung, öffentliche Räume und 
ökologisch aufgewertete Räume als wichtige Anker des 
Städtebaus (ARL, 2005). Im Jahr 2007 wurde von den 
EU-Mitgliedsstaaten die Leipzig Charta zur nachhalti- 
gen europäischen Stadt verabschiedet (Leipzig Charta, 
2007). Diese fordert die Stärkung einer integrierten 
Stadtentwicklungspolitik, u.a. durch die Herstellung 
und Sicherung „attraktiver, nutzerorientierter öffent- 
licher Räume mit hohem baukulturellen Niveau", der 
Modernisierung der Infrastrukturnetze und Steigerung 
der Energieeffizienz sowie einer aktiven Innovations- 
und Bildungspolitik. Weiterhin sollen benachteiligte 
Stadtquartiere im gesamtstädtischen Kontext gefördert 
werden, z.B. durch städtebauliche Aufwertungsstrate- 
gien, Stärkung der lokalen Wirtschaft, aktive Bildungs- 
und Ausbildungspolitik, sowie einen leistungsstarken 
und preisgünstigen Stadtverkehr. Das Deutsche Institut 
für Urbanistik kommt in einer Evaluierung der Umset- 
zung der Leipzig Charta zu dem Ergebnis, dass Maß- 
nahmen integrierter Stadt(teil)entwicklung trotz der 
Wirtschaftskrise und sich verengender Spielräume der 
Kommunen in vielen EU-Mitgliedsstaaten erheblich an 
Bedeutung gewonnen haben (BMVBS, 2012). 

Die Bedeutung von Leitbildern für die Stadtent- 
wicklung wird unterschiedlich beurteilt. So sind diese 
nicht in der Lage, die Heterogenität urbaner Strukturen 
abzubilden und zu berücksichtigen; sie können zudem 
teils widersprüchliche Ansprüche an die Stadtentwick- 
lung beinhalten (ARL, 2005). Auch die Realisierbarkeit 
von Leitbildern wird kritisch betrachtet, da diese oft 
normativ belegt sind und teils nur einen geringen Kon- 
kretisierungsgrad haben, was wiederum häufig auch zu 
einer hohen politischen Akzeptanz führt (Brunotte et 
al., 2002). Unbestritten können Leitbilder heuristische 
und diskussionsleitende Impulse in der Stadtentwick- 
lung erzeugen sowie Reflektion und Kommunikation 
über Zielvorstellungen im urbanen Entscheidungs- und 
Gestaltungskontext ermöglichen. Sie stellen zudem 
einen wichtigen konzeptionellen Rahmen bei Förder- 
programmen (wie z.B. dem EU-Programm „Soziale 
Stadt") dar, da sie einen gemeinsamen Ziel- und Orien- 
tierungsrahmen für unterschiedlichste Akteursgruppen 
bieten. 
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2.3 

Städte und Umweltveränderungen 

2.3.1 

Einleitung 

Die mit Städten verbundenen Umweltprobleme mani- 
festieren sich sowohl in der Stadt selbst, als auch in 
der umliegenden Region sowie im Erdsystem und sind 
durch komplexe Interaktionen miteinander verknüpft. 
Die Interaktionen lassen sich grob in vier Typen ein- 
teilen: 

1. Städte als Treiber globaler Umweltveränderungen: 
Städte sind als Zentren wirtschaftlicher Aktivi- 
tät wesentliche Treiber globaler Umweltverände- 
rungen. Die Wirkungen auf das Erdsystem betref- 
fen also auch die planetarischen Leitplanken, die 
der Beirat für den Schutz des Erdsystems vorge- 
schlagen hat (WBGU, 2014b). Insbesondere geht 
es um energiebedingte C0 2 -Emissionen, von denen 
gut 70% durch Städte verursacht werden (Seto et 
al., 2014; Kap. 2.3.3. 1). Der hohe Ressourcenver- 
brauch in Städten hat indirekte Auswirkungen auf 
die weltweite Landnutzung und verursacht den Ver- 
lust biologischer Vielfalt; diese Interaktion wird oft- 
mals unterschätzt (Kap. 2. 3. 3. 2). Auch für die aus 
Sicht des Erdsystems relevanten Emissionen lang- 
lebiger anthropogener Schadstoffe, wie Quecksil- 
ber, Plastik und spaltbares Material, spielen Städte 
eine wesentliche Rolle (Kap. 2. 3. 3. 3). Für den nach- 
haltigen Umgang mit der strategischen Erdsystem- 
ressource Phosphor, die u.a. für die Welternährung 
von unverzichtbarer Bedeutung ist, bietet die Wie- 
dergewinnung aus den Abwasser- und Abfallströ- 
men in Städten einen entscheidenden Ansatzpunkt 
(Kap. 2. 3. 3. 4). 

2. Städte als Treiber lokaler Umweltprobleme: Lokale 
Umweltprobleme werden von den Städten verur- 
sacht und ihre Auswirkungen betreffen vor allem 
das jeweilige Stadtgebiet. Dazu zählen z.B. Luftver- 
schmutzung, Grundwasserübernutzung, Altlasten, 
Belastungen durch Abwasser oder Abfalldeponien 
sowie Lärm. In Städten in Industrieländern wurden 
viele dieser Umweltprobleme durch erfolgreiche 
umweltpolitische Maßnahmen verringert. Es beste- 
hen jedoch weiterhin erhebliche Beeinträchtigun- 
gen durch lokale Umweltprobleme für Gesundheit 
und urbane Lebensqualität, etwa durch Luftver- 
schmutzung und Lärm (Kasten 2.4-2). In den Städ- 
ten der Entwicklungs- und Schwellenländer ist die 
Situation weitaus schlechter. In Kapitel 2.3.4 wer- 
den die wichtigsten dieser lokalen Umweltprobleme 


behandelt: urbane Luftverschmutzung, Übernut- 
zung und Verschmutzung urbaner Wasserressour- 
cen, sowie die Abfallproblematik. 

3. Wirkungen von Städten auf die regionale Umwelt 
im Umland: Ein großer Anteil der in den Städten 
verursachten Umweltprobleme betrifft das nähere 
Umland der Städte bzw. die Region (z.B. durch Luft- 
und Trinkwasserverschmutzung, Nährstoffexport 
und Eutrophierung). Das Umleiten oder Übernutzen 
der lokalen Wasserressourcen zur Wasserversor- 
gung vieler Städte kann zu Wasserknappheit in der 
Region führen. Die Versorgung der Stadt mit Nah- 
rung, Bioressourcen und Rohstoffen wie Kies oder 
Stein betrifft ebenfalls die umliegende Region. Die 
Stadt-Umland-Interaktionen sowie Fernwirkun- 
gen werden in Kapitel 2. 3. 3. 2 näher behandelt; der 
Schwerpunkt des Gutachtens liegt jedoch auf den 
lokalen und den globalen Umweltveränderungen. 

4. Risiken globaler Umweltveränderungen für Städte: 
Globale Umweltveränderungen werden nicht nur 
zu einem wesentlichen Teil in den Städten verur- 
sacht, sondern sie wirken über komplexe Mecha- 
nismen auch in die Städte zurück. Dazu zählen ins- 
besondere die durch Treibhausgasemissionen ver- 
ursachten Klimarisiken (Kap. 2. 3. 4. 4); z.B. die 
Bedrohungen von Küstenstädten durch Mee- 
resspiegelanstieg oder Katastrophengefährdung 
durch Wetterextreme (Starkregenereignisse, starke 
Stürme, Trockenperioden). Solche meist mit einer 
gewissen Zeitverzögerung auftretenden Umweltri- 
siken mit ihren komplexen Ursache-Wirkungs-Ket- 
ten sind der Öffentlichkeit und Entscheidungsträ- 
gern viel schwerer vermittelbar als lokale Umwelt- 
probleme. 

Die Umweltprobleme einer Stadt werden maßgeb- 
lich von den regionalen klimatischen und geologi- 



Abbildung 2.3-1 

Trockenheit prägt das Klima in Lima; die Stadt ist fast 
vollständig abhängig vom Gletscherwasser aus den Anden. 
Lima, Peru. 

Quelle: Anna Schwachula/WBGU 
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Abbildung 2.3-2 

Zusammenhang zwischen Umweltproblemen, Urbanisierung und Entwicklung, (a) Ökologischer Fußabdruck in Abhängigkeit 
von Entwicklung und Urbanisierungsgrad; (b) Schematisch dargestellter Zusammenhang zwischen ökologischem Fußabdruck 
und Entwicklungsstand (Umwelt- Kuznetskurve). 

Quellen: UNEP, 2011b:461f. 


sehen Verhältnissen beeinflusst. Ein extremes Beispiel 
ist die peruanische Hauptstadt Lima, die nahezu voll- 
ständig von der Wasserversorgung durch Gletscher- 
schmelzwasser aus den Anden abhängig ist. Das durch 
den Klimawandel bedingte und absehbare Verschwin- 
den dieser Gletscher bei gleichzeitigem dynamischen 
Stadtwachstum bedeutet für die Stadt eine existen- 
zielle Bedrohung (WBGU, 2008: 92f.; Abb. 2.3-1). Auch 
die Tatsache, dass viele Großstädte an Flüssen oder an 
der Küste liegen, ist für die Ausprägung von Umwelt- 
wirkungen von großer Bedeutung (z.B. Überflutungen, 
Hurrikans). So ist die Bevölkerung von Städten, die in 
den feuchten Tropen liegen, gesundheitlich besonders 
großen klimatischen Risiken ausgesetzt. Der städti- 


sche Hitzeinseleffekt kann Hitzewellen erheblich ver- 
stärken. Durch einen ungebremsten Klimawandel wer- 
den solche Extremereignisse an Häufigkeit zunehmen 
(IPCC, 2012; Kap. 2.3.4.4). 

Städte leisten einen großen Beitrag zum nationalen 
und globalen Wirtschaftswachstum. Insgesamt werden 
80% der globalen Wirtschaftsleistung in städtischen 
Regionen erzeugt (World Bank, 2015a). Der ökologische 
Fußabdruck steigt mit dem Entwicklungsstand (gemes- 
sen als Human Development Index - HDI) und dem 
Urbanisierungsgrad steil an, wobei zwischen Städten 
mit hohem Entwicklungsstand erhebliche Unterschiede 
zu beobachten sind (Abb. 2.3-2a; UNEP, 2011b). Viele 
Dynamiken der Umweltwirkungen von Städten und 
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des urbanen Umweltschutzes hängen demnach von der 
Wirtschaftskraft bzw. vom lokalen Entwicklungsstand 
ab (Abb. 2.3-2b; UNEP, 2011b: 461). 

Im Verlauf der wirtschaftlichen Entwicklung und der 
zunehmenden Urbanisierung verschärfen sich die loka- 
len Umweltprobleme zunächst, aber es gelingt Städten 
im weiteren Verlauf auch, sie besser zu lösen (z.B. 
Kopenhagen: Kap. 5.4). Ein Beispiel für diesen Verlauf 
ist die städtische Luftverschmutzung (Kap. 2.3.4. 1). 
Die von der Stadt in die Region oder in das Erdsystem 
reichenden Umwelteffekte (ökologische Fußabdrücke) 
steigen mit der wirtschaftlichen Entwicklung derzeit 
noch an, auch in den Metropolen der Industrieländer. 
Dies gilt mit Einschränkungen für die Treibhausgas- 
emissionen (Kap. 2. 3. 3.1), vor allem aber für indirekte 
Landnutzungsänderungen durch den Konsum land- und 
forstwirtschaftlicher Produkte (Kap. 2. 3. 3. 2). 

Die wirtschaftliche Produktivität von Städten führt 
somit zu Ressourcenverbrauch und Umweltbelastung, 
aber sie ist auch eine Voraussetzung für die Lösung von 
Umweltproblemen (Grimm et al., 2008). Es mangelt in 
der Regel nicht an technischen Lösungsansätzen, die sich 
an lokale Umstände anpassen und mit zunehmender Ver- 
breitung auch immer kostengünstiger umsetzen lassen. 

2.3.2 

Urbaner Metabolismus 

Die Entwicklung einer Stadt hängt von ihrer internen 
Dynamik sowie dem Austausch von materiellen und 
ideellen Gütern mit ihrer Umgebung ab. Der Austausch 
findet zum Teil mit der unmittelbaren Umgebung statt, 
reicht aber auch bis in die globale Dimension. Dieser 
Fußabdruck ist eine charakteristische Eigenschaft des 
Zustands einer Stadt und ändert sich mit ihrer Entwick- 
lung. Die interne Dynamik einer Stadt und ihre Ver- und 
Entsorgung lassen sich dabei analog zum Metabolismus 
- also Stoffwechsel - eines Ökosystems beschreiben, 
das Energie und Material (Nähr- und Abfallstoffe) mit 
seiner Umgebung austauscht. 

Die erste explizite Anwendung des Konzepts Meta- 
bolismus in Bezug auf Städte geht zurück auf Wolman 
(1965), der den Metabolismus einer hypothetischen 
US-amerikanischen Stadt modellierte. Die Innovation 
Wolmans bestand darin, die Stadt als Ökosystem dar- 
zustellen. Im Bereich der urbanen Ökologie war dies ein 
Paradigmenwechsel. Es wurde nicht mehr die Ökologie 
in der Stadt, sondern die Ökologie der Stadt betrach- 
tet, in der es nicht darum geht zu erklären, wie sich 
ökologische Prozesse in der Stadt von denen in ande- 
ren Umwelten unterscheiden, sondern wie die Stadt 
als dynamisches System Energie und Material mit ihrer 
Umgebung austauscht (Abb. 2.3-3). 



Abbildung 2.3-3 

Weltweit dominierend: die auto-orientierte Stadtentwicklung; 
Riad, Saudi Arabien. 

Quelle: Gesa Schöneberg/WBGU 

Allerdings unterscheidet sich die Stadt von natür- 
lichen Ökosystemen dadurch, dass die Materialflüsse 
einem „linearen Metabolismus" folgen, während natür- 
liche Ökosysteme weitestgehend als zyklisch oder 
geschlossen in Bezug auf ihre Materialflüsse angesehen 
werden können. Deshalb besteht die Herausforderung 
für Städte auch darin, sich einem Kreislaufmodell des 
Metabolismus, in welchem Abfall jeglicher Art wie- 
derverwertet wird und so Materialien wieder nutzbar 
gemacht werden, so weit wie möglich anzunähern um 
langfristig nachhaltig in das natürliche Ökosystem ein- 
gebettet zu sein. Dies ist von großer Dringlichkeit, da 
Städte heutzutage für 70-80 % der globalen Ressour- 
cennutzung verantwortlich sind (UNEP DTIE, o.J.). 
Eine Kreislaufwirtschaft würde zudem den Rohstoff- 
import und die damit verbundenen adversen Umwelt- 
fernwirkungen vermindern (Kap. 4.4). 

Bei der Beschreibung des Metabolismus werden 
die unterschiedlichen Flüsse an Wasser, Materialien 
oder Nährstoffen als Materialflussrechnungen erfasst. 
Abbildung 2.3-4 illustriert den Metabolismus für die 
Stadt Paris mit Flüssen von Energie, Mineralien, Mate- 
rialien, Biomasse, Wasser, Luft sowie den resultieren- 
den Emissionen und Abfällen. Ein Verständnis der 
Energie- und Materialflüsse von Städten ist essenziell, 
um ihre Entwicklung nachhaltig gestalten zu können. 

Urban Scaling 

So komplex und vielschichtig urbane Prozesse auch 
sein mögen, scheint es doch global gültige Regeln städ- 
tischer Entwicklung zu geben. Die Theorie des „Urban 
Scaling" besagt, dass ein grundsätzlicher Zusammen- 
hang zwischen Bevölkerungswachstum und einer Viel- 
zahl sozioökonomischer Variablen existiert (Betten- 
court, 2013). Die Größe einer Stadt wird zur primären 
Determinante ihrer sozioökonomischen Entwicklung. 
Geschichte, Geographie und Design werden zu sekun- 
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Abbildung 2.3-4 

Urbaner Metabolismus von Paris. 

Quelle: Nelson, 2011; unter Verwendung von Daten aus Barles, 2009 


dären Treibern. Urban scaling adaptiert die Methoden 
des urbanen Metabolismus, indem es die Theorie der 
Potenzgesetze in der Allometrie (z.B. Kleibers Gesetz), 
auf die Stadt anwendet. Folgt man diesem Ansatz, erge- 
ben sich interessante Zusammenhänge. An amerika- 
nischen Metropolregionen lässt sich zeigen, dass die 
Produktivität (BIP) überproportional mit der Bevöl- 
kerungszahl zur Potenz 1,15 steigt, bei gleichzeitigen 
Einsparungen in der Infrastruktur (Bevölkerungszahl 
zur Potenz 0,85; Bettencourt, 2013). Damit führt die 
Verdopplung der Population einer Stadt zu einem Pro- 
duktivitätswachstum um den Faktor 2,2, während die 
Infrastrukturkosten nur um den Faktor 1,8 wachsen. 
Letzteres führt zu einer reduzierten Pro-Kopf-Energie- 
nutzung in Großstädten verglichen mit ihren ländlichen 
Pendants. 

Bettencourt (2013) postuliert, dass eine Maximie- 
rung sozialer Interaktion zwischen Einwohnern gleich- 
zusetzen ist mit der Maximierung von „social benefits" 
(z.B. BIP, Innovation, Kultur). Städte werden nicht als 
bloße Agglomeration von Menschen gesehen, sondern 
vielmehr als Fokuspunkt sozialer Interaktion zwischen 
Einwohnern. 

Die Kehrseite der Medaille besteht nach Bettencourt 
in der Intensivierung negativer Manifestationen sozia- 
ler Interaktionen (Kriminalität, Verkehr, Krankheiten), 
welche mit wachsender Bevölkerungsdichte überpro- 
portional ansteigen (Bettencourt et al., 2010). Das Ziel 
optimierter Stadtplanung ist nach Bettencourt (2013) 


die Begünstigung sozialer Interaktion unter bestmög- 
licher Vermeidung der negativen Effekte hoher 
Bevölkerungsdichten. Eine Analyse der Dynamik 
von Pro-duktivität, Energieintensität und sozialen 
Verwerfun-gen mit steigender Bevölkerungszahl in 
Metropolregi-onen kann wertvolle Aufschlüsse über 
gelungene oder gescheiterte Stadtplanung geben. 

Wenn die negativen Folgen der wachsenden 
Bevöl-kerung vermieden werden können, dann sind 
Städte Hoffnungsträger für die Bewältigung 
globaler Prob-leme. Durch die effizientere Nutzung 
von Energie und Infrastruktur können die Städte am 
besten zur Lösung einiger Umweltprobleme beitragen. 

2.3.3 

Städte als Treiber globaler Umweltveränderungen 

2.3.3.1 

Städte als Treiber des Klimawandels und der 
Ozeanversauerung 

Kern des Klimaproblems sind die anthropogenen C0 2 - 
Emissionen (WBGU, 2014a). Eine Begrenzung des Kli- 
mawandels erfordert eine Absenkung dieser Emissio- 
nen auf Null (Kasten 2.3-1), und damit eine weltweite 
Dekarbonisierung der Energie- und Transportsysteme. 
Je besser es gelingt die globale Energienachfrage in 
Grenzen zu halten, desto schneller ist eine solche Ener- 
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giewende möglich und desto eher kann auf riskante 
Technologien wie Nuklearenergie und Kohlendioxid- 
abscheidung und -Speicherung (Carbon Dioxide Cap- 
ture and Storage - CCS) verzichtet werden (WBGU, 
2011: 143). Städtische Räume spielen hier eine Schlüs- 
selrolle, denn sie sind für etwa 70% der globalen Ener- 
gienutzung und der globalen energiebedingten C0 2 - 
Emissionen verantwortlich (Seto et al., 2014). 

Tendenziell haben verdichtete Ballungsräume und 
Stadtzentren pro Kopf eine geringere Energienachfrage 
und geringere Emissionen als weniger dichte Städte und 
Stadtteile (Hoornweg et al., 2011). In Industrieländern 
liegt die Energienutzung pro Kopf in städtischen Räu- 
men daher häufig unter dem nationalen Durchschnitt, 
was die Effekte der kompakteren baulichen Gestaltung 
der urbanen Räume, der Siedlungsstrukturen und des 
Angebots an öffentlichen Verkehrsmitteln reflektiert. 
In vielen Entwicklungsländern liegt die Pro-Kopf- 
Energienutzung der Stadtbewohner dagegen deutlich 
über derjenigen der Landbewohner, was im Wesentli- 
chen ein Ausdruck der höheren Einkommen in Städ- 
ten ist (Grübler et al., 2012:1310). In einerwachsenden 
Anzahl von Städten der Entwicklungsländer haben sich 
der Energie- und Ressourceneinsatz und die Emissio- 
nen pro Kopf bereits an diejenigen der Industrieländer 
angeglichen (Seto et al., 2014:948). 

Es wird damit gerechnet, dass die städtische Bevöl- 
kerung bis 2050 um 2,5 Mrd. Menschen ansteigt (UN 
DESA, 2014). Die kommenden beiden Dekaden sind 
ein Gelegenheitsfenster für den Klimaschutz, da der 
überwiegende Teil der urbanen Räume und ihrer Infra- 
strukturen gerade erst errichtet werden. Dies bietet 
etwa die Möglichkeit, neue Städte mit angemessener 
Dichte und funktionaler Durchmischung zu bauen und 
so die Fehler der Vergangenheit mit negativen Folgen 
wie Zersiedelung, funktionaler Trennung und damit 
hohem Verkehrsaufkommen zu vermeiden. In bereits 
bestehenden Städten sind solche Änderungen der urba- 
nen Form ungleich schwieriger zu erreichen, auch wenn 
sie gezielt durch maßvolle Nachverdichtung angegan- 
gen werden können (Seto et al., 2014; Kap. 4.2.3). 

Die Errichtung und Erweiterung von Städten birgt 
allerdings die Gefahr extrem steigender Energienach- 
frage und Treibhausgasemissionen. Der urbane Bevöl- 
kerungszuwachs erfordert einen massiven Ausbau der 
urbanen Infrastruktur, der ein Haupttreiber für Treib- 
hausgasemissionen in verschiedenen Sektoren ist (Seto 
et al, 2014). Sollte die globale Bevölkerung bis 2050 auf 
9 Mrd. oder mehr Menschen anwachsen, könnte allein 
der Aufbau der neuen, zum großen Teil urbanen Infra- 
strukturen rund 470 Gt C0 2 -Emissionen verursachen 
(Kap. 4.4.1). Dies entspricht fast der Hälfte der insge- 
samt noch tragbaren Emissionen, wenn die 2°C-Leit- 
planke eingehalten werden soll (Kasten 2.3-1). Hinzu 



Abbildung 2.3-5 

Hochhausbau in Doha, Qatar. Zwischen 1945 und 2010 
wurden 60 Mrd. t Zement produziert, die in Form von 500 
Mrd. t Beton verbaut worden sind; 60% davon in den Jahren 
1990-2010 und 35% in den Jahren 2000-2010. 

Quelle: Omar Chatriwala/Flickr 

kommen die zukünftigen Emissionen, die durch die 
Infrastruktur determiniert werden: Die lange Lebens- 
dauer von Infrastrukturen und Gebäuden kann zu Pfa- 
dabhängigkeiten der Energienutzung, der Emissionen, 
der Lebensstile und Konsummuster führen, die schwie- 
rig zu ändern sind (Seto et al., 2014). 

Infrastruktur und Städtebau hängen eng zusammen 
und bestimmen die Muster von Landnutzung, Mobili- 
tät, Wohnen, Arbeiten und Verhalten. Beispielsweise 
gehen Bewohner von Vorstädten weniger zu Fuß und 
fahren mehr Auto als Bewohner von Innenstädten. Dies 
ist u. a. darauf zurückzuführen, dass es in den weniger 
verdichteten Vorstädten schwieriger ist, öffentlichen 
Nahverkehr zu etablieren (Sims et al., 2014). Nach 
einer Studie von Davis et al. (2010) wird bereits die 
Nutzung der derzeit vorhandenen Energie- und Trans- 
portinfrastruktur allein für zukünftige globale Emis- 
sionen von 127-336 Gt C0 2 (Energieinfrastruktur) 
bzw. 63-132 Gt C0 2 (Transportinfrastruktur) sorgen. 
Ein erheblicher Anteil davon ist durch die Nachfrage 
in Städten bedingt. Dies entspricht etwa 20-45% der 
noch tragbaren Emissionen (Kasten 2.3-1); die hierbei 
gezählten Emissionen überschneiden sich teilweise mit 
den genannten 470 Gt C0 2 für den Aufbau neuer Infra- 
strukturen, da dort auch energiebedingte Emissionen 
enthalten sind, die durch Nutzung bestehender Infra- 
struktur erzeugt werden (Abb. 2.3-5). 

Neben der Transport- und Verkehrsinfrastruktur 
ist ein wichtiger bestimmender Faktor der zukünfti- 
gen Energienachfrage in Städten die Gebäudestruktur 
(Lucon et al., 2014). Im Jahr 2010 trugen Gebäude zu 
32% zur globalen Endenergienutzung bei. Dabei sind 
die Unterschiede erheblich: Die Pro-Kopf-Energienut- 
zung in Gebäuden in reichen Ländern in gemäßigten 
und kühlen Klimazonen kann 5-10 mal höher liegen 
als in ärmeren Ländern in warmen Regionen (Ürge-Vor- 
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Kasten 2.3-1 

Planetarische Leitplanken zu Klimawandel und 
Ozeanversauerung 

Der WBGU hat als Leitplanke für den Klimawandel vorge- 
schlagen, eine Erhöhung der global gemittelten Oberflächen- 
temperatur von mehr als 2 °C gegenüber dem vorindustriellen 
Niveau zu verhindern (WBGU 1995, 1997, 2003, 2009b, 
2014a, b). Auf der Vertragsstaatenkonferenz der UNFCCC 
2015 in Paris hat sich die Weltgemeinschaft das Ziel gesetzt, 
den Anstieg der Temperatur deutlich unter 2 °C zu halten und 
Anstrengungen zu unternehmen, um den Temperaturanstieg 
auf 1,5°C über dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen. 

Soll die 2 °C-Leitplanke nicht überschritten werden, steht 
nur noch ein begrenztes Budget an noch tragbaren globalen 
C0 2 -Emissionen zur Verfügung. Auch andere Treibhausga- 
se tragen zum Klimawandel bei und ihre Emissionen sollten 
gesenkt werden, aber ohne eine Einstellung der C0 2 -Emissio- 
nen lässt sich der anthropogene Klimawandel nicht eingren- 
zen (WBGU, 2014a). Der fünfte Sachstandsbericht des IPCC 
hat deutlich gemacht, dass vom Jahr 2011 an insgesamt nur 
noch etwa 1.000 Gt C0 2 aus anthropogenen Quellen emittiert 
werden dürfen, wenn die globale Erwärmung mit einer Wahr- 
scheinlichkeit von zwei Dritteln unterhalb von 2°C gehalten 
werden soll (IPCC, 2013T Abschätzungen des WBGU auf 


Grundlage der Arbeiten u.a. von Meinshausen et al. (2009) 
und Friedlingstein et al. (2010) ergaben für den Zeitraum 
2011 bis 2050 ein Budget von 750 Gt C0 2 aus fossilen Quellen 
(WBGU, 2011). Um mit einer Wahrscheinlichkeit von 66% 
unterhalb von 1,5°C zu bleiben, nennt IPCC eine Budget von 
insgesamt ca. 400 Gt C0 2 für die Zeit nach 2011 (IPCC, 2015). 

Das durch die Menschen freigesetzte C0 2 sammelt sich 
nicht nur in der Atmosphäre an, wo sich die Konzentration 
bereits um 40% erhöht hat, sondern löst sich auch in den 
Ozeanen: Diese haben bisher etwa 30% der anthropogenen 
C0 2 -Emissionen aufgenommen (IPCC, 2013). Das Meerwas- 
ser wird durch diesen C0 2 -Eintrag saurer; seit Beginn der 
Industrialisierung ist der pH-Wert des Meeresoberflächen- 
wassers bereits um 0, 1 Einheiten gefallen. Eine ungebremste 
Versauerung birgt das Risiko weitreichender und irreversibler 
Änderungen von Meeresökosystemen (WBGU, 2013). Als 
Leitplanke für die Ozeanversauerung hat der WBGU vor- 
geschlagen, dass der pH-Wert der obersten Meeresschicht 
in keinem größeren Ozeangebiet um mehr als 0,2 Einhei- 
ten gegenüber dem vorindustriellen Niveau absinken sollte 
(WBGU, 2006). 

Um eine realistische Chance zu haben diese Ziele einzuhal- 
ten, empfiehlt der WBGU, die globalen C0 2 -Emissionen aus 
fossilen Energieträgern bis etwa 2070 vollständig einzustellen 
(WBGU, 2014a, b), und mindestens im Stromsektor die Emis- 
sionen bereits bis 2050 auf Null zu bringen (Kap. 9.3. 1.1). 


satz et al, 2012). Die globale gebäudebezogene Ener- 
gienachfrage könnte sich bis Mitte des Jahrhunderts 
verdoppeln oder verdreifachen. Verschiedene Trends 
tragen dazu bei, darunter die Schaffung von adäqua- 
tem Wohnraum, Zugang zu Elektrizität und verbesser- 
ten Kochgelegenheiten für Milliarden von Menschen in 
Entwicklungsländern. Weitere Faktoren sind Bevölke- 
rungswachstum und Migration in Städte, Änderungen 
der Haushaltsgrößen, steigender Wohlstand und Ver- 
haltensänderungen. Nach Analysen des IPCC bestehen 
allerdings erhebliche Potenziale, die gebäudebezogene 
globale Energienachfrage trotz der genannten Trends 
zu stabilisieren, wenn sich heutige kosteneffiziente 
gute Praxis und Technologien verbreiten (Lucon et al, 
2014). Dabei geht es überwiegend um Energieeffizi- 
enzmaßnahmen wie z.B. Gebäudedämmung, effiziente 
Beleuchtung und energiearme Haushaltsgeräte. Auch 
Verhaltensänderungen können zur Begrenzung der 
Energienachfrage beitragen; ein Beispiel ist die Wahl 
der Raumtemperatur in klimatisierten Gebäuden, die 
auch durch Kleiderordnungen und kulturelle Erwartun- 
gen beeinflusst wird (Lucon et al., 2014). Ferner spielt 
die baulich-räumliche Gestalt von Städten für die Ener- 
gienachfrage in Gebäuden eine Rolle (Kap. 4.2.3); z.B. 
nutzen die Menschen in kompakteren urbanen Gebie- 
ten tendenziell weniger Wohnfläche pro Kopf, das Ver- 
hältnis von Außenfläche zu umbautem Raum ist klei- 
ner, und es gibt mehr Möglichkeiten für Fernwärme- 
74 bzw. Fernkühlungssysteme (Lucon et al., 2014). 


Ein weiterer wichtiger Faktor, der die Treibhaus- 
gasemissionen und die Energienutzung von Städten 
bestimmt, ist die Struktur ihrer wirtschaftlichen Akti- 
vitäten, die Positionierung der Städte in der interna- 
tionalen Wertschöpfungskette und die damit verbun- 
denen Ressourcenströme. So haben etwa Städte mit 
energie- und emissionsintensiven Industrien tenden- 
ziell höhere Pro-Kopf-Emissionen als solche mit einer 
dienstleistungsbasierten Wirtschaftsstruktur (Seto et 
al., 2014). Diese Sichtweise berücksichtigt allerdings 
nicht die indirekten Emissionen, die mit den importier- 
ten Produkten verbunden sind. 

Die verschiedenen Mechanismen, durch die Städte 
direkt und indirekt zum Klimawandel beitragen, 
machen auch die methodischen Probleme der Zuord- 
nung von Treibhausgasemissionen deutlich. Je nach- 
dem, ob allein die innerhalb der Stadtgrenzen entste- 
henden Emissionen oder die Emissionen des erwei- 
terten Einzugsbereichs der Städte (d.h. inklusive der 
außerhalb der Städte befindlichen Infrastrukturen, die 
zu ihrer Versorgung dienen) betrachtet werden, oder ob 
ein übergreifender konsumbasierter Treibhausgasfuß- 
abdruck bestimmt wird, können sich erhebliche Unter- 
schiede im Vergleich der Städte ergeben (Chavez und 
Ramaswami, 2012). 

Nur ein Teil der für die Emissionen einer Stadt rele- 
vanten Faktoren sind auf Ebene der Städte nennens- 
wert beeinflussbar. Klimaschutz kann auf strukturel- 
ler Ebene vor allem gefördert werden, indem eine ver- 
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Kasten 2.3-2 

Biologische Vielfalt und Ökosystem leistungen in 
Städten 

Der Zusammenhang zwischen Urbanisierung und biologischer 
Vielfalt ist komplex und erlaubt keine einfachen Generalisie- 
rungen (OECD, 2015a: 107). Die Ausweitung von Städten 
in das Umland oder die Neuanlage von Siedlungen zerstört 
naturnahe Ökosysteme und ihre biologische Vielfalt. Umge- 
kehrt bietet die Diversität der Habitate in vielen Städten die 
Basis für eine erstaunlich große biologische Diversität, deren 
Wert oft unterschätzt wird. Auf der Stadtfläche von Brüssel 
zum Beispiel findet sich die Hälfte der in Belgien ansässigen 
Pflanzenarten (van Ham, 2012). Das Umland ist vor allem von 
heimischen Arten geprägt, während in Städten bei mittlerem 
Urbanisierungsgrad sowohl heimische als auch nicht heimi- 
sche Arten koexistieren können. Vor allem in gemäßigten 
Breiten kann die Artenvielfalt von Gefäßpflanzen und Vögeln 
in der Stadt sogar größer sein als im Umland (McDonald et al., 


dichtete Bebauung in Städten verfolgt wird, Wohn- 
und Arbeitsorte gemischt, der öffentliche Nahverkehr 
verbessert und Maßnahmen zum Nachfragemanage- 
ment durchgeführt werden (Kap. 4.2.1). Zudem kön- 
nen besonders in Städten Lebensstiländerungen hin 
zu einem nachhaltigeren Konsum angestoßen werden. 
Durch die Begrenzung ihrer Energienachfrage können 
Städte erheblich dazu beitragen, die globale Transfor- 
mation hin zu einer klimaverträglichen Weltwirtschaft 
zu befördern. Das Nullemissionsziel bis spätestens 2070 
erfordert, auch jede einzelne Emissionsquelle innerhalb 
der Städte durch emissionsfreie Alternativen zu erset- 
zen. Dies umfasst Millionen dezentraler Verbrennungs- 
geräte wie individuelle Fahrzeuge, Herde und Heizun- 
gen. Effizienzverbesserungen können hier bestenfalls 
Überganglösungen sein, denn auch hier gilt, was ein 
Artikel im Economist treffend auf den Punkt brachte: 
„Emitting less carbon is not a substitute for emitting 
none." (The Economist, 11.05.2010). 

Es zeigt sich, dass Städte sowohl wesentliche Ver- 
ursacher als auch Leidtragende des Klimawandels 
(Kap. 2. 3. 4. 4) sind. Dementsprechend haben viele 
Städte Klimaprogramme aufgelegt, um proaktiv Treib- 
hausgase zu reduzieren. 

2.33.2 

Städte als Treiber von Landnutzungstrends und 
Verlust biologischer Vielfalt 

Städte verändern nicht nur die Umwelt innerhalb ihrer 
Grenzen, sie wirken durch ihre physische Auswei- 
tung, durch ihren Ressourcenbedarf und ihren Abfall 
auch auf die regionale, nationale und globale Umwelt 
(Hardoy et al., 2001: 173 ff.; Grimm et al., 2008). Insbe- 
sondere haben Städte erhebliche direkte wie indirekte 


2013). Mit weiter zunehmender Dichte der Besiedlung nimmt 
die Vielfalt wieder ab (Gömez-Baggethun et al., 2013). Die 
„grüne Infrastruktur" oder „urbanes Grün", also das Netz- 
werk urbaner naturnaher Flächen, ist für die Erhaltung der 
biologischen Vielfalt in Städten sehr wichtig. Die Gestaltung 
der grünen Infrastruktur hat einen Einfluss auf die Potenziale 
für die biologische Vielfalt. Ebenso kann das Vorgehen bei 
der Ausweitung urbaner Flächen in das Umland so gestaltet 
werden, dass mehr biologische Vielfalt erhalten bleibt (Müller 
etal., 2013). 

Die urbane grüne Infrastruktur bietet außerdem wichtige 
Ökosystemleistungen: Sie verbessert das Wassermanagement 
bei Extremniederschlägen, wirkt positiv auf die Luftqualität, 
mindert sommerliche Extremtemperaturen und Lärm, bietet 
ästhetischen Mehrwert sowie Erholungsräume und ist somit 
relevant für die Lebensqualität in Städten (Gömez-Baggethun 
et al., 2013; Bolund und Hunhammar, 1999; Kap. 2. 4. 1.1). 
Eine Stadtumgebung mit mangelhafter oder fehlender grüner 
Infrastruktur hat dementsprechend eine niedrigere Lebens- 
qualität sowie größere Umweltprobleme und -kosten. 


Auswirkungen auf die Landnutzung und auf die biolo- 
gische Vielfalt (Kasten 2.3-2). 

Das Flächenwachstum der Städte geht vielfach auf 
Kosten von Ackerland im direkten Umfeld, denn Städte 
entstehen häufig in fruchtbaren Regionen. In China 
beispielsweise verlief die Hälfte des urbanen Wachs- 
tums auf Kosten wertvoller landwirtschaftlicher Flä- 
chen (Bai und Liu, 2014). Laut FAO (2011) werden bis 
2050 zusätzliche 100 Mio. ha für Siedlungs- und Infra- 
strukturzwecke umgewandelt. Von diesen Flächen wird 
die landwirtschaftliche Produktion verdrängt und muss 
auf andere Flächen ausweichen. Aus dem Umland wird 
zudem häufig der große Bedarf an Baumaterialen wie 
Sand, Kies, Stein und Holz gedeckt und die Landschaft 
entsprechend umgestaltet. Auch werden weiträumig 
Wasserressourcen zur städtischen Versorgung erschlos- 
sen, Flüsse begradigt und Kanäle gebaut (Kap. 2. 3. 4. 2). 
Nicht zuletzt schädigen die festen und flüssigen Abfälle 
aus den Städten sowie die städtische Luftverschmut- 
zung (z.B. durch sauren Regen) die Ökosysteme im 
Umland (Kap. 2.3.4; Hardoy et al., 2001: 173 ff.). 

Städte bedecken weniger als 3 % der Landfläche der 
Erde (Grimm et al., 2008). Dennoch haben sie einen 
erheblichen Einfluss auf die globale Landnutzung, denn 
Städte sind die Orte, in denen insgesamt die meisten 
Waren und Dienstleistungen produziert und konsu- 
miert werden. Diese Produkte haben einen „ökologi- 
schen Fußabdruck" (Wackernagel und Rees, 1997) auf 
die Landnutzung. So werden z.B. für die Gewinnung 
mineralischer Rohstoffe wie Erze oder Erdöl in weit 
entfernten Regionen großflächig Landschaften umge- 
staltet. Das „ökologische Hinterland" von Städten als 
Quelle für Energie, Rohstoffe und Produkte umfasst 
also nicht nur die umgebende Region, sondern den gan- 
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Kasten 2.3-3 

Planetarische Leitplanken zu biologischer 
Vielfalt, Ökosystemleistungen sowie Land- und 
Bodendegradation 

Verlust von biologischer Vielfalt und von Ökosystem- 
leistungen stoppen 

Der Mensch hat die Biosphäre dramatisch verändert und 
damit einen erheblichen Verlust biologischer Vielfalt ausge- 
löst, der hundert bis tausendfach schneller verläuft als die 
natürliche Aussterberate im Mittel der Erdgeschichte (WBGU, 
20 1 1 : 41 ff.). Die menschlichen Gesellschaften sind aber in 
vielfacher Hinsicht auf biologische Vielfalt und die damit 
verknüpften Ökosystemleistungen und Produkte aus der 
Natur angewiesen (WBGU, 2014b}. Dabei geht es nicht nur 
um Nahrung, Fasern, Baumaterial und biobasierte Produkte 
und die dazu notwendigen genetischen Ressourcen, sondern 
z.B. auch um Küstenschutz, Bestäubung oder Erhaltung der 
Bodenfruchtbarkeit (WBGU, 2011:41}. 

Als planetarische Leitplanke hält der WBGU den Stopp 
des anthropogenen Verlusts von biologischer Vielfalt und 
Ökosystemleistungen für sinnvoll (WBGU, 2014b). Dies ent- 
spricht einem breiten politischen Konsens der internationalen 
Umweltpolitik und auch der Zielsetzung der Biodiversitäts- 
konvention (CBD), die von 192 Ländern und der EU ratifiziert 
wurde. Im strategischen Plan der CBD wird die Zielsetzung 
mit 20 „Aichi-Targets" ausdifferenziert (CBD, 2010). Als poli- 
tische Zielsetzung hat der WBGU (2014b) vorgeschlagen, 
dass „die unmittelbaren anthropogenen Treiber des Verlusts 
biologischer Vielfalt (insbesondere die Umwandlung natürli- 
cher Habitate in Äcker, Wiesen oder Plantagen) bis spätestens 
2050 zum Stillstand gebracht werden sollen. Dieses Target 
muss folglich entsprechend auch für alle Länder, Regionen 


zen Planeten (Hardoy et al., 2001: 195; Brenner, 2014). 

Die Nachfrage nach Produkten aus der Land- und 
Forstwirtschaft ist besonders relevant für indirekte 
Auswirkungen auf Landnutzung und biologische Viel- 
falt. Die hergestellten Güter reichen von Nahrungs- 
mitteln über Industrierohstoffe wie Baumwolle oder 
Holz, Produkte mit vielfältiger Verwendung sowohl in 
Industrie als auch in der Nahrungsproduktion, wie z.B. 
Palmöl, bis zu Bioenergieprodukten. Diese biobasierten 
Produkte werden überwiegend in Städten verbraucht, 
z. B. werden 76% des Holzes in Städten genutzt (Grimm 
et al., 2008). Gründe hierfür sind nicht nur, dass die 
meisten Menschen in Städten wohnen, sondern auch, 
dass Menschen in Städten aufgrund der höheren Ein- 
kommen und besseren Versorgung im Durchschnitt 
einen ressourcenintensiveren Lebensstil haben. Dies 
trifft insbesondere auf die Ernährung zu: Städte zeich- 
nen sich durch vermehrten Konsum von Fleisch- und 
Milchprodukten aus (Kästner et al., 2012), die einen 
erheblich größeren ökologischen Fußabdruck haben als 
pflanzliche Produkte. Da Städte mit intensiver Ener- 
gienutzung verbunden sind, sind sie zumindest indi- 


und gesellschaftliche Sektoren (insbesondere auch für die 
industrielle Land- und Forstwirtschaft) gelten." Außerdem 
hält es der WBGU für notwendig, 10-20% der weltweiten 
Flächen terrestrischer Ökosysteme für ein globales, ökolo- 
gisch repräsentatives und effektiv betriebenes Schutzgebiets- 
system auszuweisen, wodurch diese Flächen einer intensiven 
agrarischen Nutzung entzogen werden (WBGU, 2014b). 

Land- und Bodendegradation stoppen 

Land- und Bodendegradation sind globale Umweltverände- 
rungen, denen immer noch zu wenig Aufmerksamkeit zuteil 
wird (WBGU, 1994). Der Schutz von Böden und Landflä- 
chen vor Übernutzung und Degradation ist eine entschei- 
dende Voraussetzung für die langfristige Versorgung der 
wachsenden Weltbevölkerung, nicht zuletzt in den Städten 
(WBGU, 2014b). Dies gilt insbesondere für Erosion und Ver- 
salzung, die irreversible Schäden an Böden hervorrufen und 
die produktive Kapazität für die Nahrungsmittelproduktion 
und andere biobasierte Produkte einschränken. Etwa ein 
Drittel der globalen Ackerflächen sind bereits von Degrada- 
tion betroffen (WBGU, 2011), insbesondere die Böden in 
Trockengebieten gelten als gefährdet (IAASTD, 2009). Diese 
fortlaufenden Trends können in vielen Entwicklungsländern 
die Emährungssicherheit bedrohen (WBGU, 2011:44). Land- 
und Bodendegradation führen zudem durch den Verlust von 
Bodenkohlenstoff zu einer Verstärkung des globalen Klima- 
wandels; umgekehrt können Restaurationsmaßnahmen zur 
Sequestrierung und langfristigen Speicherung von C0 2 bei- 
tragen (MA, 2005). 

Die vom WBGU vorgeschlagene planetarische Leitplanke 
sieht vor, dass der Verlust von Land- und Bodendegradation 
gestoppt werden muss. Als politische Zielsetzung empfiehlt 
der WBGU, bis 2030 die Netto-Landdegradation weltweit und 
in allen Ländern zu stoppen und die Trendumkehr bis spätes- 
tens 2020 zu erreichen (WBGU, 2014b). 


rekt ein Treiber für die zunehmende Nutzung von Bio- 
energie, die ebenfalls direkten wie indirekten Land- 
nutzungswandel auslöst (WBGU, 2009a). So hat z.B. 
die zunehmende Nutzung der europäischen Agrarflä- 
chen für die Bioenergieproduktion zur Folge, dass die 
auf diesen Flächen vorher erzielte Agrarproduktion 
auf andere Flächen ausweichen muss (indirekte Land- 
nutzungsänderungen: WBGU, 2009a: 79f.). Bei die- 
sen Nachfrage- und Verdrängungseffekten im Bereich 
Landnutzung handelt es sich also häufig um Wirkungen 
auf entfernte Regionen und Kontinente. Die gestiegene 
weltweite Konkurrenz um Landnutzung schlägt sich 
auch dadurch nieder, dass zunehmend kapitalkräftige 
Investoren versuchen, z.B. in Afrika, Zugang zu gro- 
ßen, fruchtbaren Landflächen zu erhalten (land grab- 
bing) um dort intensive industrielle Landwirtschaft für 
den Export zu betreiben, häufig mit Bioenergieproduk- 
ten (WBGU, 2011:65). 

Städte tragen also dazu bei, dass die Nachfrage 
nach Agrargütern erheblich steigen wird, und damit 
auch die negativen Effekte auf Ökosysteme und bio- 
logische Vielfalt (WBGU, 2011:317). Der zunehmen- 
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Kasten 2.3-4 

Planetarische Leitplanken zu langlebigen 
anthropogenen Schadstoffen 

Der WBGU hat als planetarische Leitplanke vorgeschlagen, 
die Gefährdung durch langlebige anthropogene Schadstoffe 
zu begrenzen (WBGU, 2014b). Im Einzelnen empfiehlt der 
Beirat folgende politische Zielsetzungen: 

> Quecksilber: Die substituierbare Nutzung von Quecksilber 
sowie die anthropogenen Emissionen von Quecksilber in 
Luft, Wasser und Böden sollen bis 2050 gestoppt werden. 
In diesem Zusammenhang soll die Minamata-Konvention 


den Nachfrage kann im Wesentlichen durch Auswei- 
tung der landwirtschaftlich genutzten Flächen oder 
durch Intensivierung der Landnutzung auf bestehen- 
den Flächen begegnet werden. Die Ausweitung land- 
wirtschaftlicher Flächen in bislang ungenutzte natür- 
liche Ökosysteme oder extensiv genutzte naturnahe 
Landschaften ist eine der bedeutendsten Ursachen 
für den Verlust von biologischer Vielfalt und Ökosys- 
temleistungen (MA, 2005) und trägt darüber hinaus 
wesentlich zum anthropogenen Klimawandel bei (IPCC, 
2014c). Daher lautet ein Ziel der Biodiversitätskonven- 
tion, die Verlustrate aller natürlichen Habitate bis 2020 
mindestens zu halbieren und wenn möglich nahe an 
Null zu bringen (CBD, 2010). Die Intensivierung des 
Anbaus mit modernen agrarwirtschaftlichen Metho- 
den geht heute in der Regel mit großflächigen Mono- 
kulturen sowie großzügigem Einsatz von Düngemitteln 
(z.B. Stickstoff: SRU, 2015: 177 ff.) und Pestiziden ein- 
her. Dies sind wichtige Faktoren für den Verlust biolo- 
gischer Vielfalt wie auch für Land- und Bodendegrada- 
tion. Eine Intensivierung der Landwirtschaft mit nach- 
haltigen Methoden unter Bewahrung der Bodenqualität 
und der biologischen Vielfalt ist daher eine der zent- 
ralen Herausforderungen der Großen Transformation 
(WBGU, 2011:317). Die vom WBGU vorgeschlagenen 
Leitplanken sehen vor, den Verlust von biologischer 
Vielfalt und Ökosystemleistungen sowie von Land- und 
Bodendegradation zu stoppen (Kasten 2.3-3). 

Städte sind demnach wichtige Treiber für globale 
Landnutzungstrends. Für eine Transformation der 
Städte zur Nachhaltigkeit kann daher die These aufge- 
stellt werden, dass es keine nachhaltigen Städte ohne 
eine nachhaltige Landwirtschaft geben wird (Ajl, 2014). 

2.33.3 

Städte als Quelle langlebiger anthropogener 
Schadstoffe 

Seit Beginn der Industrialisierung haben die mensch- 
lichen Emissionen langlebiger Schadstoffe stark zuge- 
nommen. Zur Gefährdung durch diese langlebigen 


zügig ratifiziert und umgesetzt werden. 

> Plastik: Die Freisetzung von Plastikabfall in die Umwelt soll 
bis 2050 weltweit gestoppt werden. Vermeidung, Mehr- 
weglösungen und Abbaubarkeit von Plastik sollten dabei 
Hand in Hand gehen. 

> Spaltbares Material: Die Produktion von Kernbrennstoffen 
für den Einsatz in Kernwaffen und für den Einsatz in zivil 
genutzten Kernreaktoren soll bis 2070 gestoppt werden. 
Der Zerstörung von Kernwaffen und der Überführung von 
Beständen an radioaktiven Stoffen in sichere Aufbewah- 
rung sollte höchste Priorität eingeräumt werden. 


anthropogenen Schadstoffe hat der WBGU in seinem 
Politikpapier zu den Sustainable Development Goals 
(WBGU, 2014b) Stellung genommen, auf das sich 
der folgende Text z.T. wortgleich bezieht. Langlebige 
Schadstoffe reichern sich in der Umwelt an und brin- 
gen erhebliche Gefährdungen für menschliche Gesund- 
heit und Umwelt mit sich (ECHA, 2014). Als beson- 
ders kritisch sieht der WBGU die Emission von Fluor- 
chlorkohlenwasserstoffen (FCKW), persistenten orga- 
nischen Schadstoffen (POPs), Quecksilber, Plastik und 
radioaktiven Spaltstoffen. Nicht zuletzt werden diese 
Stoffe in Städten und im städtischen Umland emittiert. 
Nach Ansicht des WBGU sollte ihre Produktion und 
Verwendung so schnell wie möglich eingestellt wer- 
den (Kasten 2.3-4; WBGU, 2014b). Die Emissionsre- 
duktion von FCKW zum Schutz der stratosphärischen 
Ozonschicht und einer Reihe von POPs (wie z.B. DDT) 
zum Schutz von Umwelt und Gesundheit sind bereits 
in eigenen internationalen Abkommen geregelt. Hand- 
lungsbedarf auf städtischer Ebene sieht der WBGU ins- 
besondere bei Quecksilber, Plastik und radioaktiven 
Spaltstoffen. 

Quecksilber 

Quecksilber ist ein giftiges Schwermetall, das in hoher 
Dosierung tödlich wirkt und sich über die Nahrungs- 
kette in Fisch und Meeresfrüchten anreichert. In städ- 
tischen Gebieten sind die Abgase von Kohlekraftwer- 
ken die mit Abstand größte Quelle von Quecksilberbe- 
lastungen (UNEP, 2013a). Filter können den Quecksil- 
bergehalt in den Abgasen von Kohlekraftwerken um 
bis zu 95% verringern. Aber auch andere industri- 
elle Produktionsprozesse wie etwa die Herstellung von 
Zement führen zu Quecksilberemissionen. Auch durch 
den Hausmüll kann bei mangelndem Recycling von z.B. 
Batterien oder Energiesparlampen Quecksilber in die 
Umwelt gelangen. Außerhalb der Städte ist die klein- 
skalige Goldgewinnung in Lateinamerika und Afrika 
mit Abstand die größte Emissionsquelle. Im Jahr 2013 
einigten sich 140 Staaten auf die Minamata-Konven- 
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tion, die zum Ziel hat, die Emissionen von Quecksilber 
zu verringern. Aus Sicht des WBGU ist die Konvention 
jedoch bislang nicht ausreichend anspruchsvoll, um 
Quecksilberemissionen langfristig vollständig zu redu- 
zieren. Bislang ist die notwendige Anzahl an staatlichen 
Ratifizierungen noch nicht erreicht, um sie in Kraft tre- 
ten zu lassen. In diesem Zusammenhang soll die Mina- 
mata-Konvention zügig ratifiziert und umgesetzt wer- 
den. Der WBGU schlägt vor, die substituierbare Nut- 
zung von Quecksilber sowie die anthropogenen Emis- 
sionen von Quecksilber in Luft, Wasser und Böden bis 
2050 zu stoppen (WBGU, 2014b). In jedem Fall sind 
nach Ansicht des WBGU Maßnahmen zur Reduzierung 
von Quecksilberemissionen wie die Umstellung der 
Energieversorgung auf erneuerbare Energiequellen, die 
Vermeidung von Quecksilberemissionen bei industriel- 
len Produktionsprozessen sowie die Substitution von 
Quecksilber in Gebrauchsgütern bzw. der Aufbau von 
Recyclingsystemen unerlässlich. 

Plastik 

Die Produktion von Kunststoffen bzw. Plastik, hat sich 
seit den 1950er Jahren weltweit mehr als verhundert- 
facht und lag 2013 bei mehr als 299 Mio. t pro Jahr 
(PlasticsEurope, 2015). In Entwicklungs- und Schwel- 
lenländern haben Wirtschaftswachstum sowie ver- 
änderte Lebensstile und Produktionsmethoden eine 
starke Zunahme in der Verwendung von Plastik und 
damit auch von Plastikabfall verursacht. Das Aufkom- 
men an Plastikabfällen in Entwicklungsländern mit 
fehlenden Abfallentsorgungssystemen kann eben- 
falls sehr groß sein und wird bei steigender ökonomi- 
scher Entwicklung, zunehmender Urbanisierung und 
Bevölkerungswachstum zunehmen. 

Jedes Jahr gelangen große Mengen an Plastikab- 
fall mangels sicherer Entsorgungs- und Wiederverwer- 
tungsstrategien in die Meere. Jambeck et al. (2015) 
schätzen den jährlichen Eintrag von Plastikmüll in die 
Meere auf 4,8-12,7 Mio. t. Etwa 80 % gelangen über 
Abwasserkanäle, Kläranlagen, industrielle Einleitungen 
oder über Mülldeponien, sowie aus der Landwirtschaft 
oder von verschmutzten Stränden dorthin (Cole et al., 
2011); städtische Quellen haben daran einen erhebli- 
chen Anteil. 

Plastik wird durch Flüsse und Meeresströmungen 
über die Welt verteilt. Es sammelt sich hauptsächlich 
in fünf großen ozeanischen Müllstrudeln sowie an 
Stränden, in der Tiefsee und in Binnenseen. Die Aus- 
wirkungen größerer Plastikteile auf Meeresorganis- 
men und Umwelt sind gut dokumentiert. Plastikteile 
strangulieren und verletzen u. a. Delphine, Robben, 
Schildkröten und Haie. Vögel können das Plastik fres- 
sen und verenden selbst daran oder füttern ihre Jun- 
gen damit (Wilcox et al, 2015). Mikroplastik (Teilchen 


zwischen 1 um und 5 mm) wird ebenfalls von Mee- 
resorganismen aufgenommen und steht im Verdacht, 
sich in der Nahrungskette anzureichern. Es findet sich 
mittlerweile sogar in chinesischem Meersalz (Yang et 
al., 2015). Mikroplastik kann für das Hormonsystem 
schädliche und krebserregende Stoffe wie POPs an 
sich binden und weiter transportieren (Kershaw et al., 
2011; UNEP, 2014:48ff.) und stellt somit eine Gefahr 
für die menschliche Gesundheit dar. Negative Effekte 
von Plastik auf marine Ökosysteme und ihre biologi- 
sche Vielfalt sind also bereits nachweisbar (SCBD und 
STAP, 2012), aber das völlige Ausmaß ihrer Wirkungen 
auf die natürlichen Lebensgrundlagen des Menschen 
und eventuelle sozioökonomische Folgen sind bislang 
nicht absehbar. 

Die Plastikmenge in den Meeren wird ohne Gegen- 
steuerung weiter ansteigen (Jambeck et al., 2015). Der 
WBGU empfiehlt, die Freisetzung von Plastikabfall 
in die Umwelt bis 2050 weltweit zu stoppen (WBGU, 
2014b). Vermeidung, Mehrweglösungen und Abbau- 
barkeit von Plastik sollten dabei Hand in Hand gehen. 
Auf Grund der Ubiquität von Plastikmüll, seiner langen 
Lebensdauer und der auch mittelfristigen Irreversibili- 
tät der Verschmutzung sollten unter dem Aspekt des 
Vorsorgeprinzips auch auf städtischer Ebene Maßnah- 
men zur Reduzierung von Plastikabfall, zur Entsorgung 
von Plastik und zum Aufbau von Wiederverwertungs- 
systemen getroffen werden (Kap. 4.4). 

Spaltbares Material 

Da die Energienutzung zum größten Teil in Städten 
erfolgt, ist auch die Kernenergie und damit auch die vom 
WBGU vorgeschlagene planetarische Leitplanke zu spalt- 
barem Material relevant. Um langfristige Auswirkungen 
einer gefährliche Strahlenexposition zu begrenzen, emp- 
fiehlt der WBGU, ihre anthropogenen Quellen bis 2070 
auf Null zu reduzieren (WBGU, 2014b; Kasten 2.3-4). 
Kernbrennstoffe, d.h. spaltbares Material wie angerei- 
chertes Uran-235, Plutonium-239 und andere radioak- 
tive Spaltprodukte mit langen Halbwertszeiten akkumu- 
lieren aufgrund ihrer Langlebigkeit. Die Bestände und 
die damit verbundenen Gefährdungen wachsen daher 
immer weiter an, sofern die Produktion fortgeführt wird. 
Aus Sicht des WBGU ist ein nukleares Moratorium not- 
wendig, um die Gefährdungen in Grenzen zu halten. Als 
politische Zielsetzung empfiehlt der WBGU, die Pro- 
duktion von Kernbrennstoffen auch für den Einsatz in 
zivil genutzten Kernreaktoren bis 2070 zu stoppen. Vor 
Erreichen des Moratoriums sollten alle Nutzungen und 
Bestände spaltbaren Materials sowie sensible Schritte 
des Brennstoffkreislaufs einer strikten und dauerhaf- 
ten Kontrolle der Internationalen Atomenergieorgani- 
sation unterstellt werden. Der Zerstörung von Kernwaf- 
fen, der Reduzierung der waffenfähigen Bestände und 
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der Überführung von Beständen an radioaktiven Stof- 
fen in sichere Aufbewahrung sollte höchste Priorität ein- 
geräumt werden (WBGU, 2014b). 

2. 3. 3.4 

Städte und die Nutzung von Phosphor 

Phosphor ist als einer der drei Hauptbestandteile von 
Kunstdüngern eine unverzichtbare Ressource für den 
landwirtschaftlichen Anbau von Nahrungs- und Fut- 
termitteln sowie die Herstellung biobasierter Produkte. 
Phosphor ist eine knappe endliche Ressource, da er 
nicht durch andere Stoffe ersetzt oder künstlich her- 
gestellt, sondern nur in hochkonzentriertem Phosphat- 
gestein abgebaut werden kann (WBGU, 2011:47). Die 
Höhe der geschätzten Phosphatgesteinsreserven ist mit 
großen Unsicherheiten behaftet, und in der Literatur zu 
findende Angaben schwanken stark (Reijnders, 2014). 
Neueren Berechnungen zufolge belaufen sich die Reser- 
ven auf etwa 47 bzw. etwa 67 Mrd. t (van Kauwenbergh, 
2010; Heckenmüller et al., 2014). Die Reichweite wird 
je nach Nachfragedynamik auf 30-300 Jahre geschätzt 
(Cordeil und White, 2011; WBGU, 2014b). 

Wegen der Eigenschaft des Phosphors als nicht 
substituierbare Erdsystemressource von strategischer 
Bedeutung u. a. für die Welternährung hat der WBGU 
eine planetarische Leitplanke zum Stopp des Verlusts 
von Phosphor vorgeschlagen (Kasten 2.3-5). Aufgrund 
der Endlichkeit der Vorkommen von Phosphatgestein 
sowie deren geographisch ungleicher Verteilung, star- 
ken Preisschwankungen für Phosphat und des eben- 
falls ungleichen Zugangs zu Kunstdünger in verschie- 
denen Ländern hält der WBGU Maßnahmen zur effizi- 
enten Nutzung und zum Recycling jetzt schon für welt- 
weit sinnvoll (WBGU, 2014b). 

Städte sind aufgrund des hohen Aufkommens an 
Abwässern und Abfall für das Phosphorrecycling von 
großer Bedeutung. Der WBGU legt daher im Transforma- 
tionsfeld „Materialien und Stoffströme" einen Schwer- 
punkt auf den Umgang mit Phosphor (Kap. 4.4.2); dort 
werden auch Lösungsansätze in der Stadt diskutiert. 

2.3.4 

Lokale Umweltprobleme in Städten 


2. 3.4.1 

Luftverschmutzung 

Die Belastung mit Luftschadstoffen ist eines der wich- 
tigsten urbanen Umweltprobleme weltweit und in den 
sich schnell industrialisierenden Regionen eines der 
drängendsten Probleme. Weltweit wurden im Jahr 
2012 der Luftverschmutzung innerhalb und außerhalb 
von Gebäuden insgesamt etwa 7 Mio. vorzeitige Todes- 


Kasten 2.3-5 

Planetarische Leitplanke zum Verlust von 
Phosphor 

Als planetarische Leitplanke schlägt der WBGU vor, den 
Verlust von Phosphor zu stoppen (WBGU, 2014b). Für die 
Umsetzung sieht der WBGU vor, dass bis 2030 die globale 
Primärdüngung mit Phosphor standortspezifisch optimiert 
werden soll. Bis 2050 soll die Freisetzung nicht rückgewinn- 
baren Phosphors gestoppt sein, so dass seine Kreislauffüh- 
rung weltweit erreicht werden kann. 


fälle zugeschrieben, vor allem aufgrund von Kreislauf- 
und Atemwegserkrankungen (WHO, 2014a, b; WHO 
Europe, 2015a: 3; Kap. 4. 5. 4. 3). Damit ist die Luft- 
verschmutzung das größte Umweltgesundheitsrisiko 
überhaupt (WHO, 2014c). Städte, insbesondere große 
Städte, sind davon besonders betroffen (WMO und 
IGAC, 2012). Feinstaub ist dabei das wichtigste Pro- 
blem (Abb. 2.3-6); aber auch Emissionen verschiede- 
ner Gase (z.B. CO, S0 2 , NO x , bodennahes Ozon) sind 
gesundheitsschädigend. Die Emissionen erfolgen aus 
Verbrennungsprozessen, insbesondere bei der Ener- 
gieerzeugung durch fossile Kraftwerke, im Verkehr und 
der Industrie, aber auch aus Gebäudeheizungen und 
offenen Feuern aller Art. Weltweit atmen nur etwa 160 
Mio. Stadtbewohner saubere Luft (GEA, 2012:1380). 
Die Folgekosten sind extrem hoch. Für die europäische 
WHO-Region wurden für das Jahr 2010 die ökonomi- 
schen Kosten der Gesundheits- und Todesfolgen durch 
Luftverschmutzung auf 1.575 Mrd. US-$ geschätzt 
(WHO Europe, 2015a). UNEP (2014:43) schätzt die 
Kosten für OECD-Länder auf 1.700 Mrd. US-$ für das 
Jahr 2010 und auf 1.400 Mrd. US-$ allein für China. 

Die Wirkungen reichen weit über die Städte hinaus 
und beeinflussen auch die Ökosysteme der umliegen- 
den Region, z.B. durch Nährstoffeinträge oder sauren 
Regen (Grimm et al., 2008). Die Belastung mit boden- 
nahem Ozon schmälert zudem die Erträge wichtiger 
Nahrungspflanzen wie Weizen oder Reis, wobei etwa 
40% der Verluste in China und Indien zu verzeichnen 
sind (van Dingenen et al., 2009). 

Ein klassisches Beispiel ist die Luftverschmutzung in 
London, die vom 19. bis in die Mitte des 20. Jahrhun- 
derts vor allem aufgrund der Verfeuerung schwefelhal- 
tiger Kohle stark zunahm, bis sie im Dezember 1952 
im „Great Smog" oder „Big Smoke" kulminierte (mit 
einem Partikeldurchmesser kleiner als 10pm, PM 10 , in 
der Größenordnung von 3.000 pg pro m 3 ; Abb. 2.3-4), 
der die Straßen verdunkelte und innerhalb weniger 
Tage mehrere Tausend Todesopfer forderte (Davis et 
al., 2003). Die Luftqualität in London ist heute um ein 
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PM 10 -Konzentrationen [pg/m 3 ] 

O <20 (WHO-Standard) 

O 20-30 (Ziel 3) 

O 30-50 (Ziel 2) 

• 50-70 (Ziel 1) 

• >70 (über Ziel 1) 


Gefährdung: Quintile [Personenpg/m 3 ] 

o 85.741- 4.050.173 

O 4.050.173- 7.939.338 

O 7.939.338- 15.898.968 

Q 15.898.968- 38.746.313 

Q 38.746.313-2.538.095,144 




Abbildung 2.3-6 

Gesundheitsgefährdung durch Feinstaub (mit einem Partikeldurchmesser kleiner als 10 gm - PM 10 ) in 3.200 Städten. 
Gefährdung [Personen • gm/m 3 ] = PM 10 -Konzentration ■ Stadtbevölkerung. Die Größe der Kreise zeigt die Gefährdung an 
(Quintile], die Farbe der Kreise entspricht der PM 10 -Konzentration (Bereich: 7-358 gm/m 3 ]. 

Quelle: Seto et al., 2014 nach Daten aus GEA, 2012: 1381 


vielfaches besser, da die Kohleöfen in Fabriken, Kraft- 
werken und Heizungen durch Öl- und Gasheizungen 
ersetzt oder mit Filtern versehen wurden. Die heutige 
Luftverschmutzung wird vor allem durch Emissionen 
des Verkehrs verursacht. Ihre Intensität ist in London 
aber aus gesundheitlicher Sicht immer noch zu hoch: 
Feinstaub und Stickoxide beispielsweise verursachten 
im Jahr 2010 mehr als 9.400 vorzeitige Todesfälle (Wal- 
ton et al., 2015). 

Heute hat sich das Problem extremer Luftverschmut- 
zung in die schnell wachsenden Metropolen in Schwel- 
lenländern (vor allem in Asien und teils auch Latein- 
amerika) verlagert. Alle Megastädte überschreiten die 
von der WHO vorgeschlagenen Werte für Feinstaub 
(PM 10 ; WMO und IGAC, 2012). Besonders China und 
Indien machen heute in den Großstädten sehr ähnliche 
Erfahrungen wie London vor 70 Jahren. Die Luftbelas- 
tung in chinesischen und indischen Großstädten liegt 
häufig weit über den gesundheitlich unbedenklichen 
Werten (Kap. 4. 5. 4. 3). So werden z.B. in Beijing im 
Winter immer wieder Extremwerte gemessen, die das 
Zwanzigfachen des von der WHO empfohlenen Werts 
für PM 25 betragen (The Lancet, 2014). In den letzten 
10 Jahren hat die Luftverschmutzung in China um etwa 
50% zugenommen und steigt trotz neuer Standards 
und Gegenmaßnahmen weiter. Die Luftverschmutzung 
ist eine der häufigsten Todesursachen in China (Yang et 
al., 2013; Lelieveld et al., 2015) und zählt daher sicher- 


lich zu den drängendsten politischen Herausforderun- 
gen. Die chinesische Regierung hat mit Strategien und 
Maßnahmen zur Luftreinhaltung reagiert (Qiu, 2014). 

Die relative Bedeutung der einzelnen Stoffe hängt 
vom Entwicklungsstand der Städte ab. So sind Blei und 
Schwefeldioxid in Entwicklungsländern immer noch ein 
großes Problem, in Industrieländern nicht mehr. Die 
Luftverschmutzung folgt grob einer Umwelt- Kuznets- 
kurve (Abb. 2.3-2b); d.h. mit zunehmender Entwick- 
lung sind in OECD-Ländern die Belastungen eher rück- 
läufig, während die schnell wachsenden Entwicklungs- 
länder noch einen rasanten Anstieg der urbanen Luft- 



Abbildung 2.3-7 

Luftverschmutzung durch Autoverkehr in Manila, Philippinen. 
Quelle: Frauke Kraas/WBGU 
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I I Beijing 
I I Mexiko-Stadt 
□ Los Angeles 


Abbildung 2.3-8 

Entwicklung der Luftverschmutzung in drei etwa gleich 
großen Megastädten (Beijing, Mexiko-Stadt, Los Angeles! am 
Beispiel von Feinstaub (PM 10 : dünne, schattiert unterlegte 
Linien) und bodennahem Ozon (0 3 : dicke, durchgezogene 
bzw. gepunktete Linien). Schwarze, gestrichelte Linie: 
durchschnittliche Stadtgröße (Anzahl der Einwohner) der drei 
Städte. 

Quelle: WMO und IGAC, 2012:290 

Verschmutzung erleben (Abb. 2.3-2b, 2.3-7, 2.3-8). 
In Europa konnte die Belastung durch Luftverschmut- 
zung nach Jahrzehnten erfolgreicher Umweltpolitik 
erheblich verringert werden (z.B. Deutschland: SRU, 
2015: 106). Dennoch werden in vielen großen Städten 
die Grenzwerte etwa für Stickoxid und Feinstaub regel- 
mäßig überschritten, so dass weiterhin Handlungsbe- 
darf besteht (Langrish und Mills, 2014). 

Die Bekämpfung der Luftverschmutzung ist eine 
Strategie, die sich in mehrfacher Hinsicht auszahlt: 
Es werden viele vorzeitige Todesfälle und erhebliche 
gesellschaftliche Gesundheitskosten vermieden und die 
Lebensqualität in den Städten entscheidend verbessert. 
Gleichzeitig bedeutet die für die Bekämpfung der Luft- 
verschmutzung unverzichtbare Abkehr von der Kohle 
einen Zusatznutzen für den Klimaschutz. Auch der 
Schwenk des urbanen Verkehrs weg von fossilen Kraft- 
stoffen und hin zur Elektromobilität bedeutet einen 
Zugewinn für die Felder Luftverschmutzung, Klima- 
schutz, Lärmbelästigung und Lebensqualität. Diese 
aus systemischer Sicht hochwillkommenen positiven 
Wechselwirkungen werden im Kasten 4.5-4 näher the- 
matisiert. 


2. 3.4. 2 

Übernutzung und Verschmutzung von 
Wasserressourcen 

Hydrologischer Fußabdruck von Städten 
Rund die Hälfte aller Städte weltweit mit mehr als 
100.000 Einwohnern liegen in Regionen, die von 
hydrologischer Wasserknappheit betroffen sind (Rich- 
ter et al., 2013:335; Abb. 2.3-9). Insgesamt stammen 
rund 30% des globalen Wasserbedarfs aus städtischen 
Siedlungen (WWAP, 2009). Stadtregionen decken 
ihren Bedarf häufig aus Gebieten, die weit jenseits der 
städtischen Verdichtungszonen liegen. Dies wird auch 
hydrologischer Fußabdruck einer Stadt oder City Blue- 
print genannt (van Leeuwen, 2013). 

In China ist derzeit das größte Wassertransferpro- 
jekt der Welt im Bau. Vom Drei-Schluchten-Staudamm 
ausgehend sollen gigantische Mengen Trinkwasser aus 
dem Jangtsekiang in die Nordprovinzen gepumpt wer- 
den. Dort leiden viele Städte, u. a. Beijing mit 25 Mio. 
Einwohnern und sieben andere Städte mit mehr als 2 
Mio. Einwohnern unter Wassermangel. Im Januar 2015 
wurde der zentrale Teilabschnitt des Kanalsystems mit 
einer Länge von 1.400 km eingeweiht. Bis 2050 sollen 
alle Kanäle des Süd-Nord-Wassertransferprojekts jähr- 
lich rund 45 Mrd. m 3 Wasser in den Norden transpor- 
tieren und mehr als eine halbe Milliarde Menschen mit 
Wasser versorgen (Lee, 2015: 9). Webber at al. (2015) 
weisen jedoch darauf hin, dass die Wasserknappheit im 
Norden Chinas eher ein Managementproblem darstellt 
als ein Problem der Verfügbarkeit natürlicher Vorkom- 
men. In Indien ist mit dem River Interlinking Project ein 
ähnliches Megaprojekt in der Diskussion. 

Ein noch wenig beachtetes, weil nicht lokal oder 
regional wirksames Phänomen, ist der teilweise weit 
reichende hydrologische Fußabdruck europäischer und 
nordamerikanischer Städte durch die Nutzung „virtuel- 
len Wassers" in importierten Produkten. Der Begriff „vir- 
tuelles Wasser" steht für die Wassermenge, die in einem 
Produkt und seiner Herstellung oder einer Dienstleis- 
tung steckt. Beispielsweise wird mit dem Import einer 
Orange aus einem mediterranen Trockengebiet virtuell 
auch das Wasser aus dieser Region importiert, das zur 
Produktion dieser Orange verwendet wurde. 

Grundwasser 

In Städten ohne ausreichende oberirdische Wasserres- 
sourcen werden Grundwasservorräte zur Wasserversor- 
gung genutzt. Die entnommene Menge übersteigt sehr 
häufig die natürliche Regenerationsrate. Das Ergebnis 
sind sinkende Grundwasserspiegel, Salzwasserintrusion 
sowie ein Absinken von Landmassen. Die urbane Ober- 
flächenversiegelung wirkt dabei verstärkend, da sie den 
schnellen Abfluss der Niederschläge fördert und damit 
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Abbildung 2.3-9 

Von Wasserknappheit betroffene Städte weltweit. Städte mit über 100.000 Einwohnern in Regionen mit temporärer oder 
permamenter hydrologischer Wasserknappheit. Rund die Hälfte aller Städte mit mehr als 100.000 Einwohnern liegen in 
Wassereinzugsgebieten, die im Laufe eines Jahres von hydrologischer Wasserknappheit betroffen sind. 

Quelle: Richter et al., 2013 


die Wasseraufnahme im Stadtgebiet erschwert (Obern- 
dorfer et al., 2007). 

Besonders hohe Wachstumsraten der Grundwasser- 
entnahme sind in Indien, Pakistan und Iran zu beob- 
achten, während sich die USA und China nach hohen 
Zuwächsen auf einem hohen Niveau eingependelt 
haben (WWAP, 2012:90). In Mexiko-Stadt stammen 
beispielsweise rund 72 % des Trinkwassers aus Aqui- 
feren, die sich nur sehr langsam wieder auffüllen und 
die teilweise bereits um bis zu 10 m abgesunken sind 
(Benton-Short und Short, 2013:201). Damit verbun- 
den war eine Absenkung der Landmassen um bis zu 
9 m (WWAP, 2012: 89). Auch im chinesischen Hai River 
Basin ist in den letzten Dekaden der Grundwasserspiegel 
aufgrund von Übernutzung um 50-90 m gesunken, mit 
der Folge von Salzwasserintrusion und einem Absinken 
der Landmassen um mehrere Meter in Beijing, Shang- 
hai undTianjin (UNDP, 2006: 144). In Europa sind laut 
UNDP 53 von 126 küstennahen Grundwassereinzugs- 
gebieten von Salzwasserintrusion betroffen. 

Wasserverschmutzung 

Da die künftige Urbanisierung vor allem in Entwick- 
lungs- und Schwellenländern stattfinden wird und 
die Städte dort in der Regel bereits heute über nur 
unzureichende Abwasserinfrastrukturen verfügen, ist 
ohne sofortige Gegensteuerung mit einer deutlichen 
Zunahme der Risiken für Mensch und Umwelt zu rech- 
nen (Corcoran et al., 2010). Beispielsweise werden in 
Jakarta, einer Stadt mit mehr als 9 Mio. Einwohnern, 
weniger als 3 % der täglichen anfallenden Abwässer in 
einer Aufbereitungsanlage behandelt (Corcoran et al., 
2010:26). Auch in Lahore und Karachi wird der über- 
wiegende Anteil der Abwässer (Lahore: 60%, Kara- 


chi: 80%) ungeklärt in die Umwelt geleitet; durch 
Wasser übertragene Erkrankungen sind hier weit ver- 
breitet (UNDP, 2006:50). Besonders risikoreich ist es, 
wenn zu den städtischen Abwässern unbehandelte 
Industrieabwässer hinzukommen (WWAP, 2012:89). 
Die Einleitung unbehandelter Abwässer hat zu erheb- 
licher Kontamination der Wasserressourcen in den Ein- 
zugsgebieten von Städten wie New Delhi, Lagos, Kairo 
oder Mexiko-Stadt geführt (Benton-Short und Short, 
2013:311). Durch Einleitungen aus den Abwässern 
von Buenos Aires enthält der Riachuelo-Fluss Konzen- 
trationen von Zink, Blei und Chrom, die den argenti- 
nischen Grenzwert um das 50fache übersteigen; nur 
rund 5% der Abwässer werden behandelt (Engel et 
al., 201 1: 6, 26). Unbehandelte Abwässer führen neben 
Gesundheitsproblemen auch zur Kontamination des 
Grundwassers sowie zu Euthrophierung und der Ent- 
stehung sauerstoffarmer Zonen (dead zones) in Mee- 
ren und Süßwasserbereichen. 

Angesichts dieser prekären Lage weisen UNEP und 
UN-Habitat darauf hin, dass im Abwasserbereich völ- 
lig neue Dimensionen von Investitionen in Abwasser- 
infrastruktur erforderlich sind, die so schnell wie mög- 
lich getätigt werden müssen (Corcoran et al., 2010: 11). 
Aus Sicht des WBGU zählt der Aufbau leistungsfähiger 
urbaner Abwasserinfrastrukturen daher zu einer der 
Herausforderungen, denen mit transformativen Maß- 
nahmen begegnet werden muss, um einen grundsätzli- 
chen Systemwandel zu bewirken. 
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2. 3.4.3 
Abfall 

Der Umgang mit Abfall ist eine der größten Herausfor- 
derungen für Städte (UN-Habitat, 2010b). Die jähr- 
lich anfallende Gesamtmenge an Abfall aus Siedlun- 
gen sowie Industrie und Gefahrstoffe beträgt mehr 
als 4 Mrd. t (ISWA, 2012). Industrieabfälle müssen 
je nach Herkunft und Produktionsprozess gesondert 
und von Fall zu Fall betrachtet werden, ebenso wie 
Gefahrstoffe (z.B. Giftmüll) und radioaktive Schad- 
stoffe (Kap. 2. 3. 3. 3). Da aber die Ströme von Sied- 
lungs- und industriellen Abfällen in der Praxis häufig 
miteinander vermischt und gemeinsam deponiert oder 
verbrannt werden, ist eine völlig getrennte Darstellung 
kaum möglich (UNEP, 2012b: 168). Dies betrifft auch 
die zunehmenden neuen Probleme z.B. durch Elektro- 
schrott (Kap. 4.4.3) oder hormonell wirksame Substan- 
zen. In diesem Kapitel geht es vor allem um Siedlungs- 
abfall (Abb. 2.3-10). 

Die globale Menge von Siedlungsabfällen hat sich im 
letzten Jahrhundert verzehnfacht und wird derzeit auf 

1.3 Mrd. t pro Jahr geschätzt (Hoornweg und Bhada- 
Tata, 2012); andere Quellen nennen 1, 6-2,0 Mrd. t 
pro Jahr (ISWA, 2012). Es wird erwartet, dass sich 
der Trend fortsetzt, so dass es bis 2025 zu einer Ver- 
dopplung und bis 2100 sogar zu einer Verdreifachung 
der Mengen kommen könnte (Hoornweg et al., 2013). 
Die OECD-Länder generieren mit 1,75 Mio. t pro Tag 
den meisten Müll (Hoornweg et al., 2013). Der Trend 
zu Abfallreduktion und Recycling führt dazu, dass der 
Höhepunkt der pro Person erzeugten Müllmengen in 
dieser Ländergruppe noch vor 2025 erwartet wird; in 
den USA ist dieser „peak waste" bereits erreicht (Ben- 
ton-Short und Short, 2013: 381). In Entwicklungs- und 
Schwellenländern sind die Pro-Kopf-Mengen an Sied- 
lungsabfall zwar noch erheblich geringer (Abb. 2.3-1 1), 
werden aber voraussichtlich mit steigenden Einkom- 
men und durch den Trend zu vermehrtem Konsum noch 
längere Zeit ansteigen. Daher wird nach Hoornweg et 



Abbildung 2.3-10 

Informelle Müllsammler durchsuchen die Mülldeponie in 
Urali Devachi in der Nähe der indischen Stadt Pune nach 
recycelbaren Materialien, um diese an Zwischenhändler zu 
veräußern. 

Quelle: Mareike Kroll/WBGU 

al. (2013) der globale Höhepunkt des Siedlungsabfall- 
aufkommens wahrscheinlich nicht in diesem Jahrhun- 
dert erreicht werden. 

Abfall ist vor allem in Städten ein Problem, denn 
die Abfallmengen sind aufgrund der hohen Siedlungs- 
dichte stärker konzentriert (Hoornweg und Bhada- 
Tata, 2012). Darüberhinaus sind die durchschnittli- 
chen Abfallmengen pro Person in der Stadt höher als 
auf dem Land, da die städtischen Einkommen über dem 
Landesdurchschnitt liegen und dadurch mehr konsu- 
miert werden kann. Auch haben auf dem Land organi- 
sche Abfälle einen größeren Anteil am Abfall, so dass 
die dezentrale Verwertung einfacher ist. 

Die Abfallwirtschaft ist ein global relevanter Wirt- 
schaftszweig mit einem „global value" von 433 Mrd. 
US-$ jährlich (ISWA, 2012). In den Budgets der gro- 
ßen Städte in Entwicklungs- und Schwellenländern ist 
die Abfallwirtschaft häufig der größte Ausgabenposten 
(Hoornweg und Bhada-Tata, 2012) und oft ein Teil der 


Abbildung 2.3-11 

Weltweite Verteilung des 
Siedlungsabfalls pro Person. 
Quelle: Gardner, 2012 
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Hierarchie der 
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aus Nachhaltigkeitssicht. 
Quelle: Hoornweg und 
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informellen Wirtschaft; etwa 15 Mio. Menschen finden 
dort Arbeit (UN-Habitat, 2013a; Abb. 2.3-10). Dort 
werden Wertstoffe - oft unter riskanten und gesund- 
heitsschädigenden Arbeitsbedingungen - mit einfa- 
chen Techniken aus dem Abfallstrom geholt und recy- 
celt (Kasten 5.3-2). Diese Arbeit wird in der Regel von 
den ärmsten Bevölkerungsschichten geleistet, deren 
Gesundheit dadurch erheblich gefährdet wird (UNEP, 
2012b:175). Hier finden sich Ansatzpunkte für eine 
Verbesserung der Lebensbedingungen bei gleichzeiti- 
gem Ausbau eines effektiven Recyclingsystems (ISWA, 
2012 ). 

Durch die immer engere Integration der Städte in die 
globale Wirtschaft ist Abfall längst zum internationa- 
len Handelsgut geworden; z. B. werden Schiffe in Indien 
abgewrackt und es wird in stark zunehmender Menge 
Elektronikmüll nach Afrika exportiert (z. B. Accra: 
Bullinger und Röthlein, 2012: 221). In Kapitel 4.4.3 
wird näher auf das besonders kritische Thema Elektro- 
schrott eingegangen. Auch für Sekundärrohstoffe aus 
Recycling (z. B. Papier, sortenreines Plastik) gibt es 
einen Weltmarkt. Der Wert der gehandelten Metalle 
aus Schrott und Recycling sowie von Papier und Pappe 
beträgt mindestens 30 Mrd. US-$ pro Jahr (Hoornweg 
und Bhada-Tata, 2012: 27). China hat 2010 mehr als 7,4 
Mio. t Plastikabfall, 28 Mio. t Altpapier und 5,8 Mio. t 
Schrott importiert (ISWA, 2012). 

Umweltprobleme durch städtischen Abfall 
Insbesondere das völlige Fehlen von Abfallinfrastruk- 
tur, vor allem also Sammlung und Abtransport, hat 
erhebliche negative Auswirkungen auf die öffentliche 
Gesundheit. Die Entsorgung fester Abfälle geschieht in 
den meisten Regionen auf Deponien außerhalb oder 
am Rande der Städte. Solche Deponien verfügen häufig 
über keine besonderen Schutzvorkehrungen und füh- 
ren zur Kontamination von Oberflächengewässern oder 
Grundwasser (Hoornweg und Bhada-Tata, 2 0 1 2 : 2 5 f f . ) . 
Ein Umweltproblem mit Fernwirkung sind die Emissi- 


onen von C0 2 und Methan aus den Deponien, die im 
Jahr 2010 etwa 3 % zu den gesamten globalen Treib- 
hausgasemissionen beigetragen haben (Kap. 2.3.3. 1; 
IPCC, 2014c: 385). In vielen Städten in Entwicklungs- 
und Schwellenländern ist es üblich, das Müllaufkom- 
men durch dezentrale Verbrennung zu reduzieren, etwa 
durch offene Feuer am Straßenrand oder auf Deponien 
(Kasten 5.3-2). Der Rauch und die Verbrennungsgase 
sind stark gesundheitsgefährdend (Kap. 4. 5. 4. 3; UNEP, 
2012b:184). Auch wenn der Abfall in Müllverbren- 
nungsanlagen mit unzureichenden Umweltstandards 
thermisch verwertet wird, können Luftverschmutzung 
und toxische Stoffe in den Abgasen und der Asche zu 
Umweltproblemen führen. Nicht zuletzt gelangen als 
Folge unzureichender Abfallbehandlung Millionen Ton- 
nen Plastikabfall in die Meere und schädigen die marine 
Umwelt (Kap. 2. 3. 3.3; WBGU, 2013). 

Optionen beim Umgang mit Abfall 
Es wird geschätzt, dass mehr als die Hälfte der Weltbe- 
völkerung keinen Zugang zu einer zumindest elementa- 
ren Abfallentsorgungsinfrastruktur hat, wie z.B. regel- 
mäßige Sammlung und kontrollierte Deponien (ISWA, 
2012). Etwa 70% des global eingesammelten Sied- 
lungsanfalls werden deponiert, 1 1 % werden verbrannt 
und die restlichen 19% werden recycelt, kompostiert 
oder anders verwertet (ISWA, 2012). In der Regel wer- 
den die drei Methoden in unterschiedlichen Anteilen 
kombiniert. Deponien können enorme Ausmaße errei- 
chen: Die mittlerweile geschlossene Deponie Fresh Kills 
auf Staten Island, in der täglich bis zu 17.000 t Abfall 
aus New York City eingelagert wurden, bedeckt heute 
890 ha und gilt als die größte jemals von Menschen- 
hand geschaffene Struktur (Benton-Short und Short, 
2013:384). Selbst innerhalb der OECD wird etwa drei- 
mal so viel Abfall in geordneten Deponien mit Grund- 
wasserbarrieren oder in Müllverbrennungsanlagen ent- 
sorgt, als recycelt wird. Auch in Entwicklungs- und 
Schwellenländern gibt es Recycling, bei dem von Hand 
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die vermarktungsfähigen Reststoffe (z.B. Aluminium, 
Glas) aussortiert werden (Kasten 5.3-2). Diese oft 
informellen Abfallsysteme können sehr effektiv sein; 
sie sollten genutzt und verbessert werden (UN-Habitat, 
2010b: xix). Die verschiedenen Optionen beim Umgang 
mit Abfall lassen sich aus Nachhaltigkeitssicht in einer 
Hierarchie gliedern (Abb. 2.3-12). 

Nach Ansicht des WBGU muss letztlich das Ziel einer 
nachhaltigen Abfallwirtschaft sein, den Übergang zu 
einer möglichst vollständigen Kreislaufwirtschaft noch 
in diesem Jahrhundert zu erreichen. Eine nahezu voll- 
ständige Verwertung von Abfall und der weitgehende 
Verzicht auf Müllverbrennung und Deponien sind 
technisch umsetzbar. Dazu sind langfristige, integrierte 
Strategien notwendig (Kap. 4.4.4, 9. 3. 2. 2). 

2. 3.4.4 
Klimarisiken 

Viele der Risiken, die durch die anthropogene Erder- 
wärmung entstehen, betreffen Städte (Revi et al., 
2014a). Der Klimawandel wird zu häufigeren, stärke- 
ren oder länger andauernden Extremereignissen füh- 
ren, wie z.B. Starkniederschlägen, Hitzewellen, Dür- 
ren und Sturmfluten. Er lässt den Meeresspiegel stei- 
gen und die Gletscher schwinden. 

Dies wird tiefgreifende Auswirkungen auf ein brei- 
tes Spektrum städtischer Funktionen, Infrastrukturen 
(etwa Kaskadeneffekte auf Wasser-, Energie-, Sani- 
tär-, Transport- und Kommunikationsinfrastrukturen) 
und Dienstleistungen haben und kann bestehende Pro- 
bleme weiter verstärken. Die potenziellen Auswirkun- 
gen des Klimawandels in Städten hängen von der geo- 
graphischen Lage der Ballungsräume, der Robustheit 
gegenüber Wetterextremen (etwa der Infrastruktur), 
der Bausubstanz, der Verwundbarkeit der Bevölkerung 
und den Krisenbewältigungskapazitäten ab. 

Die schnelle Urbanisierung und das schnelle Wachs- 
tum großer Städte in Entwicklungs- und Schwellen- 
ländern führen zu einem Zunahme vulnerabler städti- 
scher Gemeinden in informellen Siedlungen (Revi et al., 
2014a). Durch den Urbanisierungstrend werden die mit 
dem Klimawandel einhergehenden Risiken für Städte 
daher vielfach verschärft. Dabei sind auch die Risi- 
ken in Städten ungleich verteilt: So haben ärmere Teile 
der Bevölkerung oft weniger Kapazitäten zur Anpas- 
sung an veränderte Umweltbedingungen und wohnen 
zudem häufig in Gefährdungsgebieten. 

Tabelle 2.3-1 zeigt eine Übersicht, welche Klima- 
folgen auf städtische Bedürfnisse negativ einwirken 
können. 


Meeresspiegelanstieg, Überflutungen und 
Gletscherschmelze 

Großstädte in flachen Küstengebieten und in Fluss- 
ebenen gelten in den nächsten Jahrzehnten als beson- 
ders gefährdet, viele davon liegen in Asien (Revi et al., 
2014a: 552). Bei einer Erwärmung um 3-5 °C ist bis 
zum Ende des Jahrhunderts mit einem Meeresspie- 
gelanstieg von 0,45-0,82 m zu rechnen (Mittelwert 
0,63 m; Szenario RCP 8.5; IPCC, 2013). Da viele städ- 
tische Verdichtungsräume in flachen Küstenzonen lie- 
gen, bestehen hier besonders hohe Gefährdungsrisiken 
durch eine Kombination von Meeresspiegelanstieg, 
Absenkung der Landmassen durch hohe Auflasten 
(Bebauung) und Grundwasserübernutzung, Sturmer- 
eignissen sowie Überflutungen. Insbesondere Hafen- 
städte, wie auch Standorte petrochemischer Industrie 
und Energieerzeugung sind betroffen. Die Überflutung 
sanitärer Anlagen lässt Gesundheitsrisiken durch was- 
serbezogene Krankheiten entstehen. 

Es wird geschätzt, dass sich bereits bei einem Anstieg 
des Meeresspiegels um einen halben Meter die Zahl der 
gefährdeten Menschen mehr als verdreifachen und der 
Umfang der gefährdeten Vermögenswerte sich mehr 
als verzehnfachen könnten (Hanson et al., 2011). Ent- 
lang dicht besiedelter Küstenzonen und insbesondere 
in Hafenstädten, die wichtige Umschlagplätze für Güter 
sind oder in denen sich große Industrieanlagen befinden, 
würden durch den Meeresspiegelanstieg große Vermö- 
genswerte vernichtet. Zu den 20 am meisten gefährde- 
ten Städten in Bezug auf Menschen und Vermögens- 
werte zählen nach dieser Studie: Mumbai, Guangzhou, 
Shanghai, Miami, Ho-Chi-Minh-Stadt, Kolkata, New 
York, Osaka-Kobe, Alexandria, Tokyo, Tianjin, Bang- 
kok, Dhaka und Hai Phong. Nimmt man nur die Ver- 
mögenswerte als Kriterium, stehen Städte wie Miami, 
New York, Tokyo, New Orleans, Guangzhou, Shanghai 
und Tianjin ganz oben auf der Gefährdungsliste. Ohne 
Anpassungsmaßnahmen sind substanzielle Steigerun- 
gen von Flutschäden zu erwarten. Rechtzeitige Anpas- 
sung kann hier zumindest vorübergehend die meisten 
Schäden verhindern. Bei ungebremstem Klimawandel 
wird in vielen der genannten Städte Rückzug allerdings 
die einzige verbleibende Anpassungsoption sein. Auch 
viele europäische Länder (Niederlande, Deutschland, 
Frankreich, Belgien, Dänemark, Spanien und Italien) 
werden ihre Küstenschutzmaßnahmen ausbauen müs- 
sen. In einigen Küstenzonen Europas wird ein organi- 
sierter Rückzug (managed retreat) wahrscheinlich (d. h. 
mit einer Wahrscheinlichkeit von mehr als 66%) unver- 
meidbar (IPCC, 2014b). 

Viele Städte in Gebirgsvorländern beziehen Wasser 
aus Gletschergebieten. Gletscherschmelze kann zu Über- 
schwemmungen und Erdrutschen führen und langfristig 
einen Verlust von Trinkwasserressourcen bedeuten. 
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Tabelle 2.3-1 

Übersicht verschiedener Klimarisiken für städtische Bedürfnisse. 

Quelle: WBGU; Bildquellen: Symbol für den Meeresspiegelanstieg: http://www.climatedots.org/; alle anderen Symbole: 
https://openclipart.org/ 


Städtische Bedürfnisse 
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(Trink-)Wasserversorgung 

Wasserknappheit 
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Kontamination bei Überschwemmungen 

# © £\ 

Ernährungssicherheit 

Steigende Lebensmittelpreise 
durch Ernteausfälie 

& '■ i 

Energieversorgung 

Überschwemmungen 

© ^ 


Ausfall Wasserkraft 


Körperliche Unversehrtheit / 
Gesundheit 

Extremereignisse, Überschwemmungen, 
Hitzewellen, Stürme 
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Wasserbürtige Krankheiten durch 
Überschwemmungen 

^ ^ 


Medizinische Unterversorgung durch 
Unterbrechungen von Wertschöpfungsketten 
bei Extremereignissen 

▼ 

Transportwege und Gebäude 

Überschwemmungen 

Stürme 

0 # £\ 

Politische Stabilität 

Migrationsströme bei Extremereignissen, 
Erosion und Unterversorgung in 
ländlichen Gebieten 

i 


Soziale Unruhen durch besondere 
Klimavulnerabilität in Armenvierteln 

▼ 1 

Finanzstabilität 

Sturmschäden 



Verminderte Produktionskapazitäten 
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Meeresspiegelanstieg 



Gletscherschmelze 
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Hitzewellen 


Extremniederschlag 


Dürren 


Stürme 
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Temperaturanstieg, Stadtklima und Hitzeinseln 
Die dichte Bebauung in Städten, die u.a. mit einer 
geringeren Reflektivität und geänderten Windverhält- 
nissen verbunden ist, die im Vergleich zum Umland 
reduzierte Vegetation und ein höherer Energieumsatz 
pro Fläche führen zu einem geänderten Mikroklima, 
das sich u. a. durch erhöhte Temperaturen auszeichnet 
(Oke, 1987,1997; Rosenzweig et al., 2011). Dieser als 
urbane Hitzeinsel (Urban Heat Island - UHI) bezeich- 
nete Effekt kann durch die globale Erwärmung ver- 
stärkt werden. Die urbane Erwärmung liegt daher oft 
über dem regionalen Mittel. Nach Analysen des IPCC ist 
selbst bei einem Szenario mit starken Klimaschutzmaß- 
nahmen (Szenario RCP2.6), bei dem die Erwärmung in 
globalen Mittel unterhalb von 2 °C bleibt, in einer Reihe 
von großen Städten unter Berücksichtigung des UHI- 
Effekts bis 2100 eine lokale urbane Erwärmung von bis 
zu 4°C zu erwarten. Bei einem Business-as-usual-Sze- 
nario (Szenario RCP8.5) ist in den meisten Städten min- 
destens mit einem Anstieg von 2,5°C und in einigen 
Städten unter Berücksichtigung des UHI-Effekts sogar 
mit einer Erwärmung von über 5°C zu rechnen (Revi 
et al, 2014a: 554). Häufiger auftretende Hitzewellen 
werden diese Hitzeinseln verstärken, was zu erhebli- 
chen Gesundheitsproblemen führen kann. So können 
Temperaturextreme wie Hitzewellen die menschliche 
Gesundheit direkt negativ beeinflussen, etwa durch 
Hitzestress oder -tod und indirekt durch eine Verstär- 
kung der Luftverschmutzung oder verlängerte Über- 
tragungszeiten von Krankheitserregern aufgrund der 
Erwärmung. Ein extremes Beispiel ist die sommerliche 
Hitzewelle im Jahr 2003, die in Europa zehntausende 
Todesfälle vor allem bei älteren und geschwächten 
Personen gefordert hat (Robine et al., 2008). Außer- 
dem steigt durch hohe sommerliche Temperaturen der 
Bedarf für Gebäudekühlung und damit auch der Strom- 
verbrauch (Santamouris, 2014). 

Dürren und Wasserknappheit 

Auch Dürren können vielfältige Auswirkungen auf 
Städte haben. Wasserknappheit kann zu steigen- 
den Nahrungsmittelpreisen und Versorgungsengpäs- 
sen führen. Ebenso können aber auch der Ausfall von 
Wasserkraftwerken sowie die mangelnde Verfügbarkeit 
von Kühlwasser aus Flüssen die Elektrizitätsproduktion 
einschränken. Die Nutzung von kontaminiertem Was- 
ser, etwa in Folge von Verknappung, kann zu Krankhei- 
ten führen und die Nahrungsmittelverfügbarkeit ein- 
schränken. Dürren in ländlichen Gebieten können dar- 
über hinaus die Binnenflucht sowie Migration in Städte 
verstärken (Revi et al., 2014a; Kasten 2.3-6). 

Bereits heute leben etwa 150 Mio. Menschen in 
Städten, die von Wasserknappheit bedroht sind (d.h. 
diese Städte verfügen über weniger als 100 1 nachhal- 


tig verfügbarem Oberflächen- oder Grundwasser pro 
Tag und pro Person), und allein die demographischen 
Effekte könnten diese Zahl bis 2050 auf 1 Mrd. anstei- 
gen lassen. Der Klimawandel könnte sie um weitere 100 
Mio. Menschen erhöhen (McDonald et al., 2011). Rund 
die Hälfte aller Städte weltweit mit mehr als 100.000 
Einwohnern liegt bereits heute in Gebieten, die von 
chronischer Wasserknappheit betroffen sind (Richter 
et al., 2013:335; Abb. 2.3-9). 

In Städten ohne ausreichende oberirdische 
Wasserressourcen werden Grundwasservorräte und 
Aquifere genutzt und die entnommene Menge über- 
steigt sehr häufig die natürliche Regenerationsrate 
(Kap. 2. 3. 4. 2; WWAP, 2015:42). In Trockengebieten, 
wo mangels ausreichender Verfügbarkeit von Ober- 
flächenwasser häufig auf die Grundwasserressourcen 
zurückgegriffen wird, werden perspektivisch durch 
den Klimawandel die ohnehin schon meist geringen 
Niederschläge zurückgehen. Das Ergebnis der dauer- 
haften Übernutzung der Grundwasserressourcen sind 
sinkende Grundwasserspiegel, auch jenseits der Stadt- 
grenzen (was insbesondere Subsistenzbauern direkt 
bedroht), Salzwasserintrusion bei Küstenstädten sowie 
ein Absinken von Landmassen. Besonderes betroffen 
sind Städte in Südasien, Teilen Chinas, in Europa und 
Nordamerika. Der Klimawandel wird zudem die Qua- 
lität des Grundwassers und des in Aquiferen eingela- 
gerten Wassers negativ beeinträchtigen (Revi et al., 
2014a: 557). 

Stürme und Extremwetterereignisse 
Überflutungsgebiete tropischer Zyklone vergrößern 
sich aufgrund des Meeresspiegelanstiegs. Extremwette- 
rereignisse können zu vielen Todesopfern und Verletz- 
ten führen und große Schäden an urbaner Infrastruktur 
hinterlassen, insbesondere bei fehlenden Anpassungs- 
bzw. Katastrophenschutzvorkehrungen (Revi et al., 
2014a). 

2.3.5 

Folgerungen 

Systemische Komplexität und Rückkopplungen 
bieten Chancen 

Städtische Umweltprobleme sind häufig miteinander 
gekoppelt und neigen dazu, sich gegenseitig zu ver- 
stärken (z.B. Abfall, Kontamination, Wasserver- und 
-entsorgung). Verstärkende Rückkopplungen entste- 
hen beispielsweise, wenn lokale Ausprägungen globa- 
ler Umweltveränderungen mit Maßnahmen bekämpft 
werden, die das zugrundeliegende Problem weiter ver- 
schärfen. Ein Beispiel ist der Einsatz von Klimaanlagen 
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Kasten 2.3-6 

Dürre, Binnenflucht und Urbanisierung in Syrien 

Die Zahl der Syrer, die infolge des seit 2011 andauernden 
Bürgerkriegs zu Flüchtlingen geworden sind, ist hoch. Neben 
den etwa 4 Mio. Menschen, die Syrien seit Beginn des Bürger- 
kriegs als Flüchtlinge verlassen haben, zählte UNF1CR Ende 
2015 rund 6,5 Mio. Binnenflüchtlinge innerhalb Syriens 
[UNHCR Syria, 20151. Flucht und Migration haben jedoch 
auch schon vor den gewaltsamen Auseinandersetzungen in 
Syrien eine Rolle gespielt, und es wird diskutiert, ob dies 
zur Eskalation beigetragen hat. In der Diskussion ist u.a. die 
Frage, inwieweit die extreme Trockenheit in den Jahren zuvor 
einen Einfluss auf die Geschehnisse hatte. 

In seinem Gutachten „Sicherheitsrisiko Klimawandel" 
hat der WBGU (2008:202f.) auf die Unsicherheiten bei der 
Untersuchung von Zusammenhängen zwischen Umweltver- 
änderungen und Migrationsentscheidungen hingewiesen. 
Insbesondere das Zusammenspiel von Umweltveränderungen 
mit anderen migrationsauslösenden Faktoren findet in der 
Regel in einer komplexen Gemengelage statt, in der einzelne 
zentrale Faktoren nur schwer identifizierbar sind. Vor diesem 
Hintergrund werden im Folgenden eine Studie von Kelley et 
al. (2015) zur Rolle der schweren Dürre von 2007-2010 in 
Syrien bei der Entstehung und Dynamik des seit 2011 andau- 
ernden Bürgerkriegs sowie die darauf folgende wissenschaft- 
liche Diskussion (Brzoska und Fröhlich, 2015; Fröhlich, 2016) 
in ihren Grundzügen vorgestellt. 

Die Dürre in Syrien von 2007-2010 war eine der 
schlimmsten seit Beginn der Temperaturaufzeichnung (Kelley 
et al., 2015). Die Eintrittswahrscheinlichkeit eines solchen 
Ereignisses war durch den anthropogenen Einfluss auf das 
Klimasystem um das Zwei- bis Dreifache erhöht (Kelley et al., 
2015). Auch Cook et al. (2016) weisen auf die außergewöhn- 
liche Natur dieses Dürreereignisses hin. Sie zeigen anhand 
einer Analyse von Baumringen, dass die Dürre im Nahen 
Osten von 1998-2012 mit 98%iger Wahrscheinlichkeit sogar 
die trockenste Periode der letzten 500 Jahre war, sowie mit 
89%iger Wahrscheinlichkeit der letzten 900 Jahre. Kelley et 
al. (2015) weisen darauf hin, dass es bereits in den 1950er, 
den 1980er und den 1990er Jahren ähnlich lang andauernde 
(wenn auch nicht ganz so gravierende) Dürren gegeben hat. 
Sie nennen drei Gründe, warum diese weniger dramatische 
Auswirkungen hatten: (1) die gestiegene Ressourcennutzung 
durch die seit den 1950er Jahren von 4 Mio. auf 22 Mio. 
angewachsene Bevölkerung; (2) die Übernutzung des Grund- 
wassers; (3) die Tatsache, dass die jüngste Dürre nur kurz 


in Städten beim Auftreten von Hitzewellen, da deren 
Abwärme und Stromverbrauch das ursprüngliche Pro- 
blem verstärken. Umgekehrt können durch die Lösung 
lokaler Umweltprobleme Zusatznutzen entstehen, die 
andere negative Umweltwirkungen mindern. Die Abwas- 
serklärung aus Gründen der Hygiene und Gesundheits- 
vorsorge verringert gleichzeitig den Eintrag von Schad- 
und Nährstoffen in die Gewässer und die dortigen Eutro- 
phierungstrends. Die Einführung von Elektromobilität 
vermeidet nicht nur Luftverschmutzung, sondern gleich- 
zeitig auch Lärm und die Emissionen klimawirksamer 


nach einer starken Dürre in den 1990er Jahren erfolgte. 

Die Dürre 2007-2010 führte zu einem starken Anstieg 
der Migration vom Land in urbane Peripherien. Dabei wurden 
laut Kelley et al. (2015) ca. 1,5 Mio. Syrer zu Binnenflücht- 
lingen. Zwischen 2003 und 2007 hatten bereits fast ebenso 
viele irakische Kriegsflüchtlinge Schutz in Syrien gesucht. 
Diese beiden Gruppen stellten zeitweilig etwa 20% der städ- 
tischen Bevölkerung in Syrien, die zwischen 2002 und 2010 
um die Hälfte angewachsen ist. Kelley et al. (2015) stellen die 
Hypothese auf, dass diese Entwicklung zur Entstehung der 
Unruhen beitrug, die im Bürgerkrieg mündeten: „The rapidly 
growing urban peripheries of Syria, marked by illegal Settle- 
ments, overcrowding, poor infrastructure, unemployment, 
and crime, were neglected by the Assad government and 
became the heart of the developing unrest." 

Die bisherige wissenschaftliche Debatte um den Zusam- 
menhang des Syrienkonflikts mit dem Klimawandel entzün- 
dete sich weniger an der Verknüpfung von Dürre, Migrati- 
on und der Bildung informeller Siedlungen. Vielmehr steht 
im Zentrum der Kritik die Frage, ob diese Binnenmigranten 
zum Aufstand gegen Machthaber Assad beigetragen haben. 
Zudem problematisiert sie die isolierte Herauslösung des Fak- 
tors Dürre und die Vernachlässigung anderer gesellschaftli- 
cher und politischer Faktoren der Entstehungsgeschichte des 
Syrienkonflikts in der Betrachtung der Kelley-Studie (Brzoska 
und Fröhlich, 2015; Fröhlich, 2016). De Chätel (2014) sieht 
in der Ressourcenübernutzung einen wichtigeren Faktor als 
den Einfluss des Klimawandels auf die Wasserversorgung: 
„Climate change may cause more frequent and harsher 
drought in Syria, but the ongoing failure to rationalize water 
use and enforce environmental and water use laws certain- 
ly constitutes a much greater threat to the country's natural 
resources." Zudem dürfe dem Assad-Regime nicht die Verant- 
wortung für das interne Politikversagen durch die Nennung 
externer Faktoren, wie dem Klimawandel, abgenommen wer- 
den (de Chätel, 2014). 

Unabhängig von den zukünftigen politischen Entwick- 
lungen bestätigt die Studie von Kelley et al. (2015), dass die 
Modelle, die eine weitere Austrocknung für Syrien und das 
Gebiet des fruchtbaren Halbmonds projizieren, zuverlässig 
sind und sich somit die Wassersicherheit in der Region durch 
die globale Erwärmung weiter verschlechtern könnte. 

Die Debatte um die Rolle von Klimaveränderungen im 
syrischen Bürgerkrieg verdeutlicht, dass die hochkomplexe 
Verzweigung der Entstehungsfaktoren von Konflikten und 
die Wirkung von Umweltveränderungen auf bereits instabile 
Regionen weiterer, insbesondere interdisziplinärer Forschung 
bedürfen. 


Gase bei der Nutzung (Zusatznutzen bei Bekämpfung 
von Luftverschmutzung: Kasten 4.5-4). Eine moderne 
Behandlung von Siedlungsabfällen mindert klimarele- 
vante Methanemissionen, dient zur Energieerzeugung 
und spart Ressourcen durch Recycling. Derartige sys- 
temische Zusatznutzen bieten interessante und viel- 
versprechende Handlungsansätze. Städte sind wichtige 
Handlungsfelder um verstärkende Rückkopplungen zu 
stoppen und die Dynamiken umzudrehen (Kap. 9.3). 
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Städte sind keine Inseln 

Systemische Umweltwechselwirkungen reichen weit 
über die Stadtgrenzen hinaus. Städte sind in über- 
greifende Dynamiken eingewoben, seien es die Bezie- 
hungen zwischen den Städten und ihrer umliegenden 
Region oder die Entwicklungen des Erdsystems. Städte 
externalisieren einen wichtigen Teil ihrer Umweltwir- 
kungen und hinterlassen ökologische Fußabdrücke im 
Umland und im Erdsystem. Auch eine „grüne" Stadt, in 
der großen Wert auf urbanen Umweltschutz und auf 
Lebensqualität gelegt wird, kann einen großen ökologi- 
schen Fußabdruck verursachen. Die riesigen Tagebaue 
der Bergbaukonzerne, die Rodungen von Primärwäl- 
dern für Palmölplantagen und Viehzucht, die Elektro- 
nikschrottberge in Afrika und Asien, die Plastikstrudel 
in den Meeren und die Mais- und Sojamonokulturen 
der Landwirtschaft werden vor allem durch den Kon- 
sum in den Städten verursacht. Diese systemischen 
Fernwirkungen sollten sehr ernst genommen und bei 
städtischen Umweltstrategien immer mitgedacht wer- 
den, auch wenn es eine große Fierausforderung ist, 
diese weltumspannenden, komplexen und unanschau- 
lichen Auswirkungen in die urbane Politik zu inte- 
grieren. Für die Große Transformation liegt hierin eine 
große Chance, denn systemisch gedachte Nachhaltig- 
keitsstrategien der Städte haben wegen der großen 
Bedeutung der Städte für die Stoffströme und Ener- 
gieflüsse (Kap. 2.3.2) eine sehr große Hebelwirkung 
für die Nachhaltigkeit insgesamt. Dieser Ansatz wird 
im transformativen Handlungsfeld „Materialien und 
Stoffströme" (Kap. 4.4) anhand einiger Beispiele ver- 
tieft und in den Empfehlungen (Kap. 9.3) wieder auf- 
gegriffen. 


2.4 

Stadt als Lebensraum 

In vielen aktuellen Publikationen zur Urbanisierung 
wird das 21. Jahrhundert als „urban Century" bezeich- 
net (z.B. Brown et al., 2014; Nijkamp und Kourtit, 
2012), die Menschheit der Gegenwart und vor allem 
zukünftige Generationen sind demzufolge „urban spe- 
cies" (Glaeser, 2011). Seit dem Jahr 2007 bilden Städte 
den alltäglichen Lebensraum für die Mehrheit der Men- 
schen (Kap. 2.1). Der Großteil der Kinder, die seitdem 
auf die Welt gekommen sind, wird in einem städtischen 
Umfeld aufwachsen, und ein immer größer werden- 
der Anteil der Bevölkerung wird in Städten seine letz- 
ten Lebensjahre verbringen. Allein aus diesem Grund 
verdient das Aufwachsen, Leben und Sterben in urba- 
nen Räumen besondere Aufmerksamkeit in der wis- 
senschaftlichen und politischen Betrachtung. Es lassen 
sich eine Reihe von Push- und Pull-Faktoren (Chen und 


Coulson, 2002; European Committee, 2000) unterschei- 
den, die auf einige weltweite Ähnlichkeiten hinweisen 
(Kap. 2.1.2). Der Sog in die Städte hängt beispielsweise 
häufig mit dem Versprechen der vielfältigeren Möglich- 
keiten (für Erwerbsarbeit, Bildung, Sozialkontakte und 
Kultur) und des verbesserten Zugangs zu Nahrungsmit- 
teln oder Infrastrukturen zusammen. Doch lösen Städte 
diese Versprechen ein? Diese Frage muss für jede Stadt 
der Welt individuell beantwortet werden. Viele der 
weltweit am schnellsten wachsenden Städte liegen in 
Entwicklungs- und Schwellenländern, nicht wenige 
davon in Ländern mit anhaltenden sozialen Konflik- 
ten bis hin zu Bürgerkriegen. Was Menschen in diesen 
Städten nach ihrer Migration erwartet, sind eher deso- 
late Wohn- und Versorgungszustände, eine überfor- 
derte oder kaum existente Stadtverwaltung und eine 
angeheizte soziale Atmosphäre. 

Abgesehen von solchen regionalspezifischen Fällen 
sind Menschen in städtischen Lebensräumen im Ver- 
gleich zum ländlichen Raum meist mit einer höheren 
sozialen Dichte sowie einer höheren Dichte von Stres- 
soren wie Lärm und Umweltverschmutzung konfron- 
tiert. Gleichzeitig haben urbane Räume das Potenzial 
für größere Diversität, enger verknüpfte Kommunika- 
tionsräume und damit einen verbesserten Zugang zu 
Informationen aller Art. Im besten Fall kann das Leben 
in der Stadt ein höheres soziales Kapital, mehr Raum 
für persönliche Entfaltung, Vielfalt und Innovation und 
verbesserte Möglichkeiten der Teilhabe mit sich bringen 
(Frey, 2009; Florida, 2008). 

Das folgende Kapitel betrachtet Städte als Lebens- 
räume, die Menschen aus ganz unterschiedlichen Grün- 
den wählen oder in die sie hineingeboren werden, die 
ihr Leben und ihren Alltag in starkem Maße prägen, die 
aber auch durch die darin lebenden Menschen verän- 
dert werden können. Eine Grundlage bildet dabei die 
Vorstellung, dass Menschen und ihre urbanen Umwel- 
ten in vielfältigen Inter- und Transaktionen miteinan- 
der verbunden sind (Saegert und Winkel, 1990). Mit 
Umwelten sind hierbei sowohl ökologische als auch 
soziale, technische und baulich-räumliche Umgebungs- 
aspekte und -elemente gemeint. Stadt als Lebens- 
raum zu untersuchen bedeutet demnach zu beobach- 
ten, wie physisch-materielle Gegebenheiten angeeignet 
und zu Lebensräumen für Menschen werden, wie sich 
urbane Praktiken, d.h. sinnhafte Handlungsmuster, 
Mensch-Umwelt-Interaktionen sowie urbane Lebens- 
stile entwickeln und sich wechselseitig beeinflussen, 
wie bestimmte ökologische Bedingungen mit Handeln 
und Lebensstilen verbunden sind und diese wiederum 
auf die ökologischen Zustände rückwirken (Marzluff et 
al., 2008). So verursacht beispielsweise intensive PKW- 
Nutzung in „autogerechten Städten" Lärm und Überfül- 
lung, was sich beides in Form von Stress auf Menschen 
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Definitionen von Lebensqualität 

Innerhalb der Sozialwissenschaften findet sich keine ein- 
heitliche und (sub)disziplinübergreifende Definition von 
Lebensqualität. Begriffe wie Lebensqualität, Lebenszufrie- 
denheit, Wohlbefinden und Glück werden zum Teil syno- 
nym verwendet. Trotz großer Heterogenität im Detail wird 
Lebensqualität relativ übereinstimmend als ein multidimen- 
sionales Konstrukt verstanden, dass physische, psychische, 
soziale und ökologische Aspekte zusammenfasst und sowohl 
das subjektiv empfundene Wohlbefinden als auch objektive 
Bedingungen (beispielsweise Wohlfahrtsaspekte wie Teilha- 
bemöglichkeiten) berücksichtigt (Randall und Williams, 2001; 
Rogerson, 1999; WHO, 1997). Untersuchungen zum Wohlbe- 
finden konzentrieren sich meist auf die subjektiven Einschät- 
zungen und ermitteln einen Gesamtindikator auf Basis von 
Fragen nach der Häufigkeit und Dauer von positiven und 
negativen Emotionen, der allgemeinen Lebenszufriedenheit 
und der Zufriedenheit mit verschiedenen Lebensbereichen 
(Diener et al., 2003). Glück hingegen wird meist eindimensi- 
onal als kurz- oder langfristiger positiver affektiver Zustand 
verstanden und gemessen. Bei umfassenderen Erhebungen 
zu Lebensqualität oder Wohlbefinden wird Glück unter den 


auswirkt. Sie haben darüber hinaus ökologische und 
gesundheitliche Folgen, wie die zum Teil sogar lebens- 
gefährliche Luftverschmutzung (Kap. 2.3.4. 1), die wie- 
derum die Möglichkeiten wünschenswerter urbaner 
Mobilität wie Zufußgehen oder Radfahren einschrän- 
ken können. 

Der Schwerpunkt dieses Kapitels liegt auf der 
Betrachtung der Qualität von Städten als Lebensraum 
und damit der urbanen Lebensqualität. Der WBGU 
vertritt dabei die Perspektive, dass urbane Lebens- 
qualität kein statischer Zustand ist, den Menschen in 
objektiv „geeigneten" Lebenswelten irgendwann errei- 
chen (Kasten 2.4-1). Vielmehr wird angenommen, dass 
Menschen Lebensqualität aktiv für sich hersteilen, d.h. 
auch unter ganz unterschiedlichen, teils sehr erschwer- 
ten Bedingungen Lebensqualität empfinden können, es 
aber räumliche und soziale Faktoren gibt, die diese mehr 
oder weniger gut ermöglichen. So zeigt die umweit- und 
stadtpsychologische Forschung zu urbaner Lebensqua- 
lität (Leppert et al., 2008; Pol et al., 2002; Seligman und 
Csikszentmihalyi, 2000) dass Menschen einzelne, die 
Lebensqualität bedrohende Stressoren wie Lärm, hohe 
Arbeitsbelastung, oder sozialen Stress meist gut bewäl- 
tigen können, sofern sie über Bewältigungsressourcen 
wie soziale Netzwerke oder Rückzugsräume verfügen 
und nicht gleichzeitig mit zu vielen Stressoren belas- 
tet sind (Kap. 2.4.1). Allerdings sind die menschlichen 
Bewältigungsfähigkeiten mit zunehmender und dau- 
erhafter Beanspruchung irgendwann erschöpft. Zwar 
lässt sich für das einzelne Individuum kaum vorher- 


subjektiven Einschätzungen und hier wiederum unter den 
positiven Emotionen verbucht (Diener und Lucas, 2000). 

Die Umweltpsychologie stellt Lebensqualität und Wohlbe- 
finden in den Kontext verschiedener Umwelten, womit zum 
einen die räumliche und soziale Umwelt gemeint ist, aber 
auch Umweltwahrnehmungen, wie zum Beispiel in Bezug auf 
Umweltzerstörung und Klimawandel (Perlaviciute und Steg, 
2012). Die Forschung zur urbanen Lebensqualität fokussiert 
auf Stadtbewohner als spezifische Zielgruppe. Sie ist interdis- 
ziplinär aufgestellt und schließt Stadtplanung, Geographie, 
Stadtsoziologie, Wirtschaftswissenschaften, Medizin und 
weitere Disziplinen der Raum- und Stadtforschung ein (z.B. 
El Din et al., 2012; Kabisch, 2011; Krämer et al., 2011; 
Manderscheid, 2004; Pacione, 2003; Blomquist et al., 1988; 
Lynch, 1960). Urbane Lebensqualität wird dabei nicht allein 
als die Bewertung und Wahrnehmung bestimmter Eigen- 
schaften der Umwelt und die subjektive Einschätzung von 
deren Wirkung auf die empfundene Lebensqualität betrach- 
tet, sondern als eine Folge von Mensch-Umwelt-Interaktio- 
nen, in denen menschliche und umweltbezogene Charakteris- 
tika wechselwirken (Jaeger-Erben und Matthies, 2014; Pol et 
al., 2002). Urbane Lebensqualität bezieht sich damit sowohl 
auf die (sozial)räumlichen Voraussetzungen für die Herstel- 
lung von Lebensqualität in der Stadt als auch die aktive 
Aneignung von urbanen Räumen durch den Menschen. 


sagen, wie sich ein Komplex von Stressoren in urba- 
nen Räumen konkret auswirkt, auf Populationen bezo- 
gen jedoch lassen sich Voraussetzungen und unter- 
stützende Faktoren für städtische Lebensqualität sehr 
wohl benennen. Städtische Räume werden dabei in ers- 
ter Linie als Sozialräume verstanden, in denen sozia- 
les Leben und soziale Interaktionen und Beziehungen 
stattfinden. 

Ausgehend vom Individuum und der individuel- 
len Mensch-Umwelt-Interaktion wird in Kapitel 2.4.1 
zunächst betrachtet, wie urbane Lebensräume auf 
Lebensqualität wirken und welche Rolle Umweltstres- 
soren und Erholungsräume spielen. Dabei wird auf 
Ortsidentität und Ortsbindung als wichtige Faktoren 
für urbane Lebensqualität fokussiert. Es wird gezeigt, 
dass die Wirkung von Umwelten auf das Individuum 
genauso wie die individuelle Bindung zur Umwelt eng 
mit sozialen Prozessen und Interaktionen Zusammen- 
hängen. Kapitel 2.4.2 legt daher den Schwerpunkt auf 
urbanes Zusammenleben und die soziale Ebene von 
Lebensqualität. Hier werden soziale Teilhabe, Umwelt- 
gerechtigkeit und soziale Kohäsion betrachtet. In Kapi- 
tel 2.4.3 geht es um urbane Lebensstile und dabei 
sowohl um nicht nachhaltige urbane Konsummuster 
als auch urbane Potenziale für nachhaltigen Konsum. 
In Kapitel 2.4.4 werden einige Schlussfolgerungen für 
die Gestaltung lebenswerter Städte gezogen, die für das 
Gutachten von besonderer Relevanz sind. 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


-91- 


Drucksache 18/9590 


2.4.1 

Urbane Lebensqualität und Mensch-Umwelt- 
Interaktion 

Lange Zeit wurde angenommen, dass Lebensqualität 
maßgeblich von materiellem Wohlstand beeinflusst 
wird und gesellschaftlicher Fortschritt demzufolge vor 
allem an materiellen Wohlstandsindikatoren abzulesen 
ist. In der empirischen Forschung finden sich jedoch 
unterschiedliche Ergebnisse zum Einfluss von Einkom- 
men und wirtschaftlichem Wachstum auf die Lebens- 
qualität (Easterlin und Sawangfa, 2010; Layard, 2006; 
Helliwell und Putnam, 2004; Stevenson und Wol- 
fers, 2008; Deaton et al., 2008). Insgesamt zeigt die 
Glücksforschung, dass die Bedingungen von subjekti- 
ver Lebenszufriedenheit sehr vielfältig sind und dass 
soziale Netzwerke, Bildung und Zukunftsperspektiven 
im Vergleich zu materiellem Wohlstand deutlich mehr 
Einfluss haben (Seligman und Csikszentmihalyi, 2000; 
Kahnemann und Krüger, 2006). 

Auch im Stadtkontext wird eine positive Entwick- 
lung mittlerweile nicht mehr nur mit rein wirtschafts- 
orientierten Indikatoren wie dem BIP gemessen. Statt- 
dessen rückt die urbane Lebensqualität als ein zentraler 
Indikator in den Mittelpunkt des Interesses (Eurostat, 
2015; UN-Habitat, 2013a; OECD, 2011b; Marans und 
Stimson, 2011). Gerade in Anbetracht der hohen Belas- 
tung durch die verschiedenen Umweltstressoren im 
städtischen Raum (wie z.B. Lärm, Luftverschmutzung, 
soziale Dichte, soziale Dynamik, Einkommensdispari- 
täten, Bedrohung durch Klimarisiken und Kriminali- 
tät) kommt der subjektiv empfundenen Lebensqualität 
auch als Ressource für psychologische Resilienz, d.h. 
die Widerstandsfähigkeit und die Bewältigungsstrate- 
gien von Menschen im Umgang mit Krisen, eine wich- 
tige Bedeutung zu (z.B. Wu, 2011). 

Als Indikatoren für Lebensqualität eignen sich mate- 
rielle Aspekte nur bedingt. Insbesondere im Wohn- 
umfeld zeigt das sogenannte „Zufriedenheits-" oder 
„Wohlbefindensparadox" (Diener und Diener, 1996; 
Herschbach, 2002), dass Lebensqualität nicht eindi- 
mensional aus objektiven räumlichen oder Umwelt- 
bedingungen ableitbar ist. Menschen sind auch dann in 
der Lage Wohnzufriedenheit zu empfinden, wenn ihre 
Umweltbedingungen nach Expertenurteilen schlecht 
sind (Dieckmann et al., 1998). Erklärbar ist dies durch 
die Befunde der Resilienzforschung (Antonovsky, 
1997): Menschen haben demnach die Fähigkeit, sich 
auch weniger guten Lebensumständen anpassen zu 
können und Lebensqualität individuell und aktiv her- 
zustellen, wenn zumindest bestimmte Grundvoraus- 
setzungen erfüllt sind. Dazu gehören soziale Netz- 
werke, die Ermöglichung von Kreativität, Autonomie 
und Selbstregulation und das Vorhandensein einer 


Zukunftsperspektive. Auch gesellschaftliche Rahmen- 
bedingungen wirken auf die individuelle Lebensqua- 
lität. Menschen, die in Gesellschaften leben, die eine 
relative ökonomische Verteilungsgleichheit aufweisen, 
zeigen eine höhere Lebenszufriedenheit als Menschen 
in ökonomisch ungleicheren Gesellschaften (Leppert 
et al., 2008; Seligman und Csikszentmihalyi, 2000; 
Kahnemann et al., 1999; Kahnemann und Krüger, 
2006; Siegrist, 2005). Dieser Einfluss zeigt sich nicht 
nur für wenig privilegierte Menschen, sondern auch für 
diejenigen, die ökonomisch gut gestellt sind: Wohlha- 
bende Menschen innerhalb einer ungleicheren Gesell- 
schaft zeigen geringere Lebenszufriedenheit als wohl- 
habende Menschen innerhalb einer ökonomisch glei- 
cheren Gesellschaft (Picket und Wilkinson, 2010). 

Wendet man die auf das Konzept der Salutogenese 
(Kasten 4.5-1) zurückgehenden Überlegungen zur 
aktiv hergestellten, nicht aus objektiven Bedingungen 
vollständig ableitbaren Lebensqualität auf Städte an, so 
stellt sich die Frage nach den Voraussetzungen, die die 
individuell und sozial hergestellte urbane Lebensquali- 
tät und die Resilienz von Stadtbewohnerinnen begüns- 
tigen. Hierzu gehört einerseits das Schaffen von Erho- 
lungs- und Aktivitätsräumen, andererseits ein räumli- 
ches Ermöglichen von vielfältigen sozialen Begegnun- 
gen und Interaktionen. 

2.4.1. 1 

Urbane Stressoren und sozialräumliche 
Voraussetzungen für Stressbewältigung 

Urbane Umwelten bieten einerseits Potenziale für 
Stress und Überforderung, urbanes Design kann ande- 
rerseits aber auch Räume und Möglichkeiten zur Stress- 
reduktion und -bewältigung zur Verfügung stellen. Im 
Folgenden werden sowohl Lebensqualität und Gesund- 
heit einschränkende urbane Stressoren als auch urbane 
Ressourcen für die Herstellung von Gesundheit und 
Lebensqualität behandelt. 

Stressoren und Stressbewältigung in urbanen 
Räumen 

(Umwelt)psychologische Konzepte und Theorien zu 
urbanen Stressoren formulieren generelle und univer- 
selle Zusammenhänge zwischen Umweltstressoren und 
menschlichem Empfinden, Gesundheit und Handeln. Die 
empirische Forschung ist jedoch vor allem auf Städte in 
westlichen und Industrieländern fokussiert. Trotz des 
Fokus auf kulturübergreifende Zusammenhänge wird 
soziokulturellen Aspekten eine wichtige Rolle bei der 
Wahrnehmung, Bewertung und Verarbeitung von Stress 
zugesprochen (Kuo, 2011). So gibt es kulturelle Unter- 
schiede in der Wahrnehmung von Stress, wie z.B. von 
Lärmpegeln, oder in den gewählten Bewältigungsstrate- 
gien. In eher kollektivistischen Kulturen finden sich eher 
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Kasten 2.4-2 

Lärm als Stressor in urbanen Räumen 

Lärm gehört zu den am weitesten verbreiteten Stressoren im 
urbanen Raum [EEA, 2014; Yu und Kang, 2014). Lärm wird 
häufig definiert als unerwünschter Schall, der von verschie- 
denen Komponenten wie Intensität (Lautstärke gemessen 
in Dezibel, dB), Frequenz, Tonhöhe, Häufigkeit und Dauer 
charakterisiert wird (Bilotta und Evans, 2012; Guski, 2002, 
2003) und sowohl physiologische als auch psychologische 
Wirkungen hervorruft. Neben den genannten Parametern 
spielen persönliche Faktoren (wie Lärmempfindlichkeit), 
soziale Faktoren (wie sozioökonomischer und kultureller Hin- 
tergrund) und situative Faktoren (wie Vorhersehbarkeit, Kon- 
trollierbarkeit, Tageszeit oder Zusammenwirken mit anderen 
Stressoren) eine wichtige Rolle, ob damit wahrgenommene 
Geräusche als Lärm definiert werden (Welch et al., 2013; 
Schreckenberg und Guski, 2005; Hume et al., 2003a, b; Evans 
und Cohen, 1987). Zudem werden verschiedene „Leitungen" 
unterschieden, durch die Lärm den Organismus beeinflusst 
und die dem Menschen in unterschiedlichem Maße bewusst 
werden: das „sound masking", d.h. die Unterbrechung von 
Kommunikation durch Lärm; die Aufmerksamkeits- bzw. 
Konzentrationsunterbrechung durch Störgeräusche; die phy- 
siologische Erregung und schließlich affektiv-emotionale 
Effekte wie Aggression oder Angst (Miedema, 2007). Trotz 
der Relevanz subjektiver Faktoren zeigt die Forschung, dass 
es objektive Grenzwerte gibt, bei deren Überschreitung 
Gesundheitsbeeinträchtigungen eintreten können. So ist 
laut WHO eine dauerhafte Exposition mit einem Schallpegel 
von über 40 dB während der Nacht gesundheitsgefährdend 
(WHO, 2009). Für die europäischen Lärmrichtlinien gilt als 
Orientierung, dass bereits andauernder Lärm der ersten Lärm- 
stufe von 30-65 dB (leise Unterhaltung bis Bürolärm) zu psy- 
chischen Reaktionen führen kann, ab 65 dB, also beispiels- 
weise kontinuierlichem Straßenlärm, sind physiologische 
Reaktionen möglich und Lautstärken von 90-120 dB können 
bereits Hörschäden erzeugen. Die Schmerzschwelle liegt bei 
130 dB: hier reicht bereits eine kurze Exposition, um Schäden 
herbeizuführen (BMUB, 2014). 

Lärm gehört zu einem der am häufigsten genannten 
Umweltstressoren, so berichten ca. 40% der europäischen 
Bevölkerung über eine Beeinträchtigung durch Lärm (WHO, 
2009), am häufigsten durch Straßenlärm: Ein Fünftel der 
Bevölkerung gilt als beeinträchtigt durch als gesundheits- 
gefährdend eingestuften Lärm (EEA, 2014). Zu den haupt- 
sächlichen Lärmwirkungen zählen (geordnet nach der Anzahl 
von belasteten Menschen: Babisch, 2002) die eingeschränkte 
Lebensqualität beispielsweise durch empfundene Beein- 
trächtigung, Schlafstörungen und erhöhte Agressivität, ins- 
besondere durch Verkehrslärm (Straße, Schiene, Flughafen) 


sozial orientierte Strategien im Umgang mit Stress, wie 
den Rückzug in Familie oder religiösen Glauben, wäh- 
rend sich in individualistischen Kulturen eher selbstbe- 
zogene Formen der Bewältigung finden (Selbstbehaup- 
tung, Wiederherstellung von Autonomie; Kuo, 2011). 
Generell lässt sich sagen, dass die hohe Reizdichte in 
Städten überall auf der Welt eine Vielzahl von Stresso- 
ren bietet, die zu einer sensorischen und informatischen 


(Dzhambov und Dimitrova, 2014; Miedema und Vos, 2007; 
Jannssen und Vos, 2009; Bronzaft et al., 2000), körperliche 
Stressreaktionen wie Bluthochdruck und die Ausschüttung 
von Stresshormonen (van Kempen und Babisch, 2012) und 
damit die Erhöhung von Risikofaktoren sowie schließlich die 
Zunahme von Mortalität und Morbidität durch Herz-Kreis- 
lauf-Erkrankungen und Herzinfarkte (Vinneau et al., 2013; 
Floud et al., 2013; Sorensen et al., 2011). Eine kontinuier- 
liche Lärmexposition beeinträchtigt zudem die Entwicklung 
von Kindern, nachgewiesen insbesondere für Konzentration 
und Lesefähigkeit (Clark et al., 2006) sowie für Langzeitge- 
dächtnis und Motivation (Evans und Hygge, 2007). 

Auch wenn sich international große Ähnlichkeiten in den 
Wirkungen und Wahrnehmungen von Lärm zeigen, ist die 
Berücksichtigung individueller und kultureller Aspekte wich- 
tig, wenn es um Strategien zur Lärmminderung gehen soll. 
So werden verschiedene Lärmquellen (Verkehr, Natur, sozi- 
ale Umwelt) kulturell unterschiedlich gewichtet und damit 
verbundene Beeinträchtigungen von Stadtbewohnerinnen 
unterschiedlich eingeschätzt (Yu und Kang, 2014; Zannin et 
al., 2003). Wichtig sind dabei u.a. die Annehmlichkeit und 
Kompatibilität mit den aktuellen Tätigkeiten und die Identi- 
fizierbarkeit von Geräuschen (Guski, 1997). Darüber hinaus 
können die Lärmquellen sehr verschieden sein. So gehören 
beispielsweise im indischen Kontext auch der Einsatz von 
Feuerwerk, von Lautsprechern oder die hupenden Autos zu 
relevanten urbanen Lärmquellen (Singh und Davar, 2004; 
Ghosh, 2008). 

Für Minderungsstrategien bedeuten diese Befunde der 
Lärmwirkungsforschung, dass es nicht primär um die Ver- 
ringerung des gesamten Lärmpegels, sondern um die geziel- 
te Reduktion der jeweils als störend empfunden Quellen in 
der urbanen Geräuschkulisse (urban soundscape) gehen 
sollte (Kang, 2006). Zusätzlich zu objektiven Messungen 
wird daher die Beteiligung der betroffenen Bevölkerung an 
Lärmminderungsstrategien beispielsweise in der Verkehrs- 
gestaltung als sehr wichtig erachtet (für die EU-Ebene: EEA, 
2014; UBA, 2013; zum Projekt „Mach's leiser" in Leipzig: 
Kap. 6.5.2). Bürgerbeteiligung erhöht zudem die Kontrollier- 
barkeit der Situation durch die Betroffenen, was sich positiv 
auf die empfundene Belastung auswirken kann. Partizipative 
Stadtplanung ist somit auch eine Form präventiver Medizin 
(Corburn, 2015). 

Während für den europäischen und nordamerikanischen 
Raum umfangreiche Daten und Kartierungen für die Lärmbe- 
lastung in Städten und Kommunen vorhanden sind (EEA, 
2014; WHO, 2011a; Chepesiuk, 2005) die eine Grundlage für 
Lärmrichtlinien und Lärmminderungsstrategien bilden kön- 
nen, finden sich für die schnell wachsenden Metropolregio- 
nen in Entwicklungs- und Schwellenländem nur vereinzelte 
Studien und auch weniger gezielte politische Aktivitäten zur 
Lärmminderung. 


Überlastung führen können, wie z. B. Lärm (Kasten 2.4- 
2), Dichte, Verkehrsunsicherheit, Kriminalität oder Luft- 
verschmutzung (Misra und Stokols, 2012; Srivastava, 
2009; Gifford, 2007). Universell gilt auch, dass die zur 
Verfügung stehenden Bewältigungsstrategien sich umso 
wahrscheinlicher erschöpfen, je mehr dieser potenziellen 
Stressoren und je weniger Kontrollmöglichkeiten vor- 
handen sind (Evans et al., 2002). 
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Als mögliche Folgen von empfundenem Stress wer- 
den in der Literatur eine höhere Krankheitsanfälligkeit 
und Aggressivität, die Verstärkung sozialer Spannun- 
gen oder sozialer Rückzug diskutiert (Gifford, 2007; 
Gray, 2001; Kirmeyer, 1978; Gump und Adelberg, 
1978). Die Prüfung solcher Zusammenhänge wird 
jedoch dadurch erschwert, dass Menschen - je nach 
gleichzeitig wirkenden anderen Stressoren, etwa kriti- 
schen Lebensereignissen oder belastenden Lebensum- 
ständen - eine hohe Reizdichte oder Reizüberflutung 
unterschiedlich verarbeiten. Außerdem kommt es dar- 
auf an, ob und welche „Widerstandsressourcen", wie 
soziale Netzwerke oder Rückzugsräume, zur Verfügung 
stehen (Taniguchi und Potter, 2015). Die Bewältigung 
von Stress durch Dichte ist demnach einfacher, wenn 
wenige andere Stressoren und ausreichend Wider- 
standsressourcen vorhanden sind. Beides unterschei- 
det sich je nach soziokulturellem und lokalem Kontext. 
Untersuchungen mit Bewohnern in Slums zeigen bei- 
spielsweise, dass dort eine sehr hohe Belastung durch 
Stressoren besteht und potenziell weniger Ressourcen 
für Widerstand oder die Herstellung von Lebensqua- 
lität vorhanden sind: Neben Dichte und Lärm bilden 
Vermüllung sowie Luft- und Wasserverschmutzung, 
mangelnder Zugang zu Infrastrukturen, Gewalt und 
Kriminalität sowie rechtliche Unsicherheit die zentra- 
len Stressoren (Gruebner et al., 2014; Subbaraman et 
al., 2014; Rishi und Khuntia, 2012). 

In Entwicklungs- und Schwellenländern ebenso wie 
in Industrieländern gehören das Gefühl von Unsicher- 
heit und die Angst vor Kriminalität zu potenziellen 
Stressoren; diese werden von räumlichen Aspekten wie 
der Gestaltung von Straßen und Plätzen, dem Urbani- 
sierungsgrad und dem Ausmaß an Degradierung von 
Wohnvierteln beeinflusst (Rolfes, 2015; Häfele, 2013; 
Belina, 2011; Blöbaum und Hunecke, 2005). Ebenso 
wichtig wie räumliche Aspekte sind soziale Faktoren 
bzw. Interaktionen zwischen sozialen und räumlichen 
Merkmalen (Pain, 2000). Der Stress durch Angst ist 
beispielsweise dort größer, wo Menschen sich nicht 
zugehörig fühlen und wo geringer sozialer Zusam- 
menhalt oder hohe Exklusion herrschen. Unsicherheit 
wird zudem eher von Menschen mit niedrigem sozio- 
ökonomischem Status empfunden. Ferner findet sich 
ein Zusammenhang zwischen Unsicherheit in urbanen 
Räumen und Gender: Frauen sind - kulturübergrei- 
fend - im öffentlichen Raum häufiger Gewalt ausge- 
setzt, gleichzeitig empfinden Frauen mehr Furcht bzw. 
Unsicherheit und fühlen sich hierdurch gestresster als 
Männer (Pain, 1997). 

In vielen Städten in Entwicklungs- und Schwel- 
lenländern entstehen auch vor diesem Hintergrund 
„Gated Communities" die sich von der restlichen Stadt 
und deren Bewohnern abgrenzen und nach außen 


abgeschlossen und geschützt wirken (Breitung, 2012). 
Dadurch wird die Gesamtproblematik aber nicht gelöst, 
sondern eher verschärft (Kap. 2.4.2. 1). Gleichzeitig 
suchen Menschen teilweise auch bewusst die stärkere 
Anonymität und Reizdichte in urbanen Räumen (Flade, 
2015). Potenzielle Stressoren führen also vor allem 
dann zu Stress, wenn sie subjektiv als Stress wahrge- 
nommen und bewertet werden (Ruback et al., 1997; 
Lazarus und Folkman, 1984). 

Erholungsräume und sozialräumliche Ermöglichung 
von Stressbewältigung 

Die Verarbeitung der hohen Reizdichte und potenziel- 
ler Stressoren in einer Stadt erfordert kognitive Res- 
sourcen, die zu mentaler Ermüdung führen können; 
sie können durch Erholung wiederhergestellt wer- 
den (Allmer, 2002). Neben der Reduktion von Stres- 
soren ist es daher für die Lebensqualität in Städten 
von hoher Bedeutung, ob Erholungsräume vorhanden 
sind und entsprechend genutzt werden können (Abb. 
2.4-1). Erholungsräume in der Stadt können vielfältiger 
Art sein: Nicht nur Grünräume, sondern auch gebaute 
Umwelten können zum Abbau von Stress und zur Erho- 
lung einladen. Grünräume und urbane „Natur" haben 
aber einen besonderen Stellenwert. 

Die Forschung zur Bedeutung von Grünräumen für 
die Stadtbewohnerinnen beschäftigt sich vor allem mit 
der Wirkung von Grünräumen auf das Wohlbefinden 
und die Gesundheit auf physischer, psychischer wie 
sozialer Ebene (für einen Überblick: van den Berg et 
al., 2013; Abraham et al., 2009). „Natur" ist dabei ein 
Oberbegriff für solche Freizeit- und Erholungsflächen, 
die durchaus vom Menschen gestaltet sein können, 
aber wenig bebaut und vorwiegend „grün", also mit 
hohem Vegetationsanteil gestaltet sind (Parks, Wälder, 
Seenlandschaften usw.). Städtische Umwelten können 
durch ihre Reizdichte die Notwendigkeit für Erholung 
erhöhen (Guite et al., 2006; van den Berg et al., 2007). 



Abbildung 2.4-1 

Nutzung innerstädtischer Grünräume in Berlin. 
Quelle: Gesa Schöneberg/WBGU 
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Sowohl Laborexperimente als auch Feldstudien bestä- 
tigen den Erholungseffekt von Naturerlebnissen, ins- 
besondere im Zusammenhang mit aktiver Bewegung in 
der Natur, was sich sowohl subjektiv (Wohlbefinden, 
Abbau von Stress und negativen Emotionen) als auch 
objektiv (Sinken von hohem Blutdruck, erhöhte Kon- 
zentration) nachweisen lässt (z. B. Hartig et al., 2003) 
und die Lebensdauer von Stadtbewohnern positiv 
beeinflussen kann (Takano et al., 2002). 

Die Verfügbarkeit von Grünräumen ist selbst dann 
wichtig, wenn die Erholungsflächen nicht aktiv genutzt 
werden (Bonnes et al., 2011). Urbane Grünräume und 
auch Gewässer (Völker und Kistemann, 2011) bieten 
Menschen allein durch den Anblick Möglichkeiten der 
Erholung. Empirisch zeigt sich die Wirkung sowohl 
körperlich (Ulrich, 1983; Verra et al., 2012), psychisch 
(z. B. Kognition und positive Stimmung: Laumann et al., 
2001; Hartig et al., 2003; van den Bergetal., 2003) und 
sozial (z. B. Aggressionsreduktion: Kuo und Sullivan, 
2001; Reduktion sozialer Isolation: Milligan et al., 
2004; Sempik et al., 2005; Kuo et al., 1998). Insbeson- 
dere die kindliche Entwicklung wird durch die Präsenz 
natürlicher Umwelt in der Stadt positiv beeinflusst. 
Natürliche Umwelt gibt, im Vergleich zu gebauter oder 
sozialer Umwelt, kein negatives Feedback und stellt 
nicht nur eine Basis für Erholung, sondern insbeson- 
dere auch für Kinder eine Basis für Lernen dar (Exen- 
berger und Juen, 2014; Gebhard, 2009; Knopf, 1987). 
Das menschliche Bedürfnis nach dem Erleben von 
Natur und dessen soziale und gesundheitliche Wirkung 
erhält vor dem Hintergrund eines sinkenden Anteils an 
Grün- und Freizeitflächen im Zusammenhang mit Urba- 
nisierung, Verdichtung von Kernstädten oder Zersiede- 
lung von Landschaft eine besondere Relevanz (Kraas 
und Butsch, 2014; Degenhardt und Buchegger, 2008; 
Bauer und Degenhardt, 2009). In Städten der Tropen 
und Subtropen spielen Parks, Sport- oder Meditations- 
stätten eine ähnlich kompensatorische Rolle. 

Auch die Gestaltung von Straßen und Gebäuden 
ist für die Erholung und damit die Lebensqualität von 
Stadtbewohnerinnen von großer Bedeutung. Ent- 
scheidend ist, zu welcher Form der Nutzung und wel- 
chen Interaktionen zwischen Mensch und Raum die 
gebauten und gestalteten Umwelten einladen. Einen 
hohen Einfluss hat beispielsweise die „Begehbar- 
keit" (walkability) der Umgebung: Die Möglichkeit, 
Orte innerhalb der Nachbarschaft fußläufig zu errei- 
chen, erhöht nicht nur die physische Aktivität (Bell et 
al., 2007) und stärkt direkt die Gesundheit, sondern 
ermöglicht auch soziale Begegnungen und Interaktio- 
nen. Dies ist insbesondere dann wichtig, wenn Men- 
schen in ihren Wohnungen eher allein leben (etwa alte 
Menschen). Hier unterstützt Begehbarkeit potenziell 
den Aufbau und Erhalt von Sozialkapital (Rogers et al., 



Abbildung 2.4-2 

Grüne Schneise im Betondschungel: Seoul, Südkorea. 

Das Stadterneuerungsprojekt des Cheonggyecheon River 
verwandelte eine ehemalige Verkehrschneise in einen 
innerstädtischen Erholungsraum. 

Quelle: Frauke Kraas/WBGU 

2011; Leyden, 2003). Eine gute Erreichbarkeit lokaler 
Attraktionen zu Fuß oder per Fahrrad kann in urba- 
nen Umwelten mit hoher Dichte zudem eine erfolgrei- 
che Kompensation gegenüber potenziellen Stressoren 
darstellen (McCrea und Walters, 2012). 

Während Aspekte wie Ästhetik und Schönheit von 
Gebäuden und Ensembles kulturell und individuell 
unterschiedlich wahrgenommen werden, lassen sich 
einige Konstanten bei der Wahrnehmung der gebau- 
ten Umwelt benennen. So werden Gebäude mittlerer 
Komplexität bevorzugt, genauso wie Gebäude, deren 
Funktion klar erkennbar ist (Gifford und McCunn, 
2012; Lynch, 1960). Heruntergekommene und verlas- 
sene Gebäude hingegen erhöhen die Unsicherheit in 
urbanen Räumen, genauso wie Brachflächen mit ähnli- 
chen Eigenschaften (Garvin et al., 2013; Kremer et al., 
2013). Wird die Umgebung als unattraktiv, herunterge- 
kommen und unsicher wahrgenommen, wird sie auch 
weniger genutzt, was sich sowohl auf die physischen 
Aktivitäten als auch auf die soziale Interaktion und das 
soziale Kapital auswirkt (Bennett et al., 2007; Harrison 
et al., 2007; Abb. 2.4-2). 

Gebaute Umwelten sollten nicht nur Begegnung und 
Aktivität, sondern auch die Möglichkeit von Rückzug 
und Privatheit ermöglichen. Privatheit bezieht sich 
dabei nicht nur auf geschützte Räume zum Alleinsein, 
sondern auch auf die Möglichkeit der Selbstbestim- 
mung und der Kontrolle persönlicher Grenzen (Alt- 
man, 1975). Öffentliche Räume können durch Nischen 
(abgeschirmte, wenig einsehbare Verweilorte, räumli- 
che Trennungen) solche Räume bieten. Die zunehmende 
Videoüberwachung in städtischen Räumen stellt hier- 
bei jedoch eine Herausforderung dar (Zurawski, 2014). 

Lebenswerte Räume lassen sich also als Räume cha- 
rakterisieren, die verschiedene Formen der Nutzung 
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Kasten 2.4-3 

Jan Gehl: „Cities for people“ 

In seinem Buch „Cities for people" entwickelt der Architekt 
Jan Gehl die Vision und die stadtplanerischen Implikatio- 
nen einer lebendigen, sicheren, nachhaltigen und gesunden 
Stadt [Gehl, 2010], Für ihn hängen all diese Eigenschaften 
eng zusammen, wobei seine Überlegungen zur lively city und 
zu human scale, dem menschlichen Maß, Kemkonzepte dar- 
stellen. Ausgangspunkt ist, dass urbane Räume nur lebendig 
sind, wenn sie rege und im Kontext alltäglicher Handlungen 
genutzt und damit belebt werden und wenn sie es Menschen 
ermöglichen, mit der Gesellschaft um sie herum Kontakt 
aufzunehmen. Nach Gehl ist das nicht alleine eine Frage der 
Quantität, d.h. der Anzahl an Menschen an einem bestimm- 
ten Ort. Im Vordergrund steht eher, dass etwas „passiert", 
dass Menschen bedeutungsvollen Tätigkeiten nachgehen und 
sich an einem Ort gerne aufhalten. Lebendigkeit kann dabei 
nicht geplant werden. Dennoch leitet Gehl auf Basis empiri- 
scher Beobachtungen und Untersuchungen einige Merkmale 
ab, die die Entstehung von Lebendigkeit in Stadtquartieren 


- walkability, soziale Begegnung, Erholung - ermögli- 
chen und ihnen einen sicheren Rahmen bieten. Urbane 
Räume sind dabei vor allem als soziale Räume zu denken 
und entsprechend zu planen, eine Perspektive, an die 
beispielsweise die menschenorientierte Stadtplanung 
von Jan Gehl anknüpft (Kasten 2.4-3) oder das in den 
1980er Jahren entwickelt Konzept des „social design" 
(Sommer, 1983). Dabei steht vor allem die Gestaltung 
der gebauten Umwelt im Zentrum, die sich stärker an 
den Bedürfnissen, Bedeutungen und Gewohnheiten der 
Gebäudenutzer orientieren soll. Social design beginnt 
nach Sommer mit einer Analyse der Nutzerinnenbe- 
dürfnisse. Anschließend sind zukünftige oder poten- 
zielle Nutzer in die Planung involviert, indem sie bei- 
spielsweise Entwürfe vorgestellt bekommen und mitbe- 
stimmen dürfen. In der Nutzungsphase soll schließlich 
eine weitere Evaluation stattfinden, um möglicher- 
weise noch Nachjustierungen am Gebäude vornehmen 
zu können. 

Verschiedene Bevölkerungsgruppen sind den sozia- 
len und physischen Bedingungen ihrer näheren Umwelt 
je nach Alltagsaktivitäten unterschiedlich stark ausge- 
setzt. Kinder, geringverdienende, alte und arbeitslose 
Menschen sind weniger mobil und damit stärker von 
sozialer Unterstützung abhängig, um Erholungs- und 
Begegnungsräume aktiv zu nutzen (Sugiyama und 
Thompson, 2007). Bei der Gestaltung sollte berücksich- 
tigt werden, dass für sie gut erreichbare und sichere 
Grün- und Begegnungsräume in der Stadt eine beson- 
ders wichtige Ressource für Aktivität und Gesundheit 
sind (Nilsson et al., 2007; Evans und Foord, 2007; Kuo 
und Sullivan, 2001; Siegrist, 2005). 


begünstigen. So sollen räumliche Zusammenhänge kompak- 
te, direkte und logische Wege aufweisen, die von einem (für 
Alltag, Freizeit usw.) wichtigen Ort zum anderen führen und 
die möglichst sicher zu Fuß begangen werden können. Alltäg- 
liche Wege sollten gesäumt sein von Angeboten zur Befrie- 
digung alltäglicher Bedürfnisse (z.B. Einkaufsgelegenheiten) 
und auch visuelle Abwechslung (offene Fassaden, vertikale 
Linien) bieten. Räume entlang alltäglicher Wege sollten zum 
Verweilen einladen, z.B. durch Sitzplätze und Schaufenster, 
die zum Ausruhen und Interagieren genutzt werden können. 
Eine Stadt sollte zudem eher niedrig gebaut sein. Niedrige 
Gebäude ermöglichen hellere, einladende Zwischenräume. 
Menschen, die in oberen Stockwerken wohnen, neigen weni- 
ger dazu, am Stadtleben teilzunehmen. 

Urbanes Design, das die Menschen in öffentliche Räume 
mit hoher Aufenthaltsqualität bringt und mit ihnen und durch 
sie Lebendigkeit erzeugt, ist für Gehl der Anfangspunkt einer 
holistischen Stadtplanung, die schließlich auch eine nachhal- 
tige Stadt ermöglicht. Lebendige Räume motivieren eher zu 
einer nachhaltigen Mobilität; eine aktive Teilhabe am Stadtle- 
ben erhöht zudem potenziell die Bereitschaft für lokales 
Engagement. 


2.4.1. 2 

Ortsbindung und Ortsidentität 

Ob Menschen in ihren Lebensräumen Lebensqualität 
empfinden und für sich hersteilen können, hängt neben 
den aktuellen, materiell-räumlichen Bedingungen auch 
eng mit ihrer Beziehung zur Umgebung zusammen. 
Im besten Fall bilden Menschen Ortsidentität aus, d.h. 
ihr Lebensraum und damit verbundene Erinnerungen, 
Ideen und Gefühle spielen eine wichtige Rolle für ihr 
Selbstbild (Führer, 2008; Proshansky et al., 1983) und 
sie zeigen zudem Bereitschaft, Verantwortung für ihr 
Wohnumfeld zu übernehmen. 

Ortsbindung ist ein Teil der Ortsidentität und betont 
die positive Verbindung, die Interaktion und gefühlte 
Nähe zwischen einem Individuum und einem bestimm- 
ten Ort (Lewicka, 2013). Damit wird unterstrichen, 
dass die Identifizierung mit einem Ort vor allem über 
Umweltnutzung bzw. konkrete Umweltaneignung her- 
gestellt wird (Korpela, 1989). Bestimmende Faktoren 
sind zum einen die Vertrautheit mit den örtlichen Gege- 
benheiten und das „sich auskennen", zum anderen die 
soziale Bindung wie das Verhältnis zu Nachbarn, Freun- 
den und Kollegen (Hidalgo und Hernandez, 2001). Ver- 
schiedene Studien zeigen, dass Nachbarschaftsbezie- 
hungen, Wohndauer, Zugang zu Infrastrukturen und 
Sozialkapital (je höher, desto stärker) oder soziokultu- 
relle Heterogenität und Dichte (je größer, desto schwä- 
cher) für Ortsbindung von Bedeutung sind (Lewicka, 
2011). Wichtig ist hierbei eine differenzierte Ausei- 
nandersetzung mit der Wirkung von soziokulturel- 
ler Heterogenität: Trotz genereller Wertschätzung von 
Vielfalt in der eigenen Umgebung ist es für die Ent- 


Drucksache 18/9590 


96- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


Wicklung von Ortsbindung - unabhängig vom sozialen 
Milieu der Betreffenden - zentral, dass auch Ähnlich- 
keiten mit den Menschen in der Nachbarschaft festge- 
stellt werden. Auf der Mikroebene der Nachbarschaf- 
ten wird daher auch eine gewisse soziale und kulturelle 
Homogenität gewünscht (Lewicka, 2011). Homogenität 
fördert vor allem das „bonding social Capital", d. h. eine 
Form sozialen Kapitals, die aus den ähnlichen Lebens- 
umständen und Werteorientierungen generiert wird. 
Im Extremfall kann zu große Homogenität aber auch 
zu Exklusion und Abschottung führen (Kap. 2.4.2. 1). 
Wichtig ist daher auch das „bridging social Capital" und 
die über kulturelle und soziale Unterschiede hinweg 
hergestellte Verbindung zwischen Menschen (Schnur, 
2013). 

Neben der Förderung von sozialem Kapital und 
Lebensqualität wirkt sich Ortsbindung positiv auf das 
lokale Engagement aus (Lewicka, 2005). Insbesondere 
durch die Ausbildung sozialer und räumlicher Netz- 
werke in der Nachbarschaft werden die Bewohnenden 
befähigt, erfolgreich mit belastenden Faktoren umzu- 
gehen: Auf dieser Mikroebene werden soziale Kohä- 
sion (Kap 2. 4. 2. 2) und soziale Resilienz entwickelt. 

Die Entwicklung von Ortsbindung ist ein langfris- 
tiger Prozess (Hernandez et al., 2007). Hohe räumli- 
che Mobilität bzw. Migration und das schnelle Wach- 
sen von Städten können eine positive Ortsidentität 
und -bindung daher verhindern oder erschweren. Ort- 
sidentität ist jedoch auch „relokalisierbar", insbeson- 
dere wenn Menschen in Quartiere mit ähnlichen räum- 
lichen und sozialen Strukturen umziehen (Feldman, 
1996). Eine wichtige Rolle spielt außerdem der Grund 
für Wohnortwechsel oder Migration: Bei der soge- 
nannten Lifestyle-Migration, dem Umzug aus Grün- 
den der Steigerung von Komfort und Lebensqualität, 
fällt es den Betroffenen weniger schwer, sich relativ 
zügig mit den neuen Lebensräumen zu identifizieren 
(Torkington, 2012). Personen, die wenig an einem 
Ort sind, weil sie beispielsweise weite Pendelstrecken 
zurücklegen müssen, fühlen sich weniger ortsverbun- 
den (Gustafson, 2009), genauso wie Bewohner von 
Vorstädten (Nation et al., 2010). Beide Effekte las- 
sen sich auf die geringeren sozialen Kontakte in die 
Umgebung und die weniger engen sozialen Bindungen 
zurückführen. Ortsidentität und -bindung sind daher 
nicht rein individuumsbezogen zu deuten; sie sind 
auch das Ergebnis von Gruppenprozessen (Devine- 
Wright und Lyons, 1997; Abb. 2.4-3). 

Ortsidentität und -bindung sind somit keine rein 
mentalen Konstrukte, die Menschen isoliert und indi- 
viduell ausbilden. Sie basieren sowohl auf konkreten 
Interaktionen mit der Umwelt als auch mit dem sozia- 
len Umfeld. Ortsidentität lässt sich beispielsweise auch 
als ein Teil des „Narrativs von sich selbst" sehen, d.h. 


der Selbstpräsentation in sozialen Interaktionen und 
der Selbstwahrnehmung von Menschen (Dixon und 
Durheim, 2000). Der Übergang von der individuellen 
Aneignung von und Identifikation mit dem Raum zum 
urbanen Zusammenleben ist daher fließend. 


2.4.2 

Urbane Lebensqualität und urbanes 
Zusammenleben 

Urbane Lebensqualität als multidimensiona- 
les Konstrukt (Kasten 2.4-1) umfasst auch objek- 
tive Faktoren wie Einkommen und substanzielle Teil- 
habe (Kap. 3.4.1). Auch wenn diese Aspekte in keinem 
direkten kausalen Zusammenhang zur subjektiv emp- 
fundenen Lebensqualität stehen, spielen sie in sozia- 
len Vergleichsprozessen eine Rolle und senken oder 
heben das Aspirations- bzw. Anspruchsniveau bezo- 
gen auf die in der jeweiligen Kultur als „normal" gel- 
tenden Lebensstandards (Keul, 1995). Im Folgenden 
wird urbane Lebensqualität stärker in soziale Zusam- 
menhänge eingebettet. Zunächst werden die Teilhabe 
in Städten und damit einige die Lebensqualität potenzi- 
ell beeinträchtigende Faktoren wie soziale Ungleichheit 
und räumliche Segregation betrachtet. Anschließend 
wird auf soziale Kohäsion, d. h. ein aus sozialen Inter- 
aktionen und Zugehörigkeiten entstehendes Gemein- 
schaftsgefühl eingegangen, das urbane Lebensqualität 
wiederum steigern kann. 



Abbildung 2.4-3 

Gestaltung des öffentlichen Raums durch Künstler mit 
Kacheln aus der ganzen Welt. Rio de Janeiro, Brasilien. 
Quelle: Anna Schwachula/WBGU 
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Abbildung 2.4-4 

Aneignung des öffentlichen Raums durch Stadtbewohner. 

Unter einer schattenspendenden Verkehrstrasse wird der 
öffentliche Raum für Street art und einen Flohmarkt genutzt. 
Rio de Janeiro, Brasilien. 

Quelle: Anna Schwachula/WBGU 

2.4. 2.1 

Teilhabe in Städten: Soziale Ungleichheit, 
räumliche Segregation und Umweltgerechtigkeit 

Die in Städten existierende und sich in vielen Ländern 
verschärfende Ungleichheit in Bezug auf Einkommen 
und Vermögen (Kasten 2.1-6) hat unmittelbare Aus- 
wirkungen auf räumliche Strukturen, soziale Gerech- 
tigkeit und Umweltgerechtigkeit, d. h. die gerechte Ver- 
teilung von Umweltressourcen (z.B. Grünräumen) und 
Umweltstressoren und damit die soziale Ungleichheit 
(Rode et al., 2009; Abb. 2.4-4). 

Zahlreiche Studien illustrieren, dass die Höhe des 
Einkommens sowie soziodemographische Merkmale 
wie Bildungs- und Berufsstatus, die Anzahl der Kin- 
der oder die ethnische Herkunft entscheidend beein- 
flussen, wo sich Menschen im Stadtraum ansiedeln 
(Musterd und Ostendorf, 2011). Da sich lokale Attri- 
bute, wie eine gute Verkehrsanbindung, Zugang zu 
Grünräumen oder eine niedrige Kriminalitätsrate, in den 
lokalen Wohnungspreisen niederschlagen (für Studien 
zu Luftverschmutzung: Graves et al., 1988; zur Qualität 
von Schulen: Gibbons und Machin, 2003, 2006; Bayer 
et al., 2007; zu Kriminalität: Gibbons, 2004; Linden und 
Rockoff, 2008), finden sich in den qualitativ hochwerti- 
gen Wohngebieten vor allem höhere Einkommensgrup- 
pen. Gleichzeitig hat die soziodemographische Zusam- 
mensetzung Einfluss auf die Qualität eines Stadtvier- 
tels. Ärmere Bevölkerungsschichten konzentrieren sich 
aufgrund der niedrigeren Preise stärker in weniger vor- 
teilhaften Wohnlagen, beispielsweise in Vierteln mit 
höherer Kriminalitätsrate, schlechteren Schulen oder 
entlang von Ausfallstraßen, an denen die Lärm- und 
Luftschadstoffbelastung hoch ist. Sie sind so zum einen 
gesundheitsbeeinträchtigenden Umwelteinwirkungen 
stärker ausgesetzt (Claßen et al., 2011; Claudio, 2007). 


Zum anderen ist der Zugang der Bewohner in sozial 
benachteiligten Stadtgebieten zu hochwertigen öffent- 
lichen Dienstleistungen und Plätzen, wie naturnahen 
Grün- und Erholungsräumen, unterdurchschnittlich 
(Dai, 2011). Umweltgerechtigkeit im Sinne eines glei- 
chen Zugangs zu Umweltressourcen und -belastungen 
stellt also nicht nur auf globaler, sondern auch auf loka- 
ler Ebene in Städten ein großes Problem dar, das sich 
insbesondere für sozial und wirtschaftlich benachtei- 
ligte Menschen und ethnische Minderheiten negativ 
auswirkt. Ein extremes Beispiel war Hurrikan Katrina 
im Jahr 2005, von dem die schwarze Arbeiterklasse in 
New Orleans überproportional betroffen war, die in der 
Folge weniger Zugang zu Unterstützung durch Versi- 
cherungen oder das Gesundheitssystem hatte (Hahn, 
2005; Cook und Swyngedouw, 2014). 

Ungleichheiten in der Teilhabe finden sich auch in 
Bezug auf die Teilhabe an wirtschaftlicher Entwicklung 
in Städten (Grant, 2006). Die Ansiedlung von Unter- 
nehmen und die Schaffung hochqualifizierter Arbeits- 
plätze beispielsweise belebt die lokale Wirtschaftskraft 
eines Ortes. Die gesteigerte Wirtschaftskraft schlägt sich 
jedoch auch in höheren Lebenshaltungskosten und Mie- 
ten nieder, so dass Verdrängungsprozesse von ärmeren 
Bevölkerungsgruppen in Gang gesetzt werden können 
(Salvesen und Renski, 2002; Wong, 2001; Abb. 2.4-5). 

Aufgrund ihrer Dichte und der räumlichen Nähe 
zwischen ärmeren und reicheren Bevölkerungsteilen 
wären Städte im Vergleich zu ländlichen Regionen the- 
oretisch eher in der Lage, sozialer Ungleichheit ent- 



Abbildung 2.4-5 

Die Stadt als Raum für wirtschaftliche Aktivitäten informeller 
Straßenhändlerinnen in Tiflis, Georgien. 

Quelle: Gesa Schöneberg/WBGU 
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gegenzuwirken und etwa durch Querfinanzierungen 
bzw. geschickte räumliche Anordnungen allen Bevölke- 
rungsgruppen gute öffentliche Dienstleistungen anzu- 
bieten (Rode et al., 2009). Dies geschieht allerdings oft 
nicht. Vielmehr nimmt soziale Ungleichheit insbeson- 
dere dort zu, wo kommunale Akteure schwach sind 
und öffentliche Dienstleistungen nicht mehr anbie- 
ten können oder wollen und private, profitorientierte 
Akteure diese Rolle übernehmen (UN-Habitat, 2008). 

Außerdem ist räumliche Nähe zu sozialen Dienst- 
leistungen nicht gleichbedeutend mit einer effektiven 
Nutzung durch alle Bevölkerungsgruppen. Die ärms- 
ten Bevölkerungsschichten scheinen oftmals erst dann 
einen besseren Zugang zu öffentlichen Dienstleistun- 
gen zu bekommen, wenn die Bedürfnisse der Mittel- 
und Oberschicht bereits befriedigt sind (Ajwad und 
Wodon, 2008 in Rode et al., 2009) bzw. sie können sich 
- etwa private Gesundheitsdienstleistungen - nicht leis- 
ten, so dass der Zugang zu ihnen letztlich versperrt ist 
(Butsch, 2011). Räumliche Nähe zwischen ärmeren und 
reicheren Bevölkerungsgruppen in einer Stadt bedeu- 
tet des Weiteren nicht zwingend, dass es durchmischte 
und heterogene Stadtviertel gibt. Privilegierte soziale 
Gruppen (aufstrebende Mittelschichten, gesellschaftli- 
che Eliten) tendieren eher dazu, sich angesichts großer 
sozialer Unterschiede von Armut und Menschen ande- 
rer Kulturen zu entfernen und räumlich abzuschotten, 
um ihre Lebensqualität zu steigern (DeFrances, 1996; 
Ellin und Blakely, 1997; Dinzey-Flores, 2013; Billig und 
Churchman, 2003). Dies hat u. a. zur Folge, dass Gated 
Communities, d. h. durch Zäune und teilweise auch pro- 
fessionelle Überwachung gesicherte Wohnquartiere mit 
beschränktem Zutritt von außen, in Städten weltweit - 
und insbesondere in Ländern mit großen Disparitäten - 
zunehmen (Diskurs um eine „architecture of fear": Bla- 
kely und Snyder, 1997). Infolgedessen steigt die sozial- 
räumliche Segregation zwischen verschiedenen ökono- 
mischen Schichten (Le Goix und Vesselinov, 2015), die 
wiederum Armut und soziale Ungleichheit zementiert 
oder sogar verstärkt (Huster et al., 2008). Studien über 
Gated Communities in verschiedenen Erdteilen wie den 
USA oder Südafrika zeigen, dass vor allem das subjek- 
tive Sicherheitsgefühl der Bewohnenden steigt, wäh- 
rend die tatsächliche Kriminalität in den eingezäunten 
und überwachten Wohnblöcken bisweilen gar nicht 
verringert wird (Blakely und Snyder, 1995; Breetzke 
et al., 2014). Negative soziale Nebeneffekte sind 
dabei abnehmende spontane Kontakte und sinkendes 
Gemeinschaftsgefühl bzw. soziale Kohäsion (Dinzey- 
Flores, 2013; Wilson-Doenges, 2000) und damit die 
Möglichkeit zur Entwicklung sozialer Netzwerke. Mög- 
lich ist auch, dass sich die Angst vor Kriminalität und 
das Bedürfnis nach Sicherheit erst mit dem Wohnen in 
den überwachten Wohnquartieren entwickelt und erst 


rückblickend als Umzugsgründe genannt werden, wäh- 
rend vorab Statusgründe überwiegen (Obeng-Odoom 
et al., 2014). 

2.4.2. 2 

Soziale Kohäsion 

Soziale Bindungen, Zugehörigkeit und zwischen- 
menschliches Vertrauen sind zentrale Voraussetzun- 
gen für empfundene Lebensqualität (Diener und Selig- 
mann, 2004; Kahnemanund Krüger, 2006; Kap. 2.4.1). 
Häufig werden diese Aspekte unter dem Begriff der 
sozialen Kohäsion zusammengefasst. Soziale Kohäsion 
bezeichnet im Allgemeinen den Zusammenhalt von 
Mitgliedern eines sozialen Gebildes und bezieht sich 
auf das Verhältnis der Gruppenmitglieder untereinan- 
der, auf ihre Bereitschaft zur Kooperation, auf gemein- 
same Werte und Vorstellungen und auf die Identifika- 
tion des Einzelnen mit der Gruppe. Eine hohe soziale 
Kohäsion wird oft als Indikator einer intakten Gemein- 
schaft gesehen (Forrest und Kearns, 2001). 

Nach Wilkinson (2007) lassen sich drei Ebenen sozi- 
aler Kohäsion von lokalisierbaren (im Unterschied zu 
virtuellen) Gemeinschaften unterscheiden: erstens das 
Gemeinschaftsgefühl, d.h. die empfundene Zugehö- 
rigkeit der Mitglieder einer Gemeinschaft, sowie die 
Existenz gemeinsamer Werte und einer gemeinsamen 
Identität; zweitens die Ortsbindung und hierbei ins- 
besondere die Bereitschaft, mit einem Ort bzw. einer 
Gemeinschaft räumlich verbunden zu bleiben; drittens 
die sozialen Interaktionen in der Nachbarschaft sowie 
die gegenseitige Unterstützung und das soziale Netz- 
werken zwischen Mitgliedern von Gemeinschaften, die 
Räume gemeinsam nutzen. Soziale Kohäsion lässt sich 
einerseits als Prozess sehen, d.h. die Zusammengehö- 
rigkeit muss stets aktualisiert und durch soziale Inter- 
aktion und Kommunikation hergestellt werden (Berger- 
Schmitt, 2002). Soziale Kohäsion lässt sich andererseits 
aber auch als Zustand betrachten, der von unterschied- 
lichen Interaktions- und Kommunikationsprozessen 
sowie sozialstrukturellen Bedingungen beeinflusst wird 
(Chan et al., 2006). Beide Perspektiven sind wichtig, 
wenn soziale Kohäsion im Kontext von Stadt betrach- 
tet wird. 

Aus einer Prozessperspektive lässt sich untersuchen, 
wie Gemeinschaftsgefühl, Ortsbindung und Nachbar- 
schaft als wesentliche Elemente durch sozialräumliche 
Strukturen ermöglicht oder verhindert werden. Zentra- 
les Element ist dabei die Ermöglichung positiver sozialer 
Interaktion (Kap. 2.4.L.2). Untersuchungen von sozi- 
aler Kohäsion als Zustand zeigen, dass diese in Städ- 
ten oftmals als geringer ausgeprägt empfunden wird: 
Die Stadtbewohnerinnen kennen einander weniger 
als Bewohner auf dem Land, sehen weniger Ähnlich- 
keiten mit anderen und zeigen bzw. erwarten weniger 
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Kooperationsbereitschaft (Lev-Wiesel, 2006). Räum- 
liche Segregation und sozialräumliche Ungleichheiten 
wirken dabei negativ auf die soziale Kohäsion (Cassiers 
und Kesteloot, 2012), genauso wie zu große ethnische 
Heterogenität in der Nachbarschaft (Gijsberts et al., 
2011; Dinesen und Sonderskov, 2015; Kap. 2. 4. 1.2 zu 
Heterogenität und Ortsbindung). 

2.4.3 

Urbane Lebensstile 

Wie in Kapitel 2.3.2 verdeutlicht, ist das Verstehen des 
urbanen Metabolismus essenziell, um die Treiber und 
Ursachen für die Größe des ökologischen Fußabdrucks 
von Städten zu identifizieren. Im Folgenden soll diese 
Perspektive um soziokulturelle und psychologische 
Faktoren erweitert werden, die einen wichtigen Ein- 
fluss auf Stoffe und ihre Flüsse im urbanen Metabolis- 
mus haben (Orzanna et al., 2015). 

Gegenwärtige urbane Lebensstile werden immer 
wieder als zentrale Herausforderungen für eine nach- 
haltige Stadtentwicklung genannt. Im Fokus stehen 
dabei vor allem die Konsumstile der globalen Mittel- 
und Oberschichten in Städten. In vielen dieser Städte 
gehen hohe Werte bei urbanem Wohlbefinden und 
liveability mit hohem Ressourcenverbrauch (wie direk- 
tem und indirekten Energieverbrauch) einher (New- 
ton, 2012; UNEP und The Cities Alliance, 2008). Hier- 
bei ist jedoch eine differenzierte Betrachtung wichtig. 
Wird der ökologische Fußabdruck insgesamt pro Kopf 
berechnet, schneiden Bewohner urbaner Räume in 
Industrieländern meist besser ab als der Durchschnitt 
in demselben Land, was vor allem an den kleineren 
Wohnflächen und dem geringeren Anteil an automobi- 
lem Individualverkehr liegt (Dodman, 2009). In vielen 
Industrieländern unterscheiden sich urbane und rurale 
Lebensstile kaum noch voneinander, so dass die höhere 
Dichte in Städten und die bessere Verfügbarkeit öffent- 
licher Verkehrsmittel den urbanen ökologischen Fußab- 
druck verringert. 

Werden jedoch auch Entwicklungs- und insbeson- 
dere Schwellenländer betrachtet, in denen rurale und 
urbane Lebensstile noch sehr unterschiedlich sind, las- 
sen sich drei konsum- bzw. lebensstilbezogene Trends 
als globale Umweltherausforderungen beschreiben: 

1. Insgesamt finden sich in Städten häufiger ein höhe- 
rer Konsum von Produkten und Dienstleistun- 
gen bzw. durch „Konsumismus" (Knox und Pinch, 
2006) geprägte Lebensstile. Dies wird oft mit ver- 
gleichsweise höherem Einkommen, steigendem 
Anspruch an Komfort und der hohen Dichte und 
Verfügbarkeit von Konsumgütern in Zusammen- 
hang gebracht (Newton, 2011). Mit der Allgegen- 


wärtigkeit von Konsummöglichkeiten entwickeln 
sich spezifisch urbane Konsumpraktiken, die nach 
dem Vorbild westlicher Städte auch in asiatischen 
Städten Einzug halten - wie coffee to go oder take- 
away food (Lebel et al., 2007). Die Folgen zeigen 
sich insbesondere bei der Betrachtung der produ- 
zierten Abfallmengen, die im weltweiten Vergleich 
in Städten zum Teil doppelt so hoch liegen wie auf 
dem Land (Kap. 2. 3. 4. 3; Hoornweg et al., 2013; 
Hoornweg und Bhada-Tata, 2012). 

2. Im Bereich der Mobilität sorgt insbesondere der 
steigende Motorisierungsgrad in Städten der 
Schwellenländer für erhebliche lokale und glo- 
bale Umweltbelastungen (Kap. 4.2.2). Auch hier 
interagieren individuelle bzw. soziale und struk- 
turelle Aspekte. So sorgen auf der individuellen 
bzw. sozialen Ebene Entwicklungen wie steigen- 
der Wohlstand, mehr Freizeit und die Veränderung 
von Lebensstilen für eine Steigerung von Mobili- 
tät und eine Diversifizierung von Mobilitätsbedürf- 
nissen, häufig mit der Folge von mehr motorisier- 
tem Individualverkehr (Gärling und Friman, 2014; 
Williams, 2005). In vielen Städten in Schwellen- 
ländern haben Urbanisierung und Globalisierung, 
unterstützt durch autofreundliche Stadtplanung, zu 
einer Entwicklung weg von einer fuß- und fahrrad- 
zentrierten Mobilität hin zum automobilen Indivi- 
dualverkehr (z.B. für China: Pan et al., 2009) und 
der Herausbildung autoabhängiger Siedlungsstruk- 
turen in urbanen Randlagen (Naess, 2006; Gutsche, 
2003) geführt. Aber auch in Industrieländern wie 
den USA stagnieren das Verkehrsaufkommen in 
Städten und dessen ökologische und soziale Folgen 
seit einigen Jahrzehnten auf einem hohen Niveau 
- trotz Steigerungen der Effizienz und planerischer 
Maßnahmen zur Reduktion des Verkehrs und des- 
sen Umweltfolgen (Schrank et al., 2012). Gründe 
hierfür sind u. a. der sich fortsetzende urban sprawl 
und das z.T. unvermindert bestehende Bedürfnis 
zum Wohnen in städtischen Randlagen. 

3. Urbanisierung wird u.a. als eine der wesentlichen 
Bedingungen für die „nutrition transition" disku- 
tiert (Popkin, 1999). Gemeint ist damit die Verän- 
derung von Ernährungsgewohnheiten in Entwick- 
lungs- und Schwellenländern weg von pflanzlichen 
und hin zu energiereichen, stark kohlehydrathalti- 
gen und tierischen Produkten, die bereits in der Pro- 
duktion große Umweltbelastungen mit sich bringen 
und sich, epidemiologisch betrachtet, negativ auf 
die Gesundheit auswirken (zu Indien: Chrispin et al., 
2013; zuTanzania: Mazengo et al., 1997; zu China; 
Zhou et al., 2012; Kap. 2.3.3. 2, 4.5.4.1). Als Ursa- 
chen werden u.a. der leichtere Zugang zu bereits 
zubereiteten hochkalorischen Nahrungsmitteln, 
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aber auch die Wirkung von gezieltem Marketing 
für stark prozessierte Produkte diskutiert (Hawkes, 
2007; Caballero, 2007). 

Die beschriebenen Trends sind keine spezifischen Pro- 
bleme urbaner Räume, d.h. nicht nachhaltige Mus- 
ter beim Produktkonsum, der Abfallproduktion sowie 
bei Mobilität und Ernährung werden nicht durch das 
Leben in der Stadt verursacht. Es handelt sich vielmehr 
um korrelative Zusammenhänge, die sich durch vermit- 
telnde Faktoren erklären lassen. Als solche werden vor 
allem das durchschnittlich höhere Einkommen in Städ- 
ten, die bessere Verfügbarkeit von Konsumoptionen 
und die soziale Bedeutung und Symbolhaftigkeit eini- 
ger nicht nachhaltiger Konsummuster (wie Autobesitz, 
Shopping, Essen und Trinken to go) diskutiert, die mit 
Modernität und Status verbunden werden (Hawkes, 
2007). 

Global gesehen sind solche urbanen Lebensstile trotz 
ihrer breiten Auswirkungen noch in der Minderheit; sie 
erleben jedoch weltweit eine Zunahme. Die große Her- 
ausforderung besteht also nicht nur darin, nicht nach- 
haltige Lebens- und Konsumstile zu verändern, son- 
dern auch, ihre globale Verbreitung aufzuhalten und 
speziell die aufstrebenden Mittelschichten in Schwel- 
lenländern zu einem Leapfrogging hin zu nachhaltige- 
ren Lebensweisen zu motivieren (Schäfer et al., 2011). 
Hierbei geht es nicht nur darum, urbane Lebensstile 
und urbane Lebensqualität von ihrem Ressourcenver- 
brauch zu entkoppeln, beispielsweise durch effizientere 
Technologien, sondern auch die Vorstellung davon zu 
verändern, dass Lebensqualität mit ressourceninten- 
siven Lebensstilen verbunden ist (Schneidewind und 
Zähmt, 2013; Kap. 3.2). 

Daher ist es wichtig zu betrachten, wo urbane 
Räume Potenziale bieten, um nachhaltige Lebensstile 
zu fördern. Viel diskutiert werden vor allem die Aus- 
wirkungen der höheren Wohndichte (zur Reduzierung 
des Verbrauchs von Fläche und Energie), der verbes- 
serte Zugang zu öffentlichen Verkehrsmitteln und die 
größere Nähe zu alltagsrelevanten Infrastrukturen. 
Viel Aufmerksamkeit kommt in jüngster Zeit auch sozi- 
alen Innovationen zu, die sich insbesondere in urbanen 
Räumen entwickeln (Evers et al., 2014), hierzu gehö- 
ren beispielsweise ökologisch orientiertes Bauen, Teil- 
und Tauschgemeinschaften oder Initiativen für urbanes 
Gärtnern (Kap. 6.4.2). 

In Städten finden sich - aufgrund eng verzahnter 
Kommunikationsräume und der besseren Erreichbar- 
keit großer Zielgruppen für strukturelle und kommuni- 
kative Strategien - auch gute Bedingungen für strategi- 
sche Interventionen zur Förderung nachhaltigen Kon- 
sums. Insbesondere in den Städten in Industrieländern 
wurden seit den 1970er Jahren viele Ansätze entwi- 
ckelt, um beispielsweise die Ressourceneffizienz urba- 


nen Konsums zu erhöhen. Neben strukturellen Ansät- 
zen (wie Verbesserungen des öffentlichen Verkehrs 
oder Einführung von Mülltrennung) wurde hierbei 
auch versucht, Kompetenzen und Motive zum Umwelt- 
schutz einzubinden (Abrahamse und Matthies, 2013). 
Dabei wurde deutlich, dass Motive, Handeln und Kon- 
textbedingungen Zusammenwirken und strukturelle 
mit kommunikativen Strategien (Information, geziel- 
tes Feedback) kombiniert werden müssen (Bolderdijk 
et al., 2013) und dass insbesondere gruppen- oder 
gemeinschaftsorientierte Maßnahmen dauerhaft wir- 
ken (Keizer und Schulz, 2013). 

Für den Bereich der Mobilität zeigen viele Studien, 
dass unterschiedliche verhaltensbezogene Metho- 
den und Instrumente zur Verringerung des automobi- 
len Individualverkehrs (Kap. 9.3. 1.2), wie Erhöhung 
von Benzinpreisen, Verbesserung der Bedingungen für 
Fußgänger und Radfahrer und des öffentlichen Nah- 
verkehrs sowie Förderung von grüner Technologie nicht 
einzeln, sondern in Kombination wirken und die Auto- 
nutzung um 5-30% verringern können (Gärling und 
Frimann, 2014). Stark eingreifende strukturelle Maß- 
nahmen zur Reduktion des Autoverkehrs (z.B. Rück- 
bau der Verkehrsflächen oder Erhöhung der Preise für 
den ruhenden Verkehr) werden zwar häufig im Vorhi- 
nein von der Bevölkerung abgelehnt und von der Ver- 
waltung daher gemieden, nach Umsetzung treffen sie 
jedoch meist auf Akzeptanz. So führte eine 2007 ein- 
geführte, „Überlastungssteuer" genannte Gebühr für 
PKW in der Stockholmer Innenstadt nicht nur zu einer 
erheblichen Reduktion des Innenstadtverkehrs und 
damit einem geringeren C0 2 -Ausstoß und besserer Luft- 
qualität, sondern auch die zunächst mehrheitlich skep- 
tischen Bewohnerinnen und Bewohner des Großraums 
Stockholm schätzen mittlerweile die höhere Lebens- 
und Aufenthaltsqualität in der Stadt (Börjesson et al., 
2013). Das Beispiel des Embarcadero Freeways in San 
Francisco zeigt außerdem, wie schnell sich Verkehrs- 
und Mobilitätsmuster an vermeintliche Verluste anpas- 
sen können. Der Freeway war mit 70.0000 Fahrzeu- 
gen täglich eine der Hauptverkehrsachsen San Francis- 
cos. Sein bereits 1985 geplanter Rückbau wurde durch 
Proteste aus der Bevölkerung verhindert. Als der Free- 
way 1989 durch ein Erdbeben zerstört wurde, entstand 
jedoch wider Erwarten kein Verkehrs chaos, der Verkehr 
reduzierte sich und der Freeway wurde schließlich zu 
einem bis heute beliebten Boulevard umgebaut (Agnos, 
2009). 
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2.4.4 

Ausblick: Perspektiven für lebenswerte Städte 

Aus der Betrachtung von Stadt als Lebensraum lassen 

sich folgende Schlussfolgerungen ableiten: 

1. Urbane Lebensqualität und lebenswerte Städte 
sind für eine nachhaltige Stadtentwicklung wich- 
tige Orientierungsdimensionen. Menschen in urba- 
nen Räumen sind zum einen mehrfach belastet und 
diese Belastungen können durch die globalen Her- 
ausforderungen des Klimawandels, der weltweiten 
Migrationsbewegungen in die Städte und der Ver- 
knappung von Ressourcen potenziell steigen. Zum 
anderen sind empfundene urbane Lebensqualität 
und damit verbundene Aspekte wie Ortsbindung, 
soziale Kohäsion, Teilhabe und lokales Engagement 
aber auch als Ressource für gesellschaftliche Trans- 
formationsprozesse zu betrachten. Der WBGU ist 
daher der Ansicht, dass Strategien zur Förderung 
von Lebensqualität Gesellschaften auch für den 
Umgang mit den genannten Herausforderungen 
rüsten (Kap. 9.2). 

2. Wichtige Ressourcen zur Steigerung von Resilienz 
und Lebensqualität liegen in der baulich-räumli- 
chen Gestaltung von Städten (Kap. 9.3. 1.3). Eine 
wichtige Rolle spielen dabei nach Ansicht des 
WBGU Ansätze für ein menschengerechtes urbanes 
Design, die das „menschliche Maß" als Orientierung 
zugrunde legen und die Anregung, Lebendigkeit 
und Erholung bieten sowie individuelle Aneignung 
genauso wie soziale Interaktion ermöglichen (Gehl, 
2010; Jacobs und Appleyards, 1987). 

3. Damit die räumlichen Möglichkeiten für Resilienz 
und urbane Lebensqualität ihre Wirkung entfalten, 
ist deren partizipative Planung und Entwicklung 
ein wichtiges Element von Stadtgestaltung. Eine 
wesentliche Orientierung für das Hauptgutachten 
ist daher, wie menschliche Gesundheit und urbane 
Lebensqualität in den Städten durch die Sicherung 
von Teilhabe und Mitgestaltung gefördert werden 
können (Kap. 3.4). Städte sollen dabei als Lebens-, 
Kommunikations- und Begegnungsräume betrach- 
tet werden, die Menschen sich aneignen, mitgestal- 
ten und gemeinsam nutzen. Im Rahmen des Gut- 
achtens wird eine Perspektive dafür entwickelt, wie 
die vielfältigen Bedürfnisse und die Gestaltungs- 
rechte der Bewohnerinnen aus verschiedenen sozi- 
alen Milieus bei Stadtgestaltungspolitik und urba- 
ner Governance ausreichend zu berücksichtigen 
sind (Kap. 8). 

4. Urbane Lebensstile sind nicht in erster Linie ein Pro- 
blem, das es zu beheben gilt. Vielmehr zeigt sich bei 
genauerer Betrachtung der komplexen Zusammen- 
hänge zwischen individuellen, sozialen und räum- 



Abbildung 2.4-6 

Aufbrechen der Pfadabhängigkeiten einer autogerechten 
Stadt, Portland, USA. 

Quelle: Mareike Kroll/WBGU 

lich-strukturellen Faktoren, dass es nicht sinnvoll 
ist, von einer direkten Kopplung zwischen urbanem 
Leben und nicht nachhaltigem Konsum auszuge- 
hen. Eine differenzierte Betrachtung zeigt vielmehr 
eine Vielzahl von Ansatzpunkten für die Förderung 
von nachhaltigem Konsum in urbanen Räumen 
(Abb. 2.4-6). 

Ein weiteres Potenzial liegt in der Untersuchung und 
gezielten Förderung sozialer Innovationen. Städte kön- 
nen für kreative Ansätze zur Veränderung von Kon- 
summustern einen guten Nährboden bieten (Bell et al., 
1996:371; Flade, 2015). Soziale Innovationen spie- 
len bei gesellschaftlichen Veränderungsprozessen eine 
maßgebliche Rolle (Kap. 3. 5. 3. 3). Eine Suchrichtung 
des Gutachtens beschäftigt sich daher mit Transforma- 
tionsansätzen in Städten, die sich an sozial-innovati- 
ven Prozessen und Akteuren orientieren und diese in 
Strategien nachhaltiger (Stadt-)Entwicklung integrie- 
ren (Kap. 6). 


2.5 

Urbane Governance: Akteure, Strukturen, 
Prozesse 

Urbane Governance ist einer der zentralen Ansatz- 
punkte, um Städte inklusiv und nachhaltig zu gestal- 
ten und die Große Transformation in Städten zu reali- 
sieren. An dieser Stelle soll zunächst ein Überblick über 
Akteure, Strukturen und Prozesse urbaner Governance 
gegeben werden. Darauf aufbauend entwickelt der 
WBGU in Kapitel 8 das Konzept transformativer urba- 
ner Governance. 

In Städten finden sich vielschichtige und auf Grund 
der Diversität von Städten sehr unterschiedliche Gover- 
nance-Strukturen. Die unterschiedlichen beteiligten 
Akteure sind Teil eines komplexen Mehrebenensys- 
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tems und damit eingebunden in und abhängig von 
übergeordneten Ebenen: in föderalen Systemen ist es 
die regionale und die nationale Ebene; zusätzlich kom- 
men noch supranationale Strukturen, beispielsweise 
die EU oder internationale Strukturen wie die UN oder 
andere internationale Verhandlungskontexte hinzu. 
Städte werden auf internationaler Ebene (beispiels- 
weise im Bereich Klimapolitik) auch selbst aktiv und 
es bilden sich Städtenetzwerke und somit eine Global 
Urban Governance (Kap. 2.5.6). 

Der Governance-Begriff prägt seit den 1990er Jah- 
ren nicht nur sozial-, wirtschafts- und rechtswissen- 
schaftliche, sondern auch politische Diskussionen. 
Entsprechend vielfältig und teilweise widersprüchlich 
sind die Versuche den Begriff zu definieren. Wie in der 
Literatur zu Global Governance lassen sich auch in der 
Debatte zur urbanen Governance analytisch-empiri- 
sche und normative Definitionen unterscheiden. Ers- 
tere dienen als möglichst wertneutrale Analyserahmen 
der Untersuchung von städtischen Steuerungs- und 
Regulationsprozessen. Letztere tragen normative Label 
wie Good oder Sustainable Governance. Diese Konzepte 
beschreiben wie Governance sein sollte, um bestimmte 
Ziele - z. B. mehr demokratische Teilhabe oder mehr 
Nachhaltigkeit - zu erreichen. Mit Blick auf die Große 
Transformation hat der WBGU ein Konzept transforma- 
tiver urbaner Governance entwickelt, das in Kapitel 8 
vorgestellt wird. Um die verschiedenen Facetten und 
Elemente städtischer Governance besser verstehen und 
einordnen zu können, wird hier zunächst eine analy- 
tisch-empirische Definition urbaner Governance vorge- 
stellt. Die Erkenntnisse über gutes Regieren in Städten 
werden im Kapitel 2.5.5 zusammengefasst. 

Urbane Governance besteht aus den Handlungen 
hoheitlicher und nicht hoheitlicher Akteure und Ins- 
titutionen mit dem Ziel, die gemeinsamen Angelegen- 
heiten einer Stadt zu organisieren. Es ist ein andauern- 
der Prozess, durch den widersprüchliche Interessen in 
Einklang gebracht und kooperatives Handeln beför- 
dert werden können. Zur urbanen Governance zählen 
sowohl formelle Institutionen und Instrumente wie 
auch informelle Arrangements, gleichgültig ob sie das 
Resultat eines parlamentarischen Gesetzgebungspro- 
zesses oder das Ergebnis zivilgesellschaftlicher Selbst- 
organisation sind (UN-Habitat, 2002: 19). Neben dieser 
innenorientierten gibt es eine außenorientierte Dimen- 
sion urbaner Governance. Sie umfasst die Handlungen 
hoheitlicher und nicht hoheitlicher Akteure mit dem 
Ziel, für und durch eine Stadt nationale und globale 
Governance-Prozesse und -Strukturen zu gestalten. 


2.5.1 
Akteure 

Akteure urbaner Governance lassen sich in hoheitli- 
che und nicht hoheitliche Akteure unterscheiden. Zu 
den relevanten hoheitlichen Akteuren zählen Bürger- 
meister, Stadträte und Stadtverwaltungen, aber je nach 
Land auch regionale und nationale Verwaltungen und 
Ministerien, die die Entwicklung von Städten mitgestal- 
ten. Zur nicht hoheitlichen Seite zählen Unternehmen 
und zivilgesellschaftliche Organisationen - Nichtregie- 
rungsorganisationen (NRO), Community Based Orga- 
nizations (CBOs), Wissenschaftlerinnen sowie Kirchen 
und andere religiöse Organisationen. 

2.5.1.1 

Hoheitliche Akteure 

Vergleicht man Entscheidungs- und Verwaltungsstruk- 
turen in Städten, ergibt sich ein sehr diverses Bild. 
Große Unterschiede treten nicht nur zwischen ver- 
schiedenen Staaten, sondern teilweise auch inner- 
halb von Staaten auf. In vielen Entwicklungs- und 
Schwellenländern sind sowohl traditionelle, vorkolo- 
niale Strukturen als auch die Einflüsse der ehemaligen 
Kolonialmächte noch deutlich zu erkennen. Stadtregie- 
rungen und Stadtverwaltungen lassen sich trotz ihrer 
Vielfalt anhand zweier Aspekte strukturiert betrach- 
ten: Zum einen mit Blick darauf, inwieweit übergeord- 
nete Ebenen direkten Einfluss auf Stadtregierungen 
und Stadtverwaltungen nehmen, und zum anderen in 
Bezug darauf, wie das Verhältnis zwischen Bürgermeis- 
ter und Stadtrat - sollte es einen solchen geben - gere- 
gelt ist (Tab. 2.5-1; Devas, 1999; Berg und Rao, 2005; 
Sud und Yilmaz, 2013). 

Beim direkten Einfluss übergeordneter hoheitlicher 
Akteure - d.h. regionaler oder nationaler Verwaltungen 
und Ministerien - ist bei einem Vergleich kommunaler 
Verwaltungsapparate zu sehen, dass sich international 
große Unterschiede hinsichtlich ihrer Leistungsfähig- 
keit feststellen lassen. Diese hängen vom Ausbildungs- 
grad des Personals und den Finanzierungsinstrumenten 
ab, aber auch von den Möglichkeiten einer Stadtver- 
waltung, eigenverantwortlich passendes Personal aus- 
wählen und diesem ein konkurrenzfähiges Gehalt zah- 
len zu können. Dies ist insbesondere in vielen Schwel- 
len- und Entwicklungsländern nicht gegeben. Dort 
besitzen zudem oft nicht Städte, sondern Regional- 
oder Zentralregierungen die Personal-, Organisations- 
und Finanzhoheit über kommunale Verwaltungen. Ver- 
waltungsmitarbeiter werden durch höhere Instanzen 
eingestellt und abgeordnet. Selbst wenn Stadtregierun- 
gen die Möglichkeit haben, selbst Personal auszuwäh- 
len, ist die Einkommenshöhe meist zentral festgelegt 
und liegt in der Regel für kommunale Mitarbeiter nied- 
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Tabelle 2.5-1 

Bürgermeister-Stadtrat Modelle im Vergleich. 

Quelle: WBGU, basierend auf Sud und Yilmaz, 2013; Berg und Rao, 2005; Devas, 1999 

Stadtrat wählt Bürgermeister und behält 
Exekutivfunktionen 



Direkt 

gewählter 

Bürgermeister 

Bürgermeister 
und Stadtrats- 
kabinett 

Stadtrat und 
Stadtmanager 

Stadtrat als 
Exekutive 

Bürgermeister wird 
eingesetzt 

(Ab)Wahl 

Bürgermei- 

ster 

Bürgermeister 
wird direkt 
gewählt; kann 
meist nicht vom 
Stadtrat abgesetzt 
werden 

Stadtrat wählt 
Bürgermeister 
und kann diesen 
abwählen 

Stadtrat wählt 
Bürgermeister 
und kann diesen 
abwählen 

Stadtrat wählt 
Bürgermeister 
und kann diesen 
abwählen 

Bürgermeister 
wird von überge- 
ordneten Ebene 
(regional oder 
national) ernannt 
und entlassen 

Aufgaben 

Bürgermei- 

ster 

Bürgermeister hat 
weitgehende Exe- 
kutivvollmachten; 
leitet die Stadt- 
verwaltung, bringt 
Gesetzinitiativen 
in den Stadtrat 
ein; schlägt Haus- 
halt vor 

Bürgermeister 
bildet aus Rats- 
mitgliedern ein 
Kabinett 

Bürgermeister 
hat repräsenta- 
tive Funktion; 
Tagesgeschäft und 
dafür notwendige 
exekutive Voll- 
machten werden 
vom Stadtrat an 
einen Stadtmana- 
ger delegiert 

Bürgermeister 
hat fast nur 
repräsentative 
Aufgaben 

Die Aufgabenver- 
teilung zwischen 
Bürgermeister und 
Stadtrat variiert; je 
nach Land ähnelt es 
einer der ande- 
ren vier Modelle 
(Bürgermeister und 
Stadtratskabinett 
usw.) 

Aufgaben 

Stadtrat 

Kontrolliert 
Bürgermeister; 
muss Gesetzen 
und Haushalt 
zustimmen 

Rat kontrolliert 
Bürgermeister 
und Kabinett, 
kann diese 
abwählen 

Stadtrat behält 
politische Kontrolle 
und gibt dem 
Stadtmanager 
den politischen 
Rahmen vor 

Stadtrat formt 
themenbezo- 
gene Ausschüs- 
se und Sprecher, 
denen in diesen 
Bereichen die 
Exekutivaufga- 
ben zufallen 

In manchen autori- 
tären Staaten gibt 
es keine parlamen- 
tarische Kontrolle 
der Bürgermeister 

Vorteile 

Gilt als effizientes 
Modell, in dem 
der Bürgermeister 
viel Gestaltungs- 
macht besitzt 
und klar als der 
politisch Ver- 
antwortliche zu 
erkennen ist 


Langfristig 
engagierter, 
professioneller 
Stadtmanager kann 
Stadt effizienter 
leiten und unter- 
liegt (theoretisch) 
nicht kurzfristigen 
politischen Zielen 

Entscheidungen 
können besser 
an Bedürfnisse 
der Bevölkerung 
angepasst wer- 
den - mehrere 
Stadträte sind 
leichter zu 
erreichen als 
ein einzelner 
Bürgermeister 


Nachteile 

Große Macht- 
fülle bei einer 
Person macht 
Kompromisse 
unnötig; radikale 
Richtungswechsel 
nach Machtwech- 
sel möglich 

Gilt als instabil, 
da Bürgermei- 
ster bei unklaren 
Mehrheiten im 
Stadtrat schnell 
abgewählt wer- 
den können 

Kritiker monieren, 
dass die wichtige 
Aufgabe einer po- 
litischen Führung 
unterschätzt wird 

Funktioniert 
nur in kleinen, 
homogenen 
Städten gut, in 
denen es keine 
kontroversen 
Stadtentwick- 
lungsthemen 
gibt 


Regionale 

Verbreitung 

Deutschland, 
zahlreiche große 
Metropolen, z.B. 
New York, London 

Viele Städte 
Großbritanni- 
ens (Ausnahme 
London) 

Kleine und mittlere 
Städte in den USA 

Anglophones 

Afrika; 

Dänemark 

Niederlande, 
Indonesien, Teile 
Indiens, große Teile 
des frankophonen 
Afrikas 
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riger als bei entsprechenden Stellen in der Nationalver- 
waltung. Dies senkt die Attraktivität der Kommune als 
Arbeitgeber und macht es schwierig, geeignetes Ver- 
waltungspersonal zu finden. Desweiteren befördert 
schlechte Bezahlung die Korruptionsanfälligkeit der 
Verwaltung (Sud und Yilmaz, 2013: 120f.; UN-Habitat 
und TI, 2004). 

Außerdem gibt es Länder, in denen Bürgermeister 
nicht gewählt, sondern von übergeordneten politischen 
Instanzen eingesetzt werden. Insbesondere in autori- 
tären Systemen gibt es keine Stadträte, die die einge- 
setzten Amtsträger kontrollieren. So setzt beispiels- 
wiese der ägyptische Präsident den Gouverneur von 
Kairo ein, der der Stadtverwaltung vorsteht und exe- 
kutive Entscheidungskompetenzen innehat, aber nicht 
mit einem Stadtrat Zusammenarbeiten muss (Kap. 5.3). 
Daneben gibt es Länder, in denen die Bürgermeister 
zwar eingesetzt werden, es aber gewählte Stadträte 
gibt, die sie parlamentarisch kontrollieren. 

Neben der Möglichkeit, dass Bürgermeister einge- 
setzt werden, sind es insbesondere Unterschiede in der 
Verteilung von Aufgaben und Entscheidungskompe- 
tenzen zwischen Stadträten und Bürgermeistern, die 
die Vielfalt urbaner Regierungsstrukturen ausmachen. 
Hier lassen sich vier idealtypische Modelle identifizie- 
ren (Tab. 2.5-1). Sie unterschieden sich insbesondere 
darin, ob der Bürgermeister direkt von der Bevölkerung 
oder indirekt durch den Stadtrat gewählt wird und wer 
- Bürgermeister oder Rat - welche Entscheidungskom- 
petenzen hat und welche exekutiven Aufgaben wahr- 
nimmt. 

In Europa haben sich in den vergangenen 25 Jahren 
immer mehr Staaten dem Modell der direkt gewählten 
Bürgermeister zugewendet (Moonen et al., 2014: 15). 
Prominentestes Beispiel ist Großbritannien, in dem es 
vor dem Jahr 2000 keine direkt gewählten Bürgermeis- 
ter gab. Erst durch eine Gesetzesreform wurde z.B. 
das Amt des Mayor of London geschaffen. Da direkt 
gewählte Bürgermeisterinnen meist viele Entschei- 
dungskompetenzen auf sich vereinigen, erlauben diese 
Systeme effizienteres Regieren und erleichtern Refor- 
men und Neuerungen. Im Hinblick auf progressive 
Veränderungen im Verkehrsbereich oder Umweltmaß- 
nahmen werden oft Michael Bloomberg, der ehemalige 
Bürgermeister New Yorks, oder Ken Livingstone, der 
ehemalige Bürgermeister Londons, genannt - beides 
direkt gewählte Bürgermeister mit großen Entschei- 
dungsbefugnissen. Die Stärken dieses Modells sind 
gleichzeitig seine Schwächen: Neu gewählte Bürger- 
meister tendieren in diesem System dazu, andere Ent- 
wicklungen als ihre Vorgänger zu befördern, um sich in 
Wahlkämpfen von diesen abzugrenzen. So kann Kon- 
tinuität in der Stadtentwicklung geschwächt werden. 
Ein Bürgermeister mit viel Entscheidungskompetenz, 


der kein Interesse daran hat progressive Veränderun- 
gen aktiv voranzutreiben, kann notwendige Transfor- 
mationen behindern oder diese gar rückgängig machen 
(Devas, 1999:7; Sud und Yilmaz, 2013: 119ff.). 

Es lassen sich allerdings auch Gegenbewegungen 
beobachten: In Dänemark ist man ab 1998 wieder 
zum Modell des Stadtrats als Exekutive zurückgekehrt 
(weak mayor-strong council bzw. mayor-in-council; 
Tab. 2.5-1). Dieses Modell baut insbesondere auf infor- 
mellen sozialen Beziehungen und Kontakten auf. Es 
funktioniert besonders in kleinen, homogenen Städ- 
ten oder in Bezirken, in denen es wenig widersprüchli- 
che Sichtweisen auf zentrale Stadtentwicklungsthemen 
gibt. In Kopenhagen und anderen dänischen Städten 
erhofft man sich durch die Rückkehr zu diesem Modell 
eine höhere Reaktionsfähigkeit und -bereitschaft der 
Stadträte auf die Bedürfnisse der Bürger (Kap. 5.4.4. 2; 
Berg und Rao, 2005; Sud und Yilmaz, 2013: 115ff.). 

2.5. 1.2 

Wi rtschaftsa kteu re 

Unternehmen sind eine weitere zentrale Akteursgruppe 
urbaner Governance. Viele Unternehmen produzieren 
ihre Waren in Städten bzw. verkaufen sie dort. Die Pri- 
vatwirtschaft ist in der Regel mit Abstand der größte 
Arbeitgeber einer Stadt. Weltweit wird mehr als 80 % 
der Wirtschaftsleistung in Städten generiert, obwohl 
dort nur etwas mehr als die Hälfte der Bevölkerung lebt 
(World Bank, 2015a). Unternehmen, die in einer Stadt 
produzieren oder dort ihre Dienstleistungen erbringen, 
sind an guter Infrastruktur, passenden Zulieferfirmen 
und qualifizierten Arbeitskräften interessiert. 

Darüber hinaus gibt es Wirtschaftsakteure, deren 
Geschäft die Stadt selbst ist: Immobilieninvestoren, 
Planungsbüros, Bauunternehmen oder Firmen, die 
Dienstleistungen wie Abfallentsorgung, öffentlichen 
Personennahverkehr oder Car Sharing anbieten. Sie 
haben ein großes Interesse daran, wie eine Stadt sich 
entwickelt bzw. deren Alltagsbetrieb gestaltet wird. 

Neben dem formellen spielt auch der informelle Sek- 
tor gerade in städtischen Ökonomien der Entwicklungs- 
und Schwellenländer eine wichtige Rolle (Feige, 1990), 
wobei der Übergang zwischen „formell" und „infor- 
mell" oft fließend ist. Unter informeller Ökonomie 
wurden ursprünglich ausschließlich nicht registrierte 
wirtschaftliche Aktivitäten armer Bevölkerungsschich- 
ten in den Städten der Entwicklungs- und Schwel- 
lenländer gefasst. Darunter verstanden wurden vor 
allem Straßenhändler, nicht registrierte Beschäftigte 
im Transport- und Reparaturwesen, fliegende Händ- 
ler oder Müllsammler. Der informelle Sektor wurde in 
den 1970er Jahren zunächst als getrennt von forma- 
len, staatlich registrierten Wirtschaftsaktivitäten gese- 
hen; mittlerweile ist aber klar, dass es sich dabei um eng 
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miteinander verwobene Wirtschafts- und Interaktions- 
kreisläufe handelt. Speziell Akteure aus Großhandel, 
Finanzwirtschaft, Bausektor und Transportwesen inter- 
agieren im fließenden Übergangsfeld zwischen formel- 
len und informellen Aktivitäten (Kap. 7.3; Roy und 
AlSayyad, 2004; Escher, 1999; Kappel, 1996; Schamp, 
1989). Auch in den Städten der Industrieländer finden 
sich informelle Ökonomien. Neben der Schwarzarbeit 
sind dies insbesondere Drogenhandel oder Prostitution 
(Venkatesh, 2013). 

2.5. 1.3 

Zivilgesellschaft 

Innerhalb der Zivilgesellschaft gehören NRO, CBOs, 
Wissenschaftlerinnen sowie Kirchen und andere religi- 
öse Organisationen zu den zentralen Akteuren. 

Charakteristisch für CBOs ist ihre Verwurzelung 
in den Stadtquartieren. Die meisten Organisationen 
wurden dort gegründet und befassen sich mit für die 
Städte, Gemeinden und Nachbarschaften spezifischen 
Themen wie Wohnraum, Mobilität oder Bildung. Hin- 
sichtlich der Organisationsstruktur und Finanzierung 
existieren CBOs in großer Bandbreite von stark institu- 
tionalisierten, eingetragenen Vereinen bis zu informel- 
len Zusammenschlüssen: Während manche Organisati- 
onen hauptamtliche Mitarbeiterinnen finanzieren kön- 
nen, sind andere ehrenamtlich organisiert. Oft basie- 
ren sie auf gewählten, legitimierten Strukturen, haben 
spezifische, festgelegte Aufgaben und Inhalte; teilweise 
sind es selbsternannte, durch starke Partikularinteres- 
sen geprägte Gruppen, die nur temporär Zusammen- 
kommen und nicht über eine breite Legitimation verfü- 
gen (UN-Habitat, 2011a). 

Daneben gibt es NRO, die meist themenspezifisch 
agieren und deren Aktionsradius über eine einzelne 
Stadt hinaus geht. Beispiele hierzu sind nationale oder 
transnationale Umweltorganisationen, die Themen wie 
urbane Mobilität oder klimafreundliches Bauen bear- 
beiten, aber auch Netzwerke wie Shack/Slum Dwellers 
International, die lokale Initiativen in informellen Sied- 
lungen auf internationaler Ebene vernetzen (Herrle et 
al„ 2015b). 

Kirchen und religiöse Organisationen sind in vielen 
Städten weitere wichtige Akteursgruppen. Ihre Rolle 
unterscheidet sich je nach Religion und gesellschaft- 
lichem Kontext deutlich. Im städtischen Kontext ihres 
Engagements übernehmen sie vor allem im sozialen 
Bereich viele wichtige Dienstleistungen, die für die ele- 
mentare Grundversorgung von Bedeutung sind (z.B. 
Suppenküchen, Bildungsangebote, Kinderbetreuung, 
Altenfürsorge). Sie sind außerdem vielfach Akteure, 
die aufgrund eigenen Land- oder Immobilienbesitzes 
die Möglichkeit haben, Stadtentwicklung mitzugestal- 
ten. Dies zeigt sich an der Rolle der christlichen Kir- 


chen in Europa, in muslimisch geprägten Städten z.B. 
am Einfluss von Waqfs, stiftungsähnlichen Instituti- 
onen des islamischen Rechts (Wirth, 2000), sowie in 
Städten buddhistisch geprägter Gesellschaften im Kon- 
text der Tempel- und Klosterbauten, Klosterschulen 
oder Unterkünften für Pilger. 

Auch Wissenschaftlerinnen sind im Hinblick auf 
Stadtentwicklung wichtige zivilgesellschaftliche 
Akteure. Häufig greifen Stadtverwaltungen auf die 
Expertise von Wissenschaftlern zurück, um Stadtent- 
wicklungsprozesse besser verstehen und steuern zu 
können. Mit dem World Urban Forum gibt es auf inter- 
nationaler Ebene eine Austauschplattform zwischen 
Praktikern und Wissenschaft. Im Rahmen transdizi- 
plinärer Forschung arbeitet die Wissenschaft zusam- 
men mit NRO und lokalen Initiativen oder an Stadtent- 
wicklungsthemen. Im Kontext von Reallaboren versu- 
chen Forscher Stadtentwicklung sogar mitzugestalten 
(Kap. 10.2). 

2.5.2 

Strukturen urbanerGovernance 

Die genannten Akteursgruppen sind in unterschiedli- 
chen Konstellationen daran beteiligt, die Angelegenhei- 
ten einer Stadt zu organisieren (Kap. 2.4.1). Global gese- 
hen gibt es große Unterschiede, welche Aufgaben von 
welchen Akteuren wie wahrgenommen werden. Trotz 
aller Unterschiede lassen sich Aufgabenbereiche iden- 
tifizieren, für die die meisten Stadtregierungen verant- 
wortlich sind (UCLG, 2013). Entweder kümmern sie 
sich unmittelbar um die Umsetzung oder sie beauftra- 
gen andere Akteure damit. Zu diesen Aufgabenberei- 
chen gehört die Bereitstellung urbaner Dienstleistun- 
gen, wie beispielsweise Trinkwasserver- und Abwasse- 
rentsorgung, öffentlicher Personennahverkehr, Abfall- 
entsorgung oder die Bereitstellung, Instandhaltung 
sowie Beleuchtung von Straßen und öffentlichen Plät- 
zen. Stadtverwaltungen haben meist die Verantwortung 
für den Umgang mit Luftverschmutzung, den Umwelt- 
und Gesundheitsschutz sowie den Katastrophenschutz 
in ihrem Hoheitsgebiet. Zudem fallen zum Teil soziale 
Aufgaben wie Bildung und Kinderbetreuung sowie kul- 
turelle Angebote (Museen, Bibliotheken usw.) oder Tou- 
rismus in ihren Aufgabenbereich. Sie sind u. a. für die 
Bauplanung, die Bebauung, Gebäudestandards sowie 
die Instandhaltung öffentlicher Gebäude verantwort- 
lich (UCLG, 2013). Hinzu kommen Herausforderungen 
des 21. Jahrhunderts - wie z.B. Klimaschutz und Kli- 
maanpassung, Gewährleistung von Bürgerbeteiligung in 
Planungsprozessen oder die Unterbringung und Versor- 
gung von Flüchtlingen - deren (faktische) Bewältigung 
häufig auf der lokalen Ebene angesiedelt ist. 
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2.5.2.1 

Zusammenspiel hoheitlicher und privater 
Governance 

In den letzten Jahrzehnten hat es weltweit starke Ver- 
änderungen urbaner Governance gegeben. Die Domi- 
nanz neoliberaler Ideen und Diskurse und die Idee eines 
„schlanken" Staates haben sich auch auf lokaler Ebene 
niedergeschlagen (Harvey, 1989; Jessop 1997; Brenner 
und Theodore, 2002; Swyngedouw et al., 2002). 
Städtische Institutionen haben sich in vielen Ländern 
aus manchen Bereichen der Daseinsvorsorge teilweise 
oder ganz zurückgezogen und diese privatwirtschaft- 
licher Verantwortung übertragen. Im Zuge der Libera- 
lisierung öffentlicher Dienstleistungen begannen viele 
Städte, Versorgungsdienstleistungen in den Bereichen 
Energie, Wasser, Gesundheit und Mobilität zu privati- 
sieren, mit Privatunternehmen Public-Private-Partner- 
ships zu bilden oder die Aufgaben privaten Unterneh- 
men zu übertragen. Dieser Wandel lief nicht ohne Prob- 
leme ab. Vor allem seit Beginn der globalen Finanz- und 
Wirtschaftskrise 2007 lassen sich vielerorts Gegenbe- 
wegungen beobachten. Die Hinwendung zu partizipa- 
tiven Governance-Instrumenten wie Bürgerhaushal- 
ten oder Bürgerb eiräten (consejos) in Lateinamerika ist 
etwa im Zusammenhang mit der Ablehnung neolibera- 
ler Ideen und Entwicklungen zu sehen (Geddes, 2014). 

Die vielfältigen Governance-Strukturen unterschei- 
den sich zum einen in den Modi von Steuerung, zum 
anderen hinsichtlich der an den Prozessen beteilig- 
ten Akteure, wie verschiedene Typologien zeigen. Ein 
Beispiel ist die Typologie urbaner Governance-Modi, 
die Bulkeley und Kern (2006) für ihre Analyse loka- 
ler Klimaschutzbemühungen entwickelt haben. Sie 
unterscheiden zwischen hierarchischen Formen urba- 
ner Governance - Verordnungen, Flächennutzungs- 
pläne usw. - sowie der Steuerung durch Bereitstel- 
lung (governing through Provision) und der Steue- 
rung durch Befähigung (governing through enabling). 
Mit Steuerung durch Bereitstellung beschreiben sie die 
Lenkungswirkung, die durch die Bereitstellung öffentli- 
cher Infrastruktur und Dienstleistungen erzielt werden 
kann. Ein gutes Nahverkehrsnetz und eine begrenzte 
Zahl an Parkplätzen in Innenstädten helfen beispiels- 
weise, den Anteil des motorisierten Individualverkehrs 
in einer Stadt zu senken (Kap. 4.2.2). Die Steuerung 
durch Befähigung beschreibt finanzielle oder kommu- 
nikative Maßnahmen, durch die Menschen in die Lage 
versetzt werden sollen, in einer bestimmten Art und 
Weise zu handeln. Darunter fallen Förder- und Kredit- 
programme, mit denen es Menschen ermöglicht wer- 
den soll, z. B. die energetische Sanierung eines Hau- 
ses umzusetzen oder Informations- und Bildungskam- 
pagnen, um Menschen über Probleme und mögliche 
Lösungen zu informieren und so Impulse für Verände- 


rungen zu geben. 

In der Literatur zu Global Governance differenziert 
man zwischen hierarchischer, netzwerkartiger und 
marktförmiger Steuerung als Formen, die sich auch auf 
städtischer Ebene finden lassen (Pattberg und Stripple, 
2008). Dort werden Governance-Strukturen zusätz- 
lich danach unterschieden, wer sie reguliert, befördert 
und durchsetzt. Diese „Quelle der Autorität" (Pattberg 
und Stripple, 2008) liegt entweder bei hoheitlich oder 
nicht hoheitlich handelnden Akteuren. Die verschie- 
denen Ansätze lassen sich in einer Typologie urbaner 
Governance zusammenfassen (Abb. 2.5-1). Die Zuord- 
nung einzelner Beispiele unterscheidet sich regional- 
spezifisch: In manchen Städten werden Sozialwohnun- 
gen beispielsweise direkt über städtische oder andere 
staatliche Wohnungsbaugesellschaften bereitgestellt. 
In anderen wird dies durch das Zusammenspiel staatli- 
cher und privater Akteure erreicht, etwa durch die Ver- 
gabe günstiger staatlicher Kredite, mithilfe derer pri- 
vate Wohnungen in eine Mietpreisbindung gebracht 
werden. In vielen Städten, in denen von kommunaler 
oder staatlicher Seite keine Sozialwohnungen bereit- 
gestellt werden, wird bezahlbarer Wohnraum durch 
Genossenschaften oder andere zivilgesellschaftliche 
Institutionen angeboten. 

2. 5.2. 2 

Informelle Governance 

Bei der Betrachtung urbaner Governance lassen sich 
konzeptionell informelle von formellen Prozessen und 
Strukturen unterscheiden - wenngleich diese in der 
Realität oft eng miteinander verknüpft sind und flie- 
ßende Übergänge bestehen. Unter formelle Prozesse 
fallen rechtlich verankerte Strukturen und Verfahren 
(z.B. Gesetzgebungsverfahren oder Verwaltungspro- 
zesse). Informelle Prozesse basieren hingegen nicht 
(unmittelbar) auf einer rechtlichen Grundlage. Die 
Diversität informeller Governance ist sehr groß: Infor- 
melle Absprachen etwa zwischen Stadträten im Zusam- 
menhang mit einem formalen Entscheidungsprozess 
gehören ebenso dazu wie selbstorganisierte Struktu- 
ren in informellen Siedlungen. Große Unterschiede zei- 
gen informelle Prozesse beim Grad ihrer Institutiona- 
lisierung. Neben ad hoc getroffenen Absprachen gibt 
es Prozesse, die zwar keine Rechtsgrundlage, aber eine 
lange institutionelle oder kulturelle Tradition haben. 

Die wissenschaftliche Debatte geht über eine binäre 
Beschreibung - „was nicht rechtlich geregelt ist, ist 
informell" - seit einigen Jahren deutlich hinaus. Dies 
zeigen verschiedene Ansätze, die das Thema neu ana- 
lysieren: Unterschieden wird beispielsweise zwischen 
einer „Informalität von oben" (durch die Verwaltungen 
selbst oder Kooperationen zwischen Regierungen, Ver- 
waltungen und dem Privatsektor) und einer „Informali- 
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Modus der Steuerung 

I I Hierarchie 
■ Bereitstellung 

□ Befähigung 

□ Netzwerke 

□ Märkte 


Abbildung 2.5-1 

Unterschiedliche Formen urbaner Governance. Urbane Governance existiert in unterschiedlichsten Formen, die sich anhand 
zweier Aspekte sortieren lassen: (11 Wer versucht zu gestalten? Sind es hoheitliche, wirtschaftliche oder zivilgesellschaftliche 
Akteure? Es können auch mehrere Akteursgruppen beteiligt sein. (21 Welcher Modus der Governance wird von den Akteuren 
bemüht? Ist es hierarchische oder netzwerkartige Steuerung? Werden Dinge bereitgestellt oder Akteure befähigt? Die 
genannten Beispiele lassen sich je nach Kontext auch unterschiedlichen Kategorien zuordnen. Im Falle wirtschaftlicher Akteure 
können Beispiele wie Energieversorgung oder Wohnungsbau gleichzeitig den Kategorien Bereitstellung und Märkten zugeordnet 
werden. 

Quelle: WBGU 


tat von unten" - die primär eine Selbstorganisation von 
Bewohnern auf Nachbarschaft- und Quartiersebene ist 
(Roy, 2009). 

Einen weiteren hilfreichen Zugang bietet Altrock 
(2012), der zwischen komplementärer und supplemen- 
tärer Informalität unterscheidet. Komplementäre infor- 
melle Governance ergänzt formale Prozesse und bereitet 
diese vor, z.B. die zuvor beschriebene Absprache von 
Stadträten vor einem Stadtratsbeschluss. Supplemen- 
täre informelle Governance entsteht parallel zu exis- 
tierenden formalen Prozessen - in der Regel weil die 
Bedürfnisse betroffener Akteure durch formale Struk- 
turen nicht adäquat bedient werden. Beispiele für sup- 
plementäre, informelle Governance-Prozesse sind selb- 
storganisierte Initiativen in informellen Siedlungen, 
etwa nachbarschaftliche Organisation der Trinkwasser- 
versorgung. Diese entstehen parallel zu existierenden 
städtischen Verwaltungsstrukturen, wenn verantwort- 


liche Akteure aufgrund mangelnder Kapazitäten, unzu- 
reichender Finanzen, fehlenden Interesses oder fehlen- 
der Rechtsgrundlage untätig oder nicht in der Lage sind 
Bedarfe zu erfüllen (Kreibich, 2000). 

Im Kontext der Urbanisierung in China werden For- 
men geduldeter Informalität (welche fehlende städtische 
Dienstleistungen ersetzt, aber nicht rechtens sind) und 
experimenteller Informalität identifiziert (d.h. Infor- 
malität, die andere Lösungswege findet, deren Zweck- 
mäßigkeit und Erwünschtheit seitens der Verwaltung 
zunächst beobachtet wird; Schoon und Altrock, 2014). 
Auch wenn sich die Unterscheidung verschiedener 
Typen informeller Governance theoretisch gut darstel- 
len lässt, finden sich in der Empirie zahlreiche Misch- 
formen, die nicht klar zugeordnet werden können. 
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Tabelle 2.5-2 


Kontinuum der Kompetenzverteilung zwischen Nationalstaat und lokaler Ebene. 
Quelle: WBGU, basierend auf Rodriguez und Shoked, 2014 


Modell 

„Geschöpf" 
des Staates 

Eng begrenzte 
Kompetenzen 
und staatliche 
Kontrolle 

Im Vorhinein 
festgelegter 
Kompetenz- 
katalog 

Kompetenz 
zur Regelung 
„lokaler“ bzw. 
„städtischer“ 
Belange 

Umfassende 
Kompetenz, 
außer diese ist 
explizit ausge- 
schlossen 

Autonomie 

Charakter- 

Keine 

Keine Aner- 

Möglichkeit zur 

Möglichkeit zur 

Möglichkeit 

Umfassende 

istika 

Befähigung 

kennung im 

Gesetzgebung 

Gesetzgebung 

zur Gesetzge- 

Kompetenzen 


der lokalen 

Bundesrecht, 

besteht nur, 

im Bereich 

bung besteht 

sowie feste 


Ebene durch 

Übertragung 

wenn die Korn- 

lokaler bzw. 

immer, außer 

Beteiligung 


Kompetenz- 

gewisser Korn- 

petenz vorher 

städtischer An- 

ein Bereich ist 

an nationaler 


Übertragung 

petenzen, 

ausdrücklich 

gelegenheiten, 

explizit (ge- 

Gesetzge- 


und voll- 
ständiges 
Management 
durch den 
Staat 

Kontrolle der 
Kompetenz- 
überschreitung 
(Ultra-vires- 
Kontrolle), 
keine Kompe- 
tenz-Kompetenz 
(Dillon’s Rule) 

übertragen 

wurde 

solange dies 
nicht gegen 
Bundesrecht 
oder die Verfas- 
sung verstößt 
(Home Rule) 

setzlich) aus- 
geschlossen, 
Einschränkung 
über starke 
finanzielle Ab- 
hängigkeit der 
Lokalebene 

bung 

Beispiel 

Mexiko Stadt 

Montreal 

Paris 

New York 

London 

Buenos Aires 


(Mexiko) 

(Quebec, 

Kanada) 

(Frankreich) 

(USA) 

(England seit 
dem Localism 
Act 2011) 

(Argentinien) 


2.5.3 

Städte als Teil eines Mehrebenensystems 

2.5.3. 1 
Kompetenzen 

Wie Stadtregierungen dieAufgaben (Kap. 2.5.2), für die 
sie verantwortlich sind, bewältigen können und welche 
Freiheiten sie haben, neue Politiken zu implementie- 
ren, hängt stark von den nationalen Rahmenbedingun- 
gen und dem Governance-System ab. So bedingen das 
Verhältnis der Stadt zu übergeordneten Ebenen sowie 
die Machtverteilung innerhalb der Stadtregierung den 
Rahmen für städtisches Handeln und insbesondere die 
Möglichkeiten lokaler Rechtsetzung (Rodriguez und 
Shoked, 2014: 168). 

Zunächst sind Städte und Gemeinden in die Staats- 
und Verwaltungsstrukturen eines Staates eingebunden 
- auch wenn die Ausgestaltung dieses Verhältnisses, 
d.h. insbesondere der Grad der kompetenzbezogenen 
wie finanziellen Unabhängigkeit vom Nationalstaat, 
erheblich variiert. Die Staats- und Länderverfassun- 
gen (in föderalistischen Systemen), einfache Gesetze 
oder in manchen Fällen auch Verordnungen erlauben 
und regeln die Existenz und Entwicklungsprozesse von 
Städten (Shah, 2006a: 1). Was die Eingliederung von 
Städten in den Staatsaufbau betrifft, so lassen sich ver- 
schiedene Modelle identifizieren (Hesse und Sharpe, 
1991; Page und Goldsmith, 1987). Nach Hesse und 


Sharpe (1991) sichern beispielsweise die skandinavi- 
schen Länder, Österreich, die Schweiz, die Niederlande 
und Deutschland in ihren Verfassungen die Existenz der 
kommunalen Ebene. Diese Ebene ist zudem bezüglich 
der Finanzen und Aufgabenwahrnehmung vergleichs- 
weise unabhängig (North Middle European Group; 
Hesse und Sharpe, 1991:607; Kuhlmann, 2006). Im 
Gegensatz dazu nimmt die kommunale Ebene im bri- 
tischen System eher die Rolle einer lokalen Verwal- 
tung als einer lokalen Regierung ein, d.h. die kommu- 
nale Ebene hat wenig politischen Einfluss auf der nati- 
onalen Ebene. Ein ähnliches Modell gibt es in Irland, 
Kanada, Australien, den USA und Neuseeland (Anglo 
Group; Hesse und Sharpe, 1991:607; Kuhlmann, 
2006). Jüngere Forschungen sprechen von einem Kon- 
tinuum der Ausgestaltung der Beziehung zwischen 
Nationalstaaten und der lokalen Ebene (Rodriguez und 
Shoked, 2014:143). In diesem Kontinuum lassen sich 
sechs Arten von Governance-Verhältnissen ausmachen, 
wobei an einem Ende eine schwache Befähigung der 
lokalen Ebene und am anderen Ende die stärkste Form 
der Befähigung in Form der Autonomie im Verhältnis 
zum Nationalstaat steht (Tab. 2.5-2). 

Wenn, wie in der überwiegenden Mehrzahl der 
Fälle, der Nationalstaat über die Existenz und die Kom- 
petenzen der Kommunen entscheidet, dann bestimmt 
er auch das Verhältnis von Städten zu anderen Städten 
im Gleichordnungsverhältnis: Nationalstaaten können 
zwischen ihren Städten Kooperation erlauben, Anreize 
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Kasten 2.5-1 

Governance in Metropolregionen 

In Metropolregionen und großen Agglomerationen haben 
sich unterschiedliche Governance-Strukturen herausgebildet: 
Manche Stadtregionen versuchen durch zweistufige Struktu- 
ren sowohl dem Steuerungsbedarf von Stadtteilen als auch 
dem der gesamten Metropole gerecht zu werden. Andere 
besitzen lediglich eine Governance-Ebene. Diese kann entwe- 
der stark fragmentiert oder hoch konsolidiert sein (Slack und 
Cöte, 2014: 8ff.). Im ersten Fall besteht eine Metropolregion 
aus vielen unabhängigen Einzelgemeinden, hat aber keine 
übergeordnete zentrale Instanz. Dies ist beispielsweise in 
vielen schweizerischen und US-amerikanischen Städten der 
Fall. So besteht Los Angeles, eine Stadt mit fast 13 Mio. Ein- 
wohnern, aus über 200 Gemeinden und fünf Counties (Slack 
und Cöte, 2014:11). Um gemeinsame Entwicklungen für die 
gesamte Metropolregion voranzubringen, müssen sich die 
Kommunen koordinieren, was große Herausforderungen mit 
sich bringt. Außerdem gibt es durch das divergierende Steu- 
eraufkommen eine stärkere Ungleichheit zwischen den Ein- 
zelgemeinden einer Metropole (Slack und Cöte, 2014: 10f.). 

Städte mit einer einzelnen zentralen Verwaltung (z.B. New 


dafür setzen oder diese gar erzwingen (Rodriguez und 
Shoked, 2014: 160). Zudem bestimmt der Nationalstaat 
die Rolle von regionalen, städteübergreifenden Gre- 
mien, indem er diese einsetzt oder erlaubt (Rodriguez 
und Shoked, 2014:161). Eine andere Variante besteht 
darin, bestimmte Aufgaben einer weiteren Institution 
zu übertragen, die dann beispielsweise die Wasserver- 
sorgung oder den Transport für einen bestimmten regi- 
onalen Bereich gewährleistet - unabhängig von oder in 
Kooperation mit der Stadtverwaltung (Rodriguez und 
Shoked, 2014:161). 

Unterhalb der Stadtebene können weitere Ebenen 
existieren. In Metropolregionen wurden unterschied- 
liche Strukturen etabliert, um den Steuerungsanfor- 
derungen großer Agglomerationen gerecht zu werden 
(Kasten 2.5-1). Unter dem Label Mikro-Lokalismus 
beschreiben Rodriguez und Shoked Strukturen auf 
Bezirks- oder Quartiersebene mit denen lokale Poli- 
tiken und Entscheidungen beeinflusst werden kön- 
nen (Rodriguez und Shoked, 2014:161). In Städten 
wie Paris oder Buenos Aires sind bestimmte Kompe- 
tenzen auf der Quartiers- oder Nachbarschaftsebene 
formell verankert, in anderen Konstellationen haben 
diese lediglich beratende oder verwaltende Funktio- 
nen (Rodriguez und Shoked, 2014: 162 ff.). In ande- 
ren Fällen wurde die Möglichkeit, Entscheidungen der 
Stadtregierung mit Bezug zur eigenen Nachbarschaft 
gerichtlich in Frage zu stellen, anerkannt (Rodriguez 
und Shoked, 2014: 164). 


York City oder Toronto) haben Vorteile durch Skaleneffek- 
te. Durch das größere Steueraufkommen und die Möglich- 
keit dieses zu verteilen, gibt es zudem weniger Ungleichheit 
zwischen einzelnen Stadtteilen und Gemeinden. Die klare 
Struktur macht das System für die Bürger verständlich. Bei 
großen Städten besteht jedoch die Gefahr, dass Bürger nur 
schlecht Zugang zu ihren parlamentarischen Vertretern und 
anderen Entscheidungsträgern bekommen. Außerdem ist es 
bei einzelnen, zentralen Verwaltungen auch wichtig, ob Stadt 
und Umlandgemeinden im Falle einer funktionellen Stadt- 
entwicklung über die administrativen Stadtgrenzen hinaus 
gut miteinander kooperieren. Ist das funktionale Stadtgebiet 
größer als das administrative, muss sich die Stadtverwaltung 
mit Gemeinden im Umland verständigen und hat einen hohen 
Koordinationsaufwand (Slack und Cöte, 2014: 1 1 f.). 

Zweistufige Strukturen, wie etwa im Fall von Tokyo, stel- 
len einen Kompromiss insofern dar, als man sowohl lokalen 
als auch den die gesamte Metropolregion betreffende Interes- 
sen gerecht werden kann. Punkte, die gegen dieses Modell ins 
Feld geführt werden, sind Ineffizienz und höhere Kosten 
durch die Dopplungen von Strukturen auf beiden Ebenen. 
Außerdem ist es für Bürger schwerer zu durchschauen, wer 
für welches Thema der richtige Ansprechpartner ist (Slack 
und Cöte, 2014: 12ff.; Hohn, 2000). 


2.5.B.2 

Herausforderungen 

Auch wenn die ersten Städte historisch betrachtet lange 
vor den Nationalstaaten, wie wir sie heute kennen, 
existierten, so leiten Städte ihre Kompetenzen heute in 
den meisten Fällen von einem Nationalstaat ab. In man- 
chen Konstellationen sichern die Nationalverfassungen 
die Existenz der kommunalen Ebene und gewährleis- 
ten ihr darüber hinaus Rechte, wie beispielsweise das 
Recht der kommunalen Selbstverwaltung, wie es sich 
in Art. 28 Abs. 2 des Grundgesetzes oder der Europä- 
ischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung fin- 
det (European Charter of Local Self-Government, 1985; 
Lazar und Leuprecht, 2007: 7). Aus dem Bedarf an die- 
sem Recht wird deutlich, dass die Städte und Gemein- 
den einerseits als Teil des Staatsaufbaus mit Hoheits- 
anspruch zu verstehen sind, andererseits aber auch 
anderen hoheitlichen Ebenen gegenüber in Abwehrsi- 
tuationen geraten können, in denen ein Recht der kom- 
munalen Selbstverwaltung zur Absicherung der eige- 
nen Kompetenzen erforderlich ist. So wirken neben der 
Ebene des Nationalstaats weitere Ebenen insbesondere 
über Gesetzgebung direkt oder indirekt auf die kommu- 
nale Ebene ein: beispielsweise die internationale Ebene 
über völkerrechtliche Verträge, die europäische Ebene 
über EU-Gesetzgebung, möglicherweise eine Länder- 
bzw. Bundesstaatenebene über die Ländergesetzge- 
bung in föderalen Systemen sowie eventuell Regio- 
nen über ihre regionale Gesetzgebung (Kap. 5.4). Hier 
wird deutlich, dass Städte Teil eines komplexen Mehre- 
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benensystems sind. Alle genannten Regelungen kulmi- 
nieren im Zweifel auf der kommunalen Ebene, die dann 
Personal- sowie Finanzkapazitäten für die Erfüllung der 
gesetzlich (neu) vorgeschriebenen Aufgaben aufbrin- 
gen und koordinieren muss. 

Für diese Form der dezentralen Aufgabenwahrneh- 
mung durch die kommunale Ebene gibt es verschiedene 
Begründungsansätze, von denen ein Großteil darauf 
abzielt, dass die kommunale Ebene nahe an den Bürgern 
ist und so deren Interessen am besten verstehen und 
wahrnehmen kann (Shah, 2006a: 3f.; Frug, 2014b: 4). 
Das Subsidiaritätsprinzip spiegelt diese Überlegun- 
gen wider, indem es die Wahrnehmung von Aufgaben 
immer nur an die nächsthöhere Ebene verweist, wenn 
diese besser geeignet ist, die entsprechenden Aufgaben 
zu erfüllen (Shah, 2006a: 4). 

Gewisse Herausforderungen - wie ein Mangel an 
Kompetenzen und Finanzen - lassen sich für die lokale 
Ebene verallgemeinern (Lazar und Leuprecht, 2007: 1). 
Ähnlich wie die konkrete Ausgestaltung des Verhält- 
nisses zwischen einem Nationalstaat und seiner kom- 
munalen Ebene variieren jedoch die Herausforderun- 
gen und Probleme der kommunalen Ebene weltweit. 
In Industrieländern gilt es, die Finanzausstattung der 
Städte an ihre Kompetenzen und Aufgaben anzupas- 
sen. Zudem sollte ein gewisser Grad an Autonomie für 
die Städte geschaffen werden, d. h. sie müssen die Mög- 
lichkeit haben, gewisse Hoheitsrechte wahrzunehmen, 
wie etwa die Finanz- und die Personalhoheit. Betrach- 
tet man allein schon die oben genannten Unterschiede 
zwischen der North Middle European Group und der 
Anglo Group (Kap. 2. 5. 3.1), so wird deutlich, dass 
die Herausforderungen auch in den Industrieländern 
erheblich variieren können. 

In Entwicklungs- und Schwellenländern nehmen 
Kommunen im Durchschnitt weniger Aufgaben wahr. 
Oft sind es allein die Sicherstellung von Basisdienst- 
leistungen, wie z. B. die Trinkwasserversorgung oder 
die Müllentsorgung. Nicht immer gehören Bildungs- 
und Gesundheitsdienstleistungen dazu. Sie unter- 
liegen außerdem in einem Subordinationsverhältnis 
zu höheren Ebenen einer intensiveren Aufsicht. Ihre 
Autonomie, was die Steuereinnahmen und -ausgaben 
betrifft, ist im Vergleich zu den Industriestaaten ein- 
geschränkter. Dies steht in einem starken Kontrast zur 
Übertragung von Aufgaben auf die kommunale Ebene 
(Shah, 2006b: 41). In einem noch größeren Maß als in 
den Industrieländern stehen die Kommunen in Ent- 
wicklungs- und Schwellenländern vor der Herausfor- 
derung, über Wahlen oder Beteiligungsformen gegen- 
über ihren Bürgern rechenschaftspflichtig zu werden 
(Shah, 2006b; Haque, 1997). In vielen Entwicklungs- 
und Schwellenländern gilt es nach wie vor, einerseits 
die Auswirkungen der Kolonialisierung zu überwinden 


sowie andererseits traditionelle Strukturen, wie bei- 
spielsweise Clanstrukturen, in andere Organisations- 
strukturen zu integrieren (Baldersheim und Wollmann, 
2006: 116f.). 

2.5.4 

Kommunale Finanzierung 

Kommunen finanzieren sich sowohl über lokale Finan- 
zierungsquellen, wie Steuern und Gebühren, als auch 
über externe Finanzierungsquellen wie nationale 
Zuweisungen und dem Zugang zu Kapitalmärkten. Dar- 
über hinaus schließen Städte häufig Verträge mit pri- 
vatwirtschaftlichen Akteuren ab, um öffentliche Auf- 
gaben wahrzunehmen und zusätzliches Kapital für die 
Stadtentwicklung zu mobilisieren. 

Der Umfang der kommunalen Finanzautonomie wie 
auch die Höhe der nationalen Transferzahlungen und 
eventuelle Zugangsbedingungen für Kommunen zu den 
Kapitalmärkten sind durch die nationalen Rahmenbe- 
dingungen eines Landes festgelegt und variieren stark 
(Kap. 2.5.3). Für den Umfang des kommunalen Bud- 
gets sind neben der Ausgestaltung der Transfersys- 
teme und der Fähigkeit eigene Mittel zu erheben, vor 
allem die nationalen Einnahmen aus Steuern, der Aus- 
beutung von natürlichen Ressourcen und im Rahmen 
der internationalen öffentlichen Zusammenarbeit 
(Kasten 2.5-2) maßgeblich. Die Bedeutung der unter- 
schiedlichen Finanzierungsquellen für den Haushalt 
einzelner Städte variiert daher weltweit sehr stark. 

In den meisten Fällen übersteigt der Umfang der 
Aufgaben und die damit verbundenen lokalen Ausga- 
ben bei weitem die Einnahmen, die Städte durch die 
ihnen zugestandene Finanzautonomie generieren kön- 
nen (Boadway und Shah, 2007). Transferzahlungen 
der nationalen Regierung an Städte sind daher welt- 
weit verbreitet. Insbesondere in Städten der Entwick- 
lungs- und Schwellenländer bilden Transferzahlungen 
die wichtigste Einnahmequelle (Martinez-Vazquez, 
2015; UN-Habitat, 2015f). Die Höhe der Transferzah- 
lungen richtet sich zum einen an der Höhe des kom- 
munalen Ausgabenbedarfs aus, zum anderen werden 
mit den Zahlungen nationale Ziele wie die Herstellung 
regional gleichwertiger Lebensverhältnisse, Gerechtig- 
keit und Chancengleichheit verfolgt sowie Anreize für 
eine effiziente lokale Finanzverwaltung und Erbrin- 
gung öffentlicher Dienstleistungen gesetzt (Boadway 
und Shah, 2007). 

Interne Finanzierungsquellen wie kommunale Steu- 
ern oder Gebühren haben vor allem in den Städten der 
Industriestaaten und in Ländern mit stark dezentrali- 
sierten Verwaltungsstrukturen einen hohen Anteil am 
kommunalen Budget. Der Anteil der Einnahmen der 
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Kasten 2.5-2 

Nationale und internationale 
Finanzierungsquellen 

Staaten finanzieren sich zum größten Teil aus nationalen 
öffentlichen Einnahmen wie beispielsweise Steuern oder 
Einnahmen aus der Förderung von natürlichen Ressourcen, 
und internationalen öffentlichen Einnahmen, worunter die 
internationale öffentliche Entwicklungszusammenarbeit fällt. 
Zusätzlich wirken sich nationale und internationale private 
Finanzströme auf die finanziellen Kapazitäten eines Landes 
aus, wobei sie im Unterschied zu öffentlichen Mitteln, die den 
Regierungen direkt zur Verfügung stehen, für die Erreichung 
politischer Ziele gezielt mobilisiert werden müssen. 

Abbildung 2.5-2 zeigt die Relevanz der jeweiligen Finanz- 
ströme für Länder unterschiedlicher Einkommensstufen, 
gemessen an ihrem Anteil am BIP (ERD, 2015). Steuerein- 
nahmen sind für die meisten Länder die wichtigste Einnah- 
mequelle. Je höher das Pro-Kopf-Einkommen eines Landes, 
desto höher ist in der Regel auch der Anteil der Steuereinnah- 
men am BIP. Der Anteil beträgt ca. 10% in Ländern mit nied- 
rigem Einkommen (LIC), 15% in Ländern mit mittleren Ein- 
kommen (LMIC) und 20% in Ländern mit hohem Einkommen 
(HIC). Die absoluten pro Kopf-Steuereinnahmen von reichen 
und ärmeren Ländern liegen sehr weit auseinander. Beispiels- 
weise lagen die jährlichen Pro-Kopf Steuereinnahmen in den 
Niederlanden im Jahr 2013 bei 8.021 €, in Äthiopien beliefen 
sie sich auf nur 250 Birr, was ca. 10 € entspricht (IMF, 2014). 

Mit höheren Pro-Kopf-Einkommen steigt auch die relative 
Bedeutung der inländischen privaten Finanzierung. Private 
Unternehmen, Institutionen und Haushalte verfügen - auch 
in Schwellen- und Entwicklungsländern - über ein erhebli- 
ches Finanzvermögen, Ersparnisse, die über das Bankensys- 
tem, oder indem Haushalte Anleihen von privaten Unter- 
nehmen oder von Städten erwerben, in Kredite bzw. Inves- 
titionen transformiert werden können. Mit einem Anteil von 
11-14% am BIP ist die private inländische Finanzierung die 
zweitwichtigste Finanzquelle in Ländern mit mittlerem oder 
hohem Pro-Kopf-Einkommen. Für Länder mit sehr niedrigem 
Einkommen beläuft sie sich auf 5%. 

Die Bedeutung von Rücküberweisungen von Migranten 
ist in den letzten Jahren in vielen Ländern stetig gestiegen. 
Ihr Anteil am BIP liegt bei 7% für Länder mit niedrigem bis 
mittlerem Einkommen. Für diese Länder sind Rücküberwei- 
sungen von Migranten somit vom Umfang her bedeutender 
als ausländische Direktinvestitionen, deren Anteil am BIP 4% 
für Länder mit niedrigem Einkommen und 6% für Schwellen- 
länder beträgt. 


kommunalen Ebene gemessen an den Staatseinnah- 
men oder der gesamten Wirtschaftsleistung eines Lan- 
des spiegelt daher auch die Bedeutung der kommuna- 
len Ebene als Akteur im Mehrebenensystem wieder. 
Der Anteil der lokalen Steuereinnahmen am BIP bei- 
spielsweile liegt in Entwicklungs- und Schwellenlän- 
dern bei 2,3% und in den Industrieländern bei 6,4% 
(UN-Habitat, 2015f). Der niedrigere Wert für Entwick- 
lungsländer erklärt sich zum einen dadurch, dass die 
Anzahl der den dortigen Kommunen zur Verfügung 


LIC LMIC UMIC HIC 



Abbildung 2.5-2 

Relevanz der internationalen und nationalen Finanzströme 
für Länder unterschiedlicher Einkommensstufen, gemessen 
an ihrem Anteil am BIP. LIC: Länder mit niedrigem 
Einkommen; LMIC: Länder mit mittlerem Einkommen, 
untere Einkommenskategorie; UMIC: Länder mit mittlerem 
Einkommen, obere Einkommenskategorie; HIC: Länder mit 
hohem Einkommen. 

Quelle: ERD, 2015 

Für Länder mit sehr niedrigem Einkommen ist die interna- 
tionale öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (Official 
Development Assistance, ODA) nach wie vor von hoher 
Bedeutung und bildet die wichtigste Finanzierungsquelle. Für 
Schwellenländer ist sie jedoch von nachgeordneter Relevanz. 
Internationale Finanzströme werden darüberhinaus durch 
bilaterale Finanzierungsmechanismen und internationale 
Spendeninitiativen in die jeweiligen Länder geleitet. Seit Ende 
der 1990er Jahre gewinnen Kredite und Zahlungen zwischen 
Staaten im Rahmen der internationalen Klimafinanzierung an 
Bedeutung. Die Klimafinanzierung wird zunehmend durch 
multilaterale Fonds ausgebaut. Zu nennen sind beispielweise 
der Klimaschutzfond (Special Climate Change Fund), Least 
Developed Countries Fond (LDCF), Adaptationsfond (AF), der 
Emerging and Sustainable Cities Multi-Donor Trust Fund der 
Inter-American Development Bank der Clean Technology 
Fond und der Green Climate Fund, die insbesondere Entwick- 
lungsländern für Klimaprojekte zur Verfügung stehen. 


stehenden Finanzierungsinstrumente geringer ist, 
zum anderen dadurch, dass deren wirkungsvoller Ein- 
satz von effizienten Verwaltungsstrukturen und einer 
funktionierenden lokalen Regierungsführung abhängt, 
die in Entwicklungsländern oftmals nicht gegeben sind 
(Allain-Dupre, 2011; Milio, 2007). Auch die Höhe der 
kommunalen Ausgaben und deren Allokation geben 
Aufschluss über den Umfang der kommunalen Hand- 
lungsautonomie. Hierbei sind jedoch Kommunen zu 
unterscheiden, die eigenständig über den Einsatz der 
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Mittel entscheiden können und Kommunen, die eine 
auf nationaler Ebene festgelegte Allokation lediglich 
ausführen. 

Nur wenigen Städten ist es möglich bzw. erlaubt, 
nationale oder internationale Finanzmärkte zu nutzen, 
um Kredite oder Kapital für die Finanzierung von kom- 
munalen Aufgaben oder Infrastrukturinvestitionen zu 
akquirieren. Aktuell haben etwa 4 % der 500 größten 
Städte international anerkannte Kreditratings, weitere 
20 % haben heimische Ratings (Hogg, 2013). 

2. 5.4.1 

Interne Finanzierungsinstrumente 

Weltweit gibt es ein breites Instrumentarium an lokalen 
Finanzierungsinstrumenten, die in unterschiedlicher 
Kombination und Intensität von Städten und Gemein- 
den eingesetzt werden. Insbesondere Steuern machen 
einen Großteil der Einnahmen von Städten und Kom- 
munen aus. Daten über Einnahmen und Ausgaben auf 
subnationaler Ebene liegen für Industriestaaten vor, 
für Schwellen- und Entwicklungsländer ist die Daten- 
lage jedoch eingeschränkt. Für OECD-Länder variiert 
der Anteil an Steuern am lokalen Budget beispielsweise 
zwischen 31,4% (Luxemburg) und 72,9% (Island). 
In Entwicklungs- und Schwellenländern wie Uganda, 
Kenia oder Südafrika liegt der Anteil bei 4,9 %, 21,4 % 
respektive 19,7 % (UN-Habitat, 2009a). Auch in vielen 
Entwicklungsländern verfügen Kommunen über eigene 
Steuerkompetenzen, jedoch wird das Einnahmepoten- 
zial der bereits geringen Steuerbasis selten vollständig 
ausgeschöpft (World Bank, 2015a). 

Am weitesten verbreitet ist die Grundsteuer (pro- 
perty tax), die den Vorteil bietet, eine stabile Einnah- 
mebasis zu generieren, ohne in direkter Konkurrenz 
mit der nationalen Besteuerung zu stehen. Das Ein- 
nahmepotenzial ist insbesondere in prosperierenden 
Städten hoch, da sowohl die Verbesserung der lokalen 
wirtschaftlichen Situation als auch die Bevölkerungs- 
zunahme sich in höheren Grund- und Immobilienprei- 
sen niederschlagen. Auf der Grundsteuer aufbauend 
gibt es die Möglichkeit, durch Wertsteigerungsabga- 
ben (betterment fees) die Eigentümer von Grundstü- 
cken an der Finanzierung von Infrastruktur zu beteili- 
gen. In vielen Ländern wird dieses Instrument bereits 
genutzt. Da der Verkehrswert des Grundstücks und 
seiner Bebauung vor und nach der Entwicklungsmaß- 
nahme möglichst exakt bestimmt werden muss, setzt 
die Implementierung dieses Finanzierungsinstruments 
jedoch Verwaltungskompetenzen voraus, über die viele 
Städte nicht verfügen. 

Grundsätzlich ist es sinnvoll, die lokale Ebene über 
Steueranteile oder eigene Steuerkompetenzen an der 
lokalen Wirtschaftsentwicklung zu beteiligen. In eini- 
gen OECD-Ländern haben Städte und Kommunen die 


Möglichkeit, Einkommenssteuern zu erheben. Bei- 
spielsweise beträgt der Anteil der Einkommenssteuer 
an den gesamten lokalen Steuereinnahmen in Finn- 
land 86,6 %, in Dänemark sind es 91,1 % (UN-Habitat, 
2009a). Anderswo werden die lokalen Gebietskörper- 
schaften am nationalen Steueraufkommen prozen- 
tual beteiligt. Lokale Unternehmenssteuern wie die 
Gewerbesteuer in Deutschland sowie lokale Steuern 
auf Güter und Dienstleistungen sind weitere effektive 
Steuern auf kommunaler Ebene. Neben ihrer Funktion 
als lokales Finanzierungsinstrument beinhalten diese 
Steuern auch die Möglichkeit, Standortentscheidungen 
von Unternehmen zu beeinflussen und somit Einfluss 
auf das lokale Investitionsgeschehen zu nehmen. Sie 
können allerdings auch zu einem Unterbietungswett- 
bewerb führen, um externe Investitionen anzulocken. 
Dann hat lokale Steuerautonomie negative finanzielle 
Auswirkungen für die öffentliche Hand. 

Neben Steuern beziehen Städte interne Einkünfte 
aus Beiträgen, Gebühren und Bußgeldern, die einen 
beträchtlichen Anteil am Gesamtbudget einer Kom- 
mune ausmachen können. Beiträge und Gebühren 
können für das gesamte kommunale Leistungsspek- 
trum verlangt werden, beispielsweise für Wasserver- 
und Abwasser- und Abfallentsorgung, den städtischen 
ÖPNV sowie Kindergärten, Museen, Parks oder Spor- 
teinrichtungen wie auch für Verwaltungsdienstleistun- 
gen wie die Registrierung von Unternehmensgründun- 
gen, der Fahrerlaubnis und Eigentumsrechten an Land 
und Boden. Viele Kommunen stehen dabei allerdings 
vor der Herausforderung, dass bestimmte öffentliche 
Leistungen nicht kostendeckend angeboten werden 
können bzw. sollen. Oft liegt das daran, dass nicht alle 
Nutzer einer Leistung zur Zahlung herangezogen wer- 
den können. In anderen Fällen können aber auch sozi- 
alpolitische Erwägungen eine Rolle spielen. 

2. 5.4.2 

Externe Finanzierungsinstrumente 

Transferzahlungen 

Die Ausgestaltung von Transferzahlungen ist eng mit 
der fiskalischen Dezentralisierung innerhalb eines 
Landes verbunden. Transferzahlungen werden zum 
einen eingesetzt um kommunale Finanzierungslücken 
zu schließen. Diese entstehen, wenn das kommunale 
Aufgabenspektrum umfassender ist als die den Städ- 
ten eingeräumte Finanzierungsautonomie. Zum ande- 
ren beinhalten Transferzahlungen im Mehrebenensys- 
tem oftmals ein ausgleichendes Element, indem ärmere 
Kommunen mit geringerer Einnahmenbasis höhere Pro- 
Kopf-Zahlungen erhalten. Hierbei geht es darum, eine 
Balance zwischen ökonomischer Effizienz und sozialer 
Gerechtigkeit herzustellen (Boadway und Shah, 2007). 
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Während Transferzahlungen an Kommunen und Städte 
regionale Unterschiede in den Lebensverhältnissen aus- 
gleichen sollen, zielen kommunale Steuerkompetenzen 
auf eine Verbesserung von Steuer- und Handlungseffi- 
zienz ab und beugen einer möglichen Entwicklung von 
Subventionsmentalitäten und Mitnahmeeffekten vor. 
Diese Abwägungen werden in unterschiedlichen Län- 
dern unterschiedlich bewertet, so dass die Dezentrali- 
sierung fiskalischer Kompetenzen und die Verteilungs- 
schlüssel der Transferzahlungen weltweit sehr unter- 
schiedlich ausgestaltet sind. Über Transferzahlungen 
kann die Nationalregierung auch Einfluss auf die Aus- 
gestaltung der lokalen Politik nehmen, beispielsweise 
indem Transferzahlungen an konkrete Bedingungen 
geknüpft werden, die die Kommunen erfüllen müssen. 

Finanzmärkte 

Einige Städte haben die Möglichkeit, sich an den natio- 
nalen oder internationalen Finanzmärkten zu finanzie- 
ren. Fremdfinanzierungen über Banken oder über den 
Kapitalmarkt sind in Industrieländern gängige Praxis. 
Festverzinsliche Anleihen auf dem Kapitalmarkt wer- 
den von Banken oder Investmentbanken organisiert 
und lohnen sich erst ab einer Mindestsumme von schät- 
zungsweise 100 Mio. US-$. Daher sind sie als Finanzie- 
rungsinstrument nur für größere Kommunen geeignet. 
In den USA gibt es beispielsweise steuerfreie, von der 
Nationalregierung subventionierte Kommunalanleihen, 
die Investoren besondere Anreize für urbane Investiti- 
onen bieten. Auch Städte in den aufstrebenden Schwel- 
lenländern Brasilien und Indien haben Zugang zu den 
Kapitalmärkten. Städte in Afrika südlich der Sahara 
sind dahingegen an den Kapitalmärkten wenig präsent 
(Sturgis, 2015). In vielen Schwellen- und Entwick- 
lungsländern fehlt für den Zugang zu den Kapitalmärk- 
ten oder Bankkrediten die rechtliche Grundlage. Darü- 
ber hinaus mangelt es an funktionalen lokalen Finanz- 
märkten und lokalen Finanzmanagementkapazitäten. 
Zudem besteht die Gefahr der Überschuldung, da der 
Zugang zu den Finanzmärkten oftmals nicht für Inves- 
titionen, sondern für die Finanzierung laufender Aus- 
gaben genutzt wird. Daher ist das Risikoertrags-Profil 
von Städten oftmals wenig attraktiv und das Vertrauen 
von Investoren gering (Meyer, 2016). 

Public Private Partnerships 

In den letzten Dekaden haben Public Private Partner- 
ships (PPPs) insbesondere zur Finanzierung von Inf- 
rastruktur an Bedeutung gewonnen. PPPs sind eine 
Form der mittel- bis langfristigen Arbeitsteilung zwi- 
schen der öffentlichen Hand und privaten Akteuren. 
Öffentliche Aufgaben wie die Bereitstellung von Infra- 
struktur oder öffentlicher Dienstleistungen werden bei 
PPPs von Unternehmen wahrgenommen, welche einen 


Anteil am Projektrisiko sowie die Managementverant- 
wortung tragen. Die Aufteilung der Risiken und Ver- 
antwortungsbereiche wird vertraglich festgelegt, wobei 
dem privaten Unternehmen die Möglichkeit einge- 
räumt wird, eine leistungsabhängige Rendite zu erzie- 
len (IBRD et al„ 2014). 

Die Erfahrungen mit PPPs sind sehr unterschiedlich. 
Einerseits bieten PPPs finanzschwachen Kommunen 
die Möglichkeit, Investitionen zu tätigen und Projekte 
anzustoßen, ohne selbst größere Summen aufbringen 
zu müssen. Hinzu kommt, dass durch PPPs Kapital in 
wirtschaftliche Projekte gelenkt und fehlende Manage- 
menterfahrung akquiriert wird. Andererseits können 
viele lokale öffentliche Leistungen nicht kostendeckend 
angeboten werden, wenn die Gebühr für deren Nutzung 
so festgelegt wird, dass sie sich auch ärmere Bevölke- 
rungsgruppen leisten können. Daher führten PPPs in 
der Vergangenheit in zahlreichen Fällen zu höheren 
Preisen für die Verbraucher. Auch gibt es zahlreiche 
Beispiele von PPPs, in denen der öffentliche Sektor 
die Verlustrisiken der PPPs trug während im Erfolgs- 
fall die Gewinne der Privatwirtschaft zufielen (IBRD et 
al., 2014). Daher ist es von zentraler Bedeutung, dass 
öffentliche Akteure über ausreichend Expertise verfü- 
gen, um die Verträge so auszugestalten, dass langfris- 
tige Implikationen vorhergesehen und das öffentliche 
Interesse durch eine faire Risikoteilung geschützt wird 
(Instrate und Puente, 2012). 


2.5.5 

Good Urban Governance 

Nach dem Überblick über die vielfältigen und komple- 
xen Governance-Strukturen wird diskutiert, wie gutes 
Regieren in Städten aussieht. Analog zu den Debatten 
über Good Governance auf nationaler und internationa- 
ler Ebene gibt es auch auf städtischer Ebene eine lange 
Diskussion zu gutem Regieren (UN-Habitat, 2002; van 
den Dool et al., 2015). Je nach Autoren oder Instituti- 
onen, die Good Urban Governance definiert, variieren 
die Kriterien, die an gutes städtisches Regieren ange- 
legt oder die Prinzipien, die dafür entwickelt werden. 
Die Kriterien lassen sich in drei Gruppen unterteilen: 
Input-Kriterien wie Repräsentation und Partizipation, 
Output-Kriterien wie Effektivität und Effizienz und 
systemische Kriterien wie Konsensorientierung und 
Gewaltenteilung (Hendriks, 2013). 

UN-Habitat definiert im Rahmen seiner Campaign 
on Good Urban Governance (1999-2007) acht Prin- 
zipien, die gutes Regieren in Städten ausmachen: (1) 
Nachhaltigkeit, (2) Subsidiarität, (3) Gerechtigkeit, 
(4) Effizienz, (5) Transparenz, (6) Verantwortung und 
Rechenschaftspflicht (accountability), (7) aktive Parti- 
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Kasten 2.5-3 

Demokratische Öffentlichkeit im urbanen Raum 

Öffentlichkeit konstituiert sich durch frei und niederschwellig 
zugängliche Orte, an denen sich Menschen versammeln, Mei- 
nungen austauschen, Urteile bilden und gegebenenfalls auch 
Entscheidungen treffen können. Öffentlichkeit kann man als 
Prozess, als Publizität und als Publikum definieren (Hölscher, 
19791. Öffentlich ist somit der demokratische Informations-, 
Kommunikations- und Entscheidungsprozess, die Transpa- 
renz von Tatbeständen und Entscheidungen und das daran 
nicht nur passiv beteiligte Publikum. Ein normatives Modell 
von Öffentlichkeit postuliert (Ritzi, 2015:179ff.) drei essen- 
zielle Voraussetzungen: Gleichheit (des Zugangs, der Sicht- 
barkeit, des Einflusses], thematische Offenheit (Vielfalt der 


zipation (civic engagement and citizenship), (8) Sicher- 
heit (UN-Habitat, 2002: 19, 2003: 182f„ 2009b: 74ff.). 

Die Urban Governance Initiative (TUGI; Laufzeit 
1998-2004) des UNDP führte zusätzlich noch Rechts- 
staatlichkeit, Ansprechbarkeit und Reaktionsfähigkeit 
(responsiveness), Konsensorientierung sowie Effektivi- 
tät als Kriterien ein (UNDPTUGI, 2003: 160). Der Euro- 
parat nennt über die bereits genannten Kriterien hin- 
aus noch ethisches Verhalten, Kompetenz und Kapa- 
zität, Innovativität und Offenheit für Wandel, solides 
finanzielles Management sowie kulturelle Diversität 
und soziale Kohäsion (Europarat, 2014). Wenn Wissen- 
schaftler und Praktiker Good Urban Governance nicht 
allgemein definieren, sondern im Kontext bestimm- 
ter Politikfelder, wie z.B. Klimaschutz (Kap. 2. 6. 1.1; 
Corfee-Morlot et ab, 2009), diskutieren, wird zum Teil 
auf andere Aspekte fokussiert und es werden zusätzli- 
che Prinzipien definiert bzw. andere weggelassen. 

Im Folgenden wird der Stand der Forschung zu den 
Aspekten Transparenz, Verantwortung und Rechen- 
schaftspflicht sowie Partizipation intensiver beleuch- 
tet. Alle Aspekte sind eng miteinander verknüpft und 
bedingen sich teils gegenseitig: Rechenschaftspflicht 
gegenüber der Bevölkerung schafft Transparenz; Par- 
tizipationsinstrumente erhöhen Verantwortung und 
Rechenschaft von Entscheidungsträgern, sind aber 
auf ein Mindestmaß an Transparenz angewiesen. Eine 
wichtige Grundlage für Transparenz, Verantwortung 
und Partizipation ist eine funktionierende Öffentlich- 
keit (Kasten 2.5-3). 

Die Rechenschaftspflicht lässt sich anhand verschie- 
dener Kriterien unterscheiden. Zum einen gibt es recht- 
lich verankerte Rechenschaftspflichten, die nach oben 
an eine höhere Instanz auf Landes- oder Bundesebene, 
oder nach unten an die Bevölkerung gerichtet sein kann. 
Zum anderen gibt es Rechenschaft und Verantwortung, 
die nicht (allein) auf rechtlichen Verpflichtungen beru- 


Gegenstände, Vielfalt der Deutungsmuster) und Diskursivi- 
tät (Wille zur politischen Entscheidung, Anerkennung von 
Kontingenz, Abbildung von Konflikten, argumentativer Aus- 
tausch; Ritzi, 2015:222ff.). 

Die als Klassiker geltenden Begründer der Raumsoziologie 
wie Simmel und Park haben zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
auf die Bedeutung des urbanen Raums für die Gesellschaft 
hingewiesen (Park, 1915; Simmel, 1903, 1908). Die Stadt als 
öffentlicher Raum (public sphere) dient der Ermöglichung des 
Austauschs, des Konflikts und der Koordination von Indivi- 
duen, Gruppen und Bewegungen in einer anderen Qualität als 
dies bei nicht urbanen Räumen der Fall ist. Eng verbunden 
mit dieser sind Orte, an denen sich demokratische Öffentlich- 
keit bilden kann, denn nicht jeder urbane Raum ist zugleich 
ein Ort, also ein wirksam gewordener Raum. 


hen sondern zivilgesellschaftlich eingefordert werden 
(Sud und Yilmaz, 2013: 121). In der Vergangenheit lag 
der Fokus im Bereich urbaner Governance vor allem auf 
der rechtlich verankerten Rechenschaftspflicht. Dem- 
nach müssen Amtsträger und Institutionen an überge- 
ordnete Institutionen berichten bzw. sich Handlungen 
im Vorfeld genehmigen lassen. Außerdem müssen sie 
der Öffentlichkeit bestimmte Informationen zugänglich 
machen, um so Transparenz herzustellen. Wichtig ist in 
beiden Fällen, wie Amtsgeschäfte ausgeführt, öffent- 
liche Gelder verwendet oder städtische Unternehmen 
geleitet werden. Praktiker und Wissenschaftler haben 
sich in jüngerer Zeit verstärkt mit der Rolle der Zivil- 
gesellschaft befasst, welche durch zivilgesellschaftliche 
Aufmerksamkeit und das Engagement von NRO, CBOs 
sowie Bürgerinnen und Bürgern in Form von Anfra- 
gen, Petitionen oder Kampagnen Rechenschaft einfor- 
dert und Verantwortungsbewusstsein schafft. Auch die 
Möglichkeit der Zivilgesellschaft, Bürgerbegehren und 
Referenden zu initiieren (Tab. 2.5-3), bietet diese dop- 
pelte Funktion (Sud und Yilmaz, 2013: 126). Beide For- 
men der Rechenschaftspflicht helfen zudem, die weit 
verbreitete Korruption zu bekämpfen bzw. zu verhin- 
dern. Gerade auf lokaler Ebene stellt Korruption ein 
großes Hindernis für nachhaltige Stadtentwicklung dar 
(Kap. 4.3.3. 1, 7.3. 5. 3, 8.2.3. 3). 

Partizipation ist nicht erst in den letzten Jahren zu 
einem zentralen Begriff der Diskussion zu Stadtent- 
wicklung, Stadtmanagement und städtischer Gover- 
nance geworden. Im Allgemeinen beschreibt der Begriff 
die Teilhabe von Menschen an der Erledigung gemein- 
samer Angelegenheiten, zum Beispiel die Beteiligung 
an politischen Willensbildungsprozessen (Schubert 
und Klein, 2011). Im urbanen Raum lässt sich Parti- 
zipation im weitesten Sinne als „Mitwirkung" an der 
Stadtentwicklung definieren (Seile, 2013:60). Da eine 
große Bandbreite an Instrumenten und Prozessen mit 
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Kasten 2.5-4 
Bürgerhaushalte 

Bürgerhaushalte wurden als partizipatives Governance-Inst- 
rument Ende der 1980er Jahre in Brasilien (Kap. 5.81 entwi- 
ckelt und sind in den vergangenen 15 Jahren in zahlreichen 
Städten zur Anwendung gekommen. 2013 gab es weltweit 
- je nach ihrer Definition - zwischen 1.269 und 2.778 Bür- 
gerhaushalte (Sintomer et al., 2013:111. Bürgerhaushalte 
unterscheiden sich in ihrer Struktur und ihrem Charakter zum 
Teil deutlich. In der Regel spricht man von Bürgerhaushal- 
ten, wenn die Bewohner einer Stadt regelmäßig die Verwen- 
dung eines Teils des städtischen Haushalts mitgestalten. Der 
Haushaltsanteil, der in Bürgerhände gelegt wird, variiert je 
nach Stadt zwischen unter 1% und 100%, wobei letzteres 
die Ausnahme ist, etwa in Campinas und Mundo Novo in 
Brasilien (Cabannes, 2004:301. Auch die Art und Weise der 
Bürgerbeteiligung gestaltet sich unterschiedlich. Bei einigen 
Modellen bringen sich Bürger über offene, oft thematisch 
fokussierte Plenen ein, in anderen werden Delegierte in ein 
Bürgerhaushaltskomitee gewählt. In den Plenen und Komi- 
tees werden mögliche Projekte entwickelt, diskutiert und 
priorisiert und so der Haushalt gestaltet. Je nach Stadt und 


institutioneller Struktur haben deren Beschlüsse alleinige 
Gültigkeit oder sie werden dem Stadtparlament bzw. dem 
Bürgermeister zur Zustimmung oder als Empfehlung zur 
Umsetzung vorgelegt. 

Bürgerhaushalten werden in mehrerlei Hinsicht positive 
Effekte zugeschrieben. So stärken Bürgerhaushalte durch ihr 
partizipatives Element demokratische Strukturen und Prozes- 
se und verbessern das wechselseitige Verständnis zwischen 
Entscheidungsträgern bzw. der Stadtverwaltung und der 
Bevölkerung (Cabannes, 2004:39). Die so erreichte Transpa- 
renz hat positive Effekte im Hinblick auf Korruption und Kli- 
entelismus: Überall dort, wo durch vermehrtes öffentliches 
Interesse Transparenz entsteht, steigt die Rechenschafts- 
pflicht von Politikern und Entscheidungsträgern und wird 
Korruption und Vetternwirtschaft erschwert (Sintomer et al., 
2013:39). Studien, die diesen Effekt systematisch erfassen 
liegen bisher allerdings noch nicht vor. Dort, wo Bürgerhaus- 
halte einen sozialen Erneuerungsanspruch haben und soziale 
Gerechtigkeit verfolgen, tragen sie zum Abbau von Ungleich- 
heit bei und stärken das Verständnis von teilnehmenden Bür- 
gerinnen und Bürgern an den Problemen und Bedürfnissen in 
anderen Quartieren (Sintomer et al., 2013:39); auch dieser 
Effekt wurde bisher aber nicht systematisch evaluiert. 


Partizipation umschrieben wird (Tab. 2.5-3; UN-Habi- 
tat, 2009b), ist häufig unklar, was genau gemeint ist, 
wenn verschiedene Akteure von Partizipation sprechen 
(Cornwall, 2008). 

Zu den bekanntesten Modellen zum Verständnis 
von Partizipationsstrukturen (Seile, 2013:69), gehört 
Arnsteins Leiter der Partizipation (Arnstein, 1969: 217). 
Sie unterscheidet acht Stufen der Beteiligung, die sie 
unter den Überschriften Nichtpartizipation, Alibipolitik 
und Bürgermacht zusammenfasst (Abb. 2.5-3). 

Cornwall (2008) wiederum unterscheidet, aufbau- 
end auf White (1996), vier verschiedene Formen der 
Partizipation: nominelle, instrumentelle, repräsentative 
und transformative. Sie betrachtet dabei insbesondere 
die Interessen, die staatliche, wirtschaftliche und zivil- 
gesellschaftliche Akteure haben, diese Beteiligungsfor- 
men bereitzustellen bzw. an ihnen mitzuwirken. 

Da der Partizipationsbegriff für so unterschiedli- 
che Aspekte wie Informationsbereitstellung, Bürger- 
haushalte (Kasten 2.5-4) und bindende Referenden 
genutzt wird, besteht eine erhebliche Unschärfe in sei- 
ner Verwendung. Herrle et al. (2015b: 201) verwenden 
deshalb den Begriff der Kollaboration, um diejenigen 
Formen der Beteiligung hervorzuheben, in denen zivil- 
gesellschaftliche Akteure die Agenda und Prioritäten 
setzen und auf Augenhöhe mit städtischen Entschei- 
dungsträgern und Unternehmen zu agieren. Um dies 
zu ermöglichen ist es oftmals erforderlich, die zivilge- 
sellschaftlichen Akteure ausreichend zu befähigen und 
die strukturellen Voraussetzungen und Freiheitsgrade 
für die Beteiligung zu schaffen (Horelli, 2002). Die im 


Laufe eines partizipatorischen bzw. kollaborativen Pro- 
zesses genutzten Methoden sollten daher an die Ziel- 
gruppen angepasst sein (z.B. Alter, Bildungsniveau, 
Vorwissen, Zeitverfügbarkeit; Nanz und Fritsche, 2012; 
Energy Trans, 2014:7). Die psychologische Partizipati- 
onsforschung zeigt darüber hinaus, dass in vielen Kul- 
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Abbildung 2.5-3 

Arnsteins Leiter der Partizipation. Eines der bekanntesten 
Modelle zum Verständnis von Beteiligungsstrukturen. 
Quelle: Amstein, 1969 


Drucksache 18/9590 


- 116- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


Tabelle 2.5-3 

Eine Auswahl verbreiteter Partizipationsinstrumente. 
Quelle: WBGU 


Typ 

Informationsveran- 
staltung bzw. Informa- 
tionskampagnen 

Den Bewohnern einer Stadt bzw. eines Stadtviertels werden Informa- 
tionen zu bestimmten Bürgermeister- und Gemeinderatsbeschlüssen 
bzw. zu (Bau)Projekten bereitgestellt. 

Informationsbe- 
reitstellung bzw. 
Transparenz 

Bürgerbefragung 

Ähnlich angelegt wie ein Referendum. Allerdings ohne bindende Wir- 
kung für Bürgermeister und Stadtrat. 

Konsultation 

Bürgerzeugnisse 
(Citizen Report Cards) 

Instrument zur Erhebung von Feedback über die Qualität öffentlicher 
Dienstleistungen. Bewohner bewerten die Dienste ähnlich einem 
Schulzeugnis (Sud und Yilmaz, 2013: 127). 

Konsultation 

Participatory Urban 
Appraisal 

Bündel von Instrumenten (Umfragen, Interviews, Fokusgruppen 
usw.) zur partizipativen Bestandaufnahme in einer Gemeinde. Ziel 
ist es, die Bedürfnisse und Prioritäten der Bewohner zu erfassen, um 
diese in den Planungsprozess einzuspeisen (World Bank, 1996: 191f.; 
UN-Habitat, 2009b:101). 

Konsultation 

Community Action 
Planning 

Baut auf der partizipativen Bestandsaufnahme des Participatory 

Urban Appraisals auf, versucht aber mit der Bevölkerung partizipativ, 
konkrete Lösungsansätze zu entwickeln. 

(Mit)Entschei- 

dung 

Bürgerhaushalt 

Die Möglichkeit der Bewohner über Konsultations- und Entschei- 
dungsprozesse einen Teil des städtischen Haushalts mitzugestalten 
(Kasten 2.5-4). 

(Mit)Entschei- 

dung 

Bürgergutachten bzw. 
Planungszelle 

Eine Gruppe von etwa 25 Bürgerinnen und Bürgern, die per Zufalls- 
verfahren ausgewählt und für einige Tage freigestellt werden, um 
als Laiengruppe Lösungsvorschläge für ein Planungsproblem zu 
erarbeiten (Reinert, 1998; Dienel et al., 2014; Nanz und Fritsche, 

2012). 

(Mit)Entschei- 

dung 

Referendum bzw. 
Bürgerentscheid 

Abstimmung über eine Vorlage die, wenn sie angenommen wird, für 
Bürgermeister und Stadträte in der Regel bindenden Charakter hat. 
Gewöhnlich gibt es ein Quorum, also eine Mindestzahl an Bewohnern, 
die abgestimmt haben müssen, damit das Referendum Gültigkeit 
erhalten kann. Es gibt Modelle, in denen Bürger durch ein Referen- 
dum einen Bürgermeister auch abwählen können (Sud und Yilmaz, 
2013:126). 

Entscheidung 


turkreisen menschliche Bedürfnisse nach Autonomie 
und Selbstverwirklichung eine wichtige Rolle spielen, 
um dauerhaft die Motivation zur Beteiligung zu erhal- 
ten (Matthies und Blöbaum, 2008). Kollaboration und 
Ortsidentität können einander positiv beeinflussen: Je 
mehr sich Bewohnerinnen ihrer Umgebung verbunden 
fühlen, desto eher beteiligen sie sich an Prozessen, die 
ihr Lebensumfeld betreffen (Lewicka, 2005). Gleichzei- 
tig erhöht sich die Ortsidentität, wenn Menschen die 
Möglichkeit haben, ihre Umgebung mitzugestalten (Pol 
etal., 2002; Kap. 2.4.1. 2). 

Beispiele für kollaborative Lösungsansätze fin- 
den sich im Bereich der Wohnungsversorgung. Hier 
bringen zivilgesellschaftliche Organisationen Legiti- 
mation und Ressourcen mit (z.B. Sparsysteme und 
Mikrokreditgruppen). Diese sind teils transnational 
organisiert wie z.B. Shack/Slum Dwellers International 
(Herrle et al., 2015b; Kap. 6.2.2, 8.3). Nicht kollabora- 
tive Partizipationsinstrumente sollten allerdings nicht 


ignoriert oder als unzureichend abgetan werden. Denn 
zum einen lassen sich stark partizipative Instrumente wie 
Community Action Planning oder Referenden nicht bei 
allen Themen oder auf allen Ebenen einsetzen. Direkte 
Demokratieelemente sind auf Quartiersebene auch leich- 
ter als auf Metropolebene anzuwenden (UN-Habitat, 
2009b: 108). Zum anderen können auch durch „schwä- 
chere" Instrumente, wie das Bereitstellen von Informa- 
tionen, grundlegende Veränderungsprozesse in Gang 
gesetzt werden (Cornwall, 2008:274). 

2.5.6 

Global Urban Governance 

Städte bzw. Stadtregierungen erlangen neben ihrer zen- 
tralen Rolle als lokale Governance-Akteure immer grö- 
ßere Bedeutung als transnationale Akteure in der Glo- 
bal Governance. Sie haben immer mehr Kapazitäten, um 
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Kasten 2.5-5 

Die Habitat-Verhandlungen und UN-Habitat 

Als Habitat-Konferenzen werden die UN-Konferenzen zu 
menschlichen Siedlungen (UN Conferences on Human Settle- 
ments! bezeichnet, die vom 31. Mai bis zum 11. Juni 1976 in 
Vancouver, Kanada (Habitat II, und vom 3. bis zum 14. Juni 
in Istanbul, Türkei (Habitat II! stattfanden. Der Zwanzig-Jah- 
re-Rhythmus wurde beibehalten und Habitat III wird gemäß 
Resolution 66/207 der UN Generalversammlung vom 17.- 
20. Oktober in Quito, Ecuador stattfinden. Die Konferenzen 
Vancouver und Istanbul schlossen mit Deklarationen - 1976 
der Vancouver Declaration und 1996 der Istanbul Decla- 
ration sowie einer zusätzlichen Habitat Agenda - in denen 
verschiedene Prinzipien zu Siedlungs- und Stadtentwicklung 
sowie Aktionspläne zu deren Umsetzung vereinbart wur- 
den. Zu zentralen Elementen der Habitat Agenda zählen die 
Forderung nach angemessenem Wohnraum für alle Menschen 
(Adequate shelter for all! und zu nachhaltiger Stadtentwick- 
lung (Sustainable human Settlements development in an 
urbanizing world; UN, 19961. Die Erklärungen wurden von 
der UN-Generalversammlung zur Kenntnis genommen, haben 
aber keinen weitergehenden völkerrechtlichen Status erlangt. 

Bei den Habitat-Konferenzen handelt es sich wie bei 
anderen UN-Verhandlungen auch um zwischenstaatliche 
Verhandlungen, bei denen nicht nationalstaatlichen Akteuren 
wie Städten oder NRO nur eine Beobachterrolle eingeräumt 
wird. Um die Städte besser einzubinden entschloss man sich 
für die Verhandlungen 1996 in Istanbul zum ersten Mal die 
Standardverhandlungsregeln der UN für eine internationale 


internationale Politik zu beeinflussen und nutzen diese 
Möglichkeiten (Acuto, 2013b). Der WBGU fasst diese 
Aktivitäten unter dem Begriff Global Urban Gover- 
nance zusammen. Diese wird definiert als die Hand- 
lungen staatlicher und nicht staatlicher Akteure mit 
dem Ziel, für und durch eine Stadt nationale und glo- 
bale Governance-Prozesse und Strukturen zu gestalten. 
Neben zentralen multilateralen Institutionen und Ver- 
handlungsstrukturen, die sich mit Blick auf die Themen 
Urbanisierung und Stadtentwicklung identifizieren las- 
sen (z.B. UN-Habitat: Kasten 2.5-5) lässt sich Global 
Urban Governance in eine vertikale (Kap. 2. 5.6.1) und 
eine horizontale Dimension unterteilen (Kap. 2. 5. 6. 2): 
die Einbindung von Städten im hierarchischen Mehr- 
ebenensystem und grenzüberschreitende Städtebünd- 
nisse. 

2.5.6.1 

Vertikale urbane Governance 

Städte sind Teil eines Mehrebenen-Governance-Sys- 
tems. Internationale, supranationale (z.B. EU), natio- 
nale Vorgaben und Entscheidungen sowie Vorgaben 
der Länder oder Regionen wirken bis auf die städtische 
Ebene hinunter und beeinflussen deren politisches wie 
rechtliches Handeln. In umgekehrter Richtung können 


Konferenz aufzuweichen und Städten und zivilgesellschaft- 
lichen Akteuren besseren Zugang zu den Verhandlungen zu 
erlauben (Citiscope, 2015). 

UN-Habitat ist das Programm der UN für menschliche 
Siedlungen (United Nations Human Settlements Programme; 
Kap 8.4.31. Es ging aus den 1977 - als Ergebnis von Habitat I 
- gegründeten United Nations Commission on Human Settle- 
ments und dem United Nations Centre for Human Settle- 
ments hervor. Nach Habitat II 1996 und den Millenium Deve- 
lopment Goals 2000, wurden diese reformiert, fusioniert und 
2002 durch Resolution A/56/206 der UN-Generalversamm- 
lung zum UN-Programm aufgewertet. Das Budget, des in Nai- 
robi, Kenia, ansässigen Pogramms umfasste 2012 186,3 Mio. 
US-$ (aktuellste verfügbare Zahl). Davon kamen 10,7 Mio. 
US-$ als Kernfinanzierung von der UN. Weitere 175,6 Mio. 
US-$ sind freiwillige Beiträge von Mitgliedsstaaten, wovon 
allerdings fast 94% zweckgebunden waren (UN-Habitat, 
2013e:45). Neben inhaltlicher Policy-Arbeit, wie die Erstel- 
lung von Reports zu Herausforderungen der Urbanisierung 
oder Lösungsansätzen in der Stadtentwicklung, macht die 
technische Zusammenarbeit mit 69% den Großteil des UN- 
Habitat-Budgets aus. Ursprünglich zum Thema menschliche 
Siedlungen gegründet, befasst sich UN-Habitat heute, insbe- 
sondere im Rahmen seiner Policy-Arbeit, vor allem mit nach- 
haltiger Stadtentwicklung. Es ist die einzige UN-Institution, 
die sich damit beschäftigt. Seit seiner Neuausrichtung in 20 1 1 
fokussiert sich UN-Habitat auf sieben Themenfelder: Urbane 
Governance, Planung und Urban Design, Städtische Wirt- 
schaft, urbane Basisdienstleistungen, Wohnungsbau und 
Slum Upgrading, Risikovermeidung und Wiederaufbau sowie 
Forschung und Capacity Development (UN-Habitat, 201 3d). 


Städte, soweit die (rechtlichen) Rahmenbedingungen 
dies zulassen, Einfluss auf die Entscheidungen über- 
geordneter Ebenen nehmen. Einige Städte haben allein 
aufgrund ihrer Wirtschaftskraft einen großen fakti- 
schen Einfluss (Sassen, 2002). Die Einflussnahme der 
Städte auf andere übergeordnete Ebenen des Gover- 
nance-Systems, lässt sich als „vertikale urbane Gover- 
nance" beschreiben. Die vertikale Dimension urbaner 
Governance ist bislang allerdings kaum untersucht oder 
systematisiert. 

2. 5. 6. 2 

Horizontale urbane Governance 

Ein neuartiges Phänomen in Bezug auf Städte sind 
grenzüberschreitende Zusammenschlüsse. Insbeson- 
dere der Klimawandel hat mehrere Städtebündnisse auf 
den Plan gerufen, u. a. die C40, den Konvent der Bür- 
germeister der EU (Convenant of Mayors), die Climate 
Alliance of European Cities oder ICLEI - Local Govern- 
ments for Sustainability (Kasten 2.5-6; Corfee-Mor- 
lot et al., 2009). Gekennzeichnet sind diese grenzüber- 
schreitenden Städtebündnisse dadurch, dass die urba- 
nen Partner auf gleicher Ebene miteinander kooperie- 
ren (horizontale Kooperation). 

Seit den 1 990er Jahren gibt es eine immer intensivere 
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Kasten 2.5-6 

Beispiele wichtiger Städtenetzwerke 

Es gibt zahlreiche transnationale Städtenetzwerke, die entwe- 
der themenübergreifend oder zu Einzelaspekten wie Klima- 
schutz arbeiten. Zu den größten und wichtigsten Netzwerken 
gehören u.a.: 

> United Cities and Local Governments (UCLG) ist ein globa- 
les Netzwerk aus Städten, Lokalregierungen und Gemein- 
deverbänden. Es ging 2004 aus der Fusion der Internatio- 
nal Union of Local Authorities (IULA), der United Towns 
Organisations [UTOl, und dem Netzwerk Metropolis her- 
vor. Zu ihm gehören 175 nationale Stadt- und Regional- 
verbände sowie über 1.000 weitere Städte, die direkt Mit- 
glieder sind. UCLG gibt an, die lokalen Regierungen von 
mehr als der Hälfte der Weltbevölkerung zu repräsentie- 
ren. UCLG ist themenübergreifend tätig und beschäftigt 
sich mit solch unterschiedlichen Aspekten wie Dezentra- 
lisierung, Geschlechtergerechtigkeit und lokale wirtschaft- 
liche Entwicklung (UCLG, 2015: 26ff.). 

> ICLEI - Local Governments for Sustainability, wurde 1990 
als International Council for Local Environmental Initia- 
tives gegründet. Die NRO arbeitet mit mehr als 1.000 Städ- 
ten und Gemeinden international an kommunaler Nachhal- 
tigkeitspolitik. Es geht u. a. darum, durch die Unterstützung 
lokaler Maßnahmen Städte nachhaltiger, klimafreund- 
licher, ressourceneffizienter und artenreicher zu machen 


und ausdifferenzierte Debatte zum Bedeutungsverlust 
nationalstaatlicher Politik bei gleichzeitigem Bedeu- 
tungsgewinn sowohl supranationaler als auch sub- 
nationaler, städtischer und regionaler Akteure (Amen 
et al., 2011; Acuto, 2013a, b; bezogen auf Klimawan- 
del: Monaghan et al., 2013; UN-Habitat, 2011a; C40 
und Arup, 2011). Dass Städte hier als Akteure zuneh- 
mend an Bedeutung gewinnen wird u. a. auf die anstei- 
gende Bevölkerungszahl in Städten sowie die wichtiger 
werdende Rolle von Städten im globalen ökonomischen 
Kontext und bei der Entwicklung kultureller, sozialer 
und politischer Innovationen zurückgeführt. 

Städte gehen Partnerschaften miteinander ein und 
beteiligen sich an Städtenetzwerken. Städtenetzwerke 
bieten einen wichtigen Raum für den Austausch von 
Erfahrung und Wissen. Städte experimentieren mit ver- 
schiedensten technischen und regulatorischen Maßnah- 
men, um Herausforderungen wie dem Klimawandel zu 
begegnen (Bulkeley und Castän Broto, 2012; Bulkeley 
et al, 2014). Städtenetzwerke sind dabei wichtig, da 
sie gegenseitiges Lernen ermöglichen und die Möglich- 
keit bieten sich zu Innovationen, Politiken und Good 
Practices auszutauschen (Lee, 2011; Liefferink et al., 
2013). Das Potenzial, auf persönlicher Ebene Verbin- 
dungen aufzubauen, wird auch als „weiche Diploma- 
tie" auf lokaler Ebene bezeichnet (Vallier, 2014). Dabei 
wird vor allem Bürgermeisterinnen eine wichtige und 


(ICLEI, 2014). Seit 1995 dient ICLEI auch als Koordinator 
der Beobachtergruppe Local Governments and Municipal 
Authorities der Klimarahmenkonvention. 

> C40 ist ein 2005 ins Leben gerufenes weltweites Netzwerk 
von derzeit 83 Großstädten, die die Reduzierung von Treib- 
hausgasemissionen vereinbart haben. C40 war zunächst ein 
Bündnis von Megastädten. Mittlerweile gehören auch klei- 
nere Städte wie Heidelberg und Basel dazu, die eine Vor- 
reiterrolle im Klimawandel einnehmen (Aust, 2013:687 f.). 
Der Aufbau und das Verfahren von C40 ähneln denen einer 
internationalen Organisation. C40 gibt an, dass seine Mit- 
glieder bis 2015 schon über 10.000 Klimaschutzmaßnah- 
men ergriffen haben (C40, 2014) und so bis 2020 3 Gt 
C0 2 eq einsparen werden. C40 positioniert so Städte als 
treibende Kraft im globalen Klimaschutz. 

> Der Compact of Mayors ist eine im September 2014 von 
den drei führenden Netzwerken C40, ICLEI und UCLG 
gegründete Klimaschutzinitiative. Diese zielt darauf, die 
Treibhausgasemissionen der beteiligten Städte zu reduzie- 
ren und die erfolgten Minderungen mit Hilfe der carbonn 
Climate Registry (cCR) zu dokumentieren. Letztere ist die 
wichtigste Plattform für die Dokumentation und Messung 
lokaler und subnationaler Klimaverpflichtungen und -akti- 
vitäten. cCR ist zudem ein gutes Beispiel für netzwerküber- 
greifende Aktivitäten, da neben zahlreichen weiteren 
Akteuren sowohl ICLEI und UCLG an der Entwicklung der 
Plattform beteiligt waren (ICLEI, 2014; cCCR, 2014). 


treibende Rolle zugeschrieben (Barber, 2013). 

Bürgermeister - so die These von Barber (2013) - 
nehmen Einfluss auf die globale Governance. Sie sind 
beispielsweise aktiv (1) durch „regime building": z.B. 
mit Blick auf die Gründung des World Mayer Councils 
on Climate Change; (2) durch „hybridization of gover- 
nance", z.B. mit Blick auf Städtenetzwerke, die häu- 
figer und stärker auch Unternehmen und Public-Pri- 
vate Partnerships sowie transnationale NGO-Initiati- 
ven einbeziehen; (3) durch „diplomatic entrepreneur- 
ship", z.B. im Kontext von C40; (4) durch „normative 
mediation", z.B. mit Blick auf die European Charter of 
Local Self-Government; und (5) durch den Einfluss auf 
lokale, nationale und globale Politikmaßnahmen, die 
das Leben der Stadtbewohnerinnen direkt beeinflus- 
sen (Acuto, 2013a). 

Im Klimabereich vernetzen sich Städte u. a. um kli- 
mawandelinduzierte Risiken und Schäden zügig und 
effektiv zu adressieren (Barber, 2013; Lee, 2011). Die 
freiwillige Beteiligung an globalen Klimanetzwerken ist 
somit Ausdruck der (häufig politisch und ökonomisch 
motivierten) Notwendigkeit bzw. Bereitschaft von 
Städten, gemeinsam gestaltend im Bereich Klimaschutz 
tätig zu werden. 
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Rechtliche Implikationen transnationaler urbaner 
Aktivitäten 

Die beschriebenen „außenpolitischen" Aktivitäten von 
Städten durch transnationale Städtenetzwerke haben 
rechtliche Implikationen auf nationaler wie auf interna- 
tionaler Ebene (Aust, 2013, 2015a, b). Hinzu kommen 
Fälle, in denen sich Städte entweder auf internatio- 
nale Verträge als Rechtfertigung für ihr Handeln beru- 
fen oder internationales Recht Auswirkungen auf die 
Städte hat. In Deutschland ließen beispielsweise einige 
Städte unter Berufung auf internationale arbeitsrecht- 
liche Standards der International Labour Organization 
(ILO) auf ihren Friedhöfen Grabsteine nicht mehr zu, an 
deren Herstellungsprozess Kinder beteiligt waren (Kal- 
tenborn und Reit, 2012; Aust, 2015a). Zudem haben 
internationale Handelsabkommen Auswirkungen auf 
das Handeln von Städten, indem sie beispielsweise die 
nationalstaatlichen Aufsichtsanforderungen über nati- 
onale Vorschriften für lokales Handeln hinaus ver- 
schärfen können (Frug und Barron, 2006:38). Diese 
Entwicklungen fordern nationale Rechtsysteme ebenso 
wie das internationale Rechtssystem heraus. 

Am Beispiel der grenzüberschreitenden Koopera- 
tion von Städten lassen sich Implikationen für natio- 
nale Rechtssysteme deutlich machen. Rechtswissen- 
schaftlerinnen befassen sich mittlerweile mit der Frage, 
wie „außenpolitisches" Handeln von Städten im nati- 
onalen, verfassungsrechtlichen Kontext zu bewer- 
ten ist (Aust, 2015b: 267). Städte sowie die jeweiligen 
Städtenetzwerke (Kasten 2.5-6) agieren auf dem Feld 
der internationalen Politik und tun dies im Falle der 
Städte und Gemeinden teilweise auch „in ihrer Eigen- 
schaft als Teil der öffentlichen Gewalt eines Staates" 
(Aust, 2013:678). Beispielsweise erfasst in Deutsch- 
land Art. 32 GG das Handeln von Städten mit Auslands- 
bezug nicht als Teil der „auswärtigen Gewalt" (Aust, 
2015a: 220). Umstritten ist zudem, ob Art. 28 II 1 GG, 
welcher das Recht auf kommunale Selbstverwaltung 
beinhaltet, so ausgelegt werden kann, dass das Han- 
deln der Städte auf internationalem Parkett gerecht- 
fertigt wäre. Dies könnte mit einer weiten Auslegung 
des Art. 28 II 1 GG begründet werden, die „der zuneh- 
menden Ausdifferenzierung der auf internationaler 
Ebene handelnden Akteure" Rechnung trägt (Aust, 
2014: Rn. 5). Im Fall der oben erwähnten, an ILO-Stan- 
dards angepassten Friedhofssatzungen wurde zwar 
argumentiert, dass solche Satzungen gerade außerhalb 
des Bereichs der kommunalen Selbstverwaltung lägen, 
denn die Gemeinden hätten „kein allgemeines poli- 
tisches Mandat" (Misera und Kessler, 2009:53). Die 
herrschende Meinung geht allerdings davon aus, dass 
eine Materie gleichzeitig von internationalem wie loka- 
lem Interesse sein kann (Bayerischer Verfassungsge- 
richtshof, Entscheidung vom 7.10.2011, Vf. 32-IV-10; 


Bundesverwaltungsgericht (BVerwG), Entscheidung 
vom 16.10.2013, 8 CN 1.12; Aust, 2015a sowie schon 
Kaltenborn und Reit, 2012). Das Bundesverwaltungs- 
gericht hob die Friedhofssatzung in seinem Urteil aus 
dem Jahr 2013 dennoch auf, weil sie nicht hinreichend 
bestimmt und keine taugliche gesetzliche Grundlage 
für einen Eingriff in die Berufsfreiheit aus Art. 12 Abs. 
1 GG war (BVerwG, Entscheidung vom 16.10.2013, 
8 CN 1.12, Rn. 28). Zusammenfassend lässt sich fest- 
stellen, dass viele Fragen bezüglich des „außenpoliti- 
schen" Handelns von Städten im Innenverhältnis zum 
Nationalstaat noch ungeklärt sind und intensivere 
(wissenschaftliche) Auseinandersetzung notwendig ist 
(Kasten 10.1-10). 

Städte sind nicht nur keine Völkerrechtssubjekte 
(Aust, 20 15b: 274), sondern das (Innen-) Verhält- 
nis zwischen Städten und dem Nationalstaat entzieht 
sich traditionell dem Einfluss des Völkerrechts (Frug 
und Barron, 2006:2). Gleichsam wird anknüpfend an 
politikwissenschaftliche Ansätze diskutiert, wie sich 
die Völkerrechtsordnung zu Handeln von Städten auf 
dem internationalen Parkett stellen soll (Aust, 2015b 
unter Analyse von Acuto, 2013b; Barber, 2013; Bou- 
teligier, 2013; Curtis, 2014). Hierbei geht es insbeson- 
dere um die Frage, ob nicht Städte oder Städtebünd- 
nisse als Völkerrechtssubjekte anerkannt werden soll- 
ten oder beispielsweise eine gänzlich neue Rechtsform 
des „transnationalen öffentlichen Rechts" geschaffen 
werden müsste (Aust, 2013:675). Auch wenn Argu- 
mente dafür sprächen, Städte als Völkerrechtssub- 
jekte anzuerkennen - in manchen Megastädten leben 
mehr Menschen als in vielen Staaten - würden doch 
u. a. Abgrenzungsprobleme im Verhältnis zu den Nati- 
onalstaaten entstehen, deren Teil sie in den allermeis- 
ten Fällen sind (Kap. 2.5.3). Unbenommen bleibt das 
Erfordernis, sich mit dem „außenpolitischen" Handeln 
der Städte wissenschaftlich und praktisch auseinan- 
derzusetzen. Womöglich müssen sie dazu keine Völ- 
kerrechtssubjekte werden, sondern bedürfen einerseits 
national-verfassungsrechtlicher Sicherheit in Bezug auf 
ihre Rechte und Pflichte im Rahmen „außenpolitischen" 
Handelns und andererseits internationaler Berücksich- 
tigung über eine Form von Anerkennung ihrer Tätig- 
keiten: „The more ,accepted' international actors such 
as States and international organizations refer to cities 
as relevant actors, the more their Status will become 
enshrined in international law." (Aust, 2015b: 274; 
Kap. 8.4). 


Drucksache 18/9590 


- 120 — 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


2.6 

Globale Urbanisierungsberichte: Problem- 
beschreibungen, Lösungsansätze und Akteure 

Nachhaltige Urbanisierung hat sich in den vergange- 
nen vier Dekaden international als ein Handlungsfeld 
für die Politik etabliert und entsprechend ist die Zahl 
globaler, teilweise regelmäßig erscheinender Berichte 
zu diesem Thema stetig gewachsen (Kasten 2.6-1). 
Nach Durchsicht jüngerer globaler Berichte der Verein- 
ten Nationen (UN-Habitat, UNEP), der Weltbank, der 
OECD, des IPCC, internationaler Kommissionen sowie 
Institutionen der Entwicklungszusammenarbeit ver- 
dichtet der WBGU die in ihnen verankerten Problem- 
sichten, thematischen Schwerpunkte und Lösungsan- 
sätze. Aus jedem Bericht wurde zudem ein prägnan- 
tes Zitat in der Originalsprache ausgewählt, das stell- 
vertretend die Denkungsart der Autoren illustriert. Mit 
Blick auf die Frage der Transformation zur nachhalti- 
gen Stadt wird am Ende dieses Kapitels in einer Syn- 
opse herausgearbeitet, welche neuen Perspektiven aus 
Sicht des WBGU in der internationalen Debatte stär- 
ker Beachtung finden sollten. Die Globalberichte wer- 
den hier gebündelt nach den jeweils eng miteinander 
verbundenen drei Themenkomplexen (1) Klima-Ener- 
gie-Ressourceneffizienz (Tab. 2.6-1), (2) Basisversor- 
gung-Inklusion-sozioökonomische Disparitäten (Tab. 
2.6-2) sowie (3) Planung-Finanzierung (Tab. 2.6-3) 
analysiert. 


2.6.1 

Schwerpunkte ausgewählter globaler 
Urbanisierungsberichte 

2.6.1.1 

Themenkomplex Klima-Energie- 
Ressourceneffizienz 

UNEP (2015): District Energy in Cities 
Die 2015 erschienene Studie des UNEP „District Energy 
in Cities, unlocking the Potential of Energy Efficiency 
and Renewable Energy" ist weltweit eine der ersten, die 
sich konzeptionell anhand von Best-Practice-Beispielen 
mit den Möglichkeiten der Förderung effizienter Heiz- 
und Kühlsysteme und der Integration erneuerbarer 
Energien in Städten befasst (UNEP, 2015; Tab. 2.6-1). 
Sie gibt einen Überblick über Fortschritte in der Ent- 
wicklung effizienter Heiz- und Kühlsysteme auf Stadt- 
teilebene und möchte diesen in der Klima- und Ener- 
giedebatte bisher vernachlässigten Aspekt auf die poli- 
tische Agenda setzen. Ziel ist es, die Schlüsselfaktoren 


für die erfolgreiche Aufskalierung von Energieeffizenz 
und erneuerbaren Energien sowie die erfolgreiche Ein- 
führung klimavertäglicher Technologien zu identifizie- 
ren. 

Moderne stadtteilbezogene Energiesysteme nutzen 
Technologien wie Kraft-Wärme-Kopplung, Wärmespei- 
cher und dezentrale Energieversorgung. Diese Systeme 
können Synergien mit der kommunalen Elektrizitäts- 
versorgung, Sanitärversorgung sowie mit Abfall- und 
Abwasserbehandlung erzeugen. Diese Studie will loka- 
len Entscheidungsträgern dabei helfen, die geeignets- 
ten und kosteneffizientesten Technologien für ihren 
Stadtteil zu identifizieren, und sie verdeutlicht den 
Dialogbedarf zwischen nationalen Regierungen und 
Kommunen für eine kohärente Politikgestaltung. Auf- 
bauend auf den untersuchten Best-Practice-Beispielen 
wird ein zehnstufiger Politik- und Investitionsfahr- 
plan erarbeitet, um die Entwicklung, Modernisierung 
und Aufskalierung statteilbezogener Energiesysteme 
zu beschleunigen. Ein im Internet veröffentlichter Ent- 
scheidungsbaum soll Kommunen dabei in ihrer Rolle als 
Planer, Gesetzgeber und Unterstützer Orientierung bie- 
ten. Ziel der neuen District Energy Initiative des UNEP 
ist es, Vorreiterstädte mit jenen zusammen zu bringen, 
die eine Verbesserung der Energiesysteme anstreben. 
Als relevante Akteure werden vor allem Kommunen 
(local governments) als Planer und Gesetzgeber sowie 
multi-stakeholder partnerships genannt. 

IPCC (2014):5. Sachstandsbericht 
Die globale Urbanisierungsdynamik hat inzwischen 
dazu geführt, dass das Thema Urbanisierung erstmals 
umfassend im 5. Sachstandsbericht des IPCC berück- 
sichtigt wurde. Dabei stehen der Beitrag der Städte zur 
Stabilisierung der atmosphärischen Treibhausgaskon- 
zentration sowie ihre Anpassung an Klimaänderungen 
im Zentrum. 

Ein Teilbericht der Arbeitsgruppe III des IPCC (Seto 
et al., 2014) befasst sich mit der Gestalt von Städten 
(urban form), ihrer Infrastrukturausstattung und der 
urbanen Landnutzung (ein gesonderter Teilbericht wid- 
met sich dem Thema Transport). Darauf aufbauend 
werden Möglichkeiten der Emissionsminderung durch 
eine geeignete Raumplanung aufgezeigt: „Spatial plans 
might be defined less in terms of a specific urban-form 
vision and more with regard to core development prin- 
ciples." (Seto et al., 2014:958) Ferner werden Schlüssel- 
faktoren für eine erfolgreiche urban climate governance 
aufgelistet, darunter die sektorübergreifende Integra- 
tion klimapolitischer Ziele, transformationsfördernde 
Governance-Strukturen und Planungskapazitäten, die 
Integration von Landnutzung und Transport sowie aus- 
reichende Finanzierungsmöglichkeiten. Betont wird die 
Vermeidung von Pfadabhängigkeiten, die Beachtung 
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Kasten 2.6-1 

Besprochene globale Urbanisierungsberichte 

> Corfee-Morlot et al. (20091: Cities, Climate Change and 
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> GCEC - Global Commission on the Economy and Climate 
(20141: Better Growth, Better Climate. The New Climate 
Economy Report. The Global Report. Washington, DC: New 
Climate Economy. 

> LSE Cities, ICLEI - International Council for Local 
Environmental Initiatives und GGGI - Global Green Growth 
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Next Economy. Final Report. London: LSE Cities. 
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IPCC - Intergovernmental Panel on Climate Change (Hrsg.l: 
Climate Change 2014: Mitigation of Climate Change. Con- 
tribution of Working Group III to the Fifth Assessment 
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versity Press, 671-738. 

> OECD - Organisation for Economic Co-operation and Deve- 
lopment (20101: Cities and Climate Change. Paris: OECD. 
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mate Change (Hrsg.l: Climate Change 2014: Impacts, Adap- 
tation, and Vulnerability. Part A: Global and Sectoral 
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Assessment Report of the IPCC. Cambridge, New York: 
Cambridge University Press, 535-612. 

> Seto, K. C., Dhakai, S., Bigio, A., Delgado Arias, S., Dewar, 
D., Huang, L., Inaba, A., Kansai, A., Lwasa, S., McMa- 
hon, J. A., Müller, D. B., Murakami, J., Nagendra, H. und 


von Zusatznutzen, Dringlichkeit und Größenordnungen 
der notwendigen Umsteuerung zur Vermeidung eines 
gefährlichen Klimawandels. 

In Teilberichten der Arbeitsgruppe III (Klimaschutz) 
werden detailliert die Potenziale verschiedener Instru- 
mente und Stadtentwicklungspolitiken für den Klima- 
schutz analysiert und gezeigt, dass viele Städte bereits 
Klimaschutzpläne entwickelt haben (Lucon et al., 2014; 
Seto et al., 2014). Ein Teilbericht über Gebäude und 
den erwarteten weltweiten Zuwachs an Gebäuden und 
Stadtquartieren verdeutlicht die Notwendigkeit einer 
energieeffizienten Gestaltung von Gebäuden (Lucon et 
al., 2014). Mit Blick auf regionale Unterschiede wird 


Ramaswami, A. (2014): Human Settlements, infrastructure 
and spatial planning. In: IPCC - Intergovernmental Panel 
on Climate Change (Hrsg.): Climate Change 2014: Miti- 
gation of Climate Change. Contribution of Working Group 
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Basic Services for All in an Urbanizing World. Executive 
Summary. Third Global Report of United Cities and Local 
Governments on Local Democracy and Decentralization - 
GOLD III. Barcelona: UCLG. 

> UKAID - Department for International Development und 
DFID - Department for International Development (2012): 
Future Proofing Cities. Risks and Opportunities for Inclu- 
sive Urban Growth in Developing Countries. London: 
UKAID. 

> UN-Habitat - United Nations Human Settlements 

Programme (2009b): Global Report on Human Settlements 
2009: Planning Sustainable Cities. London: Earthscan. 

> UN-Habitat - United Nations Human Settlements 

Programme (2011a): Global Report on Human Settlements 
2011: Cities and Climate Change. Nairobi: UN-Habitat. 

> UN-Habitat - United Nations Human Settlements 

Programme (2013a): State of the World's Cities 2012/2013. 
Prosperity of Cities. Nairobi: UN-Habitat. 

> UNEP - United Nations Environment Programme (2011b): 
Towards a Green Economy. Pathways to Sustainable 
Development and Poverty Eradication. Arendal: UNEP 
GRID. 

> UNEP - United Nations Environment Programme (2012a): 
Sustainable, Resource Efficient Cities - Make it Happen! 
Nairobi: UNEP. 

> UNEP - United Nations Environment Programme (2015): 
District Energy in Cities. Unlocking the Potential of Energy 
Efficiency and Renweable Energy. Nairobi: UNEP. 

> WHO - World Health Organization und UN-Habitat - 
United Nations Human Settlements Programme (2010): 
Hidden Cities - Unmasking and Overcoming Health 
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> World Bank (2010a): Cities and Climate Change: An Urgent 
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festgestellt, dass in Entwicklungsländern oft grund- 
legende Energiedienstleistungen in Gebäuden nicht 
gegeben sind, während die Energienutzung in Gebäu- 
den in Industrieländern umfassend, aber oft ineffi- 
zient ist. Ohne weitere Maßnahmen ist zu erwarten, 
so der Bericht, dass sich die globale Energienachfrage 
durch Gebäude bis Mitte des Jahrhunderts verdoppelt 
bis verdreifacht; sie ließe sich aber mit entsprechen- 
den Maßnahmen (z. B. technische Verbesserungen oder 
Besteuerung von Gebäuden nach Energieverbrauch) 
stabilisieren oder senken. Dabei spielen auch Konsu- 
mentenverhalten und Lebensstil eine Rolle (Lucon et 
al., 2014:719) Als weitere zentrale Handlungsfelder 
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Tabelle 2.6-1 

Globale Urbanisierungsberichte: Themenkomplex Klima-Energie-Ressourceneffizienz. 
Quelle: WBGU 


Problembeschreibung 

Fokus, dominierende Sicht 

Ziele, Empfehlungen 

Ausgewähltes Zitat 

UNEP (2015): District Energy in Cities 

Versorgung mit nachhaltigen 
Energiedienstleistungen 

Technisch-infrastrukturell 

> Best-Practice-Ansatz: 
Empirische Untersuchung 
von Vorreiterstädten mit 
district energy 

> District energy Systems, 
kombiniert mit Effizienz- 
maßnahmen können einen 
signifikanten Anteil der 
Emissionsminderungen 
ausmachen, die zu einer 
Begrenzung des globalen 
Temperaturanstiegs von 
2-3°C notwendig sind 

> Lokale, erschwingliche und klimaverträg- 
liche Energieversorgung 

> Schlüsselfaktoren für die Aufskalierung 
von Energieeffizienz und erneuerbaren 
Energien 

Urbanes Energiesystem 

> Zehnstufiger Politik- und Investitionsfahr- 
plan, um Entwicklung, Modernisierung 
und Aufskalierung stadtteilbezogener 
Energiesysteme zu beschleunigen. 

> Online-Entscheidungsbaum als Hilfe für 
Kommunen 

> „District energy initiative“ des UNEP: 
Vorreiterstädte mit interessierten Städten 
zusammenbringen 

> Best Practice Support Schemes für 
consolidation cities, refurbishment cities, 
expansion cities, new cities 

„Continued communication and 
dialogue with a wide ränge of 
stakeholders - including customers; 
the wider public; national, regional 
and local policy-makers; investors; 
universities; architects and builders; 
and others - is a vital element 
for the successful expansion and 
implementation of district energy 
strategies.“ (UNEP, 2015:80) 

IPCC 5. Sachstandsbericht: Revi et al. (2014a): Urban Areas 

Anpassung an Klimaände- 
rungen 

Governance- und 

akteurszentriert 

Window of opportunity 

> Die nächsten 15 Jahre sind 
entscheidende Investitions- 
jahre 

> Unterscheidung zwischen 
inkrementeller und transfor- 
mativer Anpassung 

> Katastrophenvorsorge 

> Senkung der Exposition gegenüber 
Klimarisiken 

> Stärkung der Handlungskapazitäten 
vulnerabler Gruppen 

Governance 

> Wirksame multilevel urban risk 
governance 

> Verzahnung von Politik, Anreizen 
sowie Maßnahmen zur Stärkung der 
Anpassungskapazitäten 

> Synergien mit dem Privatsektor 

> Angemessene Finanzierung und 
Institutionenentwicklung 

„Urban climate change risks, 
vulnerabilities, and impacts are 
increasing across the world in 
urban centers of all sizes, economic 
conditions, and site characteristics.“ 
(Revi et al., 2014a: 538) 

IPCC 5. Sachstandsbericht: Lucon et al. (2014): Buildings und Seto et al. (2014): Human Settlements 

Beitrag der Städte zum 
Klimawandel 

Technisch-infrastrukturell 

Unterscheidung zwischen 
inkrementellen undtransfor- 
mativen Entwicklungspfaden 

Zu beachten: 

> Pfadabhängigkeiten 

> Zusatznutzen 

> Dringlichkeit 

> Größenordnungen 

Klimaverträgliche Stadt- und 

Raumplanung 

Energieeffiziente Gebäude 

Energienachfrage durch Gebäude wird sich 
bei business as usual Mitte des Jahrhunderts 
verdoppeln bis verdreifachen 

Baumaterialien 

Durch Zuwachs an Gebäuden und Stadtquar- 
tieren und hohe Nachfrage nach Baumateri- 
alien Bedarf an klimaverträglichen Lösungen 

„Successful implementation of 
mitigation strategies at local scales 
requires that there be in place the 
institutional capacity and political 
will to align the right policy instru- 
ments to specific spatial planning 
strategies.“ (Seto et al., 2014:928) 



Energiedienstleistungen 

Verbesserung des Zugangs zu modernen 
Energiedienstleistungen 


GCEC (2014): The New Climate Economy Report. Better Growth, Better Climate 

> Schnell wachsende Städte 
als Chance und Risiko für 
Klimaschutz 

> Klimaverträgliches Wachs- 
tum ohne Zielkonflikte 
zwischen Wachstum und 
Klimaschutz 

Technisch-infrastruktureller 

Ansatz 

> Urbanisierung als zentrales 
Transformationsfeld neben 
Landnutzung und Energie 

> 2°C-Leitplanke als Orientie- 
rung 

10-Punkte-Aktionsplan 

Davon für Urbanisierung relevant: (1) 
Vernetzte und kompakte Städte, (2) Abbau 
Anreize für Zersiedelung, (3) Senkung der 
Kapitalkosten für Investitionen in eine 
klimaverträgliche Infrastruktur 

„Strong political leadership and 
the active participation of civil 
society will be needed, along with 
far-sighted, enlightened business 
decisions“. (GCEC, 2014:10) 

UNEP (2012a): Sustainable, Resource Efficient Cities - Make it Happen! 

> Gefährung urbaner Nach- 
haltigkeit durch ökonomi- 
sche Globalisierung, 
Ressourcenverknappung, 
schnellen technologischen 
und sozialen Wandel, 
Umwelt- und Klimaverän- 
derungen 

> Auswirkungen auf 

Nahrung, Wasser, Energie, 
Transport und Abfall 

Sozial eingebettete 
Infrastrukturen 

Regionaler Fokus: Städte in 
Entwicklungs- und Schwellen- 
ländern 

Ressourceneffizienz mit Schwerpunkt 
Infrastruktur: Energie, Abfall, Wasser usw. 

Handlungsfelder 

> Partizipative Governance 

> Sektorübergreifende, interinstitutionelle 
Koordination 

> Monitoring- und Evaluierungssysteme 

> Flexible Infrastrukturen 

1 konische Projekte 

„Mitigating against climate change, 
and adapting to the effects of 
climate change will require more 
than mere retrofitting of existing 
infrastructures.“ (UNEP, 2012a:48) 
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Problembeschreibung 

Fokus, dominierende Sicht 

Ziele, Empfehlungen 

Ausgewähltes Zitat 

UN-Habitat (2011a): Global Report on Human Settlements: Cities and Climate Change 

Dringend notwendig: 

> Urbaner Klimaschutz und 
Anpassung an Klima- 
wandel 

> Klimawandel verstärkt die 
ohnehin schon bestehen- 
den Urbanisierungspro- 
bleme 

> Zu wenige Städte haben 
kohärente Anpassungs- 
strategien entwickelt 

Governance, Klima 

Zeithorizont: Scheitelpunkt 
der globalen THG-Emissionen 
sollte 2015 erreicht sein 

Empfehlungen für die internationale, 
nationale und städtische Ebene 

Prinzipien 

> Keine Blaupause für Lösungen 

> Beachtung von Synergien und 

Zusatznutzen 

> Vereinbarkeit kurz- und langfristiger Ziele 

Empfehlungen 

> Zukunftsvision entwickeln 

> Bürgerbeteiligung 

> Risikoanalysen 

> Aktionspläne 

„The crux of the challenge is that 
actors at all levels need to move wi- 
thin short time frames to guarantee 
long-term and wide-ranging global 
interests, which can seem remote 
and unpredictable at best.“ (UN- 
Habitat, 2011: VI, Einführung von 

Joan Clos) 

OECD (2010): Cities and Climate Change 

Beitrag der Städte zum 
Klimawandel und Betroffen- 
heit durch Klimafolgen 

Urbanisierungstrends, Wett- 
bewerbsfähigkeit, Governance 

Klimaschutzstrategien und Anpassung an 
Klimaänderungen 

„Some urban climate policies may 
be no-regret policies as they can 
provide co-benefits that offset their 
cost.“ (OECD, 2010:20) 

World Bank (2010a): Cities and Climate Change. An Urgent Agenda 

Beitrag der Städte zum 
Klimawandel und Betroffen- 
heit durch Klimafolgen 

Infrastruktur und 

Governance, Klima 

> Städte haben eine Schlüssel- 
rolle im Klimaschutz 

> Energierevolution zur Ein- 
haltung der 2°C-Leitplanke 

> Minderung der THG-Emissionen 

> Ausbau energieeffizienter Gebäude 

> Senkung der Vulnerabilität gegenüber 
Naturkatastrophen 

„Decisions taken today lock in 
the futures of many cities. The 
infrastructure of 2050 is being 
built today, yet the world of 2050 
will be very different from today.“ 
(World Bank, 2010a:v; Vorwort 

Inger Andersen, Vizepräsident der 
Weltbank) 

OECD (2009): Cities, Climate Change and Multilevel Governance 

Fragmentierte urbane Klima- 
politik (Vermeidung und An- 
passung) und grundlegender 
Mangel an Instrumenten zur 
Erleichterung von Entschei- 
dungsprozessen 

Governance, Klima 

> Erfolgsbedingung: Integra- 
tion verschiedener Gover- 
nance-Ebenen 

> Aber: Nationale Politik wird 
als zentraler Wegbereiter 
lokaler Maßnahme zu Klima- 
schutz und Anpassung 
gesehen 

Good urban governance 

> Partizipative Governance und 
strategische Planung sicherstellen 

> Analysekapazitäten für kurz- und 
langfristige Planung schaffen 

> Kosteneffizienz sicherstellen 

> Experimente und Innovationen fördern 

> Verteilungsfragen und Gerechtigkeit 
beachten 

> langfristigen Planungshorizont etablieren 

> kohärente Politikgestaltung 

> Monitoring- und Evaluierungssysteme 
aufbauen 

„City authorities are in a unique 
Position to engage local stakehol- 
ders and design locally tailored 
responses to climate change.“ 
(Corfee-Morlot et al., 2009:12) 


werden die für den zu erwartenden Zuwachs an Stadt- 
quartieren weltweit notwendigen Baumaterialien und 
deren Klimaverträglichkeit, der Zugang zu modernen 
Energiedienstleistungen sowie eine klimaverträgliche 
und kompakte Stadtplanung genannt. Als relevante 
Akteure werden Stadtverwaltungen, Interessengrup- 
pen (stakeholder), community groups, die Wissen- 
schaft und der Privatsektor genannt. 

Ein Teilbericht der Arbeitsgruppe II des IPCC befasst 
sich mit „Folgen, Anpassung und Verwundbarkeit" von 
Städten gegenüber den Risiken des Klimawandels (Revi 
et al., 2014). Dabei spielen Katastrophenvorsorge, Sen- 
kung der Exposition gegenüber Klimarisiken und Stär- 
kung der Handlungskapazitäten vulnerabler Gruppen 
eine zentrale Rolle. Zentral hierfür ist die Verbesse- 
rung der Versorgung der Bevölkerung mit Basisdienst- 
leistungen und resilienten Infrastrukturen für Was- 
ser- und Sanitärversorgung, Abfallentsorgung, Zugang 
zu Elektrizität und Telekommunikation sowie Gesund- 
heits- und Rettungsdiensten. Neben einer resilienten 
Infrastruktur wird auch die Bedeutung qualitativ guter, 
erschwinglicher und gute gelegener Wohnmöglichkei- 


ten als wesentlich erachtet, um Exposition und Schäden 
durch Klimafolgen zu minimieren. Der Bericht benennt 
notwendige Governance-Maßnahmen (Tab. 2.6-1) und 
weist auf die begrenzte Unterstützung internationaler 
Finanzierungsinstitutionen hin und verweist auf die 
Bedeutung kommunaler wissenschaftlicher Kapazitä- 
ten für die Anpassung an Klimaänderungen. Im Zent- 
rum einer erfolgreichen urbanen Anpassungspolitik, so 
der Bericht, stehen am Ende aber die Kommunen, weil 
eine erfolgreiche Anpassung von Städten wesentlich 
von der Integration in lokale Investitionen, Politiken 
und dem gesetzgeberischen Rahmen abhängt. 

GCEC (2014): Better Growth, Better Climate 
Im Mittelpunkt der Studie der Global Commission 
on the Economy and Climate (GCEC, 2014) steht die 
Gestaltung eines klimaverträglichen Wachstums ohne 
Zielkonflikte zwischen Wachstum und Klimaschutz. Die 
GCEC ist eine 2013 von Kolumbien, Äthiopien, Indo- 
nesien, Norwegen, Südkorea, Schweden und Großbri- 
tannien gegründete transdisziplinäre Beratungseinrich- 
tung. Die Botschaft der Studie ist, dass sich aktuell in 
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allen Ländern, unabhängig vom Einkommensniveau, 
die Chance bietet, gleichzeitig für ein nachhaltiges öko- 
nomisches Wachstum zu sorgen und die Risiken des 
Klimawandels einzudämmen. Dabei werden die nächs- 
ten 15 Jahre entscheidende Investitionsjahre sein, um 
den ökonomischen Strukturwandel zur Dekarbonisie- 
rung der Ökonomie zu realisieren. Die Autoren beto- 
nen, dass die Entwicklung der größten und am schnells- 
ten wachsenden Agglomerationen prägenden Einfluss 
auf die Zukunft der globalen Ökonomie und die Ent- 
wicklung des Klimas haben wird. Insbesondere kom- 
pakte Städte mit einem gut integrierten öffentlichen 
Nahverkehrssystem werden als Schlüssel zu ökono- 
misch dynamischen und gesünderen Städten mit gerin- 
geren Emissionen identifiziert. Die Empfehlungen wer- 
den als 10-Punkte-Aktionsplan präsentiert, in dem drei 
sich auf das Transformationsfeld Urbanisierung bezie- 
hen: (1) Vernetzte und kompakte Städte als bevorzugte 
Form der urbanen Entwicklung und Priorisierung von 
Investitionen in ÖPNV; (2) Schrittweiser Abbau der 
Subventionen für fossile Brennstoffe und der Anreize 
für Zersiedelung; (3) Maßgebliche Senkung der Kapi- 
talkosten für Investitionen in eine klimaverträgliche 
Infrastruktur durch besseren Zugang zu institutionel- 
lem Kapital. Der Bericht identifiziert wirtschaftspoliti- 
sche Entscheidungsträger im öffentlichen und privaten 
Sektor als entscheidende Akteure. 

UNEP (2012a): Sustainable, Resource Efficient Cities 

- Make it Happen! 

Der Bericht „Sustainable, Resource Efficient Cities 

- Make it Happen!" legt einen Schwerpunkt auf den 
Auf- und Umbau städtischer Infrastruktur (Energie, 
Abfall, Wasser usw.), weist aber gleichzeitig darauf 
hin, dass es dabei um mehr als um technische Nach- 
rüstung geht; vielfach sind soziokulturelle Identität, 
Teilhabe, Beachtung von Informalität oder „local voice 
and agency" ganz entscheidende zusätzliche Erfolgs- 
bedingungen für den Übergang zu urbaner Nachhal- 
tigkeit (UNEP, 2012a). Die Entwicklungspfade werden 
im Plural als „transitions to sustainablility" beschrie- 
ben. Eine der Kernaussagen ist, dass der Übergang zur 
Nachhaltigkeit vor allem durch ikonische Projekte (z.B. 
grundlegende Modernisierung des ÖPNV) vorangetrie- 
ben werden kann. Hervorgehoben wird auch die Rolle 
strategischer Vermittler, die bei der Umsetzung urba- 
ner Nachhaltigkeitsagenden partizipative Governance 
fördern und sektorübergreifende und interinstitutio- 
nelle Koordination unterstützen können. Solche Ver- 
mittler können Bildungs-, Forschungs- und Beratungs- 
einrichtungen, NRO oder lokale zivilgesellschaftli- 
che Initiativen sein, die z.B. in urbanen Laboratorien 
Pilotprojekte durchführen. Darüber hinaus wird auch 
die besondere Bedeutung der Schaffung von Monito- 


ring- und Evaluierungssystemen hervorgehoben, die 
die Mehrdimensionalität von Nachhaltigkeit erfassen. 
Schließlich wird in dem Bericht empfohlen, dass Städte 
Infrastrukturen etablieren, die es erlauben, flexibel auf 
bestehende, entstehende und künftige Herausforde- 
rungen zu reagieren. 

UN-Habitat (2011a): Global Report on Human 
Settlements 2011. Cities and Climate Change 
Klimaschutz und Anpassung an Klimaänderungen sind 
2011 erstmals das Schwerpunktthema im Jahresbericht 
des UN-Habitat (2011a). Ausgangspunkt sind zum 
einen der Beitrag urbaner Räume zum Klimawandel, die 
Potenziale und Dringlichkeit für urbanen Klimaschutz 
sowie die defizitäre Erfassung und Überwachung urba- 
ner Treibhausgasemissionen. Zum anderen stehen die 
Vulnerabilität von Städten gegenüber Klimaverän- 
derungen und ihre Anpassungspotenziale und -Stra- 
tegien, inklusive bestehender Barrieren, im Zentrum 
des Berichts. Dabei wird konstatiert, dass zu wenige 
Städte bisher kohärente Anpassungsstrategien entwi- 
ckelt haben (UN-Habitat, 2011a: 175). In Bezug auf 
Governance-Defizite beim urbanen Klimaschutz heisst 
es: „Despite the array of mitigation responses by urban 
centres to date, a piecemeal rather than a Strategie 
approach is very common" (UN-Habitat, 2011a: 171). 
Neben allgemeingültigen Prinzipien für Politikgestal- 
tung (UN-Habitat, 2011a: 182) werden Politikempfeh- 
lungen für die internationale, nationale und städtische 
Ebene gegeben. Als entscheidend für den Umgang mit 
den Herausforderungen des Klimawandels werden z.B. 
Partnerschaften zwischen öffentlichen, privaten und 
zivilgesellschaftlichen Akteuren angesehen. 

OECD (2010): Cities and Climate Change 
In diesem auf OECD-Länder bezogenen dreigeteilten 
Bericht (Trends, Wettbewerbsfähigkeit, Governance) 
steht die zentrale Rolle der Städte für den globalen 
Klimaschutz und ihre Betroffenheit durch den Klima- 
wandel im Mittelpunkt (OECD, 2010). Dabei werden 
die Gestalt einer Stadt (urban form), Lebensstile und 
die Energienutzung als entscheidende Handlungsfel- 
der genannt. Städte können Laboratorien für innova- 
tive Klimaschutzmaßnahmen sein. Voraussetzung für 
die Nutzung von Synergien ist eine sektorübergrei- 
fend angelegte urbane Klimaschutzpolitik, die aller- 
dings nicht isoliert von der Rolle der nationalen Regie- 
rung gesehen werden kann. Vielmehr kann diese eine 
Schlüsselrolle bei der Entstehung und Beseitigung von 
Barrieren spielen und entscheidende Rahmenbedin- 
gungen für urbanen Klimaschutz setzen. Schließlich 
wird betont, dass es keine allgemeingültigen Lösungen 
zur optimalen Gestaltung des Verhältnisses zwischen 
nationalen Regierungen und Städten gibt; Bottom-up- 
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Ansätze (z.B. neue urbane Klimaschutzmodelle) oder 
Top-down-Ansätze (z.B. nationale Klimapolitik als 
Rahmensetzung) oder eine Kombination beider kön- 
nen je nach Umstand die jeweils beste Wahl sein. Dabei 
werden die lokalen bzw. nationalen Regieungen, die 
Privatwirtschaft, die Gewerkschaften sowie Experten 
als zentrale Akteure ausgemacht. 

World Bank (2010a): Cities and Climate Change - 
An Urgent Agenda 

Bereits 2010 hat die Weltbank das Thema „Cities and 
Climate Change" in einer umfassenden Studie beleuch- 
tet. Dabei stehen die Schlüsselrolle der Städte für den 
globalen Klimaschutz sowie die sich mit der Anpassung 
von Städten an Klimaänderungen stellenden Herausfor- 
derungen im Zentrum. Zudem wird davon ausgegangen, 
dass Städte selbst künftig eine stärkere Gestaltungsrolle 
im globalen Klimaschutz einnehmen werden. Zur Ein- 
haltung der 2 °C-Leitplanke - so der Bericht - bedarf es 
einer „Energierevolution", deren Umsetzung eine inten- 
sive Zusammenarbeit internationaler Geber mit der UN, 
mit Städtenetzwerken, der OECD, der Privatwirtschaft, 
Pionierstädten und der Wissenschaft voraussetzt. Als 
übergeordnete Handlungsfelder in Städten werden die 
Minderung der Treibhausgasemissionen, der Ausbau 
energieeffizienter Gebäude und die Senkung der Vulne- 
rabilität der urbanen Bevölkerung gegenüber Naturkata- 
strophen genannt. Für diese drei Felder werden Ziele für 
deren Umsetzung sowie geeignete Instrumente benannt 
(World Bank, 2010a:41). Zur Senkung der Treibhausgas- 
emissionen werden beispielsweise die Verdichtung von 
Städten, die Förderung des ÖPNV negative Anreize für 
den Besitz von Privatwagen und für Fahrzeugnutzung, 
die Unterstützung nicht motorisierter Fortbewegung 
sowie effiziente Fahrzeugmotoren genannt. Im Bericht 
genannte zentrals Akteure sind vor allem Bündnisse 
internationaler Geber, Finanzierungsinstitutionen, UN- 
Organisationen und Städtenetzwerke. Zusätzlich werden 
Partnerschaften mit dem Privatsektor, der OECD, kom- 
munalen Organisationen, Pionierstädten oder der Wis- 
senschaft genannt. 

OECD (2009): Cities, Climate Change and Multilevel 
Governance 

Ausgehend von der Feststellung „climate policy at city- 
scale remains fragmented and the basic tools to facilitate 
good decision making are still lacking" (Corfee-Morlot 
et al., 2009:87) fokussiert der OECD-Bericht „Cit- 
ies, Climate Change and Multilevel Governance" aus 
dem Jahr 2009 auf die bessere Integration verschie- 
dener Governance-Ebenen. Dabei wird die nationale 
Politik als entscheidender Wegbereiter für kommuna- 
len Klimaschutzpolitik gesehen, wobei viele Städte sich 
eigene Ziele für Klimaschutz und Anpassung gesetzt 


haben. Im Zentrum der Untersuchung steht das Zusam- 
menspiel von lokaler und regionaler sowie lokaler und 
nationaler Governance, um dann Empfehlungen auszu- 
sprechen, wie Institutionen gestärkt werden können. 
Es werden acht Prinzipien für Good Urban Governance 
formuliert, differenziert nach den Stärken nationaler 
versus lokaler Politikgestaltung. Als zentrale Akteure 
werden Kommunen, urban stakeholders sowie natio- 
nale Regierungen genannt. 

2.6.1.2 

Themenkomplex Basisversorgung-Inklusion- 
sozioökonomische Disparitäten 

Revi und Rosenzweig (2013): The Urban 
Opportunity - Enabling Transformative and 
Sustainable Development 

In dieser Studie des Sustainable Development Solutions 
Network (SDSN) für die Beratergruppe von UN-Gene- 
ralsekretär Ban Ki-moon zur Post-2015-Entwicklungs- 
agenda stehen die Verbesserung der Lebensbedingun- 
gen von Menschen, die in Slums leben, im Mittelpunkt 
(Revi und Rosenzweig, 2013; Tab. 2.6-2). Dabei wird 
deutlich gemacht, dass globaler Klimaschutz und die 
Verbesserung lokaler Lebensbedingungen eng Zusam- 
menhängen. Der Bericht fordert dazu auf, urbanen 
Armutsgruppen „eine Stimme zu geben" und sie aktiv 
bei der Gestaltung ihrer städtischen Umwelt teilha- 
ben zu lassen: „Over the last few decades, many com- 
munities have been unwilling to passively accept the 
planning decisions of politicians and technocrats that 
impact on their day-to-day environments" (Revi and 
Rosenzweig, 2013:37). Die Berücksichtigung kulturel- 
ler Identität und Vielfalt sowie von Informalität in der 
urbane Governance werden als eine wichtige Erfolgs- 
bedingung für eine nachhaltige Stadtentwicklung gese- 
hen. 

Übergreifend wird argumentiert, dass Städte über ein 
besonderes Potenzial für einen transformativen Wandel 
verfügen, dass sie Orte sind, wo sozialer Wandel und 
Inklusion gelingen kann und wo die Umsteuerung in 
Richtung Nachhaltigkeit stattfinden muss. Dabei wird 
auf das globale Ziel eines vollständigen Ausstiegs aus 
dem fossilen Energiesystem bis 2050 verwiesen sowie 
deutlich gemacht, dass Urbanisierung innerhalb ökolo- 
gischer Leitplanken stattfinden muss: „Sustainability 
requires that urbanization occur within regional and 
planetary limits of ecological and other lifesupport Sys- 
tems." (Revi und Rosenzweig, 2013:11). Der Bericht 
betont die Notwendigkeit einer gemeinsamen Anstren- 
gung von Regierungen, Privatunternehmen, der Zivil- 
gesellschaft und lokaler städtischer Gemeinschaften. 
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Tabelle 2.6-2 

Globale Urbanisierungsberichte: Themenkomplex Basisversorgung-Inklusion-sozioökonomische Disparitäten. 
Quelle: WBGU 


Problembeschreibung 

Fokus, dominierende Sicht 

Ziele, Empfehlungen 

Ausgewähltes Zitat 

Revi und Rosenzweig (2013): The Urban Opportunity 

Schlechte Lebensbedingungen in 
Slums, inklusive Klimaschutz bzw. 
-anpassung 

Akteurszentriert 

> Betonung des transformativen 
Potenzials von Städten 

> Beachtung von Leitplanken, 
inklusive Klimaschutz: vollstän- 
diger Ausstieg aus fossilem 
Energiesystem bis 2050 

Ziele 

> Beendigung extremer urbaner Armut 
und Verbesserung des Lebensstandards 

> Universeller Zugang zu Basisdienst- 
leistungen und Wohnen 

> Erschwingliches Wohnen für Alle 

> Resilienz und ökologische Nachhaltig- 
keit 

> Mechanismen zur Förderung nachhalti- 
ger Urbanisierung 

„Culture provides identity, 
agency, and tools for com- 
munities to fight poverty. In- 
tegrating diversity of culture 
into governance, based on 
the needs and expectations 
of citizens, facilitates partici- 
pation, intercultural dialogue, 
and the practice of equality of 
rights.“ (Revi und Rosenzweig, 
2013:36) 

UN-Habitat (2013a): Prosperity of Cities 

> Städte sind oft Orte sozialer 
Benachteiligung, Ungleichheit 
und Exklusion 

> Ursachen: Standard-Urbanisie- 
rungsmodell des 20. Jahrhun- 
derts, das wesentlich auf 
Bodenspekulation und Privati- 
sierung öffentlicher Stadträume 
und Interessen der Immobilien- 
wirtschaft beruht und häufig in 
Gegensatz zum Ziel einer urba- 
nen Prosperität für alle steht 

Dimensionen von urbanem 
Wohlstand 

> Produktivität 

> Infrastruktur 

> Lebensqualität 

> Soziale Gerechtigkeit und 
Inklusion 

> Ökologische Nachhaltigkeit 

Ziele 

Stadt des 21. Jahrhundert ist eine die 

> Katastrophenrisiken senkt 

> Arbeitsplätze schafft, soziale Diversität 
fördert, die natürliche Umwelt schützt, 
öffentliche Räume stärkt 

> Voraussetzungen für Prosperität schafft 

Empfehlungen 

> Förderung von Innovationen 

> Neue Stadtplanung im Sinne des 
öffentlichen Interesses 

> Ertüchtigung von Gesetzgebung und 
Regularien zur Förderung des Gemein- 
wohls 

„As a decision-making tool, 
urban planning must better 
defend the ‘public’ against the 
menace of ever-expanding 
‘private’ interests and its con- 
sequences: shrinking public 
spaces and reduced Provision 
of public goods, which in turn 
affect more collective, intangi- 
ble dimensions like quality of 
life, social interaction, cultural 
identity and social values.“ 
(UN-Habitat, 2013a:13) 

UCLG (2013): Basic Services for All 

in an Urbanizing World 



Sozioökonomische Disparitäten 
und unzureichende Grund- 
versorgung eines großen Teils der 
städtischen Bevölkerung, vor allem 
in Entwicklungs- und Schwellen- 
ländern 

Akteure und Urban Governance 

Sieben regionale Kapitel (Afrika, 
Asien-Pazifik; Eurasien, Europa, 
Lateinamerika, Naher Osten 
und Westasien, Nordmerika, 
Metropolen) 

Investitionen in Basisdienstleistungen / 
Infrastrukuren priorisieren, Finanzie- 
rungsstrategien entwickeln 

> Katastrophenresiliente Infrastrukturen 
für Trinkwasser, Sanitär- und Abwasser- 
versorgung, Abfallmanagement, Ener- 
gieversorgung und ÖPNV 

> Governance-Empfehlungen für lokale, 
regionale und nationale Ebene 

,,‘Putting people first’ means 
putting basic local Services 
first.“ (UCLG, 2013:113) 

UKAID und DFID (2012): Future Proofing Cities 

> Städte als Umweltverschmutzer 
und von Umweltrisiken betrof- 
fene: Keine Entwicklung ohne 
Umweltschutz 

> Städte in Entwicklungs- und 
Schwellenländern müssen drin- 
gend Maßnahmen ergreifen, 
damit ihre wirtschaftliche Ent- 
wicklung langfristig nicht durch 
Umweltrisiken gefährdet wird 

Akteurszentriert 

Integrierte Strategien um Städte 
zukunftsfest zu machen 

Empfehlungen 

1. Entwicklung zukunftsfester urba- 
ner Strategien (future proof urban 
strategies) 

2. Mobilisierung von Finanzmitteln 

3. Anfertigung urbaner Risikodiagnosen 

4. Stärkung der Kapazitäten für urban 
governance, Planung und Dienst- 
leistungssysteme 

5. Verbesserung der Datenlage als Grund- 
lage für Entscheidungsfindung 

6. Forschung für eine bessere Planungs- 
grundlage 

7. Identifizierung der Risiken für 
bestehende und geplante Investment- 
Portfolios 

„The central message of this 
report is that the earlier cities 
in developing countries take 
Steps to future proof their ur- 
ban development, the better. 
There is an important - but 
closing - window of opportu- 
nity for many cities to act now 
before they are locked into 
unsustainable and usuitable 
development pathways.“ 

UKAID und DFID, 2012:ix) 



Empfehlungen für fünf Stadttypen 

1. Energieintensive Städte 

2. Von Wetterextremen betroffene Städte 

3. Städte mit Gefährdung natürlicher 
Ressourcen 

4. Städte mit multiplen Risiken 

5. Städte mit geringem Umweltrisiko 
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WHO und UN-Habitat (2010): Hidden Cities - Unmasking and Overcoming Health Inequities in Urban Settings 


Extreme Ungieichverteilung 
gesundheitlicher Risiken und ihres 
Ausmaßes innerhalb von Städten 


Lösungen liegen oft jenseits des 
Gesundheitssektors und bedürfen 
der Einbindung vieler Akteure 


Allgemein 

> Disaggregierte Datengrundlage ent- 
scheidend für Problemerkennung 

> Lösungen liegen oft außerhalb des 
Gesundheitssektors 


„Cities offer both the best and 
the worst environments for 
health and well-being.“ (WHO 
und UN-Habitat, 2010:12) 


Drei strategische Ansatzpunkte 

1. Zielgruppenorienterte Maßnahmen zur 
Verbesserung der Lage der Ärmsten 

2. Verkleinerung der „Gesundheitslücke“ 
zwischen den am besten und den am 
schlechtesten Versorgten 

3. Minderung der urbanen sozioökonomi- 
schen Disparitäten generell 

Empfehlungen für einzelne Akteure 

(WHO und UN-Habitat, 2010: lOOf.) 


UN-Habitat (2013a): State of the World’s Cities 
2012/2013 - Prosperity of Cities 
Ausgangspunkt des Berichtes „Prosperity of Cities“ 
ist die Feststellung, dass Städte allzu oft Orte sozialer 
Benachteiligung, Ungleichheit und Exklusion gewor- 
den sind und besonders in Entwicklungs- und Schwel- 
lenländern viele Menschen in Slums leben müssen: 
„Highly unequal cities are a ticking time bomb waiting 
to explode." (UN-Habitat, 2013a: 114). Die Grundla- 
gen dieser Fehlentwicklung sieht UN-Habitat u.a. im 
weltweit verbreiteten Standard-Urbanisierungsmodell: 
„This is the pattem which UN-Habitat refers to as the 
'Global Standard Urbanization Model of the 20th Cen- 
tury', which Privileges individualism, consumerism, 
new (artificial) values and lifestyles, excessive mobi- 
lity and privatization of the public space" (UN-Habitat, 
2013a: 130). 

Davon ausgehend stellt UN-Habitat sein neu ent- 
wickeltes Konzept eines erweiterten urbanen Wohl- 
fahrtsmodelles vor, das explizit über das engere Ziel 
ökonomischen Wachstums hinausgeht und umfassen- 
der angelegt ist: „prosperity for all has been compro- 
mised by the narrow focus on economic growth" (UN- 
Habitat, 2013a: 185). Die als „Speichen" eines Rads 
bezeichneten sechs Elemente von Wohlfahrt sind öko- 
logische Nachhaltigkeit, Produktivität, Infrastruktur, 
Lebensqualität sowie Gerechtigkeit und soziale Inklu- 
sion. Diese Speichen beeinflussen sich gegenseitig: bei- 
spielsweise können adäquate Infrastrukturen nicht nur 
Produktivität, sondern auch Lebensqualität und Inklu- 
sion gleichermaßen fördern. In der Achse des Rads sind 
die „städtischen Machtfunktionen" zentriert (z.B. die 
Stadtregierung, Gesetze und Regelwerke, städtische 
Institutionen, Stadtplanung oder die Zivilgesellschaft; 
UN-Habitat, 20 13a: xiii). Die Veränderungsnotwendig- 
keit wird als Transformation beschrieben, dafür drei 
Zieldimensionen benannt und zentrale Handlungs- 
felder zur Erreichung dieser Ziele beschrieben. Iden- 
tifizierte zentrale Akteure sind primär die öffentliche 
Hand, insbesondere Stadtplaner, Stadtverwaltungen 
sowie Zivilgesellschaft und Lokalpolitiker. 


UCLG (2013): Basic Services for All in an Urbanizing 
World 

Der Bericht der Städtenetzwerks United Cities and 
Local Governments konzentriert sich auf die Rolle 
(lokaler) Governance zur Verbesserung der Lebens- 
bedingungen städtischer Armutsgruppen in Entwick- 
lungs- und Schwellenländern (UCLG, 2013). Dabei ste- 
hen vor allem die Infrastrukturen zur Sicherung des 
Zugangs zu ausreichendem und sauberem Trinkwasser, 
Sanitär- und Abwasserversorgung, Abfallmanagement, 
Energieversorgung und eine gute öffentliche Verkehrs- 
infrastruktur und ihre Finanzierung im Zentrum. Eine 
zentrale Empfehlung des Berichtes ist die Aufforderung 
an nationale und internationale Institutionen, prioritär 
in Basisdienstleistungen (Trinkwasser- und Sanitär- 
versorgung, Abfallmanagement, Wohlstand/Lebens- 
qualität, Mobilität/Verkehr, Kommunikation, Ener- 
gie, Gesundheit, Bildung, öffentliche Sicherheit und 
Unterhaltung öffentlicher Stadträume) zu investieren 
(UCLG, 2013:13). Um solche langfristigen Investitio- 
nen zu ermöglichen, müssen Kredite zu Vorzugsbedin- 
gungen bereitgestellt werden, wie sie nur von natio- 
nalen Regierungen oder multilateralen Organisationen 
vergeben werden können. Eine weitere zentrale Emp- 
fehlung ist, dass internationale Organisationen den 
direkten Zugang von Kommunen zu globalen Finanzie- 
rungsmechanismen ermöglichen sollten. Die detaillier- 
ten Governance-Empfehlungen sind nach den Aufga- 
ben für die jeweiligen Akteure strukturiert (z.B. lokale 
und nationale Regierungen bzw. Institutionen, Privat- 
sektor, Zivilgesellschaft, Gewerkschaften). 

UKAID und DFID (2012): Future Proofing Cities 
Der Bericht „Future Proofing Cities - Risks and Oppor- 
tunities for Inclusive Urban Growth in Developing 
Countries" betont, dass Städte in Entwicklungs- und 
Schwellenländern dringend Maßnahmen ergreifen müs- 
sen, damit ihre wirtschaftliche Entwicklung langfristig 
nicht durch Umweltrisiken gefährdet wird (UKAID und 
DFID, 2012). Es wird argumentiert, dass der traditio- 
nelle Blick auf urbane Armutsbekämpfung allein nicht 
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mehr ausreichend ist und auch Umweltrisiken angegan- 
gen werden müssen. Der Bericht beschreibt die erheb- 
lichen Daten- und Wissensmängel, identifiziert For- 
schungsbedarf zum Thema der Governance städtischer 
Umweltrisiken und hebt die Notwendigkeit der Einbin- 
dung aller relevanten Akteure bei Entscheidungsfin- 
dung und in Planungsprozessen hervor. Es werden sie- 
ben übergeordnete Kernempfehlungen gegeben, wel- 
che unterteilt sind nach „einfach zu implementieren", 
„aufwändig zu implementieren" und nach Empfeh- 
lungen, bei denen Zielkonflikte die Umsetzung behin- 
dern können. Als zentrale Akteure werden internatio- 
nale Entwicklungsagenturen zusammen mit politischen 
Entscheidungsträgern, der Wissenschaft, Bürgern und 
Praktikern, angesprochen. 

WHO und UN-Habitat (2010): Hidden Cities - 
Unmasking and Overcoming Health Inequities in 
Urban Settings 

In diesem Bericht widmen sich WHO und UN-Habitat in 
Form einer globalen Übersichtsstudie erstmals gemein- 
sam dem Thema der Gesundheit in Städten. Hauptan- 
liegen des Berichts ist es deutlich zu machen, dass ent- 
gegen einer vielverbreiteten Sichtweise der gesund- 
heitliche Status der Stadtbevölkerung im Vergleich 
zur Landbevölkerung nicht automatisch besser sein 
muss, teilweise sogar schlechter ausfallen kann (WHO 
und UN-Habitat, 2010:35). Trotz relativ guter urba- 
ner Gesundheitsinfrastruktur können unterschiedli- 
che Zugangsmöglichkeiten und Risikoexpositionen 
große gesundheitliche Disparitäten innerhalb urba- 
ner Gesellschaften verursachen. Eine zentrale Ursache 
für das Nichterkennen der prekären gesundheitlichen 
Lage einzelner urbaner Bevölkerungsgruppen (urban 
health inequities) ist das zu hohe Aggregationsniveau 
städtischer Gesundheitsdaten (WHO und UN-Habitat, 
2010:38). Durchschnittswerte kaschieren die teilweise 
extremen sozialen und räumlichen Disparitäten im 
gesundheitlichen Status bzw. dem Zugang zu Gesund- 
heitsdiensten innerhalb einer Stadt. Teilweise wurde 
dieses Problem bereits erkannt und Datensätze nach- 
träglich disaggregiert. 

Der Bericht thematisiert Optionen zur Verbesserung 
der prekären gesundheitlichen Bedingungen einzelner 
sozialer Gruppen und empfiehlt zunächst die Schaffung 
einer ausreichend disaggregierten Datengrundlage. 
Darauf aufbauend werden drei Ansätze zum Abbau von 
Disparitäten der Gesundheitsversorgung empfohlen 
(WHO und UN-Habitat, 2010: 90): Zielgruppenorien- 
terte Maßnahmen zur Verbesserung der Lage der Ärms- 
ten, Verkleinerung der „Gesundheitslücke" (health gap) 
zwischen den am besten und den am schlechtesten ver- 
sorgten Bevölkerungsgruppen einer Stadt und Minde- 
rung der urbanen sozioökonomischen Disparitäten 


generell. Der Bericht schließt mit akteursorientierten 
Handlungsempfehlungen für Gesundheitsministerien, 
Kommunen, Zivilgesellschaft, Wissenschaft, Stadtpla- 
ner und internationale Institutionen. 

2.6.1.3 

Themenkomplex Planung-Finanzierung 

OECD (2015a): The Metropolitan Century - 
Understanding Urbanisation and its Consequences 
Die heutige Urbanisierungsdynamik wird in dem OECD- 
Bericht zunächst historisch eingeordnet, übergreifende 
Herausforderungen und Möglichkeiten im „Jahrhun- 
dert der Urbanisierung" identifiziert und die wesent- 
lichen Erfolgsfaktoren für eine erfolgreiche Stadtent- 
wicklung genannt (Tab. 2.6-3). Als wesentlicher Treiber 
der neuen Urbanisierungsdynamik werden die wach- 
senden Ansprüche der weltweit wirtschaftlich aufstre- 
benden Mittelschichten genannt, die in Städten quali- 
fizierte Arbeit sowie gute und gesunde Lebensverhält- 
nisse suchen. Besonders in Entwicklungs- und Schwel- 
lenländern werden künftig großskalig neue städtische 
Infrastrukturen entstehen: „While in large parts of 
Europe and Northern America the bulk of Urbanisation 
has already taken place and is embodied in city forms 
and existing infrastructures, developing and emerging 
countries currently have an unprecedented opportu- 
nity to shape their urban futures." (OECD, 2015a: 121). 

Es wird festgestellt, dass derzeit in vielen Ländern 
eine Machtverschiebung zugunsten großer Agglome- 
rationen stattfindet und damit einhergehend erwar- 
tet, dass in den kommenden Dekaden der Wettbe- 
werb zwischen Ländern sich mehr zu einem Wettbe- 
werb zwischen urbanen Agglomerationen verschie- 
ben wird (OECD, 2015a: 122). Entsprechend, so der 
OECD-Bericht, tun Länder gut daran, ihre großen urba- 
nen Agglomerationen, die immer mehr zu wirtschaftli- 
chen Motoren der nationalen Entwicklung werden, mit 
adäquaten Governance-Kompetenzen auszustatten, 
also mit mehr politisch-administrativer Autonomie und 
größerer finanzieller Selbstbestimmung: „All this does 
not mean the end of the nation state in its current form 
- or unions of nation States - as the dominant ways 
of political Organisation, but it certainly implies a shift 
in power. It would seem in the best interest of central 
governments to accompany these shifts by modernis- 
ing and adapting administrative structures to better 
reflect the needs of metropolitan areas (...)." (OECD, 
2015a: 122). Diese sich abzeichnende Machtverschie- 
bung wird auch langfristig die internationale Zusam- 
menarbeit verändern, allerdings ist die Bandbreite der 
möglichen Entwicklungen groß: „At one extreme of the 
spectrum, large metropolitan areas could take on a key 
role in international co-operation. (...) At the other end 
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Tabelle 2.6-3 

Globale Urbanisierungsberichte: Themenkomplex Planung-Finanzierung. 

Quelle: WBGU 

Problembeschreibung Fokus, dominierende Sicht Ziele, Empfehlungen Ausgewähltes Zitat 

OECD (2015a): The Metropolitan Century. Understanding Urbanization and its Consequences 


Herausforderungen des 

21. Jahrhunderts 

> Mangelnde Basisinfrastruktu- 
ren in Entwicklungsländern 

> Wasser- und Luftverschmut- 
zung, inkl. Gesundheitsrisiken 
in Schwellen- und 
Entwicklungsländern 

> Carbon footprint großer 
Agglomerationen, v.a. in USA 

> Alternde Stadtbevölkerung, 
z.B. Japan und Europa 

> Relativ kleine Stadtgrößen 
machen in Europa Vernetzung 
wichtig, um Agglomerations- 
vorteile zu sichern 
(„borrowed“ agglomeration) 

> Wachsende Ansprüche der 
weltweit aufstrebenden 
Mittelschichten 


Sektorübergreifend, historisch 

einordnend 

> Städte als Wachstumsmotoren 

> Großes Potenzial für Green Growth 

Urbanisierung begleiten und 

gestalten 

> Statt Urbanisierung zu verhindern 
oder einzuhegen sollten Regierun- 
gen der Urbanisierungsprozess 
begleiten und gestalten 

> Neu entstehende Städte/Stadtquar- 
tiere sind Gelegenheitsfenster 

Städte als neue internationale 

Akteure 


„Secrets of successful cities“ 

> funktionierende Governance- 
Strukturen 

> Regulierungssysteme für Landnutzung 

> hohes Maß wirtschaftlicher 
Aktivitäten 

> wenig fragmentierte Verwaltung 

> integrierte Sektorpolitiken 

> Klima des Vertrauens und Transparenz 

> Resilienz im Umgang mit Naturkatas- 
trophen 


„While in most of Europe 
and Northern America the 
largest part of Urbanisation 
has already taken place and 
is embodied in city forms 
and existing infrastructures, 
developing and emerging 
countries currently have an 
unprecedented opportu- 
nity to shape their urban 
futures.“ (OECD, 2015a: 13) 


LSE Cities et al. (2013): Going Green - How Cities are Leading the Next Economy 


Probleme generell 

> Verkehrsstaus 

> Mangel an erschwinglichem 
Wohnraum 

> Zersiedelung 

> Luftverschmutzung 

> Sturm- und Überflutungs- 
risiken 

> Abfallmanagement 

Zusätzliche Probleme in Län- 
dern niedrigen und mittleren 
Einkommens 

> Wasserknappheit 

> Unbehandelte Abwässer 

> Zu hohe Dichte 

> Informelle Landnutzung 

> Infrastrukturmängel 

> Unzureichende öffentliche 
Dienstleistungen 


> Governance und Infrastrukturent- 
wicklung 

> Best-Practice-Ansatz: Analyse von 
Pionierstädten 

> Ziel: Verbessertes Verständnis über 
urbanes grünes Wachstums 

> Fortschritte v.a. bei Recycling, 
Grünflächen und Wasseraufberei- 
tung sichtbar, während Ressourcen- 
effizienz und Energiesicherheit die 
größeren Herausforderungen sind 


Lessons learned in den Feldern (1) 
Leadership, (2) Finanzierung, (3) Regulie- 
rung/Planung sowie (4) Partnerschaften 

Schlüsselsektoren 

> Transport 

> Gebäude 

> Energie 


„Public opinion, a change in 
local political leadership and 
pressure from stakehol- 
ders have been the most 
important triggers for going 
green.“ (LSE Cities et al., 
2013:5) 


World Bank (2013): Planning, Connecting & Financing Cities - Now. Priorities for City Leaders 


> Verbesserung der Lebensbe- 
dingungen in Slums. 

> Sicherstellung von Basis- 
dienstleistungen in Städten 


Primär ökonomische Sicht 

> Problemlösung durch Planung, 
Finanzierung, Marktgestaltung und 
Investitionen 

> Länderbeispiele aus Brasilien, China, 
Indien, Indonesien, Kolumbien, 
Korea, Vietnam 

> Handlungsdruck v.a. in Schwellen- 
ländern 


Städte planen 

> Verbesserung der Lebensbedingungen 
in Slums 

Städte verbinden 

> neu entstehende Städte sollten gut 
gelegen, flexibel reguliert und infra- 
strukturell gut verbunden sein 


„Having identified priorities 
for Investments, city leaders 
confrontthe problem of fi- 
nancing those investments. 
The main difficulty is the 
need for money up front.“ 
(World Bank, 2013:67) 


Städte finanzieren 

> Verbesserung der Kreditwürdigkeit, 
Transparenz und Regeln für öffentlich- 
private Finanzierungsmodelle (PPP) 
sowie das Hebeln von Investitionen 
durch Nutzung der Wertbestände 
einer Stadt (etwa Verkauf von Land) 


UN-Habitat (2009b): Planning Sustainable Cities 


Reformbedarf der Stadtpla- 
nung aufgrund veränderter 

Herausforderungen 

> Demographische: schnelles 
Wachstum 

> Ökonomische: Wirkungen von 
Globalisierung und Struktur- 
wandel, inkl. Disparitäten 

> Sozialräumliche: Fragmentie- 
rung und Disparitäten neh- 
men zu 

> Institutioneile: Wandel von 
Government zu Governance 
(Anpassung der Stadtpla- 
nung) 


Stadtplanung im Kontext neuer 
Herausforderungen 

Planungssysteme sollen Konflikte 
um Landnutzung lösen helfen und 
urbane Entwicklung in eine Richtung 
steuern, die Lebensqualität/Wohlstand, 
ökologische Nachhaltigkeit sowie intra- 
und intergenerationelle Gerechtigkeit 
fördert 

‘Cities without slums’ ist eines der 
wichtigsten Ziele von Stadtplanung in 
Entwicklungsländern 


Leitprinzipien für neue urbane 

Planungspolitik 

1. Stärkere Wahrnehmung der gestalteri- 
schen Rolle von Regierungen (vor 
allem zur Grundversorgung) 

2. Berücksichtigung neuer urbaner Her- 
ausforderungen wie Klimawandel, 
Armut 

3. Entwicklung einer nationalen Perspek- 
tive über die Rolle von Städten 

4. Schaffung von Kapazitäten zur Durch- 
setzung von Planungsvorgaben 


„Urban planning will need 
to seek the right balance 
between cultural groups 
seeking to preserve their 
identity in cities and the 
need to avoid extreme 
forms of Segregation and 
urban fragmentation.“ (UN- 
Habitat, 2009b:27) 
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of the spectrum, nation States (or associations of them) 
may maintain their dominance in international and 
diplomatic affairs, while further integrating and repre- 
senting the interests of their large metropolitan areas at 
this level" (OECD, 2015a: 122). 

LSE Cities et al. (2013): Going Green - How Cities 
are Leading the Next Economy 
Der Bericht „Going Green" enthält die Ergebnisse einer 
Befragung von weltweit 90 Stadtverwaltungen und 
acht Fallstudien über „grünes Wachstum" (LSE Cities et 
al., 2013). Aus der Analyse werden Schlussfolgerungen 
für Leadership, Finanzierung, Regulierung/Planung 
sowie Partnerschaften abgeleitet. Als relevante Sekto- 
ren für grünes Wachstum werden Landnutzung, Trans- 
port, Gebäude, Energie, Abfall und Wasser behandelt. 
Einer der in dieser Untersuchung identifizierten Haupt- 
mängel ist die meist fehlende Darstellung der positiven 
Wirkung „grüner Politik" auf die wirtschaftliche Ent- 
wicklung einer Stadt. Gezeigt wird auch, dass dabei 
viele Städte auch offen für den Einsatz wenig oder gar 
nicht erprobter Innovationen sind, da man sich poten- 
ziell Vorteile aus der Vorreiterrolle verspricht. Als Bei- 
spiele werden London und Berlin bei der Erprobung 
von Elektromobilität oder innovative Ökobezirke von 
Portland und Stockholm hervorgehoben. In diesen Fäl- 
len sind bereits entscheidende Vorreitervorteile ent- 
standen. Allerdings liegt die Gestaltungsmacht dabei 
nicht immer gänzlich bei den Kommunen, da beispiels- 
weise urbaner Klimaschutz wesentlich durch die nati- 
onale Energiepolitik vorbestimmt wird. Städtische Ver- 
waltungen gestalten in der Regel die Landnutzungs- 
politik, die Entwicklung des Transportwesens und das 
Abfallmanagment. Die große Bedeutung förderlicher 
nationaler Rahmenbedingungen wird am Beispiel der 
Elektromobilität in Berlin oder Kopenhagens Landnut- 
zungspolitik deutlich. In einigen Fällen, wie z.B. dem 
Abfall-zu-Energie-Projekt in Durban, wurde die Ein- 
führung neuer Technologien wesentlich durch inter- 
nationale Akteure vorangetrieben. Trotzdem über- 
rascht der Bericht, der die Kommunen als entschei- 
dende Akteure ansieht, mit der Erkenntnis, dass nach 
den Erfahrungen der Städte die stärksten Impulse für 
einen umweit- und klimaverträglichen Entwicklungs- 
pfad am Ende aber durch öffentlichen Druck und enga- 
gierte Bürger zustande kommen. 

World Bank (2013): Planning, Connecting & 
Financing Cities -Now. Priorities for City Leaders 
Der auf Städte in Entwicklungs- und Schwellenländern 
abzielende Weltbankbericht identifiziert drei zentrale 
Handlungsfelder für eine nachhaltige Stadtentwicklung: 
Städte planen, Städte verbinden und Städte finanzieren 
(World Bank, 2013). Beim Thema „Städte planen" ist 


der Schwerpunkt auf die Verbesserung der Lebensbedin- 
gungen in Slums und die Deckung von Grundbedürfnis- 
sen gelegt. Zu ersterem werden Regeln für eine flexible 
Landnutzung unter Berücksichtigung von Infrastruktur- 
entwicklung, Ressourcennutzung und Katastrophenrisi- 
ken diskutiert. In Bezug auf Basisdienstleistungen wird 
betont, dass es nicht immer primär um Finanzierung 
geht, sondern um die Struktur von Märkten und die 
Identifizierung geeigneter Regeln für wettbewerbsori- 
entierte Preisbildung und Kostendeckung sowie gege- 
benenfalls auch Subventionierung. Städte sind, so der 
Bericht, wirtschaftlich besser aufgestellt, wenn sie in 
der Nähe bestehender Metropolregionen geplant wer- 
den. Beim Thema „Städte finanzieren" wird die Voraus- 
finanzierung der als notwendig erachteten Investitio- 
nen als größte Herausforderung für Stadtentwicklung 
beschrieben. Vor diesem Hintergrund werden innova- 
tive Finanzierungsmechanismen für urbane Entwicklung 
aus Kolumbien und dem indischen Bundesstaat Tamil 
Nadu diskutiert. Als notwendige Voraussetzungen wer- 
den die Verbesserung der Kreditwürdigkeit, Transpa- 
renz und Regeln für öffentlich-private Finanzierungs- 
modelle sowie das Hebeln von Investitionen durch Nut- 
zung der Wertbestände einer Stadt (etwa Verkauf von 
Land) genannt. Adressaten des Berichts sind urbane Ent- 
scheidungsträger (city leaders). 

UN-Habitat (2009b): Global Report on Human 
Settlements - Planning Sustainable Cities 
Mit der Veröffentlichung dieser vergleichsweise umfas- 
senden Überblicksstudie ist die Debatte um die Reform 
der städtischen Planungssysteme auf der Ebene der 
Globalberichte angekommen (UN-Habitat, 2009b). 
Dabei werden vier Leitprinzipien für eine neue urbane 
Planungspolitik benannt. In dem Bericht werden Teil- 
habe im Rahmen von Planungsprozessen und damit 
verbundene Machtfragen umfassend behandelt und 
die Bandbreite von nominaler, konsultativer, instru- 
menteller, repräsentativer bis hin zu transformativer 
Partizipation dargestellt; bei letzterem Typus ist Teil- 
habe in einem Vertrag zwischen Kommune und Stadt- 
bevölkerung geregelt, werden Pläne gemeinsam ent- 
wickelt und Macht, Verfügbarkeit über Mittel und 
Verantwortung geteilt bzw. abgetreten (UN-Habitat, 
2009b: 94). Dabei wird vor allem unter Verweis auf 
Entwicklungs- und Schwellenländer auf die vielfach 
vorhandene Lücke zwischen Partizipationsrhetorik und 
dem Anspruch echter Beteiligung in Planungsprozes- 
sen verwiesen und eine Reihe neuerer Partizipations- 
ansätze vorgestellt, wie participatory urban apprai- 
sal, community action planning, women's safety audit, 
participatory budgeting oder city development strate- 
gies. Zudem wird darauf verwiesen, dass in vielen Städ- 
ten mit schwacher oder fragiler Administration private 
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Investoren die Stadtentwicklung bestimmen. Anderer- 
seits kann es aber auch Vorkommen, dass Stadtbewoh- 
ner angesichts einer abwesenden städtischen Adminis- 
tration selbst die Versorgung und Entwicklung ihrer 
Viertel übernehmen. Die Empfehlungen werden nach 
Entwicklungs-, Schwellen- und Industrieländern struk- 
turiert, da die stadtplanerischen Herausforderungen 
stark variieren. 

Der Bericht weist darauf hin, dass Akteure urba- 
ner Entwicklung oft außerhalb kommunaler Tätigkei- 
ten agieren und der Anspruch einer inklusiven Planung 
umso mehr ihre aktive Einbindung erfordert. Dabei 
wird darauf verweisen, dass Teilhabe durch Machtver- 
hältnisse, kulturelle Normen (wie traditionelle Hierar- 
chien) oder formale Regeln der Einbindung wesentlich 
bestimmt wird. Als wichtige Akteure werden Haus- 
halte, Geschäftsleute, Nachbarschaftsgruppen, Grund- 
besitzer, Politiker, Planer, Investoren, zahlreiche staatli- 
che, nicht staatliche und privatwirtschaftliche Instituti- 
onen, NRO, Wirtschaftsverbände sowie Wissenschaft- 
ler genannt. 

2.6.2 

Folgerungen 

Im Folgenden werden die zunächst einzeln besproche- 
nen globalen Urbanisierungsberichte in einer Synopse 
vergleichend bewertet: nach der Art der Problembe- 
schreibung, den unterschiedlichen Lösungsansätzen, 
den angesprochenen Akteuren und den identifizier- 
ten Blockaden. Abschließend wird erörtert, inwiefern 
Aspekte transformativen Wandels zur Nachhaltigkeit 
bereits in diesen Berichten verankert sind. 

Konvergenz in den Problembeschreibungen 
Die Problembeschreibungen der hier untersuchten 19 
globalen Urbanisierungsberichte (Kasten 2.6-1) sind 
mit wechselndem Schwerpunkt, Gewichtung und The- 
menkombination (Tab. 2.6-1, 2.6-2, 2.6-3) in weiten 
Teilen ähnlich und verfolgen in unterschiedlicher Weise 
meist, bezogen auf die jeweils ausgewählten Sektoren, 
einen mehr oder weniger integrierten Ansatz. Beispiels- 
weise werden in dem von Revi und Rosenzweig (2013) 
verfassten Bericht an das High Level Panel of Eminent 
Persons on the Post 2015 Development Agenda der 
Vereinten Nationen neben Armutsbekämpfung auch 
das Thema Klimaschutz und die Bezüge zwischen bei- 
den Themen aufgegriffen. 

In den globalen Urbanisierungsberichten werden die 
großen, zentralen Problemfeldern behandelt (denen 
sich noch zahlreiche Unterthemen zuordnen ließen): 
urbane Entwicklung, Verbesserung der Lebensbedin- 
gungenstädtischer Armutsgruppen (OECD, 2015a; Revi 


und Rosenzweig, 2013; World Bank, 2013; LSE Cities et 
al„ 2013; UCLG, 2013; UN-Habitat, 2009b), Infrastruk- 
turentwicklung und Verbesserung von Energiedienst- 
leistungen (UNEP, 2012a, 2015; LSE et al„ 2013; World 
Bank, 2010c) sowie Umwelt- und Klimaschutz, inklu- 
sive Anpassung an Klimafolgen und Katastrophen- 
vorsorge (LSE Cities et al., 2013; OECD, 2015a; GCEC, 
2014; Revi und Rosenzweig, 2013; UN-Habitat, 2013a; 
UKAID und DFID, 2012; World Bank, 2010a). Analog 
zu diesen Problemfeldern werden fast durchgängig die 
damit zusammenhängenden Fragen von guter urbaner 
Governance einschließlich Teilhabe, Finanzierung und 
Planung (UN-Habitat, 2009b) behandelt. 

Unterschiede in der Problemlösungssicht 
Deutliche Unterschiede zeigen sich bei den globalen 
Urbanisierungsberichten in der Problemlösungssicht. 
Eine Reihe von Berichten verfolgt primär eine technisch- 
infrastrukturelle Sichtweise, bei der eine Problemlö- 
sung überwiegend durch Bereitstellung eines bestimm- 
ten Infrastrukturportfolios, teilweise auch kombiniert 
mit bestimmten Governance-Anforderungen, erreicht 
wird (UNEP, 2015; LSE Cities et al., 2013). Ein weite- 
rer, ebenfalls auf den Ausbau von Infrastrukturen aus- 
gerichteter technischer Berichtstypus hat eine primär 
ökonomische Sichtweise, bei der Investitionserforder- 
nisse und wirtschaftspolitische Fragen im Vordergrund 
stehen (GCEC, 2014). Zwar fokussiert der Bericht des 
UNEP (2012a) ebenfalls auf Infrastrukturentwicklung, 
kritisiert aber gleichzeitig „purely technical fixes" und 
weist auf die Notwendigkeit der sozialen Einbettung 
infrastruktureller Maßnahmen hin. 

Davon heben sich Berichte ab, bei denen vor allem 
Governance-Fragen bzw. die integrierte Kombina- 
tion mit einem sektoralen Thema wie Infrastrukturen 
oder Klima im Vordergrund stehen (UCLG, 2013; UN- 
Habitat 2011a; OECD, 2010). 

Von diesen Problemlösungssichten unterscheiden 
sich jene Berichte, die neben ihrer Ausrichtung auf 
bestimmte Schwerpunktthemen primär einen akteur- 
sorientierten Anspruch (z.B. Citizen oder stakeholder 
participation) verfolgen (Revi und Rosenzweig, 2013; 
UN-Habitat, 2009b; UKAID und DFID, 2012). Häu- 
fig findet sich diese Ausrichtung auf die Stärkung der 
Handlungskapazitäten von Akteuren (empowerment) 
in Berichten zu Katastrophenvorsorge und Vulnerabi- 
lität. Der Bericht von UKAID und DFID (2012) zeich- 
net sich zusätzlich durch die Besonderheit aus, die Stär- 
kung der strategischen Fähigkeiten von Städten selbst 
zur Problemlösung zum Thema zu machen (future proof 
urban strategies). 

Aus diesen überwiegend sektoral oder multisekto- 
ral ausgerichteten Berichten, die jeweils mit einem sys- 
temischen Anspruch herangehen, stechen zwei stär- 
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ker sektorübergreifend ausgerichtete Arbeiten hervor. 
Zum einen ist dies der OECD-Bericht „The Metropolitan 
Century" (OECD, 2015a), der die Herausforderungen 
in einen historischen Kontext einordnet. Dabei wird 
die derzeitige Urbanisierung als „zweite große Welle" 
nach der Phase der Industrialisierung beschrieben und 
die Größenordnung der Herausforderung verdeut- 
licht. Der zweite primär sektorübergreifend angelegte 
stark integrierende Bericht wurde 2013 unter dem Titel 
„Prosperity of Cities" von UN-Habitat verfasst und ist 
ein paradigmatischer Beitrag zur Frage, was gutes Leben 
in der Stadt ausmacht (UN-Habitat, 2013a). Dabei wer- 
den fünf Dimensionen von Wohlfahrt aufgespannt, die 
auf die Wiederaneignung öffentlicher Interessen im 
Stadtraum und die Überwindung sozioökonomischer 
Disparitäten ausgerichtet sind. 

Einbindung lokaler Akteure und Lebensqualität in 
der Stadt 

Fragen wie Lebensqualität in der Stadt, Teilhabe und 
Gerechtigkeit, Aneignung des öffentlichen Raumes, 
soziokulturelle Identität und Wirkmächtigkeit der 
Stadtbevölkerung (agency) werden in den meisten 
untersuchten Berichten eher randständig behandelt. In 
der Regel richten sich die Berichte direkt an lokale und 
nationale Regierungen und Planungssysteme sowie 
gegebenenfalls noch an die Privatwirtschaft. Die Teil- 
habe betroffener Bevölkerungsgruppen und zivilge- 
sellschaftlicher Initiativen ist zumeist als zusätzliche 
Option beschrieben, was eher den Eindruck einer rheto- 
rischen Beigabe erweckt (,,'Putting people first' means 
putting basic local Services first", UCLG, 2013:113) und 
weniger als wirkungsmächtige Mitsprache auf Augen- 
höhe in Planungs- und Umsetzungsprozessen. Stärker 
hervorgehoben wird dieser Aspekt in dem Bericht an 
den UN-Generalsekretär (Revi und Rosenzweig, 2013), 
in dem auf die Bedeutung kultureller Identität und 
Agency für eine kraftvolle Teilhabe hingewiesen wird, 
und in dem Bericht des UNEP (2012a) über nachhal- 
tige und ressourceneffiziente Städte, wo das Festhalten 
an rein ökonomischen oder rein technischen Lösungen 
kritisiert wird, ohne die soziokulturelle Einbettung oder 
Fragen sozialer Transformation sowie „local voice and 
agency" einzubeziehen. 

Umsetzungsdefizite und Blockaden 
Die wesentlichen Handlungsfelder für eine nachhal- 
tige Urbanisierung und die möglichen Lösungen sind 
zwar bekannt, aber aufgrund institutioneller, politi- 
scher und marktlicher Barrieren gelingt die Umsetzung 
oftmals nur unzureichend (OECD, 2010; UKAID und 
DFID, 2012; UN-Habitat, 2013a). UN-Habitat (2013a) 
zeigte in einer weltweiten Befragung lokaler Experten 
über die Haupthemmnisse der wirtschaftlichen Pro- 


duktivität in Städten, dass physische Faktoren wie 
Infrastrukturen zweifelsohne wichtig sind, aber „wei- 
che" Faktoren ebenfalls als sehr bedeutsam eingestuft 
werden: Korruption und schlechte Regierungsführung 
wurden dabei von einem Viertel der Befragten als die 
beiden wichtigsten Barrieren identifiziert (UN-Habi- 
tat, 2013a: 50). Als weitere Hindernisse wurden u.a. 
die hohen Kosten bzw. Schwierigkeiten bei der Durch- 
führung privatwirtschaftlicher Aktivitäten, schwache 
Institutionen und mangelnder Zugang zu Informatio- 
nen genannt. 

Beispielhaft können diese Probleme für den urbanen 
Klimaschutz gezeigt werden: Eine steigende Zahl von 
Städten engagiert sich im Klimaschutz und für Anpas- 
sungsmaßnahmen, aber die erfolgreiche Umsetzung 
wird vielfach durch Blockaden ausgebremst (OECD, 
2010): In der Phase der Themensetzung und der strate- 
gischen Planung zählen zu den Hemmnissen: überlap- 
pende Mandate, Mangel an Entscheidungskompetenzen 
in politischen Schlüsselbereichen, geringe Priorisierung 
und Motivation für Klimapolitik. Bei der Formulierung 
von Politik ist eines der Haupthemmnisse der Trend zur 
Bevorzugung kurzfristiger Maßnahmen, unabhängig 
davon, ob diese mit der integrierten urbanen Planung 
und langfristigen Klimaschutzzielen zusammenpas- 
sen: „Yet in many cities there is a lack of Integration of 
climate policy into urban planning" (OECD, 2010:36). 
Die Umsetzung von Klimapolitik in Städten kann zudem 
durch institutioneile Blockaden innerhalb der städti- 
schen Administration, unzureichenden Kapazitäten 
und Expertise, Finanzierungsdefizite, den Mangel an 
Dezentralisierung und unzureichende Unterstützung 
durch nationale Regierungen, mangelnde Abstimmung 
von Politiken, aber auch durch Pfadabhängigkeiten und 
Lock-in-Effekte (OECD, 2010:676) ausgebremst wer- 
den: „When it comes to climate and energy, the policy 
landscape is full of sub-national governments unable 
to tie quantifiable mitigation targets with large-scale 
applications of energy efficient buildings, building ret- 
rofits, renewable energies, and transit-oriented deve- 
lopment" (OECD, 2010:87). Schließlich ist auch die 
mangelnde Überprüfung und Evaluierung urbaner Kli- 
maschutzpolitik ein weiteres, oft genanntes Hemmnis. 

Schwache oder fehlende Einbettung in ein 
Transformationskonzept als Hauptdefizit 
In den meisten Urbanisierungsberichten wird zwar 
erkennbar, dass sehr viele globale Probleme vor allem 
auf der Stadtebene gelöst werden müssen und können. 
Dennoch ordnen nur wenige Berichte ihre Empfehlun- 
gen explizit in eine ausformulierte globale und lang- 
fristig angelegte Strategie ein, aus der sich dann abge- 
leitet zentrale Handlungsfelder für eine zukunftsge- 
richtete Stadtentwicklungspolitik identifizieren ließen. 
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Fast durchgängig fehlt den gesichteten Global- 
berichten zur Urbanisierung eine Einbettung in ein 
kohärentes, übergeordnetes Transformationskon- 
zept, bei dem die erforderlichen Größenordnungen, 
lang- und kurzfristigen Zeithorizonte sowie Beschleu- 
nigungserfordernisse und Konsequenzen für Urban 
Governance hinreichend deutlich und in Handlungs- 
erfordernisse übersetzt werden. Eine Ausnahme sind 
die Berichte zu Klimaschutz und Energie in Städten, 
die ihre Ausführungen zur nachhaltigen Urbanisierung 
bereits in Ansätzen in den Kontext der Transformation 
zur Nachhaltigkeit (transformative pathways) stellen 
(Lucon et al., 2014; Revi et al, 2014; Seto et al., 2014; 
GCEC, 2014). Das UNEP ordnet die urbane Transfor- 
mation zwar als Übergang in ein neues industrielles 
Zeitalter ein: „The next 'industrial transition' - as it is 
termed - will increasingly be characterised by resource 
constraints (especially in terms of materials, energy 
and ecosystem Services) instead of resource abundance 
posing multiple challenges for growth and development 
in cities, where production activities are often concen- 
trated", aber welche transformativen Maßnahmen dazu 
erforderlich sind bleibt unklar (UNEP, 2012a: 11). Ähn- 
lich argumentiert UKAID, die die notwendige Verän- 
derung der Städte als Transformation zu einem alter- 
nativen Entwicklungspfad beschreibt (UKAID und 
DFID, 2012: 107). Ebenso entwickeln Revi und Rosen- 
zweig (2014) in ihrem Bericht an die UN ein breites 
Transformationsverständnis und betonen, analog zu 
UN-Habitat (UN-Habitat, 2013), das außergewöhnli- 
che Potenzial von Städten für die Transformation zur 
Nachhaltigkeit mit Verweis auf planetarische Leitplan- 
ken: „Sustainability requires that urbanization occur 
within regional and planetary limits of ecological and 
other life-support Systems" (Revi und Rosenzweig, 
2014:32). Einen Katalog von systematisch abgelei- 
teten zentralen Transformationsfeldern gibt es in den 
untersuchten globalen Urbanisierungsberichten kaum. 
Ein Beispiel, allerdings nur bezogen auf klimaverträg- 
liche Urbanisierung, ist der New Climate Economy 
Report (GCEC, 2014:7), in dem die Umsetzung eines 
zehn Punkte umfassenden globalen Aktionsplanes vor- 
geschlagen wird. 

Die Frage, inwieweit mit den beschriebenen 
(Infrastruktur-)Maßnahmen die notwendige globale 
Wirkung bzw. Größenordnung erreicht werden kann 
(etwa das Nullziel für die Treibhausgasemissionen bis 
2070, nahezu flächendeckende urbane Kreislaufwirt- 
schaft oder Zugang zu Grundversorgung für alle) wird 
in nur wenigen der hier untersuchten globalen Berichte 
thematisiert. UNEP führt aus, dass neue technische 
Lösungen bzw. neue Infrastrukturen allein nicht die 
notwendigen umfassenden und tiefgreifenden Ver- 
änderungen bewirken können und verweist auf die 


zentrale Bedeutung menschlichen Verhaltens: „New 
infrastructures alone do not bring greater efficiency 
and sustainability. Rather, how human behaviours Ori- 
ent around these new infrastructures and technologies 
plays a critical role" (UNEP, 2012a: 50). Als erschwe- 
rendes Phänomen wird der rebound effect genannt, 
durch den das Einsparpotenzial von Effizienzgewinnen 
nur teilweise verwirklicht wird. Darüber hinaus wird 
auf die Notwendigkeit von Lösungsangeboten verwie- 
sen, die sich erfolgreich im lokalen Kontext umsetzen 
lassen: „This is especially true in developing world con- 
texts where slums and informality constitute significant 
proportions of the city, and poverty and inequality exa- 
cerbate the urban divide" (UNEP, 20 12a: 8). 

Insgesamt fehlt aus Sicht des WBGU vielfach eine 
kohärente Einbettung in ein urbanes Transformations- 
konzept, das Größenordnungen und Dringlichkeiten 
verdeutlicht, sowie eine systematische Ableitung von 
Handlungsfeldern mit transformativer Zielsetzung und 
Hebelwirkung. 


2.7 

Herausforderungen und Handlungsbedarfe 

Herausforderungen und Handlungsbedarfe aus 
Sicht des WBGU 

Das Jahr 2007 stellt einen wichtigen Wendepunkt 
in der menschlichen Siedlungsgeschichte dar: Seit- 
her leben weltweit mehr Menschen in Städten als im 
ländlichen Raum, mit steigender Tendenz. Das Wachs- 
tum der Städte konzentriert sich dabei vor allem auf 
Asien und Afrika, wo bis zum Jahr 2050 voraussicht- 
lich knapp drei Viertel der globalen Stadtbevölkerung 
leben werden (Kap. 2.1). Diese regionale Konzentration 
der Urbanisierung geht mit einer hohen Wachstumsdy- 
namik in Mittelstädten einher: In Städten der Größen- 
klasse von 1-5 Mio. Einwohnern (medium sized cities) 
wird von 1950 bis 2030 ein Bevölkerungszuwachs von 
128 Mio. auf 1,13 Mrd. Einwohnern erwartet. Damit 
sind immense Herausforderungen für die Sicherung 
adäquater Wohn- und Lebensverhältnisse in bestehen- 
den und neu entstehenden Städten verbunden. Schon 
heute leben in Afrika südlich der Sahara mehr als 60% 
der Stadtbevölkerung in Slums und in Asien etwa 30%; 
allein in China (180 Mio.) und Indien (104 Mio.) sind es 
etwa 284 Mio. Menschen (UN-Habitat, 2013a). 

Weltweit ist in vielen Ländern eine steigende Kon- 
zentration von Einkommen und Vermögen zu beobach- 
ten, insbesondere liegen in großen Städten die Einkom- 
mensdisparitäten, sowohl zwischen sozialen Gruppen 
als auch zwischen einzelnen Stadtquartieren, weit über 
dem Landesdurchschnitt. Da Vermögen heute überwie- 
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gend in Immobilienbesitz gebunden sind, sind Städte 
auch für die Entwicklung von Vermögensungleichhei- 
ten von zentraler Bedeutung. Es ist davon auszugehen, 
dass die aktuelle Urbanisierungsdynamik die Einkom- 
mens- und Vermögensungleichheiten innerhalb der 
Länder weiter verstärken wird. 

Städte und Stadtgesellschaften sind wesentliche 
Treiber und Betroffene von Umweltveränderungen. 
Der Beitrag der Städte zum Klimawandel ist besonders 
hoch: etwa 70 % der energiebedingten globalen C0 2 - 
Emissionen werden in Städten erzeugt (Kap. 2.3.3. 1). 
Städte beeinträchtigen auch die lokale Umwelt; an ers- 
ter Stelle stehen hier die Luft-, und Wasserverschmut- 
zung sowie die Abfallerzeugung (Kap. 2.3.4). 

Umgekehrt sind Städte den Auswirkungen des 
Klimawandels ausgesetzt. Großstädte in flachen Küs- 
tengebieten und Flussebenen gelten in den nächsten 
Jahrzehnten als besonders gefährdet; viele davon lie- 
gen in Asien. Zudem ist in Trockengebieten aufgrund 
des Klimawandels mit steigender Wasserknappheit zu 
rechnen: Rund die Hälfte aller Städte weltweit mit mehr 
als 100.000 Einwohnern liegt in Gebieten, die von hyd- 
rologischer Wasserknappheit betroffen sind. 

Eine entscheidende Rolle bei der Bewältigung 
stadtbezogener Herausforderungen spielt ein vertief- 
tes Verständnis der urbanen Governance-Strukturen, 
denn Stadtgestaltungspolitik muss die verschiedenen 
Bedürfnisse und Gestaltungsrechte von verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen als auch die Handlungsmöglich- 
keiten der Stakeholder ausreichend berücksichtigen 
bzw. steuern (Kap. 2.5). Die jeweiligen Konstellatio- 
nen der Entscheidungsrahmen und -träger sowie die 
Ortsidentität und Diversität der Bevölkerung, die für 
Zusammenhalt und individuelle Lösungen von Bedeu- 
tung sind, sollten dabei in die Strategien einbezogen 
werden. Angesichts der Komplexität und Unterschied- 
lichkeit von Städten und ihren Stadtgesellschaften gibt 
es keine übertragbare Blaupausen zur Planung und zum 
Management von Städten. Ein Ansatz der dies berück- 
sichtigt, öffnet den Blick auf individuelle Lösungen 
und Handlungswege. Diese bilden die Basis für Aus- 
tausch und Lernen voneinander. Weiterhin sollte die 
Handlungskompetenz von Städten gestärkt werden, 
die insbesondere durch fehlende finanzielle Ressour- 
cen und mangelhafte Steuerungskapazitäten behin- 
dert werden. Nur so kann die transformative Kraft der 
Stadtgesellschaften aktiviert werden (Abb. 2.7-1). 

Problemsichten und Handlungsbedarfe im 
internationalen Diskurs 

Nachhaltige Urbanisierung wurde in den vergange- 
nen vier Dekaden international als ein Handlungsfeld 
für die Politik etabliert. Entsprechend ist die Zahl glo- 
baler, teilweise regelmäßig erscheinender Berichte der 



Abbildung 2.7-1 

Street Art in Teheran, Iran. 

Quelle: © Johanna Rapp und Homa Maddah 


Vereinten Nationen, der Weltbank, der OECD, des IPCC 
sowie internationaler Kommissionen und Institutionen 
der Entwicklungszusammenarbeit zu diesem Thema 
stetig gewachsen (Kap. 2.6). 

Dabei ist eine hohe Konvergenz in den Problembe- 
schreibungen zu beobachten: Die Problembeschreibun- 
gen in internationalen Berichten sind mit wechselnden 
Schwerpunkten, Gewichtungen und Themenkombinati- 
onen in weiten Teilen sehr ähnlich (Kap. 2.6.2). Häufige 
Themenbündel sind beispielsweise Klima-Energie-Res- 
sourceneffizienz, Basisversorgung-Inklusion-sozio- 
ökonomische Disparitäten sowie Planung-Finanzie- 
rung, zu denen jeweils spezifische Governance-Fragen 
thematisiert werden (Kap. 2.6.1). Viele Berichte kons- 
tatieren Defizite in der öffentlichen Gestaltungskraft: 
Weil es etwa in vielen Entwicklungs- und Schwellen- 
ländern an einer effizienten und durchsetzungsfähigen 
öffentlichen Verwaltung fehlt, ist die Stadtentwick- 
lung in weiten Teilen privatwirtschaftlichen Akteuren 
oder den Selbsthilfefähigkeiten und der Kreativität 
der Stadtbevölkerung überlassen (Kap. 2.6.2). Oftmals 
werden institutioneile und politische Blockaden ange- 
sprochen, die Problemlösungen im Wege stehen. Dabei 
gelten Korruption und schlechte Regierungsführung 
als die beiden wichtigsten Barrieren, nach schwachen 
Institutionen, einem unsicheren Investitionsklima und 
mangelnden Informationen. 

In der Problemlösungssicht hingegen bestehen teil- 
weise deutliche Unterschiede in den globalen Urba- 
nisierungsberichten. Neben einer primär technisch- 
infrastrukturellen Sichtweise, bei der Problemlösun- 
gen überwiegend in der Bereitstellung bestimmter Inf- 
rastrukturportfolios bestehen, stellen andere Berichte 
Investitionserfordernisse und wirtschaftspolitische 
Fragen in den Vordergrund. Davon heben sich weiter 
Berichte ab, die vor allem urbane Governance bzw. die 
integrierte Kombination mit einem sektoralen Thema 
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ansprechen, wie z.B. „Infrastrukturentwicklung und 
Governance" oder „urbaner Klimaschutz und Gover- 
nance". Von den genannten Ansätzen unterscheiden 
sich schließlich jene Berichte, die neben ihrer Ausrich- 
tung auf bestimmte Schwerpunktthemen primär einen 
akteursorientierten Anspruch verfolgen. 

In den globalen Urbanisierungsberichten wird viel- 
fach ein Bedeutungszuwachs von Städten als natio- 
nale und internationale Akteure thematisiert: Beson- 
ders in Entwicklungs- und Schwellenländern wird eine 
Machtverschiebung zugunsten großer Agglomeratio- 
nen beobachtet, so dass sich der Wettbewerb zwischen 
Ländern auch zu einem Wettbewerb zwischen urbanen 
Agglomerationen entwickelt. Dementsprechend wird 
als wichtig angesehen, speziell große urbane Agglome- 
rationen, die dieser Auffassung zufolge immer mehr zu 
wirtschaftlichen Motoren der nationalen und interna- 
tionalen Entwicklung werden, mit adäquaten Gover- 
nance-Kompetenzen auszustatten und zu stärken. 

Aus WBGU-Sicht fällt die schwache oder vielfach 
gänzlich fehlende Einbettung globaler Urbanisierungs- 
berichte in ein umfassendes langfristiges Transformati- 
onskonzept auf. In den meisten Urbanisierungsberich- 
ten wird zwar erkennbar, dass sehr viele globale Prob- 
leme vor allem auf der Stadtebene gelöst werden müssen 
und können. Dennoch ordnen nur wenige Berichte ihre 
Empfehlungen explizit in eine ausformulierte globale 
Langfristvision ein, aus der sich dann abgeleitet zent- 
rale Handlungsfelder für eine zukunftsgerichtete Stadt- 
entwicklungspolitik identifizieren lassen. 
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Der normative Kompass 



3.1 

Die Große Transformation und Städte 


Ausgangspunkt: Die Große Transformation nach 
dem Verständnis des WBGU 

Bisherige Zivilisationsschübe der Menschheit (z.B. die 
neolithische und die industrielle Revolution) waren keine 
gesteuerten Prozesse, sondern Ergebnisse evolutionä- 
ren Wandels (WBGU, 2011:29). Eine zentrale und his- 
torisch neue Herausforderung im Übergang zur nachhal- 
tigen Gesellschaft, in der die planetarischen Leitplanken 
eingehalten werden, besteht darin, diesen komplexen 
Prozess zu gestalten, um den bisherigen „historischen 
Normalfall", nämlich eine Richtungsänderung infolge 
von Krisen und Schocks oder auch von - gegebenen- 
falls vergleichsweise langsamen - evolutionären Prozes- 
sen von Innovation und Wandel, zu vermeiden. 

Es können folgende Charakteristika großer Verän- 
derungsprozesse identifiziert werden (im Wesentlichen 
wortgleich entnommen aus WBGU, 2011:90; nach Grin 
et al„ 2010): 

1. Große Veränderungsprozesse verlaufen Revolu- 
tionär, setzen eine Vielzahl von Veränderungen in 
unterschiedlichen soziotechnischen und soziokul- 
turellen (Sub-)Systemen voraus und finden auf 
lokalen, nationalen und globalen Handlungsebenen 
statt. 

2. Sie beinhalten sowohl die Entwicklung von 
(Nischen-)Innovationen als auch deren Übernahme 
und gesellschaftliche Verankerung über Märkte, 
Regulierungen, Infrastrukturen und neue gesell- 
schaftliche Leitbilder. 

3. Sie werden von einer großen Zahl an Akteuren 
aus Politik, Wissenschaft, Wirtschaft, Zivilgesell- 
schaft und von Konsumenten beeinflusst. Große 
Transformationen haben kein eindeutiges Zent- 
rum, von dem sie ausgehen; sie sind deshalb schwer 
steuerbar. 

4. Sie sind letztendlich radikale Prozesse hinsichtlich 
ihrer Auswirkung und Reichweite, vollziehen sich 


jedoch unter Umständen langsam über mehrere 

Jahrzehnte. 

Im Gutachten „Gesellschaftsvertrag für eine Große 
Transformation" stellte der WBGU (2011) fest, dass die 
Große Transformation zur Nachhaltigkeit zwar schwer 
steuerbar, aber gestaltbar ist. Ausgehend von einem 
neuen Gesellschaftsvertrag, also einer gesellschaftli- 
chen Übereinkunft über das Ziel der Transformation zu 
einer nachhaltigen Gesellschaft, sollte diese Gestaltung 
in einem wissensbasierten gesellschaftlichen Such- und 
Lernprozess stattfinden, unter einer normativen Neu- 
orientierung, die als Wertewandel bereits sämtliche 
Gesellschaften in unterschiedlichem Ausmaß erfasst 
hat. Der WBGU hatte in diesem Gutachten die Trans- 
formation zur Nachhaltigkeit im Blick, im Zentrum der 
Analysen stand jedoch der Klimaschutz als conditio sine 
qua non für nachhaltige Entwicklung: „Klimaschutz 
allein kann zwar den Erhalt der natürlichen Lebens- 
grundlagen für die Menschheit nicht sichern, aber ohne 
wirksamen Klimaschutz entfallen absehbar essenzielle 
Entwicklungsmöglichkeiten der Menschheit" (WBGU, 
2011 : 2 ). 

Als zentrale Transformationsfelder, in denen die 
Politik zur Transformation ansetzen sollte, wurden 
drei Hauptpfeiler der heutigen Weltgesellschaft iden- 
tifiziert: Erstens die Energiesysteme einschließlich des 
Verkehrssektors, zweitens die urbanen Räume und drit- 
tens die Landnutzungssysteme. Eine zentrale Rolle bei 
der Transformation sieht der WBGU in einem gestalten- 
den Staat mit erweiterten Partizipationsmöglichkeiten, 
der auf nationaler und globaler Ebene agiert und sich 
gegenüber seinen Bürgerinnen verantworten muss, die 
ihrerseits die Transformation vorantreiben. Ein „Welt- 
gesellschaftsvertrag", weniger auf dem Papier als im 
Bewusstsein der Menschen, mit dem die Gesellschaft 
und ihre Akteure „kollektive Verantwortung für die 
Vermeidung gefährlichen Klimawandels und für die 
Abwendung anderer Gefährdungen der Menschheit" 
(WBGU, 2011:2) übernehmen, gibt so den Rahmen und 
die Richtung der Transformation vor, deren konkrete 
Ausgestaltung sich in einem gesamtgesellschaftlichen 
Such- und Lernprozess entwickelt. 
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Abbildung 3.1-1 

Zeitliche Dynamik und Handlungsebenen der Großen Transformation am Beispiel des Klimawandels, wie sie im Gutachten des 
WBGU (20111 vorgestellt wurde. Ziel der Transformation ist der Übergang in eine klimaverträgliche Gesellschaft. Kernstück der 
Transformation ist die Dekarbonisierung der Energiesysteme. Links: Der gestaltende Staat und die Pioniere des Wandels sind die 
zentralen Akteure. Bei den Pionieren des Wandels geht es darum, die Nische zu verlassen und ihre Breitenwirksamkeit durch 
gesellschaftliche Routinierung zu erhöhen. Rechts: Für die Transformation müssen die entscheidenden Weichen innerhalb der 
nächsten zehn Jahre gestellt werden, damit der Umbau in den nächsten 30 Jahren gelingen kann. Der nachhaltige Pfad (grünf 
schafft rechtzeitig den Übergang von der fossilen zur klimaverträglichen Gesellschaft. Durch eine Überkompensation von 
Dekarbonisierungsfortschritten (z. B. durch Rebound-Effektel können Klimaschutzmaßnahmen wirkungslos werden, so dass die 
Transformation scheitert (gelb). Werden nur schwache Anstrengungen unternommen, drohen Pfadabhängigkeiten, die zu einer 
globalen Klimakrise führen (rot). 

Quelle: WBGU, 2011:7; modifiziert nach Grin et al., 2010 


Die Große Transformation lässt sich nicht durch 
inkrementeilen Wandel erreichen, vielmehr hat sie 
den Charakter eines Umbruchs. Die Ausprägung dieser 
Dynamik geht mit beobachtbaren großen Veränderun- 
gen in kurzer Zeit einher (Abb. 3.1-1): (1) die Anzahl 
und Relevanz der Pioniere des Wandels nimmt zu; (2) 
die Geschäftsmodelle passen sich dem Wandel an (z. B. 
Ausstieg der Energieversorger aus der Kohle; Einstieg 
in erneuerbare Energien; Abb. 3.1-2); (3) die institutio- 
neilen Bedingungen ändern sich und fördern den Wan- 
del; (4) die technologische Entwicklung erleichtert die 
Umsetzung der Transformation. Im Verlauf dieses Pro- 
zesses nimmt die Breitenwirkung und Akzeptanz in der 
Bevölkerung zu. 

Wo steht die Große Transformation heute? 

Die Einsicht in die Notwendigkeit der Dekarbonisie- 
rung, also eines tiefgreifenden Umbaus vor allem der 
Energiesysteme, war zum Zeitpunkt der Veröffentli- 
chung des WBGU-Gutachtens im Jahr 2011 noch eher 
bei Nischenakteuren verbreitet. Inzwischen hat der 
Diskurs die Agenden der wirtschaftlichen und poli- 
tischen Eliten erreicht. Er wird weltweit wahrgenom- 
men und ist in der internationalen Diplomatie und der 
öffentlichen Meinung breit verankert. Mit Blick auf 
das in Abbildung 3.1-1 dargestellte Schema auf der lin- 
ken Seite, das die Ausweitung der an der Transforma- 


tion beteiligten Akteurinnen beschreibt, ist nach Ein- 
schätzung des WBGU die Entwicklung weit fortge- 
schritten; das Thema hat die „Meinungsführer" erreicht 
und befindet sich auf dem Weg, im „Mainstream" aner- 
kannt zu werden. 

Folgende Beispiele stehen stellvertretend für diese 
Entwicklung: 

1. Politische Akteure: Im Juni 2015 bekannten sich die 
Staats- und Regierungschefs der G7 zu einer Dekar- 
bonisierung der Weltwirtschaft im Laufe des 21. 
Jahrhunderts (G7, 2015). Auch andere wichtige Staa- 
ten, wie z.B. Brasilien, unterstützen dieses Ziel (Zeit 
Online, 2015). Die Bekämpfung des Klimawandels 
wurde als eigenes, nachhaltiges Entwicklungsziel 
festgelegt (SDG Nr. 13: „Umgehend Maßnahmen 
zur Bekämpfung des Klimawandels und seiner Aus- 
wirkungen ergreifen"; UNGA, 2015). Im Überein- 
kommen von Paris aus dem Dezember 2015 fin- 
det sich schließlich das Ziel der Weltgemeinschaft, 
die Treibhausgasemissionen in der zweiten Hälfte 
des Jahrhunderts in der Summe auf Null abzusen- 
ken. Auch die Konsistenz der Finanzflüsse mit einer 
klimaverträglichen und klimaresilienten Entwicklung 
ist als eines der drei Ziele des Abkommens verankert 
(UNFCCC, 2015a). 

2. Gesellschaftliche Akteure: Die im Juni 2015 vorge- 
stellte Enzyklika „Laudato si'" des Papstes Franzis- 
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Abbildung 3.1-2 

Neu installierte Stromerzeugungskapazität auf der Basis erneuerbarer Energien nach Energiequellen sowie ihr Anteil an der 
gesamten neu installierten Stromerzeugungskapazität. 

Quelle: OECD und IEA, 2015a 


kus ruft die Weltgesellschaft zu einer Transforma- 
tion der Energiesysteme von fossilen Energieträgern 
hin zu erneuerbaren Energiesystemen auf (Papst 
Franziskus, 2015). In die gleiche Richtung weist 
eine Erklärung bedeutender islamischer Würden- 
träger (International Islamic Climate Change Sym- 
posium, 2015); auch die Vertreter anderer Weltre- 
ligionen haben Stellungnahmen zu diesem Thema 
abgegeben (UNFCCC, 2015c; GBCCC, 2015; Oxford 
Centre for Hindu Studies et ab, 2015; Rabbi Arthur 
Waskow, 2015). 

3. Ökonomische Akteure: Weltweit ist eine Verände- 
rung des Investitionsverhaltens im Energiesektor zu 
beobachten. Die Geschäftsmodelle sind in Verände- 
rung begriffen, die Kosten fossiler und erneuerbarer 
Energie bewegen sich aufeinander zu. Im Jahr 2014 
entfielen global bereits mehr als 45% der neu ins- 
tallierten Stromerzeugungskapazität auf erneuer- 
bare Energien (Abb. 3.1-2; OECD und IEA, 2015a). 

4. Internationale Institutionen: Eine vom Internationa- 
len Währungsfonds veröffentlichte Studie (Coady 
et al., 2015) macht deutlich, dass die derzeitigen 
Investitionen in fossile Energieerzeugung nicht effi- 
zient sind. Die Autoren erwarten, dass die globalen 
Energiesubventionen inklusive der im Energiepreis 
nicht veranschlagten potenziellen Umsatzsteu- 
ern sowie der nicht berücksichtigten Umweltkos- 
ten, die im wesentlichen durch die Nutzung fossi- 
ler Energieträger entstehen, im Jahr 2015 auf 5.300 
Mrd. US-$ steigen werden (entsprechend 6,5% des 
globalen BIP). Die Studie kommt zu dem Schluss, 
dass eine Reform dieser Subventionen die jährli- 
chen Todesfälle durch Luftverschmutzung halbie- 


ren und die globale volkswirtschaftliche Leistung 
(global economic welfare) um 1.800 Mrd. US-$ 
steigern könnte. Zum Vergleich: Die durchschnitt- 
lichen, jährlichen Investitionen in das globale Ener- 
giesystem belaufen sich auf 1.400 Mrd. US-$ (GEA, 
2012 ). 

5. Finanzakteure: Die Divestmentbewegung nimmt 
an Fahrt auf, gewichtige Akteure schließen sich an 
(WBGU, 2014a). Die Website gofossilfree.org etwa 
nennt mehr als 500 Institutionen (u.a. Stiftungen, 
Religionsgruppen, staatliche Organisationen, Uni- 
versitäten), die sich zum Abzug ihrer Investitionen 
aus Unternehmen der fossilen Industrie verpflich- 
tet haben (Gofossilfree.org, 2016). Prominente Bei- 
spiele sind der norwegische Staatsfonds, der Welt- 
kirchenrat, die Universität Glasgow, der Rockefeiler 
Brothers Fund und die British Medical Association. 
Darüber hinaus haben auf der Nazca-Website der 
UNFCCC mehr als 10.000 nicht staatliche Akteure wie 
Städte, Regionen, Unternehmen, Investoren und zivil- 
gesellschaftliche Organisationen ihre Klimaschutz- 
ziele veröffentlicht (UNFCCC, 2016). Es gibt also viele 
Anzeichen dafür, dass sich das Meinungsklima zum 
Klimaproblem in den letzten Jahren bereits deutlich in 
Richtung Dekarbonisierung verschoben hat. Die Inter- 
pretationsangebote und Narrative zum Thema nach- 
haltige Zukunft sind im gesellschaftlichen Mainstream 
(Abb. 3.1-1) und in der breiten Bevölkerung angekom- 
men. Es etabliert sich ein neues Grundverständnis im 
öffentlichen Diskurs darüber, welche Technologien und 
Lebensstile zukunftsträchtig sind. Dies sind wichtige 
Anzeichen für die allmähliche Etablierung des neuen 
Gesellschaftsvertrags. 
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Ob das auf vielen Ebenen formulierte Leitbild der 
Dekarbonisierung für die zukünftige Entwicklung der 
Energiesysteme bereits eine globale Dynamik in Rich- 
tung einer physischen Transformation ausgelöst hat, 
lässt sich anhand der aktuellen Daten nicht eindeu- 
tig entscheiden. Auf der einen Seite lassen die jüngs- 
ten Entwicklungen eine Entkopplung der Energienut- 
zung von Emissionen möglich erscheinen: Im Jahr 2014 
wuchs die globale Wirtschaft um 3 %, ohne dass ein 
Anstieg der energiebedingten C0 2 -Emissionen zu ver- 
zeichnen war (OECD und IEA, 2015a). Eine Studie des 
Global Coal Plant Tracker kommt zu dem Schluss, dass 
der extrem dynamische weltweite Ausbau von Kohle- 
kraftwerken sich seit 2010 deutlich abgeschwächt hat 
und derzeit nur noch jedes dritte geplante Projekt ver- 
wirklicht wird (Shearer et al., 2015). Die Kohleproduk- 
tion des weltweit größten Kohleproduzenten China 
wie auch die weltweite Kohleproduktion lagen im Jahr 
2014 niedriger als 2013 (IEA, 2015). 

Auf der anderen Seite gibt es Stimmen, die eine glo- 
bale Dekarbonisierung für unwahrscheinlich halten. So 
argumentieren z.B. Steckei et al. (2015), dass wir der- 
zeit, angetrieben durch arme Länder mit starkem Wirt- 
schaftswachstum, eine Renaissance der Kohle erleben, 
die zu neuen Pfadabhängigkeiten führt. In den westli- 
chen Industrieländern, welche ihre Strommärkte zum 
großen Teil harmonisiert haben, entscheidet der Markt 
über den Einsatz von Kohle. Der Abruf der verschie- 
denen Technologien erfolgt meist in Reihenfolge der 
kurzfristig anfallenden Grenzkosten. Hier hat sich in 
jüngerer Zeit geographisch verteilt ein unterschied- 
liches Bild abgezeichnet. In den USA war Erdgas auf- 
grund des Schiefergas-Booms oftmals günstiger er- 
setzbar, so dass es zu einem Rückgang der Kohlenut- 
zung kam (IEA, 2013). In anderen Teilen der Welt ist 
der Erdgaspreis aufgrund von Transportbeschränkun- 
gen um den Faktor zwei bis drei höher als in den USA; 
zudem führte der Einbruch bei der Kohlenachfrage in 
den USA zu weiter sinkenden Weltmarktpreisen. Auf- 
grund dieser Faktoren und der niedrigen C0 2 -Preise im 
Emissionshandel kam in den Strommärkten der EU ver- 
mehrt Kohle zum Einsatz, wohingegen Erdgas aufgrund 
steigender Einspeisung erneuerbarer Energien oftmals 
aus dem Markt gedrängt wurde (Delarue et al., 2008). 
Im Jahrzehnt 2001-2010 hatte nach drei Jahrzehn- 
ten der stetigen Dekarbonisierung der Energiesysteme 
die Emissionsintensität der Energieerzeugung global 
bereits wieder zugenommen (IPCC, 2014c). Es wird also 
darauf ankommen, ob sich dieser Trend zur „Rekarbo- 
nisierung" der Energiesysteme nachhaltig umgekehrt. 

Hier macht ein Blick auf die UN-Verhandlungen Mut. 
Bereits eine erste Analyse der bis Mitte Oktober 2015 
von den Staaten im Rahmen der UNFCCC eingereichten 
nationalen Klimaschutzankündigungen (Intended Nati- 


onally Determined Contributions - INDC) zeigte, dass 
etwa die Hälfte der Staaten explizit Klimaschutzmaß- 
nahmen im Energiesektor plant. Die Umsetzung dieser 
Ziele bis 2030 würde zu einer deutlichen Entkopplung 
der wirtschaftlichen Aktivität von den Treibhausgas- 
emissionen führen: Die projizierten energiebeding- 
ten Emissionen pro Einheit Wirtschaftsleistung wür- 
den gegenüber heute um 40% sinken (OECD und IEA, 
2015b). Um sich tatsächlich auf einen Entwicklungs- 
pfad zuzubewegen, der eine Begrenzung der anthropo- 
genen Klimaerwärmung auf deutlich weniger als 2°C 
oder sogar 1,5°C erlaubt, sind allerdings noch weiter- 
gehende Maßnahmen nötig. 

Nach Einschätzung des WBGU deutet aber insge- 
samt vieles darauf hin, dass sich die Entwicklungs- 
trends global dem Kipppunkt für die Große Transfor- 
mation nähern. Das Übereinkommen von Paris legt 
eine angemessene Messlatte für die Transformation zur 
Klimaverträglichkeit, und seine Umsetzung steht nun 
an. 

Die Transformation zur nachhaltigen Gesellschaft in 
Städten 

Dem WBGU geht es in diesem Gutachten darum, Urba- 
nisierung aus der Perspektive der Großen Transforma- 
tion zur Nachhaltigkeit zu betrachten und deutlich zu 
machen, in welchen Bereichen grundlegende Änderun- 
gen für die urbane Transformation zur Nachhaltigkeit 
erforderlich sind. Gleichzeitig erweitert der WBGU den 
Blickwinkel: Nicht allein die Transformation zur Klima- 
verträglichkeit steht im Zentrum, sondern die umfas- 
sende Transformation zu einer nachhaltigen Gesell- 
schaft (Kap. 3.2). Auch steht in diesem Gutachten nicht 
nur der gestaltende Staat im Zentrum des Interesses, 
sondern vor allem werden die Städte und ihre Bewoh- 
nerinnen und Bewohner als Mitgestalter urbaner Trans- 
formation in den Blick genommen. 

Im Fokus des vorliegenden Gutachtens stehen 
erstens die Städte als Treiber und Betroffene des glo- 
balen Wandels. Die Große Transformation zur Nachhal- 
tigkeit ist ohne einen substanziellen Beitrag der Städte 
zum Scheitern verurteilt: Sie erfordert fundamentale 
Änderungen der urbanen Landnutzungs-, Energie- und 
Transportsysteme sowie des Managements von Materi- 
alien, Stoffströmen und Siedlungspolitiken in Städten 
(Kap. 4). 

Zweitens stehen die in der Stadt lebenden Men- 
schen, ihre Lebensqualität, ihre Handlungsfähigkeit 
und ihre langfristigen Zukunftsperspektiven im Zen- 
trum des Gutachtens. Viele Städte werden in diesem 
Jahrhundert allein schon durch die rasante Zunahme 
der Stadtbevölkerung einen tiefgreifenden Wandel 
erfahren. Die zunehmende Ungleichheit von Lebens- 
bedingungen und Entwicklungschancen in den Städten 
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ist ein Beispiel für weitere Herausforderungen, die hier 
einen grundlegenden Wandel unumgänglich machen. 

Drittens bekommt bei der Betrachtung der Rolle der 
Städte im Transformationsprozess die Pluralität der 
Transformationspfade eine besondere Bedeutung. In 
der OECD haben sich in vielen Städten z. B. die Lebens- 
bedingungen in Bezug auf die Teilhabedimension 
(Kap. 3.4) angeglichen. Dennoch zeigt sich zwischen 
den Städten eine ganz erhebliche Diversität, z.B. der 
baulich-räumlichen Gestalt, der lokalen Governance 
und der Ausgestaltung der Transformationspfade. Die 
aus normativer Sicht in zahlreichen Manifesten und 
Entschlüssen erarbeiteten Anforderungen der Trans- 
formation an die Städte sind eher universell, aber die 
Voraussetzungen und Strategien einer erfolgreichen 
Umsetzung in den Städten sind sehr unterschiedlich. 

Es geht bei der Großen Transformation zur Nachhal- 
tigkeit um fundamentale Veränderungen und um Zeit- 
räume von vielen Jahrzehnten. Die eingangs beschrie- 
benen Charakteristika großer Veränderungsprozesse 
kommen dabei auch in den Städten zum Tragen. Eine 
derartige zielgerichtete und wissensbasierte urbane 
Transformation über einen Zeitraum mehrerer Dekaden 
erfordert zunächst einen Perspektivwechsel: Nicht der 
Blick von heute in Richtung Zukunft ist entscheidend, 
da er sich überwiegend an den Belangen und Zwän- 
gen der Gegenwart ausrichtet und meistens bereits 
eingeschlagene Wege als unausweichlich erscheinen 
lässt. Eine andere Qualität hat der Blick aus einer kon- 
kret-imaginären, erstrebenswerten Zukunft zurück 
auf heute: Wie können Wege gefunden werden, diese 
Zukunft zu ermöglichen? Dieser Perspektivwechsel 
ins Futur II - „was werden wir getan haben müssen" - 
macht die Notwendigkeit tiefgreifender Veränderungen 
in den Städten sichtbar. Inkrementelle Verbesserungen 
vorgezeichneter Pfade werden nicht ausreichen, son- 
dern bei einigen Politikfeldern wird es um fundamen- 
tale Systemumbrüche gehen (Kap. 4). 

Nicht nur das Konzept der Transformation lässt sich 
auf die Stadt übertragen, sondern auch die Idee eines 
neuen Gesellschaftsvertrags. Der 2011 vom WBGU 
skizzierte virtuelle Gesellschaftsvertrag für die Große 
Transformation kann für Städte konkretisiert werden. 
Ein solcher „Gesellschaftsvertrag für die urbane Trans- 
formation zur Nachhaltigkeit" sollte sich weltweit und 
auf verschiedenen Governance-Ebenen in Form aus- 
formulierter Chartas widerspiegeln (Kap. 9.2). Entspre- 
chend sollten sich Stadtgesellschaften partizipativ über 
Ziele des Transformationsprozesses und damit über ihre 
langfristige Zukunft verständigen und in einer jeweils 
eigenen Stadt-Charta für urbane Transformation formu- 
lieren. Sie sollten dabei ihre lokalen Belange und uni- 
verselle globale Ziele, zu deren Erreichung alle Städte 
und Menschen beitragen müssen, gleichzeitig verfolgen 


und die auftretenden Zielkonflikte lösen. Dabei geht es 
um die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen, 
aber auch darum, den Menschen ein gutes Leben zu 
ermöglichen und sie zur Mitgestaltung ihrer Stadt zu 
befähigen, beides unter Berücksichtigung der großen 
Diversität der Städte, der Reichhaltigkeit ihrer kultu- 
rellen Traditionen und der Vielseitigkeit ihrer Entwick- 
lungspfade (Kap. 3.2). Die Umsetzung der Chartas wird 
den Charakter eines Such- und Lernprozesses haben 
und sich nicht aus universellen Masterplänen ablei- 
ten lassen. Sie ist damit eine gemeinsame Aufgabe aller 
Akteure. Ähnliche Chartas können auch auf regionaler, 
nationaler und internationaler Ebene sinnvoll sein, um 
das Verhältnis der Städte zu den Nationalstaaten auf 
eine neue Grundlage zu stellen (Kap. 9.2). 

Städte sind sowohl Orte kontinuierlicher Aushand- 
lungsprozesse als auch Orte von Innovation und Ver- 
änderung. Hier entstehen Nischeninnovationen, die 
Transformationsprozesse „von unten" speisen und 
befördern und die mit Planungsprozessen „von oben" 
in Einklang gebracht werden müssen. Eine Stadtgesell- 
schaft benötigt daher Raum für Diversität und Gestal- 
tungsautonomie, um den nötigen Freiraum für Innova- 
tionen zu generieren (Kap. 3. 5. 3. 3). 

Analog zu den Transformationsfeldern im Bereich 
des Klimaschutzes, die der WBGU im Gutachten von 
2011 beschrieben hat, lassen sich auch für die Trans- 
formation zur Nachhaltigkeit in Städten transforma- 
tive Handlungsfelder identifizieren (Kap. 4). Es handelt 
sich dabei um zentrale Hebel zur Gestaltung der Gro- 
ßen Transformation zur Nachhaltigkeit in den Städten, 
die wegen ihrer Dringlichkeit, Größenordnung, ihres 
Potenzials zur Vermeidung von Pfadabhängigkeiten 
und ihres großen Zusatznutzens besonders geeignet 
sind, Systemumschwünge zur Nachhaltigkeit auszulö- 
sen (Kap. 4.1, 9.3). Der WBGU stellt dabei die Frage 
nach den Möglichkeiten der konkreten Ausgestaltung 
der Transformation, nach Blockaden und Pfadabhän- 
gigkeiten, die der Transformation entgegenstehen, nach 
den Möglichkeiten ihrer Überwindung sowie nach der 
Beschleunigung und dem massiven Ausbau (upscaling) 
förderlicher Maßnahmen. Dabei wird auch die Rolle 
verschiedener Akteurinnen und Pioniere beleuchtet 
(„urbane Designer": Kap. 6). Da es sich um einen gesell- 
schaftlichen Such- und Lernprozess handelt, kommt 
der Forschung eine wichtige Rolle zu (Kap. 10). 

Die universellen Herausforderungen der Transfor- 
mation stellen sich für viele Städte ähnlich dar, lokale 
Gegebenheiten und Problemkonstellationen unter- 
scheiden sich aber erheblich. Jede Stadt muss des- 
halb letztlich ihren eigenen Transformationspfad ent- 
wickeln, eine universelle Antwort kann es nicht geben. 
Städtische Akteure können aber voneinander lernen. 
Die große Diversität zwischen den Städten ist also auch 
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als Chance zu sehen, da unterschiedlichste Lösungsan- 
sätze entwickelt und erprobt werden, so dass auf diese 
Weise ein globaler Lernprozess beflügelt wird. 

Problematisch ist allerdings die Frage der Geschwin- 
digkeiten: Aufgrund der starken Urbanisierungs- 
dynamik hinkt in vielen Städten die Entwicklung 
von Infrastrukturen und städtischen Dienstleistun- 
gen der Bevölkerungsentwicklung erheblich hinterher. 
Es besteht ein erheblicher Handlungsdruck, entspre- 
chende Strukturen schnell und im großen Maßstab zu 
schaffen. Dies kann sich für Entscheidungsträgerinnen 
als konfliktiv mit langfristigen Nachhaltigkeitserfor- 
dernissen darstellen. Daher besteht die Gefahr, durch 
unüberlegten Infrastrukturausbau Pfadabhängigkeiten 
zu schaffen, die der gewünschten Transformationsrich- 
tung entgegenlaufen. Es bleibt also nicht viel Zeit für 
die Erprobung von Lösungswegen und Innovationen, 
wenn die Transformation auch in den schnell wachsen- 
den Städten gelingen soll. Dieser Zeitdruck macht es 
darüber hinaus schwierig, mit den vorhandenen Ziel- 
konflikten umzugehen. 

Somit wird das gewaltige Dilemma der aktuellen, 
rasanten Stadtentwicklung deutlich: Die Transforma- 
tion als gesellschaftlicher Such- und Lernprozess erfor- 
dert eine anpassungsfähige Entwicklung, die auf neue 
Erkenntnisse reagieren kann, während der hohe Res- 
sourceneinsatz bei tiefgreifenden Landnutzungsver- 
änderungen und beim Bau von Gebäuden und Infra- 
strukturen sowie ihre Langlebigkeit zu Pfadabhängig- 
keiten führen, deren Konsequenzen schwer absehbar 
sind. Es ist daher unumgänglich, dass die Stadtent- 
wicklung ein transitorisches Moment erhält: Anpas- 
sungsfähigkeit sollte als Prinzip der Stadtentwicklung 
mit einbezogen werden (Kap. 9. 2. 4. 2). Inwieweit dieses 
Dilemma gelöst werden kann, bleibt offen. 


3.2 

Ein erweitertes normatives Konzept für die 
Transformation zur Nachhaltigkeit 

Vor dem Hintergrund der Großen Transformation zur 
Nachhaltigkeit und des skizzierten Transformations- 
konzepts (Kap. 3.1) nimmt der WBGU in diesem Gut- 
achten das Thema Stadt und urbane Räume zum 
Anlass, die normative Grundlage der Transformation zu 
beleuchten und zu schärfen. Im Folgenden wird dazu 
ein „normativer Kompass" skizziert, der als Orientie- 
rungsrahmen für die Große Transformation im All- 
gemeinen und für die Transformation in der Stadt im 
Besonderen dienen soll. Dieser Kompass basiert zum 
einen auf einem Verständnis von Wohlstand, das über 
materiell-ökonomische Faktoren hinausgeht und das 
der WBGU bereits in seinem Gutachten „Gesellschafts- 


vertrag für eine Große Transformation" angelegt hat 
(WBGU, 2011:79ff.). Zum anderen fußt das Konzept 
auf einem Verständnis gesellschaftlicher und urbaner 
Entwicklung, das über sektorale und rein funktionale 
Planungs- und Steuerungsansätze hinaus die Bedürf- 
nisse, die Lebensqualität und das Handeln von Men- 
schen ins Zentrum aller Überlegungen stellt. Dafür 
ist die Beteiligung aller Akteure der Stadtgesellschaft 
erforderlich. Der WBGU sieht in dieser partizipativen 
und transdisziplinären Erweiterung, anders als viele 
Planungs- und Steuerungsansätze, keine Verzögerung, 
sondern vertraut auf Effizienz- und Zeit gewinne, wenn 
derartige Prozesse gut organisiert, moderiert und mit 
hoher Verbindlichkeit in die Governance-Ebene über- 
führt werden (Kap . 8 . 3 . 1 . 1 ) . 

Die zentrale Botschaft im vorliegenden Gutachten 
ist, dass die Transformation durch ein Zusammenwir- 
ken und eine Balance von drei Dimensionen erreicht 
werden kann (Abb. 3.2-1): 

> Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen: Alle 
Städte sollten Entwicklungspfade einschlagen, die 
den universellen planetarischen Leitplanken in 
Bezug auf globale Umweltveränderungen Rechnung 
tragen sowie lokale Umweltprobleme lösen, damit 
nachhaltige Stadtentwicklung und Sicherung der 
natürlichen Lebensgrundlagen auf Dauer gelingen 
können (Kap. 3.3). Dazu gehören z. B. die Einhaltung 
der 2 °C-Klimaschutzleitplanke und die Bekämpfung 
der gesundheitsschädlichen Luftverschmutzung; der 
Stopp von Land- und Bodendegradation oder die 
Beendigung des Verlusts von Phosphor, der für die 
Landwirtschaft eine unverzichtbare Ressource dar- 
stellt (Kap. 2.3). Diese Dimension knüpft an Bot- 
schaften vieler früherer WBGU-Gutachten an (z.B. 
WBGU, 1995, 2005, 2011, 2014a). 

> Teilhabe: Universelle Mindeststandards für soziale, 
politische und ökonomische Teilhabe sollten in allen 
Städten und durch alle Städte eingehalten werden. 
Über die Ziele der Daseinsvorsorge (substanzielle 
Teilhabe) hinaus erweitert der WBGU diese Dimen- 
sion um die ökonomische und politische Teilhabe 
(Kap. 3.4; WBGU, 2005). Damit soll allen Menschen 
der Zugang zu den Grundlagen menschlicher Sicher- 
heit und Entwicklung eröffnet werden, und sie sol- 
len dazu befähigt werden, ihre individuellen und 
gemeinschaftlichen Lebensentwürfe zu entfalten 
und umzusetzen. 

> Eigenart: Mit der Dimension Eigenart führt der WBGU 
eine neue Kategorie in die Nachhaltigkeitsdiskussion 
ein. Die ersten beiden Dimensionen, die Erhaltung 
der natürlichen Lebensgrundlagen und die Teilhabe, 
spannen im normativen Verständnis des WBGU einen 
Rahmen auf, innerhalb dessen sich eine Vielfalt von 
Transformationspfaden entfalten kann. Mit der 
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Abbildung 3.2-1 

Normativer Kompass für die Transformation zur Nachhaltigkeit. Die Transformation der Städte in Richtung Nachhaltigkeit kann 

durch ein Zusammenwirken und eine Balance von folgenden drei Dimensionen erreicht werden: 

> „Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen" (N): Alle Städte und Stadtgesellschaften sollten Entwicklungspfade einschla- 
gen, die den planetarischen Leitplanken Rechnung tragen sowie lokale Umweltprobleme lösen. 

> „Teilhabe" (T): In allen Stadtgesellschaften sollten universelle Mindeststandards für substanzielle, politische und ökonomische 
Teilhabe eingehalten werden. 

> „Eigenart" CE): Mit der Dimension der Eigenart erkennt der WBGU zum einen die soziokulturelle wie räumliche Diversität der 
Städte und Stadtgesellschaften an (deskriptive Eigenart], Zum anderen betont Eigenart als Ziel- oder Orientierungsdimension 
urbaner Transformationen (normative Eigenart), dass in urbanen Lebensräumen Voraussetzungen dafür geschaffen werden 
sollten, dass (a) Menschen in den räumlichen Strukturen Selbstwirksamkeit entfalten und urbane Lebensqualität für sich 
empfinden und hersteilen können, dass sich (b) Ortsidentität und soziale Kohäsion entwickeln können und dass (c) soziale 
sowie ökonomische Kreativitäts- und Innovationspotenziale gestärkt werden, die durch ortsgebundene Interaktionen 
(Konnektivität) zwischen Akteuren aus verschiedenen gesellschaftlichen Sphären entstehen. 

Quelle: WBGU; Grafik: Wernerwerke, Berlin 


Dimension Eigenart soll unterstrichen werden, dass 
jede Stadt innerhalb dieses Rahmens auf ihre „eigene 
Art" ihren Weg in eine nachhaltige Zukunft suchen 
kann und muss (Kap. 3.5). Eigenart umfasst auf der 
einen Seite das Typische einer jeden Stadt, das anhand 
ihrer sozialräumlichen und gebauten Strukturen, ihrer 
soziokulturellen Charakteristiken und der lokalen 
urbanen Praktiken beschrieben werden kann 
(deskriptive Eigenart). Auf der anderen Seite ist 
Eigenart eine Ziel- oder Orientierungsdimension 
urbaner Transformationen, die betont, dass soziokul- 
turelle Diversität in und von Städten, deren urbane 
Gestalt sowie die Eigenständigkeit von Stadtbewoh- 
nerinnen bei der Herstellung urbaner Lebensqualität 
und Identität zentrale Komponenten menschenori- 
entierter urbaner Transformation sind (normative 
Eigenart), ln dieser normativen Konnotation von 
Eigenart werden Menschen als handelnde Subjekte 
gesehen, die Teilhaberechte nutzen und damit ihre 
Städte auf unterschiedliche und spezifische Arten 
gestalten, um Lebensqualität zu verwirklichen. Eigen- 
art öffnet also den Blick dafür, dass und wie Menschen 
Selbstwirksamkeit entfalten und Stadtgesellschaften 
urbane Räume konkret prägen, um Lebensqualität, 


Vertrauen, Identität und Zugehörigkeitsgefühle zu 
entwickeln und wie Städte, Infrastrukturen sowie 
Räume gestaltet werden sollten, um dies zu unter- 
stützen. Damit Menschen und Stadtgesellschaften 
Eigenart entfalten können um Lebensqualität und 
Nachhaltigkeit zu entwickeln, sind aus Sicht des 
WBGU zwei essenzielle Prinzipien zu garantieren: (1) 
die Anerkennung von Gestaltungsautonomie und 
damit der Mitformung und Aneignung urbaner Räume 
durch die Bewohnerinnen und (2) und die 
Anerkennung von Differenz, d.h. die Anerkennung 
der Vielfalt der kulturellen Ausdrucksformen 
(UNESCO, 1997) und der individuellen Möglichkeit 
der Aneignung kultureller Identitäten. Die Einführung 
des Konzepts der Eigenart lenkt den Blick auf die 
räumlich-sozialen Voraussetzungen der Raumaneig- 
nung und damit der Herstellung urbaner Lebensqua- 
lität, sozialer Kohäsion und Ortsidentität. Sie erlaubt 
es darüber hinaus, der Diversität der Städte und ihrer 
Transformationspfade Rechnung zu tragen: In den 
Fokus treten damit die vielfältigen Formen, Gestal- 
tungen und kulturellen Prägungen von städtischen 
Räumen sowie die spezifischen Kreativitäts- und 
Innovationspotenziale, die durch ortsgebundene 
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Interaktionen (Konnektivität: Kap. 3. 5. 3. 3) zwischen 
Akteuren aus verschiedenen gesellschaftlichen Sphä- 
ren entstehen. Der WBGU hält Diversität in und 
zwischen Städten für eine wichtige Ressource der 
urbanen Transformation zur Nachhaltigkeit. 

Solidarische Lebensqualität: Ein Kompass für 
Transformationen auf der Mikroebene 
Der WBGU geht mit seinem normativen Kompass aus 
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen, Teilhabe 
und Eigenart von einem erweiterten Verständnis von 
Lebensqualität und Wohlstand aus (Kap. 2.4). Ein klas- 
sisches Verständnis bezieht sich in der Regel auf den 
kurzfristig erreichbaren materiell-ökonomischen Wohl- 
stand, der durch Faktoren wie Wachstum, Beschäfti- 
gung und Infrastrukturentwicklung beschrieben wird. 
Die Entkopplung dieser Faktoren von ihrem Naturver- 
brauch und ihrer Umweltzerstörung durch neue tech- 
nische Entwicklungen und effizientere Nutzungs- 
praktiken lässt sich als „Entkopplung erster Ordnung" 
bezeichnen (Schneidewind, 2015). Diese Form der Ent- 
kopplung entspricht noch einem eher engen Wohl- 
standsverständnis. 

In den letzten Jahren haben Diskussionen über 
ein erweitertes Wohlstandsverständnis global an 
Bedeutung gewonnen (Jackson, 2009; Skidelsky und 
Skidelsky, 2012; Ura et al„ 2012; OECD, 2011a, 2013a, 
2015d; Enquete-Kommission, 2013). Im Zentrum steht 
dabei die Frage, wie sich Wohlstand und Lebensqualität 
nicht nur von umweltschädlichen Produktionsweisen, 
sondern (zumindest partiell) auch vom wirtschaftlichen 
Wachstum und monetären Wohlstand entkoppeln las- 
sen („Entkopplung zweiter Ordnung"; Schneidewind 
und Zähmt, 2013). Ansatzpunkt ist eine gegenüber 
dem klassischen Verständnis erweiterte Definition von 
Lebensqualität und Wohlstand, die über materiell-öko- 
nomische „objektive" Faktoren hinaus auch „subjek- 
tive" Faktoren wie z.B. Selbstwirksamkeit, Identität, 
Solidarität, Zugehörigkeitsgefühle, Vertrauen und sozi- 
ale Netzwerke einbezieht, die zugleich das soziale Kapi- 
tal einer Gesellschaft ausmachen: den Kitt, der Gesell- 
schaften zusammenhält. Ein Beispiel hierfür ist die 
Buen-Vivir-Bewegung in Lateinamerika, in der versucht 
wird, eine alternative Definition von „gutem Leben" zu 
finden, die sich u. a. an indigenem Wissen zum nachhal- 
tigen Zusammenleben in Gemeinschaft und im Einklang 
mit der Natur orientiert (Acosta, 2009). 

Die Forschung zu Lebensqualität kann dies mit 
empirischen Daten unterfüttern. So werden zum Bei- 
spiel häufig nur schwache Zusammenhänge zwischen 
ökonomisch-materiellen „objektiven" Faktoren und 
der „subjektiven" Einschätzung des Wohlbefindens 
bzw. der Lebensqualität festgestellt (Veenhoven, 1991; 
Diener und Diener, 1996; Herschbach, 2002). Demge- 


genüber zeigt die Forschung, dass soziale Netzwerke, 
Vertrauen, soziales Kapital, Bildung und Zukunftsper- 
spektiven für die empfundene Lebensqualität von grö- 
ßerer Bedeutung sind als materielle Voraussetzungen 
(Kahneman et al., 1999; Siegrist, 2005; Kap. 2.4.1) 

Ein derart erweitertes Verständnis von Wohlstand 
und Lebensqualität sollte sich - ähnlich wie das Ver- 
ständnis von Nachhaltigkeit - an den Prinzipien intra- 
und intergenerationaler Gerechtigkeit orientieren. Ein 
Verständnis von Lebensqualität, das sich am norma- 
tiven Kompass orientiert, wäre nach dieser Definition 
nicht nur an den eigenen Bedürfnissen und denen des 
unmittelbaren (z. B. familiären) Umfelds orientiert, son- 
dern in einem umfassenderen Sinn „solidarisch", d.h. 
unter größtmöglicher Berücksichtigung der Bedürf- 
nisse gegenwärtig lebender und zukünftiger Generatio- 
nen. Dies hat auch Auswirkungen auf die Definitionen 
von Lebensqualität, die sich demnach am Prinzip der 
Nachhaltigkeit ausrichten müssten; vor allem müssten 
stark konsumorientierte und ressourcenverschwen- 
dende sowie die natürlichen Lebensgrundlagen schädi- 
gende Lebensstile verändert werden, aber auch solche 
Lebensstile, mit denen die Teilhabe anderer Menschen, 
Gemeinschaften und Gesellschaften in der Gegenwart 
und in der Zukunft eingeschränkt wird. 

Dabei sind zwei Qualitäten von Voraussetzungen 
für die Herstellung (urbaner) Lebensqualität zu unter- 
scheiden: Ein nicht verhandelbarer „Kern" von Voraus- 
setzungen, wozu Teilhabemöglichkeiten und gesunde 
Umwelten gehören (Kap. 3.3, 3.4), und ein variabler 
Möglichkeitsraum, der im Sinne der Eigenart (Kap. 3.5) 
gestaltet werden kann. Um diesen gestaltbaren und 
auszuhandelnden Möglichkeitsraum innerhalb plane- 
tarischer Leitplanken zu halten und die grundlegenden 
Teilhaberechte für alle Menschen zu wahren, sind neue 
Definitionen von Lebensqualität notwendig. 

Dafür hat der WBGU den Begriff der „solidarischen 
Lebensqualität" entwickelt, womit eine sowohl am Prin- 
zip der Solidarität orientierte Definition von Lebens- 
qualität als auch eine durch solidarisches Handeln und 
solidarische Gemeinschaften ermöglichte Lebensquali- 
tät gemeint ist. Der Beirat bezieht sich dabei auf das 
Konzept der„Wir-Identität", das diejenigen Eigenschaf- 
ten und Praktiken betont, die eine Person mit ande- 
ren Menschen verbindet. Die Wir-Identität sorgt dafür, 
eigenes Handeln in Abhängigkeit von anderen Men- 
schen zu sehen (Elias, 1987). Der Begriff „solidarische 
Lebensqualität" fokussiert auf die individuellen Defi- 
nitionen von Lebensqualität. Dabei wird davon ausge- 
gangen, dass die Schaffung lebenswerter Städte für Alle 
voraussetzt, dass die urbane Lebensqualität des Einzel- 
nen in Städten in einem Möglichkeitsraum hergestellt 
wird, der die Voraussetzungen - insbesondere den Kern 
der Voraussetzungen - für die Herstellung von Lebens- 
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qualität anderer Menschen (lokal und global, intra- und 
intergenerational) nicht beschneidet. Angesichts globa- 
ler Disparitäten, die sich insbesondere in vielen städ- 
tischen Räumen stark ausgebildet haben, können der 
Kern und Möglichkeitsraum urbaner Lebensqualität in 
vielen Städten eingeschränkt sein. Gleichzeitig zeigt die 
Forschung, dass je höher das soziale Kapital und die 
soziale Kohäsion in einem Land (oder auch einer Stadt) 
ausgeprägt sind und je geringer soziale Ungleichheiten 
ausfallen, desto höher ist die durchschnittliche Lebens- 
zufriedenheit und desto weniger Gewalt und Krimina- 
lität, Krankheiten, Angst und soziales Misstrauen und 
demzufolge Risiken für die gesellschaftliche Stabilität 
finden sich (Kap. 2.4). 

Daraus folgert der WBGU, dass eine an Solidarität ori- 
entierte Lebensqualität nicht nur einer gerechteren Ver- 
teilung von Möglichkeiten zur Herstellung von Lebens- 
qualität für alle zuträglich ist. Sie kann auch für dieje- 
nigen, die durch solidarisches Handeln in ihren bisheri- 
gen Möglichkeitsräumen möglicherweise eingeschränkt 
werden, neue Qualitäten (stärkeres Gemeinschaftsge- 
fühl, weniger Angst vor Armut) bieten. Da solidarische 
Lebensqualität individuell definiert und gesellschaft- 
lich ausgehandelt werden muss, hält der WBGU es 
nicht für sinnvoll, eine konkrete Definition des Begriffs 
zu entwickeln. Es geht vielmehr darum, ein Diskurs- 
angebot zu formulieren, d.h. im Kontext einer Großen 
Transformation und dem Abschluss eines Gesellschafts- 
vertrags sollten Reflexions- und Aushandlungsprozesse 
stattfinden, in denen Visionen und Wege entwickelt 
werden, wie Lebensqualität für alle Menschen erreicht 
werden kann (Kap. 8). Das kantianische Prinzip des 
kategorischen Imperativs wird so zur Grundlage des 
WBGU-Verständnisses von Wohlstand und Lebensqua- 
lität, das globale und intergenerationale Gerechtigkeits- 
prinzipien in sich aufnimmt. 


3.3 

Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 

Die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen bildet 
eine von drei Dimensionen der urbanen Transformation 
zur Nachhaltigkeit. Der WBGU stützt sich dabei erstens 
auf die planetarischen Leitplanken (Kap. 3.3.1). Damit 
sind Schadensgrenzen gemeint, deren Überschrei- 
ten heute oder in der Zukunft intolerable Folgen mit 
sich brächte (WBGU, 2014b). Planetarische Leitplan- 
ken sind ein Kernkonzept des WBGU für den Umgang 
mit globalen Umweltveränderungen, die nicht nur in 
erheblichem Maß von Städten mit verursacht werden, 
sondern deren Auswirkungen dort auch in besonde- 
rer Weise spürbar werden. Zweitens treten in Städten 
lokale Umweltprobleme auf, wie z.B. Luftverschmut- 


zung oder ungeregelte Abfallentsorgung, welche die 
Lebensbedingungen der Stadtbevölkerung z.T. erheb- 
lich verschlechtern (Kap. 3.3.2). Diese lokalen Umwelt- 
probleme sind nicht unabhängig von den globalen 
Umweltveränderungen, sondern werden häufig durch 
diese verstärkt und können diese ihrerseits verstärken. 

Die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen ist 
in den im internationalen Umweltvölkerrecht ange- 
legten Prinzipien und Rechten bereits kodifiziert oder 
wird diskutiert. Auch in den europäischen und natio- 
nalen Gesetzgebungen finden sich Hinweise zur Opera- 
tionalisierung. Der WBGU behält beim Thema Urbani- 
sierung alle Aspekte der natürlichen Lebensgrundlagen 
im Blick, fokussiert aber bei der Auswahl der Themen 
im Besonderen auf den Klimaschutz und den Umgang 
mit Materialien und Ressourcen sowie auf die Aspekte 
des urbanen Umweltschutzes (Wasser bzw. Abwasser, 
Abfall, Luftverschmutzung und lokale Klimarisiken). 

3.3.1 

Planetarische Leitplanken für globale 
Umweltveränderungen 

Der WBGU greift auf sechs planetarische Leitplanken 
zurück, die er in einem Politikpapier als Beitrag für 
die SDGs empfohlen hat (WBGU, 2014b). Das in die- 
sem Politikpapier formulierte „Neutralitätskonzept für 
die Sicherung der Erdsystemleistungen" erfordert ein 
Umlenken der Entwicklungspfade, so dass Überschrei- 
tungen der planetarischen Leitplanken vermieden wer- 
den. Das Einhalten der Leitplanken für solche Umwelt- 
veränderungen, bei denen sich die Wirkungen der Trei- 
ber über die Zeit aufsummieren, ist nur möglich, wenn 
die anthropogenen Treiber der jeweiligen Umweltver- 
änderung gestoppt werden (Neutralität gegenüber der 
Leitplanke). Als Ziel sollte daher angestrebt werden, 
die entsprechenden Treiber auf Null abzusenken (Null- 
ziele). Die Leitplanken lassen sich durch entsprechende 
Nullziele auch für die Städte operationalisieren, denn 
die Nullziele sind globaler Natur und gelten überall und 
übergreifend. Die Nullziele für die planetarischen Leit- 
planken sind die Folgenden: 

> Der WBGU empfiehlt, die globalen C0 2 -Emissionen 
aus fossilen Quellen bis spätestens 2070 vollständig 
einzustellen, um eine realistische Chance zu haben, 
das in der UNFCCC vereinbarte Ziel der Begrenzung 
des Anstiegs der globalen gemittelten Oberflächen- 
temperatur auf deutlich weniger als 2 °C gegenüber 
dem vorindustriellen Niveau zu erreichen (Leit- 
planke zum Klimawandel) sowie die vom WBGU vor- 
geschlagene Leitplanke Ozeanversauerung einzuhal- 
ten (Kap. 2.3.3. 1; Kasten 2.3-1; WBGU, 2014b; 
UNFCCC, 2011). Im Hinblick auf eine Begrenzung 
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des Temperaturanstiegs auf 1,5°C sollten zumindest 
im Stromsektor die C0 2 -Emissionen bereits 2050 auf 
Null abgesenkt sein. Für eine nachhaltige Stadtent- 
wicklung ergibt sich aus dieser Zielsetzung die Her- 
ausforderung, urbane Strategien zu planen, die eine 
Entwicklung der Städte hin zu einer C0 2 -emissions- 
freien Wirtschafts- und Funktionsweise ermögli- 
chen. Neben der Transformation der Energiesysteme 
besteht eine zentrale Herausforderung in der Ent- 
wicklung C0 2 -emissionsfreier städtischer Mobili- 
tätssysteme. Das Ziel der Emissionsfreiheit ist nicht 
identisch mit dem Ziel der „Klimaneutralität", denn 
mit Klimaneutralität wird häufig ein Zustand 
beschrieben, bei dem etwa das Verkehrssystem einer 
Stadt zwar noch Emissionen verursacht, diese aber 
durch Emissionsminderungen außerhalb der Stadt- 
grenzen „kompensiert" werden. Dies ist für eine 
Übergangszeit auf dem Weg hin zu globalen Null- 
emissionen möglich, aber keine nachhaltige Lösung 
für das Nullziel: Um globale Netto-Nullemissionen 
zu erreichen, könnten nur dann noch in Teilsystemen 
C0 2 -Emissionen weitergeführt werden, wenn ihnen 
echte „negative Emissionen" gegenüberstehen, d.h. 
die noch nicht kommerziell erprobte Aufnahme von 
C0 2 aus der Atmosphäre und seine Einlagerung 
(WBGU, 2014b). Dies ist vom Potenzial her begrenzt 
und mit Risiken für die Landnutzung verbunden 
(WBGU, 2009a) und sollte daher nicht als großska- 
lige Kompensation fossiler C0 2 -Emissionen einge- 
plant werden. 

> Die vom Menschen zu verantwortenden unmittelba- 
ren Treiber des Verlusts von biologischer Vielfalt und 
Ökosystemleistungen sollen bis spätestens 2050 zum 
Stillstand gebracht werden (Kasten 2.3-3; WBGU, 
2014b). Dieses Ziel steht im Einklang mit dem stra- 
tegischen Plan der CBD (CBD, 2010). Für die nach- 
haltige Stadtentwicklung ergibt sich hier eine zwei- 
fache Herausforderung: Erstens geht es darum, den 
Schutz von biologischer Vielfalt und Ökosystemleis- 
tungen innerhalb der Stadtgrenzen zu verbessern 
(Kasten 2.3-2). Zweitens haben Städte erhebliche 
weltweite Fernwirkungen auf die biologische Vielfalt 
und Ökosystemleistungen, etwa über ihre Ressour- 
cen- und Energieströme. Damit stehen sie in der Ver- 
antwortung, auch diese indirekten Auswirkungen zu 
betrachten und ihre Möglichkeiten zu nutzen, die 
negativen Auswirkungen zu minimieren (Kap. 
2 . 3 . 3 . 2 ). 

> Die Netto -Landdegradation soll bis 2030 weltweit 
und in allen Ländern gestoppt werden (Kasten 2.3-3; 
WBGU, 2014b). Dieses Ziel ist sowohl mit dem auf 
der Rio+20-Konferenz vereinbarten Konzept einer 
„Welt ohne Landdegradation" (UNCSD, 2012) kom- 
patibel, als auch mit der aktuellen Debatte in der 


UNCCD (Secretariat of the UNCCD, 2012). Die Her- 
ausforderung für die nachhaltige Stadtentwicklung 
ergibt sich hier vor allem durch die Fernwirkungen, 
für die die Städte (analog zu den Auswirkungen auf 
biologische Vielfalt und Ökosystemleistungen) Ver- 
antwortung übernehmen sollten (Kap. 2. 3. 3. 2). 

> Um die Gefährdung durch langlebige anthropogene 
Schadstoffe einzudämmen, sollen die substituierbare 
Nutzung von Quecksilber sowie die anthropogenen 
Quecksilberemissionen bis 2050 gestoppt werden 
(Kasten 2.3-4; WBGU, 2014b). Die einschlägige UN- 
Umweltkonvention zu Quecksilber (Minamata-Kon- 
vention) ist noch nicht in Kraft getreten. Die Freiset- 
zung von Plastikabfall in die Umwelt soll bis 2050 
weltweit gestoppt werden. Das Mikroplastik in den 
Meeren steht im Verdacht, sich in der Nahrungskette 
anzureichern und Schadstoffe zu transportieren 
(WBGU, 2014b). Auf der Rio+20-Konferenz wurde 
auf die Gefahren von Plastikabfall hingewiesen 
(UNCSD, 2012); ein spezifisches und übergreifendes 
internationales Instrument gibt es dazu aber noch 
nicht (WBGU, 2014b). Der WBGU empfiehlt, die 
Produktion von Kernbrennstoffen für Kernwaffen 
und Kernreaktoren bis 2070 zu stoppen (WBGU, 
2014b). Eine entsprechende internationale Zielset- 
zung gibt es bislang nicht. Über ihre Energiesysteme 
und Ressourcenströme haben Städte einen erhebli- 
chen Einfluss auf die globale Gefährdung durch 
langlebige anthropogene Stoffe, die daher im Rah- 
men einer nachhaltigen Stadtentwicklung berück- 
sichtigt werden sollte (Kap. 2. 3. 3. 3). 

> Die Freisetzung nicht rückgewinnbaren Phosphors 
soll bis 2050 gestoppt werden, so dass seine Kreis- 
laufführung weltweit erreicht werden kann 
(Kap. 2. 3. 3. 4; Kasten 2.3-5). „Bislang gibt es keine 
internationalen Governance-Strukturen, die explizit 
für die langfristige Verfügbarkeit von sowie den 
gerechten Zugang zu Phosphat zuständig sind." 
(WBGU, 2014b). Für die nachhaltige Stadtentwick- 
lung ergeben sich aus dieser Leitplanke Herausfor- 
derungen für die Behandlung von Abwässern und 
Abfällen (Kap. 4.4.2). 

3.3.2 

Lokale Umweltprobleme in Städten 

Auch auf der lokalen, urbanen Ebene lassen sich für 
verschiedene Umwelt- und Ressourcendimensionen 
Zustände definieren, die jenseits des Tolerierbaren lie- 
gen und die bei der urbanen Transformation berück- 
sichtigt werden müssen. Dazu gehören vor allem die 
folgenden Dimensionen des urbanen Umweltschutzes: 
1. Gefährdung der (urbanen) Wasserressourcen ver- 
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meiden: Urbane Wasserressourcen können 

direkt (durch Übernutzung oder Verschmutzung: 
Kap. 2. 3. 4. 2) aber auch indirekt (über die Auswir- 
kungen des Klimawandels oder geänderte Abfluss- 
regime: Kap. 2. 3. 4. 4) gefährdet werden. Eine nach- 
haltige Stadtentwicklung muss daher einen nach- 
haltigen Umgang mit Wasserressourcen umfassen, 
der erstens eine Übernutzung vermeidet, zwei- 
tens die Verschmutzung durch Chemikalien oder 
Mikroorganismen vermeidet und drittens auf sich 
ändernde Wasserverfügbarkeiten, etwa im Zuge des 
Klimawandels, reagiert. Diese Umweltdimension 
hängt eng mit der substanziellen Teilhabe zusam- 
men: Der sichere Zugang zu ausreichend und quali- 
tativ hochwertigem Trinkwasser sollte für alle Men- 
schen gewährleistet sein (Kap. 3.4.1). 

2. Umweltgefährdungen durch Abwasser vermeiden: 
Abwässer können Menschen gefährden sowie Schä- 
den an natürlichen Ökosystemen und ihren Leistun- 
gen (aquatische und marine Ökosysteme, Grund- 
wasser) verursachen (Kap. 2. 3. 4. 2). Sie bieten aber 
auch Chancen, etwa die Wiedergewinnung von 
Energie, organischer Substanz und Phosphor. Ziel 
einer nachhaltigen Stadtentwicklung sollte sein, 
eine Infrastruktur der Abwasserbehandlung aufzu- 
bauen, die in der Lage ist, die Bevölkerung, die Res- 
sourcen und die aquatischen Ökosysteme (Flüsse, 
Seen, Küstengewässer) vor schädlichen Wirkungen 
(z. B. Belastung durch Krankheitserreger oder Nähr- 
stoffe) zu schützen. Diese Umweltdimension hängt 
eng mit der substanziellen Teilhabe der Menschen 
zusammen: alle Menschen sollten Zugang zu sani- 
tären Anlagen haben (Kap. 3.4.1). 

3. Umweltprobleme durch Abfall vermeiden: Städte 
dürfen in Zukunft Abfall nicht nur deponie- 
ren, verbrennen oder exportieren, sondern müs- 
sen in die Lage versetzt werden, Abfall als öuelle 
von Ressourcen zu nutzen. Zurzeit werden 70% 
des Siedlungsabfalls lediglich deponiert (Kap. 
2. 3. 4. 3). Ziel einer nachhaltigen Stadtentwicklung 
sollte sein, den Ressourcenverbrauch zu minimie- 
ren, Stoffkreisläufe zu schließen, Schäden an der 
Umwelt durch Abfall zu vermeiden (Kap. 4.4) sowie 
die Ökosystemleistungen zu schützen (z.B. vor dem 
Entweichen toxischer Stoffe, vor CH 4 -Emissionen 
aus Abfalldeponien). 

4. Urbane Luftverschmutzung vermeiden: Luftver- 
schmutzung innerhalb und außerhalb von Gebäu- 
den ist das lokale Umweltproblem, das die größte 
Gesundheitsbelastung zur Folge hat (Kap. 2.3.4. 1, 
4. 5. 4. 3; Kasten 4.5-4). Die Weltgesundheitsorga- 
nisation hat Grenzwerte für verschiedene Aspekte 
der urbanen Luftverschmutzung entwickelt (WHO, 
2006b). Ziel der nachhaltigen Stadtentwicklung 


sollte sein, die international anerkannten Grenz- 
werte für Luftverschmutzung einzuhalten. Der 
WBGU hat in seinem Gutachten „Armutsbekämp- 
fung durch Umweltschutz" empfohlen, dass der 
Anteil regionaler „behinderungsbereinigter Lebens- 
jahre" (DALYs: disability-adjusted life years) durch 
Luftverschmutzung unter 0,5% gesenkt werden 
sollte (WBGU, 2005). 

5. Urbane Grünflächen strategisch planen und einrich- 
ten: Die vielfältigen positiven, direkten wie indirek- 
ten Wirkungen „grüner urbaner Infrastruktur" sind 
seit langem bekannt (Kap. 2.4). Daher sollte jeder 
Stadtbewohner Zugang zu Grünflächen und öffent- 
lichen Plätzen haben (Kap. 3.4.1). Grünflächen 
verbessern aber nicht nur die Lebensqualität der 
Stadtbewohner, sondern auch die biologische Viel- 
falt speziell angepasster städtischer Ökosysteme. Es 
sollte daher Teil der nachhaltigen Stadtentwicklung 
sein, die städtische Biodiversität durch angepasste 
und ausreichend große städtische Grünflächen zu 
erhalten und zu erhöhen (Kasten 2.3-2), wo mög- 
lich sollten die Grünflächen zu Biokorridoren ver- 
bunden sein. 

6. Klimarisiken in Städten mindern (z.B. städti- 
sche Erwärmung und extreme Eiitzewellen, Dürre 
und extreme Niederschlagsereignisse, Gletscher- 
schmelze, Meeresspiegelanstieg; Kap. 2. 3. 4. 4): 
Städte sollten sich auf die möglichen Auswirkun- 
gen des Klimawandels vorbereiten und umfas- 
sende Anpassungsstrategien entwickeln, die auch 
den Umgang mit Unsicherheit und Risiken umfas- 
sen (Kap. 4.2.4). 

Die Operationalisierung dieser Punkte kann durch die 
in vielen Städten und Staaten, z.T. auch im internati- 
onalen Umweltrecht bereits kodifizierten Grenzwert- 
setzungen für Schadstoffe und ähnliche Zielvorgaben 
umgesetzt werden. 

3.4 

Teilhabe 

Zu den Zielen der Großen Transformation zählen neben 
lokalem Umweltschutz sowie nachhaltiger globaler Ent- 
wicklung innerhalb des sicheren Korridors der planeta- 
rischen Leitplanken auch die Realisierung gesellschaft- 
licher Teilhabe für alle Menschen. Ohne Teilhabe sind 
weder gutes Leben noch nachhaltige Entwicklung mög- 
lich. Ein zentraler Aspekt gesellschaftlicher Teilhabe ist 
die Schaffung geeigneter Voraussetzungen, damit sich 
die gesamte Stadtbevölkerung in die Gestaltung ihrer 
Stadt einbringen kann. Dies setzt „inklusive Städte" 
voraus, die allen Bewohnern entsprechende Verwirkli- 
chungschancen eröffnen (Sen, 1999, 2002, 2012; Käs- 
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ten 3.4-1, 3.4-2): Stadtbewohner benötigen neben dem 
Recht, sich einbringen zu dürfen, auch die Mittel und 
Fähigkeiten um sich einbringen zu können. Der WBGU 
differenziert Teilhabe deshalb in substanzielle, ökono- 
mische und politische Teilhabe. Unter substanzieller Teil- 
habe versteht der WBGU die Möglichkeit der gesamten 
Stadtbevölkerung, grundlegende menschliche Bedürf- 
nisse zu befriedigen. Dazu gehört der Zugang zu Trink- 
wasser, Nahrungsmitteln und Wohnraum sowie zu 
anderen grundlegenden Dienstleistungen (z. B. Energie, 
Mobilität, Bildung; Kap. 3.4.1). Ökonomische Teilhabe 
ist die Integration der Stadtbevölkerung in Wirtschafts- 
prozesse sowie die Möglichkeit diese mitzugestalten 
(Kap. 3.4.2). Politische Teilhabe wird im Kontext die- 
ses Gutachtens als Recht auf Bestimmung der Stadtre- 
gierung und Mitwirkung der Stadtbevölkerung an loka- 
len Entscheidungsprozessen definiert (Kap. 3.4.3). Der 
WBGU greift damit zahlreiche Aspekte auf, die interna- 
tional auch unter dem Stichwort „Recht auf Stadt" dis- 
kutiert werden (Kasten 3.5-1). 

Teilhabe, wie sie der WBGU beschreibt, spiegelt eine 
Vielzahl bereits kodifizierter und damit verpflichten- 
der Menschenrechte wider (Kasten 3.4-1). Zwar sind 
Städte keine Völkerrechtssubjekte, aber sie haben Ver- 
pflichtungen, die ihre jeweiligen Nationalstaaten einge- 
gangen sind, (mittelbar) zu erfüllen. Zahlreiche Städte 
und Städtenetzwerke haben sich zusätzlich in Chartas 
explizit zu den Menschenrechten bekannt und deren 
Schutz zur Grundlage ihres Handelns gemacht (Kasten 
3.5-1). 

Eine Herausforderung für die Realisierung von 
Teilhabe und die Schaffung inklusiver Städte ist die 
Zunahme sozioökonomischer Ungleichheit, die sich 
weltweit beobachten lässt (Kasten 2.1-6; Kap. 2.4.2. 1). 
In vielen Ländern ist die Ungleichheit in den letzten 
25 Jahren gestiegen (OECD, 2012b; UNDP, 2013). Dabei 
sind die Disparitäten in vielen Städten noch stärker als im 
jeweiligen Landesdurchschnitt (Rode et al., 2009: 3ff.; 
UN-Habitat, 2008: 62ff.). UmTeilhabe für alle sicherzu- 
stellen und die Erfolgschancen der Großen Transforma- 
tion zu verbessern ist es notwendig, die Bekämpfung 
großer Ungleichheit zu einem zentralen Bestandteil 
nachhaltiger Stadtentwicklungspolitik zu machen, etwa 
durch die Förderung inklusiven Wachstums (Kap. 3.4.2) 
sowie die Stärkung und verbesserte Integration margi- 
nalisierter Bevölkerungsgruppen (Kap. 3.4.3). Ziel muss 
es aus Sicht des WBGU sein, sozioökonomische Dispari- 
täten deutlich zu reduzieren und durch entsprechende 
Partizipations- und andere Governance-Instrumente 
die Voraussetzungen zu schaffen, dass alle Menschen 
in gleichem Maße die Möglichkeiten haben, sich ihre 
Stadt zu eigen zu machen bzw. ihre Entwicklung mitzu- 
gestalten (Kap. 4.2.5). 


3.4.1 

Substanzielle Teilhabe 

Substanzielle Teilhabe ermöglicht grundlegende Ver- 
wirklichungschancen (Kasten 3.4-1) und beinhaltet 
die Mindestvoraussetzungen für ein menschenwürdi- 
ges Leben und Mitwirkung an gesellschaftlicher Ent- 
wicklung. Substanzielle Teilhabe ist eng mit den ande- 
ren beiden Teilhabedimensionen verwoben. Sie bildet 
das Fundament für die Teilnahme am politischen und 
ökonomischen System. Wer großen Aufwand betrei- 
ben muss, um sich und seine Familie ausreichend mit 
Nahrungsmitteln oder sauberem Trinkwasser zu versor- 
gen, hat wenig Zeit und Kapazitäten, sich an der Gestal- 
tung seines urbanen Umfelds zu beteiligen. Wer keinen 
Zugang zu Bildung hat oder nicht adäquat an das städ- 
tische Verkehrssystem angeschlossen ist, hat erheb- 
liche Nachteile auf dem Arbeitsmarkt und nur einge- 
schränkte Möglichkeiten, sich in die städtische Wirt- 
schaft zu integrieren. Ein hoher Grad an politischer 
Teilhabe wiederum ermöglicht es Menschen, über das 
politische System Druck auf Entscheidungsträger aus- 
zuüben und dafür zu sorgen, dass ihre Grundbedürf- 
nisse, also ihre substanzielle Teilhabe, gesichert wer- 
den. Amartya Sen beschreibt diese Wechselwirkung in 
„Development as Freedom", wo er hervorhebt, dass es 
bisher in keiner Mehrparteiendemokratie zu Hungers- 
nöten gekommen ist (Sen, 1999, 2002: 217 ff.). Verfü- 
gen Menschen auf Grund eines hohen Grades an öko- 
nomischer Teilhabe über ein ausreichendes Einkom- 
men, können sie sich selbst um die Sicherung einer 
Vielzahl ihrer Grundbedürfnisse kümmern. 

Zur substanziellen Teilhabe gehören aus Sicht des 
WBGU der Zugang zu: 

> Nahrung in einer Form, die eine quantitativ und 
qualitativ ausreichende und ausgewogene Ernäh- 
rung ermöglicht, so dass niemand Hunger leiden 
oder gesundheitliche Konsequenzen aufgrund von 
Mangelernährung erleiden muss; 

> Sauberem Trinkwasser, in oder in unmittelbarer Nähe 
der Wohnung und zu für alle Einkommensschichten 
bezahlbaren Preisen; 

> Sanitären Anlagen, die sich im Wohnraum oder in 
unmittelbarer Wohnraumnähe befinden und an ein 
System zur Abwasserreinigung angebunden sind; 

> Adäquatem Wohnraum, also auch für einkommens- 
schwache Gruppen bezahlbarem Wohnraum in aus- 
reichender Größe, der keine Sicherheits- oder 
Gesundheitsrisiken, z.B. durch Baufälligkeit oder 
Schadstoffbelastung, birgt; 

> Gesundheitsversorgung, die grundlegende Behand- 
lung physischer und psychischer Krankheiten sowie 
Krankheitsprävention (Impfungen usw.) garantiert; 

> Guter und gerechter Bildung: Dazu zählt gute früh- 
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Kasten 3.4-1 

Grundlagen der Dimension Teilhabe: 
Menschenrechte und Verwirklichungschancen 

Substanzielle, ökonomische und politische Teilhabe haben 
einen engen Bezug zu den Menschenrechten. Internationale 
Menschenrechtsverträge binden zunächst unmittelbar Staa- 
ten und nicht Städte. Die Charta der Vereinten Nationen 
verpflichtet alle 195 Mitgliedstaaten in Art. 55 und 56 in 
allgemeiner Form auf die Menschenrechte. Macht sich ein 
UN-Staat substanzieller Verletzungen dieser Rechte schuldig, 
so kann er allein auf Basis dieser Bestimmungen zur Verant- 
wortung gezogen werden (Brownlie, 2008: 556). Konkretisie- 
rungen finden sich in später erlassenen UN-Resolutionen und 
UN-Konventionen: Basierend auf der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte, die als UN-Resolution im Jahr 1948 
erging, traten 1976 in Form völkerrechtlicher Verträge der 
Internationale Pakt über Bürgerliche und Politische Rechte 
(Zivilpakt) und der Internationale Pakt über Wirtschaftliche, 
Soziale und Kulturelle Rechte (Sozialpakt) in Kraft. Den Zivil- 
pakt haben 168 Staaten, den Sozialpakt 164 Staaten unter- 
zeichnet. 

Auch wenn Geltung, Reichweite und Bedeutung der Men- 
schenrechte immer wieder diskutiert werden (Tomuschat, 
2014: 47 ff., 68ff.), so haben sich die unterzeichnenden Staa- 
ten verpflichtet, die Einhaltung von bürgerlichen, politischen, 
sozialen, wirtschaftlichen sowie kulturellen Rechten auf 
ihrem Staatsgebiet zu gewährleisten. Durch die Umsetzung 
in nationales Recht wirken diese völkerrechtlich verankerten 
Menschenrechte damit bis auf die Stadtebene. Städte oder 
Kommunen genießen keine Völkerrechtssubjektivität und 
können damit den internationalen Konventionen nicht bei- 
treten. Ein Bekenntnis zu den in internationalen Verträgen 
etablierten Rechten und Prinzipien ist per se auch für Städte 
möglich. Für Verletzungen solcher Bekenntnisse können sie 
allerdings völkerrechtlich nicht unmittelbar zur Rechenschaft 
gezogen werden. 

Neben den Menschenrechten stützt der WBGU sein 
Teilhabekonzept insbesondere auf den Capability-Ansatz 
von Amartya Sen und Martha Nussbaum, mit dem diese 
die Debatte um Entwicklung und Ungleichheit maßgeblich 
geprägt haben (Sen, 1979, 1999, 2002, 2012; Nussbaum, 
2000, 2006). Für Sen geht Entwicklung mit der gleichzeitigen 
und erfolgreichen Realisierung ökonomischer, sozialer und 
politischer Freiheiten einher. Aus seiner Sicht sind zudem für 
die Betrachtung von Ungleichheit nicht Einkommensunter- 
schiede (Output-Seite) sondern unterschiedliche Verwirkli- 
chungschancen (Input-Seite) von zentraler Bedeutung. 

Wohlbefinden besteht aus Sicht des Capability-Ansatzes 
aus den Möglichkeiten des Menschen, die Freiheit zu haben 
etwas tun oder sein zu können. Was wir tun und sind, wird 
von Sen unter der Rubrik Funktionen (functionings) zusam- 
mengefasst. Beispiele für Tätigkeiten (doings) sind z.B. Rei- 
sen unternehmen zu können, Energie zu verbrauchen, jeman- 


kindliche Förderung sowie gute Primär- und Sekun- 
darbildung; außerdem sollten Menschen aller Ein- 
kommensgruppen gleiche Zugangschancen zum ter- 
tiären Bildungsbereich haben; 

> Modernen Energie- und Telekommunikationsdienst- 


dem zu helfen, jemanden zu verletzen. Beispiele für Zustände 
(beings) sind z.B. wohlgenährt oder unterernährt, gebildet 
oder Analphabet zu sein. Die Gelegenheiten bestimmte Funk- 
tionen zu realisieren, sind die Verwirklichungschancen (capa- 
bilities) einer Person. Verschiedene Akteure und Akteurs- 
gruppen benötigen unterschiedliche Ressourcen, um identi- 
sche Funktionen zu realisieren (Sen, 2006: 153 ff.). Beispiels- 
weise kann sich ein Mensch in einem Rollstuhl im Vergleich 
zu einem Menschen, der nicht auf einen Rollstuhl angewiesen 
ist, nicht in gleichem Maße durch eine Stadt bewegen. Er ist 
bei seiner Verkehrsmittelwahl eingeschränkt und wird ständig 
von Treppen behindert. Es braucht somit größeren Aufwand, 
eine Fahrt durch die Stadt zu planen und zu realisieren. 

Aus Sicht des Capability-Ansatzes ist eine Gesellschaft 
dann gerecht, wenn bei den Verwirklichungschancen der 
Menschen Gleichheit hergestellt ist. Kritiker des Capability- 
Ansatzes bemängeln, dass es nicht ausreicht, lediglich Ver- 
wirklichungschancen, also die Inputseite, zu betrachten, um 
Ungleichheit zu bekämpfen. Selbst wenn gleiche Verwirk- 
lichungschancen hergestellt würden, könnten sich Gesell- 
schaften aufgrund von Machtstrukturen immer noch äußerst 
ungleich entwickeln. Es sei deshalb notwendig, bei der Ent- 
wicklung von Strategien und Instrumenten zur Bekämpfung 
von Ungleichheit sowohl die Input-Seite (Verwirklichungs- 
chancen) als auch die Output-Seite (Einkommensungleichheit 
usw.) in den Blick zu nehmen (UNDP, 2013: 19ff.). 

Neben dem Chancenaspekt identifiziert Sen bei der 
Betrachtung von politischer, ökonomischer und sozialer Frei- 
heit auch noch einen Prozessaspekt: Kann eine Person frei 
entscheiden, ob sie eine Verwirklichungschance realisiert? 
Eine Person kann z.B. über Verwirklichungschancen - bei- 
spielsweise über die Möglichkeit, an einer Universität zu stu- 
dieren - verfügen, aber nicht frei entscheiden, ob und wann 
sie diese realisieren will: sie wird zum Studium gezwungen. 
In einem solchen Fall existiert zwar der Chancenaspekt von 
Freiheit, der Prozessaspekt wird aber verletzt. 

Betrachtet man den Capability-Ansatz zusammen mit den 
Menschenrechten, wird deutlich, dass es sich um komple- 
mentäre Zugänge und Begründungsstränge handelt, die sich 
ergänzen, allerdings nicht vollständig deckungsgleich sind 
(Sen, 2006: 153). Die beiden Ansätze überschneiden sich ins- 
besondere dort, wo die durch die Menschenrechte normierten 
Freiheiten materiell-rechtliche Chancen einer Person gewähr- 
leisten. Der Capability-Ansatz bietet in diesen Fällen aber ein 
noch feineres, analytisches Instrumentarium und hebt Aspek- 
te hervor, die aus Perspektive der Menschenrechte unsichtbar 
geblieben wären. Während in den Menschenrechten bei- 
spielsweise die Reisefreiheit verankert ist, bedeutet die 
Umsetzung der Menschenrechte nicht, dass automatisch 
jeder die Chance hat, auf Reisen zu gehen. Für diese Verwirk- 
lichungschance bedarf es weiterer Mittel, z.B. finanzieller 
Ressourcen und sprachlicher Fähigkeiten. Umgekehrt lässt 
sich aus Sicht der Menschenrechte der Prozessaspekt von 
Freiheit erfassen und somit eine Lücke des Capability-Ansat- 
zes schließen. 


leistungen, also eine für alle Bevölkerungsgruppen 
erschwingliche Anbindung an eine stabile Elektrizi- 
tätsversorgung, erschwingliche Versorgung mit 
moderner Energie zum Kochen sowie der erschwing- 
liche Zugang zu Internet und zum Telefon- bzw. 
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Mobilfunknetz; 

> Mobilität in einer Art und Weise, die es Menschen 
aller Einkommensgruppen ermöglicht, sich problem- 
los und preisgünstig durch eine Stadt zu bewegen; 
dies setzt einen funktionierenden und gut ausge- 
bauten öffentlichen Personennahverkehr sowie gute 
Fuß- und Radverkehrsstrukturen voraus; 

> Elementarer Abfallentsorgung die sicherstellt, dass 
grundlegende hygienische und Umweltstandards 
eingehalten und Recyclingpotenziale genutzt wer- 
den; 

> Gesunder Umwelt, die frei von gesundheitsschädi- 
genden Schadstoffbelastungen ist und Grünflächen 
als Erholungsraum bietet; 

> Sicherheit, also die Möglichkeit sich in öffentlichen 
und privaten Räumen sicher aufhalten und bewegen 
zu können. 

Viele Elemente der substanziellen Teilhabe sind eng 
mit der Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
verknüpft. Die Verletzung planetarischer Leitplanken 
- insbesondere für Klimawandel, biologische Vielfalt, 
Bodendegradation und Phosphor - hätte verheerende 
Auswirkungen auf die Nahrungsmittelsicherheit, auch 
in Städten. Bei Nichteinhaltung lokaler Umweltleit- 
planken wird es schwer, eine adäquate Wasserversor- 
gung und eine gesunde Umwelt sicherzustellen. 

Die genannten Elemente substanzieller Teilhabe 
sind auch Bestandteil der im September 2015 verab- 
schiedeten Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung 
mit den Sustainable Development Goals (UNGA, 2015; 
WBGU, 2014b). Eine Vielzahl der Aspekte substanziel- 
ler Teilhabe ist in den UN-Menschenrechtspakten oder 
Resolutionen der UN-Generalversammlung anerkannt. 
Auch wenn Aspekte wie beispielsweise der Zugang zu 
einer gesunden Umwelt, modernen Energie- und Tele- 
kommunikationsdienstleistungen oder Mobilität völ- 
kerrechtlich umstritten sind, so handelt es sich bei den 
hier genannten Aspekten um die Minimalvorausset- 
zungen, um grundlegende Verwirklichungschancen zu 
gewährleisten. Der WBGU hält es deshalb für sinnvoll 
und notwendig, über die Beachtung dieser Ziele hinaus 
noch weitere Ziele, die im Rahmen der Agenda 2030 für 
nachhaltige Entwicklung mit den SDGs festgelegt wur- 
den, zu verfolgen (Kasten 8.4-1). 


3.4.2 

Ökonomische Teilhabe 

Ökonomische Teilhabe bedeutet, in ein Wirtschaftssys- 
tem integriert zu sein und über Zugang zu formalen und 
informellen Märkten, insbesondere zum Arbeits- und 
Immobilienmarkt, zu verfügen. Die ökonomische Teil- 
habe ist eng mit der substanziellen Teilhabe verbun- 


den. Bildung und Mobilität erleichtern beispielsweise 
die Integration in den Arbeitsmarkt. Durch diese wird 
wiederum die substanzielle Teilhabe gestärkt, da ein 
Arbeitseinkommen die Inanspruchnahme von Gütern 
und Dienstleistungen, die nicht haushaltsintern produ- 
ziert oder von staatlicher Seite bereit gestellt werden, 
sowie die Rücklage von Ersparnissen für Notfälle oder 
zukünftige Investitionen erlaubt. Neben Elementen der 
substanziellen Teilhabe sind es politische Rechte, wie 
beispielsweise das Recht auf Arbeit, die betriebliche 
Mitbestimmung und das Streikrecht, die ökonomische 
Teilhabe gewährleisten. Im UN-Sozialpakt haben 164 
Staaten grundlegende Arbeitsrechte verankert (UN, 
1966). 

Die Höhe des Einkommens bestimmt den Lebens- 
standard, der über die substanzielle Teilhabe hinausge- 
hen kann. Da Einkommen aus abhängiger oder selbst- 
ständiger Arbeit, Vermögen oder Transferzahlungen 
erzielt werden kann, sind auch Verteilungsaspekte von 
Einkommen und Vermögen für die ökonomische Teil- 
habe relevant. Wenn die Kapitalrendite größer ist als 
das Wirtschaftswachstum und die Sparquote mit zuneh- 
mendem Einkommen steigt, driften die Einkommen 
derjenigen, die bereits Vermögen besitzen und derje- 
nigen, die lediglich Arbeitseinkommen erzielen, immer 
weiter auseinander (Piketty, 2014). Der Immobilien- 
markt ist bei dieser Entwicklung von zentraler Bedeu- 
tung, da das Vermögen vieler Menschen in Form von 
Immobilienbesitz gebunden ist (Davies et al., 2011). 
Preisveränderungen auf den Immobilienmärkten schla- 
gen somit direkt auf die Privatvermögen durch. 

Ein immer weiteres Auseinanderdriften ärmerer 
und reicherer Bevölkerungsgruppen wirkt sich negativ 
auf den sozialen Zusammenhalt, beispielsweise durch 
geringere Partizipation (Costa und Kahn, 2003; La 
Ferrara, 2002) und höhere Kriminalität (Kelly, 2000), 
wie auch auf Produktivität und wirtschaftliches Wachs- 
tum (Stiglitz, 2012) aus. Die laufende Debatte über die 
Existenz einer mechanischen Ungleichheitsdynamik 
(Piketty, 2014; Bonnet et al., 2014; Rognlie, 2015) 
beinhaltet daher auch eine Gerechtigkeitsdimension. 

Um der beschriebenen Ungleichheitsdynamik entge- 
genzuwirken, haben Entwicklungsökonomen das Kon- 
zept des inklusiven Wachstums entwickelt, dessen Rea- 
lisierung ein zentrales Element ist, steigender Ungleich- 
heit entgegenzuwirken (Kasten 3.4-2). Ziel ist es, 
Wachstum zu erreichen, das existierende Ungleichheit 
reduziert und keine Teile der Gesellschaft ausschließt. 
Ärmere Bevölkerungsgruppen sollen dabei stärker vom 
Wachstum profitieren als der Rest der Gesellschaft. 
Es geht beim inklusiven Wachstum jedoch nicht allein 
um Umverteilung des aus dem Wachstum resultieren- 
den Wohlstands. Vielmehr sollte primär die Integra- 
tion ärmerer Bevölkerungsgruppen in die Wirtschaft 
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Kasten 3.4-2 

Inklusives Wachstum 

Die Zunahme von Ungleichheit in vielen Entwicklungs-, 
Schwellen- und Industrieländern (OECD, 2012b; UNDP, 
20131 trotz langer Phasen hohen Wirtschaftswachstums hat 
in den vergangen Jahren zur Diskussion darüber geführt, 
wie Wachstum inklusiv gestaltet werden kann. Diese unter 
der Bezeichnung inklusives Wachstum („Inclusive Growth") 
geführte Debatte beschäftigt nicht nur Wissenschaftler, son- 
dern prägt auch zunehmend das Handeln von Entwicklungs- 
banken wie der Weltbank (World Bank, 2015b) oder der 
Asian Development Bank (Klasen, 2010). Im weitesten Sinne 
geht es darum, Wohlstand durch Wachstum zu erreichen 
und hierbei Gerechtigkeit herzustellen. Dazu müssen Wachs- 
tumsförderung, Armutsbekämpfung und die Reduktion von 
Ungleichheit integriert und die Struktur des Wachstums - 
welche Bevölkerungsgruppe profitiert wie stark - verändert 
werden (UNDP, 2013: 23 ff.; Klasen, 2010). 

Große Überschneidungen gibt es zwischen der Diskussion 
um inklusives Wachstum und der zu Pro-Poor Growth, die 
die Entwicklungspolitik in der ersten Dekade des 21. Jahr- 
hunderts dominierte. Unter Pro-Poor Growth versteht man 
Wachstum, von dem insbesondere Menschen profitieren, die 
unterhalb der Armutsgrenze leben. Obwohl sich zunehmend 
das Verständnis von Pro-Poor Growth als relatives Einkom- 
menswachstum durchgesetzt hat (UNDP, 2013:2 1 ff.), also 
ein Einkommenswachstum der Menschen unter der Armuts- 
grenze, das höher als das durchschnittliche Wachstum der 
Einkommen ist, finden sich auch in der Diskussion zu inklusi- 
vem Wachstum noch Vertreter, die absolute Einkommenszu- 
wächse bei armen Menschen bereits als inklusives Wachstum 
definieren - auch wenn mittlere oder höhere Einkommens- 
gruppen noch stärker vom Wachstum profitieren (Klasen, 
2010 ). 

Neben dem Fokus auf die Einkommens- bzw. Outcome- 
Dimension gibt es in der Diskussion auch Ansätze, die inklusi- 
ves Wachstum über die Prozessdimension definieren (Klasen, 


erhöht und ihre Arbeitsproduktivität relativ zu wohl- 
habenden Bevölkerungsgruppen verbessert werden, 
um wachsender Ungleichheit entgegenzuwirken bzw. 
sie zu reduzieren (World Bank, 2009). Diese Ziele sind 
auch in den SDGs der Agenda 2030 verankert (UNGA, 
2015). Mit dem SDG Nr. 8 „Dauerhaftes, inklusives und 
nachhaltiges Wirtschaftswachstum, produktive Vollbe- 
schäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle för- 
dern" und SDG Nr. 10 „Ungleichheit innerhalb von und 
zwischen Staaten verringern " beziehen sich zwei der 
17 SDGs auf ökonomische Teilhabe. 

Innerhalb der Stadt drückt sich Ungleichheit ins- 
besondere in den räumlichen Strukturen aus, da sich 
Bevölkerungsgruppen gemäß ihrer soziodemographi- 
schen Merkmale in bestimmten Vierteln konzentrieren 
(Kap. 2.4.2. 1). In vielen Städten bilden sich informelle 
Siedlungen bzw. Slums, in denen benachteiligte ärmere 
Bevölkerungsgruppen leben, oder Gated Communi- 


2010). Wachstum ist aus dieser Sicht inklusiv, wenn möglichst 
viele Menschen am Wachstumsprozess beteiligt werden und 
das Wachstum mitgenerieren. Die Möglichkeit zum Wachs- 
tum beizutragen und damit ökonomisch teilhaben zu können 
(etwa durch Zugang zum Arbeitsmarkt) muss aus dieser Sicht 
für alle Menschen gleich sein. Dies bedeutet jedoch nicht, 
dass automatisch auch alle in gleichem Maße vom Wachstum 
profitieren. Es gibt deshalb in zunehmendem Maße Stimmen, 
die darauf drängen beide Perspektiven - Outcome- und Pro- 
zessfokus - miteinander zu integrieren (Klasen, 2010). Auch 
wenn die Diskussion zu inklusivem Wachstum sich intensiv 
mit Einkommensverteilungen beschäftigt, ist vielen Beteilig- 
ten klar, dass sowohl auf der Output- als auch auf der Pro- 
zessseite nicht monetäre Aspekte wie Bildung oder Gesund- 
heit stehen, die für inklusives Wachstum relevant sind und 
die der WBGU unter substanzieller Teilhabe zusammenfasst 
(Kap. 3.4.1; Klasen, 2010). 

Die Weltbank hat 2013 ihre Ziele zur Armutsreduktion 
festgelegt: die Reduktion absoluter Armut auf unter 3% bis 
2030 und die Förderung von inklusivem Wachstum (World 
Bank, 2015b). Die Weltbank hat sich zum Ziel gesetzt, bis 
2030 „Shared Prosperity", eine Begriffsprägung der Welt- 
bank für inklusives Wachstum, weltweit zu fördern. Die- 
ses Ziel resultiert nicht nur aus dem Wunsch, Ungleichheit 
um ihrer selbst willen zu reduzieren, sondern auch aus der 
Erkenntnis, dass sich sonst extreme Armut bis 2030 nicht 
unter 3% senken lässt. Dazu wären ohne Verschiebung der 
Wachstumsgewinne zugunsten armer Bevölkerungsgruppen 
bis 2030 unrealistisch hohe jährliche wirtschaftliche Wachs- 
tumsraten nötig (World Bank, 2015b: 7 ff.). 

Zur Messung von inklusivem Wachstum haben Weltbank- 
ökonomen den Shared Prosperity Index entwickelt, der das 
Einkommenswachstum der unteren 40% mit dem durch- 
schnittlichen Einkommenswachstum vergleicht. Je höher der 
Indikator, desto stärker können die unteren 40% die Einkom- 
menslücke schließen, bzw. desto stärker wird Ungleichheit 
reduziert. Ist der Wert negativ, steigt die Einkommensun- 
gleichheit. 


ties, in denen sich zumeist die Mittel- und Oberschicht 
abgrenzt. Durch die räumliche Segregation ergeben 
sich Unterschiede in den Verwirklichungschancen, bei- 
spielsweise durch schlechteren Zugang zum formalen 
Arbeitsmarkt, insbesondere für Frauen (UN-Habi- 
tat, 2014a), oder gesundheitliche Beeinträchtigungen 
durch negative Umwelteinwirkungen, die die beste- 
hende Ungleichheit weiter verstärken (UN-Flabitat, 
20 1 5d). 

Die Stärkung ökonomischer Teilhabe durch inklusi- 
ves Wachstum ist ein zentrales Element, um Ungleich- 
heit, insbesondere Einkommens- und Vermögensun- 
gleichheit, entgegenzuwirken und ähnliche Verwirkli- 
chungschancen für alle Menschen zu schaffen. Darüber 
hinaus braucht es aus Sicht des WBGU starke Stadt- 
planungs- und andere Governance-Instrumente, um die 
sozialen und räumlichen Auswirkungen von Ungleich- 
heit zu begrenzen. 
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3.4.3 

Politische Teilhabe 

Im Gutachten „Welt im Wandel - Gesellschaftsvertrag 
für eine Große Transformation" (WBGU, 2011) iden- 
tifiziert der WBGU den gestaltenden Staat als zentra- 
len Akteur, der - ausgehend von einem demokratisch 
entwickelten, neuen Gesellschaftsvertrag - die Große 
Transformation national und international vorantreibt 
und gestaltet. Dabei spielt der Staat durch Einsetzung 
oder durch Einflussnahme auf Bürgermeister, Stadträte 
und städtische Verwaltung bei der Entwicklung und 
Gestaltung von Städten eine zentrale Rolle (Kap. 2.5.1). 

Städte bilden darüber hinaus nicht nur die Lebens- 
welt vieler Menschen, sondern sind auch die Orte, 
an denen aufgrund der Diversität und Kreativität der 
Bevölkerung viele Nischeninnovationen entstehen, die 
notwendig sind, um die Große Transformation voran- 
zutreiben. Deshalb kann die urbane Transformation 
zur Nachhaltigkeit nur gelingen, wenn die Stadtbevöl- 
kerung in den Mittelpunkt rückt und ihre Möglichkei- 
ten zur aktiven Teilhabe an der Gestaltung der Stadt 
gewährleistet werden. 

Die Möglichkeit gesellschaftlicher Teilhabe ist Vor- 
aussetzung für gutes Leben und das Gelingen der Gro- 
ßen Transformation. Deshalb hält der WBGU - trotz 
weltweit großer kultureller Unterschiede sowie unter- 
schiedlicher Machtverteilungen und Governance- 
Ansätze - die Gewährleistung der im Folgenden auf- 
geführten Rechte für jeden Stadtbewohner für erfor- 
derlich. 

Für alle Aspekte von Teilhabe sind die Menschen- 
rechte aus WBGU-Sicht prioritärer Ausgangs- und 
Ansatzpunkt. Die prozeduralen Aspekte politischer 
Teilhabe, d. h. Informations-, Mitwirkungs- und Rechts- 
schutzmöglichkeiten sind darüber hinaus dem „Über- 
einkommen über den Zugang zu Informationen, die 
Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren 
und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenhei- 
ten" (Aarhus-Konvention) der UN-Wirtschaftskom- 
mission für Europa (UNECE) entlehnt. Diesem 2001 in 
Kraft getretenen völkerrechtlichen Vertrag sind bisher 
47 Staaten und die EU beigetreten. Auch wenn die Kon- 
vention auf Umweltangelegenheiten beschränkt ist, so 
ist sie ein einzigartiges internationales Abkommen zur 
Öffentlichkeitsbeteiligung, indem sie die Vertragsstaaten 
verpflichtet, Bürgerinnen und Bürgern sowie Verbän- 
den Partizipationsrechte an umweltbezogenen Verwal- 
tungsverfahren verbindlich zuzuweisen. Insbesondere in 
Städten entfalten diese Beteiligungsrechte ihre Relevanz. 

Basierend auf diesen Überlegungen kommt der 
WBGU zu Minimalanforderungen in Bezug auf politi- 
sche und prozedurale Teilhabe für Stadtbewohner, die 
im Folgenden ausgeführt werden. 


Wahlrecht 

Das Ziel freier, geheimer, allgemeiner und gleicher 
Wahlen ist die demokratische Legitimation von Ent- 
scheidungen im urbanen Raum, für die eine individu- 
elle Entscheidung nicht praktikabel ist. Gewährleisten- 
der sollte eine hoheitliche Stelle sein (Stadt, Land bzw. 
Staat). 

Informationsrecht 

Ziele von Informationsrechten sind die Schaffung von 
Transparenz, die Sammlung von Informationen für Ent- 
scheidungsgrundlagen sowie die Kontrolle der Entschei- 
dungsträger. Bewohner sollten sich über solche urbanen 
Sachverhalte, die sie interessieren oder an denen sie ein 
Interesse haben, informieren können. Gewährleistender 
sollte die „regulierende" Stelle sein: Dies können hoheit- 
liche sowie nicht hoheitliche Stellen sein. Informatio- 
nen über entsprechende Sachverhalte müssen frühzei- 
tig, angemessen lange und einfach sowie offensichtlich 
im öffentlichen Raum zugänglich sein (angepasst an die 
vorliegenden Rahmenbedingungen und die Fähigkeiten 
der Betroffenen) oder abgefragt werden können. 

Mitwirkungsrechte 

Der WBGU versteht Partizipation im urbanen Kontext 
im weitesten Sinne als Mitwirkung an der Stadtent- 
wicklung. Neben dem bereits genannten Informations- 
recht sollte die Stadtbevölkerung aufbauend auf den 
bisherigen Erkenntnissen zu Partizipation (Kap. 2.5.5) 
die Möglichkeit haben: 

> ihre Interessen bei zuständigen Stellen geltend 
machen zu können (Anhörung), 

> Entscheidungen etwa durch Abgabe von Stellung- 
nahmen oder der Teilnahme an Erörterungsterminen 
beeinflussen zu können (Mitsprache), 

> Entscheidungen selbst mit zu treffen (Mitentschei- 
dung), 

> an der Umsetzung von Entscheidungen teilzuhaben 
(Mitverantwortung), 

> Entscheidungen selbst zu initiieren und treffen zu 
können (Selbstorganisation). 

Sofern es sich sinnvoll realisieren lässt, sollte die Stadt- 
bevölkerung bei allen Belangen und auf allen städti- 
schen Ebenen an Entscheidungen beteiligt werden. Für 
eine sinnvolle Umsetzung müssen folgende Aspekte 
erfüllt sein: 

> Die Beteiligung darf nicht zur Überforderung durch 
oder zu Abstumpfung und Desinteresse der Bevöl- 
kerung an Beteiligungsmöglichkeiten führen. 

> Beteiligungsstrukturen müssen so gestaltet sein, 
dass sie Akteuren aller Akteurs- und Einkommens- 
gruppen gleiche Möglichkeiten zur Beteiligung und 
zur Realisierung eigener Vorstellungen bei der Stadt- 
gestaltung bieten. 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


- 153 — 


Drucksache 18/9590 


> Mitwirkungsrechte dürfen nicht zur Überforderung 
der öffentlichen Verwaltung führen. Aufgrund 
knapper Ressourcen und Kapazitäten ist es notwen- 
dig zunächst zu priorisieren: Kriterien sollten die 
langfristigen Konsequenzen einer Entscheidung 
sowie die Zahl der Betroffenen sein. 

Kollektivrechte 

Neben der Vereinigungsfreiheit sollten weitere Aspekte 
kollektiver Teilhabe im städtischen Raum gewährleistet 
werden. Unter kollektiver Teilhabe versteht der WBGU 
einerseits die Freiheit, gewisse individuelle Rechtspo- 
sitionen zusammen mit anderen auszuüben, wie dies 
beispielsweise bei der Versammlungsfreiheit zwingend 
und bei der Religionsfreiheit partiell der Fall sein kann. 
Andererseits muss es auch auf Stadtebene für Minder- 
heiten möglich sein, ihre Kultur, Sprache usw. zu pfle- 
gen und so als Kollektiv Teil der Stadtgesellschaft zu sein 
sowie einen Schutz durch die Rechtsordnung zu erfah- 
ren (zu diesen kollektiven Rechten: Sanders, 1991). 

Rechtsschutz 

Die genannten substanziellen, politischen und ökono- 
mischen Rechte müssen gegenüber hoheitlichen Stel- 
len durchsetzbar sein, wenn sie nicht lediglich symboli- 
scher Natur sein sollen. Insoweit bedarf es individueller 
Durchsetzungsmöglichkeiten für individuelle Rechts- 
positionen. Gewährleistender und zugleich Anspruchs- 
bzw. Klagegegner ist die hoheitliche Stelle. Je nach 
vorliegenden Rahmenbedingungen kann die Art der 
Durchsetzungsinstrumente unterschiedlich ausfallen. 

Die Gewährleistung urbaner politischer Teilhabe 
kann sich nur auf solche Bereiche beziehen, die in den 
Kompetenzen der Stadt oder der regulierenden Stelle 
innerhalb der Stadt liegen. Die Gewährleistung regiona- 
ler oder nationaler Teilhaberechte liegt in den Händen 
der jeweils hierfür zuständigen Stellen. Werden bei- 
spielsweise große Infrastrukturprojekte geplant, deren 
Planung nicht in den Kompetenzen einer lokalen Stelle 
zu verorten ist, so hat die planende regionale Stelle die 
Beteiligung der Betroffenen zu gewährleisten. 


3.5 

Eigenart 

Mit der dritten Dimension des normativen Kompas- 
ses, der „Eigenart", entwirft der WBGU ein neues Kon- 
zept, um gängige Diskussionen über Wohlstand und die 
globale wie urbane Transformation zur Nachhaltigkeit 
um eine wesentliche Perspektive zu erweitern. Eigen- 
art umfasst auf der einen Seite das Typische einer jeden 
Stadt, das anhand ihrer sozialräumlichen und gebau- 
ten Strukturen, ihrer soziokulturellen Charakteristi- 


ken und urbanen Praktiken beschrieben werden kann 
(deskriptive Eigenart). Hierbei lässt sich zum Teil an die 
Verwendung des Begriffs Eigenart im Städtebau und in 
der Landschaftsarchitektur anknüpfen, wo entweder 
die historisch gewachsene Unverwechselbarkeit der 
gebauten Umwelt im Sinne des Denkmalschutzes (§ 
34 BauGB) oder die emotional und physisch erfahrbare 
Besonderheit einer Landschaft (Nohl, 1997) im Zent- 
rum steht. Der WBGU versteht unter der deskriptiven 
Eigenart urbaner Räume darüber hinausgehend Urba- 
nität insgesamt, d. h. sowohl das historisch gewachsene 
als auch durch alltägliche urbane Praktiken hergestellte 
„Gesicht" einer Stadt. 

Auf der anderen Seite ist Eigenart eine Orientie- 
rungsdimension für urbane Nachhaltigkeitstransfor- 
mationen: Vor dem Hintergrund der Zielvision, Städte 
als lebenswerte und nachhaltige Lebensräume für alle 
Stadtbewohnerinnen zu gestalten, betont Eigenart die 
Notwendigkeit soziokultureller Diversität in und von 
Städten sowie die Eigenständigkeit von Stadtbewoh- 
nern bei der Herstellung urbaner Lebensqualität und 
kultureller Identität (normative Eigenart). 

Um ein solch breit gefasstes Konzept von Wohlstand 
und Lebensqualität abzubilden, reichen die Dimensio- 
nen der Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
und Teilhabe nicht aus. Während Teilhabe das Recht auf 
Gleichheit bzw. gleiche Rechte betont (Kap. 3.4), unter- 
streicht Eigenart die Vielfalt und die Anerkennung von 
Differenz. Damit geht Eigenart über die bloße Ermög- 
lichung von Teilhabe hinaus und betont die aktive Teil- 
nahme der Stadtbevölkerung an städtischem Leben 
und Stadtentwicklung. Damit stehen die Bedürfnisse 
der Menschen nach Selbstwirksamkeit, Autonomie 
und sozialer Zugehörigkeit im Vordergrund, die je nach 
lokalem räumlich, soziokulturell und historisch gewach- 
senem Kontext auf jeweils eigene Art und Weise ver- 
wirklicht werden können. Diese Bedürfnisse haben in 
urbanen Räumen eine spezifische Relevanz, da einer- 
seits Menschen hier intensiv mit den unterschiedlichs- 
ten Stressoren, Begrenzungen und Entwicklungsher- 
ausforderungen konfrontiert sind. Andererseits bieten 
Städte - wie weiter unten dargestellt - besondere Ver- 
wirklichungschancen in individueller und kollektiver 
Hinsicht. 

Daher soll mit der Dimension der Eigenart unter- 
strichen werden, dass die Vielfalt und Diversität städ- 
tischer Räume einen geeigneten Nährboden für einen 
kreativen und erfinderischen Übergang zu einer nach- 
haltigen Weltgesellschaft schaffen kann. Hier lehnt sich 
der WBGU an das UNESCO-Übereinkommen über den 
Schutz und die Förderung der Vielfalt kultureller Aus- 
drucksformen (Deutsche UNESCO-Kommission, 2005). 
Auf Städte lassen sich aufgrund ihrer unterschiedlichen 
Entwicklungspfade und ihrer jeweils eigenen techni- 
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Kasten 3.5-1 
Recht auf Stadt 

Unter dem Stichwort „Recht auf Stadt" hat sich ein Diskurs 
entwickelt, in dessen Rahmen verschiedene wissenschaftli- 
che und gesellschaftspolitische Akteure für gerechtere Städte 
und bessere Teilhabemöglichkeiten eintreten. Die Ursprünge 
des Diskurses finden sich in den Arbeiten von Henri Lefeb- 
vre, insbesondere in seinem 1968 erschienen Werk „Le droit 
ä la ville" (Lefebvre, 1968). Er formuliert dort zwei zentrale 
Rechte für die Stadtbevölkerung: Das Recht auf Partizipation: 
also die Einbindung der Stadtbevölkerung in Entscheidungen, 
die Auswirkungen auf den städtischen Raum haben - und das 
Recht auf Aneignung: also die Möglichkeit der Stadtbevöl- 
kerung, nicht nur urbane Räume, sondern auch die Vorteile 
und Errungenschaften von Stadt in gleichem Maße nutzen 
zu können (Purcell, 2002: 102 f.; Holm und Gebhardt, 2011). 

Die Debatte entwickelte sich zunächst in Lateinameri- 
ka weiter und wurde in den späten 1990er-Jahren auch in 
westlichen Industrieländern von Akademikern und Protest- 
gruppen wieder aufgegriffen. Forderungen, die diese mit 
dem Recht auf Stadt verknüpfen, reichen von der Wieder- 
aneignung des öffentlichen Raumes durch die Stadtbevölke- 
rung (Mitchell, 2003), über den Zugang aller zur städtischen 
Grundversorgung (UN-Habitat, 2008) bis hin zu umfassen- 
den Systemkritiken der Anti-Globalisierungsbewegungen 
(Harvey, 2012). Das Recht auf Stadt zielt dabei nicht auf ein 
individuell einklagbares Recht des Einzelnen, sondern wird 
als kollektive Forderung, bisweilen auch als gesellschaftliche 
Utopie verstanden (Brown und Kristiansen, 2009:37; Holm 
und Gebhardt, 2011:97). 

Sowohl in Industrieländern als auch in Entwicklungs- und 
Schwellenländern (vor allem in Lateinamerika) gibt es eine 
Vielzahl von Gruppierungen und Zusammenschlüssen zum 
Recht auf Stadt. Der Ursprung liegt meist in Protestbewe- 
gungen einzelner Städte, aus denen sich lokale oder regionale 
Netzwerke formierten. In den USA gibt es z.B. die Right to 
the City Alliance, die sich für Demokratie, Gerechtigkeit und 


sehen, politischen, kulturellen und wirtschaftlichen 
Dynamiken nur schwer statische oder generalisierende 
Entwicklungskonzepte anwenden. Je nach der Aus- 
gangssituation ist folglich eine Vielfalt von Transforma- 
tionspfaden - für jede Stadt auf eigene Art - zur Errei- 
chung des Zielkatalogs einer nachhaltigen und partizi- 
pativen Stadtentwicklung möglich und notwendig. 

3.5.1 

Deskriptive und normative Eigenart 

Mit der Dimension der Eigenart möchte der WBGU 
betonen, dass urbane Räume keine austauschba- 
ren Behälter sind und Städte nicht hauptsächlich aus 
materiellen „Dingen" wie Infrastrukturen und Gebäu- 
den bestehen. Im Zentrum steht vielmehr, wie urba- 
nes Leben und Urbanität durch das Denken und Han- 
deln der dort ansässigen Menschen entsteht. In Anleh- 


Nachhaltigkeit einsetzt und starke Kritik an Gentrifizierung, 
Armut und Diskriminierung in Städten übt. In Deutschland 
hat das in Hamburg gegründete Netzwerk Recht auf Stadt 
eine Vielzahl lokaler Initiativen vereinigt, die gegen Großpro- 
jekte und Gentrifizierung in der Stadt protestieren. Auf glo- 
baler Ebene sind urbane Protestbewegungen vor allem durch 
die Habitat International Coalition initiiert und koordiniert 
worden, die auch an der World Charter on the Right to the 
City auf dem World Social Forum 2001 in Porto Alegre betei- 
ligt war (Brown, 2013). 

Neben sozialen Bewegungen, die sich auf das Recht auf 
Stadt berufen, wurde die Debatte auch von Stadtverwaltun- 
gen und internationalen Organisationen aufgegriffen. Städte 
wie Montreal (Montreal Charter of Rights and Responsibilities 
von 2006) oder Mexiko-Stadt (Mexico City Charter for the 
Right to the City von 2010) haben sich Chartas gegeben, in 
denen sie Rechte und Pflichten zwischen Bürgern und Stadt- 
verwaltung festlegen und gemeinsame Prinzipien und Werte 
der Stadt formulieren. Von der UNESCO und UN-Habitat 
wurde 2005 eine öffentliche Debatte zu Urban Policies 
and the Right to the City initiiert (Brown und Kristiansen, 
2009:36). Das World Urban Forum 2010 in Rio de Janeiro 
griff die Debatte auf und stand unter dem Thema „Right to 
the City: Bridging the Urban Divide". Auch bei Habitat III 
spielt das Recht auf Stadt eine Rolle. 

Eine starke Institutionalisierung hat der Diskurs z.B. in 
Brasilien erfahren, wo es mit Ende der Militärdiktatur Bestre- 
bungen gab, das Recht auf Stadt verfassungsrechtlich zu 
verankern. Dies wurde 1988 mit zwei Verfassungsartikeln 
zur Stadtentwicklungspolitik (Art. 182) und zum Eigentum 
aufgrund Ersitzung (Art. 183) realisiert. Ziel der verfas- 
sungsrechtlichen Verankerung ist es, „die volle Entwicklung 
der sozialen Funktion der Stadt und das Wohlergehen ihrer 
Einwohner" zu sichern (Mengay und Pricelius, 2011:248f.; 
Kasten 4.3-5). 

Viele der Elemente des Diskurses zu Recht auf Stadt 
finden sich im vom WBGU entwickelten normativen Kompass 
wieder, insbesondere in den Dimensionen Teilhabe (Kap 3.4) 
und Eigenart (Kap. 3.5). 


nung an Konzepte der Stadtsoziologie und Stadtgeo- 
graphie wie von Lefebvre (1991), Tuan (1977) oder 
Löw (2008) stellt der Begriff der Eigenart in den Vor- 
dergrund, wie physisch-materielle Räume mit Leben 
gefüllt und durch menschliches Handeln mit Bedeu- 
tung und Erfahrungen „aufgeladen" und zu Lebensräu- 
men werden. Lefebvre folgend werden Stadt und Urba- 
nität nicht anhand der gebauten Umwelt oder der Infra- 
strukturen beschrieben, es geht eher darum, wie psy- 
chisch-materieller Raum mit Leben gefüllt wird, d.h. 
wie Gebäude bewohnt und Infrastrukturen genutzt 
werden. Eine Stadt wird nur durch spezifisch urbane 
Praktiken des Wohnens, Produzierens und Austaus- 
chens zu einer Stadt. Im Zentrum steht nach Lefebvre 
die „spatial practice" (räumliche Praxis), d.h. die Nut- 
zung von Raum in den alltäglichen Routinen. Das räum- 
liche Handeln wird von den materiellen und struktu- 
rellen Gegebenheiten, ihren historischen Wurzeln und 
geographischen Spezifika geprägt, gleichzeitig können 
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Tabelle 3.5-1 

Die normativen Qualitäten und die deskriptive Operationalisierung von Eigenart. 
Quelle: WBGU 



Deskriptiv 

Normativ 

Individuell 

(Eigenart von Personen) 

Individuelle Entfaltungs- und 
Identitätsprozesse (Ortsidentität 
und -bindung, Aneignung von 
Räumen) 

Individuelle Möglichkeit des Anders- 
seins, Anerkennung individueller 
Raumaneignung und Herstellung von 
lebensqualität 

Kollektiv 

(Eigenart von Gruppen, Quartieren, 
Städten, Kulturen) 

Kollektive Entfaltungs- und 
Identitätsprozesse, Entstehung von 
Diversität, Kreativität und sozialer 
Innovation 

Kollektive Möglichkeit des Andersseins 
und Aneignung von Raum, Anerken- 
nung der Vielfalt gesellschaftlicher 
Entwicklungsentwürfe 


Menschen räumliche Settings auf ihre Bedürfnisse und 
Ziele anpassen und somit permanent verändern. 

Die Eigenart einer Stadt bzw. urbaner Räume wird 
als etwas Prozesshaftes verstanden, das durch spezi- 
fische Nutzungen von Raum bzw. durch urbane Prak- 
tiken immer wieder neu hergestellt wird. Jede Stadt 
entwickelt dabei eine „eigene Art", die der WBGU als 
„deskriptive Eigenart" bezeichnet. Wenn urbane Räume 
jedoch sowohl eigenartig als auch lebenswert sein sol- 
len, stellt sich die Frage, welchen Wert die Eigenart für 
die Stadtbevölkerung hat und inwieweit sie an der Her- 
stellung von Eigenart beteiligt ist. Damit knüpft der 
WBGU an den Diskurs um ein „Recht auf Stadt" („Le 
droit ä la ville", Lefebvre, 1968; Kasten 3.5-1) an. Im 
Zentrum dieses Diskurses steht die Nutzung der Stadt 
durch ihre Bewohnerinnen und die Möglichkeiten 
der „kollektive [n] Wiederaneignung des städtischen 
Raums" (Holm und Gebhardt, 2011:8): „Das Recht auf 
die Stadt umfasst das Recht auf Zentralität, also den 
Zugang zu den Orten des gesellschaftlichen Reichtums, 
der städtischen Infrastruktur und des Wissens; und 
das Recht auf Differenz, das für eine Stadt als Ort des 
Zusammentreffens, des Sich-Erkennens und Anerken- 
nens und der Auseinandersetzung steht". Schließlich 
besagt das Recht auf Aneignung bzw. Inbesitznahme 
(Purcell, 2002: 102f.), dass die Bewohnerinnen und 
Bewohner einer Stadt das Recht haben, den urbanen 
Raum zu betreten, zu besetzen und zu nutzen. Dar- 
über hinaus beinhaltet es das Recht der Bevölkerung 
entsprechend ihrer Bedürfnisse neuen urbanen Raum 
zu schaffen. Während die deskriptive Eigenart Urba- 
nität als einen dynamischen Prozess umschreibt, for- 
dert der hier skizzierte normative Eigenartsbegriff das 
„Recht auf Stadt" und damit auf die Teilnahme an die- 
sem Prozess. 


3.5.2 

Differenz und Gestaltungsautonomie als 
Prinzipien einer am Menschen orientierten 
Stadtentwicklung 

Urbane Räume können als Schutz- und gleichzeitig 
Kreativräume betrachtet werden und sind Orte für die 
Entstehung von Innovationen. Die hierbei entstehende 
kulturelle Diversität und Innovativität in urbanen 
Räumen trägt dann wiederum zu ihrer spezifischen, 
deskriptiven Eigenart bei. Für die Gestaltung lebens- 
werter Räume und urbaner Lebensqualität (Kap. 2.4) ist 
es zudem zentral, wie das Recht auf Stadt verteilt ist, 
d.h. ob und wie Menschen sich ihre Umgebung aneig- 
nen und sich ihr zugehörig fühlen können. Daher sind 
aus Sicht des WBGU bei der Stadtentwicklung zwei 
essenzielle Prinzipien zu garantieren: (1) die „Aner- 
kennung von Gestaltungsautonomie" und damit der 
Mitformung und Aneignung urbaner Räume durch die 
Bewohnerinnen und (2) die „Anerkennung von Diffe- 
renz", d. h. die Anerkennung der Vielfalt der kulturellen 
Ausdrucksformen (UNESCO, 1997) und der individuel- 
len Möglichkeit der Aneignung kultureller Identitäten. 

Beide Prinzipien werden als normativ anzustrebende 
Zustände verstanden, die zwar nicht über quantitative 
Indikatoren messbar sind, sich aber empirisch beobach- 
ten lassen. Sie gelten sowohl für Individuen als auch für 
Gruppen (Tab. 3.5-1). 

Die beiden normativen Prinzipien des WBGU wei- 
sen darauf hin, dass insbesondere Städte, in denen sich 
Eigenart demokratisch oder partizipativ entfalten kann 
und in denen eine Atmosphäre der Toleranz und der 
Raum für Kreativität vorhanden sind, eine Grundlage 
für die angestrebten gesellschaftlichen Transformati- 
onsprozesse zur Nachhaltigkeit besitzen. 

Insbesondere Eigenart und Teilhabe sind in der Pra- 
xis eng miteinander verwoben. Um die Aneignung 
von Stadt und damit die Produktion einer beschreib- 
baren Eigenart zu ermöglichen, müssen die Prinzipien 
der Eigenart mit den jeweils vorhandenen Möglichkei- 
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ten der Teilhabe, wie substanzieller Teilhabe und dem 
Zugang zu Raum, korrespondieren (Abb. 3.5-1). Ohne 
substanzielle Teilhabe sind Menschen kaum handlungs- 
fähig, geschweige denn innovativ und kreativ. Hohe 
Disparitäten in urbanen Räumen verhindern zudem 
häufig auch eine Atmosphäre der Toleranz. Teilhabe 
und Eigenart können jedoch unterschiedlich ausgeprägt 
sein. So kann eine Stadt gute Teilhabemöglichkeiten bie- 
ten (etwa Bürgerrechte, Wohnraum, Arbeit, Bildung für 
alle) und gleichzeitig wenig Eigenart, also eine geringe 
Vielfalt der Lebensentwürfe sowie wenig öffentliches 
Leben aufweisen, und damit nur wenig spontane sozi- 
ale Interaktionen zulassen. Bei ähnlichen Teilhabemög- 
lichkeiten kann die Betrachtung von Eigenart dabei hel- 
fen, die Vielfalt von Formen der Gestaltung von Stadt- 
leben und Stadtentwicklung besser zu verstehen und 
zu fördern. Den Capabilities-Ansatz von Sen (1979) 
(Kasten 3.4-1) aufgreifend, bezieht sich der WBGU mit 
Eigenart vor allem auf die „Funktionen", d. h. die aktive 
Nutzung („doings") von durch Teilhabe geschaffenen 
Verwirklichungschancen sowie die darauf folgenden 
spezifischen Eigenschaften („beings") von Personen. 

3.5.3 

Kategorien für die Betrachtung von Eigenart 

Im Zentrum der Betrachtung von Eigenart als deskrip- 
tiver Kategorie stehen die sozialen Praktiken der Nut- 
zung und Aneignung von Raum (Tab. 3.5-1). Vor dem 
Hintergrund des WBGU-Ansatzes einer am Menschen 
orientierten urbanen Transformation zur Nachhaltig- 
keit interessieren dabei vor allem solche Aspekte, die 
durch die aktive Teilhabe und Teilnahme von Men- 
schen an ihrer Stadt entstehen können und als wichtig 
für nachhaltige Entwicklung in Städten gesehen wer- 
den (Abb. 3.5-1). Bestehende Indikatorensysteme, die 
einem solchen Verständnis nahe kommen, finden sich 
vor allem in der Forschung zu urbaner Lebensqualität 
(Kasten 3.5-2). 

Um die Realisierung von Eigenart als normati- 
ver Dimension in einer Stadt untersuchen zu können, 
schlägt der WBGU drei Beobachtungsschwerpunkte vor 
und formuliert mögliche untersuchungsleitende Fragen 
und Indikatoren. Der erste Schwerpunkt umfasst die 
Bereitstellung der räumlich-materiellen Voraussetzun- 
gen für urbane Lebensqualität und die damit verbun- 
dene aktive Aneignung von Raum (Kap. 3.5.3. 1). Der 
zweite Schwerpunkt fokussiert die Entwicklung und 
den Erhalt von Ortsidentität, Ortsbindung und sozialer 
Kohäsion und damit die individuellen und kollektiven 
Identitäts- und Identifikationsprozesse in Verbindung 
mit den jeweiligen Lebensräumen (Kap. 3. 5. 3. 2). Beim 
dritten Schwerpunkt wird mit dem Fokus auf Innova- 


tivität, Kreativität und Konnektivität die kontinuierli- 
che Veränderung und Entstehung von Diversität und 
Neuem in urbanen Räumen betrachtet (Kap. 3. 5. 3. 3). 

3.5.3.1 

Bereitstellung räumlich-materieller 
Voraussetzungen für urbane Lebensqualität 

Bei der Bereitstellung räumlich-materieller Vorausset- 
zungen für urbane Lebensqualität ist die Frage leitend, 
wie sich urbaner Raum so gestalten lässt, dass Men- 
schen die Möglichkeiten haben, Lebensqualität für sich 
herzustellen und zu empfinden. Bei den zentralen Vor- 
aussetzungen für urbane Lebensqualität (Kap. 2.4.1) 
gilt es, zwischen universellen Voraussetzungen, d. h. 
Raummerkmalen oder strukturellen Merkmalen, die 
fast überall auf der Welt relevant sind, sowie kultur- 
und lokalspezifischen Voraussetzungen zu unterschei- 
den. Eine universell geltende wichtige Voraussetzung 
ist, dass es in Städten Räume für Erholung, soziale 
Interaktion und soziales Leben - zum Beispiel öffent- 
liche Plätze, Grünräume und Parks, halböffentliche 
Räume wie Kirchen und Moscheen - geben muss (van 
den Berg et al., 2013; Rogers et al., 2011). Diese Räume 
müssen zugänglich und erreichbar sein (Aspekt von 
Teilhabe), aber auch bestimmte physische Eigenschaf- 
ten aufweisen. Protagonisten einer am Menschen ori- 
entierten Stadtplanung wie Jan Gehl betonen in diesem 
Zusammenhang insbesondere die räumliche Ermögli- 
chung von Lebendigkeit und das „menschliche Maß" 



Abbildung 3.5-1 

Teilhaberechte und Prinzipien der Eigenart als Voraussetzung 
für urbane Lebensqualität, Identität und Diversität. 

Quelle: WBGU 
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Kasten 3.5-2 

Indikatoren urbaner Lebensqualität und Bezug 
zur normativen Dimension Eigenart 

Ein Vergleich verschiedener Indikatorensysteme für 
Lebensqualität auf nationaler und spezifisch städtischer 
Ebene, wie dem Wellbeing-Index der OECD, dem Gross 
National Elappiness Index, dem City Prosperity Index oder 
Sustainable City Index zeigt, dass die Dimensionen der 
natürlichen Lebensgrundlagen und der Teilhabe in fast allen 
Ansätzen zu finden sind. Indikatoren, die der Dimension 
Eigenart entsprechen (könnten), finden sich nur implizit. 
Im City Prosperity Index von UN-Elabitat (2013c) wird bei- 
spielsweise das Sozialkapital als Sub-Index von Lebensqua- 
lität erhoben. Auf nationaler Ebene spielen Aspekte, die die 
Eigenart messen könnten, vor allem im subjektiven Ansatz 
des Gross National Happiness; Ura et al., 2012) eine Rolle. 


(„the human scale") als Maßstab für die Stadtgestal- 
tung (Gehl, 2010; Kasten 2.4-3): Urbane Räume soll- 
ten beispielsweise zum Verweilen und Interagieren ein- 
laden (z.B. durch geringe Weitläufigkeit und Sitzgrup- 
pen) und multifunktional sein, d. h. Innenstädte sollten 
neben Einkaufsgelegenheiten auch Gespräche, Spiele 
oder Erholung ermöglichen. Gebäude sollten nur so 
hoch sein, dass Nutzerinnen sich noch als Teil der Stadt 
fühlen und nicht davon abgehoben, das Tempo auf den 
Straßen sollte der Geschwindigkeit von Fußgängern 
und Radfahrern angepasst werden. 

Die Forschung zeigt darüber hinaus, dass Grün- 
räume als Erholungsflächen eine zentrale Rolle einneh- 
men (Kap. 2. 4. 1.1). Wichtig ist auch ein Mindestmaß 
an Freiraum zur eigenen Gestaltung, als Rückzugsraum 
oder auch zur Anpassung an alltägliche Bedürfnisse 
(Zurawski, 2014). Diese Aspekte sind förderlich für 
Gestaltungsautonomie und damit die Selbstwirksam- 
keit bei der Herstellung von Lebensqualität. Bei der hier 
fokussierten Interaktion zwischen räumlichen Settings 
und Infrastrukturen mit menschlichem Handeln wer- 
den auch Schnittstellen und Synergien zur Erhaltung 
der natürlichen Lebensgrundlagen deutlich. So kön- 
nen Infrastrukturen zur Förderung nachhaltiger Mobi- 
lität (öffentlicher Verkehr, einladende Rad- und Fuß- 
wege) auch soziale Interaktionen fördern und Barrieren 
zur Teilhabe an Mobilität senken. An der Schnittstelle 
zur Dimension Teilhabe stellt sich außerdem die Frage, 
wie die räumlichen Faktoren der Lebensqualität ver- 
teilt und für die verschiedenen Bevölkerungsgruppen 
zugänglich sind. 


Hier werden kulturelle Teilhabe, kulturelle Etikette und das 
Gemeinschaftsgefühl über subjektive Einschätzungen erfasst. 
Der Wellbeing-Index der OECD (2011a, 2013a, 2015d) geht 
auf die Qualität der sozialen Beziehungen ein und im Social 
Progress Index (Porter und Stern, 2014) werden Versamm- 
lungs- und Redefreiheit, Religionsfreiheit und Freiheit der 
Lebensentscheidungen, die Gleichheit von Minoritäten und 
die Toleranz gegenüber Minderheiten betrachtet, was auf die 
Realisierung der Anerkennung von Differenz hinweisen kann. 

Auffällig im Vergleich von nationalen und spezifisch städ- 
tischen Indikatoren ist, dass subjektives Wohlergehen, Orts- 
bindung und -identität, soziale Kohäsion und Qualität der 
Lebensumwelt kaum eine Rolle zu spielen scheinen. Ähnlich 
werden kulturelle Diversität und Innovativität in urbanen 
Räumen selten erfasst. Der WBGU schlägt daher einige Kate- 
gorien zur Betrachtung von Eigenart vor und formuliert mög- 
liche Indikatoren (Kap. 3.5.4; Tab. 3.5-2), um die Realisierung 
von Eigenart als normativer Dimension zu untersuchen. 


3. 5. 3. 2 

Soziale Kohäsion, Ortsidentität und Ortsbindung 

Lebensqualität und soziale Kohäsion einer (Stadt-) 
Gesellschaft hängen eng zusammen. Die Prinzipien 
„Anerkennung von Gestaltungsautonomie" und „Aner- 
kennung von Differenz" (Kap. 3.5.2) betonen zwar die 
Singularität von Menschen und heben die Qualität von 
Stadt als individuellem Entfaltungsraum hervor, der 
Anonymität und die Möglichkeit des Untertauchens in 
der Masse bietet. Gleichzeitig müssen Menschen sich 
zugehörig fühlen; ihre Identität entfaltet sich erst durch 
soziale Interaktionen und Beziehungen (Führer, 2008). 
Die individuelle Herstellung von Lebensqualität gelingt 
besonders gut in einem sozialen Umfeld, in dem sozi- 
ale Kohäsion, d.h. Inklusion, Zugehörigkeit und sozi- 
ales Vertrauen, gefördert werden und es starke sozi- 
ale Bindungen und Netzwerke gibt (Kap. 2.4). Sozi- 
ale Kohäsion fördert somit auch die soziale Resilienz 
einer Gesellschaft. In Städten ist die soziale Kohä- 
sion oft weniger stark ausgeprägt (Lev-Wiesel, 2006; 
Putnam, 2007; Cassiers und Kestelot, 2012). Umso 
wichtiger ist es, soziale Kohäsion u.a. über Räume für 
soziale Interaktion und kollektive Aneignungsprozesse 
räumlich zu ermöglichen. Ein Beispiel für die räumli- 
che Verhinderung sozialer Kohäsion war die Groß- 
siedlung Pruitt Igoe in St. Louis im US-Bundesstaat 
Missouri, die 1954 als „zukunftsweisendes Projekt" 
sozialen Wohnungsbaus errichtet wurde und knapp 
zwanzig Jahre später aufgrund von hohem Leerstand, 
Vandalismus und Kriminalität wieder abgerissen wer- 
den musste (Bell et al., 1996; Flade, 2015). Als Ursa- 
che wurde diskutiert, dass es in den engen Korridoren 
und durch dichte Bebauung keinen Raum für soziale 
Kontakte und Aktivitäten der Bewohnerinnen gegeben 
hatte. Die Bewohner blieben Fremde und es herrschte 
Misstrauen und Unsicherheit, auch weil die Korridore 
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und Fahrstühle eher Diebstähle und Überfälle ermutig- 
ten als positive soziale Interaktionen. Das heißt nicht, 
dass dicht bebaute Großwohnsiedlungen generell sozi- 
ale Kohäsion verhindern. Das Beispiel zeigt jedoch, wie 
eigentlich wohlmeinende Bauprojekte die Bedürfnisse 
und kulturellen Praktiken der Begegnung und sozialen 
Interaktion ihrer Zielgruppen missachten und ihre Ziele 
verfehlen können. 

Mit Ortsbindung und Ortsidentität wird insbeson- 
dere die Beziehung der Menschen zu ihrer räumlichen 
Umwelt betont und damit die Erinnerungen, Ideen und 
Gefühle sowie die empfundene Verantwortlichkeit, 
die Menschen mit ihren Lebensräumen verknüpfen 
(Kap. 2. 4. 1.2). Hierfür ist es notwendig, dass räumliche 
Umwelten angeeignet werden können und dass Men- 
schen die Möglichkeit haben, ihre räumliche Identität 
auszuleben, zum Beispiel indem sie sich in ihrer Umge- 
bung sicher bewegen und an von ihnen favorisierten 
Orten aufhalten können. Ferner ist es wichtig, dass 
Menschen an Veränderungen in ihren Lebensräumen 
beteiligt und ihre Bedürfnisse berücksichtigt werden 
(Führer, 2008) und dass sie über Ressourcen und Frei- 
heiten für die Raumnutzung verfügen. Das Gefühl von 
räumlicher und sozialer Zugehörigkeit kann dann auch 
die Bereitschaft zu lokalem Engagement erhöhen. Das 
Konzept der Bürgerhaushalte wurde beispielsweise auf 
Basis von Projekten entwickelt, in denen die Bewoh- 
nerinnen vernachlässigter Quartiere die Möglichkeit 
erhielten, verlassene Gebäude in ihrer Nachbarschaft 
selbst zu verwalten und zu bewirtschaften (Leavitt und 
Saegert, 1990). Wie eine Untersuchung zeigt, war die 
Ortsidentität der Beteiligten hierbei eine wichtige Res- 
source für die Bereitschaft, sich für die Aufwertung der 
Lebensumwelt zu engagieren und wurde mit der Mög- 
lichkeit der Selbstverwaltung gleichzeitig gestärkt. 

Zentral für die Entwicklung von Ortsidentität sind 
zwar soziale Prozesse, eine Facette der Zugehörigkeit 
zu einem Ort kann aber auch mit bestimmten hervor- 
stechenden Eigenschaften der gebauten Umwelt (sig- 
nifikante religiöse Orte oder Wahrzeichen) oder dem 
„Image" einer Stadt (Flade, 2015) Zusammenhängen. 

3. 5. 3. 3 

Innovativität, Kreativität und Konnektivität 

Im Übergang zu einer nachhaltigen Stadtentwicklung 
gilt es, Strukturen und Praktiken, die den Ansprüchen 
der Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen und 
der Teilhabe nicht genügen, zu erkennen und zu ver- 
ändern. Kreativität und Innovativität, zusammen mit 
Reflexionsfähigkeit und Offenheit, spielen für erneu- 
erungsfähige Stadtgesellschaften eine wichtige Rolle 
und schaffen einen Nährboden für die Transformation. 

Die Prinzipien der Gestaltungsautonomie und kultu- 
rellen Differenz beschreiben aus Sicht des WBGU tref- 


fend die Grundlagen, die für eine innovative Stadtge- 
sellschaft nötig sind. Dabei werden als sichtbare Ergeb- 
nisse ökonomisch verwertbare Formen von Innovati- 
vität genauso in den Blickwinkel genommen wie eine 
künstlerisch-kreative oder auf Anpassung und Resili- 
enz ausgerichtete Stadtgestaltung, die nicht primär auf 
eine ökonomische Verwertbarkeit abzielt. 

Moderne Gesellschaften sind für ihre ökonomische 
Entwicklung in hohem Maße auf individuelle Kreativi- 
tät und Innovationen angewiesen (Kasten 3.5-3). Die 
Entstehung und Verbreitung von Innovationen werden 
als zentrale Wachstumstreiber gesehen. Da die lokale 
Interaktion den Austausch von Ideen erleichtert (Jaffe 
et al., 1993), haben diese Prozesse in Städten eine räum- 
liche Dimension. Die Eigenart eines Ortes kann somit 
einen Wettbewerbsvorteil bieten, da die lokale Kons- 
tellation und Diversität von Wissen eine jeweils einzig- 
artige Ausgangslage schafft. Durch Externalitäten und 
die Übertragung von Ideen und Wissen auf unbetei- 
ligte Marktteilnehmer, sogenannte Wissens-Spillovers 
(Römer, 1986; Lucas, 1988), werden lokale Wirtschaft- 
simpulse weiter verstärkt. Dies gilt insbesondere, wenn 
der Anteil der qualifizierten Arbeitnehmer hoch ist. 

Richard Floridas (2005) Arbeiten zur „Creative 
Class" und dem Zusammenhang von „Talent, Toleranz 
und Technologie" sind Inbegriff eines solchen unmit- 
telbar ökonomisch nützlichen Eigenart-Verständnis- 
ses. In Bezug auf den Faktor „Talent" sind Produkti- 
vitätssteigerungen vor allem in Städten zu erwarten, 
denen es gelingt, allgemein Hochqualifizierte anzuzie- 
hen und zu binden (Glaeser und Gottlieb, 2006). Ver- 
schiedene Studien haben gezeigt, dass Städte, die eine 
hohe Lebensqualität bieten, erfolgreicher im Wettbe- 
werb um hochqualifizierte Arbeitnehmer sind (Glaeser 
und Gottlieb, 2006; Glaeser et al.,2001; Shapiro, 2006; 
Partridge, 2010). In Bezug auf „Toleranz" wird von 
Florida postuliert, dass Talente kreativer Professionen, 
wie Künstler, Wissenschaftlerinnen und Unternehmer, 
Städte bevorzugen, in denen eine hohe Akzeptanz für 
andere Werteinstellungen, Lebensentwürfe und kul- 
turelle Vielfalt existiert. Cohendet et al. (2009) und 
Chantelot et al. (2011) beschreiben die unterschied- 
lichen Wege, die sich kreative Ideen auf ihrem Weg 
zur ökonomischen Verwertbarkeit durch verschiedene 
Schichten einer Stadtgesellschaft suchen und welche 
vielfältigen, heterogenen Strukturen dafür benötigt 
werden. Dies ist instruktiv für das WBGU-Verständnis 
der Bedeutung einer hohen individuellen und kollekti- 
ven kulturellen Differenz. 

Doch auch über ökonomische Effekte hinaus kann 
Innovativität als Ressource verstanden werden, durch 
die reflexiv und kreativ mit zukünftigen Verände- 
rungen und Risiken umgegangen werden kann und 
eine Bereitschaft zur Akzeptanz von oder Beteiligung 
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Kasten 3.5-3 

Verständnis sozialer und technischer 
Innovationen 

Die Innovationsforschung spricht seit den späten 1980er 
Jahren in Abgrenzung von rein technisch verstandenen 
Erfindungen und Neuerungen von sozialen Innovationen, die 
insbesondere für eine Transformation zu einer nachhaltigen 
Gesellschaft benötigt werden (Zapf, 1989; Gillwald, 2000}. 

In einer weiten Definition von Innovationen wird kein 
Unterschied zwischen technischen und sozialen Innovationen 
gemacht, sondern ein Fokus auf die sozialen Prozesse gelegt, 
wodurch alle Innovationen als soziale Innovationen gesehen 


an transformativen Prozessen geschaffen wird. Imai 
(2014) weist auf die Zusammenhänge von kleinteili- 
gen sozialen Interaktionsräumen, social entrepreneur- 
ship und Kreativität mit Effekten für eine anpassungs- 
fähige und resiliente Stadtgestaltung hin. Bezogen 
auf Stadtplanerinnen wurde schon früh auf die Rolle 
von Städten als Laboratorien für eine Zukunftsfähig- 
keit hingewiesen (Jacobs, 1961). Neben Stadtplanern 
wird das Momentum des beabsichtigten Experimentie- 
rens und der kreativen Wissenserzeugung in den Modi 
des Kodesign und der Koproduktion seit einiger Zeit 
auch stärker von wissenschaftlichen Akteurinnen vor- 
angetrieben, die dadurch die Konnektivität und Refle- 
xivität von Stadtproduktion erhöhen. In Reallaboren 
(Schneidewind und Scheck, 2013), Urban Transition 
Labs (Nevens et al., 2013; DRIFT, 2014), Living Labs 
(Liedtke et al., 2015; Evans und Karvonen, 2011) oder 
Sustainability Transition (Luederitz et al., im Druck) 
wird Stadtgestaltung am Leitbild der Nachhaltigkeit 
ausgerichtet und gemeinsam mit lokalen Akteurinnen 
gestaltet (Kap. 10.2.1.2). 

3.5.4 

Eigenart als Baustein für Städterankings und 
Städteanalysen 

Mit der normativen Dimension Eigenart erweitert der 
WBGU die eigene Perspektive auf die Große Transfor- 
mation und betritt gleichzeitig Neuland in der Analyse 
und Bewertung von Städten. In den Diskurs um Urbani- 
tät und die Zukunft von Städten soll dabei nicht nur die 
Notwendigkeit lokaler kultureller Diversität, das „Recht 
auf Stadt" und die Anerkennung von Gestaltungsauto- 
nomie eingebracht werden. Vielmehr sollen auch die 
konkreten Betrachtungen, Analysen, Bewertungen und 
Vergleiche von Städten von verschiedenen globalen 
und lokalen Akteuren (von Stadtverwaltungen bis hin 
zu UN-Habitat) um einen Indikator erweitert werden, 


werden. In der Innovationsforschung bedeutet dies u. a., dass 
den Interpretationsprozessen bzw. der sozialen Anerkennung 
der Alternative als Neuheit eine zentrale Rolle zugeordnet 
wird (Vordank, 2005:43). Wichtiger für die Untersuchung 
von sozialem Wandel und Transformationsprozessen ist in 
diesem Zusammenhang jedoch der Fokus auf der Verände- 
rung der sozialen Praxis, d.h. der Veränderung etablierter und 
der Entstehung alternativer sozialer Praktiken im Innovati- 
onsprozess. Innovation wird damit verstanden als „Innovati- 
on sozialer Praktiken" (Schwarz und Howaldt, 2013:56), in 
dem z.B. alternative Materialitäten (wie Technologien), 
soziale Bedeutungen und Werteorientierungen, neue soziale 
Settings und neue Kompetenzen die etablierten Routinen 
verändern. 


der Eigenart abzubilden fähig ist. Um diesem Ziel näher 
zu kommen, ist noch erhebliche Forschungsarbeit not- 
wendig (Kap. 10.1.3). Dennoch können die vorange- 
gangen Überlegungen zu den zentralen Beobachtungs- 
kategorien eine Inspiration bieten. Tabelle 3.5-2 zeigt 
einige, aus der oben zitierten Literatur abgeleitete, noch 
weiter zu entwickelnde Vorschläge für mögliche Indi- 
katoren, die über die drei Beobachtungsschwerpunkte 
Aufschluss geben können. Diese sind orts- und kultur- 
spezifisch auf ihre Relevanz und Adäquatheit zu prü- 
fen. So spielen je nach Kulturraum öffentliche Räume 
für soziale Interaktionen oder Ortsbindung eine mehr 
oder weniger starke Rolle, da soziales Leben in einigen 
Kulturen vorwiegend in privaten Räumen stattfindet, 
in anderen auch im öffentlichen Raum. 

Der WBGU schlägt vor, Eigenart als ein multidimen- 
sionales Konstrukt zu erheben und dabei sowohl objek- 
tive räumliche Gegebenheiten und beobachtbare Phä- 
nomene der Aneignung und Diversität zu berücksich- 
tigen als auch subjektive Einschätzungen der Bewoh- 
nerinnen einzubeziehen. Dabei kann es sinnvoll sein, 
reale Settings direkt vor Ort zu beobachten (z.B. mit 
dem Behaviour-setting-Ansatz) und statistische und 
Befragungsdaten mit visuellem Material (Videoethno- 
graphie, Fototagebücher) zu koppeln. Zudem eignen 
sich hier insbesondere partizipative Erhebungsmetho- 
den (transect walk, participatory appraisal). 


3.6 

Dynamiken zwischen den drei Dimensionen des 
normativen Kompasses 

Der normative Kompass soll die Orientierung für 
die urbane Transformation zur Nachhaltigkeit bie- 
ten (Kap. 3.2). Die drei Dimensionen des Kompasses 
umschreiben den Raum, innerhalb dessen Städte sich 
entwickeln sollten sowie die Bedingungen, unter denen 
sie die Transformation zur Nachhaltigkeit gestalten 
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Tabelle 3.5-2 

Ideen für Indikatoren und Sub-Indizes zur Untersuchung von Eigenart. 
Quelle: WBGU 


Kategorie Indikatoren Subindizes 

Voraussetzungen Fußgänger- und > Geringe durchschnittliche Distanz und Zu-Fuß-Erreichbarkeit 

für urbane Radfahrerfreundlichkeit alltagsrelevanter Orte (Arbeit, Konsum, Freizeit, soziale 

Lebensqualität (Walkability bzw. Cycle- Infrastruktur) 

ability) > Sichere und einladende Fuß- und Radwege 

> Dichte bzw. Kompaktheit und Multifunktionalität von Quartieren 

> Anteil von Fußwegen an der Verkehrsmittelwahl (modal split) 


Innovativität, 

Kreativität, 

Konnektivität 


Anzahl und Nutzungs- 
arten/ -frequenzen (halb) 
öffentlicher und multi- 
funktionaler Räume 


Anzahl und Nutzungs- 
arten von Erholungs- 
räumen 


Liveability bzw. 
Städterankings 


Ortsbindung und 
Ortsidentität 


Soziale Kohäsion 


> Höhe des Anteils an öffentlichen Parks oder ähnlichen Räumen 
mit vielfältigen Nutzungsmöglichkeiten (z. B. Seen, Spielplätze, 
Sportanlagen) 

> Höhe des Anteils an Plätzen, öffentlichen Märkten, Bibliotheken, 
religiösen Einrichtungen 

> Frequenz der Nutzung 

> Nutzung durch verschiedene Bevölkerungsgruppen 

> Verweildauer 

> Heterogenität der Nutzungsarten (z.B. öffentliche Veranstaltun- 
gen, Versammlungen, Kundgebungen, soziale und Freizeitaktivi- 
täten) 

> Höhe des Anteils an öffentlichen Grün- und Erholungsräumen 
bzw. Grünraum- und Erholungsflächen pro Einwohner 

> Heterogenität der Landschaft, räumlich ermöglichte Nutzungs- 
arten 

> Frequenz der Nutzung 

> Nutzung durch verschiedene Bevölkerungsgruppen 

> Verweildauer 

> Heterogenität der aktuellen Nutzungsarten (vor allem soziale 
und Freizeitaktivitäten, aktive Bewegung) 

> Position der Stadt in Städterankings (z.B. „Most Liveable Cities 
Index“ der Zeitschrift Monocle, „Liveability Ranking and Over- 
View“ der Economist Intelligence Unit und der „Mercer Quality of 
Living Survey“ 

> Ausmaß der Ortsbindung bzw. Ortsidentität der Bevölkerung 
(wird z.T. als Subkategorie von urbaner Lebensqualität erhoben) 

> Ausmaß lokalen Engagements (Anzahl Nachbarschaftsorganisati- 
onen und deren Aktivität, Engagementbereitschaft und aktuelles 
Bürgerengagement) 

> Existenz und Umfang partizipativer Prozesse und der Beteiligung 
der Stadtbevölkerung 

> Höhe der sozialen Kohäsion der Bevölkerung bzw. verschiedener 
Bevölkerungsgruppen (wird z.T. als Aspekt von sozialem Kapital 
erhoben) 

> Ausmaß der Inklusion und des sozialen Vertrauens bzw. Höhe 
des sozialen Misstrauens und der Kriminalitätsfurcht 


Experimentierräume 
bzw. Grauzonen 


Soziale Innovativität 


Ökonomische 

Innovativität 


> Vorhandensein von Räumen für Experimente, z.B. „unregulierte“ 
Brachflächen, innovativ genutzter Leerstand, Räume für 
Zwischennutzungskonzepte 

> Vorhandensein von Raumpionieren (z.B. Kunst im öffentlichen 
Raum, innovative Wohnkonzepte 

> Anteil funktionaler, informeller Siedlungen 

> Anzahl Bottom-up-Prozesse und Initiativen der Stadtgestaltung 
oder -entwicklung (z. B. genossenschaftliches Bauen, inclusive 
urban design, urban gardening usw.) 

> Anzahl und Wirksamkeit politischer Förderprogamme für soziale 
Innovationen 

> Existenz bzw. Anzahl von Reallaboren, Urban Transition Labs 
oder Urban Sustainability Transition Labs 

> Social Entrepreneurship 

> Anzahl Beschäftigte im Kreativbereich 

> Anzahl Startups 

> Aktivitäten der Forschung und Entwicklung 

> Anzahl der Patente 
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können. Die aus normativer Sicht ableitbaren Anforde- 
rungen, etwa die Sicherung der Teilhabe und die Ein- 
haltung planetarischer Leitplanken, sind zwar univer- 
sell, aber die konkrete Umsetzung in den Städten wird 
durch eine große Vielfalt geprägt sein, die auch aus der 
Berücksichtigung der normativen Dimension der Eigen- 
art entspringt. Angesichts der vorhandenen Eigenart 
der Städte und ihrer sehr unterschiedlichen Ausgangs- 
tagen, z.B. kultureller und geographischer Gegeben- 
heiten, wird jede Stadt ihren eigenen Entwicklungs- 
pfad zur Nachhaltigkeit entwerfen und gestalten müs- 
sen. Die Unterschiede können extrem sein: So steht 
z.B. in den Slums der Großstädte Afrikas der Zugang 
zu den Mindeststandards für substanzielle Teilhabe im 
Vordergrund, während in vielen Städten in Industrie- 
ländern die großen Herausforderungen bei der Einhal- 
tung von Klimaschutzzielen überwiegen. Die Erhaltung 
der natürlichen Lebensgrundlagen und die Einhaltung 
der Mindeststandards für Teilhabe sind jedoch für alle 
Städte wichtige Ziele und gleichzeitig Voraussetzung 
dafür, dass sich die jeweilige Eigenart der Stadt entfal- 
ten kann. 

Die drei Dimensionen des normativen Kompasses 
sind nicht unabhängig voneinander, sondern beein- 
flussen sich gegenseitig (Abb. 3.6-1). So gibt es z.B. 
Schnittstellen zwischen lokalen Umweltproblemen und 
Teilhabe: Der „Zugang zu einer gesunden Umwelt" kann 
auch generell als eine Dimension der substanziellen Teil- 
habe betrachtet werden. Das Thema Wasser lässt sich 
als regionales Umweltthema fassen, wo es etwa um die 
Bedeutung der naturräumlichen Gegebenheiten bei der 
Versorgung einer Stadt mit Wasser (z. B. Niederschläge, 
Gletscher, Flüsse, Dürren, Grundwasserspiegel) sowie 
um den nachhaltigen Umgang mit diesen regionalen 
Wasserressourcen geht (Kap. 3.3.2). Das Thema Wasser 
lässt sich auch aus Sicht der Versorgung der Menschen 
fassen; dann wird es zu einer Dimension der substan- 
ziellen Teilhabe „Zugang aller Menschen zu ausreichend 
sauberem Trinkwasser" (Kap. 3.4.1), dessen Einhaltung 
unabdingbare Voraussetzung für die urbane Lebens- 
qualität ist. Langfristig gesehen wird die Beachtung der 
planetarischen Leitplanken zur Voraussetzung für die 
Erhaltung der Lebensgrundlagen der Menschheit und 
somit auch für die Sicherung von Teilhabe und Eigenart 
als Ressource für urbane Lebensqualität und für gesell- 
schaftliche Innovation. Das enge Zusammenspiel von 
Eigenart und Teilhabe, bei dem z. B. die Teilhabe als not- 
wendige Voraussetzung für die Entstehung von sozialer 
Kohäsion, Ortsbindung und Ortsidentität gesehen wird, 
wird in Kapitel 3.5.3 beleuchtet. 

Die drei Dimensionen des Kompasses können sich 
also positiv verstärken. Fokussiert man auf eine ein- 
zelne Dimension des Kompasses, kann dies aber auch 
erhebliche Zielkonflikte auslösen, die möglichst früh- 



Abbildung 3.6-1 

Dynamiken zwischen den drei Dimensionen des normativen 
Kompasses. Die drei Dimensionen N: Erhalt der natürlichen 
Lebensgrundlagen (Kap. 3.3), T: Teilhabe (Kap. 3.4) und 
E: Eigenart (Kap. 3.5) sind nicht unabhängig voneinander, 
sondern beeinflussen sich gegenseitig. Langfristig gesehen 
wird die Beachtung der planetarischen Leitplanken zur 
Voraussetzung für die Erhaltung der Lebensgrundlagen der 
Menschheit und somit auch für die Sicherung von Teilhabe 
und Eigenart als Ressource für urbane Lebensqualität und 
für gesellschaftliche Innovation. Teilhabe soll allen Menschen 
den Zugang zu den Grundlagen menschlicher Sicherheit und 
Entwicklung eröffnen und ist damit auch ein Fundament 
für die Ausgestaltung der Eigenart. Eigenart im Sinne einer 
Diversität städtischer Räume und Transformationspfade kann 
wiederum einen Nährboden für einen kreativen Übergang zu 
einer nachhaltigen Stadtgesellschaft schaffen. 

Quelle: WBGU; Grafik: Wernerwerke 

zeitig erkannt und berücksichtigt werden müssen. So 
ist es zum Beispiel nach Ansicht des WBGU im Hinblick 
auf die drohende Überschreitung der 2 °C-Klimaschutz- 
leitplanke keine angemessene Lösung mehr, zunächst 
über fossil getriebenes wirtschaftliches Wachstum die 
substanzielle Teilhabe von Menschen zu verbessern 
und erst später das Reparieren der Umweltschäden im 
Sinne der Erhaltung der natürlichen Lebensgrundla- 
gen in Angriff zu nehmen. Ebenso wird eine Priorität 
auf substanzieller Teilhabe unter Verzicht auf politische 
Teilhabe und Partizipation die Dimension der Eigenart 
schädigen, was negative Auswirkungen auf die Lebens- 
qualität der Bewohner haben wird. 

Die Herausforderungen und Prioritäten sind für die 
einzelnen Städte jeweils unterschiedlich. Der WBGU hat 
anhand der in Kapitel 7 bearbeiteten Siedlungsmuster 
die Entwicklungsrisiken des globalen Wandels skizziert, 
die aus Sicht der drei Dimensionen des normativen Kom- 
passes von besonders großer Bedeutung sind (Kap. 7.5). 
Angesichts des Zeitdrucks der Transformation sind von 
vorne herein integrative, systemische Lösungen gefor- 
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dert, diejeweils den gesamten, vomWBGU vorgestellten 
normativen Kompass in den Blick nehmen. Dessen drei 
Dimensionen dürfen nicht gegeneinander ausgespielt 
werden; die Ziele einer Dimension dürfen nicht auf Kos- 
ten einer anderen erreicht werden, denn alle Leitplanken 
und Dimensionen sollen eingehalten bzw. berücksichtigt 
werden, wenn Lebensqualität nachhaltig gesichert und 
gewährleistet werden soll. 

In der praktischen Umsetzung bedeutet dies eine 
große Herausforderung für Städte. Sie werden vor fun- 
damentale Fragen gestellt: Inwieweit lassen sich zum Bei- 
spiel die Sicherung der substanziellen Teilhabe und die 
Beachtung der planetarischen Leitplanken durch tech- 
nische Lösungen entschärfen (Entkopplung 1 . Ordnung) 
und welche Rolle werden soziale Innovationen und Sub- 
sistenz (Entkopplung 2. Ordnung) spielen (Kap. 3.5.3)? 
Wie lassen sich schnelles Handeln und langfristiges 
Denken vereinbaren? Wie kann angesichts des hohen 
Zeitdrucks die Partizipation der Bevölkerung an Pla- 
nungs- und Steuerungsprozessen gewährleistet werden 
(Kap. 8.3)? Wie kann die Berücksichtigung der Dimen- 
sion Eigenart in Zeiten rascher Umbrüche gelingen? 
Wie können die Innovationspotenziale für die Trans- 
formation besonders fruchtbar gemacht werden? Wie 
können in besonders dynamischen Situationen (z.B. 
stark beschleunigte Zuwanderungsraten) transitorische 
Lösungen gefunden werden, die allen drei Dimensio- 
nen des normativen Kompasses gerecht werden? Jede 
Stadt steht vor der Herausforderung, einen Such- und 
Lernprozess zu beginnen, um für diese schwierigen Fra- 
gen ihre eigenen Lösungspfade zu finden, die mit der 
langfristigen Perspektive der Transformation kompati- 
bel sind. 

Der WBGU ist überzeugt, dass für die Bearbeitung 
dieser Fragen das in diesem Kapitel skizzierte und 
auch international vielfach postulierte Entwicklungs- 
paradigma des integrierten Herangehens an Nachhal- 
tigkeitsprobleme mit einem systemischen Blick gute 
Chancen bietet. 

Der normative Kompass ist ein zentraler Bezugs- 
punkt, an dem sich die Städte in ihrer jeweiligen Rolle 
in der Großen Transformation orientieren können. Die 
folgenden Kapitel richten sich an diesem Konzept und 
seinen drei Dimensionen aus. Auch für die politischen 
Botschaften dieses Gutachtens - nicht zuletzt auch 
mit Blick auf die Habitat-III-Konferenz - kann dieser 
Kompass als Richtungsgeber dienen; an der integrier- 
ten Umsetzung der verschiedenen Dimensionen müs- 
sen sich die nachhaltigen Stadtentwicklungsprozesse auf 
dem Feld der Urbanisierung messen lassen. 
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Exemplarische transformative 
Handlungsfelder 



4.1 

Transformative Handlungsfelder: Konzept 

In seinem Gutachten „Gesellschaftsvertrag für eine 
Große Transformation" skizziert der WBGU die Notwen- 
digkeit, die Entwicklungspfade der Weltgesellschaft in 
Richtung Nachhaltigkeit zu steuern, so dass die plane- 
tarischen Leitplanken beachtet werden. Der dafür not- 
wendige Wandel erfordert eine neue Geschäftsgrund- 
lage, die der WBGU als „neuen Weltgesellschaftsver- 
trag für eine klimaverträgliche und nachhaltige Welt- 
wirtschaftsordnung" bezeichnet hat (WBGU, 2011:2). 
Dabei ist die Urbanisierung als eines von drei zentra- 
len Feldern identifiziert worden, an denen die Politik 
zur Transformation ansetzen muss. Dies ist u. a. dadurch 
begründet, dass die urbanen Räume für etwa 70% der 
globalen Endenergienachfrage verantwortlich sind und 
die urbane Bevölkerung bis Mitte des Jahrhunderts 
von heute knapp 4 Mrd. auf dann 6,5 Mrd. Menschen 
anwachsen wird (UN DESA, 2014). Das vom WBGU 
(2011) beschriebene Transformationsfeld „Urbanisie- 
rung" bildet die Basis für das vorliegende Gutachten 
(Kap. 3.1). 

Im Folgenden identifiziert der WBGU exemplarische 
transformative Handlungsfelder, also solche Bereiche 
der Stadtentwicklung, in denen der WBGU die größten 
potenziellen Hebelwirkungen für die urbane Transfor- 
mation zur Nachhaltigkeit sieht. Das Konzept der trans- 
formativen Handlungsfelder bildet eine der tragenden 
Säulen des vorliegenden Gutachtens, sowohl für die 
Darstellung der Herausforderungen der urbanen Trans- 
formation zur Nachhaltigkeit als auch für die Ableitung 
von Handlungsstrategien und Forschungsbedarf (Kap. 
9, 10). Die ausgewählten Handlungsfelder stehen auf 
der normativen Grundlage des in Kapitel 3 vorgestell- 
ten normativen Kompasses mit seinen drei Dimensio- 
nen (1) Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen, 
(2) Teilhabe und (3) Eigenart. Diese drei Dimensionen 
umschreiben den Raum, innerhalb dessen Städte sich 
entwickeln sollten sowie die Bedingungen, unter denen 
sie die Transformation zur Nachhaltigkeit gestalten 


können. 

Transformative Handlungsfelder sind also große, 
übergreifende Themen innerhalb des Transformations- 
felds „Urbanisierung". Die Auswahl der transformati- 
ven Handlungsfelder erfolgte mit Blick auf die Bedeu- 
tung für die Transformation, die quantitative wie sys- 
temische Relevanz, die Dringlichkeit, das Potenzial 
zur Vermeidung von Pfadabhängigkeiten sowie einen 
möglichst großen Zusatznutzen. Die Herausforderung 
bestand darin, die Breite des Themas Urbanisierung mit 
wenigen transformativen Handlungsfeldern anzudeu- 
ten und dabei Perspektivverengungen zu vermeiden. 

Bei den vom WBGU identifizierten transformativen 
Handlungsfeldern handelt es sich erstens um fünf Berei- 
che, die bereits international breit diskutiert werden, 
die der WBGU aber vor dem Hintergrund der Transfor- 
mation in Bezug auf Zeithorizonte und Größenordnun- 
gen neu rahmt: 

> Dekarbonisierung, Energie und Klimaschutz in Städ- 
ten (Kap. 4.2.1), 

> Mobilität und Verkehr (Kap. 4.2.2), 

> Baulich-räumliche Gestalt von Städten (urban form) 
(Kap. 4.2.3), 

> Anpassung an den Klimawandel (Kap. 4.2.4), 

> Armutsbekämpfung und sozioökonomische Dispari- 
täten (Kap. 4.2.5). 

Zweitens wurden drei weitere transformative Hand- 
lungsfelder ausgewählt, die international vergleichs- 
weise noch zu wenig politische Beachtung finden und 
in diesem Kapitel als Schwerpunkte behandelt werden: 

> Urbane Flächennutzung (Kap. 4.3), 

> Materialien und Stoffströme (Kap. 4.4), 

> Urbane Gesundheit (Kap. 4.5). 

Bei allen transformativen Handlungsfeldern legt der 
WBGU besonderen Wert auf die Akteurs- und Lösungs- 
perspektiven und fragt, welche Akteure und Maßnah- 
men eine transformative Wirkung entfalten können. 
Eine weitere übergreifende Perspektive sind die syste- 
mischen Fragen nach den Zielkonflikten, Zusatznutzen 
oder Blockaden sowie möglichen Fernwirkungen. 
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4.2 

International diskutierte Felder 

Im folgenden Kapitel werden ausgewählte, aus Sicht 
des WBGU besonders relevante transformative Hand- 
lungsfelder beschrieben, die bereits international dis- 
kutiert werden, die der WBGU aber vor dem Hinter- 
grund der Transformation in Bezug auf Zeithorizonte 
und Größenordnungen teilweise in einen neuen Kon- 
text stellt. Dies sind die fünf Handlungsfelder Dekar- 
bonisierung, Energie und Klimaschutz in Städten 
(Kap. 4.2.1), Mobilität und Verkehr (Kap. 4.2.2), die 
baulich-räumliche Gestalt von Städten (urban form; 
Kap. 4.2.3), die Anpassung an den Klimawandel in 
Städten (Kap. 4.2.4) sowie Armutsbekämpfung und 
sozioökonomische Disparitäten (Kap. 4.2.5). 


4.2.1 

Dekarbonisierung, Energie und Klimaschutz in 
Städten 

Städte sind für etwa 70% der globalen Energienach- 
frage und der globalen Treibhausgasemissionen verant- 
wortlich (Seto et al., 2014). Für die Transformation der 
Städte zur Klimaverträglichkeit geht es vor allem um 
zwei Dinge (WBGU, 2011): Die direkten C0 2 -Emissio- 
nen müssen auf Null zurückgeführt werden, und die 
Energienachfrage muss in Grenzen gehalten werden, um 
die globale Energiewende in Richtung C0 2 -emissions- 
freier Energiesysteme zu ermöglichen (Kap. 2.3). Dabei 
müssen auch die Emissionen durch Baustoffe berück- 
sichtigt werden (Kap. 4.4.1) sowie die „graue Energie", 
d.h. die Energie, die direkt und indirekt für den Bau 
von Gebäuden und Infrastrukturen aufgewendet wird. 
Letztlich müssen die Städte damit unabhängig vom ste- 
tigen Zufluss fossiler Energieträger werden. Millionen 
dezentraler Verbrennungsgeräte wie Öfen, Heizungen 
und Fahrzeuge müssen durch emissionsfreie Alterna- 
tiven ersetzt werden. Dies gilt (u.a. aus Gesundheits- 
gründen; Kap. 4.5) überwiegend auch für die Verbren- 
nung biobasierter Stoffe (Grübler et al., 2012). Gleich- 
zeitig muss der Zugang zu Energie und angemessener 
Infrastruktur für mehrere hundert Millionen heutiger 
und Milliarden zukünftiger Stadtbewohner erst noch 
geschaffen werden. 

Essenziell für die Transformation ist die Dekarboni- 
sierung der Energiesysteme, die aber nur zu einem Teil 
direkt in den Städten beeinflussbar ist. Städte können 
ihre Energie aufgrund der hohen Dichte der Nachfrage 
in der Regel nicht lokal erzeugen, sondern importie- 
ren entweder Energie oder Energieträger. So wird auch 
zukünftig die lokale Energieproduktion aus erneuer- 


baren Energien nur einen Bruchteil der lokalen Ener- 
gienachfrage in Städten bedienen können; Grübler et 
al. (2012:1311) nennen hier einen Wert von weniger 
als 1% für Megastädte. Entscheidungen auf der Stadt- 
ebene haben damit weniger Einfluss auf die Energiean- 
gebots- als auf die Nachfrageseite. 

Ein zentraler Ansatzpunkt für den Klimaschutz 
in Städten ist die Senkung der Energienachfrage von 
Gebäuden. Im Jahr 2010 waren Gebäude für 32% der 
globalen Energienachfrage und 19% der energiebe- 
dingten Treibhausgasemissionen verantwortlich, wobei 
6,4% direkte Emissionen sind (Lucon et al., 2014). 
Nach Analysen von Ürge-Vorsatz et al. (2012:653) 
kann die Energienachfrage von Gebäuden durch holis- 
tisch geplante Nachrüstungen um 50-90% gesenkt 
werden, und neue Gebäude können mit 10-40% des 
Energiebedarfs konventioneller Gebäude auskommen. 
Null- oder gar Plusenergiegebäude sind dagegen nur 
für ausgewählte Gebäudetypen und Siedlungsstruktu- 
ren möglich, in der Regel bei niedrigen Gebäuden und 
wenig dichter Besiedlung. Insgesamt wäre nach Ana- 
lyse der Autoren eine Senkung der globalen Energie- 
nachfrage von Gebäuden um 46% bis 2050 möglich 
(Ürge-Vorsatz et al., 2012). Ein Ansatzpunkt zur Effi- 
zienzverbesserung ist das Konzept der Energy Servi- 
ces, wobei Nutzer anstelle von Energie (z.B. Erdgas 
oder elektrische Energie) Verträge über die Bereit- 
stellung entsprechender Energiedienstleistungen (z.B. 
Wärme oder Licht) abschließen, was für die anbieten- 
den Unternehmen den Anreiz erhöht, diese möglichst 
effizient zur Verfügung zu stellen. 

Ein weiterer wichtiger Hebel für den Klimaschutz in 
Städten ist der Transport (Kap. 4.2.2). Ansatzpunkte 
sind hier eine Landnutzungsplanung zur Reduzierung 
der Nachfrage nach motorisierter Mobilität, der Aus- 
bau des öffentlichen Nahverkehrs, Effizienzverbesse- 
rungen und Elektrifizierung von Fahrzeugen sowie ver- 
besserte Frachtlogistik (Gouldson et al., 2015). Direkte 
und indirekte Emissionsminderungen können darü- 
ber hinaus im Abfallsektor, etwa durch Recycling, und 
durch integrative Planung von Infrastrukturen (z.B. 
Energie, Wasser, Abfall) erreicht werden. Grübler et 
al. (2012: 1311) kommen zu dem Schluss, dass für die 
zukünftige Energienachfrage in Städten generell syste- 
mische Aspekte wichtiger sind als Eigenschaften indivi- 
dueller Verbraucher und Technologien: So ist etwa der 
Anteil von öffentlichem und unmotorisiertem Verkehr 
relevanter für die transportbedingte Energienachfrage 
als die Effizienz der Fahrzeugflotte. Die Energienach- 
frage in Einfamilienhausgebieten mit Passivhausstan- 
dard und Hybridautos kann bedingt durch die langen 
Arbeitswege insgesamt höher sein als diejenige in dich- 
teren und kompakten Städten mit einem hohen Anteil 
an ÖPNV sowie Fußgängern und Fahrradfahrern, auch 
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wenn dort die Häuser schlechter gedämmt sind. 

Die baulich-räumliche Gestalt von Städten (urban 
form) hat nicht nur einen erheblichen Einfluss auf die 
Lebensqualität in Städten (Kap. 4.2.3), sondern auch 
auf die Energienachfrage, die direkten und indirek- 
ten Emissionen, die Materialflüsse oder die Müllpro- 
duktion. Ansatzpunkt ist etwa das Management des 
Städtewachstums mit dem strategischen Ziel, die Zer- 
siedelung und die Abhängigkeit von Autos zu reduzie- 
ren (Kap. 4.2.3; Seto et al., 2014; Floater et al, 2014). 
Weitere Ansatzpunkte sind die Förderung von Fern- 
wärme- oder -kühlsystemen oder der Nutzung von 
Abwärme (UNEP, 2015). 

Mehrere hundert Millionen Stadtbewohner in Län- 
dern mit niedrigem bis mittleren Einkommensniveau 
haben keinen Zugang zu Elektrizität oder können sich 
die Nutzung von sauberen und sicheren Energiequel- 
len nicht leisten, was erheblich negative Effekte für die 
Gesundheit und die lokale Luftqualität hat (IEA und 
World Bank, 2015). Viele dieser Menschen leben in 
informellen Siedlungen, ein großer Teil davon in Südost- 
asien und in Afrika südlich der Sahara. Oft fehlt neben 
dem Zugang zu Elektrizität und moderner Energie zum 
Kochen auch der Zugang zu sauberem Trinkwasser und 
sanitären Anlagen. Hindernisse für die angemessene 
Versorgung dieser Menschen mit Energie hängen viel- 
fach mit dem allgemeinen Umgang der Stadtregierun- 
gen mit informellen Siedlungen zusammen. Hier sind 
eher kostengünstige und schnell zu implementierende 
Lösungen gefragt als großangelegte Neuplanungen, die 
auf unrealistisch hohe Kapitalbereitstellungen über 
lange Zeiträume angewiesen sind (Grübler et al., 2012). 
Nach Einschätzung von Cartwright (2015) könnten 
etwa die derzeitigen technischen Fortschritte bei Pho- 
tovoltaik, Speichertechnologie und Beleuchtung in afri- 
kanischen Städten erheblich zur Reduktion der Nach- 
frage nach Energie aus Großkraftwerken beitragen und 
gleichzeitig lokale Einkommensmöglichkeiten schaffen. 
Auch im Sanitärbereich gibt es technologische Alterna- 
tiven zu großangelegten Infrastrukturen, etwa Kom- 
posttoiletten oder Biogasanlagen, die als Zusatznutzen 
Energie bereitstellen (Cartwright, 2015). 

Nach Analysen von Gouldson et al. (2015) hat eine 
klimaverträgliche Entwicklung für Städte unmittelbare 
ökonomische Vorteile: So könnten sich die Investitio- 
nen in eine energieeffiziente Infrastruktur durch die 
eingesparte Energie bereits nach 16 Jahren amortisie- 
ren und im Zeitraum 2015-2050 global zu Einsparun- 
gen von 16,6 Billionen US-$ führen. 


4.2.2 

Mobilität und Verkehr 

Die Integration von urbaner Verkehrs- in urbane Flä- 
chennutzungsplanung wird in allen jüngeren globalen 
Berichten zur Urbanisierung als eine zentrale Erfolgs- 
bedingung für eine nachhaltige Stadtentwicklung gese- 
hen (z.B. UN-Habitat, 2013a; OECD, 2015a; UNEP, 
2015). Als eines der Hauptprobleme gilt die Domi- 
nanz privater motorisierter Mobilität, die wesentlich 
die Entwicklung der Städte in Bezug auf Form, Struktur 
(Zersiedlung) und Funktion (starke funktionale Tren- 
nung) mitgeprägt hat. Die Folge war eine sich selbstver- 
stärkende Krise der städtischen Verkehrssysteme, bei 
der in einem Teufelskreis auf steigende Fahrzeugzah- 
len stets mit einer Ausweitung der infrastrukturellen 
Kapazitäten reagiert wurde (UN-Habitat, 2013a:98). 
In der Folge führte dies dazu, dass in vielen Städten 
Staus, verbunden mit starker Luftverschmutzung und 
dauerhafter Lärmbelastung zum Alltag zählen und sich 
Fahrt- und Transportzeiten erheblich verlängert haben. 
Die wirtschaftlichen Kosten städtischer Verkehrsstaus 
werden als sehr hoch eingeschätzt: Die dadurch verur- 
sachten Verluste an Produktivität und verschwendeten 
Treibstoffen beliefen sichz.B. 2010inden USA auf 101 
Mrd. US-$ oder 713 US-$ pro Pendler (UN-Habitat, 
2013a: 60). In Buenos Aires, Mexiko-Stadt und Dakar 
werden die Kosten von Verkehrsstaus auf ca. 3 % des 
BIP beziffert (UNEP, 2012a: 34), in Kairo auf 4% des 
BIP (UKAID und DFID, 2012:8). Transportsysteme 
nehmen wegen ihres Einflusses auf physische Akti- 
vität, Luftqualität, Unfallgefährdung, Lärmbelastung 
sowie psychosozialen Stress erheblichen direkten und 
indirekten Einfluss auf die Gesundheit der Stadtbevöl- 
kerung (WHO und UN-Habitat, 2010: 111). WHO und 
UN-Habitat (2010) benennen sieben Elemente für eine 
Verbesserung urbaner Transport- und Verkehrssysteme: 
Ausgangspunkt ist die Vision einer sozial gerechten, 
umweltverträglichen und barrierefreien Verkehrsent- 
wicklung für alle Stadtbewohner, die Schaffung eigener 
Räume für nicht motorisierte Mobilität, die Verbesse- 
rung von Fahrzeugstandards, der Einsatz ökonomischer 
Instrumente (Steuern, Gebühren) zur Eindämmung von 
Verkehr mit hoher Luftverschmutzung sowie Maßnah- 
men zur Verbesserung der Straßenverkehrssicherheit. 

Funktionierende öffentliche Transportinfrastruktu- 
ren und Raum für nicht motorisierte Mobilität gelten 
zudem als Kernelemente zum Abbau urbaner Ungleich- 
heit - also zur Verkleinerung des „urban divide" (UNEP, 
2012a: 34; UKAID und DFID, 2012). Von Armut betrof- 
fene urbane Bevölkerungsgruppen sind überproporti- 
onal negativ von wenig leistungsfähigen städtischen 
Verkehrssystemen betroffen, da sie in der Regel am 
abhängigsten von nicht motorisierter Mobilität bzw. 
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öffentlichen Verkehrssystemen sind (WHO und UN- 
Habitat, 2010). Sie leben und arbeiten oftmals direkt 
an Straßen mit dichtem Verkehr und häufigen Staus. 
Damit sind diese Bevölkerungsgruppen verstärkt 
der Belastung durch Luftverschmutzung, Lärmbelas- 
tung, Unfallrisiken sowie soziale Isolation durch man- 
gelnde Mobilitätsoptionen ausgesetzt, die maßgeblich 
vom motorisierten Individualverkehr ausgehen. Inso- 
fern können sich die Art des Transportsystems und 
die dadurch verursachten Belastungen negativ auf die 
physische und mentale Gesundheit auswirken. Zudem 
kann der Mangel an nutzbaren Verkehrsmitteln den 
Zugang zu Gesundheitsversorgung behindern (WHO 
und UN-Habitat, 2010: 111). Eine Verkehrsplanung, 
die dem Recht auf eine Grundversorgung mit Mobi- 
lität besonders auch für die wirtschaftlich benachtei- 
ligte Stadtbevölkerung gerecht wird, ist - so das Fazit 
der meisten globalen Urbanisierungsberichte die sich 
mit diesem Thema befassen (UNEP, 2012a: 34; UKAID 
und DFID, 2012; WHO und UN-Habitat, 2010; Sims 
et al., 2014) - zentral für eine sozial inklusive Stadt- 
entwicklung. Wenn bei der Verkehrsplanung Ziele wie 
Verkehrssicherheit, allgemeine Zugänglichkeit, Zeiter- 
sparnis für arme Bevölkerungsgruppen sowie Emissi- 
onsminderungen, minimale Auswirkungen auf Umwelt 
und menschliche Gesundheit verfolgt werden, kann die 
Gestaltung der urbanen Verkehrssysteme ein Kataly- 
sator nachhaltiger Stadtentwicklung sein (Sims et al., 
2014: 604). Erreichen lässt sich dies, indem insbeson- 
dere öffentliche Verkehrssysteme sowie Fuß- und Rad- 
verkehr gestärkt werden. 

Vor allem in Entwicklungs- und Schwellenländern 
hat die städtische Verkehrsplanung den Bedarf an 
nicht motorisierter Mobilität stark vernachlässigt (UN- 
Habitat, 2009b: 156). Zugleich ist das Angebot öffent- 
lichen Nahverkehrs sehr schwach ausgeprägt, so dass 
dieses Vakuum durch private Dienste wie Minitaxis, 
Jeepneys, Matatus, Tuk-Tuks, Rikschas usw. aufgefüllt 
wurde. Entwicklungs- und Schwellenländer haben die 
Möglichkeit, beim Aufbau öffentlicher Verkehrssys- 
teme durch Leapfrogging die Fehler der Industrieländer 
zu vermeiden, die Verkehrsstaus durch Erhöhung der 
Kapazitäten der Verkehrsinfrastrukturen zu bekämp- 
fen versuchten, aber damit zusätzliches Verkehrsauf- 
kommen provozierten (UNEP, 2012a: 34). 

Die städtische Verkehrsplanung erlebt aufgrund 
dieser Erfahrungen derzeit einen Paradigmenwechsel, 
bei dem sich das Verständnis der Planer von bloßen 
Infrastrukturentwicklern zu Förderern urbaner Mobi- 
lität für alle erweitert. Dies wird als Slow-road-Bewe- 
gung bezeichnet und bedeutet, dass „urban plan- 
ners are asserting their role over traffic engineers or, 
at least, adopting an integrated approach rather than 
one that reduces city function down to vehicle move- 


ment." (UN-Habitat, 2009b: 127). UN-Habitat spezifi- 
zierte in Folge diesen Paradigmenwechsel (UN-Habitat, 
2013a: 198) und plädiert für eine holistische Herange- 
hensweise sowie systemisches Denken und Handeln: 
„It is essential that travel is recognized as a 'derived 
demand' - i.e. derived from the need for people to soci- 
ally and economically 'internet'. The end or objective 
of most travel is to meet a friend, earn income, attend 
school or purchase a good, not movement per se". Ein 
wichtiges Element dieses Paradigmenwechsels ist damit 
die Erreichbarkeit: In Städten mit guter Erreichbarkeit 
(accessible cities) liegen nicht nur bestimmte Orte (z.B. 
Arbeit, Wohnen) nah beieinander, sondern diese Städte 
verfügen auch über sichere Fußgänger- und Radfahr- 
wege sowie erschwingliche und qualitativ hochwertige 
öffentliche, klimaverträgliche Transportmöglichkei- 
ten. Ähnlich argumentieren auch der IPCC (Sims et al., 
2014), LSE Cities et al. (2013), WHO und UN-Habitat 
(2010). UNEP (2012a:34f.) betont in diesem Zusam- 
menhang den Zusatznutzen klimaverträglicher, integ- 
rierter Verkehrsentwicklung und plädiert für Investitio- 
nen in Projekte, die Verkehrsaufkommen mindern oder 
vermeiden helfen. Dabei wird neben klimaverträglichen 
Antrieben auch die Förderung der Fußgängerfreund- 
lichkeit in der Verkehrsentwicklung (Pedestrianisation) 
als ein zentrales Element genannt. 

UN-Habitat (2013a: 200f.) identifiziert in seinem 
Bericht „Planning and design for urban mobility" sechs 
Politikfelder für eine nachhaltige städtische Verkehrs- 
politik. Neben der (1) Förderung integrierter Verkehrs- 
und Flächennutzungsplanung wird für eine (2) Wie- 
derbelebung städtischer Verkehrsplanung, insbeson- 
dere die Verknüpfung zwischen urbaner Form und Ver- 
kehrsplanung durch die Optimierung von Dichte und 
funktionaler Mischung plädiert. (3) Zudem wird die 
Neuausrichtung von Investitionen in Transportinfra- 
strukturen als Handlungsfeld identifiziert, insbeson- 
dere die Erhöhung öffentlicher Ressourcen für Ver- 
kehrsinfrastrukturen, die der Mehrheit der Stadtbe- 
völkerung zugutekommen. Der gegenwärtige Hang zu 
Straßenbau und Autobahnen, so UN-Habitat (2013a), 
sollte korrigiert und mehr Mittel für nicht motorisierte 
Mobilität und öffentliche Transportinfrastrukturen ein- 
gesetzt werden. Darüber hinaus wird (4) bei Investiti- 
onsentscheidungen der Teilhabe großes Gewicht gege- 
ben, um sicherzustellen, dass Planungs- und Investiti- 
onsentscheidungen sozial inklusiv sind und alle Bevöl- 
kerungsgruppen repräsentieren. Schließlich werden (5) 
die Neuausrichtung der städtischer Institutionen und 
der urbanen Governance auf diese Ziele sowie (6) die 
Reform des rechtlichen und regulatorischen Rahmens 
genannt, um die skizzierten Maßnahmen zu ermögli- 
chen. 

Es gibt zumindest in größeren Städten in Industrie- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


- 167 — 


Drucksache 18/9590 



U-Bahn -188 
1 863, London, Großbritannien 

. . Autofreie Zonen - 360+ 

' — ' 1953, Rotterdam, Niederlande 

_ Bus Rapid Transit - 1 60 
1974, Curitiba, Brasilien 

_ Car Sharing - 1 ,000+ 

1987, Zürich, Schweiz 

■ - Mobilitätskarten - 250+ 

' — ' 1992, Oulu, Finland 


Bike Sharing - 500+ 
1998, Rennes, Frankreich 


. . Umweltzonen - 21 0+ 

' — ' 2003, Tokio, Japan 

_ Google Transit Web Apps - 250 
* 2005, Portland, USA 


Abbildung 4.2-1 

Urbane Mobilität im Umbruch. Erste Einführung und globale Verbreitung progressiver Planungs- und Govemance-Ansätze. 
Quelle: angelehnt an Elidalgo und Zeng, 2013 


ländern erste Indikatoren für eine Trendwende in 
der Verkehrsentwicklung, auf der nachhaltigere Pla- 
nungs- und Governance-Ansätze aufbauen können 
(Abb. 4.2-1). Immer mehr Städte führen Umweltzo- 
nen ein oder verbieten den Zugang von motorisiertem 
Individualverkehr in die Innenstädte. Heute gibt es 
bereits in über 210 Städten Umweltzonen und in über 
360 Städten autofreie Zonen. Im Jahr 2000 gab es in 
nur fünf Städten Mietfahrräder, im Jahr 2013 verfüg- 
ten bereits 678 Städte in Industrie- und Schwellenlän- 
dern über diese Möglichkeit und in 186 Städten gab es 
Planungen für die Einrichtung von Mietradsystemen. 
In Nordamerika ist die Zahl der Car-Sharing-Nutzer 
von 12.000 (2003) auf rund 1 Mio. (2013) gestiegen 
(GCEC, 2014: 14). Dagegen hat sich die Verbreitung von 
Elektromobilität langsamer entwickelt als antizipiert. 

4.2.3 

Baulich-räumliche Gestalt von Städten 
(urban form) 

Die baulich-räumliche Gestalt von Städten (urban 
form) hat einen erheblichen Einfluss auf viele Aspekte 
der Transformation zur Nachhaltigkeit, etwa auf 
Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel, 
Ressourcennutzung, Zugang zu adäquatem Wohn- 
raum und öffentlichen Räumen. Sie prägt darüber hin- 
aus die Ortsbindung und Identität der Stadtbewohner. 
Dabei können die langen Lebensdauern von Gebäu- 
den und urbanen Infrastrukturen zu Pfadabhängig- 


keiten (z.B. der Energienutzung, der Emissionen, der 
Lebensstile und Konsummuster usw.) führen, die auf 
lange Sicht schwierig zu ändern sind (Seto et al., 2014). 
Andererseits kann eine lange Lebensdauer auch Vor- 
teile in Bezug auf Ressourceneffizienz oder Ortsiden- 
tität haben. Städtebau (formal oder informell) ist somit 
ein entscheidender Hebel für eine Initiierung positiver, 
aber auch negativer Pfadabhängigkeiten von Städten. 

Sowohl Gebäude als auch die durch sie bestimm- 
ten öffentlichen oder privaten Freiräume definieren 
die bauliche Gestalt von Städten. Je nach betrachtetem 
Maßstab (Parzelle, Block, Quartier, Gesamtstadt oder 
Region) rücken dabei verschiedene Aspekte in den 
Vordergrund: Während die Parzelle vor allem durch die 
Form und das Material einzelner Gebäude geprägt wird, 
sind für die Gesamtstadt stärker Fragen von Dichte, 
Nutzung, Interkonnektivität und Zugang relevant (Seto 
et al., 2014). Dabei stehen die baulichen Aspekte von 
Stadtgrundriss und Stadtaufriss stets in einer Wech- 
selbeziehung zu den sozialen Aspekten der Wahrneh- 
mung und des Gebrauchs von städtischen Räumen 
(Mayer et al., 2011:63). Durch diese Beziehung zeigt 
sich der Mehrwert, den urbane Räume jenseits einer 
abstrakten Zuordnung von Funktionen besitzen (Wolf- 
rum und Nerdinger, 2008). Nach Mayer et al. (2011) 
führt eine hohe Qualität der gebauten Umwelt zu einer 
höheren Akzeptanz bei den Bewohnerinnen bzw. Nut- 
zenden und fördert damit die Belebung urbaner Räume. 
Je größer die Möglichkeiten der Raumaneignung sind, 
desto wahrscheinlicher wird die Ortsbindung der 
Stadtbevölkerung. Architektur und Städtebau müssen 
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dabei einen starken Rahmen bieten, der Veränderun- 
gen, Ergänzungen und Erweiterungen verträgt (Mayer 
et al., 2011: 64). Aufgrund der steten Veränderungen 
von Stadtumwelt, Lebensstilen und Präferenzen der 
Stadtbevölkerung kann es kein konstantes, zeitunab- 
hängiges Optimum baulicher Gestaltung geben. Die 
gebaute Umwelt nutzt sich ab und die Bewohner und 
ihre Lebensstile verändern sich. Daher müssen Gebäude 
und Außenräume sich anpassen können, ohne dabei 
an Qualität zu verlieren (Mayer et al., 2011: 64). Nach 
Ascher sollten „new urbanisms (...) be a flexible urba- 
nism, aesthetically opened, reflexive, with active parti- 
cipation and, formally speaking, an urbanism of devices 
able to elaborate and negotiate Solutions rather than 
drawing specific plans." (Ascher, 2001:85, zitiert in 
Duarte und Beirao, 2011: 879). 

Die baulich-räumliche Gestalt von Städten hat zudem 
erheblichen Einfluss auf Ressourcennutzung und die 
Energieeffizienz von Städten. Es wird z. B. geschätzt, 
dass der weltweite Gebäudebestand für ca. 31 % des 
globalen Energieverbrauchs verantwortlich ist (Ürge- 
Vorsatz et al., 2012: 653). Um den hohen städtischen 
Energieverbrauch zu senken, muss die Energieeffizienz 
sowohl von Gebäuden (Gebäudedämmung) als auch der 
gesamten Stadt verbessert werden (Lucon et al., 2014; 
Seto et al., 2014; World Bank, 2010a). 

Angesichts der geopolitischen und kulturellen Viel- 
falt von Städten gibt es keine allgemeingültige „opti- 
male" Gestalt oder Dichte für Städte (Grübler et al., 
2012: 1387). Stattdessen bietet das Konzept der kom- 
pakten und durchmischten Stadt eine Orientierung für 
lokal passende Lösungen (Seto et al., 2014). Demnach 
sollten Städte kompakt geplant bzw. bestehende Städte 
nachverdichtet werden. Hierdurch lassen sich zum 
einen der Energieverbrauch und die C0 2 -Emissionen 
von Städten verringern und zum anderen die Lebens- 
qualität und die Gesundheit der Bewohner verbessern 
(Milner et al., 2012). Allerdings sind auch bei dieser 
Strategie mögliche Zielkonflikte zu beachten; z. B. kön- 
nen bei zu starker Verdichtung und zu wenigen Frei- 
und Grünräumen der urbane Hitzeinseleffekt verstärkt 
(Seto et al., 2014: 977) und soziale Probleme bei zu gro- 
ßer Bevölkerungsdichte und Anonymität vergrößert 
werden (Kap. 2.4). 

Nach UN-Habitat (2015a) umfassen die Prinzi- 
pien nachhaltiger Quartiere u. a. eine hohe (Einwoh- 
ner-) Dichte (mehr als 15.000 Einwohner pro km 2 ); 
Mischnutzung (mehr als 40 % der Erdgeschossflächen 
sollten wirtschaftlich genutzt werden), eine gute sozi- 
ale Durchmischung der Quartiere (20-50% der Wohn- 
nutzung soll sozialer Wohnungsbau sein), eine Limi- 
tierung von Einfamilienhäusern (weniger als 10% des 
Quartiers) und die Schaffung von adäquatem Straßen- 
raum (30 % der Flächen sollte für die Straßen- bzw. 


Verkehrsnutzung zur Verfügung gestellt werden). Die 
kompakten Quartiere sollten zudem ein öffentliches 
Leben der Stadtbevölkerung ermöglichen, fahrrad- und 
fußgängerfreundlich sowie für alle Einkommensgrup- 
pen erschwinglich sein (UN-Habitat, 2015a, b). 

Auch wenn diese generellen Prinzipien einer nach- 
haltigen Stadtgestalt bekannt sind und internatio- 
nal vertreten werden (UN-Habitat, 2015b), werden 
sie vielfach nicht umgesetzt. Äußere Einflüsse wie 
z.B. planerische Regelungen und ökonomische Fakto- 
ren fördern noch immer Zersiedelung (urban sprawl) 
oder die Errichtung von Einfamilienhaussiedlungen 
mit geringer Dichte. Auch werden häufig die Möglich- 
keiten der passiven oder aktiven Energieeinsparung in 
Gebäuden oder Quartieren mangels möglicher Anreize 
oder aus Unkenntnis von Planern und Investoren nicht 
genutzt (Ürge-Vorsatz et al., 2012:702). Voraussetzung 
einer transformativen Stadtgestaltung sind die Ent- 
wicklung und Umsetzung lokal angepasster, adäquater 
Designstrategien zur klimagerechten und menschenori- 
entierten Stadt- und Quartiersplanung. Dabei ist neben 
den geographischen Gegebenheiten und technischen 
Möglichkeiten vor allem der soziokulturelle Kontext 
zu beachten. Zudem sollte sich die baulich-räumliche 
Gestalt stets am „menschlichen Maßstab" orientieren 
(Gehl, 2010; Kasten 2.4-3). 

Die kompakten Quartiere und Städte sollten anpas- 
sungsfähig und flexibel gestaltet werden, damit z.B. 
auf eine Änderung von Lebensstilen oder auf Umwelt- 
katastrophen reagiert werden kann. Insbesondere für 
Städte mit risikoexponierter Lage (z.B. Sturm- und 
Flutrisiken) kann uncertainty oriented planning eine 
sinnvolle Option sein (Jabareen, 2013:222). Schließlich 
können bei höherer Flexibilität neue Erkenntnisse oder 
technische Neuerungen der städtischen Infrastruktur 
leichter integriert werden. Bei der baulich-räumlichen 
Gestalt einer Stadt sollten möglichst viele Akteure in 
die Stadtentwicklung einbezogen werden. Dies erhöht 
nicht nur die Ortsbindung der Bewohner, sondern för- 
dert zudem den kreativen Suchprozess einer transfor- 
mativen Stadtgestaltung (Kap. 8.3). 

4.2.4 

Anpassung an den Klimawandel 

Der Klimawandel wird zunehmend indirekte wie direkte 
Auswirkungen auf die Lebensbedingungen von Stadt- 
bewohnern haben. Klimarisiken in Städten sind regi- 
onal unterschiedlich und mit hohen Unsicherheiten 
behaftet. Dabei geht es um direkte Effekte wie Tempe- 
raturextreme, Dürren oder Überschwemmungen sowie 
indirekte Effekte, etwa klimabedingte Änderungen der 
Nahrungsmittelverfügbarkeit in den Städten oder Aus- 
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Wirkungen auf die Wasser- oder Elektrizitätssysteme. 
Der globale Klimawandel interagiert dabei mit klima- 
tischen Besonderheiten der Städte (Rosenzweig et al., 
2011). Ein Beispiel ist der städtische Hitzeinseleffekt: 
Beton und andere Baumaterialien absorbieren Wärme, 
und durch die Beseitigung von Vegetation sowie die 
Versiegelung von Flächen nehmen Verdunstung und 
ihre kühlende Wirkung ab. 

Es wird geschätzt, dass sich durch einen Meeres- 
spiegelanstieg von einem halben Meter die Zahl der 
gefährdeten Menschen mehr als verdreifachen und 
der Umfang der gefährdeten Vermögenswerte (z.B. 
Hafen- oder Industrieanlagen) verzehnfachen könnten 
(Hanson et al., 2011; Revi et al., 2014a: 19). Zu den 
20 in Bezug auf Menschen und Vermögenswerte am 
meisten gefährdeten Städten zählen Mumbai, Guang- 
zhou, Shanghai, Miami, Ho Chi Minh City, Kolkata, New 
York, Osaka-Kobe, Alexandria, Tokyo, Tianjin, Bang- 
kok, Dhaka und Hai Phong. 

Es gilt, solche Risiken zu mindern sowie die Anpas- 
sung an Klimarisiken und die Resilienz zu verbessern. 
Städte müssen im Rahmen der Katastrophenvorsorge 
Strategien für den Schutz der Bevölkerung, die Prio- 
risierung künftiger Infrastrukturinvestitionen sowie 
Strategien für die Integration von Klimaschutz und 
Anpassung an Klimaänderungen in langfristige Planun- 
gen entwickeln. Die Kosten können erheblich sein; die 
Anpassungskosten für städtische Wasser- und Sanitär- 
versorgungssysteme allein für Afrika südlich der Sahara 
werden auf 2,7 Mrd. US-$ jährlich geschätzt (ohne die 
Kosten der Instandsetzung der heutigen Infrastruktur) 
(Revi et al., 2014a). Anpassung an den Klimawandel 
ist ein iterativer Lernprozess, der über inkrementelle 
bis hin zu einschneidenden Maßnahmen (z.B. Umsied- 
lungen, Rückzug aus vormals besiedelten Gebieten) 
als Querschnittsthema in die Stadtplanung einbezogen 
werden sollte. 

Im Rahmen von komplexer urban risk governance 
bzw. von Katastrophenvorsorge kann die Fähigkeit 
von Städten mit Klimarisiken umzugehen deutlich 
verbessert werden (Butsch et al., 2016). Im Zentrum 
einer erfolgreichen urbanen Anpassungspolitik stehen 
die Kommunen, weil eine erfolgreiche Anpassung von 
Städten wesentlich von der Integration in lokale Inves- 
titionen, Politiken und dem gesetzgeberischen Rah- 
men abhängt (Birkmann et al., 2010; Heinrichs et al., 
2011). Konkrete Handlungsfelder sind beispielsweise 
der Schutz verwundbarer Bevölkerungsgruppen durch 
Schaffung von Wohnraum in geschützteren Lagen, eine 
verbesserte integrierte Landnutzungsplanung oder 
geänderte Bauvorschriften, die zu hochwassersicheren 
Strukturen führen (Revi et al., 2014a). Schulungen der 
Bevölkerung und Stärkung von Rettungsdiensten für 
den Katastrophenfall sind weitere Bausteine zur Ver- 


besserung der Kapazitäten zur Krisenbewältigung. 

Entscheidend für das urbane Klimarisikomanage- 
ment ist die Berücksichtigung wissenschaftlicher 
Expertise bei Entscheidungsprozessen. Neben den Ent- 
scheidungsträgern sollten Wissenschaftler und vulne- 
rable Bevölkerungsgruppen beteiligt sein (Revi et al., 
2014a). Maßnahmen der Anpassung sollen nicht nur 
auf Erfahrungswerte der Vergangenheit reagieren, son- 
dern müssen auch zukünftig eintretende Ereignisse 
und Änderungen antizipieren. Das Wissen über diese 
zukünftigen, klimawandelbedingten Änderungen ist 
jedoch begrenzt und mit inhärenten Unsicherheiten 
verbunden. 

Zudem besteht Bedarf nach einer Reform der Hoch- 
schulcurricula vor allem für Stadtplaner und -entwick- 
let mit dem Ziel, Klimaschutz und Anpassung an Klima- 
folgen in Städten mehr Gewicht zu geben (Revi et al., 
2014a: 585). Die mangelnde Verfügbarkeit valider und 
vergleichbarer Daten als Basis für stadtplanerische Ent- 
scheidungen sowie fehlende Monitoring- und Evaluie- 
rungssysteme, insbesondere in Entwicklungsländern, 
sind ein weiterer vielfach geäußerter Mangel (UKAID 
und DFID, 2012). 


4.2.5 

Armutsbekämpfung und sozioökonomische 
Disparitäten 

Die Überwindung extremer Armut und großer sozio- 
ökonomischer Disparitäten (urban divide) in Städ- 
ten wird in vielen globalen Berichten zur Urbanisie- 
rung als eine der zentralen Herausforderungen einer 
nachhaltigen, inklusiven Urbanisierung beschrieben 
(Revi und Rosenzweig, 2013; UNEP, 2011b, 2012a; 
UKAID und DFID, 2012; LSE Cities, 2009). Der Glo- 
bal Report of United Cities and Local Governments on 
Local Democracy and Decentralization kommt zu dem 
Schluss: „Putting people first means putting basic local 
Services first" (UCLG, 2013:113). Zwar können Städte 
die durch das nationale wirtschaftliche und politische 
System vorgegebenen Strukturen nicht auflösen, aber 
sie haben dennoch Gestaltungsspielraum, um soziale 
Ungleichheit zu begrenzen und die Lebensbedingun- 
gen zu verbessern (LSE Cities et al., 2013). 

Zusätzlich zum „traditionellen" Handlungsfeld der 
Armutsbekämpfung müssen Kommunen heute auf eng 
miteinander verknüpfte und wachsende multiple Risi- 
ken reagieren können. Der traditionelle Fokus auf die 
Schaffung von Infrastruktur zur Überwindung städti- 
scher Armut allein reicht nicht mehr aus, neu hinzu- 
kommende multiple Risiken, wie z.B. Umweltrisiken, 
müssen ebenfalls berücksichtigt werden (UKAID und 
DFID, 2012). Im Bericht an UN-Generalsekretär Ban 
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Ki-moon „The Urban Opportunity: Enabling Trans- 
formative and Sustainable Development" (Revi und 
Rosenzweig, 2013] werden extreme Armut in Städten 
und die wachsende Vulnerabiltität durch Klimaände- 
rungen daher als zentrale Herausforderungen identifi- 
ziert. Um extreme Armut in Städten zu mindern, die 
Neubildung von Slums zu verhindern, die Produktivi- 
tät zu steigern und nachhaltige Entwicklung zu unter- 
stützen, müssen Städte einen universellen Zugang zur 
Grundversorgung mit Infrastrukturen und Dienstleis- 
tungen ermöglichen: Wohnen (affordable housing for 
all; Leitmotiv Habitat II: adequate shelter for all), Was- 
ser- und Sanitärversorgung, Gesundheitsversorgung, 
Abfallmanagement, klimaverträgliche Energiedienst- 
leistungen und Transport sowie Kommunikationstech- 
nologien. „Access to basic Services is key to impro- 
ving the living conditions of city dwellers, the effec- 
tiveness of local businesses, the attractiveness of cities 
and, in the end, the competitivness of national econo- 
mies", schlussfolgert der Third Global Report of Uni- 
ted Cities and Local Governments on Local Democracy 
and Decentralization (UCLG, 2013: 30). Umwelt- und 
Klimaschutz sind weitere zentrale Handlungsfelder, 
die mit Armutsbekämpfung eng verknüpft sind. Zum 
einen geht es hier um Zugang zu ausreichend saube- 
rem Wasser und Minderung der Luftverschmutzung. 
Zum anderen sollte in Strategien für eine verbesserte 
Resilienz gegenüber Naturkatastrophen, Wetterextre- 
men und anderen Klimarisiken investiert werden, von 
denen Armutsgruppen besonders häufig betroffen sind 
(Revi und Rosenzweig, 2013). 

Gelingen kann eine Verbesserung der Lebensbedin- 
gungen städtischer Armutsgruppen durch eine inklu- 
siv gestaltete urbane Wirtschaftspolitik (inclusive eco- 
nomic development), die es Kommunen ermöglicht, 
Armut, Arbeitslosigkeit, soziale Deprivation und Vul- 
nerabilität durch Förderprogramme zur Beschäftigung 
Jugendlicher, zur Stärkung der Handlungskapazitä- 
ten marginalisierter Gruppen und zur Förderung von 
Geschlechtergerechtigkeit zu bekämpfen (Revi und 
Rosenzweig, 2013). Allerdings wird sich wirtschaftliche 
Entwicklung nur dann positiv auf die Lebensbedingun- 
gen urbaner Armutsgruppen auswirken können, wenn 
die Bedeutung der informellen Wirtschaft anerkannt 
und adäquat berücksichtigt wird. Konkret werden in 
dem Bericht die Entwicklung eines Systems zur Sicher- 
stellung der Zugangsrechte zu Basisdienstleistungen 
(a System of urban entitlements), die Schaffung eines 
sozialen Sicherungsnetzes sowie Angebote zur For- 
malisierung informeller Tätigkeiten durch die öffentli- 
che Hand genannt. Kommunen sollten, so der Bericht, 
sicherstellen, dass neben allen anderen Akteuren (z. B. 
nationale Regierungen, private Investoren, internatio- 
nale Durchführungsorganisationen) auch städtische 


Armutsgruppen eine Stimme erhalten und die Verbes- 
serung ihrer Lebensbedingungen mitgestalten können 
(Revi und Rosenzweig, 2013). 


4.3 

Transformatives Handlungsfeld „Urbane 
Flächennutzung“ 

Urbane Flächen nehmen nur einen geringen Teil der 
globalen Landfläche ein. Satellitengestützte Schätzun- 
gen schwanken derzeit zwischen 0,2 und 2,8% urbaner 
Landnutzung weltweit (Angel etal., 2005, 2011; Potere 
und Schneider, 2007; Seto et al., 2011). Trotz des ver- 
gleichsweise geringen Prozentsatzes an städtischer 
Grundfläche ist der Einfluss von Städten als Treiber 
globaler Landnutzungstrends sehr groß (Kap. 2. 3. 3. 2). 
Der Flächenverbrauch von und in Städten und ihrem 
Umland steigt erheblich durch den Druck, den die der- 
zeit in Städten lebenden 54% (UN DESA, 2015) der 
insgesamt mehr als 7 Mrd. Menschen ausüben. Dies 
führt zu Flächenknappheit und verstärkter Nutzungs- 
konkurrenz, denn in Städten und - in Abhängigkeit von 
der geographischen Lage - auch im Stadtumland ist die 
Ressource Land begrenzt. Innerhalb der Städte kon- 
kurrieren urbane Flächen unterschiedlicher Nutzungen 
(z.B. für Wohnraum, Gewerbe, Infrastruktur und Grün- 
räume) miteinander, häufig eingebettet in einen sehr 
dynamischen Boden- und Immobilienmarkt. 

Durch die derzeitigen Urbanisierungs-, Sub- 
urbanisierungs- und Periurbanisierungsprozesse 
(Kap. 2.2. 1.4) werden zum einen in den Stadtrandge- 
bieten fortlaufend Acker- oder Naturboden in urbane 
Flächen umgewandelt und versiegelt - der sogenannte 
Flächenverbrauch. Hierbei handelt es sich regelmäßig 
um irreversible Eingriffe in Natur und Landschaft (Seto 
et al., 2011: 1). Zum anderen erhöht sich der Druck auf 
grüne Innenstadtflächen, die aufgrund ihrer Zentralität 
begehrte Wohn- und Bürolagen sind. Es wird prognos- 
tiziert, dass der zukünftige Flächenverbrauch von Städ- 
ten überproportional zum Bevölkerungswachstum stei- 
gen wird - in Entwicklungsländern wird bei einer Ver- 
dopplung der Bevölkerung bis 2030 sogar mit eine Ver- 
dreifachung des Flächenzuwachses gerechnet (Angel et 
al., 2011). Großer Bedarf an Flächen besteht vor allem 
in den stark wachsenden Städten Asiens und Afrikas. 
Gerade hier trifft der rasante städtische Flächenver- 
brauch allerdings oft auf unzureichende Strukturen 
einer Flächennutzungsplanung sowie eine schwache 
urbane Governance. Die Verteilung, Neu- und Überpla- 
nung sowie das Management urbaner Flächennutzun- 
gen beeinflussen Nachhaltigkeit, Funktionalität und 
Lebensqualität einer Stadt maßgeblich und über einen 
längeren Zeitraum. Art und Weise urbaner Flächennut- 
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Kasten 4.3-1 

Land Grabbing durch urbane Akteure 

Die globale Urbanisierung wirkt sich nicht nur auf die Flä- 
chennutzung in Städten und ihrem Umland aus: Urbane 
Akteure nehmen auch vielschichtigen Einfluss auf die Nut- 
zung von Flächen ländlicher, von Städten entfernter Räume, 
z.B. für die Nahrungsproduktion, Energiegewinnung, flä- 
chenintensive industrielle Produktionsprozesse oder Erho- 
lungsfunktionen (Kap. 2.3.3.2). Mit der wachsenden Kon- 
zentration wirtschaftlicher Aktivitäten in Städten, insbeson- 
dere in Global Cities (Kap. 2.2.1.51, nimmt daher deren „dis- 
proportionale Kontrolle" über räumlich verteilte Ressourcen 
wie landwirtschaftliche Nutzflächen zu (Leon, 2015: 2571, die 
über das rurale Hinterland der Städte weit hinausgeht und 
globale Dimensionen erreicht hat. Städte bzw. wirtschaftli- 
che Akteure in Städten nehmen auch wachsenden Einfluss 
auf die Nutzung von Räumen, die sich nicht in unmittelba- 
rer Nähe zu den Städten befinden. Neben dem mittelbaren 
Einfluss von Städten auf ländliche Flächennutzung ist das 
sogenannte Land Grabbing ein global zunehmendes Problem 
urbaner wie nationaler Expansion von Einflusssphären. Land 
Grabbing beschreibt Prozesse der rechtmäßigen oder illegalen 
Aneignung großer, zumeist landwirtschaftlicher Nutzflächen, 
die überwiegend in Schwellen- und Entwicklungsländern 
liegen. Die Landaneignung, bei illegaler Aneignung auch als 
Landraub bezeichnet, erfolgt in der Regel durch in- oder aus- 
ländische staatliche, halbstaatliche oder private Akteure, die 
mittels langfristiger Pacht- oder Kaufverträge große Flächen 
nutzen oder erwerben. Diese werden meist für den Anbau 
von Nahrungsmitteln oder Energiepflanzen genutzt, um 
den Nahrungsmittel- und Energiebedarf der investierenden 


zung sind zentrale Weichenstellungen für die gesamte 
Stadtentwicklung. 

Darüber hinaus nehmen urbane Akteure erheblichen 
Einfluss auf die Flächennutzung in ländlichen Räumen. 
Dieser ergibt sich u. a. aus der Versorgung der Stadtbe- 
völkerung mit Nahrungsmitteln, Energie oder Rohstof- 
fen, die außerhalb urbaner Flächen gewonnen werden 
(Kap. 2. 3. 3. 2), und der Entsorgung städtischer Abfälle 
etwa durch Deponierung außerhalb urbaner Flächen 
(Kap. 4.4). Grundsätzlich ergeben sich aus dieser Stadt- 
Land-Beziehung für die globale sowie lokale Landnut- 
zung komplexe Problemlagen, die nachfolgend schwer- 
punktmäßig im Hinblick auf Flächen in der Stadt und 
in ihrem direkten Umland analysiert werden (zum Ein- 
fluss der Städte auf die Nutzung weit außerhalb urba- 
ner Räume liegender Flächen: Kasten 4.3-1). 

4.3.1 

Urbane Flächennutzung 

Im aktuellen globalen Urbanisierungsprozess wach- 
sen und verändern sich bestehende Städte in unge- 


Länder oder Städte zu decken oder um Gewinne zu erzielen 
(BMZ, 2009: 3). Häufig sind mit dieser Landaneignung Ver- 
treibungen der lokalen Bevölkerung mit direkten Konsequen- 
zen für die lokalen Ökonomien und Gesellschaften verbunden 
(FIAN, 2010). Etwa 70% der Landaneignung ereignen sich 
derzeit in Afrika (Leon, 2015). 

Nach einer Studie von J.K. Leon, in der alle über 
200.000 ha umfassenden rechtmäßigen Landaneignungen 
seit 2006 analysiert wurden, hatten 23 der 42 größten Lan- 
daneignungen ihre Basis in sogenannten Alpha-Weltstädten, 
allen voran in New York und London, gefolgt von Singapur, 
Seoul und Kuala Lumpur (Leon, 2015). Alpha-Weltstädte sind 
nach dem Globalization and World Cities Research Network 
(GaWC) solche mit der höchsten globalen Integration auf der 
obersten Hierarchiestufe in der globalen Städtevemetzung - 
gemessen insbesondere an wirtschaftlichen Interaktionen mit 
anderen Städten (Leon, 2015). Weitere Ankäufe hatten ihre 
Basis in 12 Beta-Weltstädten (nach GaWC Städte, die eine 
Großregion mit der Weltwirtschaft vernetzen), von denen 
acht Städte eine hohe globale Konnektivität oder zumindest 
spezialisierte Rolle in der Ressourcengewinnung haben. 

Diese Muster zeigen, dass der Ankauf großer Landflächen 
vor allem durch (private wirtschaftliche) Akteure in Städten 
erfolgt, in denen wichtige globale Finanzdienstleister ansässig 
sind (Leon, 2015). Aufgrund der hohen Konzentration von 
Finanz- und Humankapital in diesen Städten wird sich in 
Zukunft ihr Einfluss auf das regionale Hinterland und den 
globalen ländlichen Raum voraussichtlich weiter ausdehnen 
(Globalisierung des Hinterlands: Leon, 2015:268). Dies ver- 
deutlicht die zentrale Rolle von Städten für die lokale und 
globale Ernährungssicherung sowie ihren Einfluss auf die 
Bevölkerung im ländlichen Raum, deren Lebenssituation 
durch Landaneignungen beeinträchtigt wird. 


kanntem Ausmaß. Je größer die Dynamik ist, mit der 
Städte wachsen und sich ändern, desto unübersichtli- 
cher sind die Prozesse urbaner Flächenentwicklung und 
-nutzung. Diese werden in der Regel beeinflusst durch 
Eigentumssysteme, ihre hoheitlichen oder gewohn- 
heitsrechtlichen Vorgaben sowie die daran gebundenen 
wirtschaftlichen Mechanismen der Verfügung und Nut- 
zung von Land. 

4.3.1.1 

Nutzungs- und Verfügungsrechte urbaner Flächen 

Weltweit existiert eine Vielfalt rechtlicher Modelle, die 
das „Ob" und „Wie" der Verfügung über Flächen sowie 
die Nutzung von - in diesem Kontext insbesondere 
städtischen - Flächen regeln. Neben öffentlichen oder 
privaten individuellen Nutzungs- und Verfügungsrech- 
ten existieren weitere Systeme die, basierend auf viel- 
schichtigen kulturellen und historischen Einflüssen, 
auch kollektive Eigentums- und Nutzungsformen aner- 
kennen. 

Flächen können parzelliert werden, d.h. es wer- 
den Grundstücke gebildet, an denen Eigentum erwor- 
ben werden kann. In der Gesetzgebung jedes Landes 
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Kasten 4.3-2 

Sicherung von Landrechten in informellen 
Siedlungen 

Die (informellen und formellen) Landrechtssysteme beein- 
flussen nicht nur die Entstehung informeller Siedlungen, 
sondern aufgrund der unklaren Rechtsverhältnisse auch 
maßgeblich deren Konsolidierungsprozess. Dieser wird ins- 
besondere durch die Überlagerung unterschiedlicher Land- 
rechtssysteme erschwert. Viele Verträge und Vereinbarungen 
beruhen neben den formalen Rechtssystemen vor allem auf 
traditionellen Gewohnheitsrechten sowie diversen, neuen, 
informellen Landrechtssystemen und -praktiken (Magel und 
Wehrmann, 2006: 288). In den Städten Afrikas südlich der 
Sahara können sich z.B. mehr als fünf verschiedene Land- 
rechtssysteme überlagern, was zu Verwirrung und häufig 
zu Landkonflikten führt (Wehrmann, 2008). In vielen Städ- 
ten konkurrieren der formelle und informelle Bodenmarkt 
zunehmend um Land und Wohnraum (Brueckner und Selod, 
2009:48), die Grundstückspreise oder Wohnungsmieten lie- 
gen in den informellen Gebieten aber deutlich unter denen 
des formalen Boden- und Wohnungsmarktes. 

Auch wenn die Besitznahme von informellen Siedlungen 
häufig legitimiert ist (z.B. durch lokales Gewohnheitsrecht), 
leben ihre Bewohner meist mit der Unsicherheit, jederzeit aus 
ihren Quartieren vertrieben werden zu können. Lokalregie- 
rungen können nach vorherrschender Gesetzgebung aufgrund 
fehlender Landtitel ein Gebiet jederzeit räumen (UN-Habitat, 
2014b: 11); außerdem fehlt auch gegenüber den informellen 


Vermietern jeder Schutz vor einer Kündigung. Um diesem 
Problem zu begegnen wurde über viele Jahre versucht, die 
Sicherheit der Bewohner mit der Vergabe von Eigentumstiteln 
zu stärken und damit auch die Investitionsbereitschaft in ihre 
Häuser bzw. ihr Quartier zu erhöhen. Zusätzlich sollte ihnen 
damit - gedeckt über die Eigentumstitel - der Zugang zu pri- 
vatwirtschaftlichen Märkten und Kreditaufnahme für weitere 
Investitionen ermöglicht werden (de Soto, 2000). 

Ausgehend von diesem Modell der privaten Eigentums- 
titel wird international das „Kontinuum von Landrechten" 
diskutiert (Abb. 4.3-1). Hiernach befinden sich verschiedene 
Eigentums- und Besitzformen in einem linearen Modell, das 
ein Kontinuum von informellem (unsicheren) Eigentum zu 
formalem (sicheren) privaten Grundbesitz beschreibt (Payne, 
2001:418; Durand-Lasserve und Selod, 2009: 102 f.; UN- 
Habitat und GLTN, 201 1: 12). Ursprünglich sollte dieses Kon- 
tinuum die Vielfalt der Eigentumsmodelle illustrieren, führte 
in der praktischen Anwendung allerdings dazu, dass in vielen 
Aufwertungsprojekten einseitig formal registriertes, privates 
Grundeigentum gefördert wurde (Rolnik, 2012:9). Die Woh- 
nungsnot breiter Bevölkerungsgruppen wurde damit häufig 
verschärft, da Bodenpreise und Mieten in Städten stark 
anstiegen. Das Modell blockierte in der Entwicklungszusam- 
menarbeit zudem die Erprobung alternativer Nutzungs- und 
Verfügungsrechte, die den Zugang armer Bevölkerungsgrup- 
pen zu Landerwerb und damit verbundenem Wohnraum stär- 
ker begünstigen (Augustinus, 2010:131). Mittlerweile wird 
das Kontinuum von Landrechten differenzierter betrachtet, 
und es sollen die Nutzungs- und Verfügungsrechte geför- 
dert werden, die den Bewohnerinnen die Sicherung ihres 


Hohe 

Sicherheit 



Obdachlose Mieter in Haus- / Mieter in un- Besitzer in un- Landeigen- Mieter mit Pächter Eigentümer 
Geringe (pavement Squatter- Landbesetzer genehmigter genehmigter tümer mit nicht (rechts- 

Sicherheit dweller) Siedlung Parzellierung Parzellierung genehmigtem gültigem) 

Bau Vertrag 

Abbildung 4.3-1 

Sicherheit urbaner Landrechte nach unterschiedlichen Nutzungs- und Verfügungsrechten (Kontinuum urbaner Landrechte). 
Die Grafik illustriert die üblichen Formen von Nutzungs- und Verfügungsvereinbarungen und -rechten im urbanen Kontext. 
Die Arrangements auf der linken Seite sind sehr unsicher (pavement dweller, Mieter in Squatter-Siedlungen), weiter 
rechts werden sie sicherer. Am besten geschützt sind Stadtbewohner unter formal-rechtlich geschützten Vereinbarungen 
(Mieterin, Pächter, Eigentümerin). Allerdings wird auch die Schwierigkeit zunehmend größer, einen sichereren Besitzstatus 
zu erlangen (Höhe der Stufen wächst). Dies hängt häufig zusammen mit dem Vermögensstand oder dem Geschlecht 
der Bewohner, sozialen Netzwerken oder auch der politischen Stabilität in einer Stadt. Insbesondere in Städten mit 
eingeschränkter staatlicher Steuerungsfähigkeit können - abhängig von den individuellen Bedürfnissen nach günstigem, 
flexiblem Wohnraum - auch informelle Vereinbarungen „ausreichend sicher" sein, um - zumindest kurzfristig - eine 
Existenzgrundlage und einen Zugang zu Versorgungsleistungen zu schaffen. Allerdings sind diese Siedlungsformen langfristig 
gefährdet durch Räumung und Zerstörung. 

Quelle: Payne et al., 2014 
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Wohnraum garantieren CPayne et al., 2014; Abb. 4.3-1). Da 
das Eigentum und die Nutzungs- und Verfügungsrechte auf 
einer Vielfalt sozialer und ökonomischer Kontexte beruhen, 
kann es im Ergebnis kein allgemein gültiges Ideal des urbanen 
Landbesitzes geben. Der (formal registrierte) private Grund- 
besitz ist somit nur eine (sichere) Option unter vielen multi- 
dimensional verbundenen Rechten und Regelungen (Payne et 
al., 2014; Rolnik, 2012:9f.; Farha, 2015). 

Die Sicherung von Landrechten ist eine zentrale Voraus- 


wird geregelt, wer in welcher Art und Weise Nutzungs- 
und Verfügungsrechte an und über Grund und Boden 
erlangt. Diese können sich aus einem Grundrecht auf 
Eigentum ableiten, wie es in den westlichen Industrie- 
ländern regelmäßig der Fall ist. Der Eigentümer kann 
meist anderen den Besitz, d.h. die tatsächliche Sach- 
herrschaft und damit die Nutzung der Fläche einräu- 
men. Die städtischen Flächen in Industrieländern sind 
in der Regel Eigentum der öffentlichen Hand oder im 
Privateigentum. In Schwellen- und Entwicklungslän- 
dern finden sich noch weitere Formen von Nutzungs- 
rechten, wie z.B. Gemeinschaftsnutzungen oder tradi- 
tionelle lokale Rechte (Payne et al., 2014; UN-Habitat 
und GLTN, 2011). Nicht selten überlagern sich ver- 
schiedene Systeme, z.B. wenn kollektive Nutzungsfor- 
men ländlicher Regionen durch Stadterweiterungen auf 
urbane Modelle privaten und öffentlichen Eigentums 
treffen. 

Die Verfügung über und die Nutzung von Flächen 
kann sich auf gesetzliche, gewohnheitsrechtliche, reli- 
giöse oder informelle Landnutzungssysteme stützen 
(Payne et al., 2014; UN-Habitat, 2008; Kasten 4.3-2). 
Gesetzlich normierte Systeme unterscheiden in erster 
Linie privates und öffentliches Grundeigentum, ken- 
nen aber auch gemeinschaftliches Grundeigentum. 
Der private Grundbesitz garantiert den Eigentümerin- 
nen (natürliche oder juristische Personen des Privat- 
rechts) eine weitreichende Verfügungsgewalt über die 
Flächen, d.h. der Privateigentümer kann in der Regel 
die Fläche nutzen, verändern, vermieten und wieder 
verkaufen. Zudem unterliegt das private Eigentum 
einem (grundrechtlichen) Schutz vor Eingriffen des 
Staates. Gleichzeitig hat die Eigentümerin die Möglich- 
keit, andere von der Nutzung der Fläche auszuschlie- 
ßen. Diese Form des Eigentums soll vor allem eine 
individuelle Nutzung von Flächen garantieren (Payne, 
2001:417). Ein Nachteil dieser privaten Grundbesitz- 
modelle wird vor allem im begrenzbaren Zugang und 
im kaum möglichen Erwerb von Flächen durch einkom- 
mensschwache Bevölkerungsgruppen gesehen (Payne 
und Durand-Lasserve, 2012:12; Rolnik, 2012). Zwar 
wird in vielen Verfassungen auch eine Sozialpflichtig- 
keit privaten Eigentums statuiert (z.B. Art. 14 Abs. 2 


Setzung für adäquate Wohnverhältnisse, insbesondere zum 
Schutz vor Vertreibung. Daneben sind sie häufig Vorausset- 
zung, um politische Rechte einfordem zu können oder den 
Zugang zum formalen Arbeitsmarkt zu haben. Die Förderung 
kreativer Ansätze zu urbanem Boden, Eigentum und Wohn- 
raum ist zentral. Insbesondere sollten die soziale Funktion 
von Eigentum an Boden und Immobilien sowie eine Diversität 
von Eigentümermodellen gefördert werden (Kap. 4.3.3, 
7.3.5). 


GG: „Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich 
dem Wohle der Allgemeinheit dienen."), in der urbanen 
Realität werden die Rechte privater Eigentümer jedoch 
häufig kaum begrenzt. Privateigentum an städtischen 
Flächen hindert Städte oftmals an einer nachhaltigen 
Stadtplanung. So scheitert z.B. häufig eine Nachver- 
dichtung von Städten an privaten Grundeigentümern, 
die ihre Grundstücke nicht bebauen wollen. Auch zeigt 
sich, dass Stadtverwaltungen nur schwer gemeinwohl- 
orientierte Interessen gegen Interessen von Investoren 
durchsetzen können, sobald diese Eigentümer urbaner 
Grundstücksflächen sind (Altrock und Bertram, 2012; 
Lenhart, 2001). 

Das Gegenmodell zum privaten Eigentum an Flächen 
ist das öffentliche Grundeigentum. Dieses wird von 
nahezu allen Gesellschaften anerkannt. Während in 
sozialistischen Systemen der Staat in der Regel über die 
gesamten Eigentumsrechte am Boden verfügt, befin- 
det sich in marktwirtschaftlichen Ordnungen häufig 
nur ein geringer Prozentsatz im Eigentum der öffent- 
lichen Hand, meist für strategisch bedeutende Flächen 
oder für Zwecke kommunaler Daseinsvorsorge (Payne, 
2001:417). So ist ein erheblicher Teil der öffentlichen 
Flächen in Städten derzeit dem Straßenverkehr gewid- 
met. In Europa und Nordamerika sind dies ca. 25% der 
innerstädtischen Flächen, in vielen Städten der Schwel- 
len- und Entwicklungsländer unter 15% (UN-Habitat, 
20 1 5d). 

Die gewohnheitsrechtlichen Flächennutzungs- 
modelle beziehen sich in der Regel auf lokalen Grund 
und Boden, der von einer Gemeinde oder einer 
Gruppe, die sich durch kulturelle Identität oder Brauch 
bestimmt, gemeinschaftlich genutzt wird. Das Gemein- 
schaftsgut (Allmende) kann sich auf Flächen und Infra- 
strukturen, z.B. Bewässerungssysteme, beziehen. Diese 
gewohnheitsrechtlichen Systeme entstanden meist in 
(agrarischen) Gesellschaften, in denen es kaum Wett- 
bewerb um Flächen gab und somit Land selbst keinen 
wirtschaftlichen Wert darstellte. Demgegenüber war 
für das Überleben der Gemeinschaft die nachhaltige 
gemeinsame Nutzung des Landes notwendig (Payne 
und Durand-Lasserve, 2012: 13). Beim Übergang in 
urbane Gesellschaften wurden bzw. werden diese 
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Eigentumsmodelle meist durch formale oder informelle 
Systeme ergänzt, überlagert und abgelöst (Durand-Las- 
serve, 2005). Gewohnheitsrechtliche Flächennutzungs- 
modelle gibt es in Europa nur noch vereinzelt (z.B. bei 
lokalen Wegerechten); in vielen Schwellen- und Ent- 
wicklungsländern sind sie allerdings noch weit verbrei- 
tet, wenn auch in Städten weniger als auf dem Land 
(Payne und Durand-Lasserve, 2012). 

In einigen Staaten und Städten gibt es für religiöse 
Gemeinschaften spezielle Eigentumsformen an Land. 
Dies trifft z. B. für islamische Gesellschaften zu, wo sich 
(meist parallel zum formalen System) eigene Konzepte 
zum Zugang zu und zur Nutzung von Land, parallel zum 
formalen System, halten konnten (Sait und Lim, 2006). 

Informelle Verfügungs- und Nutzungsmodelle fin- 
den sich vor allem in Städten von Schwellen- und Ent- 
wicklungsländern. Sie bilden sich häufig dort, wo for- 
male Systeme versagen, indem sie z.B. dem schnellen 
Bevölkerungswachstum und der damit verbundenen 
Nachfrage nach günstigen Flächen für Wohnraum nicht 
nachkommen (Rolnik, 2012: 7; Kap. 7.3). In solchen 
Fällen sind die Bewohner quasi aus der Not heraus 
gezwungen, illegal Land zu besetzen oder außerhalb 
des rechtlich normierten Rahmens Flächen zu bebauen. 
Häufig finden sich auch Überlappungen von formeller 
und informeller Landnutzung, wenn z. B. ein Grund- 
stückseigentümer einen formalen Rechtstitel besitzt, 
aber eine informelle Nutzung zulässt. 

Im Vergleich zu den Änderungen politischer oder 
sozioökonomischer Systeme sind die (rechtlichen) Flä- 
chennutzungs- und Verfügungssysteme in ihren Ände- 
rungen relativ träge (Payne und Durand-Lasserve, 
2012: 15 f.). Insgesamt lässt sich jedoch beobachten, dass 
es derzeit einen globalen Trend gibt von mehrheitlich 
kollektiven Nutzungsmodellen hin zu einer wachsenden 
bzw. mittlerweile dominierenden Form des individua- 
lisierten privaten Grundeigentums. Diese Veränderung 
findet insbesondere im Zusammenhang mit der Forma- 
lisierung und Vergabe von Grundstücksrechten in Ent- 
wicklungsländern statt (Kasten 4.3-2). Diese einseitige 
Förderung individualisierten privaten Grundeigentums, 
die u. a. von internationalen Organisationen propagiert 
wird, steht mittlerweile auch in der Kritik. Dies gilt ins- 
besondere für Städte in Entwicklungsländern, in denen 
die Verdrängung von alternativen Eigentums- und Nut- 
zungsmodellen dazu führen kann, dass es zu Landkon- 
flikten kommt und schwache Einkommensgruppen dau- 
erhaft von den Bodenmärkten ausgeschlossen werden, 
da die Bodenpreise durch den Formalisierungsprozess 
steigen (Durand-Lasserve und Selod, 2009: 110). Ver- 
mehrt wird vor allem für Entwicklungsländer gefordert, 
dass das (formal registrierte) private Grundeigentum 
nicht als einzige Option gefördert wird, sondern ledig- 
lich als eine Alternative unter der Vielzahl der - multi- 


dimensional verbundenen - Modelle fungiert (Payne et 
al., 2014; Rolnik, 2012: 9f.; Durand-Lasserve und Selod, 
2009). 

4.3.1.2 

Handel mit Boden und Immobilien 

Flächen können zudem kommodifiziert werden, d.h. 
der Boden wird rechtlich als Wirtschaftsgut angesehen 
und es wird entsprechend mit ihm gehandelt. Durch 
die rasanten Urbanisierungsprozesse (Kap. 2.1) und die 
dadurch entstehende immer größere Nachfrage nach 
dem immer knapper werdenden unbeweglichen Wirt- 
schaftsgut Fläche steigen die städtischen Boden- sowie 
die zumeist daran gekoppelten Immobilienpreise. Häu- 
fig führt dies zur Gentrifizierung von Vierteln, die sich 
z.B. durch den Zuzug wohlhabenderer Bevölkerungs- 
gruppen zu Luxusvierteln oder reinen Büroquartieren 
wandeln. 

Die große Nachfrage nach urbanen Flächen hat welt- 
weit zu einer Zunahme an nationalen und internationalen 
spekulativen Boden- und Immobiliengeschäften geführt. 
Es wird angenommen, dass 60-70% der Bankgeschäfte 
in Industrieländern im Zusammenhang mit Boden- und 
Immobilienspekulation stehen (Turner, 2015). Dies zeigt 
sich u. a. auch an der Zahl der steigenden Immobilien- 
milliardäre weltweit. Allein im Jahr 2015 sind 25 neue 
Immobilienmilliardäre bei Forbes gelistet worden, so dass 
mittlerweile 157 der gelisteten Milliardäre ihr Vermögen 
über Immobiliengeschäfte gewinnen (Forbes, 2015). Von 
den 20 reichsten Immobilienmilliardären stammen über 
die Hälfte aus Südostasien. 

Allerdings führen spekulative Immobilienmärkte 
vielfach zu großen Krisen. So gibt es zahlreiche Bei- 
spiele „geplatzter Immobilienblasen" wie z.B. bereits 
die Immobilienblasen in Alabama und Chicago von 
1810 und 1830, den „Florida land boom" der 1920er 
Jahre sowie die japanische „asset price bubble" 1986- 
1991 oder die spanischen Immobilienkrisen 1985-2008 
(Kennard und Hanne, 2015). Auch die sich zur globalen 
Krise ausgeweitete Finanzkrise 2008 hatte ihren Aus- 
gangspunkt in den überhitzten Boden- und Immobili- 
enmärkten der USA (FCIC, 2011). 

Die Spekulation mit Boden und Immobilien ist kein 
„Privileg" westlicher Global Cities: So werden nach 
einem Ranking von Cushman & Wakefield (2015) mitt- 
lerweile fünf afrikanische Immobilienmärkte unter den 
zehn Märkten mit den besten Ertragsperspektiven für 
weltweite Boden- und Immobilieninvestitionen gelis- 
tet. Die spekulativen Märkte führen allerdings häufig 
auch zu hohen Leerstandsraten sowohl im Bereich von 
Luxusimmobilien als auch in formellen wie informellen 
Wohnungsmärkten für schwächere Einkommensgrup- 
pen. Daneben sind Immobiliengeschäfte anfällig für Kor- 
ruption und Geldwäsche (Kasten 4.3-3). 
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Kasten 4.3-3 

Korruption und Geldwäsche im Boden- und 
Immobilienmarkt 

Die enormen Gewinnspannen der Boden- und Immobili- 
enmärkte werden häufig in intransparenten Transaktions- 
geschäften erzielt. Dadurch ist dieser Wirtschaftssektor zum 
einen extrem anfällig für Korruption, vor allem in Form der 
Bestechung einzelner Beamter bei Landkäufen oder Bauge- 
nehmigungen [z.B. in Kairo: Kap. 5.3). Zum anderen bie- 
ten Boden- und Immobiliengeschäfte auch Gelegenheit zur 
Geldwäsche, d.h. der Einschleusung illegal erwirtschafteten 
Geldes in den legalen Wirtschaftskreislauf (BKA, 2011; AUS- 
TRAC, 2015; TI-UK, 2015; Story und Saul, 2015; Unger und 
Ferwerda, 2011). Diese Gefahr droht insbesondere in Städ- 
ten, in denen der Zugang zu Boden- und Immobilieneigentum 
intransparent gestaltet ist. Nach Schätzungen von Transpa- 
rency International UK könnte beispielsweise ein erheblicher 
Teil der Luxusimmobilien in der Londoner Innenstadt mit 
illegalen Geldern gekauft sein (TI-UK, 2015), da in London 
anonyme ausländische Briefkastenfirmen aus Steueroasen 
Zugang zu städtischen Boden- und Immobilieneigentum 
besitzen. Derzeit werden in London ca. 36.240 Eigentumstitel 
- eine Fläche von ca. 5,8 km 2 - von anonymen ausländischen 
Briefkastenfirmen in Steueroasen gehalten (TI-UK, 2015:3), 
fast die Hälfte davon in den teuren Innenstadtlagen der City 
of Westminster, Kensington und Chelsea (TI-UK, 2015:16). 
Die Personen hinter den Briefkastenfirmen sind aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich, und bei Verkauf wird der Boden 
und die Immobilie mitsamt der ausländischen Briefkasten- 
firma veräußert. Diese Geschäfte können sehr anfällig sein 
für Geldwäsche. So waren z.B. bei den (wenigen) in Großbri- 
tannien strafrechtlich verfolgten Fällen von Korruption oder 


4.3. 1.3 

(Städtebauliche) Flächennutzungsregulierungen 

Flächen sind die Grundlage jeder baulichen Stadtentwick- 
lung. Auf ihrer Grundlage entwickelt sich z.B. die bau- 
lich-räumliche Gestalt von Städten und Stadtquartieren 
- formal geplant oder auch durch informelle Urbanisie- 
rungsprozesse. Zusätzlich prägt der Gebrauch der Stadt- 
bewohnerinnen und -besucher die Nutzung der Flächen. 
Grundsätzlich lassen sich hierbei verschiedene funkti- 
onale Nutzungen unterschieden, wie z.B. die Nutzung 
von Flächen zum Wohnen, Arbeiten, gewerbliche und 
industrielle Tätigkeiten sowie die Nutzung als Verkehrs-, 
Freizeit- und Erholungsraum. Fallen mehrere Nutzun- 
gen zusammen, wird von Mischnutzungen gesprochen. 
Diese verschiedenen Nutzungen liegen meist (horizon- 
tal) nebeneinander, können sich aber - insbesondere in 
Städten mit einer hohen (baulichen) Dichte - auch verti- 
kal, d. h. in der Höhe überlagern. Zusätzlich können ein- 
zelne Nutzungen wiederum die Flächenentwicklung in 
Städten entscheidend mit beeinflussen. So haben z.B. 
Transportkosten und -wege einen erheblichen Einfluss 
auf die Flächenerschließung und die Dichte von Stadt- 
gebieten (Seto et al., 2011:7). 


Geldwäsche im Bereich der Immobilienwirtschaft zu ca. 75% 
Briefkastenfirmen in Steueroasen involviert (TI-UK, 2015:3). 
Wegen der Schwierigkeit bei der Aufklärung derartiger Delik- 
te muss davon ausgegangen werden, dass sich in den Krimi- 
nalstatistiken nur ein geringer Teil der Korruptionsfälle - und 
auch der Fälle von Geldwäsche in der Immobilienwirtschaft 
- widerspiegelt. Das Dunkelfeld im Bereich der Korruption 
wird deshalb generell als überaus hoch eingeschätzt (BKA, 
2014:12; Bannenberg, 2002). Im Bereich der Geldwäsche 
wird nach Angaben der UN die kriminalstatistische Aufklä- 
rungsquote weltweit sogar auf unter 1% geschätzt (UNODC, 
2011:7). 

Die Korruptionsanfälligkeit von Boden- und Immobi- 
liengeschäften betrifft dabei nicht allein das Segment der 
weltweiten Luxusimmobilien, sondern auch „einfache" 
Boden- und Immobilienkäufe: Nach Umfragen von Transpa- 
rency International gehört die Bodenvergabe zu den drei am 
stärksten von Korruption betroffenen Wirtschaftsbereichen. 
So gaben z.B. 38% der kenianischen, 58% der indischen und 
75% pakistanischen Befragten an, dass sie Schmiergelder für 
die Registrierung bzw. Vergabe von Grundstücken zahlen zu 
mussten (TI, 2013). Auch in China, wo der Staat das alleinige 
Eigentumsrecht am Boden besitzt, verfolgten die Behörden 
allein im Jahr 2003 ca. 168.000 illegale Bodennutzungsge- 
schäfte (Phan, 2005: 22). 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass der Boden- und 
Immobilienmarkt hochgradig anfällig für Spekulation und 
Korruption ist. Aufgrund des hohen Urbanisierungsdrucks 
und der damit zunehmenden Flächenknappheit dürfte sich 
dieses Problem künftig noch verstärken. Diesem „Ressour- 
cenfluch urbaner Böden" (Zinnbauer, 2015) zu begegnen, 
wird eines der dringendsten Herausforderungen einer trans- 
formativen Flächennutzungsgestaltung sein. 


Hoheitliche Nutzungsregulierung 
Die staatliche Regulierung zur Nutzung von Flächen in 
Städten bedient sich des typischen Repertoirs hoheit- 
licher Handlungsformen (Gesetze, Satzungen, Pläne) 
und verschiedener Steuerungsinstrumente (Abgaben, 
Ge- oder Verbote, Subventionen). Sie enthalten norma- 
tive Vorgaben dafür, wie eine Stadtfläche genutzt wer- 
den sollte oder darf. Die hoheitliche Regulierung von 
Stadtflächennutzungen verfolgt insbesondere die Steu- 
erung jeglicher Flächennutzung, die je nach Konzept 
durch soziale, räumliche, ökologische, wirtschaftliche 
Nutzung oder eine Mischung dieser Aspekte motiviert 
sein kann. Die Funktionen hoheitlicher Regulierung in 
Bezug auf Stadtflächen sind vielfältig: So kann sie die 
Dichte oder Höhe der Bebauung bestimmen, Zonie- 
rungen schaffen, die bestimmte Nutzungen festlegen 
oder versuchen, das Wachstum außerhalb bestimm- 
ter Grenzen zu verhindern (urban growth boundaries; 
Brueckner, 2009: 4 ff.; Henderson, 2009: 26f.). Obwohl 
es zwischen verschiedenen Rechtsordnungen starke 
Unterschiede bei den Regulierungen der Stadtflächen- 
nutzung gibt, lassen sich Ziele, Funktionen und Instru- 
mente allgemein beschreiben. Eine erfolgreiche Anwen- 


Drucksache 18/9590 


- 176 — 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


düng bzw. Umsetzung dieser Instrumente erfordert 
dabei in der Regel die Flächenerfassung und -Siche- 
rung (Kap. 4.3.3) sowie eine starke urbane Governance 
(Kap. 2.5). 

Städtebauliche Planungsinstrumente 
Zentrales Instrument der hoheitlichen Nutzungsregu- 
lierung auf lokaler Ebene ist die Stadtplanung. In einem 
Mehrebenensystem wird die Stadtplanung beeinflusst, 
verzahnt oder gar determiniert durch höherrangige Stu- 
fen der Planung, z. B. landesweite oder regionale Pläne. 
Hauptinstrumente der Stadtplanung sind Flächen- 
nutzungs-, Master- oder Bebauungspläne (inklusive 
ihrer schriftlichen Erläuterungen), die Vorgaben für 
das gesamte Stadtgebiet oder für Stadtteile beispiels- 
weise zu Siedlungstypen, Arten und Maß der bauli- 
chen Nutzungen usw. festlegen. Städtebauplanung teilt 
die Städte regelmäßig in Zonen ein, in denen eine Nut- 
zung dominiert (z. B. Wohnen, Gewerbe- und Industrie, 
Grünräume) oder gegebenenfalls auch eine Mischnut- 
zung zugelassen ist. In Abhängigkeit vom jeweiligen 
Planungsregime beziehen sich diese regulatorischen 
Maßnahmen aber nicht auf die flächenbezogenen 
Zonierungen allein (so vielfach in den USA: z. B. McDo- 
nald und McMillen, 2012:439), sondern sind mit wei- 
teren Planungszielen der Städte verknüpft. Diese kön- 
nen beispielsweise darin bestehen, in Städten Entwick- 
lungen zu fördern, die Resilienz gegen Auswirkungen 
des Klimawandels zu stärken, den Wiederaufbau nach 
Konflikt- und Katastrophensituationen zu steuern oder 
Kriminalität und Gewalt in Städten zu mindern (UN- 
Habitat, 2009b: 1 3 f.). 

Städtebauplanung kann für die Bewältigung sehr 
unterschiedlicher Herausforderungen eingesetzt wer- 
den. In Industrieländern steht häufig die Restrukturie- 
rung bereits bebauter Flächen (z.B. industrielle Brach- 
flächen, Verkehrsflächen, Wohnflächen) im Vorder- 
grund und damit einhergehend die Überwindung nicht 
nachhaltiger Pfadabhängigkeiten bereits bestehender 
Siedlungsstrukturen (Kap. 7.4). Des Weiteren besteht 
oftmals die Herausforderung, eine weitere Versiegelung 
oder auch die Zersiedelung von Flächen außerhalb von 
Siedlungsgebieten zu minimieren und zu verhindern. In 
neu entstehenden Stadtgebieten bestehen Herausfor- 
derungen z. B. in der Vermeidung negativer Pfadabhän- 
gigkeiten (Kap. 7.2). Für die Regulierung der Flächen- 
nutzung - insbesondere in Stadtrandgebieten - werden 
vor allem in den wachsenden Städten in Entwicklungs- 
und Schwellenländern mittlerweile auch verschiedene 
armutsreduzierende und konfliktsensible Ansätze der 
Landentwicklung angewendet. Diese umfassen z. B. 
das guided land development, das die Entwicklung 
von Agrar- in urbanes Bauland durch Maßnahmen zur 
Infrastrukturentwicklung steuern soll. Über das land 


pooling bzw. land readjustment werden Bodenrechte 
unter Einbeziehung der lokalen Akteure neu geord- 
net, um so u. a. Raum und finanzielle Mittel für Infra- 
strukturen zu schaffen. Durch Transferable Develop- 
ment Rights werden die Nutzungsrechte an Flächen von 
ihren Verfügungsrechten separiert, damit die Besitzer 
in bestimmten, von der Stadtverwaltung favorisierten 
Regionen, Land entwickeln. Oder es können Commu- 
nity Land Trusts als gemeinnützige Kooperativen damit 
beauftragt werden, im Sinne des Gemeinwohls Flächen 
zu erschließen und zu verwalten (Lipman und Rajack, 
2011: 12 ff.). Auch wenn diese Methoden sogar in eini- 
gen wenigen autokratischen Staaten wie z.B. China, 
Ruanda, Singapur oder einigen Golfstaaten umgesetzt 
werden konnten, scheitern sie allerdings häufig an poli- 
tischen, institutioneilen, rechtlichen oder finanziellen 
Hindernissen (Payne, 2014:23). 

Fiskalische Steuerungsinstrumente 
Weitere hoheitliche Steuerungsinstrumente umfassen 
fiskalische Instrumente, wie Steuern auf Grund und 
Boden, auf die Wertsteigerung von Boden und Immobi- 
lien bei Infrastrukturinvestitionen sowie Gebühren und 
Abgaben bei der Flächennutzung oder dem Infrastruk- 
turausbau (UN-Habitat und GLTN, 2011; Seto et al., 
2014: 964f.). Diese Steuereinnahmen können gleich- 
zeitig für öffentliche Investitionen genutzt werden. Die 
Nutzung dieser ökonomischen Instrumente ist in vie- 
len Städten, vor allem in Schwellen und Entwicklungs- 
ländern, aufgrund fehlender oder nicht funktionie- 
render Verwaltungsstrukturen schwierig (Lipman und 
Rajack, 2011:7). Aber auch in Städten in Industrielän- 
dern gibt es häufig Unzulänglichkeiten bei der Besteu- 
erung von Boden und Immobilien. Es ist z.B. möglich, 
dass beim Verkauf (privatisierter) Stadtareale die Zah- 
lung von Grunderwerbsteuern entfallen: Bei einem 
Share Deal werden beispielsweise nicht die Immobi- 
lien bzw. Grundstücke selbst verkauft, sondern antei- 
lig eine Gesellschaft, die Eigentümerin der Immobilien 
bzw. Grundstücke ist. Ein anteiliger Verkauf der Gesell- 
schaft erfolgt deshalb, weil eine Grunderwerbsteuer- 
pflicht erst dann anfällt, wenn 95% der Anteile einer 
Gesellschaft auf den Erwerber übergehen. In Berlin 
konnte z.B. der kanadische Immobilieninvestor Brook- 
field 2015 Boden und Immobilien am Potsdamer Platz 
für 1,4 Mrd. € erwerben, ohne (geschätzte 84 Mio. €) 
Steuern an die Stadt zahlen zu müssen, weil er zusam- 
men mit einem anderen Investor, der den wesentlich 
kleineren Anteil erwarb, die Form eines solchen Share 
Deal nutzte (Mortsiefer und Jahberg, 2016). 

Zusätzlich gibt es auch indirekte fiskalische Instru- 
mente der Flächennutzungsregulierung, d.h. Regelun- 
gen aus anderen Sektoren haben starke Auswirkungen 
auf die Flächennutzung. Dies kann sich auf bestimmte 
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Sparprogramme oder die Besteuerung anderer Güter 
beziehen. So führte z. B. in den USA eine Anhebung der 
Benzinpreise um 1 0 % zu einer 1 0 %igen Reduktion von 
Bauprojekten in den Stadtrandgebieten (Molloy und 
Shan, 2013). Neuere Steuerungsinstrumente bezie- 
hen z.B. auch einen Handel mit Flächenzertifikaten ein 
(Kasten 4.3-4). 

Übertragbarkeit hoheitlicher Regulierungssysteme 
Die verschiedenen Flächennutzungs- und Eigentums- 
modelle sowie Instrumente zur Flächennutzungsregu- 
lierung bestimmen die Entwicklung von Städten welt- 
weit in unterschiedlichem Ausmaß und mit unter- 
schiedlicher Schwerpunktsetzung (z.B. im Hinblick auf 
eine gemeinwohlorientierte Stadtplanung in Brasilien: 
Kasten 4.3-5). Ein einzelnes System besteht wiederum 
aus einer Vielzahl von Akteuren, Verfahren, Instrumen- 
ten sowie Gesetzen, die Verpflichtungen wie Rechte 
etablieren. Global betrachtet tragen die Systeme von 
Eigentum und Nutzungsregulierung häufig allerdings 
auch zu vielfältigen urbanen Problemlagen bei - wie 
beispielsweise Umweltproblemen, schneller Urbanisie- 
rung oder Informalität (UN-Habitat, 2009b). Die Ursa- 
chen sind vielfältig, denn Eigentumsmodelle und Pla- 
nungssysteme variieren weltweit je nach politischem, 
kulturellem oder wirtschaftlichem Kontext erheblich 
(UN-Habitat, 2009b: 81). Eine blaupausenartige Über- 
tragung von Planungssystemen oder Systemkompo- 
nenten, die sich in einem politischen oder kulturellen 
Kontext als erfolgreich erwiesen haben, funktioniert 
aufgrund unterschiedlicher Ressourcen und inkompa- 
tibler Gesellschaftsprozesse in anderen Städten häu- 
fig nicht (UN-Habitat, 2009b; Rongwiriyaphanich, 
2014:3). So scheitert die Übertragung westlicher Pla- 
nungssysteme in Schwellen- und Entwicklungsländer 
bereits häufig an ganz verschiedenen Anforderungen 
an die Planung sowie aufgrund der unterschiedlichen 
Governance-Systeme. Auch die Übertragung freier 
Märkte und ihr Einfluss auf die Urbanisierung in Ent- 
wicklungsländern wird aufgrund von dysfunktionalen 
Bodenrechtssystemen als sehr problematisch angese- 
hen (Cai et al., 2015:32). 

4.3.2 

Anforderungen transformativer Flächennutzung 

Im urbanen Entwicklungs- bzw. Expansionsprozess bie- 
ten sich in einem vorübergehend offenen Gelegenheits- 
fenster zahlreiche Möglichkeiten, durch Flächennutzung 
den Transformationsprozess zur Nachhaltigkeit in den 
Städten zu beeinflussen und unerwünschte Pfadabhän- 
gigkeiten zu vermeiden. Dafür ist eine am normativen 
Kompass des WBGU (Kap. 3) ausgerichtete Langfristvi- 


sion erforderlich, gekoppelt mit Klarheit darüber, wel- 
che Negativentwicklungen (etwa irreversible Ressour- 
cenübernutzung) vermieden werden sollten. 

4.3.2.1 

Natürliche Lebensgrundlagen, Teilhabe, Eigenart 

Das normative Konzept des WBGU umfasst drei Dimen- 
sionen: natürliche Lebensgrundlagen, Teilhabe und 
Eigenart, die sich wechselseitig beeinflussen und einen 
Rahmen für eine nachhaltige Entwicklung in der Stadt 
darstellen (Kap. 3). Die Flächennutzung in der admi- 
nistrativen Stadtfläche sowie in ihren Erweiterungsflä- 
chen ist ein zentraler Verknüpfungspunkt für alle drei 
Dimensionen und beeinflusst über ihre Ausgestaltung 
die Wechselwirkungen der drei Dimensionen unterei- 
nander. 

> Natürliche Lebensgrundlagen: Die urbane Flächen- 
nutzung beeinflusst sowohl den Schutz ökologischer 
Ressourcen (z.B. Ausweisung von Schutzgebieten 
verschiedener Stufen zwecks Erhaltung der urbanen 
Ökosystemleistungen), die Bekämpfung urbaner 
Umweltbelastungen (z. B. Verkehr/Wegenetze, Aus- 
weisung ökologischer Ausgleichsflächen und Regu- 
lierung des Flächenversiegelungsgrades) sowie den 
globalen Klimaschutz. 

> Teilhabe: Flächennutzung bestimmt u. a. den Zugang 
zu und die Verteilung von technischer sowie sozialer 
Infrastruktur im Raum und kann die substanzielle 
Teilhabe stärken. Die Flächenverfügbarkeit und 
-läge sowie die Nutzungsauflagen sind z.B. wichtige 
ökonomische Faktoren für die Ansiedlung von Wirt- 
schaftsunternehmen und stärken die ökonomische 
Teilhabe. Gleichzeitig bestimmt die Flächennutzung 
in Form verschiedener Flächennutzungs- und Eigen- 
tumsmodelle den Zugang der Bewohner zu Grundei- 
gentum und städtischen Räumen - und damit gege- 
benenfalls auch den Zugang zu politischer Teilhabe 
in der Stadt. 

> Eigenart: Die Flächennutzung beeinflusst zahlreiche 
Aspekte der urbanen Eigenart. Durch die Eigen- 
tumsmodelle und die entsprechenden Regulierun- 
gen wird bestimmt, wer Zugang zu Flächenerwerb 
und -nutzung hat und wie Flächen genutzt bzw. 
bebaut werden können. Auch das urbane Kulturerbe 
(z.B. Denkmalpflege in Deutschland) kann Identität 
und Vielfalt in Städten stärken und damit Möglich- 
keiten für unterschiedliche Transformationspfade 
eröffnen. 

Ziel einer transformativen Flächennutzung ist der Inte- 
ressenausgleich zwischen den drei Dimensionen und 
zugleich das Herstellen nachhaltiger Synergien. Heraus- 
forderungen können sich z. B. durch temporäre Bevölke- 
rungsveränderungen ergeben, wie z.B. in Europa aktu- 
ell durch die Flüchtlingsbewegungen (Kasten 4.3-6). 
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Kasten 4.3-4 

Flächenverbrauch in Deutschland: 
Nachhaltigkeitsstrategie, Instrumente und 
potenzielle neue Steuerungsansätze 

Die Flächeninanspruchnahme in Deutschland geht insgesamt 
etwas zurück, allerdings ist die Inanspruchnahme für Sied- 
lungs- und Verkehrszwecke nach wie vor hoch. Beispielsweise 
wurden im Jahr 2008 die Siedlungs- und Verkehrsflächen um 
95ha pro Tag ausgeweitet (Bock et al., 2011:211. Die exzes- 
sive Flächeninanspruchnahme führt auch in Deutschland 
zu ökologischen Schäden. Es wird in Zukunft ein Verlust an 
Lebensqualität, z.B. durch Verödung in Innerortslagen durch 
Leerstände in Wohnen, Gewerbe und Einzelhandel erwartet, 
denn es entstehen vielfach eher Neubauten in Randlagen, 
als dass genannte Leerstände ausgenutzt werden (Bock et 
al., 2011:281. In ihrer Nachhaltigkeitsstrategie (20021 hat 
die Bundesregierung daher zwei nationale Ziele für die Flä- 
chenpolitik ausgerufen, die bis zum Jahr 2020 erreicht wer- 
den sollen: Die tägliche Ausweitung von Siedlungs- und Ver- 
kehrsflächen soll nur noch 30ha betragen, und das Verhältnis 
von Innen- zur Außenentwicklung von Flächen bei 3: 1 liegen 
(Bundesregierung, 2002; Bock etal., 2011:41; Wunder etal., 
2013: 186f.). Die Verantwortung für die Umsetzung dieser 
Ziele soll von allen Planungsebenen getragen werden (Bock 
etal., 2011:45). Der aktuelle Fortschrittsbericht zur Nachhal- 
tigkeitsstrategie aus dem Jahr 2012 zeigt, dass zur Erreichung 
des 30-Hektar-Ziels bis zum Jahr 2020 noch erhebliche Hür- 
den zu überwinden sind. So ging zwar im Jahr 2010 die Neu- 
inanspruchnahme von Siedlungs- und Verkehrsflächen auf 
77 ha pro Tag zurück, aber wenn die Entwicklung fortschreitet 
wie bisher, ist das für 2020 avisierte Ziel nicht zu erreichen 
(Bundesregierung, 2012). Instrumente der Zielnäherung sol- 
len u. a. das Konzept der Innenentwicklung, Flächenmanage- 
ment wie Flächenkreislaufwirtschaft, Brachflächenerfassung 
und die Umsetzung bestehenden Bau- und Planungsrechts 
sein (Bundesregierung, 2012). Exemplarisch für neue poten- 
zielle Ansätze zur Erreichung der Ziele der Nachhaltigkeits- 
strategie werden im Folgenden knapp die Flächenkreislauf- 
wirtschaft und der Handel mit Flächenzertifikaten dargestellt. 

Flächenkreislaufwirtschaft 

Die Flächenkreislaufwirtschaft beschreibt einen Steue- 
rungsansatz, der unnötiges Brachliegen von Flächen sowie 
die Inanspruchnahme neuer Flächen vermeiden soll: „Die 
Flächenkreislaufwirtschaft hat vorrangig und systematisch 
die Ausschöpfung aller bestehenden Flächenpotenziale im 
Bestand zum Ziel und lässt nur unter bestimmten Bedin- 
gungen die Inanspruchnahme neuer Flächen zu" (Preuß et 
al., 2007:11). Die dahinter stehende Philosophie orientiert 
sich an der Formel „Vermeiden - Verwerten - Ausgleichen" 
und ist damit eine Form des Flächenrecyclings (Dosch et al., 
2007:387). Im Forschungsfeld „Fläche im Kreis" des Experi- 


Bei knapper Flächenverfügbarkeit ergeben sich zahl- 
reiche Zielkonflikte zwischen allen drei Dimensionen 
(z.B. Naturschutzflächen versus Industrie- oder Wohn- 
flächen versus Begegnungsräume), die durch langfris- 
tige, holistische sowie adaptive und flexible Planun- 


mentellen Wohnungs- und Städtebaus (ExWoSt) entwickelt 
und erprobt, wird der Ansatz im EU-geförderten Projekt 
Circular Flow Land Use Management mittlerweile in sechs 
Pilotprojekten in Tschechien, Italien, Deutschland, Öster- 
reich, Polen und der Slowakei getestet (CircUse, 2016; Preuß 
et al., 2007). Voraussetzung für die Einführung des Konzepts 
ist zunächst, möglichst viele hoheitliche und private Akteu- 
re verschiedener Ebenen am Planungsprozess zu beteiligen 
(Preuß et al., 2011:15). Zur Umsetzung dieses Ansatzes ist 
ein Policy-Mix erforderlich, der u.a. Planung, Information, 
Management, Kooperation, Investitionen und finanzielle 
Anreize sowie Gesetzesänderungen umfasst (Preuß et al., 
201 1: 16). Konkrete Maßnahmen wären u. a. „die Schließung 
von Baulücken, die Wiedernutzbarmachung von Brachflä- 
chen, die Nachverdichtung im engeren Sinne [...], die Ver- 
meidung oder Beseitigung von Gebäudeleerstand, [...] der 
Rückbau sowie eine sonstige Entsiegelung sowie Renatu- 
rierung von Flächen." (Windoffer, 2015:149). Das Konzept, 
Flächen möglichst umfassend zu erfassen, sie zu kategorisie- 
ren und wieder zu nutzen, erscheint vielversprechend. Die 
Ergebnisse in den Testregionen werden zeigen, wie groß der 
politische, finanzielle und administrative Aufwand hierfür 
sein wird. Die Flächenkreislaufwirtschaft wäre mit dem Flä- 
chenzertifikatehandel verknüpfbar, der ökonomische Anreize 
setzen könnte, um die Innenentwicklung in Städten zu stär- 
ken (Preuß et al., 2011:19). 

Handel mit Flächenzertifikaten 

Um die Flächeninanspruchnahme für Siedlung und Verkehr 
zu begrenzen, wird u. a. die Idee handelbarer Flächenzertifi- 
kate diskutiert. Dies bedeutet, dass jeder Stadt bzw. Kommu- 
ne begrenzte Flächenausweisungsrechte in Form von Zertifi- 
katen zugeteilt werden. Sofern diese nicht ausreichen, kann 
sie entweder Zertifikate von anderen Kommunen zukaufen 
oder alternativ den Bedarf für Flächenneuausweisungen 
durch Nach Verdichtung, Baulückenprogramme oder ähnli- 
ches senken (Walz et al., 2009:2). Das Instrument des Flä- 
chenzertifikatehandels wird in begrenztem Maße bereits in 
den USA und China verwendet und die Einführung in 
Deutschland derzeit in einem Modellprojekt des Umweltbun- 
desamtes mit einer Laufzeit bis 2017 überprüft (Bizer et al., 
2012; IW Köln, 2016). Durch den Handel mit Flächenzertifi- 
katen sollen sich landesweit u.a. die Kosten zur Erreichung 
eines bestimmten Flächensparziels minimieren (z.B. des 
genannten 30-Hektar-Ziels) sowie eine zielsichere Obergren- 
ze des Flächenverbrauchs bei einer vergleichsweise flexiblen 
Planung erreichen lassen (Bovet et al., 2011). Eine Umset- 
zung kann allerdings schwierig werden, sofern bereits zu viel 
Bauerwartungsland von finanzschwachen Kommunen ausge- 
wiesen wurde. Statt dieses einfach zurückzunehmen, würden 
stattdessen zu viele „weiße Zertifikate" auf den Markt gelan- 
gen und sich damit der Flächenverbrauch insgesamt kaum 
mindern (Waltz, 2015). 


gen und ein lokal angepasstes Flächenmanagement zu 
harmonisieren sind. 
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Kasten 4.3-5 

Beispiele gemeinwohlorientierter 
Stadtplanungsinstrumente in Brasilien 

In Brasilien wurde Ende der 1980er Jahre das Stadtplanungs- 
system reformiert. Seitdem ist u.a. das „Recht auf Stadt" in 
der Verfassung verankert. Die Art. 182 und 183 der brasi- 
lianischen Verfassung zur Stadtentwicklungspolitik und zur 
Ersitzung von Eigentum werden näher bestimmt durch das 
1990 angenommene Stadt-Statut. Um die sozialen Funktio- 
nen einer Stadt sicher zu stellen soll nach dem Stadt-Statut 
u.a. städtisches Eigentum zugunsten des Gemeinwohls, zur 
Sicherheit und zum Wohlergehen der Bewohner einer Stadt 
und zum Schutz des ökologischen Gleichgewichts verwendet 
werden (Mengay und Pricelius, 2011:249). Leitende Prinzi- 
pien sind neben der sozialen Funktion von Immobilien- und 
Grundbesitz die faire Verteilung der Kosten und Nutzen der 
Urbanisierung sowie das demokratische Management der 
Stadt (Rodriguez und Barbosa, 2010:25). Zudem wird das 
Recht auf Stadt (Kasten 3.5-1) in Art. 2 Abs. 1 des Stadt- 
Statuts „als ein Recht auf eine nachhaltige Stadt" definiert. 
Es wird ausdifferenziert in ein „Recht auf urbanen Raum, 
auf Wohnung, auf sanitäre Einrichtungen, auf urbane Infra- 
struktur, auf Transport und öffentliche Dienstleistungen 
und auf Arbeit und Freizeit (Muße) für die gegenwärtigen 
und zukünftigen Generationen" (Mengay und Pricelius, 
2011:249). Neben der rechtlichen Absicherung informeller 
Siedlungen durch Art. 183 der Verfassung wurden durch das 
Stadt-Statut eine Reihe progressiver Planungs- und Gover- 
nance-Instrumente definiert. Diese sollen u.a. auch die Spe- 
kulationen mit Boden und Immobilien einschränken sowie 
eine sozialverträgliche Stadtentwicklung gewährleisten. Zu 
ihnen gehören u.a.: 

Masterpläne 

Alle Städte mit mehr als 20.000 Einwohnern sind verpflich- 
tet, Masterpläne zur Stadtentwicklung aufzustellen. Der 
Masterplan ist ein integraler Teil des städtischen Planungs- 
prozesses und soll u.a. Richtlinien und Prioritäten für den 
städtischen Haushalt entwickeln (Art. 40 des Stadt-Statutes; 
Furbino Bretas Barros et al., 2010). Im Gegensatz zu früheren 
Top-down-Planungsinstrumenten ist für die Aufstellung der 
(neuen) Masterpläne eine breite Bürgerbeteiligung vorge- 
schrieben. Städten, die nicht wie gefordert Masterpläne ent- 
wickeln, kann der Zugang zu Bundesmitteln in den Bereichen 
Infrastruktur- oder Gesundheitsförderung verwehrt werden 
(Goldenfum et al., 2008:4). 

Zonen von sozialem Interesse 

Um adäquaten, bezahlbaren Wohnraum zu schaffen bzw. zu 
erhalten haben die Stadtverwaltungen das Recht, unbewohn- 
te oder unbenutzte Gebiete, informell besiedelte (Favelas) 


4.3.2. 2 

Prinzipien transformativer Flächennutzung 

Flächen und deren Nutzung stellen eine zentrale Res- 
source für die Transformation zur urbanen Nachhaltig- 
keit dar. Der WBGU setzt sich für eine Flächennutzung 
ein, die einen maßgeblichen Beitrag zur Großen Transfor- 
mation zu leisten vermag. Dafür erachtet der WBGU die 


oder andere Gebiete als Zonen von sozialem Interesse (Zonas 
Especiais de Interesse Social - ZEIS) auszuweisen. Unbesie- 
delte und ungenutzte Gebiete, die als solche ausgewiesen 
werden, dürfen nur für sozialen Wohnungsbau genutzt wer- 
den. Stadtverwaltungen haben weiter die Möglichkeit, die 
Besitzer dazu zu zwingen, sie einer solchen Nutzung zuzu- 
führen. Weisen Stadtverwaltungen Favelas als ZEIS aus, sind 
die Bewohner dieser Flächen vor Verdrängung geschützt. Die 
Gebiete sollen aufgewertet und allenfalls für sozialen Woh- 
nungsbau genutzt werden. Die Umsiedlung von Bewohnern 
informeller Siedlungen ist stark reglementiert und Stadtver- 
waltungen haben lediglich das Recht, Haushalte in problema- 
tischen Gebieten (z.B. von Erdrutschen gefährdete Hangla- 
gen) oder zur Schaffung von Infrastruktur umzusiedeln. 

Zwangsnutzung und Zwangsparzellierung 

Städte können Besitzer ungenutzter oder nicht ausreichend 
genutzter Flächen dazu zwingen, diese zu parzellieren und für 
sozialen Wohnungsbau zu verwenden. Den Besitzern werden 
dazu Fristen gesetzt. Werden diese nicht eingehalten, können 
weitere Zwangsmaßnahmen ergriffen werden (Furbino Bretas 
Barros et al., 2010: 98ff.). 

Progressive Grundsteuern und Enteignungen 

Die Stadt kann eine am Grundstückswert orientierte Zwangs- 
steuer erheben die ansteigt, je länger den von der Stadt 
gesetzten Auflagen nicht nachgekommen wird. So versuchen 
Stadtverwaltungen, das spekulative Kaufen und Halten von 
Immobilien unrentabel zu machen und Immobilienspekulati- 
on zu unterbinden. Kommt ein Immobilienbesitzer den Auf- 
lagen weiterhin nicht nach, kann er von der Stadt enteignet 
werden. Die Stadt muss den Besitzer entschädigen und ihm 
den Wert des Grundstücks erstatten. Dies kann in Form von 
Anleihen geschehen, die die Stadt erst nach zehn Jahren ablö- 
sen muss (Furbino Bretas Barros et al., 2010: 98ff.). 

Auswirkung von Verfassung und Stadt-Statut 

Trotz der in Bezug auf Stadtentwicklung vergleichsweise fort- 
schrittlichen brasilianischen Verfassung und Positivbeispielen 
wie Porto Alegre und Curitiba werden in den brasilianischen 
Großstädten „spätestens seit den 1990er Jahren fragmentie- 
rende Entwicklungsprozesse in verstärktem Maß im Stadt- 
raum sichtbar" (Coy und Töpfer, 2012:9). Dies liegt nicht 
zuletzt an der Tatsache, dass Verfassung und Stadt-Statut 
zwar progressive Instrumente bereitstellen, bei deren Anwen- 
dung die Stadtverwaltungen aber häufig überfordert sind. 
Diesen fehlen zum einen die Kapazitäten, um sie planerisch 
und verwaltungstechnisch umzusetzen. Zum anderen ist der 
politische Wille zur Umsetzung auf lokaler Ebene nicht immer 
vorhanden. Weitere kommunale Gesetze und Verordnungen, 
die das Stadt-Statut hilfreich ergänzen könnten, wurden in 
einem Großteil der Städte noch nicht verabschiedet (Maricato, 
2010:26). 


folgenden Prinzipien als zentral, die bei den Herausfor- 
derungen und Ansatzpunkten einer transformativen Flä- 
chennutzungsgestaltung berücksichtigt werden sollten. 
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Kasten 4.3-6 

Herausforderungen in der Wohnraumversorgung 
in Deutschland durch aktuelle 
Flüchtlingsbewegungen 

In den Jahren 2014 und 2015 migrierten so viele Men- 
schen nach Deutschland wie seit den 1990er Jahren nicht 
mehr (Mediendienst Integration, 2016a). Für das Jahr 2014 
beträgt der Wanderungssaldo, bei dem jährliche Fort- und 
Zuzüge nach Deutschland verrechnet werden, ca. 550.000 
Zuzüge (BAMF, 2014:6; Mediendienst Integration, 2016a). 
Diese Zuzüge umfassen alle Wanderungsbewegungen nach 
Deutschland, wobei Flucht nur eine der Ursachen ist. Aller- 
dings stieg auch die Zahl der Asylanträge in 2014 im Vergleich 
zu 2013 um 58% an (BAMF, 2014:7). In 2015 stieg die Zahl 
der Asylerstanträge im Vergleich zu 2014 sogar um 155% an 
(BAMF, 2014:7). Für das Jahr 2015 liegt noch keine offiziel- 
le Wanderungsstatistik vor. Es wird aber auf Grundlage der 
Registrierungsdaten für das erste Halbjahr 2015 von einer 
Zuwanderungszahl für das Gesamtjahr ausgegangen, die die 
höchste seit Einführung des Registrierungssystems 1950 sein 
könnte (Mediendienst Integration, 2016a). Dies stellt Bund, 
Länder und Kommunen ebenso wie die Zivilgesellschaft 
vor die Herausforderung, auf diese Entwicklung schnell zu 
reagieren, neu hinzukommende Menschen angemessen 
unterzubringen und zu versorgen sowie ihnen kurz- und 
gegebenenfalls langfristige Perspektiven zu verschaffen. Die 
aktuelle Situation berührt an vielen Punkten den normativen 
Kompass des WBGU und die im Gutachten diskutierten Her- 
ausforderungen, denn es geht darum, Migrantinnen so unter- 
zubringen, dass die Anforderungen insbesondere an substan- 
zielle Teilhabe eingehalten werden. Die neu zu schaffenden 
baulichen Lösungen und Flächennutzungsstrategien müssen 
dies in Bezug auf adäquaten Wohnraum, Mobilität, Zugang 
zu Gesundheitsversorgung usw. in Einklang mit bestehenden 
Umweltschutzstandards gewährleisten. 

Als eine Reaktion auf den Zuzug von Flüchtlingen und 
flankierend zur Änderung des Asylrechts wurden 2014 und 
2015 bauplanungsrechtliche Erleichterungen zur Errich- 
tung und Nutzungsänderung von Flüchtlingsunterkünften 
erlassen. Die aktuelle Novellierung des §246 BauGB, die 
am 24.10.2015 in Kraft getreten ist, dient dazu, die Unter- 
bringung von Flüchtlingen durch Neubaumaßnahmen zu 
beschleunigen (Bundesregierung, 2015). Sie ermöglicht die 
Abweichung von verschiedenen bauplanungsrechtlichen 


Flächenverbrauch durch dezentrale Konzentration 
und Revitalisierung minimieren 
Eine nachhaltige Flächennutzungsgestaltung kann zur 
Verminderung des Flächenverbrauchs in Städten und 
im Stadtumland beitragen und z.B. die Bebauung land- 
wirtschaftlicher Nutzflächen eindämmen. Auch bei 
einer notwendigen Erweiterung der Siedlungsfläche 
aufgrund von Bevölkerungswachstum können ver- 
schiedene Maßnahmen den Landverbrauch mindern. 
Dazu gehört insbesondere die städtebauliche Nach- 
verdichtung durch die „bauliche Nutzung bisher unbe- 
bauter oder mindergenutzter Flächen innerhalb einer 
bereits bestehenden Bebauung" (BBSR, 2014a:5), z.B. 


Anforderungen, um Neubauten und Nutzungsänderungen 
in Wohn- und Gewerbegebieten sowie im Außenbereich zum 
Zwecke der Schaffung von oder Umnutzung zu Flüchtlings- 
unterkünften zu erleichtern. Insgesamt können Baugenehmi- 
gungen unter diesen abweichenden Standards nur bis Ende 
2019 erlassen werden, was allerdings nicht die Geltungsdau- 
er bereits erlassener Genehmigungen betrifft (Krautzberger 
und Stüer, 2015). Eine Art Auffangabweichung enthält §246 
Abs. 14 BauGB, wonach - in erforderlichem Umfang - vom 
BauGB oder auf dessen Grundlage erlassener Vorschriften 
abgewichen werden kann, wenn alle vorhergehenden Abwei- 
chungsmöglichkeiten des §246 BauGB nicht ausreichen, um 
dringend benötigte Unterkunftsmöglichkeiten zu schaffen. 

Anhand dieser Baurechtsnovelle lassen sich Interessens- 
kollisionen verschiedener Dimensionen des normativen Kom- 
passes (Kap. 3) einerseits und Herausforderungen für die 
Mehrebenen-Govemance (Kap. 2.5, 8) zeigen: Einerseits för- 
dert die Umsetzung die substanzielle Teilhabe, indem sie die 
Schaffung neuen Wohnraums erleichtert. Andererseits wer- 
den Abweichungen von Umwelt- und Naturschutzstandards 
legitimiert. Durch Verfahrensverkürzungen werden Kommu- 
nen nicht in der gewohnten Form in den Entscheidungspro- 
zess über eine Baugenehmigung einbezogen (Krautzberger 
und Stüer, 2015). Dies mindert die Verwirklichung von Eigen- 
art im Sinne des normativen Kompasses. Praktisch werden die 
bauplanungsrechtlichen Erleichterungen für Flüchtlingsun- 
terkünfte nur dann für schnelle Abhilfe sorgen, wenn die 
Gemeinden zugleich mit mehr Personal ausgestattet werden 
(Krautzberger und Stüer, 2015). Die tatsächlichen Konse- 
quenzen für die bauliche Umgebung werden sich vermutlich 
erst im Jahr 2020 endgültig bewerten lassen. Es ist jedoch zu 
beachten, dass insbesondere die Abweichungen von beste- 
henden Umwelt- und Baustandards nur dann gerechtfertigt 
sind, wenn sie Teil einer kurzfristigen Problemlösungsstrate- 
gie darstellen und nicht zu langfristigen Verfestigungen und 
damit für die Umwelt negativen Pfadabhängigkeiten führen. 
So sollten beispielsweise Alternativen zur Containerbauweise 
wie Holzbauten ebenso wie die Nutzung von bestehenden 
Flächenpotenzialen wie die bauliche Erweiterung von Flach- 
dächern, die Nutzung leerstehender Immobilien oder die Zwi- 
schennutzung von Bauten, die nicht als Wohnbauten konzi- 
piert sind, Teil der kurzfristigen Lösungsstrategie werden 
(Difu, 2015b:6; UBA, 2016). Langfristig sollten die bereits 
existierenden Maximen der Nutzungsmischung und Innen- 
entwicklung Teil der Strategie sein (UBA, 2016), um negati- 
ven Pfadabhängigkeiten vorzubeugen. 


durch die Revitalisierung von Industriebrachen oder 
innerstädtischen Quartieren. Die urbane Restruktu- 
rierung sollte gleichzeitig dazu genutzt werden, Städte 
an den Klimawandel anzupassen und die Lebensquali- 
tät einer Stadt zu steigern, indem Grün- und Freiräume 
zur Verbesserung des Stadtklimas belassen bzw. erwei- 
tert werden (Kap. 4.2.3). Raumplanerisch sollten dabei 
Ziele einer „dezentralen Konzentration" verfolgt wer- 
den, um einseitige Konzentrationen zu vermeiden und 
eine ausgeglichene, polyzentrische Raum- und Sied- 
lungsstrukturen zu entwickeln (ARL, 2016). 

Zu unterscheiden sind zudem eine real existierende 
Landknappheit von einer erzwungenen Landknapp- 
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heit, bei der z.B. aufgrund von Boden- und Immobili- 
enspekulationen innerstädtische Flächen oder Wohn- 
siedlungen brachliegen bzw. leer stehen oder auch 
dem Verfall anheim gegeben werden. So beträgt z. B. in 
Kairo die Leerstandsquote im Wohnungsbau aufgrund 
von Immobilienspekulationen im formellen als auch 
im informellen Wohnungssektor schätzungsweise bis 
zu 30% (Sims, 2012; World Bank, 2008a). Die Land- 
knappheit in den Stadtrandbereichen bzw. die riesigen 
Freiflächen in der Wüste scheinen dabei nur eine unter- 
geordnete Rolle zu spielen (Kasten 5.3-1). 

Gemeinwohlorientierung urbaner Flächen 
Ein nicht unerheblicher Teil der urbanen Fläche sollte 
einer gemeinwohlorientierten Nutzung Vorbehalten 
sein. Dies sollte sowohl für öffentliche als auch - in Tei- 
len - für private Flächen gelten. Insbesondere bein- 
haltet dies - auch für von privaten Investoren durch- 
geführte Stadtbauprojekte - die Ausweisung und den 
Schutz öffentlicher Räume, wie z.B. Parks, Plätze, 
Spielplätze, kulturelle Zentren und andere Begeg- 
nungsräume. Interessenskonflikte zwischen Politik, 
Verwaltung, Bürgern und Privatwirtschaft bei der Flä- 
chennutzung müssen berücksichtigt werden. Vor dem 
Hintergrund einer weltweit zu verzeichnenden Domi- 
nanz von Privatinvestoren in der Stadtentwicklung plä- 
diert auch UN-Habitat für die Wiedererlangung öffent- 
licher Gestaltungsmacht in von privaten Investitionsin- 
teressen geprägten Stadträumen (UN-Habitat, 2013a). 

Flexibilisierung der Flächennutzung: urbane 
Frei- und Begegnungsräume schaffen 
Urbane Begegnungsräume verschiedenster Art sind 
wichtig für ein urbanes Zusammenleben und Lebens- 
qualität sowie die soziale Kohäsion einer Gesellschaft. 
Dazu gehören neben den öffentlichen Räumen (z.B. 
öffentliche Plätze, Straßen und Grünanlagen) auch 
gemeinschaftliche Räume (z.B. soziale, kulturelle 
oder religiöse Gemeinschaftszentren, Vereine, Sport- 
plätze). Diese Orte bieten Raum für soziale, kulturelle 
oder sportliche Aktivitäten, für die Ausbildung sozialer 
Netzwerke, zivilgesellschaftliches Engagement und für 
Kooperationen, z.B. zwischen Bürgern und der Stadt- 
verwaltung und -politik. Sie sind damit für die Bildung 
von Ortsidentität ein zentraler Aspekt (Kap. 3. 5. 3. 2). 

Die Privatisierung öffentlicher Räume oder eine 
mangelnde Sicherheit im öffentlichen Raum stellen eine 
Gefahr für Frei- und Begegnungsräume in Städten dar, 
da sie häufig mit dem Ausschluss bestimmter Bevölke- 
rungsgruppen (z.B. Ausschluss armer Bevölkerungs- 
gruppen, Gefährdung von Frauen) verbunden sind. Die 
Benutzbarkeit und Lebendigkeit von Freiräumen kann 
zwar von der Raumgestaltung beeinflusst werden - z.B. 
durch Berücksichtigung von Übersichtlichkeit, Orien- 


tierung, Barrierefreiheit und Sicherheit bei der Pla- 
nung (BMVBS, 2009; Kap. 4.2.3), letztlich entscheidet 
jedoch die tatsächliche Nutzung durch unterschiedliche 
Gruppen über die Qualität des Stadtraumes. 

Anpassungsfähigkeit bzw. Reversibilität von 
Flächennutzungen 

Da urbane Flächen durch sektorale Ansprüche häufig 
einseitig genutzt werden (z.B. Verkehrsflächen), sollte 
eine nachhaltige Nutzung darauf zielen, Flächen im 
Hinblick auf zukünftige Nutzungsansprüche möglichst 
anpassungsfähig zu gestalten. Dafür sollten Flächen 
z.B. wenig versiegelt sein, um sie an neue Rahmenbe- 
dingungen anpassen und sie für neue Erfordernisse und 
Bedürfnisse nutzen zu können. Dies kann etwa durch 
dauerhafte Veränderungen, wie ein verändertes Stadt- 
klima mit Zunahme an Hitzeperioden, oder reversible 
Änderungen, wie z.B. zusätzliche Wohnraumflächen 
für eine temporäre Unterbringung von Flüchtlingen, 
erforderlich sein. 


4.3.3 

Ansatzpunkte für eine Umsetzung 
transformativer Flächennutzung 

Die Prinzipien einer transformativen Flächennutzung 
(Kap. 4. 3. 2. 2) bilden einen Rahmen für Stadtentwick- 
lung, erfordern aber gleichzeitig weitreichende Verän- 
derungsprozesse. Nach Ansicht des WBGU lassen sich 
diese Prozesse beispielsweise über allgemeine Gestal- 
tungshebel (Kap. 4.3.3. 1) und besondere Gestaltung- 
modelle (Kap. 4. 3. 3. 2) initiieren und umsetzen. Dabei 
ist zu beachten, dass diese Instrumente in engem 
Zusammenhang mit den komplexen Aushandlungspro- 
zessen urbaner Entwicklung zu sehen sind. Dies erfor- 
dert die Kombination hoheitlicher und konsensualer 
Gestaltungsinstrumente für das Flächenmanagement, 
auch unter Berücksichtigung informeller Prozesse und 
Strukturen zur Realisierung einer ressourcenschonen- 
den, gerechten und vielfältigen Stadtentwicklung. 

4.3.3.1 

Allgemeine Gestaltungsmechanismen 

Eine transformative Flächennutzung kann über all- 
gemeine Gestaltungsmechanismen initiiert werden. 
Dabei geht es etwa darum, urbane Eigentumsmodelle 
zu diversifizieren, Flächen zu erfassen und zu sichern, 
Nutzungen unter Berücksichtigung lokaler Rahmen- 
bedingungen zu regulieren, informelle und formelle 
Aspekte von Flächennutzung zu verknüpfen sowie der 
Korruption bei der Vergabe und Nutzung von Flächen 
vorzubeugen. 


Drucksache 18/9590 


- 182 — 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


Urbane Eigentumsmodelle diversifizieren 
Um Stadtflächen der einseitigen Gewinnlogik privater 
Eigentümer zu entziehen und sie wieder stärker dem 
Gemeinwohl zuführen zu können, sollte der - auch pri- 
vate - Erwerb von Eigentum an städtischem Grund 
und Boden durch nachhaltige Kriterien und unter viel- 
fältigen Bedingungen erfolgen [von Winterfeld et al., 
2012). So könnte z. B. in Städten eine Sozialverträg- 
lichkeitsprüfung bei Grundstücksverkäufen vorausge- 
setzt werden. 

Bei der weltweit existierenden Vielzahl von Eigen- 
tumsmodellen sollte insbesondere in Schwellen- und 
Entwicklungsländern die Vielzahl alternativer gewohn- 
heitsrechtlicher oder informeller Eigentumsmodelle 
berücksichtigt werden (Kasten 4.3-2). Eine einseitige 
Förderung formalisierten privaten Eigentums scheint 
hier insbesondere im Hinblick auf die Einbeziehung 
armer Bevölkerungsgruppen nicht zwingend erforder- 
lich oder sogar hinderlich. 

Im Sinne einer Diversifizierung urbaner Eigentums- 
modelle sollten diese somit komplexer gedacht werden. 
Eine wesentliche Voraussetzung hierfür ist die Schaf- 
fung gesetzlicher Grundlagen für eine Eigentumsver- 
fassung, die neben privatem und öffentlichem Eigen- 
tum an Flächen Formen des gemeinschaftlichen Eigen- 
tums zulassen. Bei der Entwicklung der Modelle sollten 
insbesondere armutsmindernde und geschlechterge- 
rechte Konzepte gefördert und umgesetzt werden. 

Flächenerfassung und -Sicherung 
Flächen sind begrenzte Ressourcen und sollten in die- 
ser Funktion erfasst und gesichert werden, etwa durch 
die Erstellung eines grundstücksscharfen, großmaßstä- 
bigen Katasters, das der Registrierung der Eigentums- 
bzw. Nutzungsrechte dient und allgemein zugänglich 
sein sollte. Geographische Informationssysteme, auch 
auf Basis hochauflösender, multitemporaler Satelli- 
tenbildanalysen sind ein geeignetes Instrument zur 
Bestandsaufnahme und Planung. Die Verbesserung der 
Informationsgrundlage durch die Qualifizierung von 
Flächeninformationen und Flächenbewertungen ist 
eine wichtige Voraussetzung für nachhaltiges Flächen- 
management, insbesondere zur Abstimmung der Pro- 
zesse in den Handlungsbereichen Planung, Informa- 
tion, Organisation und Kooperation, Budget, Vermark- 
tung und Durchsetzung (Bock et al., 2011). 

Für Schwellen- und Entwicklungsländer bedarf es 
gegebenenfalls spezieller Instrumente der Flächener- 
fassung. Während lange Zeit auch hier galt, dass nur die 
Erfassung von individuellem privatem Eigentum eine 
sichere Methode der Landvergabe war, werden heute 
vielfach alternative Instrumente erprobt und angewen- 
det. So wurde z. B. das social tenure domain model ent- 
wickelt, das eine Flächenerfassung ermöglichen soll, 


die insbesondere auch die Rechte armer Bevölkerungs- 
gruppen sowie den Zugang von Frauen zu Landrechten 
berücksichtigt (STDM, 2016). 

Nutzungsregulierungen 

Hoheitliche Nutzungsregulierungen, wie beispiels- 
weise Planungen, Steuern, Ver- oder Gebote, können - 
unter Berücksichtigung der Eigentumsverfassung - den 
konkreten Rahmen für eine transformative Flächen- 
nutzungsgestaltung schaffen. Faktoren für das Gelin- 
gen einer solchen Flächennutzungsgestaltung sind 
die Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzips, sowie 
lokaler Gegebenheiten, die Einbeziehung aller relevan- 
ten Akteure, die Schaffung von Kapazitäten und Res- 
sourcen und deren Umverteilung auf die kommunale 
Ebene sowie die Um- und Durchsetzung von Standards 
mit hoheitlichem Geltungsanspruch. Unter Berücksich- 
tigung der Diversität von Stadtentwicklung lässt sich 
hierfür kein Patentrezept entwickeln; vielmehr geht es 
darum, einen Korridor zu eröffnen, der als Orientie- 
rung dienen kann. Soll ein Flächennutzungssystem in 
einem Staat reformiert werden, so muss zunächst ein 
Verständnis für die Rahmenbedingungen in dem Staat 
geschaffen werden (Palmer et ab, 2009). Leitfragen 
hierfür sind für jede Stadtregierung: Wie ist die Macht 
in politischer wie wirtschaftlicher Hinsicht verteilt? 
Wie funktioniert die Eigentumsverfassung? Wo liegen 
Hindernisse im bestehenden System? 

Für eine transformative Flächennutzungsplanung 
sollten bestehende Planungssysteme dahingehend 
überprüft werden, ob sie lokalen Gegebenheiten gerecht 
werden. Fächert man die oben genannten Rahmenbe- 
dingungen auf, sollten insbesondere folgende Bereiche, 
für eine Überprüfung bzw. Anpassung des Planungs- 
systems berücksichtigt werden (ähnlich beispielsweise 
bei UN-Habitat, 2009b: 18ff.): 

> Subsidiaritätsprinzip, d.h. die Wahrnehmung einer 
Aufgabe durch die jeweils unterste hierfür am bes- 
ten geeignete Ebene und konsequente Umsetzung 
dieses Prinzips; 

> Beteiligung aller relevanten Akteure, unabhängig 
von wirtschaftlicher oder politischer Macht, bei der 
Erarbeitung von Plänen sowie verbindliche Einbe- 
ziehung der Dialogergebnisse; 

> Berücksichtigung des normativen Kompasses als 
Zielorientierung; 

> Schaffung ausreichender finanzieller und personeller 
Kapazitäten - nicht nur für die Erstellung, sondern 
auch für die Um- und Durchsetzung von Plänen; 

> Einbeziehung besonderer Gestaltungmodelle 
(Kap. 4.3.3. 2); 

> Anpassungsfähigkeit des Systems an sich schnell 
verändernde ökologische, demographische oder 
wirtschaftliche Umstände. 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


- 183 — 


Drucksache 18/9590 


Planerische Maßnahmen sollten zudem mit ande- 
ren Formen hoheitlicher Einflussnahme wie Steuern, 
Gebühren und Subventionen verknüpft werden. Hier- 
bei ist u. a. darauf zu achten, dass auch die Steuersys- 
teme lokal angepasst sind und eine Durchsetzung von 
Seiten der Lokalverwaltungen möglich ist (UN-Habitat 
und GLTN, 2011). Auch sind mögliche Ausnahmen für 
privilegierte Gruppen oder Steuerschlupflöcher durch 
Share Deals (Kap. 4. 3. 1.3) zu schließen. 

Berücksichtigung lokaler kontextspezifischer 
Voraussetzungen und Einbeziehung informeller 
Praktiken 

Für eine nachhaltige Flächennutzungsgestaltung müs- 
sen die folgenden lokalen kontextspezifischen Vor- 
aussetzungen berücksichtigt werden. Die verfügbaren 
Instrumente zur Flächennutzungsgestaltung (z.B. des 
Konfliktmanagements) sollten an das jeweilige gesell- 
schaftliche, kulturelle und religiöse System angepasst 
sein und auch die unterschiedlichen Geschwindigkeiten 
der Transformationsphasen berücksichtigen (allmäh- 
liche Transformation und Förderung von Akzeptanz). 
Auch müssen je nach Kontext Kapazitäten und Exper- 
tise (z.B. zur Flächenerfassung) auf- oder ausgebaut 
werden (Fähigkeiten, Wissen, Archive, Institutionen). 
Gleichzeitig sollte eine größtmögliche Transparenz (Ein- 
sichtsrechte in Pläne, Beteiligungsverfahren usw.) her- 
gestellt und verschiedene Regulierungsmodelle (Infor- 
mations- und Dialogformen, Betrachtung regionaler 
Modelle wie social engineering, d.h. die Regulierung 
des ethnischen Proporzes in Wohngebieten wie z.B. in 
Singapur) diskutiert werden. 

Hoheitliche Nutzungsregulierungen stoßen bei der 
Flächennutzungsgestaltung oft an ihre Grenzen, insbe- 
sondere wenn aufgrund einer schwachen Governance 
oder falscher Planungsstrategien informelle Urbani- 
sierungsprozesse einen erheblichen Teil der städti- 
schen Entwicklung bestimmen. Werden allerdings auch 
(gemeinwohlorientierte) informelle Aushandlungspro- 
zesse berücksichtigt, wird Flächennutzung im Ideal- 
fall sozial- und kulturspezifisch gebunden gestaltbar. 
Wichtig ist dabei die Anwendung adäquater Verhand- 
lungs- oder Partizipationsformen (Kap. 8.3). 

Korruptionsprävention 

Die Vergabe und die Nutzung von Flächen bieten zahl- 
reiche Einfallstore für Korruption, d.h. den „Miss- 
brauch anvertrauter Macht zum privaten Nutzen oder 
Vorteil" (TI, 2014:3). Dies bezieht sich z.B. auf die 
Bestechung und Bestechlichkeit - bei Amtshandlun- 
gen oder im geschäftlichen Verkehr - von Personen 
des politischen Bereichs und der kommunalen Verwal- 
tung sowie von Privatleuten oder Unternehmen (TI, 
2011; UN-Habitat und TI, 2004). Daneben ist der Han- 


del mit Flächen und Immobilien auch anfällig für eine 
Vielzahl weiterer, häufig mit Korruption einhergehen- 
der Delikte, wie z.B. Veruntreuung, Betrug, Erpressung, 
Falschbeurkundung oder Geldwäsche (Soreide, 2014:2; 
Wells, 2014; Kasten 4.3-3). Das Übereinkommen der 
Vereinten Nationen gegen Korruption ist von 178 Nati- 
onalstaaten ratifiziert worden (Stand: Dezember 2015), 
bleibt in der städtischen Praxis bislang aber von gerin- 
ger Wirkung. Damit zukünftig Antikorruptionsstra- 
tegien für die urbane Flächennutzung entwickelt und 
umgesetzt werden können, müssen alle Akteure städti- 
scher Goverance in die Korruptionsbekämpfung einge- 
bunden werden (Kap. 8. 2. 3. 3). Zudem sollte mit Hin- 
blick auf eine transparente und gerechte Flächennut- 
zung ein gesamtstädtisches Integritätsmanagement für 
Flächen entwickelt werden. Insbesondere die Umset- 
zung von Transparenz in Transaktionsgeschäften für 
Boden und Immobilien kann einen wesentlichen Bei- 
trag zur Korruptionsprävention leisten. 

4. 3. 3. 2 

Besondere Gestaltungsmodelle 

Unter besonderen Gestaltungsmodellen versteht der 
WBGU verschiedene konkrete Ansätze zur Schaffung 
von (Mit-)Gestaltungs- und Möglichkeitsräumen, die 
eine Entwicklung von Städten in Richtung Transfor- 
mation fördern können. Diese ermöglichen insbeson- 
dere die Flächennutzung durch verschiedene Akteure 
für weitestgehend nicht kommerzielle Zwecke. Dazu 
gehören u. a. Zwischennutzungsmodelle, Shared-Space- 
Ansätze und die Urban Commons. 

Reversible Flächennutzung: Zwischennutzung 
Dem Bedarf an urbanen Frei- und Erholungsräumen 
kann durch eine Flexibilisierung der Flächennutzungs- 
arten entsprochen werden. Ein Beispiel ist die Zwi- 
schennutzung von Gebäuden oder Flächen, deren 
ursprüngliche Nutzung aufgegeben wurde, und deren 
anderweitige Nutzung temporär gestattet wird, bis die 
Nachnutzung realisierbar ist. Typische Zwischennut- 
zungen sind Gärten, öffentliche Grünflächen, Sport- 
anlagen, Kunst und Kultur (Ateliers und Galerien), 
Gastronomie, Büros und Läden, soziale Einrichtungen 
wie Jugendtreffs, temporäres Wohnen (z.B. Studen- 
tenwohnheime, soziale Wohnprojekte), und gewerbli- 
che Nutzung (z.B. Märkte, Handwerk). Zwischennutzer 
können Einzelpersonen, Vereine, Nachbarschaftsgrup- 
pen und Kleinunternehmen sein. Dabei kann die Dauer 
und Intensität der Nutzung variieren. Beispiele sind der 
Mellowpark in Berlin, in dem auf einem ehemaligen 
Fabrikgelände durch Eigeninitiative von Jugendlichen 
ein Sportplatz entstand, oder die Nutzung des ehema- 
ligen Bremer Güterbahnhofs durch Künstler, Musiker 
und Studenten (BBSR, 2008). Wie die Freiraumgestal- 
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tung kann die Zwischennutzung somit zu einer Bele- 
bung von Stadtquartieren beitragen und leerstehende 
Gebäude und Flächen vor Verfall und Vandalismus 
bewahren. Auch können Bürgerbeteiligungen ange- 
regt und Diskurse über die Stadtentwicklung angesto- 
ßen werden. 

Flexible Flächennutzung: Shared Space 
Ein Beispiel für die flexible Nutzung und die Steigerung 
der Aufenthaltsqualität öffentlicher Räume ist das Kon- 
zept „Shared Space" (gemeinsam genutzter Raum) als 
Planungsansatz, der die Zwischen- und Mehrfachnut- 
zung öffentlicher Räume ermöglichen soll. Der Ansatz 
wurde in den 1990er Jahren basierend auf Erkenntnis- 
sen aus der Verhaltens- und Umweltpsychologie ent- 
wickelt und wurde in jüngster Zeit in Straßenräumen 
vor allem in Städten Westeuropas (vor allem Schwe- 
den, Dänemark, Niederlande, UK) und der USA ver- 
wirklicht (Hamilton-Baillie, 2008). Straßenräume mit 
stark begrenztem Tempolimit oder als (temporär oder 
permanent) autofrei ausgewiesene Straßen werden 
hierbei zum Aufenthalt, Spazieren, Spielen, Sport oder 
für Straßenfeste genutzt (z.B. Städtebeispiel Mumbai: 
Kap. 5.2; Netzwerk Shared Space, o.J.). Verschiedene 
Städte, wie z.B. Jakarta, Bogota oder Bangkok, expe- 
rimentieren bereits mit dem Konzept, das zum Teil auf 
einzelne Straßen, Viertel oder die gesamte Stadt ange- 
wendet werden kann. Es gibt auch einen weltweiten 
autofreien Tag, den 2 1 . September, mit dem aufgezeigt 
werden soll, wie die urbane Lebensqualität durch den 
Rückbau des Autoverkehrs verbessert werden kann 
(World Carfree Network, 2012). Das Konzept der Mehr- 
fachnutzung von Straßenräumen ist ein gutes Beispiel, 
wie eine städtebauliche Funktionstrennung im Zuge 
einer Flexibilisierung der Flächennutzung aufgelöst 
und durch Nutzungsmischung ersetzt wird (Hamilton- 
Baillie, 2008). Das Konzept lässt sich auch auf Plätze, 
Parks oder Schulhöfe anwenden, die unterschiedlichen 
Nutzergruppen temporär zur Verfügung gestellt wer- 
den können. Dies setzt insbesondere die Partizipation 
und Kommunikation verschiedener Akteursgruppen 
voraus, die informelle Aushandlungsmechanismen für 
die verschiedenen Ansprüche und Bedürfnisse entwi- 
ckeln müssen (Kap. 8.3). 

Städtische Gemeinschaftsgüter: Urban Commons 
Gemeinschaftsgüter bzw. Allmenden spielten in der 
Geschichte vieler Städte eine große Rolle. Häufig wur- 
den Ressourcen, wie z. B. Wasser oder Land, gemein- 
schaftlich geregelt und bewirtschaftet. Die Mehrheit 
dieser Gemeinschaftsgüter wurde im Laufe der letzten 
Jahrhunderte privatisiert. Seit einigen Jahren haben 
die Debatten um die Allmende - zumindest in der Wis- 
senschaft - eine Wiederbelebung erfahren. Insbeson- 


dere die Arbeiten von Elinor Ostrom veranschaulichen 
das Prinzip der gemeinschaftlichen Bewirtschaftung 
durch eine institutionalisierte lokale Kooperation der 
Betroffenen als (nachhaltigere) Alternative zu staatli- 
cher oder privater Kontrolle (Ostrom, 1990). Angelehnt 
an die allgemeinen Theorien zu den Gemeinschaftsgü- 
tern hat sich auch im städtischen Raum eine Vielzahl 
von Debatten zu den Urban Commons gebildet (Dellen- 
baugh et al., 2015; Ferguson, 2014). Auch hier geht es 
in der Regel weniger um die Stadt als Ressource, son- 
dern vielmehr um die Prozesse (urban commoning), in 
denen sich Gruppen von Stadtbewohnern die Verant- 
wortlichkeit über urbane Projekte teilen. Diese kön- 
nen sich sowohl auf kleinere Einzelprojekte wie z.B. 
Gemeinschaftsgärten, Car- Sharing-Konzepte, Food- 
Kooperativen, oder darüber hinaus auf gemeinschaft- 
lich geregelte Nachbarschaften beziehen. Vielfach geht 
es bei den Urban Commons um Bottom-up-Prozesse, 
die soziale Netzwerke, Entfaltungsmöglichkeiten, Fle- 
xibilität und Kreativität in der Stadt ermöglichen und 
somit die nachhaltige Stadtentwicklung positiv prägen 
können. Das Potenzial für Synergien des normativen 
Kompasses ist damit hoch. Inwieweit dieses Konzept 
auf die Stadtquartierebene ausgeweitet werden kann, 
ist bislang nicht erforscht (Kasten 10.1-8). 

Wie bei anderen primär bottom up initiierten Pro- 
zessen sollten auch hier Fragen der Legitimation und 
Transparenz von Prozessen und Projekten, der Grup- 
penzugehörigkeit sowie der Problematik unterschied- 
licher gesellschaftlicher Machtstrukturen und Interes- 
sen beachtet werden. Auch im urbanen Raum müssen 
Regeln des urban commoning beachtet werden, damit 
eine nachhaltige Bewirtschaftung gelingt, die gleich- 
zeitig die Teilhabe der Bewohner ermöglicht sowie 
die Eigenart des urbanen Raumes fördert. Dabei geht 
es nicht nur um die Regelungen zur gemeinschaftli- 
chen Bewirtschaftung. Im Rahmen einer transforma- 
tiven Flächennutzungsgestaltung sollten von Seiten 
der Stadtverwaltungen aktiv Steuerungsmechanismen 
geschaffen werden, die eine Ausweisung und Sicherung 
von öffentlichen Räumen sowie von urbanen Gemein- 
schaftsflächen ermöglichen, die sich einer marktwirt- 
schaftlichen Verwertungslogik entziehen. Der Staat 
dient dabei gewissermaßen als Garant eines Möglich- 
keitsraumes zur Entwicklung von Gemeinschaftsgütern 
(von Winterfeld et al., 2012:42) sowie für die Schaffung 
urbaner Laboratorien zu bestimmten urbanen Themen. 
Die Regelungen zur nachhaltigen Bewirtschaftung soll- 
ten primär durch die Gruppen selbst bestimmt werden, 
damit Freiräume für eine transformative Entwicklung 
erhalten bleiben. 
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Gemeinschaftsbasierte Wohnformen 
Auch gemeinschaftsbasierte Wohnformen können dazu 
beitragen, die Dominanz von Immobilieninvestoren bei 
der Stadtentwicklung zu senken und die Spekulation mit 
Boden und Immobilien in der Stadt zu verhindern oder 
zumindest einzudämmen. Neben den oben beschriebe- 
nen Ansätzen, die gemeinschaftlich genutzte, häufig 
öffentliche oder semi-öffentliche Flächen zum Gegen- 
stand haben, existieren auch Konzepte, in denen die 
Gemeinschaftskomponente im Wohnbereich durch eine 
„soziale Architektur" (Jarvis, 2011:560) gestärkt wer- 
den soll. Beim Ansatz des Cohousing handelt es sich 
um Wohnformen, in denen der private Wohnbereich 
zugunsten der gemeinschaftlichen Bereiche für die 
soziale Interaktion reduziert wird (Jarvis, 2011). Der 
Ansatz ist z.B. in den USA, Großbritannien, Schwe- 
den oder auch Japan verbreitet, wo mit gemeinsamen 
Wohnprojekten versucht wird, der wachsenden sozia- 
len Isolation entgegen zu treten (Jarvis, 2011; Krokfors, 
2012). Daher bieten gemeinschaftsbasierte Wohnkon- 
zepte die Möglichkeit, finanzielle, soziale (z.B. gemein- 
same Kinderbetreuung, Unterstützung älterer Men- 
schen) und ökologische (z.B. geringerer Ressourcen- 
verbrauch durch gemeinsam genutzte Küchengeräte, 
geringerer Flächenverbrauch) Vorteile miteinander zu 
kombinieren. Seit den 1990er Jahren entstehen auch 
zahlreiche Wohnkooperativen in Südostasien, Südame- 
rika und Afrika, wo sie insbesondere Wohnraum für 
arme Bevölkerungsgruppen schaffen sollen (Ganapati, 
2014). 

Neben genossenschaftlich organisierten Wohnfor- 
men (Kap. 6.3.4) gibt es auch Baugemeinschaften, bei 
denen eine „bauwillige" Gruppe ein eigenes Bauvor- 
haben mit professioneller Unterstützung verwirklicht. 
Durch die Selbstorganisation können verschiedene 
Vorteile entstehen, z.B. Kostenvorteile oder gemein- 
schaftsbasierte Wohnformen. Diese können jedoch sehr 
stark variieren. Die Baugemeinschaften werden zudem 
für die Stadtentwicklung als positiv bewertet, da sich 
durch sie innerstädtische Quartiere stabilisieren sowie 
soziale, ökonomische und ökologische Nachhaltigkeits- 
aspekte vorteilhaft integrieren können (Müller, 2015). 
Baugemeinschaften können unterschiedlich organisiert 
sein. Die Rechtsform hängt in der Regel davon ab, ob 
die Gruppe Eigentum generieren, zur Miete oder genos- 
senschaftlich wohnen möchte. Daneben haben sich in 
Deutschland auch einzelne Wohn- und Siedlungspro- 
jekte in einer Beteiligungsgesellschaft zum gemein- 
schaftlichen Erwerb von Häusern zusammengeschlos- 
sen (Mietshäuser Syndikat, 2016). Die einzelnen Pro- 
jekte verfügen jeweils über die Rechtsform einer GmbH 
sowie eines Hausvereins, der sich zu Solidartransfers 
verpflichtet hat. Die Hausvereine bestimmen über die 
Gestaltung ihres Wohnprojektes hinsichtlich Miethöhe, 


Wohnungsvergabe usw. Die Eigentumstitel der Immo- 
bilien liegen allerdings nicht bei den Hausvereinen, 
sondern bei einer weiteren GmbH, in der neben dem 
Hausverein das Mietshäusersyndikat als Gesellschafter 
vertreten ist. Beide besitzen Stimmenparität, so dass 
Verkauf oder Umnutzung von Boden und Immobilie 
nur einvernehmlich möglich sind. Damit soll eine Spe- 
kulation mit den Projekten verhindert und langfristig 
bezahlbarer Wohnraum in (Innen-)Städten gesichert 
werden. 

Die verschiedenen beispielhaft ausgeführten For- 
men gemeinschaftsbasierter Wohnprojekte zeigen, wie 
Probleme urbaner Flächennutzung (z.B. hohe Boden- 
preise) im Wohnsektor abgemildert und durch das 
gemeinschaftsbasierte, selbstbestimmte Agieren Teil- 
habe und Eigenart in Quartieren gestärkt werden kön- 
nen. Zudem können diese kollektiven Formen des städ- 
tischen Eigentums bzw. des urbanen Wohnens dazu 
beitragen, dass ein neuer (transformativer) gesell- 
schaftlicher Diskurs darüber entsteht, wie Flächen in 
Städten künftig genutzt werden sollen. 

4.3.4 

Folgerungen: Auf dem Weg zu einer 
transformativen Flächennutzungsgestaltung 

Flächen sind eine zentrale urbane Ressource. Daher ist 
die Verteilung urbaner Flächen auf verschiedene Eigen- 
tümergruppen (z.B. Kommune, Privatpersonen, Wirt- 
schaft) und die Gestaltung ihrer Nutzungen zentral für 
die städtische Entwicklung, sowohl hinsichtlich sozia- 
ler Aspekte des urbanen Zusammenlebens als auch der 
baulichen Ausgestaltung von Städten und Stadtquar- 
tieren. Die Flächennutzungsgestaltung ist relevant für 
die meisten in diesem Gutachten betrachteten transfor- 
mativen Handlungsfelder und somit ein entscheiden- 
der Hebel für die Transformation der Städte zur Nach- 
haltigkeit. Um negative Pfadabhängigkeiten zu verhin- 
dern, sollte sich eine transformative Flächennutzung 
vor allem an den Zielen einer polyzentrischen Raum- 
und Stadtentwicklung und der Minimierung des Land- 
verbrauchs, der Gemeinwohlorientierung urbaner Flä- 
chen, der Flexibilisierung und Anpassungsfähigkeit 
von Flächennutzungen sowie einer nachhaltigen bau- 
lich-räumlichen Gestalt (Kap. 4.2.3) orientieren. Um 
diese Zielsetzungen, die auch als Prinzipien der trans- 
formativen Flächennutzung bezeichnet werden kön- 
nen, in Städten umsetzen zu können, müssen die Eigen- 
tumsverfassungen und ihre Gestaltungselemente dies 
ermöglichen und gegebenenfalls entsprechend umge- 
staltet werden. 

Die Ressource „urbane Fläche" ist begrenzt und ent- 
sprechend stark ist die Konkurrenz um Grundeigentum 
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und Flächennutzungen. Meist entscheidet sich bereits 
mit der Bodenverteilung bzw. den Eigentumsmodel- 
len, wer bzw. welche Akteursgruppe über künftige 
Bodennutzungen in einer Stadt bestimmen. Dominiert 
werden die urbanen Flächenverteilungen heute meist 
durch Boden- und Immobilienmärkte, die starken Ein- 
fluss darauf haben, wie Flächen überbaut und Quartiere 
gestaltet werden. Dies führt - vor allem in Städten der 
Schwellen- und Entwicklungsländer - zum einen dazu, 
dass ärmere Bevölkerungsgruppen nicht nur aus den 
Innenstadtbereichen, sondern aus dem gesamten for- 
malen Boden- und Immobilienmarkt verdrängt werden. 
Zum anderen wird aber auch die Stadtgestaltung den 
marktwirtschaftlichen Interessen einzelner Investoren 
sowie Immobilien- und Grundstücksentwickler unter- 
geordnet, teils verknüpft mit Leerstandraten aufgrund 
spekulativer Boden- und Immobiliengeschäfte. 

Gekoppelt an die privatwirtschaftlichen Boden- und 
Immobilienmärkte der meisten Staaten überwiegen 
weltweit Flächennutzungsmodelle, die den Eigentü- 
mern eine weitreichende Verfügungsgewalt über ihren 
Grundbesitz ermöglichen. Die Verfügungsgewalt der 
Grundeigentümer kann zwar durch hoheitliche Rege- 
lungen gestaltet und begrenzt werden, zum Beispiel 
zum Wohle der Allgemeinheit. In den meisten Rechts- 
ordnungen sind solche Instrumente allerdings eher 
schwach ausgestaltet und haben in der Praxis kaum 
Auswirkungen. Das führt dazu, dass die Steuerbar- 
keit der städtischen Entwicklungen durch staatliche 
Akteure begrenzt ist. Dies betrifft vor allem Städte 
in Schwellen- und Entwicklungsländern, aber auch in 
Industrieländern ist - trotz höheren Formalisierungs- 
grades - die Gestaltungsmacht der Stadtverwaltungen 
durch die dominante Bodenverteilung an private Eigen- 
tümer geschwunden. 

Für eine Transformation der Städte zur Nachhaltig- 
keit und die dafür erforderliche Umsetzung der Prin- 
zipien der transformativen Flächennutzung sollten 
die Lokalregierungen zur Steuerung urbaner Entwick- 
lungsprozesse (wieder) befähigt werden. Hierbei ist 
zu unterscheiden, inwieweit die Kapazitäten und der 
Grad der urbanen Governance geeignet sind, z. B. einen 
formalisierten Bodenmarkt zu etablieren oder Grund- 
steuern zu erheben. Gegebenenfalls sollten auch (dem 
Gemeinwohl verpflichtete) Eigentumsmodelle geför- 
dert werden, die sich außerhalb des formalen Systems 
gewohnheitsrechtlich bzw. informell etabliert haben. 
Über die Integration solcher gewohnheitsrechtlichen 
Modelle lässt sich z. B. die Sicherheit und Legitimität 
von Wohnraum für alle Bevölkerungsgruppen bes- 
ser hersteilen. Dabei wird es darauf ankommen, wie 
hoheitliche Entscheidungsträger sich in Zukunft mit 
informellen Akteuren verständigen können (Kap. 8.3). 
Auch in Industrieländern sollte für die urbane Transfor- 


mation zur Nachhaltigkeit eine höhere Diversität von 
Eigentumsmodellen gefördert werden. Insbesondere 
die Allmende, also das urbane Gemeinschaftsgut, sowie 
weitere Gemeinschaftsmodelle urbaner Stadtnutzung 
und -gestaltung können - bei entsprechender Zielset- 
zung - eine transformative Flächennutzungsgestaltung 
fördern. Daneben sollte von staatlicher Seite gesichert 
werden, dass auch bei privaten Immobilienprojekten 
das städtische Gemeinwohl stärker berücksichtigt wird. 

Über eine Vielfalt von Eigentums- und Nutzungsmo- 
dellen sowie eine stärkere Verpflichtung privater Eigen- 
tümer auf das urbane Gemeinwohl lässt sich zudem der 
spekulative - und oftmals korrupte - Handel mit Flä- 
chen eingrenzen und die Dominanz von Investoren 
und Grundstücks- wie Immobilienentwicklern auf die 
(globale) Stadtentwicklung einschränken. Die allgemei- 
nen Gestaltungsmechanismen (Kap ,4.3.3.1),d.h. neben 
der Diversifizierung urbaner Eigentumsmodelle die Flä- 
chenerfassung und -Sicherung, Nutzungsregulierungen 
vor allem unter Beteiligung aller relevanten Akteure, 
die Korruptionsprävention, sowie gegebenenfalls die 
Einbeziehung informeller Praktiken, bieten eine erste 
Möglichkeit der Veränderung hin zu einer transforma- 
tiven Flächennutzung; hier bedarf es der Entwicklung 
weiterer Instrumente. Die besonderen Gestaltungsmo- 
delle, wie beispielsweise Shared-Space-Konzepte oder 
Projekte der Urban Commons (Kap. 4. 3. 3. 2), bieten 
darüber hinaus Ansatzpunkte einer direkten Umset- 
zung. Aufgrund der Diversität in Städten muss aller- 
dings jede Stadtregierung unter Berücksichtigung (nati- 
onal)gesetzlicher, kultureller und sozioökonomischer 
Grundlagen ermessen, welche Hebel geeignet sind, die 
Ziele einer transformativen Flächennutzung jeweils auf 
ihrem Hoheitsgebiet umsetzen zu können. 


4.4 

Transformatives Handlungsfeld „Materialien und 
Stoffströme“ 

Die Geschichte der menschlichen Zivilisation ist eng 
verbunden mit einer an Umfang und Komplexität 
zunehmenden Nutzung von Materialien, die durch die 
stark wachsende Energienutzung ermöglicht wurde. 
Die Unterschiede im weltweiten Vergleich sind erheb- 
lich - die Konzentration des Reichtums auf einen klei- 
neren Teil der Menschheit manifestiert sich auch in der 
Kontrolle der Materialströme (Smil, 2014). 

Städte sind die Knotenpunkte der weltweiten Mate- 
rialströme. Allein der Aufbau neuer Infrastruktur, der 
mit dem Urbanisierungstrend einhergeht, fordert einen 
erheblichen Materialeinsatz. Dabei geht es um Bau- 
und Konstruktionsmaterialien, aber auch um tech- 
nische Infrastruktur. Städte sind gleichzeitig Orte, in 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


- 1 87 — 


Drucksache 18/9590 


denen Ressourcenströme durch die Nachfrage nach 
Nahrungsmitteln und kurzlebigen Konsumgütern kana- 
lisiert werden. Auch hier ist durch den Urbanisierungs- 
trend und die nachholende Entwicklung mit einem 
erheblichen Anstieg zu rechnen. 

Die Zunahme der Material- und Ressourcenströme 
ist mit verschiedenen Problemen in Bezug auf die 
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen (Kap. 3.3) 
verbunden. Zum einen kann die Materialnutzung mit 
unerwünschten Nebenwirkungen verbunden sein, die 
vor der eigentlichen Nutzung auftreten. Dazu gehören 
Umweltschäden, die durch Bergbau anfallen, z.B. die 
großflächige Umwandlung naturnaher Landschaft in 
Tagebaue, Absenkungen des Grundwasserspiegels oder 
Risiken durch toxischen Abraum bzw. Abwasser aber 
auch z.B. die CO z -Emissionen bei der Produktion von 
Zement, der dann in Form von Beton als Baumaterial 
verwendet wird (Kap. 4.4.1). Es kommen die Umwelt- 
schäden hinzu, die nach der Nutzung auftreten, z.B. 
die problematischen Auswirkungen von Plastikabfall, 
der in den Meeren landet (WBGU, 2013), oder toxi- 
sche Abfälle, etwa aus Elektroschrott (Kap. 4.4.3). Zum 
anderen könnten bestimmte Schlüsselressourcen in 
wenigen Dekaden knapp werden, wenn die Extraktion 
unvermindert fortgeführt wird. Dies ist z.B. der Fall 
für Phosphor, der essenziell für die landwirtschaftliche 
Nahrungsmittelproduktion ist (Kap. 4.4.2), oder auch 
für Seltene Erden, die für die Produktion elektronischer 
Komponenten eingesetzt werden (WBGU, 201 1:45). 

Mit der Zunahme der Material- und Ressourcen- 
ströme treten auch weitere Probleme auf. In vielen 
Entwicklungs- und Schwellenländern ist die Beschäfti- 
gung im Bergbausektor aufgrund mangelhafter Einhal- 
tung arbeitsrechtlicher Mindeststandards mit großen 
Risiken für die Arbeiter verbunden (ILO, 2015). Hinzu 
kommen die gesellschaftlichen Risiken, die in fragilen 
Staaten mit der Förderung von Ressourcen verbun- 
den sind: Korruption bis hin zum Kampf um die Kon- 
trolle lukrativer Lagerstätten, der langjährige gewalt- 
same Konflikte auslösen kann (Konfliktmineralien, z.B. 
im Kongo: UNEP, 2012b: 24; Open Society Institute, 
2005). 

Der zukünftige Umgang mit Materialien und Res- 
sourcen ist ein Kernelement der Transformation zur 
Nachhaltigkeit in Städten und betrifft alle Dimensio- 
nen des in Kapitel 3 dargestellten normativen Kom- 
passes. Die substanzielle Teilhabe, etwa der Zugang 
zu angemessenem Wohnraum, Nahrung oder Mobi- 
lität, erfordert in vielen Teilen der Welt eine Auswei- 
tung der Materialnutzung und der Ressourcenströme. 
Städte werden also vor der Aufgabe stehen, ihre Gestal- 
tungsmöglichkeiten zu nutzen, um die negativen Aus- 
wirkungen der Material- und Ressourcenströme einzu- 
dämmen und müssen sich gleichzeitig an die Verknap- 


pung von Schlüsselressourcen anpassen. Es wird dabei 
in der Regel um lokal angepasste Lösungen gehen, wel- 
che die kulturelle Diversität der Städte und Menschen 
berücksichtigen. Dies betrifft etwa die Wahl der Bau- 
stoffe, für die sich je nach Klimazone eine Kombination 
traditioneller und innovativer Materialien anbietet, die 
aber in der Realität sehr von Modeströmungen beein- 
flusst wird (Kap. 4.4.1; UN-Habitat, 2015e). Auch der 
Umgang mit Abfällen und Abwässern und die Entwick- 
lung hin zu einer Kreislaufwirtschaft kann nicht mit 
global einheitlichen Lösungen bewältigt werden. Die 
Dimension Eigenart (Kap. 3.5) ist damit für die Trans- 
formation im Bereich der Material- und Ressourcen- 
nutzung von hoher Bedeutung. 

Die diskutierten Problemlagen unterscheiden sich 
in ihren Lösungsmöglichkeiten für verschiedene Sied- 
lungsmuster (Kap. 7). In informellen Siedlungen gibt es 
wenig Planung beim Aufbau der Struktur und der Steu- 
erung der Ressourcenflüsse, die allerdings aufgrund des 
häufig niedrigeren Einkommens und Konsums geringer 
sind. Es gibt vielfach informelle Elemente von Kreis- 
laufwirtschaft - z.B. Müllsammler - die aber in Bezug 
auf Gesundheitsschutz und Lebensbedingungen häufig 
inakzeptabel sind. Die Chancen dieser Systeme durch 
Aufwertung, Aus- und Umbau sollten geprüft werden. 
In reifen Städten und Stadtquartieren ist der Aufbau der 
Gebäude und Infrastruktur weitgehend abgeschlossen 
und es gibt in der Regel Abfall- und Recyclingsysteme, 
die Ansätze für die Weiterentwicklung in Richtung 
Kreislaufwirtschaft bieten. Pfadabhängigkeiten kön- 
nen allerdings den Übergang in die Kreislaufwirtschaft 
behindern. Bei neu geplanten Städten und Stadtquar- 
tieren wird in kurzer Zeit ein großer Gebäudebestand 
aufgebaut, der aus Ressourcensicht möglichst lange 
nutzbar sein sollte. Die Chance bei einer Neuplanung 
besteht darin, auch die Ressourcenflüsse von vorne 
herein mit zu planen und nachhaltig zu gestalten. 

Stellvertretend für die unterschiedlichen Problem- 
konstellationen betrachtet der WBGU im Folgenden 
vertieft drei Themenkomplexe: Baustoffe, Phosphor 
und Elektroschrott. 


4 . 4.1 

Baustoffe 

Mit zunehmendem Wohlstand in vielen Teilen der 
Welt, der sich insbesondere in urbanen Räumen mani- 
festiert, ist auch ein immer größerer Infrastrukturbe- 
stand errichtet worden, wobei der Ausbau sich zuneh- 
mend beschleunigt hat. Dabei hat sich Beton als wich- 
tigstes vom Menschen geschaffenes Material entwi- 
ckelt. Im Jahr 1950 wurden weltweit etwa gleich viel 
Stahl und Zement produziert; bis 2010 stieg die Stahl- 
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Kasten 4.4-1 

Emissionsfußabdruck von 
Infrastrukturbaustoffen 

Der Emissionsfußabdruck von Infrastrukturbaustoffen setzt 
sich zusammen aus energiebedingten Emissionen (die also 
durch den Energiemix und den spezifischen Energiebedarf des 
Herstellungsprozesses beeinflussbar sind) und prozessbeding- 
ten Emissionen. Letztere entstehen etwa bei der Zement- 
herstellung durch das Brennen vom Ausgangsstoff Kalkstein 
zu Kalk, der dann den Grundstoff für Zementklinker darstellt 
(CaC0 3 — > CaO + C0 2 ). Nach einer Studie des Öko-Instituts 
(Hermann et al., 2012) betrug in Deutschland im Jahr 2007 
die Summe aus energiebedingten und prozessbedingten spe- 
zifischen Emissionen im Durchschnitt 0,8 t C0 2 pro Tonne 
Zementklinker; davon sind etwa 65% prozessbedingte Emis- 
sionen. 


Produktion um den Faktor acht an, die Produktion von 
Zement aber um den Faktor 25. Die Produktion die- 
ser Baustoffe ist mit erheblichen C0 2 -Emissionen ver- 
bunden (Kasten 4.4-1). Zwischen 1945 und 2010 wur- 
den 60 Mrd. t Zement produziert (mit entsprechenden 
Emissionen von etwa 40 Mrd. t C0 2 ), die in Form von 
500 Mrd. t Beton verbaut worden sind; 60% davon in 
den Jahren 1990-2010 und 35% in den Jahren 2000- 
2010 (Smil, 2014:91). Die globale Nachfrage nach 
Zement wird zunehmend von China dominiert (39% in 
2002, 58% in 2012; Armstrong, 2013). China hat in 
den drei Jahren von 2008 bis 2010 mit 4,9 Mrd. t mehr 
Zement verbaut als die USA im gesamten 20. Jahrhun- 
dert (4,56 Mrd. t; Smil, 2014:91). 

Diese Dominanz einiger Baustoffe spiegelt sich 
zunehmend im Stadtbild der Städte wider. Stahlbe- 
ton ist das bevorzugte Baumaterial, um in die Höhe zu 
bauen (Abb. 2.3-5). Die auf diese Art und Weise errich- 
teten Gebäude bieten mehr Raum und sind meist mar- 
kanter sichtbar als mit traditionellen, ortstypischen 
Baustoffen errichtete Gebäude (z.B. Holz), was zu einer 
Dominanz dieser Baustoffe im Stadtbild und gleichzei- 
tig zu einer teilweisen Vereinheitlichung von Stadtbil- 
dern im Zuge der Globalisierung führt. Infrastruktur- 
baustoffe verbleiben in der Regel für einen längeren 
Zeitraum in der Stadt und sind eine wichtige Deter- 
minante für deren physische Dimension. Der Aufbau 
und Abbau der Bestandsinfrastruktur in der Stadt legt 
zudem fest, wie Stoffströme durch die Stadt gelenkt 
werden (z.B. zentrales Wassernetz versus dezentrale 
Systeme; Müllentsorgung). 

Allerdings sind die Produktion und der Einsatz von 
Baustoffen auch selbst mit Externalitäten verbunden. 
Daraus ergibt sich, dass bei der Entscheidung über 
den Einsatz von Baustoffen grundsätzlich eine Abwä- 


Auch bei der Eisen- und Stahlherstellung fallen neben ener- 
giebedingten ebenso prozessbedingte Emissionen an, und zwar 
vor allem bei der Primärherstellung, d. h. bei der Gewinnung 
von Roheisen aus Eisenerz (2 Fe 2 0 3 + 3 C — > 4 Fe + 3 C0 2 ). 
In der EU liegen die Emissionen durchschnittlich bei 1,63 1 CO^ 
pro Tonne Rohstahl, was sich durch vorhandene Technologien 
auf 1,33 t C0 2 absenken ließe. Eine Emissionsreduktion um 
mehr als 90% wäre durch die Abscheidung und Einlagerung 
des entstehenden C0 2 möglich (Hermann et al., 2012). Eine 
Alternative wäre die Reaktion mit Wasserstoff (Tab. 4.4-2). 

Auch bei der Herstellung von Aluminimum fallen pro- 
zessbedingte CÖ 2 -Emissionen an. Sie entstehen während der 
Primäraluminiumproduktion; hierbei wird Strom durch Koh- 
lenstoffanoden in ein Schmelzbad geleitet, wobei die Anoden 
langsam verbraucht werden (Anodenabbrand) und dabei C0 2 
freisetzen (Hermann et al., 2012). 

Nach Hermann et al. (2012) waren in Deutschland im Jahr 
2008 allein die Zement- sowie die Eisen- und Stahlproduktion 
für 80% aller prozessbedingten Emissionen verantwortlich. 


gung zwischen (ökologischen) Investitions- und varia- 
blen Kosten getroffen werden muss; d. h. durch höhere 
Investitionen in den Infrastrukturbestand lassen sich 
im Gegenzug andere Stoffflüsse verringern oder nach- 
haltiger gestalten. Beispielsweise kann durch Investiti- 
onen in das Wassernetz der Leckageanteil reduziert und 
somit der Wasserdurchsatz erhöht werden. 

Ein Beispiel ist die bis dato errichtete Infrastruktur 
aus Stahlbeton. Smil (2014) argumentiert, dass wegen 
des stark gestiegenen Einsatzes von Beton seit den 
1990er Jahren damit zu rechnen ist, dass nach 2030 
ein erheblicher Teil der Infrastruktur ersetzt werden 
muss. Neben witterungsbedingten Einflüssen, Luft- 
verschmutzung und Abnutzung tragen vor allem der 
Einsatz minderwertiger Materialien sowie kurze Aus- 
härtungszeiten (in der Regel aus Kostengründen) dazu 
bei, dass die Betoninfrastruktur frühzeitig verfällt. 
Dem kann durch Instandhaltungsmaßnahmen entge- 
gen gewirkt werden (Kap. 4. 4. 1.2), jedoch nicht über 
ein gewisses Maß des Verfalls hinaus. 

Ein Beispiel für die lange Haltbarkeit von Beton sind 
Bauten, die durch die Römer errichtet worden sind. 
Diese erzielen aufgrund bestimmter Mineralien und 
langsamer Aushärtungszeiten lange Haltbarkeit (Jack- 
son et al., 2013), so dass Bauten z.T. heute noch erhal- 
ten sind. Mit einer ähnlichen Technologie ließen sich 
auch heutzutage Lebensdauern von Betoninfrastruk- 
turen von bis zu 1.000 Jahren erzielen (Mehta und 
Langley, 2000). 

Der Verfall der Betoninfrastruktur wird vor allem 
China betreffen, wo ein massiver Einsatz von Beton 
schlechter Qualität erfolgt ist, der zudem starken 
Umwelteinflüssen und industriellen Schadstoffen aus- 
gesetzt ist. Für die USA wird berichtet, dass bereits ein 
erheblicher Teil der Betoninfrastruktur (z.B. Brücken, 
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Abbildung 4.4-1 

C0 2 -Fußabdruck bestehender Infrastruktur basierend auf den Emissionen durch den Einsatz von Zement, Stahl und 
Aluminium sowie eine Hochrechnung der zukünftigen Emissionen durch den zusätzlichen Infrastrukturausbau bis 2050 
unter der Annahme, dass sich der Pro-Kopf-Fußabdruck weltweit an denjenigen in den Industrieländern anpasst und die 
Weltbevölkerung auf 9,3 Mrd. Menschen anwächst. 

Quelle: Müller et al., 2013 


Schulen, Straßen, Abwasseranlagen) in schlechtem bis 
sehr schlechtem Zustand ist und es erheblicher Inves- 
titionen bedarf, um den Verfall aufzuhalten. Überträgt 
man diese Erfahrungen auf China, ist damit zu rech- 
nen, dass dort nach 2030 etwa 100 Mrd. t Beton ersetzt 
werden müssen (Smil, 2014). Beton lässt sich nicht 
hochwertig recyceln, wenngleich sich Beton zu Füllm- 
aterial für neue Betonstrukturen zerbröseln lässt. Dies 
führt zwar zu einer Verringerung des Bedarfs an neu 
produziertem Beton, jedoch ist die Verbröselung selbst 
energieintensiv, so dass der Gesamteffekt auf die Emis- 
sionen unklar ist (Fischedick et ah, 2014). 

4.4. 1.1 

Bewertung von Infrastrukturbaustoffen anhand 
des normativen Kompasses 

Das Thema Baustoffe hat Implikationen für die Dimen- 
sion Teilhabe, da Infrastrukturen und Gebäude und 
essenziell für die Sicherung substanzieller Teilhabe sind, 
etwa für den Zugang zu angemessenem Wohnraum 
oder leitungsgebundenen Versorgungssystemen wie 
Wasser oder Energie. Im Zuge der weiter zunehmenden 
Urbanisierung und des Nachholbedarfs in vielen Städ- 
ten lässt sich daher ein weiter steigender Bedarf an Inf- 
rastrukturbaustoffen prognostizieren. Infrastruktur- 
baustoffe sind auch aus Sicht der Dimension Erhaltung 
der natürlichen Lebensgrundlagen höchst relevant, da 


sie bereits heute in erheblichem Maße zu den globalen 
C0 2 -Emissionen beitragen. Der kumulative C0 2 -Fußab- 
druck des globalen Infrastrukturbestands im Jahr 2008 
wird auf etwa 120 Gt C0 2 geschätzt, davon derjenige 
in Industrieländern auf etwa 70 Gt C0 2 (Müller et al., 
2013). Dies entspricht einem mittleren Pro-Kopf-Fuß- 
abdruck der Infrastruktur von etwa 50 t C0 2 in Indust- 
rieländern. Eine Übertragung dieses Niveaus (d.h. die- 
ser mit der Infrastrukturentwicklung verbundenen Pro- 
Kopf-Emissionen) auf den Rest der Welt würde unter 
der Annahme eines Anstiegs der Weltbevölkerung auf 
9,3 Mrd. Menschen bis 2050 einen Wert von 350 Gt 
C0 2 für die Emissionen aus dem Aufbau neuer Infra- 
struktur ergeben (Müller et al., 2013; Abb. 4.4-1). Dar- 
aus ergibt sich die Notwendigkeit, Prozesse der Bereit- 
stellung von Infrastrukturbaustoffen zu entwickeln, die 
bis zum Jahr 2070 emissionsfrei sind. Für die Gestal- 
tung der urbanen Infrastruktur ergeben sich daher auf- 
grund der erforderlichen Emissionsminderungen erheb- 
liche Restriktionen, sowohl in Bezug auf Baustoffe als 
auch auf die urbane Form. Hier kommt der Beachtung 
der Dimension der Eigenart auch im Hinblick auf den 
regional unterschiedlichen Einsatz von Baustoffen, eine 
hohe Bedeutung zu. 

Die gegenwärtige Entwicklung weist ein gemisch- 
tes Bild auf: Während der Einsatz von Baustoffen einer 
wachsenden Weltbevölkerung Teilhabe ermöglicht, 
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Kasten 4.4-2 

Systematik zur Vermeidung von Emissionen aus 
Baustoffen 

Um Optionen zur Reduzierung der durch den Infrastruktur- 
aufbau erzeugten C0 2 -Emissionen (F) zu ermitteln, kann die 
IPAT-Analyse von Ehrlich und Holdren (1971) (bzw. Kaya- 
Identität für C0 2 -Emissionen) herangezogen werden (Müller 
et al., 2013). Dabei steht F für die C0 2 -Emissionen, P für 
Population, S für Servicelevel der Infrastruktur, und M für 
Materialeinsatz: 


Unter der Annahme, dass die Bevölkerungsgröße (P) gegeben 
ist und der Servicelevel, d.h. der Nutzen, den die Bevölke- 
rung aus der emissionsverursachenden Leistung zieht (S/P), 
in Anlehnung an das derzeitige Referenzniveau der Indus- 
trieländer definiert wird, ergibt sich, dass sich zukünftige 
C0 2 -Emissionen aus Infrastrukturausbau nur auf zwei Wei- 
sen senken lassen: Entweder durch eine Verringerung des 
Materialverbrauchs pro Serviceeinheit (M/S) oder durch eine 
Verringerung der Emissionsintensität (F/M) der verwendeten 
Baumaterialien. Um die inputorientierte Umweltbelastung 
von Produkten und Dienstleistungen zu bestimmen, gibt der 
Materialverbrauch pro Serviceeinheit an, wieviel Ressourcen 
für dieses Produkt bzw. diese Dienstleistung insgesamt einge- 
setzt werden (Ritthof et al., 2002). 

Optionen zur Verringerung der Emissionsintensität bein- 
halten eine Reduzierung des Energieeinsatzes je Tonne Mate- 
rial, eine Reduktion der prozessbedingten Emissionen, sowie 
eine Verminderung der Kohlenstoffintensität der Energie- 


wird das im Hinblick auf die 2 °C-Leitplanke noch vor- 
handene C0 2 -Budget immer weiter eingeschränkt. Bei 
Eigenart ist keine eindimensionale Entwicklung beob- 
achtbar, wobei die Globalisierung aber tendenziell zu 
einer Vereinheitlichung der Innenstadtkerne (Cen- 
tral Business Districts) und ihrer baulichen Gestaltung 
beiträgt. Die Herausforderung besteht darin, alle drei 
Dimensionen des normativen Kompasses miteinander 
in Einklang zu bringen und dabei mögliche Zielkonflikte 
oder Zusatznutzen zu beachten. 

4.4.1.2 

Lösungsansätze in der Stadt 

Der folgende Abschnitt skizziert Gestaltungsoptionen 
der Stadtinfrastruktur, welche es prinzipiell ermögli- 
chen, die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
mit der Teilhabe- und der Eigenartdimension in Ein- 
klang zu bringen. Die primäre Suchrichtung ist dabei 
die Vermeidung von Emissionen aus Baustoffen; eine 
Systematik dazu stellt Kasten 4.4-2 bereit. 

Tabelle 4.4-1 zeigt exemplarisch für Zement, Eisen 
und Stahl sowie Aluminium Optionen zur Vermeidung 
von Emissionen auf. 


Umwandlung. Da Energie ein hoher Kostenfaktor in der bau- 
stoffverarbeitenden Industrie ist, sind die Energieeffizienz- 
potenziale oft schon weitgehend ausgereizt. Deshalb ist eine 
Dekarbonisierung der Energieumwandlung die primäre Opti- 
on zur Senkung der Emissionsintensität. Die energiebeding- 
ten Emissionen der Zementherstellung lassen sich theoretisch 
vollständig vermeiden, die prozessbedingten Emissionen hin- 
gegen sind nicht vollständig vermeidbar, so dass eine weitere 
Emissionsreduktion nur durch Abscheidung und Lagerung 
von C0 2 (CCS) möglich wäre. Als weitere Möglichkeit zur Ver- 
ringerung prozessbedingter Emissionen der Zementherstel- 
lung führen Hermann et al. (2012) die Substitution eines Teils 
des Zementklinkers durch Hochofenschlacke aus der Rohei- 
senherstellung oder Flugasche aus der Rauchgasreinigung 
von Kohlekraftwerken an, weisen aber darauf hin, dass die 
Verfügbarkeit dieser Stoffe begrenzt ist und die Substitution 
aus Gründen der Produktqualität nur in Grenzen möglich ist. 

In der Stahlherstellung ließe sich der Emissionsausstoß 
durch Einsatz der besten vorhandenen Technologien auf 
1,33 t C0 2 pro Tonne Rohstahl absenken. Eine vollständige 
Emissionsreduktion wäre bei Verwendung von Wasserstoff 
zur Sauerstoffreduktion (Tab. 4.4-2) oder durch den Einsatz 
von CCS erreichbar. 

In der Aluminiumindustrie wird derzeit an der Entwick- 
lung von inerten Metallanoden geforscht, bei deren Einsatz 
in der Aluminiumproduktion keine prozessbedingten C0 2 - 
Emissionen (Kasten 4.4-1) mehr anfallen würden. 

Optionen zur Verringerung des Materialverbrauchs pro 
Serviceeinheit sind vielfältiger, da diese grundsätzlich auch 
die Entwicklung neuer (z.T. noch nicht bekannter) Produkt- 
und Systemstrukturen beinhalten. Tabelle 4.4-1 gibt eine 
Übersicht der verschiedenen Vermeidungsoptionen. 


Als notwendige, aber nicht hinreichende Bedingung 
zeigt sich dabei die Dekarbonisierung des Energiesys- 
tems. Entsprechende Optionen sind vom WBGU (2011) 
bereits ausführlich diskutiert worden. Im Folgenden 
werden exemplarisch Optionen für andere Handlungs- 
bereiche skizziert werden. 

Verringerung der Emissionsintensität 
prozessbedingter Emissionen; Beispiel ökologisch 
optimierter Beton 

Die ökologisch optimierte Betonherstellung setzt nicht 
darauf, Beton als Baustoff vollständig zu substituie- 
ren, sondern vielmehr darauf, dessen Herstellung öko- 
logisch zu optimieren. In Deutschland wird zu diesem 
Thema derzeit an der TU Darmstadt geforscht. Durch 
eine Reduzierung des Wassergehaltes, die Umstellung 
auf ein Hochleistungsfließmittel und eine deutliche 
Erhöhung des Kalksteinmehlgehaltes wird eine signifi- 
kante Reduzierung des Klinkeranteils bei Beibehaltung 
der Betondruckfestigkeit erreicht. Insgesamt weisen 
die zementreduzierten „Ökobetone" gegenüber her- 
kömmlich eingesetzten Betonen eine Verringerung von 
ca. 30% bis 60% der spezifischen Emissionen auf (TU 
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Tabelle 4.4-1 

Exemplarische Optionen zur Vermeidung von Emissionen aus Baustoffen. Die Tabelle soll einen Überblick über die 
verschiedenen Ansätze geben, welche anhand exemplarischer Optionen illustriert werden. 

Quelle: WBGU 





Vermeidung von Emissionen aus Baustoffen 




Verringerung des Materialverbrauchs 
pro Serviceeinheit (M/S) 

Verringerung der Emissionsintesität (F/M) 



Systemebene 

Produktebene 

Prozessbedingte 

Emissionen 

Energiebereitstellung 


Zement 



- Ökologisch optimierter 
Beton 
-CCS 





Einsatz von 





Urbane Form: 

Karbonverbundstoffen, 



Cl> 

Eisen 

Erzeugung von 

Substitution durch 

Einsatz des 

Dekabonisierung 


und 

Dichten 

alternative Baustoffe, 

Wasserstoffverfahrens 

des Energiesystems 

CtJ 

Stahl 

(Zielkonflikte beachten) 

z.B. Ökobeton, Holz, 

in der Stahlerzeugung 

CD 



Lehm, Ziegel, Stein 




Aluminium 



Substitution der 

Anode in der 
Aluminiumherstellung 



Darmstadt, o. J.). Im Hinblick auf das Ziel, bis zum Jahr 
2070 Nullemissionen zu erreichen, müssten aber auch 
bei einem solch verbesserten Prozess die verbleibenden 
COj-Emissionen noch vermieden werden, etwa durch 
Abscheidung und Lagerung (CCS). 

Verringerung der Emissionsintensität 
prozessbedingter Emissionen: Wasserstoffverfahren 
zur Eisenproduktion 

Stahl wird im Wesentlichen über zwei Verfahren pro- 
duziert: durch den Weg vom „Eisenerz zum Stahl" und 
durch den Weg vom „Schrott zum Stahl". Verwen- 
det man Eisenerz als Ausgangsstoff, wird zunächst 
das Eisenerz reduziert, um Roheisen zu erlangen. 
Anschließend wird das Roheisen im nachgeschalteten 
Sauerstoffkonverterstahlwerk zu Rohstahl umgewan- 
delt und kann dann je nach Anwendungszweck weiter 
veredelt werden (Stahl Online, 2016). 

Der Hochofenprozess ist das derzeit gebräuchlichste 
und einzige großskalig verfügbare Verfahren zur Eisen- 
produktion. Dabei fallen prozessbedingte C0 2 -Emissi- 
onen an, da zur Reduktion des Eisenerzes zu Roheisen 
üblicherweise Kohlenstoff eingesetzt wird. Der wich- 


tigste Kohlenstof fträger ist der Hochofenkoks. 

Das Reduktionsgas Kohlenmonoxid wird erzeugt, 
indem 1.200°C heiße Luft in den Hochofen eingebla- 
sen wird, welche mit dem Hochofenkoks reagiert und 
dabei Temperaturen von bis zu 2.200 °C erzeugt. Durch 
die hohe Temperatur wird gleichzeitig der im Heißgas 
befindliche Wasserdampf aufgespalten, so dass mit 
Wasserstoff ein weiteres Reduktionsgas zur Verfügung 
steht (Stahl Online, 2016). Die entstehenden Gase stei- 
gen nach oben, verbinden sich in mehreren nacheinan- 
der abfolgenden Reaktionen mit dem im Eisenerz ent- 
haltenen Sauerstoff und erreichen damit die Reduktion 
des Erzes zu Roheisen. 

Die Reduktion des Eisenerzes ausschließlich über 
Wasserstoff ist ein alternatives Verfahren zur Eisenpro- 
duktion (Tab. 4.4-2; Sastri et al., 1982; Lin et al., 2003). 
Hier besteht jedoch noch weiterer Forschungsbedarf, 
da dieser Prozess noch nicht so stabil gesteuert werden 
kann wie die kohlenstoffbasierte Verfahrensroute. 
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Tabelle 4.4-2 

Chemische Reaktionen bei der Eisenproduktion. Die linke Spalte zeigt die Reaktionskette auf Basis von Kohlenstoff im heute 
üblichen Hochofenprozess, die rechte Spalte die Reaktionen auf Basis von Wasserstoff. 

Quelle: Ba an und Kret, 2015 


Reaktion mit Kohlenmonoxid (CO) 

Reaktion mit Wasserstoff (H 2 ) 

3 Fe 2 0 3 + CO 

— ^ 2 Fe 3 0 4 + CO 2 

3 Fe 2 0 3 + H 2 

— ^ 2 Fe 3 0 4 + H 2 O 

Fe 3 0 4 + CO — 

> 3 FeO + C0 2 

Fe 3 0 4 + H 2 — 

> 3 FeO + H 2 0 

FeO + CO — > 

Fe + C0 2 

FeO + H 2 ^ 

Fe + H 2 0 


Verringerung der Emissionsintensität 
prozessbedingter Emissionen: Entwicklung inerter 
Anoden in der Aluminiumherstellung 
Seit den 1970er Jahren wird an der Entwicklung soge- 
nannter inerter (also chemisch nicht reaktiver) Ano- 
den geforscht, da die verwendeten Kohlenstoffanoden 
während der Elektrolyse von Aluminium verbraucht 
werden (Kasten 4.4-1). Die Lebensdauer einer typi- 
schen Kohlenstoffanode beträgt bei Vollauslastung der 
Elektrolyseeinheit ungefähr einen Monat. Durch Ein- 
satz inerter Anoden, die nicht mit dem Elektrolyten 
reagieren, könnte die Lebensdauer der Anode um den 
Faktor 25-30 vergrößert werden (Pulm und Raupen- 
strauch, 2014). Durch Entfall des Anodenherstellungs- 
prozesses würden Energie und Treibhausgasemissionen 
gespart werden. Durch Anwendung von Inertanoden 
könnten zwischen 7 und 27% des Energiebedarfs für 
die Aluminiumprimärproduktion eingespart werden. 

Verringerung des Materialverbrauchs und 
Substitution emissionsintensiver Materialien pro 
Serviceeinheit auf Produktebene 
Zukünftige Baumaterialien sollten die Erreichbar- 
keit der Klimaziele gewährleisten und großskalig ver- 
fügbar sein, so dass Teilhabeziele erreicht werden 
können. Außerdem sollte aus Sicht des WBGU die 
Eigenartdimension durch die Verwendung lokal ver- 
fügbarer Baustoffe gestärkt werden. Optionen umfas- 
sen Materialien wie Lehm, Ziegel, Stein, Bambus und 
Holz, die eine lange Geschichte haben, allerdings teil- 
weise von den Baustoffen der industriellen Revolution 
verdrängt wurden bzw. nur regionalen Einsatz finden. 
Unter modernen Verarbeitungsmöglichkeiten könnten 
sie daher größeres Potenzial besitzen. Daneben gibt es 
neuere technische Alternativen im Bereich Baustoffe, 
die sich gerade in Entwicklung befinden oder für wel- 
che Verfahren erst noch entwickelt werden müssen, bei 
denen aber eine prinzipielle Tauglichkeit angenommen 
werden kann. 

> Der Holzbau ist technisch so weit entwickelt, dass 
für die meisten Anwendungen im Baubereich in 
Städten eine Vielzahl ausgereifter Lösungen vor- 
liegt. Der im Westen als Baustoff eher unbekannte 


Bambus zeichnet sich durch hohe mechanische 
Festigkeiten und große Elastizität (erdbebensicher) 
aus und kann gleichzeitig preiswert und nachhaltig 
gewonnen werden. Aus Umweltsicht sprechen viele 
Argumente für Holz. Es ist eine nachwachsende 
Ressource, die auf nachhaltige Weise in multifunkti- 
onalen Wäldern erzeugt werden kann (Wegener, 
2013). Holz speichert C0 2 während des Wachstums 
der Bäume. Während der Nutzungsdauer, also über 
viele Jahrzehnte, wird also diese Menge an C0 2 aus 
der Atmosphäre entfernt. Nach Rückbau des Gebäu- 
des ist Holz gut wiederverwertbar und eine stoffli- 
che Kaskadennutzung umsetzbar, was die Speicher- 
dauer weiter verlängern kann. Um Nachhaltigkeit 
von Holz als Baustoff tatsächlich zu gewährleisten, 
müssen jedoch hohe Anforderungen an die Flächen- 
bewirtschaftung gestellt werden und Landnutzungs- 
konkurrenzen (Nahrungsmittelproduktion, Ökosys- 
temschutz, Bioenergie, Umstellung auf biobasierte 
Produkte, Klimaschutz) beachtet werden (WBGU, 
2009a). Hierzu besteht erheblicher Forschungsbe- 
darf (Kasten 10.1-2). 

> Lehm stellt insbesondere im Wohnungsbau eine 
Alternative zu Beton dar. Lehmbaustoffe können zu 
unterschiedlichen Anteilen und mit verschiedenen 
Techniken in vielen Teilen eines Gebäudes zur 
Anwendung kommen. Lehmbaustoffe sind unge- 
formte oder geformte Baustoffe aus ungebranntem 
Lehm. Durch die Zugabe von Zuschlägen minerali- 
scher oder pflanzlicher Herkunft kann die Trocken- 
schwindung und Rissbildung verringert, die Zug-, 
Druck- bzw. Abriebfestigkeit erhöht oder die Was- 
serempfindlichkeit herabgesetzt werden, was die 
Einsatzmöglichkeiten erhöht (Dachverband-Lehm, 
2016). Vorteile von Lehm sind, dass dieser oftmals 
örtlich verfügbar und beliebig wieder verwertbar ist 
und so ein hohes Potenzial für Kreislaufwirtschaft 
besitzt. In der Herstellung benötigt er wenig Energie, 
er ist angenehm zu verarbeiten und gibt keine 
Schadstoffe ab. 

> Bei Carbon-Beton-Verbundwerkstoffen handelt es 
sich um textilfaserverstärkten Beton, welcher eine in 
Bezug auf den Materialeinsatz potenziell effizien- 
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tere und somit umweltfreundliche Alternative zu 
Stahlbeton darstellt. Dem Textilbeton liegt die Idee 
zugrunde, dass eine Bewehrung, die nicht korro- 
diert, keine oder nur eine sehr geringe Betondeckung 
benötigt. Auf diese Weise kann der benötigte Beton- 
anteil extrem reduziert werden. Die Karbonver- 
bundstoffe eignen sich auch sehr gut für die Instand- 
haltung bestehender Bauwerke wie Brücken oder 
Häuser, so dass deren Lebensdauer um 50 bis 100 
Jahre erhöht werden kann (Reuter, 2014). Neben 
den besseren technischen Eigenschaften und dem 
Vorteil, dass der Energieverbrauch und der C0 2 -Aus- 
stoß bei der Herstellung und Instandsetzung von 
Bauwerken deutlich reduziert werden können, bie- 
tet Textilbeton auch neue gestalterische Möglichkei- 
ten, da er filigranere und leichtere Strukturen 
ermöglicht. Auf einer ähnlichen Idee basieren 
kohlenstofffaserverstärkte Kunststoffe, welche 
ebenfalls über sehr vorteilhafte mechanische Eigen- 
schaften in Bezug auf Formbarkeit, Stabilität und 
geringes Gewicht verfügen. Ein Vorteil dieser Kunst- 
stoffe hinsichtlich des C0 2 -Fußabdrucks gegenüber 
anderen Baustoffen ergibt sich aber erst, wenn das 
Material vollständig recycelt und im Kreis geführt 
werden kann. 

> Die Verringerung des Materialverbrauchs pro 
Serviceeinheit auf Systemebene kann durch eine 
Vielzahl von Struktur- und nachfrageseitige Maß- 
nahmen erzielt werden. Ein Beispiel ist die Erzeu- 
gung von höherer Dichte in Städten. Bettencourt 
und West (2010) zeigen, dass größere Städte und 
Städte mit einer höheren Dichte eine höhere Res- 
sourceneffizienz aufweisen. Dies ist mit positiven 
Netzwerkeffekten zu erklären. Allerdings führen 
Dichten auch zu Zielkonflikten, z.B. in Form von 
erhöhtem Stress für Menschen (Kap. 2.4.1). 

4.4.2 

Phosphor 

Alle Lebewesen, also auch unsere Nutzpflanzen, brau- 
chen Phosphor für den Aufbau und Betrieb ihrer Kör- 
per. Als chemisches Element kann er ebenso wenig sub- 
stituiert werden wie der Sauerstoff in unserer Atemluft. 
Aus globaler Sicht ist Phosphor eine begrenzte, nicht 
substituierbare Ressource und in der Form von Phos- 
phatdünger unverzichtbar für die moderne landwirt- 
schaftliche Produktion. Phosphor ist somit von stra- 
tegischer Bedeutung für die Ernährungssicherung der 
Weltbevölkerung sowie für die steigende Nachfrage 
nach Bioenergie und biobasierten Produkten (Amund- 
son et al„ 2015; WBGU, 2014b; Kap. 2. 3. 3.2). 

Der heutige Umgang mit Phosphor folgt im Wesent- 


lichen dem klassischen linearen Wirtschaftsmodell: Auf 
den Abbau von mineralischem Phosphatgestein, dem 
Transport und der Produktion von Phosphatdünger 
folgt die Nutzung in der Pflanzenproduktion (Elser und 
Bennett, 2011). Der Phosphor gelangt entweder über 
Futtermittel in die Tierproduktion, wobei die tierischen 
Ausscheidungen in der Landwirtschaft meist wieder- 
verwendet werden, oder er gelangt über den Verzehr 
pflanzlicher wie tierischer Nahrungsmittel bzw. über die 
Nutzung von Biomasse in den Abwasser- oder Abfall- 
strom, wo er im Prinzip wiedergewonnen werden kann. 
Bei allen Umwandlungen, insbesondere bei der Dün- 
gung und bei der Behandlung von Abwässern, gelangen 
erhebliche Mengen Phosphor in die Umwelt, was dort 
vor allem zu Eutrophierung in Gewässerökosystemen 
und entsprechenden Einschränkungen der Ökosystem- 
leistungen führt (Carpenter und Bennett, 2011). 

Phosphatdünger wird aus mineralischem Phosphat- 
gestein hergestellt, das nur an wenigen Orten der Welt 
vorkommt. Die Reichweite der Vorkommen wird je 
nach Nachfragedynamik auf 30-300 Jahre geschätzt 
(Cordeil und White, 2011; WBGU, 2014b), wobei die 
Unsicherheiten in den Schätzungen von Reserven und 
Reichweiten sehr groß sind (Cordell et al., 2009; van 
Kauwenbergh, 2010; Reijnders, 2014). Die steigende 
Nachfrage, die sinkende Qualität und die geographi- 
sche Konzentration der abbauwürdigen Vorkommen 
(Marokko kontrolliert mehr als drei Viertel der globalen 
Phosphorreserven: Cordell und White, 2011) führten in 
den letzten Jahren zu starkem Preisanstieg und erheb- 
lichen Preisschwankungen (Amundson et al., 2015). 
Eine Verknappung von Phosphor und damit verbun- 
dene Preissteigerungen wären nicht zuletzt angesichts 
der Bevölkerungsentwicklung sehr große globale Her- 
ausforderungen. 

Aus der Perspektive der Städte ist die Versorgung 
mit Phosphor ein relevantes Thema, da sich erstens die 
Nachfrage nach Lebensmitteln und anderen biobasier- 
ten Produkten in den Städten konzentriert und zwei- 
tens viele der Lösungsoptionen mit urbaner Infrastruk- 
tur (z. B. Wiedergewinnung aus Abwasser) und urbanen 
Lebensweisen zu tun haben. 

Als begrenzte Erdsystemressource ist Phosphor aus 
Sicht der Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
ein wichtiges Thema (Kap. 3.3). Der WBGU hat als pla- 
netarische Leitplanke vorgeschlagen, den Verlust von 
Phosphor zu stoppen und als Ziel formuliert, bis 2050 
weltweit eine Kreislaufführung von Phosphor zu errei- 
chen (Kap. 2. 3. 3. 4; WBGU, 2014b). Phosphor ist auch 
aus Sicht der Teilhabedimension sehr relevant, weil 
verschwenderischer Umgang mit Phosphor in absehba- 
rer Zukunft den Zugang zu Nahrung gefährden kann 
(Kap. 3.4.1). Zudem setzt effektives Phosphorrecycling 
in Städten den Infrastrukturaufbau für Abwasser vor- 
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aus, der ohnehin zur Erreichung des SDG Nr. 6 „Verfüg- 
barkeit und nachhaltige Bewirtschaftung von Wasser 
und Sanitärversorgung für alle gewährleisten" notwen- 
dig ist. Auch in Bezug auf die Dimension Eigenart ist 
Phosphor relevant, weil der Verlust von Phosphor zwar 
ein globales Nachhaltigkeitsproblem ist, die Lösungen 
aber lokal ansetzen und die dort vorhandenen Bedin- 
gungen berücksichtigen müssen (Metson et al., 2013). 
Insbesondere ist der Umgang sowohl mit Nahrung (z. B. 
Verluste an Nahrungsmitteln, Ernährungsgewohnhei- 
ten) als auch mit Fäkalien (z. B. Nutzung in der Land- 
wirtschaft) stark kulturell geprägt und kann sich lokal 
sehr stark unterscheiden (Crews et al., 2013). 

Im Zusammenhang mit der effizienten Nutzung von 
Phosphor lassen sich, zusätzlich zur Kostenerspar- 
nis, aus systemischer Perspektive einige Zusatznutzen 
identifizieren. Die Verminderung von Nahrungsmittel- 
verlusten vom Acker bis zum Teller sowie eine Reduk- 
tion des Konsums tierischer Nahrungsmittel verringern 
nicht nur generell den Druck auf Landnutzung und 
Böden, sondern führen auch zu geringerem Phosphat- 
einsatz in der Landwirtschaft und damit auch zu einer 
geringeren Phosphatbelastung in aquatischen Ökosys- 
temen. Letztere ist ebenfalls ein Zusatznutzen einer 
auf die lokalen Gegebenheiten optimierten, präzisen 
Düngung. Auch ein verbessertes Recycling von Phos- 
phor (z. B. in den Kläranlagen) vermindert den Res- 
sourcendruck und die Umweltbelastung mit Nährstof- 
fen. Ernährungsweisen mit weniger tierischen Produk- 
ten (Fleisch, Milchprodukte) verringern nicht nur den 
Phosphorbedarf und den ökologischen Fußabdruck, 
sondern sind auch gesünder (WBGU, 2011, 2014b). 

Trotz der offensichtlichen Relevanz und der beste- 
henden Unsicherheiten im Hinblick auf die zukünftige 
Verfügbarkeit von Phosphor ist das Thema noch nicht 
angemessen auf den politischen Agenden vertreten 
(WBGU, 2014b: 40). Es gibt kein globales Regelwerk 
zum nachhaltigen Umgang mit Phosphor (Elser und 
Bennett, 2011; WBGU, 2014b). Erste Formulierun- 
gen von Zielsetzungen für die globale Ebene liegen vor 
(z. B. Griggs et al., 2013; Sutton et al., 2013; WBGU, 
2014b; UN SDSN, 2013; UNEP IRP, 2014), aber das 
Thema wurde in die Agenda 2030 und die SDGs nicht 
aufgenommen. Falls die Umsetzung der Zielsetzun- 
gen weiterhin nicht zum Erfolg führt, sollte ein spezi- 
fisches internationales Instrument eingerichtet werden 
(WBGU, 2014b). Das europäische Parlament hat sich 
dafür ausgesprochen, bis 2020 Phosphor nahezu voll- 
ständig wiederzuverwerten (Europäisches Parlament, 
2012). Auch in Deutschland ist die Rückgewinnung 
von Phosphor im Koalitionsvertrag von 2013 bereits 
verankert (CDU et al., 2013). 


Lösungsansätze in der Stadt 

Der WBGU hält sofortige Maßnahmen zur effizienten 
Nutzung und zum Recycling von Phosphor weltweit für 
sinnvoll (WBGU, 2014b). Hierfür erscheint ein trans- 
formativer Wandel notwendig; eine inkrementelle Ver- 
besserung der bestehenden Systeme wird nicht ausrei- 
chen (Metson et al., 2013). Aus der wissenschaftlichen 
Konferenz „The Sustainable Phosphorus Summit" in 
Phoenix im Jahr 2011 heraus gab es die Empfehlung, 
den menschlichen Phosphorkreislauf zu schließen. Für 
Europa empfehlen Withers et al. (2015) eine fünfstu- 
fige Strategie, um die Abhängigkeit von mineralischem 
Phosphor zu verringern (Abb. 4.4-2). 

Einige der Lösungsoptionen betreffen die Landwirt- 
schaft (z.B. effizienter Umgang mit Phosphordünger, 
Mist und Gülle) oder den Bergbau (Erschließen neuer 
mineralischer Quellen und technischer Verfahren). 
Aus dem Blickwinkel der Stadt sind folgende Ansätze 
besonders interessant (Crews et al., 2013): 

> Verminderung von Verlusten: Jeder Verlust von Nah- 
rungsmitteln bedeutet nicht nur einen größeren 
ökologischen Fußabdruck des Nahrungssektors, 
sondern auch eine ineffiziente Nutzung von Phos- 
phor und sollte vermieden werden. Derzeit gehen 
etwa 80% des für Nahrungsmittel verwendeten 
Phosphors entlang der Kette vom Acker bis zum Tel- 
ler verloren (Childers et al., 2011a, b). 

> Ernährungsgewohnheiten: Ein hoher Anteil von 
Fleisch und Milchprodukten in der Ernährung führt 
ebenfalls zu einem größeren ökologischen Fußab- 
druck und einem höheren Bedarf von Phosphor, und 
ist auch aus gesundheitlicher Sicht problematisch 
(WBGU, 2014b). 

> Wiedergewinnung aus Abfallströmen: Durch den 
Einsatz technischer bzw. biologischer Verfahren 
kann Phosphor aus dem städtischen Abwasser und 
organischen Abfall zurückgewonnen werden; auch 
die Gewinnung von Phosphor aus der Asche nach 
Klärschlamm- oder Müllverbrennung erscheint 
möglich. Für Deutschland wird der im Klärschlamm 
enthaltene Phosphor etwa auf die Hälfte des impor- 
tierten Phosphatdüngers geschätzt (Pinnekamp, 
2013). Die Trennung von Bioabfällen und Papier 
vom Hausmüllstrom erleichtert die Wiederverwer- 
tung von Phosphor. Für die verschiedenen lokalen 
Gegebenheiten (z.B. Wasserverfügbarkeit) und 
Skalen sind jeweils angepasste technische Lösungen 
verfügbar. 
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Abbildung 4.4-2 

Strategie, um Europas 
Abhängigkeit von 
aus Phosphatgestein 
gewonnenem Phosphor 
(Pt zu verringern. 

Die Schwierigkeit, 
die Maßnahmen der 
verschiedenen Stufen zu 
implementieren, steigt von 
oben nach unten an. 
Quelle: nach Withers et al., 
2015; eigene Übersetzung 
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» Anthropogene ökosystemare P-Speicher nutzen 
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1 P-Verluste in der gesamten Nahrungskette vermeiden 

■ P-Nutzungseffizienz verbessern 

■ Pflanzen- und Tierproduktion integrieren 


• P aus Abfall und Abwasser wiedergewinnen 

• Daraus alternative P-Dünger produzieren 


• Ernährungsgewohnheiten beeinflussen 

• P-Bedarf der Endnutzer definieren 

• P-Bedarf durch Gentechnik reduzieren 


4.4.3 

Elektroschrott 

Die ausufernde Nachfrage nach elektrischen und 
elektronischen Geräten (im folgenden Elektrogeräte 
genannt) wie Smartphones, Laptops, Fernsehern und 
elektrischen Haushaltsgeräten in weiten Teilen der 
Industrieländer hat ein Müllproblem generiert, dessen 
Ausmaß und Konsequenzen bis in die Armenviertel von 
Entwicklungs- und Schwellenländern reichen. Elektro- 
schrott (Waste of Electrical and Electronic Equipment 
- WEEE) ist eine der weltweit am schnellsten zuneh- 
menden Müllquellen (Cucchiella et al., 2015; Balde et 
al., 2015; Lundgren, 2012). Dies wird getrieben durch 
immer schnellere Produktionszyklen und kürzere Halt- 
barkeit der Geräte, den wachsenden Konsum in Schwel- 
len- und Entwicklungsländern und nicht zuletzt durch 
eine weit verbreitete „Wegwerf mentalität". Deutsch- 
land verursacht mehr Elektroschrott als jedes andere 
europäische Land (im Jahr etwa 1,8 Mio. t), während 
Europa das höchste Aufkommen von Elektroschrott 
weltweit verzeichnet (jährlich ca. 11,6 Mio. t bzw. 
durchschnittlich 15,6 kg pro Person und Jahr; Balde 
et al., 2015). Es wird geschätzt, dass 16-38 % des in 
der EU offiziell gesammelten Elektroschrotts in Länder 
außerhalb der EU importiert wird (Baird et al., 2014). 

Die steigenden Bevölkerungszahlen und der ver- 
stärkte Konsum in Städten machen Städte zur wich- 
tigsten Quelle von Elektroschrott, aber auch zu einem 


naheliegenden Ort für Lösungen des Verbrauchs- und 
Entsorgungsproblems von Elektrogeräten. Der Konsum 
von Elektrogeräten bringt eine Reihe von Problemen 
mit sich, sowohl für die Umwelt als auch für die Men- 
schen. Wertvolle Elemente wie Gold, Silber und Seltene 
Erden sind unabdingbare Bestandteile von Elektroge- 
räten; ihr Abbau birgt schwere Umweltbelastungen 
und erfolgt häufig in Ländern mit geringen Umwelt- 
schutzauflagen, gewaltsamen Konflikten (UNEP, 
2012b: 24) oder schwachen Arbeitsschutzmaßnahmen 
(ILO, 2015). Toxische Substanzen (z.B. Blei, Quecksil- 
ber, bromierte Flammschutzmittel) in Elektroschrott 
setzen hohe Ansprüche an Recycling und Entsorgung 
(Wäger et al., 2012). Recycling und Entsorgung erfol- 
gen häufig in Schwellen- und Entwicklungsländern, wo 
die wertvollen Bestandteile häufig unter katastropha- 
len Bedingungen für Mensch und Umwelt wiederge- 
wonnen werden (Lundgren, 2012). Zugleich gewähr- 
leistet der Export gebrauchter oder reparierbarer Elek- 
trogeräte (Usable Electrical and Electronic Equipment - 
UEEE) den Zugang zu z.B. Mobiltelefonen, Computern 
oder Waschmaschinen für einen großen Teil der Welt- 
bevölkerung, welcher sich solche Geräte sonst nicht 
leisten könnte (Manhart et al., 2011; The Basel Con- 
vention, 2011; Amoyaw-Osei et al., 2011). Professio- 
nelles Recycling und Wiederverwendung alter Geräte 
in Kombination mit einer bewussteren Verbraucherkul- 
tur und strengeren Gesetzen zu Produktion und Ent- 
sorgung von Elektrogeräten bergen große Chancen für 
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einen nachhaltigeren Umgang mit elektronischen Kon- 
sum- und Gebrauchsgegenständen. 

Nachhaltiger Umgang mit Elektroschrott 
Die Notwendigkeit, Elektroschrott in ein ökologisch wie 
sozial nachhaltiges Kreislaufsystem zu überführen, ist 
im Wesentlichen eine Herausforderung für die Städte. 
Urbane Agglomerationen sind Hauptverursacher sowie 
Sammelbecken für Elektroschrott und damit prädes- 
tiniert für dessen Wiederverwertung. Etwa die Hälfte 
der im Jahr 2014 legal oder illegal entsorgten Elekt- 
rogeräte stammt aus Europa (11,6 Mio. t), den USA 
(7,1 Mio. t) und Japan (2,2 Mio. t; Balde et al., 2015), 
also aus Industrieländern mit hohem Urbanisierungs- 
grad. Die Entsorgung beschädigter oder alter Elektro- 
geräte erfolgt oft nicht auf Basis bestehender gesetz- 
licher Regelungen (Huisman et al., 2015). Nur 35% 
des gesamten Elektroschrotts in Europa im Jahr 2012 
wurden fachgerecht entsorgt oder recycelt (Huisman 
et al, 2015). Die übrigen 65% (6,15 Mio. t) wurden 
entweder exportiert (1,5 Mio. t), illegal in andere EU- 
Mitgliedstaaten verschoben (3,15 Mio. t), für Ersatz- 
teile verwertet (750.000 t) oder im Hausmüll entsorgt 
(750.000 t; Balde et al„ 2015). 

„Frühzeitige Obsoleszenz" von elektrischen und 
elektronischen Geräten und eine in Industrieländern 
verbreitete Wegwerf mentalität (Cooper, 2005) ver- 
schärfen das Elektroschrottproblem. Teilweise wird 
durch das Design der Geräte deren Reparatur und 
Wiederverwendung erschwert (DTIE, 2007; Bakker 
et al., 2014; Prakash et al, 2016). Elektrogeräte soll- 
ten daher so konzipiert sein, dass eine Reparatur bzw. 
der Einbau von Ersatzteilen einfach durchzuführen ist 
(Kap. 9. 3. 2. 2; Kasten 10.1-2). 

Das Elektroschrottproblem hat zwei Dimensio- 
nen: die Produktionsdimension (welche unmittelbar 
mit dem Konsumwunsch der Bevölkerung gekoppelt 
ist) und die Entsorgungs- bzw. Wiederverwertungsdi- 
mension. Lösungsansätze für die Produktionsdimen- 
sion existieren, werden aber nur selten implementiert. 
Nach dem Verursacherprinzip müssten die Hersteller 
von Elektrogeräten stärker in die Pflicht genommen 
werden, möglichst nachhaltig zu produzieren und für 
das fachgerechte Recycling zum Lebensende der Geräte 
zu sorgen (Prakash et al., 2016). Erste Schritte in diese 
Richtung zeigen sich in der Ökodesign-Richtlinie der 
Europäischen Union (EU, 2009), der EU-Richtlinie über 
Elektro- und Elektronikgeräte (EU, 2012) sowie dem 
kürzlich in Deutschland verabschiedeten Elektro- und 
Elektronikgerätegesetz (ElektroG, 2015). Aus Sicht des 
WBGU sollte angestrebt werden, umfassend gesetzliche 
Rahmenbedingungen zu schaffen, welche die Wettbe- 
werbsfähigkeit von Firmen stärken, die Elektrogeräte 
sozial und ökologisch nachhaltig produzieren. Dies 


können beispielsweise gesetzliche Mindestanforderun- 
gen bezüglich Arbeitsbedingungen sein, auch falls das 
Gerät in Drittländern produziert wird, oder die Auflage 
unbedenkliche Rohstoffquellen zu nutzen. Die Sorg- 
faltspflichtleitlinien (Due Diligence: OECD, 2013b) 
sind, trotz vorhandener Bestrebungen, bisher nicht in 
verbindliche Gesetze umgesetzt worden. 

Globales Problem urbanen Ursprungs 
Ein signifikanter Teil des weltweiten generierten 
Elektroschrotts endet auf informellen Wertstoffhöfen 
in Schwellen- und Entwicklungsländern (Wittmer et al., 
2010; Rucevska et al., 2015), da es derzeit um ein viel- 
faches günstiger ist, elektronische Abfallprodukte dort 
zu entsorgen. Schätzungen zufolge werden nur etwa 
10% des Elektroschrotts fachgerecht recycelt (UNODC, 
2013:103). In Accra (Ghana), Mumbai (Indien), Guiyu 
(China) und anderen Städten in Entwicklungs- und 
Schwellenländern ist das Recycling von Elektroschrott 
zu einem eigenständigen Wirtschaftszweig angewach- 
sen, der (größtenteils auf informeller Ebene) für hun- 
derttausende Menschen die einzige Einkommens- 
grundlage darstellt, gleichzeitig aber Quelle drama- 
tischer Gesundheits- und Umweltrisiken ist (Lund- 
gren, 2012). Toxischer Elektroschrott wird, vermischt 
mit funktionierenden bzw. reparierbaren Altgeräten, 
aus den wohlhabenden Metropolen, etwa Europas und 
Nordamerikas in die informellen Wertstoffhöfe der 
Schwellen- und Entwicklungsländer verschifft. Aller- 
dings existiert auch ein großer zwischenstaatlicher 
Strom von Elektroschrott zwischen Industrie-, Schwel- 
len- und Entwicklungsländern selbst (Huisman, 2015). 
Bisher liegt der Verbrauch von Elektrogeräten in Ent- 
wicklungs- und Schwellenländern bei einem Bruchteil 
des Verbrauchs in Industriestaaten (Balde et al., 2015). 
Wachsende Mittelschichten und die daraus folgende 
Intensivierung des Konsums werden die Nachfrage 
nach Elektrogeräten um ein Vielfaches erhöhen. Daher 
reicht der Aufbau umfassender Recyclinginfrastruktur 
in Industrieländern nicht aus, um der wachsenden Her- 
ausforderung durch Elektroschrott gerecht zu werden. 
Auch in den Metropolen der Schwellen- und Entwick- 
lungsländer müssen die rechtlichen und strukturellen 
Vorrausetzungen geschaffen werden, Elektroschrott 
umweit- und sozialverträglich zu recyceln und letztlich 
in eine Kreislaufwirtschaft einmünden zu lassen. 

Urbane Herausforderung 

Ein Umdenken in Bezug auf Produktion, Verbrauch und 
Entsorgung von Elektrogeräten birgt Potenziale für die 
Erhaltung natürlicher Lebensgrundlagen und die Stär- 
kung von Teilhabe (Kap. 3). Das informelle Recycling 
von Elektroschrott ist Einkommensgrundlage hun- 
derttausender Menschen (Lundgren, 2012) und sollte 
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so transformiert werden, dass diese nicht ihrer Exis- 
tenzgrundlage beraubt werden. Bisher ist die Verwer- 
tung von Elektroschrott in Entwicklungsländern vor 
allem durch billige Arbeitskräfte und fehlende Arbeits- 
und Umweltschutzauflagen lukrativ (Rucevska et al., 
2015), während offizielle Recyclingunternehmen nur 
selten in der Lage zu sein scheinen, Elektroschrott pro- 
fitabel zu verwerten. 

Lokale Projekte, beispielsweise die Förderung 
von Recyclingkollektiven in Städten, können erfolg- 
reich zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der 
Elektroschrottverarbeitung führen und gleichzeitig zur 
Existenzsicherung der meist marginalisierten Bevölke- 
rungsgruppen im informellen Recyclingsektor beitragen 
(Buchert et ab, 2016; Kap. 6.6.1). In Entwicklungs- und 
Schwellenländern könnte auf städtischer Ebene durch 
Aufklärungskampagnen über die Gesundheitsrisiken 
des Elektroschrottrecyclings zum Schutz der Arbeiter 
beigetragen werden (Lundgren, 2012). In Europa könn- 
ten harmonisierte Prozesse zur Erfassung von Altgerä- 
ten in Wertstoffhöfen und Recyclingcentern die Doku- 
mentation und Kontrolle der Stoffflüsse stark verein- 
fachen. Urbane Infrastrukturen, um Elektroschrott 
angemessen weiterzuverarbeiten oder zu entsorgen, 
sowie die digitale Erfassung von Stoffströmen sind die 
Basis, um das globale Umweltproblem Elektroschrott zu 
bewältigen (Europäische Kommission, 2015c). 

Technologische und ethische beitlinien zur 
Entwicklung von Elektro- und Elektronikgeräten 
Schon bei der Entwicklung von Elektrogeräten sollte 
darauf geachtet werden, Geräte so zu konzipieren, dass 
ihre Lebenszeit maximiert (Cooper, 2005; Bakker et ab, 
2014) und ihre Reparatur und Recycling möglichst ein- 
fach ist. Die wiederverwendbaren Rohstoffe sollten 
leicht trennbar sein, während eine möglichst modulare 
Bauweise die Trennung der vielfältigen Komponenten 
in Elektrogeräten vereinfacht. 

Viele Rohstoffe in Geräten der Informations- und 
Kommunikationstechnik stammen aus ökologisch sowie 
sozial nicht nachhaltigen Quellen (Asner et ab, 2013; 
Ali, 2014; Kaiman, 2014). Dies beschränkt sich nicht 
auf billig produzierte Massenware, sondern gilt auch 
für Elektronikartikel in den gehobenen Segmenten. Die 
Hersteller von Elektrogeräten sollten daher gesetzlich 
stärker verpflichtet werden, die Nachhaltigkeit ihrer 
Rohstoffquellen und Transportwege zu gewährleisten. 

Auf zwischenstaatlicher Ebene sollten bereits exis- 
tierende Regularien, welche den Export von Elektro- 
schrott in Drittländer untersagen, geschärft (z.B. das 
Basler Übereinkommen über die Kontrolle der grenz- 
überschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und 
ihrer Entsorgung) und gleichzeitig auf nationaler bis 
lokaler Ebene die Verwertungs- und Entsorgungskette 


von Elektroschrott auf ein nachhaltiges Fundament 
gestellt werden (Kap. 9. 3. 2. 2). 

Stärkung des Basler Übereinkommens und 
Umsetzung nationaler Richtlinien 
Das Basler Übereinkommen über die Kontrolle der 
grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher 
Abfälle und ihrer Entsorgung (verabschiedet 1989, in 
Kraft getreten 1992) und seine vertraglichen Ergän- 
zungen (z.B. das Ban Amendment) bieten einen Rah- 
men für die Kontrolle des internationalen Handels mit 
Elektroschrott. Auch wenn das Übereinkommen 183 
Mitgliedstaaten (Stand: Februar 2016) verzeichnet, 
ist beispielsweise das Ban Amendment von 1995 noch 
nicht in Kraft getreten und diese internationalen Rege- 
lungen bleiben in der Praxis von geringer Wirkung, wie 
die Zahlen des Interpolberichts über den illegalen Han- 
del mit Elektroschrott belegen (Huisman et al., 2015). 

Der große Umfang des internationalen Handels 
erschwert eine hinreichende Kontrolle des Exports 
gebrauchter Elektronikgüter sowohl im Zielhafen als 
auch im Ursprungsland. Es sollten geeignete natio- 
nale Kontrollmechanismen in den Ursprungsländern 
implementiert werden, etwa zur Dokumentation und 
Kontrolle der Wiederverwertungskette von Altgerä- 
ten (Reparatur oder Recycling), um das Verschwinden 
von Elektroschrott in illegale Kanäle zu verhindern 
(Rucevska et al., 2015). Eine lückenlose Verantwor- 
tungskette, welche eine erweiterte Herstellerverant- 
wortung voraussetzt, könnte den illegalen länderüber- 
greifenden Fluss von Elektroschrott eindämmen (OECD, 
2014; Kap. 9.3. 2.2). 

4.4.4 

Folgerungen: Auf dem Weg zum nachhaltigen 
Umgang mit Materialien 

In diesem Kapitel zum Transformationsfeld Materialien 
und Stoffströme wurden exemplarisch drei Aspekte 
herausgegriffen: Baustoffe, Phosphor und Elektro- 
schrott. Bereits an diesen Beispielen wird deutlich, dass 
die Herausforderungen des Themenfelds im Bezug auf 
Städte sehr groß sind. 

Allein durch die nachholende Entwicklung in vielen 
Ländern sowie den Prozess der Urbanisierung wird es in 
vielen Teilen der Welt eine erhebliche Ausweitung der 
Material- und Stoffströme geben. Bisher funktioniert 
Material- und Rohstoffnutzung weitgehend linear: 
Rohstoffe werden zu Produkten, die verkauft, genutzt 
und schließlich entsorgt werden. Heute folgen 80% der 
kurzlebigen Konsumgüter noch diesem linearen Arche- 
typ; sie enden auf Deponien, in der Müllverbrennung 
(Ellen MacArthur Foundation, 2014) oder unkontrol- 
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liert in der Umwelt. Selbst die Nutzungsdauer bei län- 
gerfristigem Einsatz, etwa bei Baumaterialien, verkürzt 
sich vielfach (Kap. 4.4.1). Diese „lineare Wirtschaft" 
(Wegwerfwirtschaft) geht bei endlichen Ressourcen 
mit Knappheit, Preisanstieg und Preisvolatilität einher. 
Zudem gibt es bei Rohstoffförderung und Verarbeitung 
sowie bei der Abfalldeponierung erhebliche negative 
Auswirkungen auf lokale wie globale Umwelt und auf 
die Gesundheit. Beispiele sind Treibhausgasmissionen, 
toxische Stoffe, die in die Umwelt gelangen, oder lang- 
lebige Stoffe, die an unerwünschter Stelle akkumulie- 
ren (Kap. 2.3). In Entwicklungs- und Schwellenländern 
sind Fertigungsprozesse, mit denen die weltweit stei- 
genden Stoffströme verbunden sind, zudem nicht sel- 
ten mit unmenschlichen Arbeitsbedingungen verbun- 
den. 

Zu den übergreifenden Zielen einer nachhaltigen 
Material- und Ressourcenwirtschaft gehört es, entlang 
des gesamten Lebenszyklus die negativen Auswirkun- 
gen bei der Rohstoffgewinnung und der Produktion 
sowie die Emission bzw. Akkumulation unerwünsch- 
ter oder toxischer Stoffe und schädliche Auswirkun- 
gen auf Mensch und Umwelt zu vermeiden sowie die 
Nutzung von Rohstoffen für die Zukunft zu sichern 
(OECD, 2012a; UNEP, 2012b: 176). Die möglichst effi- 
ziente Verwendung von Ressourcen und die Reduktion 
der Materialströme stehen an erster Stelle der Überle- 
gungen. Dazu gehört auch eine Vision für nachhaltige 
Konsum- und Lebensstile. Städte als Zentren sowohl 
der Industrie als auch des Konsums sowie der Abfall- 
und Recyclingwirtschaft spielen bei der Umsetzung die 
entscheidende Rolle (Hoornweg et al., 2013). 

Das Verringern der ökologischen Fußabdrücke 
(z. B. durch Substitution von Materialien) sowie das 
Schließen der Stoffkreisläufe im jeweils angemesse- 
nen Maßstab sind weitere wesentliche Ansatzpunkte. 
Die Herausforderung ist komplex, denn die einzel- 
nen Stoffflüsse müssen jeweils spezifisch betrachtet 
werden. Bei einigen Stoffgruppen ist es sinnvoll, den 
Kreislauf innerhalb der Stadt und ihrer näheren Umge- 
bung zu schließen, z.B. bei der Abwasserreinigung mit 
möglichst weitgehendem Recycling von Biomasse und 
Nährstoffen, vor allem Phosphor, und deren Wieder- 
verwertung als Input in der Landnutzung im stadtna- 
hen Umland. Andere Stoffströme verlangen nach einem 
Spezialrecycling (z. B. Seltene Erden), das nicht in allen 
Städten angeboten werden muss, sondern per Arbeits- 
teilung zwischen Städten und den dort angesiedelten 
Industrien organisiert werden kann. Schließlich gibt es 
bei der Verwertung von Abfällen Stoff ströme, die inter- 
kontinental verlaufen und große Bedeutung haben, 
z.B. der Handel mit Altpapier oder Metallschrott. 

Für diese komplexen Abläufe ist ein systemischer 
Ansatz erforderlich, der die gesamte Wertschöpfungs- 


kette von Rohstoffextraktion über Produktion bis Nut- 
zung und Recycling - sowie die dafür geeigneten Ska- 
len - im Blick behält. Das Denken in Stoffströmen und 
Lebenszyklen von Produkten sowie die Beachtung der 
Auswirkungen von Emissionen oder Abfällen in den 
verschiedenen Stadien von Produktion, Transport, 
Konsum bis hin zur Abfallbehandlung sind wichtige 
Ansätze in Richtung einer nachhaltigen Kreislaufwirt- 
schaft (UNEP, 2012b: 176). Voraussetzung ist die Inte- 
gration der vielfältigen Verantwortlichkeiten in Bezug 
auf den Lebenszyklus von Produkten. 

Zu den Prinzipien des nachhaltigen Umgangs mit 
Materialien und der Kreislaufwirtschaft gehört die 
effiziente Nutzung von Ressourcen (Erze, Mineralien), 
auch um die ökologischen Schäden der Exploration und 
Förderung zu minimieren. Abfallstoffe aus der Indus- 
trie sollten nicht auf Deponien landen, sondern mög- 
lichst als Input für andere industrielle Prozesse dienen. 
Toxische und akkumulierende Stoffe sollten möglichst 
vermieden werden und, wo unverzichtbar, im industri- 
ellen Kreislauf bleiben und nicht in die Umwelt gelan- 
gen. Stoffe, deren Produktion mit prozessbedingten 
C0 2 -Emissionen verbunden ist (z.B. Zement) sollten 
entweder substituiert werden, oder das entstehende 
C0 2 sollte abgeschieden und langfristig sicher gelagert 
werden, da andernfalls die für den Klimaschutz erfor- 
derlichen Nullemissionen nicht erreicht werden kön- 
nen (Kap. 4.4.1). Aus Klimaschutzgründen ist auch 
langfristig der Umstieg von der fossilbasierten zu einer 
biobasierten chemischen Industrie unverzichtbar. Bio- 
basierte Stoffströme, von der Ernährung bis zur Indus- 
trie, sollten möglichst effizient sein (z.B. Reduktion 
von Nahrungsmittelverlusten), denn das Potenzial für 
nachhaltige Biomasseproduktion in der Land- und 
Forstwirtschaft ist begrenzt (WBGU, 2009a). Am Ende 
der Nutzung sollte Biomasse möglichst wenig belastet 
sein (z.B. durch Schwermetalle oder organische Gift- 
stoffe), damit sie wieder in die Biosphäre entlassen 
werden kann. Pflanzennährstoffe sollten nicht in die 
Atmosphäre oder die Gewässer gelangen und Phosphor 
so weit wie möglich recycelt werden. Beim Umgang mit 
Abfall sollten Emissionen, z.B. von Methan und toxi- 
schen Stoffen, vermieden werden (Kap. 2. 3. 4. 3). 

Der Übergang zum nachhaltigen Umgang mit Mate- 
rialien und zur Kreislaufwirtschaft bedeutet einen fun- 
damentalen Wandel der bestehenden industriellen und 
urbanen Systeme. Er sollte als wichtiger Baustein in 
der Großen Transformation zur Nachhaltigkeit ange- 
sehen und auf ähnlich langfristiger Zeitskala vollzogen 
werden wie die Dekarbonisierung der Energiesysteme, 
das nachhaltige Landnutzungs- und Wassermanage- 
ment sowie andere globale Herausforderungen. Ange- 
sichts dieser Herausforderungen ist ein inkrementel- 
les Verbessern der Effizienz der bestehenden Systeme 
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nicht ausreichend, vielmehr ist transformativer Wan- 
del erforderlich (Preston, 2012). Dies gilt um so mehr, 
da die angesprochenen Teilprozesse auf dem Weg zur 
Nachhaltigkeit eng miteinander verwoben sind und 
erhebliche Potenziale für Zusatznutzen bergen. Im Fol- 
genden werden einige Beispiele für derartige Synergien 
gegeben: 

> Die Kreislaufwirtschaft spart Rohstoffe, die mit 
erheblichem Energieaufwand sowie unter Inkauf- 
nahme von Umweltschäden und Landdegradation in 
Bergwerken gewonnen werden müssten. Gleichzei- 
tig sinken die Umweltbelastungen und Treibhaus- 
gasemissionen in der Produktionskette bis hin zum 
Bedarf nach Deponien, was geringere Gesundheits- 
belastung und hygienische Probleme mit sich bringt. 

> Die Kaskadennutzung (d.h. die wiederholte Nut- 
zung über verschiedene Stufen) von organischem 
Material, z.B. mit anschließender Biomethanpro- 
duktion (als nachhaltigem Energieträger für Mobili- 
tät oder Kraft-Wärme-Kopplung), nachfolgender 
Kompostierung und Nutzung in der Land- oder 
Forstwirtschaft schließt regionale Kreisläufe, verrin- 
gert den Bedarf für knappen (Phosphor) oder ener- 
gieaufwändigem (Stickstoff) Pflanzendünger sowie 
Treibhausgasemissionen aus Deponien. 

> Die Verschwendung von Nahrungsmitteln würde 
ohne Gegenmaßnahmen erheblich zunehmen (ISWA, 
2012). Die Vermeidung dieser Verluste mindert den 
Nachfragedruck auf die globale Landnutzung (Kap. 

2. 3. 3. 2) und damit den Verlust natürlicher Ökosys- 
teme mit ihrer biologischen Vielfalt und vermeidet 
Treibhausgasemissionen aus der Produktionskette 
vom Acker bis zur Deponie. 

> Die in vielen Städten in Schwellen- und Entwick- 
lungsländern etablierte informelle Abfallwirtschaft 
bietet weitere Ansatzpunkte für Synergien (Kap. 

2. 3. 4. 3) . Verbesserte Arbeitsbedingungen und ver- 
ringerte Gesundheitsbelastungen bei gleichzeitiger 
Nutzung und Förderung der Know-hows über Stoff- 
ströme und Recycling führen zu einem nachhaltige- 
ren Umgang mit Wertstoffen und zu einer verbesser- 
ten Lebensqualität der Arbeitskräfte. 


4.5 

Transformatives Handlungsfeld „Urbane 
Gesundheit“ 


4.5.1 

Urbane Gesundheit als Ressource und Ziel 
urbaner Transformationsprozesse 

Urbane Gesundheit ist sowohl Ziel als auch Ressource 
für die urbane Transformation zur Nachhaltigkeit und 
damit ein zentrales ffandlungsfeld. Zum einen ist der 
Zugang zu Gesundheitsversorgung und einer gesun- 
den Umwelt ein wesentlicher Aspekt der substanziel- 
len Teilhabe der Bewohnerinnen einer Stadt und somit 
relevanter Bestandteil der Großen Transformation. 
Zum anderen stellt Gesundheit insofern eine wich- 
tige Ressource für die Gestaltung von Transformati- 
onsprozessen dar, als eine Zivilgesellschaft nur aktiv 
an diesen teilhaben kann, wenn die Grundbedürfnisse 
der Menschen weitgehend erfüllt sind. Gesundheit ist 
eine wesentliche Voraussetzung dafür, dass Menschen 
ihren Lebensunterhalt verdienen, ihr Leben selbstbe- 
stimmt gestalten und Lebensqualität empfinden kön- 
nen (Kap. 2. 4. 1.1). Sie wird daher als ein zentraler 
Indikator für die Entwicklung urbaner Gesellschaften 
betrachtet und ist entsprechend z.B. in den SDGs der 
Agenda 2030 sowie beim Human Development Index 
als eigene Zieldimension verankert. 

Städte weisen je nach Entwicklungsstand, Lage 
oder Größe spezifische gesundheitliche Chancen und 
Risiken für ihre Bevölkerung auf. Sie können auf der 
einen Seite durch den verbesserten Zugang zu priva- 
ten und öffentlichen Gesundheitseinrichtungen, durch 
dichtere soziale Netzwerke und bessere Verdienstmög- 
lichkeiten günstigere Bedingungen für die Herstellung 
und den Erhalt von Gesundheit bieten als ländliche und 
abgelegene Wohnorte. Dieser Zusammenhang wird in 
der Literatur als städtischer Gesundheitsvorteil (urban 
health advantage) bezeichnet (Galea und Vlahov, 2005; 
Galea et al., 2005; Glouberman et al., 2006). Urbane 
Mittelschichten als stabilisierende Kräfte der gesam- 
ten Gesellschaft können zudem positive Entwicklun- 
gen beschleunigen (Barbiero, 2014). In den Städten der 
Schwellen- und Entwicklungsländer existiert zudem 
häufig ein besserer Zugang zu Gesundheitswissen als 
auf dem Land, u. a. aufgrund der einfacheren Informa- 
tionsverbreitung durch Medien. Auf der anderen Seite 
sind Menschen in Städten besonderen Gesundheitsbe- 
lastungen ausgesetzt, wie Lärm, Luftverschmutzung, 
höherer Dichte und erhöhten Kriminalitäts- und Unfall- 
raten. Zudem leben insbesondere in Schwellen- und 
Entwicklungsländern viele Menschen in Slums oder 


Drucksache 18/9590 


-200- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


informellen Siedlungen unter nicht adäquaten Wohn- 
bedingungen (UN, 2015d), die häufig auch durch feh- 
lenden Zugang zu sauberem Trinkwasser und sanitären 
Anlagen gekennzeichnet sind und damit hohe Gesund- 
heitsrisiken bergen (Kasten 2.1-1). 

Ein Ziel der urbanen Transformation muss es daher 
sein, die Ressourcen und Potenziale für ein gesun- 
des Aufwachsen und Leben in Städten zu stärken und 
gleichzeitig die Belastungen und Hindernisse zu mini- 
mieren. Aufgrund der langfristigen Folgen von gesund- 
heitsfördernden bzw. -beeinträchtigenden Faktoren 
(z. B. bewegungsförderliche, begrünte Stadtgestaltung 
versus Verwendung giftiger Baustoffe, hohe Emissi- 
onsbelastung im Kindesalter) sind die Pfadabhängig- 
keiten in diesem Bereich sehr hoch. Die Förderung von 
Gesundheit als Teil einer nachhaltigen Stadtentwick- 
lung ist daher essenziell. 

Gesundheitsförderung ist ein wichtiges Querschnitts- 
thema; eine ganzheitliche Betrachtung und Bearbei- 
tung kann viele Synergien erzeugen. So dienen bei- 
spielsweise viele Umweltschutzmaßnahmen direkt oder 
indirekt dem Gesundheitsschutz und umgekehrt (z. B. 
Zusatznutzen bei Luftverschmutzung: Kasten 4.5-4). 
Neben der Transformationsrelevanz hat der WBGU 
auch deshalb urbane Gesundheit als transformatives 
Handlungsfeld ausgewählt. Gesundheitsförderung von 
Armutsgruppen ist schließlich ein wichtiger Weg, um 
gesellschaftliche Ungleichheiten (Kap. 4.2.5) abzumil- 
dern. 

Gesundheit aus salutogenetischer Perspektive 
Der WBGU stützt sich in der folgenden Betrachtung auf 
ein salutogenetisches Verständnis von Gesundheit. Im 
Unterschied zu einem pathogenetischen Verständnis, das 
den Blick auf die Entstehung von Krankheiten und die 
daran beteiligten Faktoren richtet, wird Gesundheit aus 
salutogenetischer Perspektive nicht nur als Zustand der 
Abwesenheit von Krankheit betrachtet, sondern es ste- 
hen die Faktoren, Bedingungen und Wechselwirkungen 
im Vordergrund, die der Erhaltung und Herstellung von 
Gesundheit als einem dynamischen Prozess dienen (Kas- 
ten 4.5-1). Diese Auffassung spiegelt sich in der Defini- 
tion von Gesundheit der WHO wieder: „Gesundheit ist 
ein Zustand vollkommenen physischen, mentalen und 
sozialen Wohlbefindens und nicht lediglich die Abwe- 
senheit von Krankheit oder Gebrechen" (WHO, 2006a: 1; 
eigene Übersetzung). Der WBGU stellt die Menschen als 
aktiv Handelnde in den Vordergrund, die die ihnen zur 
Verfügung stehenden Ressourcen und Kontexte nutzen, 
um sich gesund zu fühlen bzw. Gesundheit zu erreichen. 
Bei der Analyse urbaner Gesundheit gilt es daher, jene 
Ressourcen im urbanen Raum in den Blick zu nehmen, 
auf die Menschen angewiesen sind, um Gesundheit her- 
zustellen und zu erhalten. Dazu sollte auch betrachtet 


werden, wie Menschen überhaupt erst in die Lage ver- 
setzt werden können, die verfügbaren Ressourcen zu 
nutzen und wie die hierfür notwendigen Kompetenzen 
und Bewältigungsstrategien gefördert werden können. 
Neben den Ressourcen sollen daher auch die Stressoren 
wie z.B. Luftverschmutzung betrachtet werden, die vor 
allem in schnell wachsenden und dicht besiedelten Städ- 
ten der Schwellen- und Entwicklungsländer mit einer 
enormen Dynamik zunehmen und eine besonders zu 
beachtende Belastung und Transformationserschwernis 
darstellen (Kap. 2. 4. 1.1). 

Urbane Gesundheit in Politik und Forschung 
Das Thema der urbanen Gesundheit hat durch den 
wachsenden Anteil der globalen Stadtbevölkerung und 
den sich aus der rapiden Urbanisierung ergebenden 
Konsequenzen für die Gesundheit in den letzten Jah- 
ren zunehmende Aufmerksamkeit in Forschung und 
Politik erfahren. Beispielsweise erklärte die WHO 2010 
zum Jahr der urbanen Gesundheit. In diesem Zusam- 
menhang veröffentlichten UN-Habitat und WHO einen 
Bericht zu gesundheitlichen Ungleichheiten in Städten 
(WHO und UN-Habitat, 2010). UN-Habitat selbst aber 
hat urbane Gesundheit bisher nicht als Schwerpunkt- 
thema verankert. Insgesamt wird das Thema schwer- 
punktmäßig in nur wenigen Berichten von internati- 
onalen Organisationen mit Fokus auf Städten behan- 
delt (Kap. 2.6). Im 5. Sachstandsbericht des IPCC (Revi 
et al., 2014a) wird menschliche Gesundheit in Städten 
als ein zentrales Risiko des Klimawandels thematisiert. 
Zudem ist Gesundheitsprävention in Städten durch die 
zunehmende Aufmerksamkeit für nicht übertragbare 
Erkrankungen (die Vereinten Nationen verabschiede- 
ten 2012 eine Deklaration zur Prävention und Kont- 
rolle nicht übertragbarer Erkrankungen), deren Anstieg 
u. a. auf die globale Urbanisierung zurückgeführt wird, 
stärker in den Fokus gerückt. 

Ein Problem ist dabei die schwierige, für urbane 
Räume inadäquate und nicht ausreichend ausdiffe- 
renzierte Datenverfügbarkeit, die Vergleiche zwi- 
schen Städten sowie zwischen städtischen und länd- 
lichen Räumen erschwert (Caiaffa et al., 2014; Friel 
et al., 2011; Neiderud, 2015). Studien sind meist als 
Querschnitts- und nicht als Längsschnittstudien ange- 
legt und Ergebnisse nur schwer verallgemeinerbar, vor 
allem nicht zwischen Städten der Industrieländer sowie 
Schwellen- und Entwicklungsländer, oftmals noch nicht 
einmal innerhalb des gleichen Landes (Rydin et al., 
2012). Trotz verschiedener Ansätze fehlt eine umfas- 
sende Methodik zur Analyse der Zusammenhänge zwi- 
schen Aspekten der urbanen Umwelt, der Stadtgestal- 
tung und der Gesundheit der Bevölkerung (Rydin et al., 
2012 ). 

Fallstudien zu den Teilnahmestädten des globalen 
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Kasten 4.5-1 

Salutogenetisches Verständnis von Gesundheit 

Das Konzept der Salutogenese wurde in den 1980er Jahren 
von dem Medizinsoziologen Aaron Antonovsky entwickelt 
und geprägt. Sein Ziel war, ein holistisches Verständnis von 
Gesundheit in Forschung und Praxis zu etablieren, das Entste- 
hung und Erhalt von Gesundheit im Rahmen eines dynami- 
schen Prozesses unter Einbezug biologischer, psychischer und 
sozialer Faktoren ins Zentrum stellte. Damit rückten die indi- 
viduellen Anteile an der Herstellung und dem Erhalt von 
Gesundheit in den Vordergrund, d.h., inwieweit Menschen 
die ihnen verfügbaren Ressourcen und Kontexte nutzen, um 
sich gesund zu halten. Als zentraler Faktor wurde das Kohä- 


WHO-Projekts Healthy Cities, einem 1984 gegründe- 
ten Netzwerk, das lokale Regierungen durch politische 
Selbstverpflichtungen, institutionellen Wandel, Kapa- 
zitätsaufbau, partnerschaftliche Planung und innova- 
tive Projekte in der Gesundheitsförderung unterstützt 
und das heute mehr als 1.000 Städte umfasst, haben 
gezeigt, dass vor allem viele Städte in Schwellen- und 
Entwicklungsländern Probleme bei der Umsetzung 
intersektoraler holistischer Maßnahmen haben. Ins- 
gesamt würden die Zielvorstellungen nicht mit den 
real ergriffenen Maßnahmen übereinstimmen (Rydin 
et al., 2012). Auch stellen fehlende Kapazitäten und 
knappe finanzielle Ressourcen Barrieren dar (Rydin 
et al., 2012). In einer Studie in den USA wurden als 
Barrieren für holistische Gesundheitsförderung u.a. 
genannt: unzureichende Budgets für Maßnahmen und 
Infrastrukturen im Bereich der öffentlichen Gesundheit 
(Public Health), die schwierige Einflussnahme auf Ent- 
scheidungsträger (u. a. wegen geringen Public-Health- 
Verständnisses) und Schwierigkeit, mit verschiedenen 
Akteursgruppen eine gemeinsame umfassende Stra- 
tegie zu entwickeln. Als wichtigste Prioritäten für die 
Zukunft wurde neben einer Aufstockung der Budgets 
die Integration von Gesundheit in andere sektorale 
Gesetzgebungsbereiche (wie Transport oder Wohnen) 
identifiziert. Auch die richtige Ausbildung von Perso- 
nal wurde als Problembereich genannt (Hearne et al, 
2015). Zudem sind lineare oder zyklische Planungs- 
ansätze aufgrund der Komplexität urbaner Systeme 
für die Verbesserung urbaner Gesundheit ungeeignet 
(Rydin et al., 2012). 

Durch die häufig eher sektorale und pathogenetische 
Betrachtung von Gesundheit besteht in vielen Städten 
der Schwellen- und Entwicklungsländer, abgeschwächt 
auch der Industrieländer, im Bereich der öffentlichen 
Gesundheit ein noch zu starker Fokus auf Krankheits- 
kontrolle und zu wenig Fokus auf holistischer und salu- 
togenetischer Förderung von Gesundheit (Kasten 4.5- 


renzgefühl (sense of coherence) identifiziert, eine über die 
Zeit stabile kognitive sowie motivational-emotionale Grund- 
haltung. Erleben Menschen ihre Umwelt als stimmig, zusam- 
menhängend und sinnvoll, haben sie bessere Chancen, kriti- 
sche Lebensereignisse zu verarbeiten und mit Krankheitsbe- 
lastungen umzugehen. Wichtig sind zudem das Gefühl von 
Autonomie und Möglichkeiten zur Selbstregulation (Seligman 
und Csikszentmihalyi, 2000) sowie die Einbindung in soziale 
Netzwerke und die Möglichkeit zur Aktivität (Bandura, 1982; 
Leppert et al., 2008). Sie wirken als protektive Faktoren und 
Widerstandsressourcen und ermöglichen die Ausbildung von 
Resilienz, d.h. der Fähigkeit, erfolgreich mit Belastungen 
umzugehen. Zugleich stärkt es die Eigenverantwortung des 
Individuums als mündigem Bürger. 


1; Herrick, 2014, 2015; Vlahov et al., 2010). Ein wei- 
terer Grund für die bisherige Vernachlässigung urbaner 
Gesundheit in vielen Schwellen- und Entwicklungslän- 
dern entstand z.T. auch dadurch, dass Stadtbewohne- 
rinnen aufgrund des angenommenen Gesundheitsvor- 
teils von Städten als eher besserversorgt gegenüber 
Landbewohnern wahrgenommen wurden (Vlahov et 
al., 2010). Erst innerhalb der letzten Dekade ist die 
Verbesserung der urbanen Gesundheit (sowohl präven- 
tiv als auch kurativ) stärker in den Fokus gerückt. In 
Indien wurde z.B. im Jahr 2005 zunächst die National 
Rural Health Mission mit dem Ziel verabschiedet, den 
Zugang der Landbevölkerung zu primärer Gesundheits- 
versorgung zu verbessern, da die urbane Bevölkerung 
allgemein als besser versorgt galt. Erst 2013 folgte die 
Verabschiedung der National Urban Health Mission, 
die explizit die Gesundheit der urbanen Armutsbevöl- 
kerung durch Verbesserung von Infrastrukturen und 
Gesundheitsversorgung ins Visier nimmt (Barbiero, 
2014; MoHFW, 2012). Die großen Unterschiede im 
Gesundheitsstatus zwischen verschiedenen Bevölke- 
rungsgruppen einer Stadt wurden in jüngster Zeit ver- 
mehrt in den Blick genommen (WHO und UN-Habitat, 
2010 ). 

Insgesamt ist die Stadtentwicklungspolitik vielerorts 
noch nicht ausreichend darauf ausgelegt, den aktuel- 
len und zukünftigen ökologischen, sozialen und wirt- 
schaftlichen Herausforderungen, wie z.B. wachsende 
Armut oder Klimawandel und den daraus resultieren- 
den gesundheitlichen Belastungen, zu begegnen. Diese 
Vernachlässigung hat bereits und wird auch in Zukunft 
negative Auswirkungen z.B. auf die Umweltgesund- 
heit, Krankheitsübertragungen, urbane Sicherheit, psy- 
chische Gesundheit und Wohlergehen haben (Barbiero, 
2015), wenn dem nicht aktiv entgegengesteuert wird. 
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4.5.2 

Bedeutung der urbanen Gesundheit für den 
Transformationsprozess 

Ressourcen und Belastungen für urbane Gesundheit 
sind in einem komplexen Wirkungsgeflecht miteinan- 
der verbunden. Die einzelnen Faktoren lassen sich den 
drei Dimensionen des normativen Kompasses - natür- 
liche Lebensgrundlagen, Teilhabe und Eigenart - wie 
folgt zuordnen: 

> Natürliche Lebensgrundlagen: Urbane Gesundheit 
wird zum einen vom globalen Klimawandel durch 
dessen direkte (z.B. Hitzewellen) und indirekte (z.B. 
Trinkwasserverknappung) Auswirkungen beein- 
flusst (Kap. 2. 3. 4. 4). Zum anderen variieren die 
lokalen Umwelt determinanten je nach lokalen kli- 
matischen Bedingungen natürlicher Ressourcenaus- 
stattung. Zu den lokalen ökologischen Stressoren für 
Gesundheit gehören Boden-, Wasser-, Luft- 
verschmutzung, Lärm, Hitzeinseln, Überschwem- 
mungen und Dürren ebenso wie hohe Wohn- und 
Verkehrsdichte (Kap. 2.3.4). Eine Ressource für 
Gesundheit sind demgegenüber Grünräume, die z.B. 
als ökologische Ausgleichsflächen und gleichzeitig 
als Erholungs- und Bewegungsräume dienen 
(Kap. 2.4. 1.1). Schutz vor und Resilienz gegenüber 
Umweltbelastungen ist entsprechend eine wichtige 
Bedingung für die Gesundheitsförderung. 

> Teilhabe: Gesundheit wird stark von der substanziel- 
len Teilhabe beeinflusst, direkt durch Zugang zu prä- 
ventiven und kurativen Gesundheitsdienstleistun- 
gen (z.B. Umfang und Ausstattung des öffentlichen 
und privaten Gesundheitssektors, Existenz eines 
Krankenversicherungswesens für alle Bevölkerungs- 
gruppen) und indirekt durch den Zugang zu Gesund- 
heit beeinflussenden Infrastrukturen wie Wohnen, 
Trinkwasser- und Nahrungsversorgung und Sicher- 
heit (Kap. 3.4.1). Auch Einkommen und Arbeitsbe- 
dingungen (ökonomische Teilhabe: Kap. 3.4.2), Mit- 
gestaltung und Mitbestimmungsrecht (politische 
Teilhabe: Kap. 3.4.3) sind wichtige Ressourcen. Zen- 
traler Aspekt bei der Teilhabedimension ist die Ver- 
teilungsgerechtigkeit innerhalb einer Stadt. Den 
Bedürfnissen marginalisierter oder vulnerabler 
Gruppen (z.B. Kinder, Menschen mit Behinderung, 
Frauen in patriarchalen Gesellschaften) sollte dabei 
besondere Aufmerksamkeit zukommen. 

> Eigenart: Die Möglichkeit, Gesundheit herzustellen 
und zu erhalten, wird beeinflusst von der Stadtge- 
stalt, aber auch von lokalspezifischen Alltagsprakti- 
ken und soziokulturellen Mustern der Nutzung von 
Raum und Lebensgestaltung. Eine zur Bewegung 
einladende räumliche Gestaltung hat nur dann einen 
Effekt auf die Gesundheit, wenn beispielsweise 


soziokulturelle Normen oder die Alltagsgestaltung 
(Zeitverfügbarkeit) dies auch zulassen. Soziokultu- 
relle Faktoren spielen zudem eine wichtige Rolle für 
gesundheitsbezogene Verhaltensweisen, wie z.B. 
Ernährungsmuster und -gewohnheiten, die teilweise 
auch mit dem räumlichen Umfeld korrespondieren 
(z.B. Zugang zu frischen Nahrungsmitteln). Nicht 
zuletzt stehen soziale Kohäsion sowie geringe soziale 
Disparitäten, die Resilienz gegenüber Belastungen 
erhöhen, in einem positiven Zusammenhang mit 
dem Gesundheitszustand einer Gesellschaft. Ein 
hoher Grad an gesellschaftlicher Selbstorganisation 
kann zudem die Realisierung kleinräumiger gesund- 
heitsfördernder Projekte erleichtern. 

Abbildung 4.5-1 führt zentrale Ressourcen und Belas- 
tungen für urbane Gesundheit auf, die nach kontextu- 
ellen, d.h. räumlichen (z.B. Infrastrukturen), und kom- 
positorischen, d.h. sich aus der Struktur der urbanen 
Gesellschaft (z.B. soziale Netzwerke, Bildung), erge- 
benden Faktoren unterteilt werden können. Dabei 
beeinflussen sich diese auch wechselseitig, z.B. die 
Gestaltung von Erholungsräumen und das lokale 
Klima. Die Einflussfaktoren wirken unterschiedlich auf 
Bevölkerungsgruppen, z.B. in Abhängigkeit von Alter, 
Geschlecht, Lebensstil oder ethnischer Zugehörigkeit. 
Urbane Governance beeinflusst Gesundheit u.a. durch 
Steuerung, Finanzierung und Verwaltung von städti- 
schen Dienstleistungen und Infrastrukturen sowie die 
Beteiligungsmöglichkeiten der Bevölkerung. 

Synergien und Zielkonflikte im Transformationsfeld 
Gesundheit 

Gesundheitliche Einflussfaktoren sind in Städten auf- 
grund der Komplexität urbaner Systeme besonders 
vielschichtig miteinander verbunden und können 
sowohl Synergie- als auch Blockadeeffekte zwischen 
den Dimensionen des normativen Kompasses erzeugen. 

Starke Synergien finden sich zwischen den Berei- 
chen von Umweltschutz und Gesundheitsförderung, 
z.B. im Bereich der Luftverschmutzung. In der Teil- 
habedimension trägt die Förderung gesunder Lebens- 
umstände in den Bereichen Wohnen oder Arbeiten zu 
einer Erhöhung der Resilienz im Umgang mit Belastun- 
gen bei. Vor allem durch die Verbesserung von Baustan- 
dards (Belüftung, Heizung usw.) können Zusatznutzen 
durch ein gesundes Wohnumfeld erzielt werden (Rydin 
et al., 2012). Außerdem können durch die Schaffung 
gesunder Lebensumwelten Kosten im kurativen Sektor 
gesenkt werden. Desweiteren sind die soziale Kohäsion 
einer urbanen Gesellschaft, ihr Sozialkapital und die 
Ortsbindung wichtige Faktoren für den Gesundheits- 
schutz. In einer solidarischen Gemeinschaft können 
beispielsweise Mängel in der Versorgungsinfrastruktur 
besser aufgefangen werden. 
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Abbildung 4.5-1 

Ressourcen und Belastungen urbaner Gesundheit. Die Gesundheit der urbanen Bevölkerung wird durch eine Vielzahl 
von Ressourcen und Belastungen in Städten beeinflusst, die nach kontextuellen, d.h. räumlichen (z.B. Infrastrukturen), 
und kompositorischen, d.h. sich aus der Struktur der urbanen Gesellschaft (z.B. soziale Netzwerke, Bildung), ergebenden 
Faktoren unterteilt werden können. Dabei beeinflussen sich diese Faktoren auch wechselseitig und wirken unterschiedlich 
auf Bevölkerungsgruppen, z.B. in Abhängigkeit von Alter oder Geschlecht. Die urbane Governance beeinflusst Gesundheit 
u. a. durch Steuerung, Finanzierung und Verwaltung von städtischen Dienstleistungen und Infrastrukturen sowie die 
Beteiligungsmöglichkeiten der Bevölkerung. N = Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen; T = Teilhabe; E = Eigenart. 
Quelle: WBGU 


Ein Zielkonflikt besteht zwischen den Dimensionen 
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen und Teil- 
habe, insbesondere zwischen Ressourcenschutz und 
Ressourcenbedarf, z.B. bei der Versorgung mit Wasser, 
Nahrung, Energie und Baustoffen. Neben der Über- 
nutzung von Ressourcen bestehen vor allem bei ärme- 
ren Bevölkerungsgruppen in Schwellen- und Entwick- 
lungsländern jedoch auch häufig noch Versorgungsde- 
fizite. Bei der Herstellung von Verteilungsgerechtigkeit 
und Ressourcenschutz geht es nicht nur um Gover- 
nance-Mechanismen und technische Lösungen zur 
Effizienzsteigerung; wichtige Ansatzpunkte sind auch 
Veränderungen von Konsum- und Verhaltensmustern 
(z.B. suffiziente Lebensstile wohlhabender Schich- 
ten). Weitere Zielkonflikte können zwischen der Erhal- 
tung der natürlichen Lebensgrundlagen und der Wirt- 
schaftskraft bzw. Einkommensgenerierung einer Stadt 
auftreten. Keine oder geringe Umweltauflagen können 
zu starker Umweltdegradation und damit zu gesund- 
heitlicher Belastung führen. Andererseits sind Steuer- 
einnahmen aus der Wirtschaft z.B. auch zentral für die 
Finanzierung sozialer Dienstleistungen. Auch das indi- 
viduelle Einkommen ist, vor allem in Staaten ohne bzw. 
mit nur schwach entwickeltem Versicherungswesen, 
ein zentraler, die Gesundheit beeinflussender Faktor. 
Aus allen Zielkonflikten können sich Blockaden für die 
urbane Transformation zur Nachhaltigkeit entwickeln. 

Die Auswirkungen stadtplanerischer Interventio- 
nen auf die Gesundheit sind aufgrund der Wechselwir- 
kungen und Rückkopplungsschleifen (z.B. zwischen 
öffentlichem Transportsystem und individuellem Mobi- 


litätsverhalten) sowie der zeitlichen Differenz zwischen 
Ursache und Wirkung (z. B. Emissionen und Atem- 
wegserkrankungen) nicht immer direkt vorhersehbar 
oder kausal erklärbar (Rydin et al., 2012; Vlahov et 
al., 2010). Dies gilt insbesondere für nicht übertrag- 
bare Erkrankungen, die verschiedene Ursachen haben 
können (Kap. 4. 5. 3.1). Zudem haben Interventionen 
aufgrund der Heterogenität der Bevölkerung auch hier 
unterschiedliche Auswirkungen. 

Auch im Handlungsfeld Gesundheit bedeutet Trans- 
formation, die Potenziale für Synergien zu heben und 
die Zielkonflikte zu lösen bzw. die Blockaden zu über- 
winden. Je nach Region und Gesellschaft sind die Aus- 
gangsbedingungen jedoch sehr unterschiedlich. Es 
gilt, lokal bestehende Pfadabhängigkeiten, regionale 
Entwicklungsgeschwindigkeiten und Ressourcenaus- 
stattungen sowie Unterschiede bei den rechtlichen 
und finanziellen Gestaltungsspielräumen kommunaler 
Regierungen zu berücksichtigen. Im Folgenden wird 
ein Überblick über spezifische gesundheitliche Belas- 
tungen in Städten gegeben. 

4.5.3 

Zentrale Herausforderungen 

Der Gesundheitszustand und damit eng verbunden die 
Lebensqualität der globalen urbanen Bevölkerung las- 
sen sich nur schwer verallgemeinernd skizzieren, da 
sie stark von den jeweiligen Lebensbedingungen und 
Gesundheitssystemen in Städten sowie den soziokul- 
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turellen Verhaltensmustern der urbanen Bevölkerung 
geprägt sind. Zwar bestehen städteübergreifende Belas- 
tungen und Ressourcen (Kap. 4.5.2); die Krankheitslast 
in Städten hingegen variiert stark (Neiderud, 2015). Im 
Folgenden wird ein kurzer Überblick über drei zentrale 
Herausforderungen im Bereich der urbanen Gesundheit 
gegeben: (1) der Anstieg nicht übertragbarer Erkran- 
kungen, (2) die Gefahr urbaner Epidemien und neuer 
Infektionskrankheiten sowie (3) die Zunahme intra- 
urbaner gesundheitlicher Disparitäten. 

4.5.3.1 

Anstieg nicht übertragbarer Erkrankungen und 
Ausbreitung ungesunder Lebensstile 

Weltweit lässt sich eine Zunahme nicht übertragba- 
rer Krankheiten (wie Herz-Kreislauf-Erkrankungen, 
Krebs, chronische Atemwegserkrankungen und Dia- 
betes) beobachten, wobei die Zahl der Erkrankungen 
insbesondere in Entwicklungs- und Schwellenländern 
rapide ansteigt und dort einen höheren Anteil frühzei- 
tiger Todesfälle verursacht (WHO, 2014a, b). Neben der 
steigenden Lebenserwartung wird der globale Urbani- 
sierungsprozess als ein zentraler Faktor dieser Entwick- 
lung diskutiert, der insbesondere in Entwicklungs- und 
Schwellenländern mit einer Veränderung von Lebens- 
stilen und Konsumgewohnheiten im Bereich Ernäh- 
rung und Mobilität einhergehen kann. Gleichzeitig 
haben urbane Stressoren wie Lärm, Dichte, Umwelt- 
verschmutzung und Stress durch prekäre Lebens- und 
Arbeitsbedingungen einen negativen Einfluss auf die 
Gesundheit und verleiten zu ungesunden Lebenswei- 
sen (WHO und UN-Habitat, 2010; Bai et al„ 2012). 

Die wichtigsten gesundheitsgefährdenden Faktoren 
sind dabei Übergewicht, mangelnde Bewegung sowie 
Alkohol- und Tabakkonsum (WHO Europe, 2015b; 
Oyebode et al., 2014; WHO, 2014a, b). Vor allem 
Übergewicht zählt zu den großen Herausforderungen 
im Gesundheitsbereich: Während in den Amerikas 61 % 
und in Europa 59 % der Bevölkerung als übergewichtig 
gelten, ist der Anteil in Südostasien mit 22 % zurzeit 
noch am geringsten (WHO Europe, 2015b). 

Die Ernährungs- und Mobilitätsmuster, die zu Über- 
gewicht führen können, sind in urbanen und ruralen 
Gebieten in Industrieländern zum Teil sehr ähnlich 
(USA: Liu et al., 2008; Wang et al., 2002; Schweden: 
Sjöberg et al., 2011). Demgegenüber weisen Stadt- und 
Landbewohnerinnen in Entwicklungs- und Schwellen- 
länder bis auf einige Ausnahmen (z.B. Russland: Wang 
et al., 2002; Westjordanland: Hanan et al., 2001) noch 
große Unterschiede auf bzw. verändern sich Ernäh- 
rungs- und Bewegungsalltag mit der Migration vom 
Land in die Stadt erheblich. In der Stadt haben sowohl 
Kinder als auch Jugendliche und Erwachsene häufiger 
Übergewicht und Bluthochdruck. Sie leiden zwar weni- 


ger an Unter- und Mangelernährung, essen aber oft 
eher ungesund und bewegen sich weniger als Landbe- 
wohner (Indien: Yadav und Krishnan, 2008; Ebrahim et 
al., 2011; Raj et al., 2007; China und Brasilien: Wang et 
al., 2002; Südafrika: Peer et al., 2013). 

Nicht übertragbare Erkrankungen können nicht nur 
zu frühzeitigem Tod führen, sie führen vor allem auf- 
grund ihres chronischen Charakters und graduellen Ver- 
laufs zu einem Verlust an Lebensqualität. Dieser Verlust 
an Lebensqualität, gemessen in Disability Adjusted Life 
Years (DALYs; d.h. die Summe an verlorenen produk- 
tiven Jahren durch frühzeitige Sterblichkeit oder durch 
Behinderung), variiert zwischen Industrie-, Schwellen- 
und Entwicklungsländern beträchtlich. Nach Schät- 
zungen wird von 2008 bis 2030 der Anteil der DALYs, 
die durch nicht übertragbare Erkrankungen verursacht 
werden, in Entwicklungsländern um 37%, in Schwel- 
lenländern um 11% und in Industrieländern um 3% 
zunehmen (Nikolic et al., 2011). 

Neben den sozialen Kosten verursachen nicht über- 
tragbare Erkrankungen aufgrund der langfristig erfor- 
derlichen Behandlungskosten auch hohe ökonomi- 
sche Kosten. Sie haben erheblichen Einfluss auf die 
urbane Ökonomie (z.B. Belastung des öffentlichen 
Gesundheits- und Sozialwesens, sinkende Produkti- 
vität und Steuereinnahmen), die Gesundheitssysteme 
(z.B. hoher Bedarf an medizinischer Versorgung, hohe 
Behandlungskosten, Kosten zur Adaption der Gesund- 
heitssysteme an die zunehmende Krankheitslast) sowie 
Haushalte und Individuen (z.B. durch sinkendes Ein- 
kommen, reduzierte Möglichkeiten und vermindertes 
Wohlbefinden; Nikolic et al., 2011). Aufgrund der häu- 
fig schlechteren Versorgungsleistungen im öffentlichen 
Gesundheitssektor in vielen Städten der Schwellen- 
und Entwicklungsländer (bei hoher Varianz zwischen 
den Staaten) sind die individuellen Kosten dort beson- 
ders hoch. Dies kann zu einer Verstärkung gesundheit- 
licher Disparitäten beitragen, da sie als eine Schlüssel- 
barriere für Armutsbekämpfung und nachhaltige Ent- 
wicklung wirken (WHO, 2014d). 

4.5. 3. 2 

Urbane Epidemien und neue Infektionskrankheiten 

In vielen Städten steigt das Risiko der epidemischen 
(d.h. kurzfristig stark ansteigende Häufung von Krank- 
heitsfällen) und endemischen (d.h. langfristige Krank- 
heitshäufung in einer Region) Ausbreitung von Infek- 
tionskrankheiten wie z.B. Denguefieber, SARS, mul- 
tiresistente Tuberkulose und jüngst das Zika-Virus 
durch verschiedene Faktoren. Während „alte" Infekti- 
onskrankheiten (wie z.B. Durchfallerkrankungen und 
Malaria) nach wie vor eine hohe Krankheitslast in vie- 
len Städten der Schwellen- und Entwicklungsländer 
aufweisen, stellen urbane Epidemien und „neue" Infek- 
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tionskrankheiten eine besondere Herausforderung für 
urbane Systeme weltweit dar. Unter neuen Infekti- 
onskrankheiten werden zum einen neu auftretende 
Erkrankungen (z.B. H1N1, HIV/AIDS) betrachtet, zum 
anderen auch seit langem bekannte Erkrankungen, die 
sich durch eine schnelle Häufung in einer neuen Region 
(z.B. Denguefieber), durch Veränderungen der Habi- 
tate, der Mikroorganismen oder durch Medikamenten- 
resistenzen neu ausbreiten (McCloskey et al., 2014). 

Aufgrund der zunehmenden Vernetzung von Städ- 
ten durch Reisen sowie regionale, nationale und inter- 
nationale Migrationsbewegungen steigt weltweit das 
Risiko der Ausbreitung von Epidemien. So wurde das 
SARS-Virus im Jahr 2003 vor allem über städtische 
Flugknotenpunkte verbreitet. Diese Pandemien (d.h. 
Epidemien globalen Ausmaßes) haben massive Aus- 
wirkungen auf das Stadtleben (Quinn et al., 2010). So 
wurde z.B. in Monrovia, der Hauptstadt Liberias, wäh- 
rend der Ebola-Epidemie das Stadtviertel West Point, 
ein Slum mit 75.000 Menschen, unter Quarantäne 
gestellt und quasi sich selbst überlassen (Snyder et al., 
2014). Migrationsbewegungen stellen nicht nur eine 
Gefahr bei hochansteckenden Krankheiten selbst dar, 
sondern auch in Bezug auf die Ausbreitung tierischer 
Krankheitsüberträger (z.B. Sandflöhe, Bettwanzen) 
und multiresistenter Keime (Neiderud, 2015). 

Die Ausbreitung von Infektionskrankheiten wie 
z.B. Tuberkulose oder grippale Infekte wird zudem 
durch hohe Bevölkerungsdichten sowie unhygienische 
Bedingungen, inadäquate Basisinfrastruktur und unzu- 
reichende Bekämpfung von Krankheitsüberträgern vor 
allem in Städten der Schwellen- und Entwicklungslän- 
der begünstigt (Neiderud, 2015). Auf der individuellen 
Ebene beeinflussen neben der Wohnqualität die Ernäh- 
rungsmuster maßgeblich den Immunstatus der urba- 
nen Bevölkerung und damit die Anfälligkeit gegenüber 
Infektionskrankheiten. 

Zudem kann die Anpassung von Krankheitsüberträ- 
gern an urbane Systeme zu großen Problemen für die 
urbane Gesundheit führen. Die Mücke Aedes aegypti, 
die u. a. das Dengue- und das Zika-Virus überträgt, legt 
ihre Eier etwa nur in künstliche Wassercontainer. Die 
Zahl der Dengue-Erkrankungen hat sich in den letz- 
ten 40 Jahren drastisch erhöht und wird auf 390 Mio. 
Infektionen pro Jahr geschätzt (Neiderud, 2015). Mig- 
ration, Tiermärkte und Tierhaltung in Städten begüns- 
tigen auch den Anstieg von Erkrankungen die zwischen 
Menschen und Tieren übertragen werden. Diese sind 
bisher vor allem in ländlichen Gegenden aufgetreten, 
wie z.B. Leishmaniose (Übertragung durch Sandmü- 
cken) und Leptospirose (Übertragung vor allem durch 
Ratten und Mäuse; Alirol et al., 2011; Neiderud, 2015). 

Der Klimawandel steigert die Gefahr der Ausbrei- 
tung von Infektionskrankheiten in Städten in unter- 


schiedlichem Ausmaß. Während Überschwemmungen 
die Gefahr infektiöser Erkrankungen und die Unfallge- 
fahr stark erhöhen, begünstigt die Erwärmung die Ver- 
breitung von Krankheitsüberträgern, wie bestimmten 
Mückenarten. Dies führt sowohl in den Tropen, Subtro- 
pen als auch in den gemäßigten Breiten zu einer weite- 
ren Ausbreitung von z.B. Malaria, Denguefieber, Borre- 
liose, Schistosomiasis, Hantavirus und West-Nil-Fieber 
(Watts et al., 2015; McCloskey et al., 2014; Adelphi et 
al., 2015). Die direkten und indirekten Auswirkungen 
des Klimawandels werden in Zukunft eine zunehmende 
Anzahl an Menschen betreffen und drohen die grund- 
sätzlich positive soziale und ökonomische Entwicklung 
der letzten 60 Jahre in vielen Städten zu unterminieren 
(Watts et al„ 2015). 

Neue globale Probleme ergeben sich durch anti- 
mikrobielle Resistenzen, d.h. Mikroorganismen (Viren, 
Bakterien, Pilze oder Parasiten) reagieren nicht mehr 
auf Medikamente (WHO, 2014e). Dadurch werden 
Standardbehandlungen wirkungslos, die Infektion ist 
schwerer oder gar nicht zu kontrollieren, die Dauer der 
Erkrankung und des Krankenhausaufenthalts nimmt 
zu und das Risiko der Krankheitsübertragung und der 
Sterblichkeit steigt (WHO, 2014e). Mikrobielle Resis- 
tenzen betreffen u.a. Bakterienstämme, die häufige 
Infektionen wie z.B. Blasen- oder Lungenentzündung 
verursachen, aber auch Tuberkulose, Malaria und HIV/ 
AIDS (WHO, 2014e). 

Durch das komplexe Zusammenspiel verschiedener 
sozial-ökologischer Faktoren können Städte zu „Brut- 
stätten" für Krankheitsausbrüche werden (Alirol et 
al., 2011). Die Kapazitäten zur frühen Erkennung von 
Krankheitsausbrüchen und deren Eindämmung variie- 
ren stark zwischen Städten und Staaten. Wichtige Vor- 
aussetzungen für die frühe Erkennung von Epidemien 
sind Systeme für die Gesundheitsberichterstattung, in 
denen Neuerkrankungen zeitnah an entsprechende 
Behörden gemeldet werden. 

4. 5. 3. 3 

Gesundheitliche Disparitäten als globale urbane 
Herausforderung 

Der Gesundheitsstatus der urbanen Bevölkerung vari- 
iert stark innerhalb und zwischen Städten. Große sozio- 
ökonomische Unterschiede innerhalb der Bevölkerung 
und damit verknüpft unterschiedliche Lebensstan- 
dards, Verhaltensweisen sowie Zugangsmöglichkeiten 
zu präventiven und kurativen Gesundheitsdienstleis- 
tungen sind Faktoren, die gesundheitliche Disparitäten 
verschärfen. 

Während in den Staaten der Europäischen Union 
in der Regel eine adäquate Gesundheitsversorgung 
z.B. durch gesetzliche Krankenversicherungen ermög- 
licht wird und gesundheitsfördernde Programme auf 
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Stadtebene eine Verbesserung der urbanen Lebens- 
welt anstreben (z. B. WHO European Healthy Cities 
Network), bestehen dennoch je nach geographischer 
Region, sozioökonomischem Status, ethnischer Zuge- 
hörigkeit und Geschlecht große Unterschiede (WHO 
Europe, 2014). Steigende Lebensstandards haben z.B. 
in Europa nicht alle Bevölkerungsschichten in den 
Städten erreicht (UN-Habitat, 2013b). So sind verhal- 
tensbezogene Gesundheitsrisiken, wie Übergewicht, 
mangelnde körperliche Bewegung oder hoher Tabak- 
und Alkoholkonsum, stärker in unteren sozioökonomi- 
schen Einkommensschichten ausgeprägt (WHO Europe, 
2012 ). 

Stadtbewohner in Entwicklungsländern, aber auch 
in einigen Schwellenländern, leiden im Vergleich zu 
Stadtbewohner der Industrieländer häufiger unter einer 
dreifachen Krankheitslast durch infektiöse Erkrankun- 
gen, nicht übertragbare Erkrankungen sowie Unfälle 
und Gewalt (WHO und UN-Habitat, 2010). Urbane 
Armutsgruppen (Kasten 4.5-2) haben bei inadäqua- 
ter Infrastrukturausstattung eine höhere Anfälligkeit 
gegenüber Infektionskrankheiten (Neiderud, 2015). 
In einer Studie in Dhaka, der Hauptstadt von Bang- 
ladesch, war die Häufigkeit der Tuberkuloseerkran- 
kungen von Slumbewohnern fast doppelt so hoch wie 
der nationale Durchschnitt und viermal so hoch wie 
der städtische Durchschnitt (Neiderud, 2015). Viele 
Krankheiten könnten durch die Verbesserung sanitärer 
Anlagen und Abwassersysteme in Marginalsiedlungen 
verhindert werden. In vielen Ländern liegt der Fokus 
jedoch noch auf der Behandlung von Krankheiten, 
nicht auf der Prävention durch Infrastrukturverbesse- 
rung (Neiderud, 2015; Kap. 4.5.1). 

Desweiteren haben urbane Armutsgruppen häu- 
fig eine schlechtere medizinische Versorgung z.B. 
aufgrund finanzieller oder räumlicher Barrieren zu 
Gesundheitsdienstleistungen sowie fehlenden Krank- 
heitswissens (Butsch, 2011; Bork et al., 2010). Zudem 
etablieren sich informelle Strukturen auch im Gesund- 
heitssektor (Bork-Hüffer und Kraas, 2015). Nicht 
adäquat kontrollierte chronische Erkrankungen stel- 
len vor allem bei urbanen Armutsgruppen ein schlei- 
chendes, aber dringendes Problem für die öffentliche 
Gesundheit dar (WHO, 2013; Kroll, 2013). Dadurch 
steigt auch das Risiko von Begleiterkrankungen, so 
erhöht eine Diabeteserkrankung das Tuberkuloserisiko 
um das Dreifache (WHO, 2011b) und führt zu gerin- 
gerer Lebensqualität und frühzeitigem Tod. Aber auch 
die Ausbreitung ungesunder Lebensweisen in Armuts- 
gruppen der Schwellen- und Entwicklungsländer stellt 
ein zunehmendes Problem dar. Zum Beispiel ernähren 
sich diese Gruppen häufig von Street Food, Fast Food 
oder verarbeitetem Essen, das zu Mangelernährung, 
Übergewicht sowie Zahnproblemen führen kann und 


damit sowohl die Anfälligkeit gegenüber infektiösen als 
auch nicht übertragbaren Erkrankungen erhöht (WHO, 
2010 ). 

Insgesamt verursachen intraurbane gesundheitliche 
Disparitäten weltweit hohe gesellschaftliche Kosten, 
denn die höhere Verwundbarkeit urbaner Armutsgrup- 
pen und damit einhergehende häufig höhere Krank- 
heitslast behindert die Verbesserung der Lebensver- 
hältnisse bzw. kann einen Haushalt noch stärker in die 
Armut treiben. Laut Schätzungen werden nicht über- 
tragbare Erkrankungen bei einem Business-as-usual- 
Szenario zwischen 2011 und 2025 in Schwellen- und 
Entwicklungsländern ökonomische Kosten in Höhe von 
7.000 Mrd. US-$ verursachen (WHO, 2014d). Zudem 
erhöht das häufige Auftreten von Infektionskrankhei- 
ten wie Denguefieber oder Tuberkulose auch die Anfäl- 
ligkeit höherer Einkommensgruppen in einer Stadt. 
Letztlich bedroht die Gefahr von Pandemien und mik- 
robiellen Resistenzen die (urbane) Bevölkerung welt- 
weit. 


4.5.4 

Potenziale und Hebel 

Bei der Priorisierung von Handlungsfeldern im Bereich 
Gesundheit ist zu beachten, dass sich gesundheits- 
bezogene Probleme und Ressourcen zwischen Städ- 
ten stark unterscheiden können. Unabhängig von die- 
sem Differenzierungsbedarf hat der WBGU drei priori- 
täre Transformationsherausforderungen im Handlungs- 
feld der urbanen Gesundheit ausgewählt, die aufgrund 
ihrer Komplexität und langfristigen Planungshori- 
zonte bisher in vielen Städten (vor allem in Schwel- 
len- und Entwicklungsländern) noch nicht ausrei- 
chend auf der politischen Agenda verankert sind bzw. 
noch nicht ausreichend umgesetzt werden. Gleichzeitig 
werden sie als essenziell angesehen, um die Gesund- 
heit der urbanen Bevölkerung als Voraussetzung und 
Ziel von Transformation zu fördern. Zwei dieser Her- 
ausforderungen können primär den Ressourcen für die 
Herstellung von Gesundheit zugeordnet werden: Nah- 
rungssicherung und -qualität sowie die Schaffung von 
Erholungsräumen stellen sektorenübergreifende Quer- 
schnittsthemen dar. Die beiden exemplarischen Res- 
sourcen sind - gemäß dem gewählten salutogeneti- 
schen Ansatz (Kasten 4.5-1) - vor allem im präventiven 
Bereich angesiedelt bzw. dienen der Steigerung urba- 
ner Lebensqualität und damit der Resilienz der Stadtbe- 
völkerung. Luftverschmutzung als exemplarische Blo- 
ckade steht zwar längst auf der Forschungs- und der 
politischen Agenda, die Maßnahmen reichen jedoch 
für eine umfassenden Transformation noch nicht aus, 
da profunde Lösungen holistische, sektorenübergrei- 
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Kasten 4.5-2 

Unterschiede im Gesundheitsstatus zwischen 
urbaner und ruraler Bevölkerung in Schwellen- 
und Entwicklungsländern 

Urbane Armutsgruppen sind in vielen Schwellen- und Ent- 
wicklungsländern gesundheitlich zum Teil schlechter gestellt 
als die Landbevölkerung. Laut einem Bericht von WHO SEARO 
(2011) verschlechtert sich der gesundheitliche Status der urba- 
nen Armutsbevölkerung in asiatischen Städten. So sind etwa in 
Indien urbane Armutsgruppen bei vielen Gesundheitsindikato- 
ren, wie z. B. Häufigkeit von Tuberkulose und HlV-Infektionen 
oder dem Zugang zu Gesundheitseinrichtungen, schlechter 
gestellt als der Durchschnitt der Gesamtbevölkerung. Der 
Zugang zu Wasser und sanitären Einrichtungen ist zwar etwas 
besser als für die Armutsbevölkerung im ländlichen Raum, liegt 
aber deutlich unter dem Landesdurchschnitt. Daten aus Ban- 
gladesch belegen, dass die Wohnbedingungen (Wohnqualität, 
Zugang zu sauberem Trinkwasser und hygienischen Sanitäran- 
lagen) die wichtigsten Determinanten für die Gesundheit sind. 
Da ein schlechter Gesundheitsstatus die Verbesserung des Ein- 
kommens und des Bildungsstatus erschwert, ist die Förderung 
der Gesundheit ein wichtiger Hebel für die Armutsbekämpfung 
(WHO SEARO, 2011). 


fende Handlungsansätze erfordern. Der Zugang zu und 
die Beschaffenheit von Gesundheitsdienstleistungen 
ist zwar ebenso ein zentrales Handlungsfeld im Bereich 
urbaner Gesundheit. Es wird hier allerdings nicht in den 
Fokus genommen, da die Gestaltung des Gesundheits- 
systems vor allem von nationalen Rahmenbedingun- 
gen abhängt und zudem das Thema bereits stark auf 
der internationalen Agenda, z.B. durch internationale 
Organisationen wie die WHO, verankert ist. 

4.5.4.1 

Ernährungssicherheit und Nahrungsqualität 

Globale Herausforderungen der 
Nahrungsmittelproduktion und 
Ernährungssicherheit 

Ernährung und Landnutzung als Ressourcenbasis 
sind wesentliche Elemente der Großen Transforma- 
tion, daher wurde Landnutzung im WBGU-Gutachten 
„Gesellschaftsvertrag für eine Große Transformation“ 
als eines von drei Transformationsfeldern hervorge- 
hoben (WBGU, 2011). Die zumindest bis Mitte dieses 
Jahrhunderts wachsende Weltbevölkerung ist nur einer 
der Treiber, die einen starken Nachfrageschub nach Pro- 
dukten aus der Landnutzung erwarten lassen. Die ver- 
mehrte Nachfrage nach Bioenergie, die Umstellung von 
fossilen auf biobasierte Produkte, zunehmende Boden- 
degradation, negative Auswirkungen des Klimawandels 
auf die Agrarproduktion und die Notwendigkeit eines 
weiter ausgebauten weltweiten Naturschutzgebietssys- 


In Indien z.B. lag im Jahr 2005 die chronische Mangeler- 
nährung von unter Fünfjährigen im ärmsten urbanen Quintil 
(die ärmsten 20% der städtischen Bevölkerung) mit 56% 
höher als im ländlichen Raum mit 51%. Der Anteil adipöser 
Frauen in Indien über 30 Jahren betrug 2005 im ländlichen 
Raum 1,2%, im Vergleich zu 1,7% im ärmsten urbanen Quin- 
til und 11,2% im reichsten Quintil. In Peru war die Impf rate 
unter einjährigen Kindern im Jahr 2004 im ländlichen Raum 
mit 85 % leicht höher als die des ärmsten urbanen Quintils mit 
81%, hingegen war der Anteil adipöser Frauen über 30 Jah- 
ren im urbanen ärmsten Quintil mit 14% höher als im ländli- 
chen Raum mit 9%. In Namibia hatten 2006 93% der Frauen 
im ländlichen Raum Wissen zu HIV/AIDS, im Vergleich zu 
88% des ärmsten urbanen Quintils und 97% des reichsten 
urbanen Quintils (WHO, 2016a). Mit der Zunahme sozioöko- 
nomischer Disparitäten in Städten weltweit besteht die 
Gefahr, dass auch gesundheitliche Disparitäten weiterhin stei- 
gen. Diese werden nicht nur durch die unterschiedliche Expo- 
sition zu Gesundheitsrisiken verursacht, sondern auch durch 
ungleiche Zugangsmöglichkeiten zu Gesundheitsdienstleis- 
tungen. Intraurbane gesundheitliche Disparitäten rücken 
jedoch erst langsam in den Fokus von Forschung und Politik 
(WHO und UN-Habitat, 2010). 


tems sind weitere wesentliche Treiber (WBGU, 2011). 
Hinzu kommen die Umwandlung von Agrar- in Sied- 
lungsflächen, veränderte Konsumstile mit einer ver- 
mehrten Nachfrage nach tierischen Produkten (Fleisch, 
Eier, Milchprodukte), Nahrungsmittelverschwendung 
durch Verbraucher und desintegrierte Märkte (Hirth, 
2015; Strüver, 2015). Die sich global verändernden 
Ernährungsmuster können sogar dazu führen, dass der 
globale Bevölkerungszuwachs nicht der wichtigste Trei- 
ber des globalen Landbedarfs für Ernährung bleibt (Käs- 
tner et al., 2012). Nach Schätzungen wird global etwa 
ein Drittel der für den menschlichen Verzehr erzeugten 
Nahrung weggeworfen, verdirbt oder geht anderweitig 
verloren (RUAF, 2015a). Der Nahrungsmittelabfall wird 
insbesondere durch die global wachsende Mittelschicht 
weiter zunehmen (WRAP und NCE, 2015). 

Eine Ausweitung der landwirtschaftlichen Produk- 
tion ist daher für die globale Ernährungssicherung 
unverzichtbar und wird z.B. im SDG Nr. 2 „Keine Hun- 
gersnot" bei den Unterzielen 2. 3-2. 5 adressiert. In 
Städten wird nur ein kleiner Anteil der Nahrung produ- 
ziert, die in ihnen konsumiert wird (Gömez-Baggethun 
et al, 2013); sie hängen nahezu vollständig vom Import 
ab (Grewal und Grewal, 2011). Selbst bei intensiven 
Anbaumethoden könnte eine Vollversorgung in den 
Städten nicht geleistet werden. Gleichzeitig nimmt der 
Grad der Selbstversorgung bei den Nationalstaaten ab: 
Global nutzt knapp eine Milliarde Menschen mit Blick 
auf die Nahrungsversorgung den Welthandel (Fader et 
al„ 2012). 
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Nahrungsverfügbarkeit und Ernährungsmuster in 
Städten und ihre gesundheitlichen Implikationen 
Eine ausgewogene, vitamin- und mineralstoffreiche 
Ernährung gilt als wesentliche Voraussetzung für ein 
gesundes Immunsystem und schützt z.B. vor Herz- 
Kreislauferkrankungen oder grippalen Infekten (WHO, 
2004; Rastogi et al., 2004). Fehl- und Mangelernäh- 
rung, d. h. die unausgewogene oder zu geringe Versor- 
gung mit essenziellen Nährstoffen, sowie Unter- oder 
Überernährung können zu dauerhaften gesundheitli- 
chen Beeinträchtigungen führen. Ernährungssicherheit 
wird beeinflusst durch die Nahrungsverfügbarkeit, den 
Zugang zu Nahrung (determiniert durch Einkommen 
und Märkte), die Nahrungszubereitung (Esspraktiken, 
Ernährungs- und Hygienewissen usw.) sowie die Stabi- 
lität der Nahrungsversorgung (Crush, 2014). 

In den Städten der Industrieländer bestehen aus 
gesundheitlicher Perspektive vor allem Probleme in 
Bezug auf Übergewicht und einseitige Ernährung, aus 
Ressourcenperspektive sind ein hoher Grad an Nah- 
rungsmittelverschwendung und hoher Konsum tieri- 
scher Produkte problematisch. Mit 79,3 kg Fleisch pro 
Kopf im Jahr 2013 ist der Konsum in Industrieländern 
wesentlich höher als in Entwicklungs- und Schwel- 
lenländern mit 33,3 kg pro Kopf (Heinrich-Böll-Stif- 
tung, 2015). Auf nationaler Ebene sind die Differenzen 
noch eklatanter: In den USA lag der Fleischverbrauch 
pro Kopf (Rind, Schwein, Geflügel) im Jahr 2012 bei 
114,5 kg im Vergleich zu 80,4 kg in Europa, 57,8 kg 
in China und 4, 1 kg in Indien (Heinrich-Böll-Stiftung, 
2015). Bei Ernährungsmustern bestehen zudem häufig 
große Unterschiede innerhalb von Städten: Je geringer 
der sozioökonomische Status ist, desto ungesünder fällt 
die Ernährung aus, häufig gekoppelt mit einem einge- 
schränkten Zugang zu gesunden Lebensmitteln in ein- 
kommensschwachen Quartieren (Smith et al., 2010). 
Die Ausbreitung von food deserts, d. h. Gebieten, in 
denen bezahlbare, gesunde Ernährung nur schwer ver- 
fügbar ist, in Städten der USA, Kanadas oder Großbri- 
tanniens stellt für die qualitative Nahrungsversorgung 
der Bevölkerung ein großes Problem dar, insbeson- 
dere in Stadtvierteln mit niedrigem Einkommensniveau 
(Gordon et al., 2011; Walker et al., 2010). In Toronto 
hatten 2011/12 beispielsweise 12% aller Haushalte 
aufgrund finanzieller Schwierigkeiten Probleme bei der 
Ernährungssicherung (Tarasuk et al., 2014). 

In den Städten der Entwicklungs- und Schwellen- 
länder sind Unter- und Mangelernährung vor allem in 
armen Bevölkerungsschichten noch weit verbreitet. In 
den Städten Indiens wiesen im Jahr 2005 z. B. 40 % 
der Kinder unter fünf Jahren eine chronische Man- 
gelernährung auf, im Jahr 2010 waren es in Ruanda 
28 % und in Tanzania 31 % (WHO, 2016b). Gleichzei- 
tig wächst die Prävalenz von Fettleibigkeit in den Städ- 


ten an und betrug beispielsweise in Indien 6% (2005), 
Ruanda 6% (2010), Tanzania 13% (2010) und Bolivien 
19% (2008). Während Übergewicht bisher vor allem 
die Oberschicht betraf (z.B. in Tanzania 5% der Frauen 
im ärmsten versus 20% (2010) im reichsten Quintil), 
sind in vielen Ländern auch zunehmend arme Bevö- 
kerungsgruppen betroffen bzw. kehrt sich in man- 
chen Entwicklungs- und Schwellenländern der Gradi- 
ent langsam um. So waren in Bolivien im Jahr 2008 
im ärmsten Quintil 19% der Frauen adipös, im Ver- 
gleich zu 15% im reichsten Quintil (WHO, 2016b). Die 
zunehmende Verfügbarkeit von billigem, kalorienrei- 
chem und nährstoffarmem Essen stellt insbesondere in 
Städten ein wachsendes Gesundheitsrisiko dar (Crush, 
2014). Zudem verändern sich die Ernährungsmus- 
ter in der urbanen Mittelschicht der Schwellenländer 
aufgrund der besseren Einkommenssituation: In den 
BRICS-Staaten ist der Fleischkonsum zwischen 2003 
und 2012 um 6% pro Jahr gestiegen. Obwohl in Indien 
z.B. die vegetarische Lebensweise im Hinduismus und 
Jainismus soziokulturell verankert ist, gelten westliche 
Ernährungsweisen als modern. Die häufig informelle, 
teils illegale Tierhaltung in Städten erhöht zudem das 
Risiko der Ausbreitung von Infektionskrankheiten, wie 
z.B. der Vogelgrippe (Heinrich-Böll-Stiftung, 2015). 
Letztlich führt auch die zunehmende Verfügbarkeit von 
großen Supermarktketten in Städten zu einem verän- 
derten Angebot an Nahrungsmitteln und zu einer Ver- 
änderung der Konsummuster (Crush, 2014). 

Hebel für Ernährungssicherung und gesunde 
Ernährungsmuster in Städten 

In Anbetracht des zunehmenden Ressourcenbedarfs für 
die Nahrungsmittelproduktion, der Ausbreitung unge- 
sunder Ernährungsmuster und des fortbestehenden 
Problems der Mangelernährung urbaner Armutsgrup- 
pen ist eine zentrale Frage, wie die Energie- und Res- 
sourcenintensität der Nahrungsmittelproduktion durch 
Maßnahmen in den Städten reduziert, die Nahrungs- 
sicherheit gewährleistet und gesunde Ernährungsmus- 
ter gefördert werden können. Der WBGU hält folgende 
Hebel für zentral: 

> Die Verbesserung der Nahrungsmittelverfügbarkeit 
in Städten kann insbesondere auf drei Ebenen 
erreicht werden: (1) Zur Abfederung von Preis- 
schwankungen und Stabilisierung von Lieferketten 
und Nahrungsmittelmärkten müssen Märkte besser 
reguliert werden. Dies beinhaltet auch die Schaffung 
adäquater Verarbeitungs- und Lagermöglichkeiten 
von Nahrungsmitteln in Städten. Der Aspekt der 
Marktstabilisierung wird im SDG Nr. 2.c aufgegrif- 
fen. (2) In der Stadtplanung muss die Verfügbarkeit 
erschwinglicher und gesunder Grundnahrungsmittel 
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in der Nachbarschaft durch Bedarfsplanung sicher- 
gestellt werden (Vermeidung von food deserts). (3) 
Die Nahrungsmittelverfügbarkeit in Städten kann 
durch die Förderung urbaner und periurbaner Land- 
wirtschaft gefördert werden. Dies kann sowohl 
durch marktorientierten Anbau als auch durch pri- 
vate Gärten und öffentliche Gemeinschaftsgärten 
zur Stärkung der Selbstversorgung geschehen. Dazu 
bedarf es der Sicherung agrarischer Nutzflächen in 
urbanen und periurbanen Gebieten. In Zürich wer- 
den z.B. 10% der Stadtfläche für multifunktionale 
Landnutzung bereitgestellt (RUAF, 2015a). Durch 
urbane Landwirtschaft können Nahrungsketten 
gekürzt und lokale Ökonomien gefördert werden. 
Dies gilt auch für die Direktvermarktung agrarischer 
Produkte, z.B. in Form von Bauernmärkten (RUAF, 
2015a). (4) Die Notversorgung Bedürftiger muss 
gestärkt werden. Neben Distributionsmaßnahmen 
durch lokale Behörden und Hilfsorganisationen stel- 
len meist zivilgesellschaftlich organisierte Tafeln als 
Nahrungsmittelsammel- und -verteilstellen für 
Bedürftige eine Maßnahme dar (für Toronto: Rosol, 
2015). 

> Verringerung der Nahrungsmittelverschwendung: Ein 
weiterer zentraler Ansatzpunkt ist die Minimierung 
der Nahrungsmittelverschwendung bzw. der Res- 
sourcenintensität (SDG Nr. 12.3). Dies kann zum 
einen auf der Systemebene durch eine bessere Regu- 
lierung von Märkten erfolgen, in dem z.B. das Ver- 
rotten von Nahrungsmitteln aufgrund inadäquater 
Lieferketten vermieden wird. Das Wegwerfen von 
Nahrungsmitteln im Einzelhandel sollte, z.B. durch 
Nahrungsmittelspenden von Supermärkten an 
Wohltätigkeitsorganisationen, Tafeln und Sharing- 
Initiativen, vermieden sowie die Weiterverwendung 
von Nahrungsmitteln, z.B. als Tierfutter, gefördert 
werden. Zum anderen sollten Verhaltensänderungen 
auf Konsumentenebene durch Bewusstseinsbildung 
in Städten angestrebt werden. Dies umfasst zum 
einen die Minimierung des Verbrauchs von Fleisch- 
und Milchprodukten sowie zum anderen einen 
bewussteren Umgang mit Lebensmitteln und die 
Vermeidung des Wegwerfens von Nahrungsmitteln. 

> Förderung gesunder Ernährungsmuster: Bewusst- 
seinsbildung ist ein wichtiges Instrument für eine 
adäquate qualitative Ernährung. Dabei geht es nicht 
nur um die Vermittlung von Wissen (z.B. Nährstoff- 
gehalt verschiedener Nahrungsmittel u.a. durch 
Ernährungsrichtlinien), sondern auch von Fähigkei- 
ten (z.B. Nahrungszubereitung, Selbstanbau von 
Obst und Gemüse) und die Förderung gesundheits- 
fördernder Umwelten (z.B. Verbesserung der Ver- 
fügbarkeit gesunder Nahrungsmittel), um Verhal- 
tensänderungen aktiv zu fördern (Hawkes, 2013; 


Kasten 4.5-2). Initiativen können von der Kommu- 
nalregierung, von NRO oder der Privatwirtschaft 
ausgehen. Diese Initiativen lassen sich in verschie- 
denen Kontexten verankern, z. B. im Einzelhandel, in 
der Gastronomie, in Schulen und in Gesundheitsein- 
richtungen (Hawkes, 2013). In New York sind 
Restaurants z.B. dazu verpflichtet, die Kalorien- 
werte ihrer Gerichte anzugeben (Barbiero, 2014). 

Urbane Landwirtschaft 

Urbane Landwirtschaft umfasst den Obst- und Gemü- 
seanbau in Städten und ihrem Umland und kann durch 
Tierhaltung ergänzt werden (Drescher und Gerold, 
2010). Sie umfasst je nach Anbaumethoden und -Pro- 
dukten, ökonomischen Kontexten und gesellschaftli- 
chen Hintergründen sehr unterschiedliche Formen. So 
gibt es große Unterschiede zwischen kommerziellen 
Betrieben (z.B. intensive Gemüsekultur in Gewächs- 
häusern) auf der einen und urbanem Gartenbau zur 
individuellen Selbstversorgung von Haushalten (z.B. 
Dach-, Klein- und Hausgärten) und Gemeinschafts- 
gärten mit kollektiver Bewirtschaftung auf der ande- 
ren Seite. 

Urbane Landwirtschaft ist kein neues Phänomen 
und wurde z.B. in Deutschland im 19. Jahrhundert in 
Städten in Form sogenannter Armen- und Arbeitergär- 
ten angelegt, um die Ernährungssituation der Bevölke- 
rung zu verbessern (Drescher und Gerold, 2010). Heute 
nutzen in Deutschland ca. 5 Mio. Menschen Kleingär- 
ten; allein in Berlin gibt es 67.000 Parzellen und 738 
Vereine (Bundesverband Deutscher Gartenfreunde, 
o. J.). Die FAO (2016) schätzt, dass 800 Mio. Menschen 
weltweit urbane Landwirtschaft praktizieren. Hamilton 
et al. (2014) schätzen, dass in den Städten der Schwel- 
len- und Entwicklungsländer etwa 266 Mio. Haushalte 
in urbane Landwirtschaft involviert sind, davon alleine 
182 Mio. Haushalte in Asien. Vor allem in den Städ- 
ten der Schwellen- und Entwicklungsländer ist urbane 
Landwirtschaft oft informell organisiert, zum Teil gar 
als rückständig stigmatisiert, und daher oftmals noch 
nicht adäquat in Stadtplanungsprozesse integriert. 
Die FAO unterstützt daher Initiativen, urbane Land- 
wirtschaft als legitime Landnutzung und ökonomische 
Aktivität anzuerkennen (FAO, 2016). In Kathmandu 
werden z.B. aufgrund der mangelnden Flächenverfüg- 
barkeit seit 2012 die Anlegung von Gärten auf Dach- 
terrassen durch Trainingsprogramme, Demonstrations- 
objekte und die Bereitstellung von Budgets gefördert 
(RUAF, 2015b). 

Zwar ist eine Selbstversorgung von Städten durch 
urbane Landwirtschaft selbst in schrumpfenden Städ- 
ten nicht leistbar (Grewal und Grewal, 2011), sie kann 
aber einen Beitrag zur Ernährungssicherung insbeson- 
dere von urbanen Armutsgruppen leisten (Badami und 
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Ramankutty, 2015). Zudem bieten Gemeinschafts-, 
Schul- und Kleingärten viele positive, gesundheitsför- 
dernde Aspekte: Sie können den Zugang der Stadtbe- 
völkerung, vor allem von Armutsgruppen, zu gesun- 
der und günstiger Ernährung verbessern sowie deren 
Ernährungskompetenz stärken. Sie helfen auch kul- 
turspezifische Ernährungspraktiken zu bewahren, die 
selbständige Zubereitung von Nahrung zu fördern, 
dem Übergang zu verarbeiteter Nahrung und Fast Food 
entgegenzuwirken sowie für die ökologischen Auswir- 
kungen globaler Nahrungsmittelproduktion zu sensibi- 
lisieren. Weitere positive Aspekte sind die mit der Gar- 
tenarbeit verbundene körperliche Bewegung und der 
Austausch mit anderen Menschen. Zudem bieten sie 
ökologische Vorteile durch den effizienteren Umgang 
mit Wasser und Nährstoffen, das Schließen von Kreis- 
läufen in der Stadt, sowie die kurzen Transportwege 
mit entsprechend weniger Lebensmittelabfällen. Auch 
schaffen urbane Gärten auf Brachflächen neuen Grün- 
raum, was der Biodiversitätsförderung und Erholung 
dient. Gemeinschaftsgärten fungieren meist auch als 
Treffpunkte und Begegnungsorte in der Nachbarschaft, 
da oft nicht nur gemeinschaftlich gegärtnert, sondern 
auch verschiedensten sozialen und ökologischen Pro- 
jekten Raum gegeben wird (BBSR, 2015; Kap. 6.4.2). 
Letzteres stärkt die Ortsbindung und soziale Kohäsion 
und damit die Resilienz der Stadtbevölkerung. So bie- 
ten Gemeinschaftsgärten z.B. auch naturnahe Aufent- 
haltsorte für Kinder und Jugendliche und können somit 
vor allem in benachteiligten Quartieren stabilisierende 
Effekte haben (BBSR, 2015). 

4.5.4. 2 

Gesundheitsfördernde urbane Lebensumwelt 

Herausforderung und relevante Aktionsfelder 
Die Schaffung gesunder urbaner Lebensumwelten ist 
Voraussetzung für urbane Lebensqualität in einer men- 
schengerechten Stadt. Urbane Lebensqualität entfaltet 
sich aber nur dann, wenn die räumlichen Möglichkeiten 
auch (an)erkannt und im gesundheitsfördernden Sinne 
genutzt werden. So trägt beispielsweise „walkability", 
d.h. eine angemessene Begehbarkeit von Straßen und 
öffentlichen Räumen (Kap. 2.4) nur dann zur Gesund- 
heit bei, wenn sich entsprechende Praktiken entwickeln 
(Richard et al., 2009). Genauso führen einige Stresso- 
ren wie z. B. hohe Dichte in der Stadtumwelt nur dann 
zu Stress, wenn sie subjektiv als Stress bewertet wer- 
den, also immer dann, wenn der Person keine Strate- 
gien zur Bewältigung oder Kontrolle der Situation zur 
Verfügung stehen (Lazarus und Launier, 1981; Lazarus 
und Folkman, 1984; McEwen, 1999). Insbesondere in 
reizintensiven urbanen Umwelten ist die Wahrschein- 
lichkeit hoch, dass die Möglichkeiten zur Stressbewäl- 


tigung schnell ausgeschöpft sind und Stresssymptome 
(z.B. Kopfschmerzen, Konzentrationsstörungen) län- 
gerfristig gesundheitliche Beschwerden (z. B. Schlafstö- 
rungen, Herz-Kreislauf-Erkrankungen) und psychische 
Belastungen (z.B. depressive Störungen, ADHS) auftre- 
ten (Kuo und Taylor, 2004). 

Integrative Ansätze der Gesundheitsförderung 
gehen daher von einem interaktionistischen Mensch- 
Umwelt-Modell aus und koppeln die Verbesserung 
von Lebensumwelten strategisch mit der Förderung 
von individuellem und kollektivem Gesundheitswissen 
und -handeln (Kasten 4.5-3) sowie der Stärkung von 
Bewältigungsstrategien und Resilienz (Stokols, 1992). 

Die Förderung einer gesunden Lebensumwelt 
betrifft fast alle Bereiche des urbanen Lebens. Im Fol- 
genden soll ein Aktionsfeld beispielhaft behandelt wer- 
den, das aus Sicht des WBGU von globaler Bedeutung 
für gesunde Lebensumwelten ist: Die Schaffung und 
Gestaltung von Erholungs- und Aktivitätsräumen. 

Wirkung von Erholungs- und Aktivitätsräumen auf 
die Gesundheit 

Ein zentrales Element gesunder urbaner Lebensräume 
und Ankerpunkt einer intersektoralen Stadtentwick- 
lung ist die ausreichende Verfügbarkeit von Erho- 
lungs- und Aktivitätsräumen, wie z.B. Grünflächen, 
Sportmöglichkeiten, Kinderspielplätzen und öffentli- 
chen Räumen für alle urbanen Bevölkerungsgruppen. 
Forschungsarbeiten belegen, dass insbesondere Natur- 
verfügbarkeit und Naturerleben direkt und indirekt 
das psychologische Wohlbefinden und die Gesundheit 
positiv beeinflusst (Shanahan et al., 2015; van den Berg 
et al., 2007; Gidlof-Gunnarsson und Ohrstrom, 2007; 
Kap. 2.4. 1.1). Dabei lassen sich generell drei Wir- 
kungszusammenhänge unterscheiden (Shanahan et al., 
2015): Grünräume wirken direkt auf die Gesundheit, da 
sie beispielsweise über die Regulierung von Tempera- 
turen in urbanen Räumen Hitzestress verringern. Wei- 
tere direkte Effekte sind die Reduktion von UV-Strah- 
lung durch Bäume oder die Verbesserung der Luftquali- 
tät. Indirekte Wirkungen auf die physische Gesundheit 
entstehen darüber, dass Grünräume - in Abhängigkeit 
von moderierenden Faktoren wie sozialen Normen und 
physischen Fähigkeiten - zu Bewegung einladen, da 
sie beispielsweise weichen Untergrund und ästhetische 
Abwechslung bieten. Erhöhte physische Aktivität wirkt 
wiederum Zivilisationskrankheiten wie Bluthochdruck 
und Übergewicht entgegen. Und nicht zuletzt wird die 
mentale Gesundheit von dem Aufenthalt in Grünräu- 
men positiv beeinflusst. So sorgt bereits die Betrach- 
tung von Grünräumen für Entspannung und reduziert 
Müdigkeit und Aufmerksamkeitsdefizite (Kap. 2.4). 

Für Kinder, die in Städten gesund aufwachsen sol- 
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Kasten 4.5-3 

Urbane Ressourcen nutzen: Förderung von 
Gesundheitswissen und Gesundheitshandeln 

Die Bereitstellung gesundheitsförderlicher Angebote und 
Infrastrukturen, wie z.B. Fuß- und Radwege, Parks oder 
gesunde Nahrung, führt nicht zwangsläufig zu Veränderun- 
gen im Gesundheitshandeln und dem Gesundheitszustand der 
urbanen Bevölkerung. Eine Barriere kann die nicht bedürf- 
nisgerechte Planung sein, die durch Partizipation der Bevöl- 
kerung in Planungsprozesse behoben werden kann. Eine 
andere wichtige Barriere stellt das Gesundheitswissen dar, 
das für den Zugang zu sowie das Verstehen, Bewerten und 
Anwenden von gesundheitsbezogenen Informationen über 
Gesundheitsförderung, Krankheitsprävention und -kontrol- 
le sowie Gesundheitsversorgung zentral ist (WHO Europe, 
20133. Desweiteren ist die Stärkung von Selbstwirksamkeit 
und sozialem Kapital wichtig für die Förderung der eigenen 
Kontrollüberzeugung (d.h. die subjektive Einschätzung der 
eigenen Fähigkeit, Situationen und Ereignisse selbst kontrol- 
lieren zu können) und damit des aktiven Gesundheitshandeln 
(Bartley, 2004). Dies gilt insbesondere für Menschen in sozial 
schwachen oder marginalisierten Quartieren und in heraus- 
fordernden Lebensphasen (z.B. Familiengründung, hohes 


len, ist der Zugang zu Erholungs- und Grünräumen 
essenziell. Insbesondere bei Stadtkindern können Kon- 
zentrationsstörungen und Hyperaktivität durch den 
Aufenthalt in Grünräumen verringert werden (Kuo und 
Taylor, 2004). Bereits der Blick auf Grünflächen aus der 
eigenen Wohnung erhöht die Konzentrationsfähigkeit 
von Kindern (Taylor et al., 2002). Regelmäßiges Spie- 
len in Grünräumen verbessert zudem soziale Kontakte 
und stärkt die Bewältigungsstrategien bzw. die Resili- 
enz von Kindern in einkommensschwachen Haushalten 
(Flouri et al., 2014). 

Orientierungen für die Schaffung und Gestaltung 
von Erholungs- und Aktivitätsräumen 
Die Eigenart der jeweiligen Stadt ist bei der Betrachtung 
von Erholungs- und Grünräumen in zweierlei Hinsicht 
zu berücksichtigen: Zum einen in Bezug auf die Verfüg- 
barkeit und zum anderen im Hinblick auf die Nutzung 
der Räume. So beeinflussen die historisch gewachsene 
urbane Form, die Gestaltung und Erreichbarkeit von 
bebauten und unbebauten Flächen, die Art der Vegeta- 
tion, die klimatischen Verhältnisse sowie die Bevölke- 
rungsdichte die Anzahl und Verteilung von Grün- und 
Erholungsräumen. Außerdem sind die lokalen urba- 
nen Praktiken der Raumaneignung und -produktion zu 
betrachten und damit die sozialen Normen, Einstellun- 
gen und Präferenzen. 

Die globale Betrachtung beider Aspekte für Stadt- 


Alter). Denn die Zugangsmöglichkeiten zu gesundheitsför- 
dernden Strukturen (z.B. zu Ärzten, Parks, Märkten) variie- 
ren stark innerhalb von und zwischen den Städten, ähnlich 
wie die Kontextbedingungen (z.B. Krankenversicherungs- 
system). Zudem herrscht in vielen Gesundheitseinrichtun- 
gen häufig noch ein stark pathogenetisches Flandeln vor, bei 
dem der Fokus stärker auf der Medikamentierung (z.T. mit 
Überbehandlung und Übermedikamentierung) liegt als auf 
der Förderung der Gesundheitskompetenz der Patientinnen. 
Ein integrierter Ansatz bedarf also auch eines Umdenkens im 
Gesundheitssektor. 

Zentrale Akteure bei der Förderung von Gesundheitswis- 
sen und -handeln sind die lokalen Gesundheitsbehörden, z.B. 
durch konkrete Aufklärungskampagnen in Schulen und durch 
Gesundheitsprogramme (z.B. Anganwadi Program in Indien 
zur Förderung der Mutter- und Kindgesundheit). Darüber 
hinaus arbeiten NRO insbesondere mit vulnerablen Gruppen, 
wie z.B. den Bewohnern von Marginalsiedlungen, zu Themen 
wie gesunder Ernährung und Gesundheitswissen, oder sie 
fungieren als Lotsen beim Zugang zu öffentlichen Gesund- 
heitseinrichtungen (z.B. Uplift India). Die International Union 
for Health Promotion and Education hat es sich zum Ziel 
gesetzt, gesundheitliche Ungleichheit weltweit u.a. durch 
Wissensgenerierung und Kapazitätsaufbau zu Gesundheits- 
förderung und -erziehung abzubauen. 


räume wird dadurch erschwert, dass Forschungen zum 
Zusammenhang zwischen (urbaner) Natur und Gesund- 
heit vorwiegend für Nordamerika und Europa vorlie- 
gen (Keniger et al., 2013). Kulturelle Faktoren können 
erheblichen Einfluss haben. Auch wenn Grünräume in 
der Stadt in unterschiedlichen Kulturen zumeist ähn- 
lich wertgeschätzt werden (für einen Vergleich zwi- 
schen USA, Irland und Senegal: Newell, 1997), werden 
Parks in verschiedenen Gesellschaften unterschiedlich 
genutzt: Während in nordeuropäischen Städten aktive 
und oft auch individuelle Tätigkeiten wie Sport oder 
das Ausführen von Haustieren zu den wichtigsten Nut- 
zungspraktiken gehören, zeigen z.B. Studien aus der 
Türkei, dass Parks eher für entspannende Tätigkeiten 
wie Picknick und Ausruhen genutzt werden (Özgüner, 
2011). In China steigt die Relevanz von Parks für sozi- 
ale Aktivitäten, wie Ausflüge mit Familie und Freunden 
(Jim und Chen, 2006). 

Bei der Gestaltung einer gesundheitsfördernden 
urbanen Umwelt spielt schließlich auch die gerechte 
Verteilung des Zugangs zu erreichbaren Grün- und 
Erholungsräumen eine wichtige Rolle. Untersuchun- 
gen aus Nordamerika zeigen, dass Quartiere mit ein- 
kommensschwachen Bewohnerinnen und Minderhei- 
ten über signifikant weniger Grün- und Erholungs- 
räume verfügen (Pham et al., 2012; Tooke et al., 2010). 
Eine Studie aus England belegt, dass die Bewohner 
sozial benachteiligter Quartiere Grünflächen als wenig 
sicher und zugänglich wahrnehmen und negative Ein- 
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Stellungen gegenüber diesen Räumen haben (Jones 
et al., 2009). Die Einstellungen und Orientierungen 
gegenüber Natur beeinflussen die tatsächliche Nut- 
zung urbaner Grünräume mehr als deren Verfügbar- 
keit. Auch wenn Erholungs- und Grünflächen vor allem 
dann genutzt werden, wenn sie innerhalb von weni- 
gen Minuten Gehzeit erreichbar sind (Greenhalgh et al., 
1995), sorgt eine positive Orientierung zur Natur dafür, 
dass Menschen längere Zugangszeiten in Kauf nehmen 
(Lin et al., 2014). 

Die Aufwertung von Quartieren durch Begrünungs- 
strategien kann aber auch unerwünschte soziale Fol- 
gen haben. So zeigt eine Untersuchung von US-ame- 
rikanischen und chinesischen Städten, dass die Förde- 
rung von Grün- und Erholungsräumen in benachteilig- 
ten Quartieren dazu führen kann, dass die Wohnkosten 
steigen und einkommensschwache Gruppen verdrängt 
werden (Wolch et al., 2014). 

Im Kontext von Teilhabe gilt es, die Bedürfnisse von 
Gruppen mit eingeschränkten Möglichkeiten, wie Kin- 
dern, alten Menschen oder Menschen mit Behinderung, 
zu betrachten (Thompson, 2002). Kinder präferieren 
beispielsweise eine möglichst „wilde" Natur, aber auch 
Brachflächen und Orte mit gewissen Gefahrenpotenzi- 
alen, an denen sie unbeobachtet spielen und sich aus- 
probieren können (Herrington und Studtmann, 1998; 
Haiseth und Doddridge, 2000). Dies ist insbesondere 
vor dem Hintergrund relevant, dass Kinder in urbanen 
Räumen über immer weniger Gestaltungsautonomie 
verfügen und sich zunehmend in bebauten, kontrol- 
lierten Räumen aufhalten, die wenig freie Bewegungs- 
möglichkeiten bieten. 

Generell lässt sich sagen, dass urbane Erholungs- 
räume verfügbar und gut erreichbar sein sowie eine 
Vielzahl unterschiedlicher Praktiken ermöglichen soll- 
ten (z. B. physische Bewegung, soziale Interaktion und 
Begegnung). Sie sollten darüber hinaus in unterschied- 
liche Alltagsgepflogenheiten passen und z.B. durch 
intelligente Beleuchtung für Sicherheit sorgen. Eine 
Anpassung an lokalspezifische Praktiken und eine 
hohe Akzeptanz können durch eine Beteiligung der 
Bevölkerung an Planungsprozessen ermöglicht wer- 
den, was Teilhabe und soziale Kohäsion stärkt (Colding 
und Barthel, 2013; Seeland et al., 2009) und die Eigen- 
art eines Ortes erhalten kann. Eine partizipative Vor- 
gehensweise kann auch Konfliktpotenziale zwischen 
den Präferenzen der Bevölkerung für spezifische Grün- 
raumgestaltung und der ökologischen Nachhaltigkeit 
offen legen. So zeigt z.B. eine Studie aus Australien, 
dass Stadtbewohnerinnen vor allem Grünflächen mit 
nicht einheimischen und wenig an die lokalen Bedin- 
gungen angepassten Pflanzen bevorzugen, die ökolo- 
gisch wenig nachhaltig sind (Trigger und Head, 2010). 


Beispiele für die Schaffung gesundheitsfördernder 
Umwelten 

Kleine Parks (pocket parks) oder kleine öffentliche 
Stadtgärten sind eine Möglichkeit, gut erreichbare und 
in den Alltag integrierbare Erholungs- und Aktivitäts- 
flächen zu schaffen. Diese kleinen Parkflächen sind in 
dicht bebauten Wohngebieten liegende, nicht mehr als 
5.000 m 2 große Grünflächen mit einem Mindestmaß an 
Bepflanzung, die für die Öffentlichkeit zugänglich sind, 
aber über sichtbare Begrenzungen von der Umgebung 
separiert werden (Peschardt et al., 2012). 

Die Stadt Kopenhagen integrierte die Förderung 
kleiner Parkflächen in ihre Stadtentwicklungskonzepte. 
Bis 2015 entstanden 14 pocket parks, damit 90% der 
Bevölkerung in mindestens 15 Minuten einen Park, 
Strand oder Hafen erreichen können (Kap. 5.4.5). In 
einem Projekt in New Orleans wurden urbane Brach- 
flächen in Zusammenarbeit mit den Anwohnenden in 
einen „Kid's Cafe Pocket Park" umgewandelt. Kinder - 
insbesondere aus schwierigen Verhältnissen - werden 
in dem Cafe mit Essen und Trinken versorgt, können 
gleichzeitig im Garten spielen, an Projekten teilnehmen 
und eigenes Obst und Gemüse anbauen (APA, 2015). 

Diese Beispiele zeigen vielversprechende Projekte 
und Initiativen. Systematische Auswertungen guter 
Beispiele für die Schaffung gesundheitsfördernder 
Umwelten weisen auf die Notwendigkeit intersektora- 
ler und interdisziplinärer Zusammenarbeit hin (Sriniva- 
san et al., 2003): Institutionelle, wissenschaftliche und 
private Akteure aus den Ressorts Gesundheit, Verkehr, 
Umwelt und Soziales sollten unter Einbeziehung der 
Betroffenen gemeinsame Strategien entwickeln. Eine 
solche Zusammenarbeit ist sehr voraussetzungsreich, 
kann aber als ein wichtiger Hebel für eine ganzheitliche 
Betrachtung gesunder städtischer Lebensräume fungie- 
ren. Pocket gardens, beispielsweise auf Brachflächen, 
können hier als ein schnell umsetzbarer erster Schritt 
angesehen werden, der zunächst keine umfangreichen 
Investitionen oder strukturellen Veränderungen vor- 
aussetzt, aber große Effekte erzeugt. 

4. 5.4.3 

Gesundheitsbelastungen durch 
Luftverschmutzung 

Die Luftverschmutzung in großen Städten stellt das 
größte umweltbedingte Gesundheitsrisiko dar (WHO, 
2014c; Kap. 2.3.4. 1). Die Innenraumluftverschmut- 
zung, verursacht insbesondere durch Rauch von offe- 
nen Kochfeuern und Heizungen, Abgasen von Maschi- 
nen in schlecht gelüfteten Werkstätten und Tabakrauch 
(WHO und UN-Habitat, 2010), wird weltweit für 4,3 
Mio. Todesfälle im Jahr 2012 verantwortlich gemacht; 
das entspricht etwa 7 , 7 % der gesamten Mortalität 
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(WHO, 2014b). Die Außenluftverschmutzung verur- 
sachte im Jahr 2012 weltweit 3,7 Mio. Todesfälle (WHO, 
2014a). Verkehr, Kraftwerke, Industrie sowie offene 
Feuer (Abfälle, Biomasse, Heizen, Kochen) sind hier- 
für vorwiegend verantwortlich (Lelieveld et al., 2015; 
WHO und UN-Habitat, 2010). Waldbrände (in Südost- 
asien, aber z.B. auch in Nordamerika) sind eine weitere 
signifikante Quelle für Luftverschmutzung in Städten 
und tragen zu einem Anstieg chronischer Atemwegser- 
krankungen bei (UN Habitat, 2010b). 

Der weitaus größte Teil der Todesfälle betrifft Län- 
der mit niedrigen und mittleren Einkommen in Asien 
und Afrika (WHO, 2014a, b; Kap. 2. 3. 4.1). In China 
ist die Luftverschmutzung eine der häufigsten Todes- 
ursachen überhaupt (Lelieveld et al., 2015). Oft sind 
die Menschen in einkommensschwachen Nachbar- 
schaften der Luftverschmutzung überdurchschnitt- 
lich stark ausgesetzt (WHO und UN-Habitat, 2010). 
Die gesundheitsschädliche urbane Luftverschmutzung 
setzt sich vor allem aus Feinstaub und verschiedenen 
schädlichen Gasen zusammen (Kap. 2.3.4. 1). Die durch 
Luftverschmutzung ausgelösten Krankheiten betref- 
fen vor allem die Atemwege (z.B. akute Erkrankun- 
gen der unteren Atemwege, chronische obstruktive 
Lungenerkrankungen, Lungenkrebs) sowie das Herz- 
Kreislauf-System (z.B. Herzinfarkt, Schlaganfall; WHO, 
2014a, b). 

Eine Transformation ist nicht zuletzt deswegen not- 
wendig, um die ansonsten zu befürchtende Verdopp- 
lung der weltweiten Sterblichkeit bis 2050 durch Luft- 
verschmutzung außerhalb von Gebäuden (Lelieveld et 
al., 2015) zu vermeiden. Die Städte haben hier einen 
großen Beitrag zu leisten. Technische Lösungen (z.B. 
Umstieg auf andere Brennstoffe, Katalysatoren und 
Filter, Motorendesign) und politische Instrumente (z.B. 
Grenzwerte, Emissionsstandards, Verbote, Steuern und 
Abgaben, Anreizmechanismen, Bildung und Aufklä- 
rung) zur effektiven Bekämpfung der Luftverschmut- 
zung sind in den letzten Jahrzehnten entwickelt wor- 
den. Die Erfahrungen, die in den bereits seit längerem 
bestehenden Megastädten gemacht wurden (z.B. Los 
Angeles oder Mexiko-Stadt) bieten wertvolle Hinweise 
für eine effektive Luftreinhaltepolitik in den heute 
rasch wachsenden Städten in Schwellen- und Entwick- 
lungsländern (WMO und IGAC, 2012). Konsequente 
Umwelt- und Gesundheitspolitik zur Regulierung von 
Verbrennungsprozessen innerhalb wie außerhalb von 
Gebäuden (von offenen Feuern für Müllverbrennung, 
Heizen und Kochen über die Großindustrie und Kraft- 
werke bis hin zu Verkehr und Tabakrauch) sind der 
Schlüssel zum Erfolg (WHO und UN-Habitat, 2010; 
WMO und IGAC, 2012). 

In Europa sind die durch urbanen Feinstaub ver- 
bliebenen Probleme lösbar, wenn die bereits beste- 


henden Regeln konsequent angewandt und die besten 
technisch verfügbaren Technologien eingesetzt wer- 
den (Kiesewetter et al., 2015). Auch in den dynamisch 
wachsenden Städten in Schwellen- und Entwicklungs- 
ländern finden die genannten Techniken und Instru- 
mente Anwendung; allerdings werden die so erreich- 
ten Fortschritte durch den insgesamt rasant steigenden 
Einsatz fossiler Energien häufig konterkariert (UNEP, 
2012b). Daher erscheint dort eine inkrementeile Stra- 
tegie nicht ausreichend, sondern es sollte versucht 
werden, eine konsequente transformative Strategie der 
vollständigen Dekarbonisierung der Energiesysteme zu 
verfolgen (WBGU, 2011, 2014a). 

Dabei geht es zum einen um Rahmenbedingungen, 
die auf nationaler Ebene entschieden werden, etwa die 
Festlegung quellenbezogener Grenzwerte oder Steuern. 
Eine Reform der Energiesubventionen könnte die durch 
Luftverschmutzung verursachten vorzeitigen Todes- 
fälle um mehr als die Hälfte verringern (Coady et al., 
2015). Zum anderen ist den Städten selbst eine sekto- 
renübergreifende, schutzgutbezogene, langfristige und 
transformative Strategie zu empfehlen, die Verkehr, 
Gebäude, Energieproduktion, Industrie und Abfallent- 
sorgung umfasst (WHO und UN-Habitat, 2010). Maß- 
nahmen zur Luftreinhaltung sind sehr effizient, denn 
dadurch können gesundheitliche Beeinträchtigungen 
sowie hohe Kosten durch Gesundheits- und Todesfol- 
gen vermieden werden. Die durch eine solche Transfor- 
mation erzielbaren mehrfachen Zusatznutzen (Gesund- 
heits- und Klimaschutz, Versorgung mit nachhaltiger 
Energie, Ernährungssicherung, Lärmvermeidung) wer- 
den in Kasten 4.5-4 beschrieben. 


4.5.5 

Folgerungen: Transformationspfade urbaner 
Gesundheit 

Städte weisen spezifische Chancen, aber auch Risi- 
ken für die urbane Gesundheit auf. Dabei variie- 
ren weltweit die Lebensbedingungen, Lebensqualitä- 
ten und die Krankheitslast sowohl zwischen als auch 
innerhalb von Städten. Ziel der urbanen Transforma- 
tion ist es, Ressourcen und Potenziale für ein gesun- 
des Leben und Aufwachsen in allen Städten zu stär- 
ken und Belastungen zu minimieren. Dabei sieht der 
WBGU vor allem drei zentrale Herausforderungen: (1) 
der Anstieg nicht übertragbarer Erkrankungen und die 
Ausbreitung ungesunder Konsumgewohnheiten, (2) 
die Gefahr durch urbane Epidemien und neue Infek- 
tionskrankheiten sowie (3) die Zunahme gesundheit- 
licher Ungleichheiten in urbanen Gesellschaften. Diese 
Herausforderungen bedürfen einer salutogenetischen 
(Kasten 4.5-1), sektorübergreif enden und holistischen 
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Kasten 4.5-4 

Bekämpfung von Luftverschmutzung als Beispiel 
für Zusatznutzen 

Luftverschmutzung ist eines der wichtigsten Umweltproble- 
me (Kap. 2. 3. 4.1). Dieses Problem und seine Lösungen sind 
in vielfacher Hinsicht mit anderen Problemen und Themen 
im urbanen Umfeld verknüpft. Die systemischen Zusammen- 
hänge und die daraus resultierenden möglichen Zusatznut- 
zen sollen hier kurz beleuchtet werden. Die Bekämpfung der 
Luftverschmutzung ist eine Strategie, die sich in mehrfacher 
Hinsicht auszahlt: 

> Gesundheit: Weltweit atmen nur etwa 160 Mio. Stadtbe- 
wohner saubere Luft (GEA, 2012: 1380). Laut Weltgesund- 
heitsorganisation werden durch Luftverschmutzung inner- 
halb wie außerhalb von Gebäuden jedes Jahr insgesamt 
etwa 7 Mio. vorzeitige Todesfälle verursacht (WHO, 2014a, 
b; WHO Europe, 201 5a: 3). Herz-Kreislauf-Erkrankungen 
sowie Atemwegserkrankungen sind die größten Gesund- 
heitsrisiken der Luftverschmutzung durch Feinstaub und 
Schadgase. Für die Luftverschmutzung ist im Wesent- 
lichen die Verbrennung fossiler oder biogener Brennstoffe 
in Öfen, Kraftwerken oder Motoren verantwortlich (regi- 
onale Verteilung: Abb. 2.3-6). Die Folgekosten sind hoch. 
Für die europäische WHO-Region wurden die ökono- 
mischen Kosten der Gesundheits- und Todesfolgen durch 
Luftverschmutzung für das Jahr 2010 auf 1,575 Mrd. US-$ 
geschätzt (WHO Europe, 2015a:viii). UNEP (2014:43) 
nennt für das Jahr 2010 1.700 Mrd. US-$ für alle OECD- 
Länder und 1.400 Mrd. US-$ für China. Extreme Luftver- 
schmutzung, wie sie in asiatischen Großstädten regelmä- 
ßig zu beobachten ist, gehört zudem zu den Barrieren für 
Bewegung und Begegnung im öffentlichen Raum. Weltweit 
könnte sich die Zahl der vorzeitigen Todesfälle durch Luft- 
verschmutzung außerhalb von Gebäuden bis 2050 sogar 
verdoppeln (Lelieveld et al., 2015). 

> Klimaschutz: Die Szenarien zur Bekämpfung des Klimawan- 
dels weisen einen erheblichen Zusatznutzen für die Luft- 
qualität in den Städten und den entsprechenden Gesund- 
heitswirkungen auf, insbesondere in Schwellen- und Ent- 
wicklungsländern (Scovronick, 2015; IPCC, 2014c). Die 
Ursache ist der aus Klimaschutzgründen unverzichtbare 
Ausstieg aus der Nutzung fossiler Energien, die ihrerseits 
für einen wesentlichen Anteil der Luftverschmutzung in 


Betrachtung urbaner Gesundheit. 

Aufgrund der oben dargestellten Komplexität von 
Wirkungen und Bedingungen (Kap. 4.5.2), der häufig 
zeitverzögerten Auswirkung von Belastungen und der 
damit verbundenen, erst langfristig sichtbaren Auswir- 
kungen vieler Interventionen gestaltet sich der aktive 
Gesundheitsschutz aufgrund der langen Pfadabhän- 
gigkeiten in vielen Städten jedoch schwierig. Hier kor- 
respondieren kontextuelle Faktoren, die sich aus der 
Stadtgestalt ergeben, mit kompositorischen Faktoren, 
die sich aus der Zusammensetzung der Bevölkerung 
ergeben und zu ganz unterschiedlichem Handeln im 


Städten verantwortlich sind. Da insbesondere in asiatischen 
Städten die Bekämpfung der Luftverschmutzung ein drän- 
gendes politisches Anliegen mit lokal deutlich spürbaren 
Verbesserungen von Lebensqualität und Gesundheit ist, 
können die entsprechenden Strategien genutzt werden, um 
einen möglichst hohen Zusatznutzen für den Klimaschutz 
zu erreichen (West et al., 2013; Bollen, 2015). Umgekehrt 
haben Klimaschutzpolitiken einen großen Zusatznutzen 
für die Luftqualität, der kurzfristig einen großen Teil der 
Kosten für Treibhausgasreduktionen wettmachen kann 
(Thompson et al., 2014). Das Verfolgen von Klimaschutz- 
und Luftreinhaitestrategien in einer integrierten Strategie 
bringt einen größeren gesamten Zusatznutzen als das Ver- 
folgen nur jeweils einer Strategie, wobei der Nutzen durch 
die Verbesserung der Luftqualität kurzfristig größer ist als 
der Nutzen für den Klimaschutz (Bollen et al., 2009). 

> Zugang zu sauberer Energie: Der Zugang zu moderner 
Energie für alle Menschen ist seit langem eine Forde- 
rung im Bereich der nachhaltigen Entwicklung (WBGU, 
2003:125ff.; Kap. 3.4.1). Insbesondere im Bereich der 
Innenraumluftverschmutzung würde die Umsetzung die- 
ser Forderung die Gesundheitslast in Entwicklungslän- 
dern erheblich verringern, denn der Ersatz von Biomasse, 
Kohle oder Kerosin als Heiz- und Kochenergie durch sau- 
bere Energieformen wie Gas oder Elektrizität würde einen 
wesentlichen Beitrag zur Lösung des Problems leisten. 

> Ernährungssicherung und Ökosysteme: Die Luftverschmut- 
zung mit troposphärischem, bodennahem Ozon hat seine 
wichtigste Ursache ebenfalls in der Verbrennung fossiler 
Energieträger. Da die Belastung mit Ozon das Wachstum 
von Pflanzen behindert, hat die Verminderung der Nutzung 
fossiler Brennstoffe einen positiven Effekt auf Ökosysteme, 
einschließlich der Agrarökosysteme. Strategien zur Reduk- 
tion von troposphärischem Ozon und Feinstaub aus Ver- 
brennungsprozessen könnten bis 2030 0,7-4, 7 Mio. vor- 
zeitige Todesfälle vermeiden und gleichzeitig die Ernteer- 
träge um 30-135 Mio.t erhöhen (Shindell et al., 2012). Die 
Belastung mit bodennahem Ozon schmälert bereits heute 
die Erträge wichtiger Nahrungspflanzen (Kap. 2.3.4. 1), 

> Lärm: Die Umstellung des Verkehrs zur Vermeidung von 
Luftverschmutzung, weg von fossilen Kraftstoffen hin zu 
Elektromobilität und veränderten Mobilitätsstrategien, 
vermeidet den Lärm durch Verbrennungsmotoren und stellt 
einen deutlichen Zusatznutzen für die Lebensqualität dar 
(Kasten 2.4-2). 


Stadtraum führen, auf ganz unterschiedliche Weise. 
Zudem umfasst die Koordinierung gesundheitsbezo- 
gener Interventionen meist langfristige Planungshori- 
zonte und mehrere zuständige Planungseinrichtungen, 
die unter Umständen unterschiedliche Interessen ver- 
treten und die ihre Vorhaben miteinander koordinieren 
müssen. Auch ist der Gestaltungsspielraum stark durch 
den nationalen rechtlichen Rahmen und lokale Res- 
sourcen bestimmt. 

Letztlich müssen Städte individuell über die drin- 
gendsten Handlungsfelder entscheiden. Der WBGU 
betrachtet dabei zwei gesundheitsfördernde Ressour- 
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cen als zentrale Ansatzpunkte für die Förderung urba- 
ner Gesundheit: Ernährung sowie Räume für Erholung, 
Bewegung und Begegnung. Maßnahmen im Bereich der 
Ernährung sollten die Verbesserung der Ernährungssi- 
cherung, die Förderung gesunder Ernährungsweisen 
und die Reduktion des Konsums emissionsintensiver 
Nahrungsmittel sowie der Lebensmittelverschwen- 
dung umfassen. Die Eierstellung gesunder Lebenswel- 
ten sollte u. a. durch die Zugänglichkeit qualitativ hoch- 
wertiger Grünräume sichergestellt werden, um soziale 
Interaktion sowie Bewegung zu fördern und damit zur 
Verbesserung der Resilienz in Städten beizutragen. 
Dabei gilt es in beiden Bereichen zu beachten, dass die 
Bereitstellung von Angeboten allein nicht ausreicht, 
sondern gezielt Gesundheitswissen und -handeln der 
Bevölkerung gefördert werden sollten. Diese Maßnah- 
men können dabei auch kleinmaßstäbige selbstorgani- 
sierte Projekte wie urbane Gärten oder pocket parks 
umfassen, die vielschichtige soziale und ökologische 
Funktionen erfüllen können. 

Ähnlich sollten auch Ansätze zur Minderung der 
Luftverschmutzung nicht isoliert betrachtet, sondern 
systemisch eingebettet werden; so bestehen erhebli- 
che Synergien mit dem Klimaschutz und anderen Ziel- 
setzungen (Kasten 4.5-4). Technische und rechtliche 
Lösungen, strukturelle Investitionen und individuelle 
Verhaltensänderungen (z.B. Umstieg auf ÖPNV, Rad- 
und Fußverkehr) sollten integriert in den Blick genom- 
men werden. Daher kann die Verbesserung urbaner 
Gesundheit nur durch die Partizipation und Kommuni- 
kation verschiedener Akteure von der Stadtverwaltung 
über die Privatwirtschaft und Wissenschaft hin zu den 
Bürgern erfolgreich gestaltet werden. 


4.6 

Transformative Handlungsfelder: Folgerungen 

In den Kapiteln 4.2 bis 4.5 wurden transformative 
Handlungsfelder vorgestellt, die in verschiedenen Aus- 
prägungen für alle Städte der Welt relevant sind. Es 
wurden Ansätze und Weichenstellungen für die urbane 
Transformation zur Nachhaltigkeit skizziert, auf deren 
Grundlage Städte eigene Transformationspfade und 
-Strategien entwickeln können. Die einzelnen trans- 
formativen Handlungsfelder sollten dabei allerdings 
nicht isoliert voneinander betrachtet werden, da sie auf 
der lokalen Ebene stark vernetzt sind: Beispielsweise 
gibt es starke Wechselwirkungen zwischen lokalem 
Umweltschutz, Gesundheit und Armutsbekämpfung, 
oder zwischen Mobilität und Verkehr, Flächennutzung 
und baulich-räumlicher Gestalt der Städte. Eingriffe in 
einzelnen Feldern wirken sich daher vielfach auch auf 
andere Handlungsfelder aus, oder setzen Maßnahmen 


in anderen Bereichen voraus. Gleichzeitig liegt in der 
engen Vernetzung der Handlungsfelder ein erhebliches 
Potenzial, Synergien zu nutzen und verschiedene Ziele 
durch systemische Änderungen integriert zu verfol- 
gen. Eine besondere Chance liegt dabei in Maßnahmen, 
die sowohl kurzfristigen als auch langfristigen Nutzen 
in verschiedenen Sektoren haben - ein Beispiel ist die 
Bekämpfung von Luftverschmutzung (Kasten 4.5-4). 

Die Analyse der Handlungsfelder macht deutlich, 
dass sich die bestehenden Trends der Stadtentwick- 
lung erheblich ändern müssen. Dies betrifft erstens die 
physische Entwicklung der Städte, ihre bauliche und 
räumliche Gestalt, ihre Vernetzung sowie ihre Infra- 
strukturen und Gebäude. Hier besteht in den nächsten 
beiden Dekaden ein Möglichkeitsfenster, da in diesem 
Zeitraum ein erheblicher Teil der städtischen Infra- 
struktur neu-, um- und ausgebaut wird (Kap. 2.1). Die 
Ausgestaltung dieser Entwicklung wird in einem erheb- 
lichen Umfang darüber entscheiden, ob die Erhaltung 
der natürlichen Lebensgrundlagen gelingen kann und 
ob die substanzielle Teilhabe aller Menschen ermög- 
licht wird. Zweitens geht es um das Zusammenleben 
und Zusammenwirken der Menschen in der Stadt. Der 
WBGU stellt sich Städte vor, in denen die Menschen 
nicht nur Nutzer, sondern auch Gestalter ihrer städ- 
tischen Umwelt sind, so dass Kreativität und Diver- 
sität gefördert und genutzt werden. Armutsbekämp- 
fung und der Abbau sozioökonomischer Disparitäten 
sind gleichermaßen Ziele wie Voraussetzungen für die 
Transformation der Städte. 

Aus der Zusammenschau der Handlungsfelder erge- 
ben sich als übergreifende Zielrichtung maßvoll ver- 
dichtete, ressourcenschonende und auf Kreislaufwirt- 
schaft umgestellte, energieeffiziente und perspekti- 
visch emissionsneutrale Städte, die von einer sozia- 
len Durchmischung ihrer Quartiere geprägt sind, und 
in denen die Stadtgesellschaften an der urbanen Ent- 
wicklung substanziell beteiligt sind. Polyzentrische 
Raumentwicklungskonzepte könnten dazu beitragen, 
sozial- und wirtschaftsräumliche Disparitäten zu ver- 
meiden und möglichen Agglomerationsnachteilen in 
Wachstumsregionen entgegenzuwirken. Städte sollten 
künftig allen Menschen erschwinglichen Wohnraum 
und Zugang zu Basisinfrastrukturen ebenso bieten wie 
öffentliche Räume, die Begegnung und Zusammenle- 
ben ermöglichen und fördern. Infrastrukturen sollen 
die Gesundheit der Bewohner fördern, eine angemes- 
sene Luftqualität sicherstellen und gesundheitsgefähr- 
dende Materialien vermeiden. Städte sollten resilient 
gegenüber Klimarisiken und anderen Gefährdungen 
werden. 

Die Analyse der transformativen Handlungsfel- 
der macht deutlich, dass diese Ziele nur erreicht wer- 
den können, wenn es eine Abkehr vom Paradigma der 
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autogerechten Stadt gibt, wenn die neuen Städte und 
Infrastrukturen zunehmend auf Basis klimafreund- 
licher Baustoffe errichtet werden und nicht auf Basis 
emissionsintensiven Stahlbetons, wenn ein fundamen- 
taler Wandel der bestehenden industriellen und urba- 
nen Systeme hin zu einem nachhaltigen Umgang mit 
Materialien und einer Kreislaufwirtschaft angestrebt 
wird, und wenn in den Städten jeweils eine angemes- 
sene Balance zwischen Verdichtung und Frei- bzw. 
Grünflächen gefunden wird. In Bezug auf die Gesund- 
heit sollte ein Paradigmenwechsel erfolgen, der weg 
von einer sektoralen, krankheitsfokussierten Herange- 
hensweise hin zu einer ganzheitlichen, ressourcen- und 
prozessorientierten Perspektive auf urbane Gesundheit 
führt. Die Flächennutzungsgestaltung ist ein zentraler 
Hebel für die urbane Transformation und bildet zudem 
die Grundlage (z. B. über Nutzungs- und Verfügungs- 
rechte) für die Gestaltung vieler anderer Handlungs- 
felder. Durch die Dominanz der Boden- und Immo- 
bilienmärkte und die weit verbreitete Korruption in 
urbanen Entscheidungsprozessen entzieht sich die Flä- 
chennutzung heute in der Regel der Ausrichtung auf 
das Gemeinwohl. Daher müssen Verantwortlichkeiten 
neu geordnet werden, Eigentums- und Nutzungsrechte 
geklärt und urbane Flächen künftig stärker im Sinne 
des Gemeinwohls genutzt werden. Für die Transfor- 
mation müssen politische Teilhabe ermöglicht, Innova- 
tionen stimuliert und Prozesse gefunden werden, den 
Menschen bei der Stadtentwicklung nicht nur rheto- 
risch in den Mittelpunkt zu stellen. 

Städte und Stadtgesellschaften können so zu zen- 
tralen Arenen der Transformation zur Nachhaltigkeit 
werden. Für alle Städte muss es also darum gehen, 
handlungsfähig zu werden, um diese Herausforderung 
bewältigen zu können. Die analysierten Handlungsfel- 
der zeigen, dass sich die Verantwortlichkeiten jeweils 
zwischen der Stadtbevölkerung, den Stadtregierun- 
gen (und anderen Regierungsebenen), Stadtplanern 
sowie privatwirtschaftlichen Akteuren verteilen. Dabei 
sind die lokalen und kulturellen Voraussetzungen sehr 
unterschiedlich, so dass es keine Blaupausen geben 
kann, sondern jede Stadt die für sie geeignete Konkre- 
tisierung finden muss. Städte sollten daher spezifische 
Transformationsstrategien erarbeiten, auf die sich die 
städtischen Akteure verständigen können. Dabei ist 
es wichtig, dass diese einen langfristigen Horizont (bis 
2050 und darüber hinaus) enthalten. 

Für die Einbeziehung der Stadtgesellschaften in die 
Entwicklung und Umsetzung solcher Strategien ist die 
institutionelle Verankerung von Beteiligungsmöglich- 
keiten in die Stadtentwicklung wichtig, aber auch die 
Befähigung der Menschen zu einer aktiven Teilhabe. 
Um Stadtgesellschaften auch für langfristig wirkende 
Projekte zu gewinnen, sollte sichergestellt sein, dass 


die urbane Bevölkerung auch langfristig davon profi- 
tieren kann und nicht etwa im Zuge der Aufwertung 
von Stadtteilen verdrängt wird. Hierfür bieten die im 
Zusammenhang mit der Flächennutzungsgestaltung 
diskutierten vielfältigen Eigentumsmodelle Ansatz- 
punkte (Kap. 4.3). 

Alle Handlungsfelder bieten einen klaren Nutzen 
im Sinne der Transformation zur Nachhaltigkeit, zeigen 
teilweise aber erst längerfristig Wirkung. Um transfor- 
matives Handeln und die dafür notwendigen Anschub- 
investitionen zu motivieren sowie unerwünschte 
Pfadabhängigkeiten zu überwinden, sollten Externali- 
täten bestehender Strukturen und damit auch die Kos- 
ten des „Nichthandelns" transparent gemacht werden 
(z.B. Kosten von Verkehrsstaus, langfristige Gesund- 
heitsrisiken, Klimafolgen). 

In den meisten Handlungsfeldern werden Aushand- 
lungsprozesse notwendig sein, um die vielfältigen Inte- 
ressen innerhalb der Städte mit den Transformations- 
erfordernissen in Einklang zu bringen. Aufgrund der 
erheblichen Unsicherheiten und der erforderlichen 
Anpassung an neue Erkenntnisse, an die Auswirkun- 
gen des Klimawandels oder die Änderungen der Dyna- 
mik der Stadtentwicklung sollte auf Reversibilität und 
Anpassungsfähigkeit der Stadtentwicklung geachtet 
werden. Dies beinhaltet die Möglichkeit der Erweite- 
rung, der Umnutzung oder des Rückbaus von Infra- 
strukturen und die Flexibilisierung von Flächennutzun- 
gen (Kap. 4.3). Eine weitere Herausforderung ist der 
hohe Zeitdruck, in rasch wachsenden Städten Struktu- 
ren für die Versorgung der Menschen zu schaffen. Um 
unerwünschte Pfadabhängigkeiten zu vermeiden, soll- 
ten dafür transitorische Lösungen berücksichtigt wer- 
den, ohne dabei das Transformationsziel aus den Augen 
zu verlieren. 

Bei allen Handlungsfeldern zeigt sich, dass funk- 
tionale Grenzen der Systeme, die transformiert wer- 
den müssen, in vielen Fällen nicht mit administrati- 
ven Grenzen übereinstimmen (z.B. Verkehrssysteme, 
Energiesysteme, Stoffkreisläufe), so dass Stadtregie- 
rungen nicht nur die Stadtbevölkerung beteiligen müs- 
sen, sondern auch auf eine enge Vernetzung mit ande- 
ren Akteuren angewiesen sind. Eine Koordination der 
Zuständigkeiten zwischen Städten, ihren umliegenden 
Regionen und der nationalen Ebene ist daher unbe- 
dingt notwendig. 

Die Analyse der transformativen Handlungsfelder 
legt nahe, dass die Urbanisierung mit einer Transfor- 
mation zur Nachhaltigkeit in Einklang gebracht werden 
kann. Voraussetzung ist, dass die Städte sich nicht nur 
rhetorisch zur Transformation bekennen, sondern die 
in den Feldern skizzierten Elemente der Transforma- 
tion offensiv umsetzen. Die ausreichende Ausstattung 
mit Finanzen und Kompetenzen ist zentrale Bedin- 
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gung dafür, dass Stadtregierungen ihrer Rolle gerecht 
werden können. In Kapitel 8 wird eine transformative 
Governance entworfen, die diese Herausforderungen 
auf nimmt. 
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Städte im globalen 
Transformationsprozess 


5.1 

Einleitung 

Städte zeigen aufgrund ihrer Funktionen, Aufgaben 
sowie ihrer vielfältigen Verflechtungen einerseits viele 
Gemeinsamkeiten und Ähnlichkeiten hinsichtlich ihrer 
Strukturen, Prozesse und Akteure. Andererseits weisen 
Städte jedoch im internationalen Vergleich eine große 
Heterogenität und sehr unterschiedliche Entwicklungs- 
dynamiken auf, da sie sich in ihrer Geschichte, ihrer 
geographischen Lage, ihrer politischen, soziokulturel- 
len, ökonomischen und ökologischen Faktoren sowie 
aufgrund der unterschiedlichen Stadtgrößenklassen 
und Funktionstypen stark unterscheiden (Kap. 2.2.1). 

Anhand der urbanen Entwicklungsmuster von acht 
exemplarisch ausgewählten Städten bzw. Stadtbezir- 
ken werden im Folgenden unterschiedliche Urbanisie- 
rungspfade und daraus entstehende Pfadabhängigkei- 
ten vor dem Hintergrund des komplexen Zusammen- 
spiels historischer, kultureller, sozioökonomischer und 
ökologischer Entstehungszusammenhänge beleuch- 
tet (Kap. 2.2.2). Diese holistische und synergetische 
Betrachtung von Einzelstädten soll den Blick für die 
Diversität jeweils tragender Entwicklungs- und Gestal- 
tungswege, spezifischer Spannungsfelder und Konflikt- 
muster schärfen und zugleich dazu inspirieren, eine in 
mehrere Richtungen weisende Exploration für urbane 
Transformationsprozesse zu betreiben und individuelle, 
an den lokalen Kontext angepasste Lösungsansätze zu 
entwickeln. Hierzu ist ein tiefgehendes Verständniss 
für die Komplexität und Verflochtenheit urbaner Wer- 
dungsprozesse erforderlich. Zugleich sollen anhand 
des vom WBGU entwickelten normativen Kompasses 
und seiner drei Dimensionen Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen, Teilhabe und Eigenart (Kap. 3) Hin- 
weise auf spezifische Handlungsdefizite und -lösungen 
für jeweils spezifische urbane Entwicklungen erarbei- 
tet werden, die in der Summe zu einer großen urbanen 
Transformation beitragen können. 

Der WBGU hat folgende Städte bzw. Stadtbezirke 
für die exemplarische Betrachtung ausgewählt: Mum- 


bai (Indien), Kairo (Ägypten), Kopenhagen (Däne- 
mark), Guangzhou (China), das Ruhrgebiet (Deutsch- 
land), Kigali (Ruanda), Säo Paulo (Brasilien) sowie den 
Stadtbezirk Novi Beograd (Serbien). 

Zwei Städtebeispiele aus europäischen Industrielän- 
dern verdeutlichen die Herausforderungen des Struk- 
turwandels gewachsener Strukturen: Am Beispiel der 
Metropolregion Ruhrgebiet werden die komplexen 
Herausforderungen des durch Deindustrialisierung ver- 
ursachten Strukturwandels sowie die Potenziale poly- 
zentrischer Strukturen verdeutlicht. Kopenhagen ist 
für seine Initiativen in Bezug auf Umweltschutz und 
menschenorientierte Stadtentwicklung bekannt, wobei 
aber noch Handlungsbedarf besteht, z.B. bei der Emis- 
sionsreduktion und der Chancengleichheit innerhalb 
der Bevölkerung. 

Die Städtebeispiele aus Schwellen- und Entwick- 
lungsländern (Ägypten, Brasilien, China, Indien und 
Ruanda) stehen stellvertretend für Städte mit hoher 
Urbanisierungsdynamik im Entwicklungskontext, 
die sich jedoch in unterschiedlichen Phasen befinden 
und aufgrund unterschiedlicher politischer und sozio- 
ökonomischer Systemvoraussetzungen verschiedene 
Urbanisierungspfade aufweisen: Mumbai hat seit ihrer 
Gründung deutliche Wachstums- und Expansionspro- 
zesse sowie mehrfache Umbrüche (z.B. Unabhängig- 
keit, Liberalisierungspolitik) erfahren. Trotz ihrer viel- 
fältigen Überlastungsprobleme gilt die Stadt als Hoff- 
nungsträgerin für die aufstrebende Mittelschicht und 
die urbane Armutsbevölkerung. In Kairo entwickelte 
sich ein Dualismus von informellen bzw. ungeplanten 
Stadtvierteln und neu geplanten Satellitenstädten in 
der Wüste, verursacht durch dezentral-informelle und 
parallele zentralistisch-formelle Stadtentwicklungspro- 
zesse. In Guangzhou sind Politik und Wirtschaft im Zuge 
eines „Roten Kapitalismus" (Lin, 1997) zentrale Treiber 
einer rapiden, gelenkten Urbanisierung. Kigali verfolgt 
trotz des politischen Erbes als Postkonfliktstadt sowie 
der überwiegend informell organisierten Stadtentwick- 
lung und -Versorgung ambitionierte Ziele, eine Moder- 
nisierung durch wirtschaftliches Wachstum auf ökolo- 
gisch verträgliche Weise zu erreichen. Säo Paulo durch- 
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lief rapide Wachstumsphasen in den 1940er bis 1980er 
Jahren und versucht heute, dem Bedeutungsverlust des 
central business district (CBD) durch Innenstadtrevita- 
lisierung in Kombination mit partizipativen Verfahrens- 
weisen zu begegnen. 

In den einzelnen Städtebeispielen werden auch die 
in Kapitel 4 identifizierten transformativen Hand- 
lungsfelder adressiert. So werden z. B. in Mumbai die 
Ansatzpunkte informeller Siedlungen, klimawandelbe- 
dingte Naturrisiken und Partizipation sowie in Kairo die 
Transformation der Flächennutzung vertieft Gesund- 
heitsbeeinflussende Faktoren werden aufgegriffen, z.B. 
die Verfügbarkeit von Erholungsräumen oder Umwelt- 
stressoren in Kopenhagen, Kairo oder Mumbai. Auch 
Dekarbonisierungsstrategien der einzelnen Städte und 
deren Tragweite für die große Transformation, oft ein- 
gebettet in langfristige Stadtentwicklungsvisionen, 
werden in den einzelnen Kapiteln thematisiert. 

Für die im Kapitel 5 aufgeführten Schätzungen von 
Treibhausgasemissionen und der Energienutzung von 
Städten und Siedlungen ist zu beachten, dass diese 
generell extrem divers und selten vergleichbar sind. 
Dies liegt zum einen an fehlenden Standards, z. B. in 
Bezug auf Zurechnung von Emissionen, Datenquali- 
tät, Berechnungsmethoden, sowie an fehlenden Daten, 
insbesondere in Entwicklungs- und Schwellenländern. 
Darüberhinaus hält die Anzahl neu erscheinender Stu- 
dien nicht mit dem raschen Urbanisierungsprozess 
schritt, so dass ein systematischer, aktueller Überblick 
nicht existiert (Seto et al., 2014: 936). Die vom WBGU 
für einzelne Städte zitierten Zahlen dienen daher nur 
der groben Orientierung und sollten keinesfalls für 
einen Vergleich der Städte herangezogen werden. 


5.2 

Mumbai: Transformation einer Kolonialmetro- 
pole zur global vernetzten Megastadt 

Mumbai steht als Wirtschaftshauptstadt Indiens stell- 
vertretend für Städte mit langer, früh kolonial-interna- 
tionalisierter und globalisierter Entwicklungsgeschichte 
und für Städte in Entwicklungsländern mit mehrfachen 
Umbruchprozessen. Deshalb bestehen vielfältige und 
komplexe historische Pfadabhängigkeiten, deren Ver- 
ständnis auch für andere Städte und Megastädte im 
Entwicklungskontext erhellend ist. Dies betrifft auch 
die zunehmende Tertiärisierung der Ökonomie, d.h. den 
Wandel von der Industrie- zu einer Dienstleistungsöko- 
nomie, die in Mumbai stark mit dem Wegbrechen der 
Textilindustrie als zentralem Wirtschaftszweig zusam- 
menhängt. Mumbai ist durch eine lange Migrations- 
geschichte mit heute großer ethnischer und religiöser 
Vielfalt, multikulturellem Zusammenleben und ethni- 


schen wie religiösen Konflikten charakterisiert. Zudem 
ist die Stadtgesellschaft durch starke sozioökonomische 
Disparitäten geprägt. Mumbai ist aber auch im Hin- 
blick auf materielle, finanzielle und personelle Kapa- 
zitäten für eine urbane Transformation zur Nachhaltig- 
keit interessant: Dazu gehören die Präsenz und Wirk- 
samkeit einer aktiven Zivilgesellschaft bei der gleich- 
zeitig bestehenden Herausforderung, die Aktivitäten 
stärker zu koordinieren und Klientelismus zu vermei- 
den. Durch grundlegende Veränderungen, etwa einen 
Umbau zu energieeffizienten und ressourcensparenden 
Infrastrukturen, der Etablierung sozialer Dialoge und 
ökonomischer Umschulungsprogramme, könnte die 
Lebensqualität der Bevölkerung deutlich erhöht wer- 
den. 


5.2.1 

Transformation einer Kolonialmetropole zur 
global vernetzten Megastadt 

Mumbai hat seit ihrer Gründung im 16. Jahrhundert 
tiefgreifende Wachstums- und Expansionsprozesse 
durchlaufen, die von mehreren Umbrüchen gekenn- 
zeichnet waren. Entscheidend in der Stadtentwicklung 
waren das Ende der britischen Kolonialherrschaft 1947, 
der Niedergang der Textilindustrie in den 1970/80er 
Jahren sowie die Liberalisierungspolitik seit 1991, mit 
der eine beschleunigte Modernisierung der Stadtent- 
wicklung einsetzte. Die Stadt wurde somit durch unter- 
schiedliche Kräfte geprägt: „Gebaut aus kolonialer Ideo- 
logie, neu geformt durch nationalistisches Gedanken- 
gut und durch die globale Wirtschaft in entgegenge- 
setzte Richtungen gezogen, war Mumbai sowohl ein Ort 
imperialistischen Zwangs als auch eine Quelle indigener 
Macht" (Bora und Mokashi-Punekar 2011: 154; eigene 
Übersetzung). Nach der Unabhängigkeit verstärkten 
sich die Urbanisierungsprozesse in Mumbai. Adminis- 
trativ wird die Stadt als Greater Mumbai (GM) bezeich- 
net, die aus der Halbinsel (city district) und den Voror- 
ten (suburban districts) besteht und von der Munici- 
pal Corporation of Greater Mumbai (MCGM) verwaltet 
wird. Zwischen 1960 und 2001 lag der Bevölkerungs- 
zuwachs bei 42% bis 20% pro Dekade (Abb. 5.2-1). 
Zum Zeitpunkt des letzten Zensus 2011 lebten in Mum- 
bai 12,4 Mio. Menschen auf einer Fläche von 458 km 2 , 
so dass mit durchschnittlich 27.160 Einwohnern pro 
km 2 und in einzelnen Stadtbereichen maximalen Dich- 
ten von 110.000 Einwohnern pro km 2 eine der höchs- 
ten Bevölkerungsdichten der Welt vorliegt. 

Das zukünftige Wachstum wird vor allem in den Vor- 
orten und der erweiterten Metropolregion, der Grea- 
ter Mumbai Urban Agglomeration (GMUA), stattfin- 
den (MCGM, 2014). Die GMUA wurde 1973 gegrün- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


— 221 — 


Drucksache 18/9590 



Jahr 


Bevölkerung 
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□ Greater Mumbai 

(urbane Agglomeration) 
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(urbane Agglomeration) 


Abbildung 5.2-1 

Bevölkerungswachstum in Greater Mumbai und Greater Mumbai Urban Agglomeration: absoluter Zuwachs und Wachstumsrate. 
Quellen: MCGM, 2014; UN DESA Population Division, 2014 


det und umfasst neben Greater Mumbai sieben weitere 
Stadtverwaltungen (Thane, Kalyan, Ulhasnagar, Mira, 
Bhiwandi, Navi Mumbai, Vasai Virar City) und neun 
Gemeinderäte. Die GMUA erstreckt sich über 4.355 
km 2 und verzeichnete 2011 18,4 Mio. Einwohner. 

Mumbai besitzt die typischen Charakteristika einer 
Megastadt in einem Schwellenland: hohes Bevölke- 
rungswachstum, ein großer informeller Sektor, über- 
strapazierte Infrastruktur und ökologische Über- 
lastungserscheinungen (Jain et al., 2013). Zugleich 
bestehen starke sozioökonomische Disparitäten zwi- 
schen sehr reichen, global gebildeten und sehr armen, 
analphabetischen Bevölkerungsgruppen sowie zwi- 
schen Angehörigen verschiedener Kasten, ethnischen 
Gruppen und Religionen. Etwa die Hälfte der Bevölke- 
rung lebt in Slums mit meist inadäquater Versorgung 
mit Basisdienstleistungen. Diese stehen im Kontrast 
(Abb. 5.2-2) zu der zunehmenden Anzahl moderner 
Bürohochhäuser, Einkaufszentren und Gated Commu- 
nities. Der Immobilienmarkt Mumbais gehört zu den 
teuersten der Welt. Die wachsenden sozioökonomi- 
schen Disparitäten führen zu einer zunehmenden Frag- 
mentierung der Gesellschaft und belasten deren soziale 
Kohäsion. Die Spaltung der Gesellschaft setzt sich in 
der Wirtschaftswelt fort: Mumbai zählt zu den wichti- 
gen nationalen und globalen Wirtschafts- und Finanz- 
zentren. Gleichzeitig ist ein großer Teil der Bevölkerung 
im formellen Niedriglohn- oder im informellen Sektor 
beschäftigt. Dabei sind die Wirtschaftsbereiche und 
-Sektoren auf verschiedenen Ebenen eng miteinander 
verwoben, z.B. profitieren Exportbetriebe von kosten- 
günstigen informell agierenden Zulieferbetrieben. 

Trotz dieser Probleme besitzt Mumbai ein hohes 


zivilgesellschaftliches Engagement, viele Basisbewe- 
gungen, soziale Toleranz und eine ausgeprägte lokale 
Identität. Die daraus entstehende gesellschaftliche 
Pluralität, Innovativität und Kreativität in der Gesell- 
schaft sind wichtige Ressourcen zum Erhalt und Aus- 
bau von Resilienz (Jain et al., 2013). 


5.2.2 

Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen in 
Mumbai 

Die Umwelt ist in Mumbai infolge infrastruktureller 
Überlastung, vor allem durch die zunehmende Luft- 
und Wasserverschmutzung, stark belastet. Weitere 



Abbildung 5.2-2 

Innerstädtische Disparitäten in Mumbai auf engem Raum: 
Slumsiedlung vor Hochhäusern in alten Industriegebieten, 
2010 . 

Quelle: Frauke Kraas/WBGU 
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Probleme bestehen in der mangelhaften Abfallentsor- 
gung, dem zumeist fehlenden Schutz ökologischer Aus- 
gleichsflächen und der degradierenden biologischen 
Vielfalt. Gleichzeitig steigt der Ressourcenbedarf durch 
sich verändernde Konsumstile und die weiter stei- 
genden Bevölkerungszahlen. Der Klimawandel droht 
bestehende Probleme zu verschärfen. 

5.2.2. 1 

Lokale Umweltprobleme 

Die größten Emissionsquellen für Luftverschmutzung 
sind Industrie, Autoverkehr, Staub durch Bautätig- 
keit sowie Verkehr und Faulgase durch nicht beseitigte 
Abfälle und Abwässer. Messungen von sechs Schad- 
stoffen (S0 2 , N0 2 , SPM, NH 3 , Blei, Benzo(a)pyren) an 
mehreren Stationen in Mumbai ergaben, dass die natio- 
nalen Grenzwerte für mindestens drei Schadstoffe (S0 2 , 
Blei, Benzo(a)pyren an allen Stationen überschritten 
wurden. Auch die Grenzwerte für Feinstaub wurden 
häufig nicht eingehalten. 

Trotz hoher absoluter C0 2 -Emissionen ist der Pro- 
Kopf -Ausstoß in Mumbai im Vergleich zu vielen ande- 
ren Städten mit etwa 1,84 t (Ramachandra et al., 
2015: 489) noch relativ gering. Der Anteil erneuerbarer 
Energien liegt bei 21%, vor allem Wasserkraft (Econo- 
mist Intelligence Unit, 2011a). Der Energieverbrauch ist 
aber relativ hoch (6,5 MJ Energie pro US-$ GDP (Eco- 
nomist Intelligence Unit, 2011a), was u.a. durch eine 
geringe Energieeffizienz und hohe Emissionsintensität 
erklärt werden kann. 

Der Bedarf an Trinkwasser beträgt 4 Mio. m 3 pro Tag, 
bereitgestellt werden aber nur 3,4 Mio. m 3 pro Tag. Bei 
durchschnittlichem Pro-Kopf-Verbrauch pro Tag von 
268 1 variiert die reale Nutzung stark, denn nicht alle 
Haushalte sind an die Wasserversorgung angeschlos- 
sen. Vor allem Slums, die nach 1995 errichtet wurden, 
fehlt ein Wasseranschluss. Das System ist zudem sanie- 
rungsbedürftig; Leckagen verursachen Wasserverlust 
und erhöhen das Kontaminationsrisiko durch Brauch- 
wasserintrusion. Es sind noch nicht alle Haushalte an 
das Bezahlungssystem durch Wasserzähler angeschlos- 
sen, so dass das Anreizsystem zum Wassersparen aus- 
gebaut werden kann. Wasser wird meistens nur für zwei 
bis sechs Stunden pro Tag bereitgestellt. Das Wasser für 
Greater Mumbai wird überwiegend aus durch Regen- 
wasser gespeiste Seen gewonnen (der entlegenste See 
ist 173 km entfernt). Es laufen verschiedene Projekte 
(vor allem Dammbau) zum Ausbau der Trinkwasserka- 
pazitäten (MCGM, 2014). 

Nicht alle Haushalte in Mumbai sind an das Abwas- 
sersystem angeschlossen. Dieses deckt nur ca. 60% 
des Stadtgebiets von Greater Mumbai ab und erreicht 
42 % der Bevölkerung sowie 2 % der Slumbevölkerung. 
Daher werden nur etwa 63 % des generierten Abwas- 


sers (2,7 Mio. m 3 pro Tag) in Kläranlagen aufbereitet. 
Ein Ausbau der Kapazitäten ist vorgesehen, aber die 
Abwasserklärung bleibt ein großes Problem. Zudem 
sind die insgesamt ca. 1.500 km langen Abwasserlei- 
tungen zum Teil mehr als 100 Jahre alt und stark sanie- 
rungsbedürftig (MCGM, 2014). Die mangelnde Aufbe- 
reitung der Abwässer führt zu einer starken Kontami- 
nation der Flüsse und Küstenzone Mumbais. 

In Greater Mumbai fallen täglich ca. 7.800 t Abfall 
(630 g/Kopf) und 4.700 t Bau- und Abrissabfälle an, 
wovon nur etwa 10% recycelt werden (369 t Bioab- 
fälle und 250 t wiederverwertbare Wertstoffe); die 
restlichen Abfälle werden ohne weitere Behandlung 
auf Mülldeponien oder wild entsorgt (MCGM, 2014). 
Etwa 83% des anfallenden Abfalls werden eingesam- 
melt. 52% der Haushalte werden von einem Haus-zu- 
Haus -Abfallsammelsystem abgedeckt, 48% der Haus- 
halte müssen ihren Abfall zu Sammelstellen bringen. 
Haushalte entsorgen ihren Abfall deshalb z.T. illegal in 
offenen Abwasserkanälen oder Freiflächen. Fehlende 
Mülltrennung, zu geringe Recyclingraten und unsach- 
gemäße Deponierung verursachen hohe ökologische 
Kosten; zudem hat die Stadt große Probleme, neue Flä- 
chen für die Mülldeponierung zu erschließen. 

Zwar kann der geringe Flächenverbrauch durch die 
hohe Bevölkerungsdichte als ökologisch positiv bewer- 
tet werden, dennoch bestehen Probleme beim Natur- 
schutz. Etwa 28% der Gesamtfläche von Greater Mum- 
bai umfasst natürliche offene Flächen, vor allem Wäl- 
der, Wasserflächen, Mangroven, Feuchtgebiete und den 
Sanjay Gandhi National Park (Abb. 5.2-3). Dennoch ist 
die Stadtentwicklung in Mumbai nur wenig auf den 
Erhalt von Ökosystemen und biologischer Vielfaltaus- 
gerichtet, die zu einem Erhalt der Umweltgesundheit 
beitragen könnten (MCGM, 2014). Im neuesten Ent- 
wicklungsplan legt die Stadtverwaltung den Fokus auf 
Strategien zum Schutz ökologisch sensibler Gebiete mit 
hoher Biodiversität, die Wiederherstellung von Öko- 
systemen und den Ausbau von blau-grünen Netzwer- 
ken in der Stadt (MCGM, 2014). 

5. 2. 2. 2 

Auswirkungen des Klimawandels 

Mumbai ist vor allem durch veränderte Niederschlags- 
regime und urbane Hitzeeffekte vom Klimawandel 
betroffen (IPCC, 2014c). Während extreme Hitzewel- 
len an der Westküste Indiens bisher selten auftraten, 
wird deren Intensität und Häufigkeit Projektionen 
zufolge bis 2070 stark zunehmen (Murari et al., 2014). 
Überschwemmungen, verursacht durch Starkregen und 
inadäquate Entwässerungssysteme, stellen ein erhebli- 
ches gesundheitliches und ökonomisches Problem für 
die Stadt dar (Kasten 5.2-1). Das Klima Mumbais ist 
vom Monsum geprägt. Vom durchschnittlichen jährli- 
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Abbildung 5.2-3 

Landnutzung in Greater Mumbai. 
Quelle: MCGM, 2014 
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Abbildung 5.2-4 

Auswirkungen des Meeresspiegelanstiegs auf Mumbai bei 4°C-Erwärmung (linkes Bild) und 2°C-Erwärmung (rechtes Bild). 
Quelle: Climate Central, 2015 


chen Niederschlag von 2.000 mm fallen etwa 70% im 
Juli und August (MCGM, 2014). Die bisher heftigsten 
Überschwemmungen ereigneten sich im Juli 2005, bei 
denen nahezu 1.000 mm Niederschlag innerhalb von 
24 Stunden fielen (Ranger et ab, 2011). In Mumbai 
werden steigende Niederschlagswerte sowie mehr Star- 
kregen und Gewitter beobachtet, die voraussichtlich 
in den kommenden Jahren weiter zunehmen werden 
(Rana et al., 2014; De Sherbinin et ab, 2007). Mumbai 
zählt heute und absehbar im Jahr 2070 weltweit zu den 
20 Städten, in denen Menschen und Güter am meisten 
von Küstenüberschwemmungen betroffen sind bzw. 
sein werden (IPCC, 2014c). So könnte sich bis 2080 das 
Risiko extremer Überschwemmungen, damit auch von 
Küstenerosion und Landrutschungen, mehr als verdop- 
peln (Ranger et ab, 2011). 

Das Überschwemmungsrisiko wird durch die natur- 
räumliche Beschaffenheit Mumbais sowie durch anthro- 
pogene Faktoren verschärft. Einige Bereiche der südli- 
chen Halbinsel liegen nur knapp über dem Meeresspie- 
gel und sind dadurch besonders vulnerabel gegenüber 
dem in den letzten beiden Dekaden (1993-2012) auf- 
getretenen Meeresspiegelanstieg von ca. 3,3 mm pro 
Jahr (Unnikrishnan et ab, 2015; Abb. 5.2-4). Anthro- 
pogene Eingriffe, insbesondere dichte Besiedlung der 
unmittelbaren Küstenbereiche, die eine flächenhafte 
Erosion der Küstenlinien hervorruft, sowie eine zuneh- 
mende Landabsenkung infolge Grundwasserentnahme 
und steigender Auflast werden die Folgen des Meeres- 
spiegelanstiegs verstärken (Gupta, 2009). Das Entwäs- 
serungssystem, bestehend aus Flüssen, größeren und 
kleineren offenen Kanälen und Untergrundkanälen, 
Sammelbecken und Pumpstationen, ist aufgrund des 
hohen Alters sanierungsbedürftig. Kanäle sind häufig 


durch Abfälle verstopft und die natürlichen Entwässe- 
rungssysteme und Regenwasserspeicherkapazität wur- 
den durch urbane Bauaktivitäten und Gebäude erheb- 
lich beeinträchtigt (MCGM, 2014). Auch die Zerstörung 
von Mangrovenwäldern durch private Baufirmen, die 
Missachtung von Küstenschutzzonen), der unkont- 
rollierte Bevölkerungszuwachs durch Migration sowie 
eine unklare Koordination und Kooperation zwischen 
den zahlreichen privaten und staatlichen Akteuren und 
Institutionen verstärken die Abwasserprobleme (Bha- 
gat et ab, 2006). Der anhaltende Urbanisierungspro- 
zess in Mumbai, z. T. ohne adäquate Planungsgrund- 
lage, wird das Überschwemmungsrisiko weiter erhöhen 
(Ranger et ab, 2011). 

5. 2.2. 3 

Maßnahmen zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen 

Die indische Nationalregierung verabschiedete 2008 
einen National Action Plan on Climate Change, der 
u. a. auch den Ausbau der Solarenergie und Energie- 
einsparungen im Bausektor (unterstützt durch eine 
Verschärfung der Baugesetzgebung) vorsieht (Pandve, 
2009). Die Stadt Mumbai besitzt jedoch noch keinen 
eigenen Klimaplan, sondern es werden (bisher) nur ver- 
einzelte Maßnahmen durchgeführt, z.B. im Bereich des 
„Grünen Bauens" oder bei Schadstoffgrenzen für Treib- 
stoffe (Alankar, 2015). Mumbai ist Mitglied im Städ- 
tenetzwerk C40, das lokale Strategien zur Bekämp- 
fung des Klimawandels durch Städteaustausch fördern 
möchte. Für Mumbai sind allerdings bisher weder Emis- 
sionsdaten noch Emissionsziele auf der Homepage des 
C40-Netzwerks aufgeführt (C40, 2015b). 

Weitere Gesetze und Initiativen, die auf Stadtebene 
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Kasten 5.2-1 

Klimawandel und Überschwemmungsrisiko in 
Mumbai 

Die bisher schwerwiegendste Überschwemmung im Jahr 
2005 war für den indischen Versicherungsmarkt mit einem 
geschätzten Schaden von 770 Mio. US-$ die teuerste Kata- 
strophe aller Zeiten (Ellenrieder, 2006]. Dieses Ereignis hat 
dazu geführt, dass die ökonomischen und sozialen Auswir- 
kungen des globalen Klimawandels für Mumbai bewusster 
wahrgenommen werden. Der wirtschaftliche Schaden durch 
extreme Überschwemmungen bis 2050 wird auf ca. 64 Mrd. 
INR (ca. 842 Mio. €1 geschätzt (Kumar et al., 20083 

Die jährlichen Überschwemmungen unterschiedlicher 
Intensität haben direkte und indirekte Folgen: 2005 wurden 
zahlreiche Stadtteile bis zu 3 m unter Wasser gesetzt, wohin- 
gegen Überschwemmungen während des üblichen Monsuns 
regelmäßig bei 0,5 bis 1,5 m liegen (Gupta, 2009). Da sich 
Slums häufig in Risikogebieten befinden (Abb. 5.2-5), die 
Hütten wenig stabil gebaut sind und eine geringe Bauhöhe 
aufweisen, verlieren vor allem Slumbewohner ihre Hütten 
und Besitztümer (Hallegatte et ah, 2010; Kraas et ah, 2011). 
Zahlreiche Menschen ertranken, wurden durch herabstür- 
zende Bauteile erschlagen oder starben an Stromschlägen. 
Die Überschwemmungen lösten zudem viele Erdrutsche aus. 
Nach den Überschwemmungen verursachte das kontaminier- 
te Trinkwasser bei Hunderten von Menschen Magen-Darm- 
Erkrankungen, u.a. Cholera und Ruhr. Zudem gelangten Che- 
mikalien vor allem aus informellen Industriebetrieben in das 
Gewässernetz (Ellenrieder, 2006). Das Verkehrssystem brach 
zusammen und viele Geschäfte und Büros blieben geschlos- 
sen. Dies verursachte hohe ökonomische Kosten (Revi, 
2008). Die Schwere der Auswirkungen der Überschwemmun- 
gen wurde auch mit einer schlechten Regierungsführung in 
Zusammenhang gebracht, da die verschiedenen verantwortli- 
chen Institutionen nicht in der Lage gewesen wären, die not- 
wendigen Maßnahmen zu koordinieren (Zerah, 2014). 

Lösungsansätze; Krisenprävention und zivilgesell- 
schaftliche Katastrophenhilfe 

Verantwortlich für die Risikoprävention und -adaption ist die 
Municipal Corporation of Greater Mumbai (MCGM). 2007 
entstand der erste Greater Mumbai Disaster Management 
Action Plan, der eine physisch-morphologische, meteorolo- 
gische und sozioökonomische Risikoanalyse der Stadtregion 
und ihrer einzelnen Stadtbezirke für acht Risikoaspekte ana- 
lysiert (vulnerable Siedlungen, Überschwemmungen, Feuer, 


von der MCGM verabschiedet wurden, betreffen z.B. 
das gesetzlich vorgeschriebene Sammeln von Regen- 
und Grauwasser in Gebäuden, die Verbesserung der 
Abfallwirtschaft, Schulkampagnen zur Bewusstseins- 
bildung, die Förderung des ÖPNV oder die Förderung 
von Abfallrecycling sowie ein Verbot von Plastiktüten. 
Die Stadtverwaltung fördert auch zivilgesellschaftliche 
Initiativen: So schließen sich etwa im Advance Locality 
Management Programm Bürger in Nachbarschaftsgrup- 
pen zusammen, um die Umwelt in ihrer Nachbarschaft 
sauber zu halten und Abfälle zu reduzieren (Economist 


Erdbeben, Landrutschungen, Straßenunfälle, Industrieun- 
fälle, Zyklone) und Reaktions- und Präventionsmaßnahmen 
aufzeigt. Die geforderten Maßnahmen werden in drei thema- 
tische Einheiten gegliedert: Verbesserung der Infrastruktur, 
Ausbau des Kommunikations- und Informationssystems und 
Analyse von Landnutzungspolitik und -planung. 2010 wurde 
eine aktualisierte Version, der Mumbai Disaster Risk Manage- 
ment Master Plan, verabschiedet. Die Stadtverwaltung von 
Mumbai gab zudem 2010 Richtlinien speziell für den Über- 
schwemmungsschutz heraus (MCGM, 2010). 

Neben der Verwaltung spielen lokale CBOs und NRO eine 
bedeutende Rolle, da der Hauptteil der Katastrophenhilfe 
informell als Nachbarschafts- und Familienhilfe geleistet 
wurde. Hierzu gehören das Teilen von Nahrungsmittelreser- 
ven, die Gewährung von Obdach oder die Säuberung der Stra- 
ßen nach Überschwemmungsereignissen. Ein Grund für den 
großen Bedarf an nachbarschaftlicher Hilfe besteht in der 
schlechten Zugänglichkeit weiter Teile des Stadtgebiets für 
Hilfskräfte. Die Anzahl der NRO ist in Indien allgemein und 
speziell in Mumbai hoch. Während Katastrophenereignissen 
werden diese Gruppen im Sinne eines community-based 
disaster managements in die Krisenreaktion einbezogen. 
Infolge ihrer lokalen Verankerung können sie zum Teil als Bin- 
deglied zwischen den öffentlichen Einrichtungen und der 
(informell siedelnden) Marginalbevölkerung agieren (Kraas et 
al., 2011; Peters et al., 2015). 



Abbildung 5.2-5 

Informelle Siedlungen in Mumbai befinden sich häufig 
entlang von Infrastrukturlinien und in Risikogebieten, hier 
am Rande der Eisenbahnschienen. 

Quelle: Frauke Kraas/WBGU 


Intelligence Unit, 2011a; Kap. 5. 2. 3. 3). Der Erfolg der 
einzelnen Maßnahmen ist jedoch schwer zu überprü- 
fen. Die Autoren der STEPS-Studie (Social, Technolo- 
gical and Environmental Pathways to Sustainability) 
führen an, dass in Mumbai eine große Diskrepanz zwi- 
schen gesetzlichen Vorschriften und der realen Durch- 
führung von Projekten besteht und die Umsetzung 
lokaler Gesetze z.B. auch durch die Regierung des Staa- 
tes Maharashtra verhindert wird (Alankar, 2015). Es 
fehlt u. a. bisher an einheitlichen Standards für „grüne 
Gebäude"; Verstöße gegen Umweltauflagen wer- 
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den nicht sanktioniert und ökologisches Bauen kaum 
mit Steueranreizen belohnt (Boyd und Ghosh, 2013). 
Die bisherigen Gesetzesinitiativen und Praktiken zur 
Bekämpfung des Klimawandels, zum Ressourcenschutz 
und zur Verbesserung der Umweltqualität führen damit 
nicht zu einem deutlichen Umdenken und zur Einlei- 
tung eines Transformationsprozesses, vielmehr wird 
ein Business-as-usual-Szenario mit „grünem Anstrich", 
z. B. im Wirtschaftsbereich, verfolgt, bei dem vulnera- 
ble Bevölkerungsgruppen den Großteil der Kosten für 
Umweltplanung und -gesetze tragen (Alankar, 2015). 

5.2.3 

Teilhabe in Mumbai 


5.2.3. 1 

Substanzielle Teilhabe 

Die wirtschaftliche Stärke Mumbais spiegelt sich im 
Index für humane Entwicklung (Human Development 
Index - HDI) der für Mumbai mit 0,842 wesentlich 
höher liegt als der nationale indische Durchschnitt mit 
0,504 (UNDP, 2011). Während die Indikatoren für Ein- 
kommen und Bildung über dem nationalen und bun- 
desstaatlichen Durchschnitt stehen (Alphabetisie- 
rungsrate laut Zensus 2011: Mumbai 90%, Maharash- 
tra 82 %, Indien 74 %), liegt der Gesundheitsindikator 
leicht unter dem Durchschnitt (Yashwantrao Chavan 
Academy of Development Administration, 2014). Dies 
wird auf die schwierigen urbanen Lebensbedingun- 
gen in Mumbai zurückgeführt, wie z. B. die hohe Ein- 
wohnerdichte, der hohe Anteil an Slumbevölkerung, 
die mangelhafte Infrastruktur sowie die Umweltver- 
schmutzung. 

Der HDI verdeckt die starken sozioökonomischen 
Disparitäten. Während die aufsteigende Mittelschicht 
wenn möglich auf private Dienstleistungen und Güter 
zurückgreift (z. B. Gated Communities, Privatschulen, 
private Gesundheitsversorgung), leiden die unteren 
Einkommensgruppen am meisten unter der inadäqua- 
ten öffentlichen Infrastruktur, insbesondere in den 
Bereichen der Trinkwasserversorgung, Abwasser- und 
Abfallentsorgung und sanitären Einrichtungen (Kap. 
5.2.2). Da die Wohngebiete unterer Einkommensgrup- 
pen meist in stärker umweltdegradierten Gebieten lie- 
gen, besteht eine hohe Umweltungerechtigkeit, z.B. 
beim Zugang zu Grünflächen. Vor einigen Faktoren 
kann sich jedoch auch die Mittel- und Oberschicht nur 
begrenzt schützen: Der Lärmpegel z.B. überschreitet im 
gesamten Stadtgebiet tagsüber den Grenzwert von 55 
db und liegt in Wohngebieten bei etwa 63 73 db, auf 
Verkehrsflächen bei 65-85 db. Zwar wurden vor allem 
in Wohngebieten Ruhezonen eingerichtet, aber auch 



Abbildung 5.2-6 

Urbane Freiflächen in Mumbai sind rar: Der Oval Maidan wird 
von der Bevölkerung oft für Sport- und Freizeitakititäeten 
genutzt; im Füntergrund der kolonialzeitliche Churchgate 
Terminus. 

Quelle: Mareike Kroll/WBGU 

hier werden die Grenzwerte überschritten (MCGM, 
2014). 

Dringender Handlungsbedarf besteht vor allem in 
der Bereitstellung von erschwinglichem Wohnraum, 
dem Ausbau des Transportsystems, dem Zugang zu 
öffentlichen Gesundheits- und Bildungseinrichtungen 
sowie der Verbesserung der Umweltgesundheit. 

Nach offiziellen Angaben leben 42% der Bevöl- 
kerung in Slums (MCGM, 2014; Kasten 5.2-1). Diese 
weisen erhebliche Unterschiede hinsichtlich ihrer 
baulichen Gestaltung, Ausstattung mit Infrastruktur 
(Zugang zu Trinkwasser, sanitären Anlagen, Abwas- 
sersystem, Abfallentsorgung, Überschwemmungs- 
schutz usw.) sowie ihres rechtlichen Status auf (Joshi 
et al., 2002). Die Ausstattung mit Basisdienstleistun- 
gen hängt auch davon ab, ob ein Slum bei der Stadt- 
verwaltung offiziell registriert ist (ca. 85% der Slums 
sind registriert). Sind Slums informell, variiert die Ver- 
sorgung je nach Grundstückseigentümer, z.B. Land der 
Zentralregierung, der Eisenbahnbehörde oder priva- 
tem Grundstücken (Zerah, 2014). Häufig ist der Land- 
besitzstatus der Slums ungeklärt, was zu großen Unsi- 
cherheiten bei den Bewohnern führt (Patel, 2004). In 
den Slums von Mumbai lebt allerdings nicht nur Bevöl- 
kerung unterhalb der Armutsgrenze, sondern auch 
Angehörige der unteren Mittelschicht: Gemäß Daten 
des National Family Health Survey 2005/06 gelten 
10% der Slumhaushalte in Mumbai als arm, hingegen 
nur 3% der Haushalte in Nicht-Slumgebieten. Damit 
leben zwar 79% der Armen in Slumgebieten, dennoch 
können Slums nicht mit Armut gleichgesetzt werden 
(Gupta et al., 2009). 

In Anbetracht der weiterhin zunehmenden Bevölke- 
rung, sinkender Haushaltsgrößen und steigender Ein- 
kommen wird der Wohnungsbedarf in Mumbai wei- 
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terhin zunehmen. Dies wird durch den zunehmenden 
Platzbedarf der Wirtschaft nochmals verschärft. Etwa 
60% der Stadtfläche (271 km 2 ) sind bebaut und set- 
zen sich zusammen aus 103 km 2 Wohnfläche (38% 
der bebauten Fläche), 13 km 2 (5%) kommerzieller und 
22 km 2 (8%) industrieller Nutzung, 91 km 2 (33%) 
öffentlicher Versorgung und Transport (Abb. 5.2-3). 
Der Prozentsatz öffentlich zugänglicher Freiflächen 
(Spielplätze, Erholungsräume, Parks und Gärten) liegt 
mit 1,24 m 2 pro Kopf sehr niedrig (MCGM, 2014; Abb. 
5.2-6). Zudem befinden sich Freiflächen häufig in pri- 
vater Hand oder sind aufgrund mangelnder Instandhal- 
tung vernachlässigt. Trotz einer angestrebten grund- 
sätzlichen Trennung zwischen Wohn- und kommerzi- 
ellen Gebieten weist die Flächennutzung eine mosaik- 
artig gemischte Struktur auf. Aufgrund des Mangels an 
Freiflächen bedarf es daher einer holistischen Stadt- 
umgestaltung und -erneuerung mit gutem Transport- 
system, Zugang zu öffentlichen Einrichtungen und 
Umweltschutz (MCGM, 2014). 

Das öffentliche Verkehrssystem ist in Mumbai stark 
überlastet: 7 Mio. Menschen nutzen täglich das lokale 
Bahnsystem, weitere 5,5 Mio. das öffentliche Bussys- 
tem. Da die Kapazitäten nicht mit der Nachfrage gestie- 
gen sind, befördert jeder Zug ca. das 2,5-fache der 
maximal zugelassenen Kapazität. Etwa 51% der Ver- 
kehrsteilnehmer sind Fußgänger, nur ca. 2 % Autofah- 
rer. Dennoch ist der Autoverkehr zwischen 1991 und 
2005 um 137% angestiegen, das Zweiradaufkommen 
um 306%. Der Besitz von privaten Fahrzeugen ist zwi- 
schen 1996 und 2005 von 5% auf 8% gestiegen und 
könnte bis 2031 20% erreichen. Insgesamt konnte der 
Infrastrukturausbau der Zunahme an Verkehr nicht 
nachkommen, so dass Staus zusätzlich zur Lärm- und 
Luftverschmutzung sowie zu erheblichen Zeitverlus- 
ten beitragen. Eine wachsende Anzahl der Berufs- 
tätigen muss aufgrund steigender Immobilienpreise 
immer weitere Strecken zum Arbeitsplatz zurücklegen 
(MCGM, 2014). 

Verschiedene Projekte zur Verkehrsregulierung sind 
in Planung, z.B. der Eastern Freeway und ein Mono- 
rail-System (MCGM, 2014). Derzeit weist Mumbai noch 
einen sehr geringen Anteil privaten Individualverkehrs 
auf, der in den kommenden Jahren aber stetig steigen 
dürfte, wenn nicht jetzt massiv in den ÖPNV inves- 
tiert wird. Verkehrsprojekte zugunsten des Individual- 
verkehrs sowie mautpflichtige Schnellstraßen kommen 
eher der Oberschicht zugute, während viele Menschen 
der Unter- und Mittelschicht täglich mehrere Stunden 
in überfüllten Bussen und Bahnen zurücklegen müssen. 

Die Stadtverwaltung ist zudem für die öffentliche 
Bildung und Gesundheitsversorgung zuständig: Die 
MCGM bietet freie Primarbildung an und unterhält 
1.255 Primär-, 109 Sekundär- und 430 privat unter- 


stützte Primarschulen. Aufgrund der unterschiedlichen 
Verteilung der Schulen sind manche Gebiete, vor allem 
solche mit hohem Slumanteil, unterversorgt (MCGM, 
2014). 

Auch die Anzahl der öffentlich betriebenen Gesund- 
heitseinrichtungen reicht für die Versorgung bei wei- 
tem nicht aus, so dass weite Teile der Bevölkerung 
auf private, kostenpflichtige Gesundheitseinrichtun- 
gen zurückgreifen, die aufgrund der besseren Versor- 
gung und höheren Dienstleistungsbereitschaft bevor- 
zugt werden (MCGM, 2014). Wie bereits am Beispiel 
des HDI gezeigt, wirkt sich die schlechte Lebensqualität 
in Mumbai unmittelbar auf die Gesundheit der Bevöl- 
kerung aus und belastet damit auch das Gesundheits- 
system. Negative Einflüsse ergeben sich aus der hohen 
Luftverschmutzung und Lärmbelastung, Überschwem- 
mungen in der Monsunzeit, der schlechten Trinkwas- 
serqualität, inadäquaten Licht- und Ventilationsver- 
hältnissen sowie mangelhaften Wasser- und Sani- 
täranlagen an Schulen. Die hohe Umweltverschmut- 
zung trägt zu einer weiten Verbreitung von Diarrhoe, 
Tuberkulose, Bluthochdruck, Malaria und Diabetes 
bei (MCGM, 2014). Gleichzeitig verringern mangelnde 
Erholungsräume, geringe physische Bewegung, berufli- 
cher und privater Stress sowie gesundheitsschädigende 
Verhaltensweisen (z.B. Alkoholkonsum) die Resilienz 
und den Anstieg nicht übertragbarer Erkrankungen, 
insbesondere Diabetes, Bluthochdruck und kardiovas- 
kuläre Erkrankungen (Mohan et al., 2011; Gupta und 
Ahuja, 2010; Rajan und Prabhakaran, 2012). Auch 
mentale Erkrankungen durch urbanen Stress nehmen 
zu (Shidhaye und Patel, 2012). 

5. 2. 3. 2 

Ökonomische Teilhabe 

In den letzten vier Dekaden sind der primäre und 
sekundäre Sektor kontinuierlich zurückgegangen, auf 
zurzeit 1% und 31%, zugunsten des tertiären Sek- 
tors, der bis 2034 nach Schätzungen von zurzeit 68% 
auf 81% anwachsen dürfte. Der Niedergang der kolo- 
nialzeitlich weltbedeutenden Textilindustrie begann 
in den 1960er Jahren, bedingt durch Mechanisierung 
und Verlagerung arbeitsintensiver Produktionsschritte. 
Mit zunehmender Dienstleistungsorientierung bildeten 
sich in Mumbai fünf neue ökonomische Cluster her- 
aus: Finanzdienstleistungen, Informationstechnologie 
und damit verbundene Dienstleistungen, Medien und 
Entertainment, Logistik und Lagerung sowie Produk- 
tion exportorientierter hochwertiger Güter. Diese Spe- 
zialisierungen in der globalen Ökonomie erfordern, dass 
auch Mumbai seine Standortattraktivität steigert, vor 
allem in den Bereichen Lebensqualität und Immobili- 
enpreise. Wichtige Herausforderungen für die Stadt- 
entwicklung sind daher die Bereitstellung von Land für 
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die soziale und physische Infrastruktur und eine Regu- 
lierung des Immobilienmarktes (MCGM, 2014; Kap. 
5.2.6). 

Mit den Wirtschaftsreformen der New Economic 
Policy seit Beginn der 1990er Jahre beschleunigte sich 
der Wandel von einer industriebasierten zu einer dienst- 
leistungsbasierten Wirtschaft (Nissel, 2004; Stang, 
2002). Die massive Privatisierung von Staatsbetrieben 
führte zu erheblichen Verlusten formeller Beschäfti- 
gungsverhältnisse sowie einer Marginalisierung vie- 
ler Arbeitskräfte (Vyas, 2009). Gleichzeitig nahm die 
Anzahl informeller Beschäftigungsverhältnisse seit 
den 1990er Jahren stark zu. Die Zahl neu entstehen- 
der Arbeitsplätze scheint im informellen Sektor stär- 
ker zu wachsen als im formellen (MCGM, 2014). Nach 
Angaben der Municipal Corporation of Greater Mumbai 
lag der Anteil der im informellen Sektor Beschäftigten 
1998 bei 38 % - wobei eine höhere Dunkelziffer ange- 
nommen werden muss (MCGM, 2005). Andere Schät- 
zungen gehen von 68 % der Beschäftigen aus (Jain et 
al., 2013). Beschäftigte im informellen Sektor sind häu- 
fig von schlechten Arbeitsbedingungen, niedrigen Löh- 
nen und langen Arbeitszeiten betroffen; bei fehlender 
Rechts- und Beschäftigungssicherheit und Sozialleis- 
tungen. Das Arbeitsfeld (z. B. Handel, Gewerbe, Haus- 
halt) und die Arbeitsbedingungen sind jedoch sehr 
divers, so dass allgemeine Aussagen nicht möglich sind 
(z. B. Studie zu Straßenverkäufern in Mumbai: Saha, 
2011). Die Beschäftigungsrate in Mumbai insgesamt 
lag 2011 bei 38 % (56 % Männer, 16 % Frauen; MCGM, 
2014). 

Das BIP stieg zwischen 1993/94 und 2010/11 um 
jährlich 13 %; der Anteil am nationalen BIP liegt kon- 
tinuierlich bei etwa 3 %. Das Pro-Kopf-BIP in Mumbai 
entspricht dem Dreifachen des nationalen Pro-Kopf- 
Einkommens. Jedoch liegt bei 50 % der Haushalte das 
Monatseinkommen unter 20.000 INR (ca. 260 €), bei 
gleichzeitig wesentlich höheren Lebenserhaltungskos- 
ten als im nationalen Durschnitt. Auch der Immobilien- 
markt gehört zu den teuersten der Welt. 

5 . 2 . 3. 3 

Politische Teilhabe 

Wahlbeteiligung 

In Mumbai finden alle fünf Jahre die Wahlen der loka- 
len Regierung statt. Die gewählte, politische Vertre- 
tung der Stadtregierung nimmt eine beratende Funk- 
tion der Stadtverwaltung ein und der Bürgermeister hat 
nur begrenzte Macht. Die exekutive Macht liegt beim 
Municipal Commissioner, der als Regierungsbeamter 
direkt von der Bundesregierung eingesetzt wird (Urban 
Age Programme, 2008). Die Lokalwahlen werden von 
der Bevölkerung als weniger wichtig wahrgenommen, 


die Wahlbeteiligung liegt meist unter 50% (Zerah, 
2014). Im Wahlkampf werden laut Zerah (2014) von 
den verschiedenen Parteien weniger Ideen für urbane 
Entwicklungsstrategien und Gesetze oder Themen des 
öffentlichen Interesses eingebracht, vielmehr steht der 
Zugang zu Ressourcen für bestimmte Interessengrup- 
pen, z.B. Nachbarschaften, Religion oder Kaste, im Vor- 
dergrund. 

NRO und CBOs 

Indien hat allgemein eine starke NRO Szene, die aus 
philanthropischen sowie religiösen Bewegungen her- 
vorgegangen sind (Herrle et al., 2013). Auch Mumbai 
besitzt eine lebhafte, aktive Zivilgesellschaft. Es las- 
sen sich grob zwei partizipative Ansätze unterschieden: 
NRO, die häufig als Vermittler zwischen der Bevölke- 
rung und der Stadtverwaltung fungieren, und Commu- 
nity Based Organizations (CBOs: Nachbarschaftsgrup- 
pen, in Mumbai auch als Mohalla Committees, Resi- 
dential Welfare Associations oder Advanced Locality 
Management Groups - ALM, bezeichnet), in denen die 
Bürger selbst als zentrale Akteure auftreten. 

Die Municipal Corporation regt in dem Entwick- 
lungsplan 2014-2034 (MCGM, 2014) die Beteiligung 
von Bürgern an Stadtentwicklungsprozessen in Form 
von Nachbarschaftsgruppen an, um die Kommunika- 
tion zwischen Bürgern und Stadtverwaltung zu verbes- 
sern. Ziel ist häufig die Verbesserung von Dienstleis- 
tungen sowie die Verbesserung der Umwelt einer Nach- 
barschaft. Zudem sollen lokale Repräsentanten der 
Stadtverwaltung Rechenschaft über Entwicklungspro- 
zesse ablegen, womit die Transparenz erhöht werden 
soll. So waren 2007 648 Gruppen im Advance Loca- 
lity Management-Programm der Stadt registriert: Die 
Gruppen kümmern sich in ihrer unmittelbaren Nach- 
barschaft z.B. um Recycling und Kompostierung von 
Bioabfällen, während die Stadt regelmäßig die Reini- 
gung des Gebiets sichert und Beschwerden der Bewoh- 
ner prioritär behandelt (Zerah, 2014). Dadurch entsteht 
ein institutionalisierter Dialog zwischen Bürgern und 
Stadtverwaltung. Allerdings sind nicht alle ALM aktiv; 
die Gruppen funktionieren besonders gut in Orten mit 
einer spezifischen Geschichte oder Identität und ent- 
sprechend hoher sozialer Kohäsion in der Nachbar- 
schaft (Zerah, 2014). Weitere Programme der Stadt- 
verwaltung mit Nachbarschaftsgruppen sind das Slum 
Adaptation Program, das Slum Sanitation Program oder 
die Clean Mumbai Initiative (Shankar, 2013). 

Die Vernetzung von CBOs auf Stadtebene und 
darüber hinaus erfolgt in der Regel durch NRO, die 
einen Wissensaustausch ermöglichen. In Mumbai sind 
etwa 2.800 NRO registriert (Shankar, 2013). Sie enga- 
gieren sich überwiegend in den größten Problembe- 
reichen der Stadt und kümmern sich um Bereiche des 
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Kasten 5.2-2 

Strategien zur Slumsanierung in Mumbai 

Die Slumsanierung CKap. 7. 3. 1.2) in Mumbai wird geprägt 
durch die Gesetzgebung unterschiedlicher Regierungsebenen 
sowie durch zivilgesellschaftliche Kräfte. 

Nationale Regierungsebene 

Es existieren verschiedene nationale Programme, z.B. Basic Ser- 
vices to the Urban Poor, Integrated Housing and Slum Develop- 
ment Scheme, Affordable Housing in Partnership, Interest Sub- 
sidy Scheme for Housing the Urban Poor, Integrated Low Cost 
Sanitation Scheme [Government of India, 2011). Als Hürde für 
Slumsanierungsmaßnahmen in Indien wird die unvollständi- 
ge Datenbasis genannt [Nijman, 2008; Government of India, 
2011), denn es gibt in Indien keine einheitliche Definition 
von Slum, was die quantitative Erfassung und Vergleichbarkeit 
erschwert. Insgesamt wird der Einfluss der Zentralregierung 
als gering eingestuft; er erfolgt primär über die Erlassung nati- 
onaler Gesetze, denen die Bundesstaaten jedoch nicht folgen 
müssen [außer auf solchen Landflächen, die der Zentralregie- 
rung gehören, z. B. Flächen des Militärs), und die Bereitstellung 
von Budgets (Nijman, 2008; Burra, 2005). 

Lokale Regierungsebene 

1995 wurde die Slum Rehabilitation Authority gegründet, die 
als Planungsbehörde Vorschläge für die Planung und Sanierung 
von Slums in Greater Mumbai unterbreitet. Während zwischen 
1950 und 1970 Slums vor allem beseitigt wurden, begann 
man 1971 mit Slum-upgrading-Maßnahmen. Seit 1995 wird 
primär die Politik der slum rehabilitation verfolgt. Alle vor 
1995 errichteten Slums können daran teilnehmen und haben 
laut Nijman (2008) das Recht, legalisiert und vor Zerstörung 
geschützt zu werden. Slumbewohner können bei der Slum 
Rehabilitation Authority die Erlaubnis für ein Sanierungspro- 
jekt beantragen, d.h. ihnen werden Landrechte übertragen, 
und ein privater Bauherr errichtet auf dem Land Häuser für 
die Bewohner und wird dadurch entschädigt, dass er nicht 
benötigtes Land gewinnbringend bebauen kann (Mechanismus: 
hohe Bodenpreise; land sharing). Dieser Ansatz wird jedoch als 
gescheitert angesehen (Nijman, 2008), denn zum einen haben 
nur wenige Haushalte bessere Wohnverhältnisse erlangt und 
zum anderen wurden die eigentlichen Bewohner durch spätere 
Kosten, wie z.B. Steuern, verdrängt. Die Lage vieler Slums ist 
zu unattraktiv und die Fläche zu klein, um private Investoren 
anzulocken. Zudem muss die Slumbevölkerung sich auf eine 
Strategie einigen, was aufgrund der z. T. vorherrschenden Hete- 
rogenität der Bewohner und Interessen schwierig ist. 

Den Umgang mit der Slumproblematik in Mumbai 
beschreibt Nijman (2008) daher auch als neoliberalen, 
marktwirtschaftlichen Ansatz, der einen Wandel von Regie- 
rungsinterventionen hin zur freien Marktwirtschaft (mit einer 
zunehmenden Rolle der privaten Bauwirtschaft und Finanz- 
institutionen) hervorrief. Zudem verschob sich die Verant- 
wortung vom Nationalstaat zur lokalen Regierung sowie von 
der Regierung zur Zivilgesellschaft. Laut Nijman sind NRO in 
das Machtvakuum getreten, die der Staat hinterlassen hat, 
wobei der Autor ihre Rolle in der urbanen Governance u. a. 
aufgrund ihrer fehlenden demokratischen Legitimation und 
Rechenschaftspflicht als problematisch betrachtet. 

Zivilgesellschaft bzw. NRO 

Wegen des offensichtlichen Versagens staatlicher Steuerung 
(Roy, 2008) nimmt die Zivilgesellschaft bei der Stadtent- 


wicklung eine wichtige Rolle ein. Während sich Bürger der 
Mittelschicht in staatlich sanktionierten Advanced Locality 
Management Groups (ALM-Gruppen) organisieren, um Miss- 
ständen zu begegnen (Baud und Nainan, 2008; Ganapati, 
2008), setzen sich mehrere NRO für die Verbesserung der 
Lebensbedingungen in Slums ein (Appadurai, 2001; Burra, 
2005; Patel und Arputham, 2007; Ramanath, 2009). Am ein- 
flussreichsten sind die NRO Mahila Milan, SPARC und Natio- 
nal Slum Dwellers Federation, die sich zu einer Allianz zusam- 
mengefunden haben und ohne parteipolitische Anbindung 
arbeiten (Kap. 6.2.2; Appadurai, 2001; Herrle et al., 2013). 
Zudem gibt es eine Reihe von NRO, die sich nach den Land- 
besitzern der Slumgebietsflächen organisieren. So existieren 
in Mumbai z.B. die Railway Slum Dwellers Federation, die 
Airports Authority Slum Dwellers Federation, die Pavement 
Dwellers Federation und Dharavi Vikas Samiti. Dies zeigt, 
dass die Verhandlung von Lösungsstrategien stark davon 
abhängt, wer das Land besitzt (Burra, 2005). 

Strategien von NRO umfassen u. a. die Mobilisierung und 
Organisation von Slumbewohnem, Spar- und Kreditgruppen, 
Infrastrukturprojekte, z.B. Häuser und Sanitäranlagen, Ent- 
wicklung alternativer Vorschläge zu Slumumsiedlungen (vor 
allem in Dharavi), Klärung von Landrechten, Kartierungen 
und Bestandsaufnahmen in Slums, Austausch (lokal, nati- 
onal, international) und Vernetzung von Slumbewohnem, 
Häuserausstellungen für adäquate, angemessene Planung 
und Kapazitätsaufbau der Stadtverwaltung zum Thema Slums. 
Das Programm Community Led Infrastructure Finance Facility 
ermöglicht es NRO, die lokale Regierung, die Privatwirtschaft 
oder auch internationale Hilfsprogramme und Entwicklungs- 
institutionen für die Finanzierung von Infrastrukturprojekten 
zu gewinnen. Dabei gehen die größeren NRO zunehmend Part- 
nerschaften mit der lokalen Regierung ein. Die Maßnahmen 
sind sehr vielfältig und auf verschiedensten Ebenen angesie- 
delt. Die starke Einbindung der Zivilgesellschaft in Mumbai 
dient mittlerweile auch anderen Stadtregierungen als Vorbild 
(Burra, 2005). 

Fazit 

Inwiefern Mumbai als positives Beispiel für Slumsanierung 
bewertet werden kann, ist schwierig zu beurteilen, da dies 
stark abhängig von einzelnen Projekten und den beteiligten 
Akteuren ist. Negativ zu bewerten sind z.B. die vergangenen 
Großprojekte der lokalen Regierung, wie die Errichtung des 
Bandra-Kurla-Komplexes, bei dem es weitreichende Enteig- 
nungen gab. Kritisch ist auch der Prozess in Dharavi zu sehen. 
Seit 1997 haben internationale Bauuntemehmen immer wie- 
der Vorschläge für Sanierungsprojekte in Dharavi vorgelegt, 
die jedoch am Widerstand der Bevölkerung scheiterten (zu 
geringe Wohnflächen; nur Bewohner, die bereits vor 2000 dort 
lebten, sollten Wohneinheiten zugewiesen werden). Nach dem 
aktuellen Plan der Slum Rehabilitation Authority sollen alle 
Familien, die auf der Wahlliste von 1995 registriert sind, kos- 
tenlos eine Wohneinheit von ca. 68 m 2 erhalten (SRA, 2015). 
Positivbeispiele finden sich vor allem bei kleineren In-situ- 
Projekten (Kap. 7. 3. 1.2), wie z.B. Ganesh Nagar, wo die Slum- 
bewohnerinnen aufgrund der hohen Homogenität der Gruppe 
einstimmig Interessen formulieren und durch die langjährige 
Zusammenarbeit mit einer NRO gut artikulieren konnten 
(Nijman, 2008). Die Baumaßnahmen wurden von einer eigenen 
Kooperative, finanziert durch einen Kredit der HDFC-Bank 
(mit CORDAID als Garant), umgesetzt (SRS, 2015). Die Bedeu- 
tung von NRO für die Verbesserung der Lebensbedingungen 
in Slums und als Vermittler zwischen Slumbewohnem und 
lokaler Regierung gilt für Mumbai als Positivbeispiel. 
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öffentlichen Raums, um Wohnen, Bildung, sanitäre 
Anlagen, Abfallwirtschaft und Sauberkeit (Shankar, 
2013). In die Projekte sind in der Regel auch Akteure 
der Stadtverwaltung, der Privatwirtschaft und Bürger 
involviert. Zum Beispiel entstand das Mumbai Water 
Front Center aus der Initiative von Bürgern im Stadt- 
teil Bandra, die den Küstenstreifen (eine frühere Müll- 
halde) in ihrem Wohngebiet für die Bevölkerung als 
lebendigen öffentlichen Raum zugänglich und nutzbar 
machen wollten. Ein Park an der Küste wurde durch 
die Bürger, Planer, Akteure der Stadt und die Privat- 
wirtschaft ermöglicht. Heute dient er der Erholung und 
wird als Treffpunkt, zum Sport sowie für kulturelle 
Veranstaltungen genutzt (Shankar, 2013). Ein weiteres 
Beispiel ist das Urban Design Research Institute, das 
sich für die Bewahrung des kulturellen und historischen 
Erbes der Stadt einsetzt. Diese NRO arbeitet mit Nach- 
barschaftsgruppen, Regierungsvertretern und der Pri- 
vatwirtschaft zusammen, um das Bewusstsein über das 
urbane Kulturerbe zu erhöhen und durch gemeinsame 
Projekte zu bewahren (Shankar, 2013). 

Im Bereich der Slumsanierung (Kasten 5.2-2) gel- 
ten die Ansätze der Allianz von Mahila Mila, SPARC 
und National Slum Dwellers Federation als gutes Bei- 
spiel (Kap. 6.2.2, 6.4.1). Ihre Methoden und z.T. ihre 
Philosophie wurden in vielen anderen Ländern adop- 
tiert und sie sind international vernetzt (Herrle et al., 
2013). Die Allianz hat durch ihre Mobilisierungskraft, 
Medienpräsenz und ihre klaren Visionen Zugang zur 
nationalen Gesetzgebungsebene in Indien gefunden 
(Herrle et al., 2013). 

Die Vielfalt und die Wirkungsweisen der CBOs und 
NRO in Mumbai zeigen eine bemerkenswerte Initiative, 
Kreativität und Beharrlichkeit der Bürger, die beste- 
henden Probleme anzugehen (Shankar, 2013). Sie tra- 
gen zu einer Verbesserung der Lebensqualität und Ver- 
netzung der Bürger bei. Gerade die Kommunikation der 
Bürger mit der Stadtverwaltung und die Einbindung in 
partizipative Prozesse ist ein wichtiger Prozess, um his- 
torisch eher top down gewachsene Planungsprozesse 
zu transformieren. Wichtig ist auch die Dokumentation 
der Projekte, der Aufbau von Kapazitäten für Beteili- 
gungsverfahren und die Netzwerkbildung der NRO und 
CBOs untereinander. 

Dennoch sind die Reichweite und der Einfluss zivil- 
gesellschaftlicher Bottom-up-Projekte begrenzt. Zum 
einen besteht gerade bei Nachbarschaftsgruppen die 
Gefahr, dass sie eher ihre Partikularinteressen verfolgen 
als gesamtgesellschaftliche Interessen (z. B. bei Bürgern 
der Mittel- und Oberschicht ihre Rechte als Steuerzah- 
ler). Zum anderen hat sich bei NRO gezeigt, dass deren 
Maßnahmen, z. B. in Slumgebieten, vor allem dann 
erfolgreich sind, wenn die NRO eine starke Bindung zur 
und Vertrauensbasis bei der betroffenen lokalen Bevöl- 


kerung hat (Zerah, 2014). Somit besteht die Gefahr, 
dass insbesondere weniger privilegierte und besonders 
vulnerable Bevölkerungsgruppen aus den Prozessen 
ausgeschlossen werden oder am wenigsten von erfolg- 
reichen Projekten profitieren (Baud und Nainan, 2008). 

5.2.4 

Eigenart in Mumbai 

Die historische und soziokulturelle Entwicklung Mum- 
bais bestimmt die gegenwärtige und zukünftige Ent- 
wicklung der Stadt. Im Folgenden werden die Bedeu- 
tung urbanen gebauten Kulturerbes für die Ortsiden- 
tität, kulturelle Diversität und soziale Kohäsion und 
urbane Gestaltungsautonomie für Mumbai exempla- 
risch beleuchtet. 

5. 2.4.1 

Urbanes Kulturerbe und Ortsidentität 

Historische Plätze und Gebäude sind in einer zuneh- 
mend sich globalisierenden Welt mit immer homoge- 
ner werdender, oft postmoderner Architektur wichtige 
identitätsstiftende urbane Elemente. Auf der Halbinsel 
Mumbais, geprägt durch ihre koloniale Vergangenheit, 
entstanden bis 1948 mehr als 16.500 kolonialzeitlich 
geprägte Bauwerke und Straßenzüge im neogotischen 
und indo-sarazenischen Stil sowie mit Art-Deco-Gestal- 
tung, darunter repräsentative Bauten (z. B. der Bahnhof 
Chhatrapati Shivaji Terminus, der früher Victoria Ter- 
minus genannt wurde, das Hauptgebäude der Mumbai 
University oder der Crawford Market) sowie zahlreiche 
architektonisch einzigartige Straßenzüge und Ensemb- 
les. Seit dem Einsetzen der Liberalisierungspolitik 1991 
wurde die Stadt besonders stark überprägt: Großpro- 
jekte, Bürogebäude, Hochhaussiedlungen und ausgrei- 
fende Einkaufszentren beginnen, das kolonialzeitliche 
Kulturerbe zu verdrängen: Mit der „Flächensanierung" 
wird, vor allem in Außenbezirken, der Abriss und Neu- 
bau ganzer Stadtquartiere erzwungen. Damit droht ein 
erheblicher Teil des Identifikationsraums der ansässi- 
gen Bevölkerung zu verschwinden. Zwar bleiben die 
repräsentativen Administrations-, Wirtschafts- und 
Wohngebäude im Verwaltungszentrum Mumbais vom 
Bauboom verschont und sind durch den Heritage Con- 
servation Act geschützt, aber auch an diesen hinter- 
lassen die fehlende Revitalisierung alter Gebäude, die 
mangelnde städtische Steuerung und die bauliche Ver- 
nachlässigung Spuren und gefährden ihren Fortbestand 
(Kraas et al., 2014). 

Neben dem 1995 institutionalisierten Denkmal- 
schutz verstärken sich in den letzten Jahren Anzei- 
chen einer Neubewertung: Urbanes Kulturerbe und die 
Erhaltung alter Bausubstanz beginnen im neuen Image 
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der kosmopolitischen Stadt eine Rolle zu spielen. Die 
sichtbaren Zeugnisse der einmaligen Entwicklungsge- 
schichte werden als unverwechselbare Merkmale und 
individuelle Attraktionen wachsender, auch touristi- 
scher Bedeutung interessanter. Auch zivilgesellschaft- 
liche Gruppen wie das Urban Design Research Institute 
setzen sich für die Bewusstseinsbildung und den Erhalt 
des urbanen Kulturerbes ein (Kap. 5. 2. 3. 3). Somit wird 
das urbane Kulturerbe, das zunehmend durch die post- 
moderne Stadtentwicklung gefährdet wird, als eine 
wichtige Ressource für Ortsbindung und Ortsidentität 
anerkannt. 

5. 2.4.2 

Kulturelle Diversität und soziale Kohäsion 

Der eigene Charakter Mumbais entsteht ferner durch 
die große gesellschaftliche Eleterogenität der Bevölke- 
rung in Bezug auf ihre Herkunft (laut Zensus 2001 wur- 
den 44% der Stadtbewohner außerhalb Mumbais gebo- 
ren), Religion und den sozioökonomischem Status. Eine 
Vielzahl ethnisch-religiöser Gruppen beeinflussen das 
Zusammenleben in der Stadt: Neben den beiden größ- 
ten religiösen Gruppen der Hindus und Moslems spie- 
len vor allem Parsen und Jains eine zentrale Rolle in der 
Entwicklung Mumbais. Viele Religions- und Sprachge- 
meinschaften bilden separate Teilgruppen im urbanen 
Leben; in den ethnisch geprägten Wohngebieten fin- 
den sich spezialisierte Einrichtungen, religiöse Zentren, 
Restaurants, Gewerbe und Traditionen, die gelebte Kul- 
turtraditionen abbilden (z.B. die „Türme des Schwei- 
gens" für Bestattungsrituale der Parsen). 

Die soziale Kohäsion der Gesellschaft wurde in der 
Vergangenheit sowie aktuell durch Konflikte zwischen 
verschiedenen Gruppen gefährdet: Einschneidende 
Zäsuren waren die Ausschreitungen zwischen Moslems 
und Hindus 1992/93 mit 900 Toten (Hansen, 2000) 
und der Anschlag islamischer Terroristen auf das Taj 
Mahal Palace Hotel im Jahr 2008 mit etwa 170 Toten. 
Hindu-nationale bzw. regionale Strömungen (z.B. for- 
dert die Partei Shiv Sena Vorrechte für gebürtige Maha- 
rashtrier), die zunehmende Fragmentierung und Pola- 
risierung der Gesellschaft (Gandy, 2008; Nissel, 2004) 
sowie die Diskriminierung von Frauen (Khan, 2013) 
tragen zu gesellschaftlichen Spannungen bei. Während 
die Stadt sich einst selbst als die frauenfreundlichste 
Stadt Indiens bezeichnete, verschlechtern ökonomi- 
sche, politische und soziale Veränderungsprozesse in 
den letzten Jahre zunehmend die Sicherheitslage von 
Frauen (Khan, 2013). 

Trotz der zum Teil widrigen Lebensbedingungen und 
der gesellschaftlichen Disparitäten wird Mumbai oft als 
„Stadt der Möglichkeiten" (Bora und Mokashi-Punekar, 
2011: 159) dargestellt, mit dem sich Menschen identi- 
fizieren. Es existieren konkurrierende, teils gegensätz- 


liche Identitäten: So etwa betrachten Bevölkerungs- 
gruppen, die ursprünglich aus Maharashtra kommen, 
Mumbai als „Maharashtrian City", teils aus einer kul- 
turellen, teils auch aus einer rechts-nationalistischen 
Perspektive, die durch die Partei Shiv Sena verbreitet 
wird. Bevölkerungsgruppen mit Migrationshintergrund 
identifizieren sich hingegen mit Mumbai als kosmopo- 
litischer Stadt mit einer sehr hohen gesellschaftlichen 
Diversität (Zerah, 2014; Bora und Mokashi-Punekar, 
2011). Laut Bora und Mokashi-Punekar (2011) ver- 
suchte die Shiv-Sena-Partei bei der Umbenennung 
Bombays in Mumbai 1995 gezielt, den kosmopolitanen 
Charakter Mumbais zu unterminieren und die Ansprü- 
che der Maharashtrier auf Raum und Geschichte Mum- 
bais zu betonen. 

Umso bedeutender ist der Abbau sozioökonomi- 
scher Disparitäten, um soziale Spannungen in Zukunft 
zu vermindern. Die Stärkung der Zivilgesellschaft und 
der Ortsbindung sind hier wichtige Ressourcen für die 
gesellschaftliche Transformation. 

5. 2.4. 3 

Urbane Gestaltungsautonomie 

Die Stadtgestaltung in Mumbai wird aktuell stark durch 
nationale und internationale privatwirtschaftliche 
Akteure bestimmt. Aufgrund der hohen Bebauungs- 
dichte ist die Verfügbarkeit von Freiräumen begrenzt. 
Wichtige Begegnungsräume stellen z.T. öffentlich 
zugängliche Orte, wie religiöse Zentren und Parks, dar, 
aber auch private bzw. nur begrenzt zugängliche Orte 
wie Einkaufszentren, Cafes und Restaurants, in denen 
sich die urbane Ober- und Mittelschicht abschottet. 
Temporäre Raumaneignung erfolgt z.B. bei den zahl- 
reichen Festen, die auf Straßen und Plätzen gefei- 
ert werden (Shankar, 2013). Allerdings ist die Frei- 
zeit aufgrund langer Arbeitszeiten (sowohl im formel- 
len als auch informellen Sektor) und Pendelzeiten zum 
Arbeitsplatz gering. In einer Studie des Young Bombay 
Forums unter mehr als tausend Angestellten zwischen 
21 und 35 Jahren sagte die Mehrzahl der Befragten, 
dass sie etwa neun Stunden täglich am Arbeitsplatz und 
ein bis drei Stunden mit dem Pendeln zum Arbeitsplatz 
bzw. nach Hause beschäftigt ist. Somit bleibe kaum Zeit 
für soziale Kontakte oder Sport (Roy, 2012). 

Auf ökonomischer Ebene besteht eine gängige Praxis 
der Raumaneignung durch informelle Akteure, z.B. von 
Händlern auf Straßen und Plätzen oder die Nutzung von 
Wohngebieten für Produktion und Gewerbe. Auch die 
informelle Raumaneignung von Freiflächen und Bür- 
gersteigen zu Wohnzwecken kann hierzu gezählt wer- 
den. Im Gegensatz zu den meist organisierten Rauman- 
eignungsprozessen in Städten in Industrieländern han- 
delt es sich hier jedoch häufig um individuelle Überle- 
bensstrategien. Diese Flexibilität und Innovativität zur 
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Überwindung von Alltagsproblemen schafft allerdings 
auch die Grundlage für einen kreativen Umgang mit 
Problemen und die Schaffung innovativer Beschäfti- 
gungsfelder. Ein Beispiel dafür sind die Dabbawallahs, 
die als informelle Lieferanten das selbstgekochte Essen 
in Metallbehältnissen von privaten Haushalten abho- 
len und den Haushaltsmitgliedern an den Arbeitsplatz 
bringen (Shankar, 2013). Diese Dienstleistung ermög- 
licht es den Arbeitnehmern, frisch und hygienisch 
zubereitetes und preiswertes Essen zu sich zu nehmen 
und bringt ca. 5.000 Menschen in diesem hoch speziali- 
sierten informellen Dienstleistungsbereich ein Einkom- 
men ein (Mumbai Dabbawala, 2015). 

Nakamura (2014) bezeichnet die informellen und 
improvisierten Formen der Raumaneignung in Mum- 
bai, die seit der Stadtgründung existieren, als Taktik der 
Armen, ihr Recht auf Stadt umzusetzen. Diese Innova- 
tivität, Kreativität und Flexibilität sind aber auch wich- 
tige Ressourcen, um die Herausforderungen der Trans- 
formation zu bewerkstelligen. 

5.2.5 

Visionen einer zukünftigen Stadtentwicklung 

Die Stadtentwicklung Mumbais beruhte bisher auf- 
grund der hohen Wachstumsdynamik eher auf nachho- 
lender, erratischer Entwicklung denn auf vorausschau- 
enden, integrierten Planungskonzepten (Urban Age 
Programme, 2008). Zwar werden aktuelle Stadtpla- 
nungskonzepte perzipiert, aber es fehlte bisher an einer 
kohärenten, an den Menschen orientierten Zukunftsvi- 
sion, in der die Lebensqualität der gesamten Bevölke- 
rung im Zentrum steht. 

Für die Stadt Mumbai wurden verschiedene Visio- 
nen entwickelt (z. B. der City Development Plan von 
2005 oder der Business Plan for MMR von 2009), die 
eine Transformation in eine Metropole von Weltrang 
anstreben. Im neuesten, umfassenden Entwicklungs- 
plan für den Zeitraum 2014-2034 wird folgendes Ziel 
als Leitbild formuliert: „Die Befähigung der Transfor- 
mation von Greater Mumbai in eine globale Stadt, 
die inklusiv, nachhaltig, lebenswert und effizient ist" 
(MCGM, 2014: 232). Der Plan richtet sich an drei Kon- 
zepten aus: Wettbewerbsfähigkeit, Inklusivität und 
ökologische nachhaltige Entwicklung. 

Als zentrale Barrieren für die Wettbewerbsfähigkeit 
werden die Landknappheit und die damit verbundenen 
hohen Bodenpreise ausgemacht. Diese sollen durch 
flexible Reglementierung, Nutzungsmischung, Aus- 
bau des öffentlichen Transports, Schaffung von Zonen 
für wirtschaftliche Entwicklung und die Verbesserung 
der Lebensqualität der Bewohner abgebaut werden. 
Die Inklusivität der Gesellschaft soll durch den Abbau 


der sozialen Disparitäten und die Reduktion der Slums 
erhöht werden. Dies soll über die Verbesserung von 
öffentlichem Transport und die Erhöhung der Fußgän- 
gerfreundlichkeit, die Stärkung sozialer Einrichtungen, 
die Integration von informellen Märkten, flexible Nut- 
zungsmischung, die Ermöglichung partizipativer loka- 
ler Planung, die Förderung von sozialer Durchmischung 
im Wohnsektor und die Förderung einer barrierefreien 
Umwelt umgesetzt werden. Gleichzeitig sollen mehr 
Flächen für soziale und öffentliche Zwecke zur Ver- 
fügung gestellt werden, insbesondere durch flexiblere 
transparente und partizipative Planung sowie Sanie- 
rung und Restrukturierung bestehender Bausubstanz. 
Eine polyzentrische und transitorientierte Entwicklung, 
Stadtteilerneuerungen (z.B. von großen Slumgebieten, 
alten innerstädtischen Gebieten mit stark degradierter 
Infrastruktur, Industriebrachen), sowie die Verfügbar- 
machung von Flächen durch die Nutzung von offe- 
nem Land und Land mit geringer Nutzungsdichte, das 
nicht zu ökologisch sensiblen Gebieten gehört, sollen 
dies ermöglichen. Die Landverfügbarkeit ist allerdings 
mit 22 km 2 sehr gering, weshalb die bauliche Neuge- 
staltung von bereits entwickelten Flächen eine wich- 
tige Strategie darstellt (Kap. 4.3). Mumbai ist durch die 
Vulnerabilität gegenüber Naturkatastrophen (vor allem 
Überschwemmungen und Erdbeben), die degradierte 
Infrastruktur und die hohe Umweltbelastung erheb- 
lichen ökologischen Risiken ausgesetzt. Daher sollen 
ökologisch sensible Naturressourcen geschützt, Klima- 
schutz institutionalisiert und Umweltverschmutzung 
durch Ausbau des ÖPNV und nachhaltige Technologien 
reduziert werden (MCGM, 2014). 

Mit dem Entwicklungsplan adressiert die Stadtver- 
waltung die zentralen sozialen, ökologischen und öko- 
nomischen Herausforderungen, die durch flexible und 
partizipative Planungsansätze angegangen werden 
sollen. In Anbetracht der Größe der Herausforderun- 
gen und des Zeitfaktors erscheint es dringend gebo- 
ten, umfassende Transformationsprozesse einzuleiten. 
Pethe et al. (2014) weisen allerdings darauf hin, das auf 
technischen Prinzipien basierende Entwicklungspläne 
der aktuellen ökonomischen Dynamik und räumlichen 
Restrukturierung in Mumbai nicht standhalten können. 
Auch widerspricht der aktuell stark marktwirtschaftli- 
che Ansatz in der Stadtentwicklung dem Anspruch, 
Disparitäten und Armut abzubauen und Lebensquali- 
tät für die gesamte Bevölkerung zu verbessern. Nicht 
zuletzt sind viele nationale Standards, wie z.B. die Ver- 
fügbarkeit von Freifläche pro Einwohner, für Mumbai 
aufgrund der Flächenknappheit nicht umsetzbar. 
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5.2.6 

Fazit und zukünftige Transformationspfade 

Vor dem Hintergrund einer nachholenden Stadtent- 
wicklung und dem zu erwartenden zukünftigen Wachs- 
tum bestehen in Mumbai zentrale Transformationsher- 
ausforderungen. Diese betreffen vor allem die Bereit- 
stellung von Wohnraum und Basisdienstleistungen 
für die Bevölkerung, den Abbau der sozioökonomi- 
schen Disparitäten, dem Ausbau der städtischen Infra- 
strukturen und die Bewältigung multipler sozialer und 
ökologischer Risiken. Die Stadtentwicklung muss dabei 
aufgrund der großen Landknappheit überwiegend auf 
bereits bebauten Flächen durch Stadtteilerneuerung 
erfolgen. Auch ist das weitere Wachstum mit dem Öko- 
systemschutz, der Verknappung natürlicher Ressour- 
cen sowie dem Schutz der Bevölkerung und Infrastruk- 
tur vor den Auswirkungen des Klimawandels auszu- 
balancieren. In der aktuellen Stadtplanung Mumbais 
scheint die Bewältigung lokaler Umweltprobleme Vor- 
rang vor Klimaschutzmaßnahmen zu haben, wobei 
beide Aspekte eng miteinander verbunden sind. 

Die Stadtentwicklung wurde in den letzten beiden 
Dekaden stark durch moderne, marktwirtschaftliche 
Prozesse getrieben, mit denen die Attraktivität Mum- 
bais als Wirtschaftsstandort gefördert werden sollte. 
Die Modernisierungsprozesse scheinen jedoch auch die 
sozioökonomischen Disparitäten innerhalb der Bevöl- 
kerung zu verschärfen. Die Standortförderung bzw. 
Schaffung von Einkommensmöglichkeiten, die Erhal- 
tung der natürlichen Lebensgrundlagen und die Ver- 
besserung der Lebensqualität für die gesamte Bevöl- 
kerung scheinen somit derzeit in einem Zielkonflikt zu 
stehen. 

In Anbetracht der zu erwartenden Stadterwei- 
terung und der notwendigen Restrukturierung von 
bereits entwickelten Stadtflächen sollte die Ressour- 
cen- und Emissionsreduktion stärker in der Stadtpla- 
nung verankert werden. Zwar sind die Pro-Kopf-Emis- 
sionen in Indien und auch in Mumbai im internatio- 
nalen Vergleich zur Zeit noch gering, aber gerade die 
wachsende urbane Mittel- und Oberschicht weist einen 
zunehmenden Ressourcenverbrauch und nicht nach- 
haltige Lebensstile auf. Hier sollte auf verschiedenen 
politischen Ebenen sowie durch zivilgesellschaftliches 
Engagement auf die Entkopplung von Lebensqualität 
und Ressourcenintensität durch Leapfrogging hinge- 
wirkt werden. Neben dem energieeffizienten Stadtum- 
bau stellen die Grundbedürfnisbefriedigung vor allem 
für schwächere sozioökonomische Gruppen und die 
Steigerung der Lebensqualität wichtige Herausforde- 
rungen im Transformationsprozess dar. Der hohe Grad 
an informellen Prozessen und Strukturen im Wohnsek- 
tor sowie im Handel, Gewerbe und im Dienstleistungs- 


bereich stellt dabei eine besondere Herausforderung 
für die urbane Governance dar. 

Im aktuellen Stadtentwicklungsplan (2014-2023) 
adressiert die Stadt Mumbai die zentralen Herausfor- 
derungen, indem durch verschiedene Maßnahmen 
die Wettbewerbsfähigkeit gesteigert, Disparitäten und 
Armut abgebaut und der Umweltschutz gefördert wer- 
den sollen. Zudem ist Mumbai auch Mitglied in globa- 
len Städtenetzwerken, wie z.B. ICLEI - Local Govern- 
ments for Sustainability (Kap. 6.2.3) oder der C40 
Cities Climate Leadership Group (Kasten 2.5-6). Die 
Überprüfung des Erfolgs einzelner Vorhaben wird ins- 
gesamt jedoch durch die mangelnde Datenverfügbar- 
keit erschwert. Zudem scheint die Planung der zukünf- 
tigen Stadtentwicklung eher der Logik von Business- 
as-usual-Szenarios zu folgen, mit dem durch einzelne 
Maßnahmen zwar Fortschritte erzielt werden; aber ein 
tiefgreifender und systematisch geleiteter transformati- 
ver Umbau ist bisher nicht zu erkennen. 

Dennoch sind in Mumbai wichtige lokalspezifische 
Ressourcen für eine Transformation zur Nachhaltigkeit 
wie Ortsidentität, zivilgesellschaftliches Engagement, 
hohe Flexibilität, Diversität, Kreativität und Innova- 
tivität vorhanden. Es zeigt sich in Mumbai (wie ten- 
denziell in hohem Maße in Indien), dass zivilgesell- 
schaftliche Kräfte eine wichtige Funktion als Pioniere 
des Wandels (WBGU, 2011:255ff.; Kap. 6) überneh- 
men und Transformationsprozesse anstoßen können, 
die sich durch Kooperation mit weiteren Akteursgrup- 
pen wie insbesondere der Stadtverwaltung hochskalie- 
ren lassen. Dieser Prozess kann eine wichtige Grund- 
lage für die Institutionalisierung partizipativer, flexibler 
Planungs- und Implementierungsprozesse darstellen, 
um negative Pfadabhängigkeiten zu vermeiden. Diese 
Ressourcen haben bisher dazu beigetragen, dass sich 
Mumbai trotz der großen räumlichen, sozialen, ökono- 
mischen und politischen Herausforderungen durch die 
rapide Urbanisierung bisher als bemerkenswert resili- 
ente Stadt erwiesen hat (Jain et al., 2013). 


5.3 

Kairo: Metropole zwischen autoritärem Staat und 
schwacher Governance 

Der Großraum Kairo (Kairo, Giza und Qalubiya) ist mit ca. 
18 Mio. Einwohnern nicht nur die einzige Megastadt der 
arabischen Welt, sondern (bislang) auch die größte des 
gesamten afrikanischen Kontinents. Der Urbanisierungs- 
druck bleibt weiterhin hoch, denn die jährliche Wachs- 
tumsrate der Stadt in den nächsten 10 Jahren wird auf 
2,11% geschätzt (UN-Habitat, 20 14c: 64). Kairo bildet 
das politische, wirtschaftliche und kulturelle Zentrum 
Ägyptens mit starkem - wenn auch tendenziell schwin- 
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E3 Landwirtschaftliche Flächen 
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Abbildung 5.3-1 

Siedlungsgebiete im Großraum Kairo. 

Quelle: Sims, 2012 

dendem - Einfluss auf die gesamte Region. Die sozio- 
ökonomische und kulturelle Spaltung der ägyptischen 
Gesellschaft korrespondiert räumlich mit einer starken 
Zersplitterung. Während die vormals wohlhabenden, die 
Stadt kulturell prägenden Kernstadtbereiche verfallen, 
ziehen sich die Mittel- und Oberschicht zunehmend in 
die staatlich geförderten Satellitenstädte in der Wüste 
zurück. Im innerstädtischen Bereich verbleiben mehr- 
heitlich ärmere Bevölkerungsgruppen und erweitern 
diesen stetig durch außerhalb staatlicher Kontrolle lie- 
gende Stadtentwicklungsprozesse. In diesen überwie- 
gend auf landwirtschaftlichen Flächen entstehenden, 
sogenannten ungeplanten Siedlungen leben heute ca. 
65% der Bevölkerung der Metropolregion (UN-Habi- 
tat, 2011b). In der Mehrzahl stellen sie funktionale bzw. 
funktionierende Quartiere dar, die sich durch einen star- 
ken sozialen Zusammenhalt auszeichnen (UN-Habitat, 
2011b). Gerade dieser informelle Urbanisierungspro- 
zess, der sozusagen im „Autopiloten" funktionierende 
Stadtviertel generiert, wird - im Vergleich zu den Ent- 
wicklungen in vielen anderen Megastädten in Entwick- 
lungs- und Schwellenländern - fast schon als Erfolgsge- 
schichte gewertet (Sims, 2012:267). Auch wenn diese 
informellen Entwicklungsprozesse nicht losgelöst von 
den geopolitischen Besonderheiten Kairos (Politik der 
Wüstenstädte und das Verbot der Besiedlung von Agrar- 
flächen, Kap. 5. 3. 1.5) gewertet werden können, geben 


sie Hinweise, was Minimalstandards bzw. -erfordernisse 
für eine autarke Entwicklung von lebenswerten Stadtge- 
bieten sein könnten. In Kontrast dazu lässt sich an den 
Wüstenstädten illustrieren, wo die Grenzen oder auch 
Möglichkeiten von (staatlich geförderten) neu geplan- 
ten Städten liegen können. Besonders in der Zusam- 
menschau der formellen und informellen Prozesse zei- 
gen sich Chancen, wie auch in Kairo eine Transformation 
zur Nachhaltigkeit gelingen könnte. 

5.3.1 

Parallele Städte 

Der Großraum Kairo weist das für Megastädte typi- 
sche stark heterogene Stadtbild auf. Deutlicher als in 
vergleichbaren Agglomerationen haben sich hier aller- 
dings drei städtische Typen ausgeprägt: die formellen 
Stadtgebiete, die informellen Stadtgebiete sowie die 
neu geplanten „Desert Cities" (Sims, 2012; UN-Habi- 
tat, 2011b; Dorman, 2013; Abb. 5.3-1). Diese -in wei- 
ten Teilen - parallel existierenden Stadtbereichstypen 
unterscheiden sich nicht nur in ihrer urbanen Ausge- 
staltung und sozialen Organisation, sondern unterlie- 
gen auch verschiedenen Wirtschafts- und Governance- 
Strukturen. 
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Abbildung 5.3-2 

Bevölkerungswachstum in den verschiedenen Kairoer Siedlungstypen. 

Quelle: Sims, 2012 


5.3.1.1 

Die formellen Kernstadtbereiche 

Die „formellen" Stadtbereiche umfassen die Kernstadt- 
gebiete, die alt-historisch gewachsen oder unter einem 
gesetzlichen Planungsregime legal entstanden sind. 
Dies gilt in Kairo für die islamischen Altstadtviertel, 
die unter europäischem Einfluss entstandene Innen- 
stadt der Belle Epoque und die bis in die 1950er Jahre 
ausgewiesenen Stadterweiterungsgebiete. Bis zu dieser 
Zeit war die „neue Innenstadt" der Wohnort der Kolo- 
nialmächte sowie der ägyptischen Oberschicht. Die 
ärmeren Bevölkerungsgruppen lebten mehrheitlich in 
den islamischen Altstadtvierteln. Durch diese räum- 
liche Trennung blieb auch eine jeweils eigenständige 
soziale und politische Organisation erhalten (Ismail, 
2014:270). 

Nach der Unabhängigkeit Ägyptens im Jahr 1952 
investierte die Regierung verstärkt in den sozialen 
Wohnungsbau. Staatlich gefördert wurden vor allem 
Mietwohnungen, die den Mietern und ihren Erben 
bei niedrigen Mieten ein nahezu unbegrenztes Wohn- 
recht sicherten (Sims, 2012: 51). Private Investitionen 
in Mietwohnungen waren damit ökonomisch uninte- 
ressant. Mit dem Sechstagekrieg 1967 und den sich 
anschließenden Auseinandersetzungen mit Israel 
zog sich der ägyptische Staat aus dem Wohnungsbau 
sowie der Infrastrukturentwicklung Kairos weitge- 
hend zurück. Nach Kriegsende Mitte der 1970er Jahre 
proklamierte Präsident Sadat mit der sogenannten 
Öffnungspolitik (Tnfitah) eine Abkehr von der sozia- 
listisch inspirierten Politik Nassers und setzte verstärkt 
auf Investitionen aus dem westlichen Ausland. Die För- 
derung der privaten Marktwirtschaft führte zu einem 


ersten Immobilienboom in Kairo, der mit neuen Woh- 
nungstürmen, Hotels und Bürogebäuden das Bild des 
formellen Kernstadtbereiches veränderte. Gleichzeitig 
wurde von staatlicher Seite die technische Infrastruktur 
der Stadt ausgebaut, indem u. a. in große Stadtautobah- 
nen, die ersten Metrolinien sowie in den Ausbau des 
Abwassersystems investiert wurde (Sims, 2012: 52). 
Auch die Stadterweiterungsgebiete - wie beispiels- 
weise die 7000 Hektar große Madinat Nasr mit zahlrei- 
chen Regierungsgebäuden - wurden weiterentwickelt. 

Dennoch konnten die formell entstandenen Innen- 
stadtgebiete das starke Bevölkerungswachstum Kai- 
ros kaum aufnehmen. Während die informell entste- 
henden Gebiete (Kap. 5. 3. 1.3) jährliche durchschnitt- 
liche Wachstumsraten von 2,57 % (mit Höchstwerten 
von bis zu 4,7 % in Manshiet Nasser und El Kanka) 
aufwiesen, verzeichneten die formellen Gebiete mit 
0,4 % kaum einen Bevölkerungszuwachs (World Bank, 
2008b). 2006 lebten in den formellen Kernstadtberei- 
chen nur ca. 5 Mio. Menschen, d. h. kaum mehr als 10 
Jahre zuvor (Sims, 2012: 59; Abb. 5.3-2). 

5.3.1.2 

Die Wüsten-Satellitenstädte 

Die Stadtplanung setzt seit den 1970er Jahren zuneh- 
mend auf den Bau von Satellitenstädten in der Wüste 
um Kairo. Um die Agrarflächen am Stadtrand zu schüt- 
zen, sollte die wachsende Bevölkerung außerhalb der 
landwirtschaftlichen Nutzflächen des Nildeltas ange- 
siedelt werden (Schechla, 2015:134). Auf Grund- 
lage des „New Town Programme" von 1977 (Law no. 
59, 1979) wurden im Großraum Kairo die Satelliten- 
städte 6 th of October, 10 th of Ramadan, 15 th of May, 
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Abbildung 5.3-3 

Werbeplakat auf der Investorenkonferenz der „Capital Cairo" 
in Sharm El Sheikh, 2015. 

Quelle: Amr Hassan 

al-Ubur, al-Shuruy, Sheikh Zayed, New Cairo und 
al-Badr geplant. Die zentrale ägyptische Planungs- 
behörde (General Organisation for Physical Planning 
- GOPP) wollte in den Wüstenstädten bis 2005 rund 
10% der Gesamtbevölkerung des Großraums Kairo - ca. 
1,7 Mio. Bewohner - ansiedeln. Obwohl diese Projekte 
einen Großteil des gesamten Kairoer Investitionsvolu- 
mens verbrauchten, konnten sie die hohen Erwartun- 
gen der Bevölkerungsansiedlung bisher nicht erfüllen. 
Bis zum Jahr 2006 nahmen die neuen Städte anstatt 
der geplanten 10% lediglich 3,7% der Bevölkerung - 
601.000 Menschen - auf (Sims, 2012: 171ff.). 

Die Hauptursache dieses Misserfolges wird darin 
gesehen, dass fast ausschließlich Wohnraum für die 
Mittel- und Oberschicht geschaffen wurde. Die wenigen 
Projekte, die für einkommensschwache Bevölkerungs- 
gruppen konzipiert waren, wurden meist nicht ange- 
nommen. Den Bewohnern fehlten die sozialen Netz- 
werke und es gab in der Umgebung kaum Arbeitsmög- 
lichkeiten bzw. keine kostengünstige Transportmöglich- 
keit, einen weiter entfernten Arbeitsplatz zu erreichen. 
Auch waren die Wohnungen für ärmere Bevölkerungs- 
gruppen häufig noch immer nicht erschwinglich. 

Trotz der schlechten Bilanz des ägyptischen Satelli- 
tenstadtmodells setzt auch die aktuelle Regierung auf die 
Expansion in die Wüste. Es werden weiterhin deutlich 
mehr öffentliche Gelder für die Entwicklung der neuen 
Satellitenstädte ausgegeben als für informelle Siedlun- 
gen (Schechla, 2015). Im Jahr 2015 hat die Regierung Al 
Sisi zudem den Neubau der „Capital Cairo" beschlossen. 
Innerhalb der nächsten sieben Jahre soll zwischen Kairo 
und Suez eine völlig neue Stadt nach dem Vorbild der 
NewTowns in den Golfstaaten entstehen (Abb. 5.3-3). 
Die Kosten sollen maßgeblich von einem in den Vereinig- 
ten Arabischen Emiraten angesiedelten Immobilienfond 
finanziert werden. Die auf vier Mio. Bewohner ausge- 
legte „Smart City" soll neben neuen Wirtschaftszweigen 


künftig auch das Regierungszentrum Ägyptens aufneh- 
men (Tharoor, 2015). Für das „alte Kairo" würde es tief- 
greifende Veränderungen nach sich ziehen, wenn damit 
ein großer Teil der Wirtschaftskraft, der Regierungsbe- 
schäftigten als auch der für die Bewohner relevanten 
Behörden wie z. B. der Mogamma (Zentralverwaltungs- 
gebäude Ägyptens) abgezogen wird. Bislang scheinen 
diese Aspekte in den Machbarkeitsstudien der Regierung 
bzw. Investoren kaum berücksichtigt worden zu sein. 

5.3. 1.3 

Die informellen Siedlungen 

Das Phänomen des informellen Siedlungshaus trat in 
Kairo erst Ende der 1960er Jahre durch zunehmende 
Land-Stadt-Migration und der steigenden Wohnungs- 
not einkommensschwacher Bevölkerungsgruppen nen- 
nenswert in Erscheinung (Abdelahlim, 2010:3; Dorman 
und Stein, 2013:10). Informelle Siedlungen, d.h. Sied- 
lungen, deren Bau gegen geltendes Bau- und Planungs- 
recht verstößt und die weitgehend außerhalb staatli- 
cher Kontrolle entstehen (Kap. 7.3.1), bildeten sich auf 
staatlichen, an die Stadt angrenzenden Wüstengebie- 
ten sowie auf privaten landwirtschaftlichen Flächen. 
Die privaten Agrarflächen machen mit ca. 81 % den mit 
Abstand größten Anteil aus (World Bank, 2008b: 82) 
und es ist anzunehmen, dass sie auch künftig den 
größten Siedlungszuwachs verzeichnen werden (Sims, 
2012:112). Anders als die formellen Kernstadtberei- 
che wuchsen die informellen Siedlungen auch während 
der Kriegsjahre, da sie weiterhin die meisten Migran- 
ten aus den ländlichen Gebieten und viele Flüchtlinge 
aus der Suez-Region aufnahmen (Sejourne, 2009: 18). 
Nach Einsetzen der Öffnungspolitik der 'Infitah nahm 
zwar die Bautätigkeit in den formellen Stadtberei- 
chen wieder zu, allerdings fehlten durch das andau- 
ernde Bevölkerungswachstum in immer größerem Aus- 
maß Unterkünfte für die unteren Einkommensgrup- 



Abbildung 5.3-4 

Informelle Siedlung auf landwirtschaftlichen Flächen im 
Großraum Kairo. 

Quelle: Gesa Schöneberg/WBGU 
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Kasten 5.3-1 

Leerstand im (informellen) Immobiliensektor in 
Kairo 

Anders als die Datenlage zu den informellen Siedlungen viel- 
leicht zunächst vermuten lässt, stehen in Kairo sehr viele 
Wohnimmobilien leer. Bereits 2006 wurde der Leerstand in 
allen formalen und informellen Siedlungstypen auf gesamt 
25-30% geschätzt (World Bank, 2008a; Sims, 2012:1651. 
Den höchsten Leerstand verzeichneten zu dieser Zeit die neu 
geplanten Satellitenstädte. Nach der Januarrevolution 2011 
intensivierte sich die Bautätigkeit vor allem im informellen 
Sektor, mit dem Ergebnis dass auch hier der Leerstand weiter 
zugenommen hat. Aktuelle Schätzungen gehen davon aus, 
dass das Wohnungsangebot in den informellen Siedlungen 
zur Zeit die Wohnungsnachfrage deutlich übersteigt. 

Dieses Phänomen ist in Kairo tief verwurzelt. Gebaut - 


pen (Dorman, 2013:1590). Parallel floss zunehmend 
Geld der ägyptischen Gastarbeiter aus den Golfstaa- 
ten zurück nach Kairo, das u. a. in den Bau informel- 
ler Wohngebäude investiert wurde (Sejourne, 2009: 18; 
Sims, 2012:64). Mittlerweile nehmen die umgangs- 
sprachlich als ashaw'iyyats („zufällig") bezeichneten 
Siedlungen über 65% der Bevölkerung Kairos auf (UN- 
Habitat, 2011b: 13). Insbesondere nach der Januarre- 
volution 2011 nahm die Bautätigkeit in diesen Gebie- 
ten erneut stark zu (Sims, 2013: 73), so dass davon aus- 
zugehen ist, dass der Anteil der in informellen Siedlun- 
gen lebenden Menschen weiter gestiegen ist. 

Die Bauqualität der mit gebrannten Ziegeln ausge- 
füllten Stahlbetonskelettbauten ist in der Regel gut, da 
die Bauherren häufig auch für den Eigenbedarf bauen. 
Im Durchschnitt erreichen die mit minimalen Abstands- 
flächen errichteten Gebäude fünf bis acht Geschosse, in 
einigen Stadtteilen sogar bis zu 1 5 Geschossen (Abdel- 
halim, 2010; Abb. 5.3-4). Gemessen an internationalen 
Standards bildet sich laut UN-Habitat - im Unterschied 
zu vielen informellen Siedlungen in Afrika, Asien oder 
Lateinamerika - in den meist mehrgeschossigen infor- 
mellen Wohnsiedlungen Kairos aber keine absolute 
Armut ab, sondern die Quartiere bieten „adäquate" 
Lebensumstände (UN-Habitat, 2011b). Das bedeutet, 
dass die Siedlungen in der Mehrzahl eine solide Bau- 
substanz sowie städtische Basisinfrastrukturen besit- 
zen. Während sich die Bausubstanz kaum von derje- 
nigen in formellen Stadtgebieten unterscheidet, liegt 
das Niveau der städtischen Infrastruktur hier aller- 
dings häufig unter dem formeller Stadtbereiche (Mayo, 
1982: 3 f.). Von staatlicher Seite werden diese Siedlun- 
gen seit 2009 als unplanned areas klassifiziert (Kha- 
lifa, 2011:41). Da sie von der Regierung faktisch gedul- 
det werden, ist der Status für die Bewohner mittler- 
weile „quasi-formell". Eine Räumung haben sie nicht 


und spekuliert - wurde bzw. wird nicht allein von Immo- 
bilienunternehmen, sondern quasi von jedem Kairoer, der 
über finanzielle Mittel verfügt. Seit Jahrzehnten zählt Land 
und Immobilienbesitz - im Gegensatz zu Sparguthaben oder 
Unternehmensbeteiligungen - zum sichersten Investment. 
Begünstigt wird diese Entwicklung auch dadurch, dass es 
keine Grunderwerbssteuer gibt und die ohnehin niedrige 
Grundsteuer kaum erhoben wird (Sims, 2012:167). Damit 
verursacht der Besitz von Land und Immobilien keine Kosten 
und macht diese Art der Kapitalanlage bzw. die Spekulation 
mit Immobilien für „jedermann" sehr attraktiv. 

Außerdem haben sich parallel zur offiziellen Registrierung 
von Grund und Boden zahlreiche quasi-legale Praktiken eta- 
bliert, die einen schnellen und kostengünstigen Verkauf von 
Grundeigentum und Immobilien erlauben (Sims, 2012:153). 
Insgesamt ist der informelle Immobilienmarkt in Kairo aller- 
dings noch wenig erforscht. 


zu befürchten (Abdelhalim, 2010). Die Bewohner kön- 
nen sich sogar auf ein dauerhaftes Bleiberecht beru- 
fen, wenn sie eine langjährige, regelmäßige Zahlung 
ihrer Stromrechnung nachweisen können (Sejourne, 
2012:104). 

Auch wenn die informellen Siedlungen den Standard 
der formellen Stadtgebiete nicht erreichen - insbeson- 
dere hinsichtlich technischer Infrastruktur, Frei- und 
Erholungsflächen sowie innerstädtischer Verkehrsan- 
bindung - überwiegen für die Mehrzahl der Bewoh- 
ner deren Vorteile. Beispielsweise liegen die Bau- und 
Mietkosten in den informellen Siedlungen deutlich 
unter denen der formellen Stadtbereiche und der Kauf- 
preis einer Wohneinheit ist um etwa die Hälfte günsti- 
ger (UN-Habitat, 2011b: 16). Vor allem aber bieten sich 
zahlreiche (informelle) Einkommensquellen in direkter 
Nachbarschaft. Sowohl für die Wohnungs- als auch für 
die Arbeitssuche spielen die in den informellen Sied- 
lungen starken sozialen Netzwerke eine herausragende 



Abbildung 5.3-5 

Informelle Siedlung (unsafe area) auf Abbruchkante in Kairo. 
Quelle: Gesa Schöneberg/WBGU 
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Rolle. Sie bieten zudem ein nachbarschaftliches, meist 
familiär gestütztes Leben (Sims, 2012: 120). 

Im Gegensatz zu den als funktionierend gesehe- 
nen informellen Siedlungen gibt es auch in Kairo soge- 
nannte Slums, d. h. Siedlungen in denen mehr als die 
Hälfte der Einwohner in unzumutbaren Unterkünften 
ohne grundlegende Versorgungseinrichtungen leben 
(Kap. 7.3.1, Abb. 5.3-5). Nach UN-Habitat handelt es 
sich hierbei landesweit um ca. 17 % der informellen 
Siedlungen (UN-Habitat, 2013a: 148). Nach Angaben 
der Informal Settlement Development Facility (ISDF) 
liegt der Anteil an unsafe areas - dieser Terminus wird 
zur Abgrenzung der unplanned areas gebraucht - mit 
nur 5-10 % noch niedriger (UN-Habitat, 2011b: 32). In 
diesen Gebieten verfolgt die Regierung je nach Zustand 
der Siedlung verschiedene Strategien, die sowohl den 
Abriss als auch eine Aufwertung umfassen können 
(Khalifa, 2011:45). 

5.3.1.4 

Kairo: am Rande des Zusammenbruchs? 

Megastädte zu regieren stellt weltweit eine große Her- 
ausforderung dar. Dies gilt umso mehr für die Städte, 
deren Entwicklung sich größtenteils unabhängig von 
staatlicher Steuerung vollzogen hat bzw. weiter voll- 
zieht. Kairos urbane Governance wird geprägt durch 
den zentralistischen Staatsaufbau sowie Urbanisie- 
rungsprozesse, die - wenn auch wenig geplant - ein 
basales Funktionieren der Stadt ermöglichen. 

,Lame Leviathan’ 

Kairos Verwaltung wird geprägt durch einen zentralisti- 
schen, autokratisch geführten Staat, dem immer wieder 
eine traditionell schwerfällige, mittlerweile als überaus 
korrupt geltende Bürokratie vorgeworfen wird. Inso- 
fern wird der ägyptische Staat auch als „Lame Levia- 
than" betitelt, der einerseits autoritär und dominant, 
andererseits aber ineffektiv und träge ist (Dorman 
und Stein, 2013:7). Im Hinblick auf die Stadtentwick- 
lung Kairos zeigt sich dies bereits an der unübersicht- 
lichen Vielfalt der Akteure und ihrer Verflechtungen. 
Neben den federführenden nationalstaatlichen Institu- 
tionen sind eine Vielzahl von Ministerien und unzäh- 
lige weitere staatliche wie auch private Organisatio- 
nen beteiligt. Moniert wird nahezu durchgängig eine 
schlechte Arbeitsorganisation, mangelnde Fachkennt- 
nisse der Angestellten und eine schlechte Zusammen- 
arbeit zwischen den verschiedenen Institutionen (Dor- 
man, 2013: 1586). 

Als entsprechend schwach ausgestattet hinsichtlich 
ausgebildetem Personal und finanziellen Mitteln gilt die 
lokale Ebene in Kairo: Die Bezirke (muhafazat) besitzen 
zwar eigene Planungsabteilungen, ihr Personal ist aber 
unzureichend ausgebildet und sie werden von den nati- 


onalen Planungsbehörden dominiert. Die starke Abhän- 
gigkeit der lokalen Ebene von der Zentralregierung ver- 
deutlicht auch der Umstand, dass die Zentralregierung 
die Gouverneure der Stadt ernennt. Seit Mitte der 1990er 
Jahre wurden die Gouverneursposten überwiegend an 
ehemals hochrangige Armeeangehörige (ca. 50-80%) 
oder vormals führende Polizei- bzw. Geheimdienstmit- 
arbeiter (ca. 20%) vergeben. Auch die lokale Administ- 
ration ist stark mit ehemaligen Offizieren besetzt. Diese 
erhalten vergleichsweise hohe Gehälter und profitieren 
zudem von - legalen und illegalen - Nebenverdienst- 
möglichkeiten (Sayigh, 2012; Kap. 5. 3. 2. 4). 

Ebenso steuert die Zentralregierung die Budgets 
der Bezirke: Rund 80% des lokalen Haushalts wird 
von der Zentralregierung zugeteilt und nur 20% 
durch lokale Steuereinnahmen und Gebühren erzielt. 
Der überwiegende Teil dieses Budgets (in der Regel 
55-70%) fließt in den lokalen Verwaltungsapparat 
und durchschnittlich nur 10-20% in die unmittelbare 
Finanzierung von Stadtentwicklungsprojekten. Insge- 
samt stehen für die Bezirke ca. 5% des ägyptischen 
Staatshaushalts bereit (Sims, 2012:254). 

Dem ägyptischen Staat ist es bislang nicht gelun- 
gen, nach der Abkehr von den interventionistischen 
Entwicklungsprogrammen der 1960er-1970er Jahre 
eine Stadtpolitik hin zu alternativen, liberalen oder 
partizipatorischen Maßnahmen aufzubauen. Man- 
gelnde lokale Demokratie und die Ablehnung dezent- 
raler Verwaltungs Strukturen verstärken die Problema- 
tik der unzureichenden Steuerung. Dabei fordert der 
Staat zwar eine zentrale Kontrolle über seine Verwal- 
tung - wie er immer wieder mit weitreichenden Top- 
down-Entscheidungen demonstriert - gleichzeitig wir- 
ken aber Klientelismus und Informalität dem indirekt 
entgegen (Ben Nefissa, 2009: 195). 

Die basale Stadt 

Das Versagen der lokalen Ebene führt bei großen 
Agglomerationen häufig zu einem „gesamtstädtischen 
Kollaps". Dass Kairo - trotz vieler Probleme - nicht 
kollabiert, ist nach David Sims auf das Funktionieren 
einiger weniger städtischer Infrastrukturen zurückzu- 
führen. Metropolenweit (privatwirtschaftlich) ope- 
rierende staatliche Unternehmen stellen die urbanen 
Basisinfrastrukturen bereit. Die Verantwortung tragen 
nicht die Lokalregierungen, sondern die Aufsicht füh- 
renden nationalen Ministerien (Sims, 2012:253). Da 
die Budgets und Strukturen auf nationaler Ebene in 
Ägypten deutlich höher und solider ausfallen, operie- 
ren diese Unternehmen auch zuverlässiger als Firmen, 
die der lokalen Ebene unterstellt sind. Dies führt dazu, 
dass in den Bereichen Wasser und Abwasser, Energie- 
versorgung, Hauptverkehrswege und Telekommunika- 
tion die Versorgung in den meisten - auch informel- 
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len - Stadtgebieten organisiert werden konnte (World 
Bank, 2008b:86; Sims, 2012: 258ff.). Zwar mangelt es 
an einer gesamtstädtischen Koordination, aber durch 
diese Art der privatwirtschaftlichen „Grundsicherung" 
war es auch in informellen Siedlungen möglich, rela- 
tiv schnell städtische Infrastrukturen ohne Planung 
und Steuerung der Stadtverwaltung zu installieren. Die 
Bedeutung dieser Unternehmen wie auch ihrer Dienst- 
leistungen zeigt sich zudem daran, dass in Ägypten der 
Beweis einer über Jahre gezahlten Stromrechnung als 
Dokument zur Sicherung eines Bleiberechts anerkannt 
wird (Kap. 5.3. 1.3). Hieran wird deutlich, wie in Kairo 
ein zentralistischer, autokratischer, formeller Sek- 
tor und ein dezentraler, informeller Sektor punktuell 
Zusammenwirken. 

5.3. 1.5 

Die geopolitische Rahmung der Kairoer 
Stadtentwicklung 

Sowohl die parallelen Stadttypen als auch die Funktio- 
nalität der ungeplanten Siedlungen lassen sich auch auf 
geopolitische Rahmenbedingungen des Großraum Kai- 
ros zurückführen. Zum einen weist Kairo die Beson- 
derheit auf, dass neben den landwirtschaftlichen Pri- 
vatflächen des Nildeltas weiträumige Wüstenflächen 
in Staatsbesitz vorhanden sind, die von der Regie- 
rung als „Ausgleichsflächen" zur Innenstadtentwick- 
lung genutzt wurden. Damit konnten nicht nur neue 
Wüstensatellitenstädte geplant und gebaut, sondern 
auch alle in den letzten 30 Jahren aufgebauten Indust- 
rien in den Wüstengebieten angesiedelt und damit sozi- 
ale und ökologische Konflikte mit den Innenstadtbe- 
reichen vermieden werden. Auch die Entwicklung von 
Gated Communities oder Einkaufszentren fanden maß- 
geblich in diesen Gebieten statt. Dass sich die (großflä- 
chige) Land- und Immobilienentwicklung auf die Wüs- 
tenbereiche konzentrierte, ist wiederum darauf zurück- 
zuführen, dass die Umwandlung von Agrarflächen strikt 
verboten war. Gleichzeitig waren informelle Siedler auf- 
grund des Mangels an adäquatem Wohnraum im formel- 
len Stadtbereich gezwungen, auf diese Agrarflächen aus- 
zuweichen (GOPP et al., 2012: 159). Da die Siedler sich 
primär an bestehende Stadtgebiete oder umliegende Dör- 
fer angliederten, kam es zu einer „organischen" Stadter- 
weiterung mit sehr hoher Dichte, die durch die angren- 
zenden Infrastrukturen kostengünstig nachversorgt wer- 
den konnte (Sims, 2012:270). Damit ermöglichte erst 
die „Politik der Wüstenstädte" in Zusammenhang mit 
den Verboten der Besiedlung von Agrarland die Entste- 
hung der organisch gewachsenen informellen Siedlun- 
gen in und um Kairo. 


5.3.2 

Kairos Herausforderungen und Ansatzpunkte im 
Transformationsprozess 

Einige der Blockaden und Pfadabhängigkeiten, die der 
Transformation zur urbanen Nachhaltigkeit in Kairo 
entgegenstehen, werden folgend innerhalb des WBGU- 
Kompasses aus Erhaltung der natürlichen Lebensgrund- 
lagen, Teilhabe und Eigenart dargelegt. Zusätzlich wer- 
den an ausgesuchten Themen die Möglichkeiten der 
Überwindung sowie der Beschleunigung und Aufska- 
lierung förderlicher Maßnahmen beispielhaft erläutert, 
die Rolle einzelner Akteure beleuchtet sowie die aktu- 
elle Stadtentwicklungsstrategie diskutiert. 

5.3.2.1 

Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen im 
Großraum Kairo 

Wie die meisten Städte des globalen Südens sieht sich 
auch Kairo mit erheblichen Umweltproblemen kon- 
frontiert. Dies betrifft insbesondere die Bereiche Luft- 
verschmutzung, Abfallentsorgung sowie den Zugang zu 
(sauberem) Wasser. Die Immissionen und der Energie- 
verbrauch werden in den nächsten Jahren voraussicht- 
lich stark steigen (World Bank, 2010b). Da Kairo Wasser 
zu ca. 95% aus dem Nil bezieht, können der Klimawan- 
del und die damit verbundene drohende Wasserknapp- 
heit für die Stadt zu einem ernsten Problem werden. 
Die Stadt hat bislang keine festen Klimaschutzziele ver- 
abschiedet und es gibt bisher nur vereinzelt öffentliche 
oder private Initiativen zum Klimaschutz. 

Planetarische Leitplanken (Klima und Ressourcen) 
Auch wenn Ägypten (und damit insbesondere der 
Großraum Kairo) zu den größten Verursachern von 
C0 2 in Afrika zählt (Barthel und Monqid, 2011), wird 
der Stadt im afrikanischen Vergleich ein durchschnitt- 
licher Green City Index zugesprochen (Economist Intel- 
ligence Unit, 2011b). Der Energieverbrauch ist mit 8,0 
GJ pro Kopf und Jahr dennoch hoch, auch im Vergleich 
zum gesamtafrikanischen Durchschnitt von 6,4 GJ. 
Nach offiziellen Angaben werden zur Zeit ca. 70% des 
städtischen Stromes aus Erdgas gewonnen (Economist 
Intelligence Unit, 20 1 lb: 45). Allerdings berücksich- 
tigen diese Werte nicht den hohen Verbrauch an Die- 
sel, der für die Generatoren in den informellen Gebie- 
ten benötigt wird. Dennoch sind im globalen Vergleich 
die C0 2 -Emmissionen der Stadt vergleichsweise gering. 
Im innerstädtischen Vergleich zeigen die neu gebauten 
Wüstenstädte eine deutlich schlechtere C0 2 -Bilanz als 
die sehr dichten formellen und informellen Innenstadt- 
bereiche: Aufgrund der großen Flächenausbreitung 
der Gebiete und den weiten Wegen zu den innerstäd- 
tischen Arbeitsplätzen, ist die Abhängigkeit vom Auto 
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hoch. Dieser durch neue Wüstenstädte induzierte Ver- 
kehr ist für einen Großteil der gesamtstädtischen Luft- 
verschmutzung (Kasten 4.6-1) verantwortlich. Auf der 
anderen Seite führt die hohe Dichte der formellen wie 
auch der informellen Mischnutzungsgebiete der Innen- 
stadtbereiche dazu, dass hier wenig Verkehr entsteht. 
Öffentliche Verkehrsmittel decken den überwiegenden 
Anteil des Verkehrs ab. Diese verursachen deutlich 
weniger spezifische C0 2 -Emissionen als der motori- 
sierte Individualverkehr. Neben den öffentlichen Bus- 
sen und privaten Minibussen besitzt Kairo zudem eine 
Metro, die ca. 17 % des Verkehrs aufnimmt. 

> Energieeinsparung im Bausektor: Trotz insgesamt 
vergleichsweise solider Bauqualität in Kairo wird 
bisher wenig auf Energieeffizienz geachtet. Nicht 
nur in den informellen Siedlungen, sondern auch in 
den neu geplanten Stadtteilen und Satellitenstädten 
sind die Gebäude kaum gedämmt oder verschattet. 
Bislang existiert in Kairo wenig Forschung im Bereich 
der (kostengünstigen) passiven oder auch aktiven 
Energieeinsparung im Bausektor. Zwar gibt es nach 
Vorbild des Leadership in Energy & Environmental 
Design (LEED) seit 2009 auch ein ägyptisches Green 
Pyramid Rating System (GPRS) zur Klassifizierung 
von ressourcenschonendem und nachhaltigem 
Bauen. Die privaten Baufirmen berücksichtigen die- 
ses aber nicht. Förderprogramme zur Energieeinspa- 
rung im Bausektor hat die Regierung bislang nicht 
aufgelegt. 

> Regenerative Energien: Erneuerbare Energien wer- 
den in Kairo, wie im gesamten Land, bisher kaum 
genutzt. Nach Schätzungen generiert Ägypten seine 
Energie etwa zu ca. 3,93% aus Wasserkraft und zu 
1,66% aus Wind- und Sonnenenergie (AHK, 2013). 
Im Jahr 2011 hat die Regierung ein Förderprogramm 
gestartet, das bis zum Jahr 2020 den Anteil an rege- 
nerativen Energien auf 20% erhöhen soll (UN-Habi- 
tat, 2014c: 78). Dabei sollen 6% aus Wasserkraft, 
12% aus Windkraft und 2% aus anderen erneuer- 
baren Energien, wie Solarenergie, erzeugt werden 
(AHK, 2013). Seit 2014 gab es weitere Initiativen 
zur Nutzung von Solar- und Windenergie So wurde 
z.B. von der ägyptischen Regierung ein Förderpro- 
gramm mit Einspeisevergütungen für Solar- und 
Windkraftanlagen (Prime-Ministerial Decree No. 
1947) aufgelegt sowie ein Gesetz zur Errichtung von 
Solar- und Windkraftanlagen (Renewable Energy 
Law No. 203) verabschiedet. 

Lokale urbane Leitplanken 

Als lokale Umweltprobleme werden häufig die Luft- 
verschmutzung (durch Industrie und Autoverkehr), die 
Abfallentsorgung (Kasten 5.3-2) und der Raubbau an 
Ressourcen (Vernichtung landwirtschaftlicher Flächen) 


thematisiert (UN-Habitat, 2011b). Auch die Wasser- 
qualität und die sanitären Anlagen sind flächendeckend 
nicht ausreichend und für die Ausbreitung von Krank- 
heiten mitverantwortlich (UN-Habitat, 2011b: 52-74). 
Die Problematik deckt sich hier stark mit denen anderer 
Städte (z.B. Mumbai; Kap. 5.2), so dass diese Punkte im 
Folgenden nicht ausgeführt werden. 

> Luftverschmutzung: Kairo gehört weltweit zu den 
Städten mit der stärksten Luftverschmutzung (Leit- 
zell, 2011). Nach Angaben der WHO entspricht ein 
Tag Atmen in Kairo dem Rauchen einer Schachtel 
Zigaretten (Khaled, 2013). Die Feinstaub- und 
Schwebstaubpartikelbelastung liegt deutlich über 
den Standards der WHO. Die Hauptursache dafür 
wird zum einen in der Industrie gesehen, deren 
Anlagen ohne Umweltauflagen gebaut wurden und 
seit Jahrzehnten für entsprechende Emissionen sor- 
gen (Sherif, 2014: 197). Zum anderen wird die Belas- 
tung durch den stark ansteigenden motorisierten 
Individualverkehr immer höher: Nach einer Studie 
des Ministry of State for Environmental Affairs 
(MSEA) beträgt der Anteil an der Feinstaub- und 
Schwebstaubpartikelbelastung durch Automobile- 
missionen ca. 33% (TADAMUN, 2014b). Diese wer- 
den sich weiter erhöhen, denn der private Automo- 
bilverkehr wird in den nächsten Jahren voraussicht- 
lich um ca. 5,6% steigen (Sims, 2012:236). Berüch- 
tigt ist außerdem die „schwarze Wolke", die sich am 
Ende des Sommers über Kairo legt. Zu dieser Zeit 
verbrennen die Bauern im Nildelta ihre Agrarabfälle. 
Die Topographie Kairos und das trockene Klima ver- 
stärken die Situation, da sich im Nildelta viele Ver- 
schmutzungen, die über die weite Wüste einfliegen, 
„festhängen" und kaum abregnen (Leitzell, 2011). 
Zusätzlich wird in den Stadtrandgebieten häufig 
noch Müll offen verbrannt (Sherif, 2014:197). Die 
Bewohnerinnen Kairos leiden dementsprechend 
häufig unter Atemwegserkrankungen (Abdel-Halim 
et al„ 2003). 

> Ressourcenvernichtung für Wohnraum: Ägypten 
besitzt kaum landwirtschaftlich nutzbare Flächen. 
Der Hauptteil befindet sich im Nildelta, an dessen 
Einlass die Metropole Kairo steht. Das Anwachsen 
der Stadt durch informelle Siedlungen vernichtet im 
peri-urbanen Bereich zunehmend Agrarflächen. 
Staatliche Verbote konnten diese Entwicklungen 
bislang nicht verhindern, so dass auch künftig mit 
weiteren Agarflächenverlusten zu rechnen ist. Da es 
de facto keine formellen Abstandsregelungen in den 
informellen Siedlungen gibt und die Grundstücke 
primär durch ihre ökonomische Verwertbarkeit (d.h. 
insbesondere der maximalen Schaffung von Wohn- 
fläche) gestaltet werden, ist die Belichtung und 
Belüftung aufgrund sehr enger Abstände der 
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Kasten 5.3-2 

Akteure der Abfallentsorgung 

Die Abfallentsorgung ist auch in Kairo ein gravierendes 
Umweltproblem. Von den ca. 17.000 t täglich produzierten 
Mülls werden nur ca. 11.000 t gesammelt, so dass 6.000 t 
unbehandelt in den Straßen oder im Nil verbleiben - oder 
dezentral verbrannt werden (El Deeb, 2013). Allerdings ist es 
in Kairo gelungen, den informellen Recyclingsektor erfolg- 
reich in das Abfallmanagement der Stadt zu integrieren. Die 
Zabbaleen, eine christliche Minderheit in der informellen 
Siedlung Manshiet Nasser, hat sich seit Jahrzehnten darauf 
spezialisiert, den Müll aus den Innenstadtbereichen einzu- 
sammeln und zu recyceln. Es wird geschätzt, dass 2012 ca. 
8.000 1 des städtischen Mülls durch die Zabbaleen gesammelt 
wurden (El Deeb, 2013). Die Wiederverwertungsrate liegt bei 
über 80% (UN-Habitat, 2011b:69). Die Stadt hat diese infor- 
melle Recyclingstruktur lange nicht unterstützt. Vielmehr 
versuchte man, sie zu blockieren, indem man z.B. 2004 offi- 


Gebäude zueinander problematisch. Die positive 
Seite dieser Entwicklung ist, dass die informellen 
Siedlungen in Kairo aufgrund der hohen Dichte 
kurze Wege ermöglichen und als Mischnutzungsge- 
biete fungieren, die den Bewohnern vielfältige 
Beschäftigungsmöglichkeiten in ihrer direkten 
Umgebung bieten. 

53.2.2 

Teilhabe im Großraum Kairo 

Die Teilhabesituation in Kairo ist eng mit der gesamt- 
politischen Lage Ägyptens verknüpft. Seit der Revolu- 
tion vom Januar 2011 befindet sich das Land und seine 
Hauptstadt in einer politischen Übergangsphase, deren 
Ausgang noch nicht (gänzlich) abzusehen ist. Aktuell 
bedeutet dies, dass vor allem bei der politischen Teil- 
habe ein großer Teil der Bewohner ausgeschlossen wird. 
Dies gilt sowohl für die individuelle Teilnahme an poli- 
tischen Prozessen (Verbot bzw. Verfolgung bestimmter 
Gruppen) als auch für lokale Vertretungen (Auflösung 
der Local Councils seit 2011). Des Weiteren entstehen 
in Kairo große Disparitäten aufgrund der starken sozio- 
ökonomischen Unterschiede der Stadtbevölkerung. 
Trotz der im Vergleich zu anderen Megastädten guten 
Grundversorgung ist nur einer Minderheit eine aktive 
Teilhabe an den städtischen Prozessen möglich. 

Substanzielle Teilhabe 

Eine städtische (basale) Grundversorgung ist in Kairo 
weitgehend gesichert und selbst in den informel- 
len Siedlungen haben die Bewohner nahezu flächen- 
deckend Zugang zu Wasser, sanitären Anlagen, aus- 
reichender Nahrungsmittelversorgung und einer fes- 
ten Behausung (Kap. 5. 3. 1.3). Nach einer UNDP-Stu- 


ziell private Unternehmen einsetzte (mit deutlich niedrigeren 
Wiederverwertungsraten). Zudem nahm man den Zabbaleen 
2009 eine wichtige Einkommensquelle, in dem man ihre ca. 
300.000 Schweine, die ein wichtiger Bestandteil der Wieder- 
verwertung organischer Abfälle waren, während der Schwei- 
negrippe zwangsschlachtete (UN-Habitat, 20 11b: 72) - eine 
Maßnahme, die nach internationaler Auffassung für Kairo 
nicht geboten war (Kingsley, 2014). Die Mehrheit der Bevöl- 
kerung war mit der staatlichen Abfallentsorgung allerdings 
nicht zufrieden. Man war von den Zabbaleen gewohnt, dass 
der Müll an der Tür abgeholt wurde - ein Service, den die 
Unternehmen nicht anboten. Wegen der großen Unzufrie- 
denheit der Bevölkerung und dem Engagement von NRO hat 
die Regierung ihren Kurs mittlerweile geändert und versucht 
nun, die Zabbaleen in die städtische Abfallentsorgung zu 
integrieren (Kingsley, 2014). Erstmalig können damit Akteure 
der informellen Ökonomie mit der Stadt Verträge abschließen 
und bekommen damit die Möglichkeit, ihre Tätigkeit in einen 
formalisierten Rechtsstatus zu überführen. 


die hatten bereits im Jahr 2004 99,9% der Haushalte 
sowohl Zugang zu fließendem Wasser als auch zu sani- 
tären Anlagen (UNDP, 2005:212). Diese sehr positive 
Datenlage lässt allerdings außer Acht, dass insbeson- 
dere ärmere Bevölkerungsgruppen mit langen Was- 
sersperren und schlechter Wasserqualität zu kämpfen 
haben (UN-Habitat, 20 11b: 52 ff.). Problematisch ist 
auch, dass rund ein Drittel des Wassers durch Leckage 
verloren geht (UN-Habitat, 2014c: 88). Aufgrund der 
begrenzten Frischwasservorkommen Ägyptens, die zu 
97% vom Nil abhängig sind, wird in Zukunft verstärkt 
mit Wasserknappheit zu rechnen sein (UN-Habitat, 
2011b: 54). 

Die Sicherheit im gesamten Großraum Kairo wird im 
Vergleich zu anderen Megastädten Afrikas oder Latein- 
amerikas als vergleichsweise hoch eingestuft. Sicher- 
heit erzeugen vor allem die sozialen Netzwerke in den 
Quartieren. Nach der Januarrevolution hatte sich die 
Gesamtsicherheitslage vor allem wegen politisch moti- 
vierter Anschläge (meist auf Regierungsgebäude und 
-anlagen) als auch durch eine Zunahme der Kleinkri- 
minalität (häufig gegenüber Touristen) verschlechtert. 

Generell lässt sich auch für Kairo feststellen, dass es 
trotz einer relativ guten Grundversorgung große quali- 
tative Unterschiede in der Umsetzung der substanziel- 
len Teilhabe gibt. Unter schlechten Bedingungen lei- 
den ausschließlich die ärmeren Bevölkerungsgruppen, 
da die Mittel- und Oberschicht auf private Dienstleis- 
tungen und Güter zurückgreifen kann (private Bildung, 
private Gesundheitsversorgung, Gated Communities). 

Politische Teilhabe 

Nach der Revolution von 2011 und dem Militär- 
putsch und der Machtübernahme von Präsident Abdel- 
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fattah Al-Sisi 2013 sind die politischen Verhältnisse in 
Ägypten noch immer instabil. Die zunächst erstark- 
ten Kräfte des politischen Islam, die sich in Kairo vor 
allem in den informellen Siedlungen engagiert hatten, 
sind nach der Absetzung von Staatspräsident Mursi 
geschwächt. Zahlreiche Mitglieder und Sympathisan- 
ten der Muslimbrüder sind in den vergangenen Mona- 
ten zum Tode verurteilt worden. Gleichzeitig bleibt 
Ägypten ein zutiefst religiöses Land. Mehrheitlich in 
den Städten haben zudem liberale und säkulare Par- 
teien eine große Anhängerschaft. Aber auch säkulare 
Parteien und Aktivisten sind Repressionen ausgesetzt. 
Insgesamt zeigt sich, dass eine politische Mitbestim- 
mung in Kairo zurzeit nur sehr eingeschränkt möglich 
ist. 

> Verfassung und Verfassungswirklichkeit: Die 
ägyptische Verfassung vom Januar 2014 hat den 
Grundrechtskatalog erweitert. Neben bürgerlich- 
politischen sind auch wirtschaftliche und soziale 
Rechte enthalten - wie beispielsweise das Recht auf 
adäquates, sicheres und gesundes Wohnen (Art. 78). 
Die Gleichberechtigung von Männern und Frauen 
wird gewährleistet, ebenso ein Recht auf Kultur. 
Viele Grundrechte gelten jedoch in der ägyptischen 
Verfassungswirklichkeit nur eingeschränkt. Das im 
November 2013 in Kraft getretene Demonstrations- 
gesetz beschränkt z.B. die Versammlungsfreiheit 
erheblich. Demonstrationen sind genehmigungs- 
pflichtig und an einigen Orten generell nicht zuge- 
lassen. Bei Verstößen können lange Haftstrafen ver- 
hängt werden. Auch die Pressefreiheit ist stark ein- 
geschränkt. Im August 2015 trat ein neues Anti- 
Terror-Gesetz in Kraft, das u. a. Geldstrafen für nicht 
staatskonforme Berichterstattungen vorsieht. Die 
Unabhängigkeit der Justiz gilt derzeit als fraglich 
(Amnesty International, 2015c; Wischmeyer, 2015; 
Aziz, 2016). 

Konflikte zwischen Angehörigen der unterschiedli- 
chen Religionen werden vielfach gewaltsam ausge- 
tragen. Zwar garantiert die Verfassung die Glaubens- 
freiheit; die Freiheit des Kultes (z.B. der Bau von 
Gotteshäusern) ist jedoch den Offenbarungsreligio- 
nen (Muslime, Christen, Juden) Vorbehalten. Mas- 
sive Konflikte gibt es immer wieder um den Bau kop- 
tischer Kirchen in Kairo, deren Anhänger ca. 6-10% 
der Bevölkerung ausmachen. 

Auch die Lage der Frauen ist von Unsicherheit 
geprägt. Laut einer UN Studie von 2013 berichte- 
ten über 99,3% der befragten Frauen und Mädchen, 
dass sie sexuell belästigt wurden und sich in folge 
im Straßenraum und in öffentlichen Verkehrsmitteln 
nicht mehr sicher fühlen (UN Women, 2013). In den 
letzten Jahren wurden am Rande von Demonstrati- 
onen in Kairo mehrfach bandenmäßig organisierte 


Übergriffe auf Frauen verübt (Kingsley, 2013; UN- 
Habitat, 2014c: 87). Nach Human Rights Watch gab 
es z.B. allein im Juni 2013 während Protesten am 
Tahrir Platz mindestens 91 Übergriffe auf Frauen 
(HRW, 2013). Auch wenn dies gesetzlich strafbar ist, 
werden Übergriffe, sexuelle Belästigungen und Ver- 
gewaltigungen strafrechtlich häufig nicht verfolgt. 
Die Teilhabe von Frauen an politischen Prozessen 
im städtischen Raum ist damit deutlich erschwert. 
Urbane Lebensformen schützen ägyptische Frauen 
auch nicht vor der seit 2008 gesetzlich verbotenen 
Praxis der genitalen Verstümmelung, die de facto 
fortgesetzt wird. Laut UNICEF lag der Prozentsatz 
der beschnittenen Frauen im urbanen Raum bei 
85%, im Vergleich zu 95% in ländlichen Gebieten 
(UNICEF, 2011:6). Insgesamt zeigt sich in Kairo, 
dass Frauen in der Politik, auf dem Arbeitsmarkt wie 
auch in Bereichen des sozialen Miteinanders massiv 
benachteiligt werden. Die kulturellen Rollenmuster 
sind so tief in der Gesellschaft verankert, dass top 
down geschaffene Regelungen hier kaum Abhilfe 
schaffen können (UN-Habitat, 20 14c: 87). 

> Lokale Mitbestimmung: Die Bewohner Kairos sind 
derzeit nur selten an lokalen Entscheidungsprozes- 
sen beteiligt. Zum einen besitzt die lokale Ebene 
aufgrund der zentralistischen Staatsstruktur nur 
geringe Entscheidungsbefugnisse. Zum anderen 
stellten die Local Populär Councils (LPCs) keine 
Repräsentation für die Bewohner dar; sie waren in 
der Mehrzahl mit ranghohen Mitgliedern der regie- 
renden Staatspartei besetzt, und durch weit verbrei- 
tete Korruption und Misswirtschaft war die Reputa- 
tion der LPCs in der Bevölkerung sehr schlecht (She- 
hayeb und Abdelhalim, 2012:48). Sie wurden 2011 
aufgelöst und bislang nicht wieder eingesetzt. 

> Mitbestimmung in informellen Gebieten: Viele infor- 
melle Siedlungen organisieren sich über eigene, von 
offiziellen Strukturen unabhängige Autoritäten. 
Diese gründen sich meist auf eine Form der kulturell 
verwurzelten „natural leadership". Diese Formen 
haben zwar wenig mit den demokratischen Verfah- 
ren des Westens gemein, erwiesen sich teilweise 
aber als überaus wirkungsvolle Basis für Partizipati- 
onsprojekte (Shehayeb und Abdel Hafiz, 2006). Von 
den lokalen Regierungen werden diese informellen 
Strukturen bislang nicht genutzt. Neben kulturell 
verwurzelten Machtstrukturen zeigen sich aber auch 
in informellen Gebieten „neue" Prozesse: So ist z.B. 
von der Siedlung Izbit Khayrallah bekannt, dass es 
seit den 1990er Jahren sogenannte Nachbarschafts- 
führer (sheik al-balad) gibt. Diese waren ursprüng- 
lich nur für die Flächeneinteilung des Gebiets 
zuständig, konnten dann aber über das ihnen entge- 
gengebrachte Vertrauen ihre Funktion innerhalb der 
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Gemeinschaft erweitern. Mittlerweile übernehmen 
sie weiterreichende soziale Aufgaben und organisie- 
ren z.B. Projekte der Nachbarschaftsorganisationen 
(Deboulet, 2012:219). 

Ökonomische Teilhabe 

Kairo ist das ökonomische Zentrum Ägyptens und 
generiert etwa zwei Drittel des ägyptischen Bruttona- 
tionaleinkommens (UN-Habitat, 2011b: 88). Vor der 
Januarrevolution 2011 wurde das jährliche Wachs- 
tum auf 4-7% geschätzt. Staatliche Unternehmen und 
das ägyptische Militär spielen im Wirtschaftsleben des 
Landes und der Stadt eine starke Rolle (Kap. 5. 3. 2. 4). 
Daneben wird der Privatsektor stark durch Familienun- 
ternehmen von zum Teil erheblicher Größe dominiert. 
Viele Bewohner Kairos arbeiten im Dienstleistungssek- 
tor, vorzugsweise im öffentlichen Dienst oder bei staat- 
lich geführten Unternehmen. Allerdings ist die Arbeits- 
losigkeit in Kairo hoch. 2009 schätzte die Regierung die 
Arbeitslosenquote auf 12%, wobei 80% der Betroffe- 
nen jünger als 29 Jahre alt waren. Insbesondere sind 
Frauen von hoher Arbeitslosigkeit betroffen. Nach der 
African Development Bank waren 2009 nur 15% der 
Frauen im Vergleich zu 80% der Männer beschäftigt 
(UN-Habitat, 2014c: 90f.). Insgesamt wird geschätzt, 
dass über 60% der Kairoer Arbeitnehmer in der infor- 
mellen Ökonomie beschäftigt sind (Singerman, 2015). 

5.3.2 .3 

Eigenart im Großraum Kairo 

Der Großraum Kairo besitzt eine Vielzahl städtischer 
Identitäten. Seit Jahrhunderten gilt Kairo als eines der 
geistigen und kulturellen Zentren der arabischen Welt. 
Das spiegelt sich u. a. in unzähligen Baudenkmälern (so 
ist z.B. die islamische Altstadt seit 1979 UNESCO-Welt- 
kulturerbe) sowie religiösen Einrichtungen wider (z.B. 
die al-Azhar-Universität und -Moschee als einfluss- 
reiches sunnitisch-islamisches Zentrum oder die Mar- 
kuskathedrale als Sitz des Oberhauptes der koptisch- 
orthodoxen Kirche). Daneben finden sich vor allem 
in den Innenstadtbezirken Räume, die von einer eher 
westlich geprägten Kulturszene dominiert werden. Die 
informellen Siedlungen besitzen eigenständige Iden- 
titätsräume. Diese werden zwar auch durch bauliche 
Aspekte geprägt, bilden sich aber vor allem durch die 
sozialen Netzwerke ihrer Bewohner. 

Kulturelle Differenz und sozioökonomische 
Disparitäten 

Ägypten wird stark durch den sunnitischen Islam 
geprägt. Ihm gehören etwa 90% der Bevölkerung an, 
während die koptisch-orthodoxen Christen mit etwa 
6-10% die stärkste religiöse Minderheit darstellen. 
Die Mittel- und Oberschicht Kairos ist im Vergleich zu 


anderen Landesteilen stärker säkularisiert und orien- 
tiert sich auch an westlichen Kulturtraditionen, bei- 
spielsweise mit dem ersten Opernhaus der arabischen 
Welt, Museen, Galerien, Filmindustrie, Cafes oder 
Street Art. Aktuell leiden Kulturschaffende allerdings 
stark unter der Zensur des Regimes (Lehmann, 2015). 
Für die breite Masse bleibt aber auch in Kairo die Reli- 
gion kulturell prägend. Das pharaonische Erbe mit sei- 
nen Jahrtausende alten Schätzen wird von der Mehr- 
heit der Bevölkerung weniger als eigenes Kulturgut, 
sondern eher als touristische Einnahmequelle angese- 
hen. 

Die Zugehörigkeit zu einer sozioökonomischen 
Schicht scheint damit starke Auswirkungen auf die 
kulturelle Identität zu haben. In Kairo wird dies auch 
an den parallel existierenden Städtetypen deutlich 
(Kap. 5. 3. 1.1-5. 3. 1.3). So sind z.B. die neuen Städte in 
der Wüste reine Wohnsiedlungen wohlhabender Bevöl- 
kerungsgruppen, die in ihrer räumlich eintönigen Aus- 
gestaltung kaum als identitätsstiftend gelten können. 
Doch die neuen Städte um Kairo sind Sinnbild gewor- 
den für all das, was das „moderne" Ägypten ausmacht, 
inklusive großer Einkaufszentren, Golfplätzen, priva- 
ten Krankenhäusern, privaten Universitäten usw. Sogar 
„integrated developments", die eine „Urbanität" weit 
ab der breiten Massen erzeugen wollen, sind zu finden. 
Nach David Sims hilft gerade dieser „modern, I-am- 
not-in-Egypt aspect" bei der Erklärung des Enthusias- 
mus der urbanen Mittel- und Oberschicht für die neuen 
Städte (Sims, 2015:284). 

Gestaltungsautonomie 

In Kairo wird die Stadtgestaltung stark durch Top- 
down-Prozesse geleitet. Die (nationale) Planungsbe- 
hörde GOPP konzentriert sich dabei vor allem auf die 
strategische Planung Kairos (Kap. 5. 3. 2. 5) und die Pla- 
nung von großen Infrastrukturmaßnahmen. Die Ausge- 
staltung von Raum, z.B. in den neuen Städten, erfolgt 
in der Regel durch nationale und neuerdings auch inter- 
nationale Immobilienentwickler. Die wenigen Grünan- 
lagen und Erholungsflächen in den formellen Stadtge- 
bieten sind der Öffentlichkeit in der Regel nicht frei 
zugänglich und werden häufig über eine Mitglied- 
schaft (z.B. im Gezira-Club) oder einen zu zahlenden 
Eintritt reglementiert. Selbst der von der Aga Khan- 
Stiftung gebaute Al-Azar Park ist zum angrenzenden 
islamischen Altstadtviertel abgeschottet und Besucher 
müssen am - praktisch nur per Auto zu erreichenden - 
Eingang Eintrittsgelder zahlen. Im Ergebnis sind diese 
Räume damit, wie die „semi-öffentlichen" Einkaufs- 
zentren, der urbanen Mittel- und Oberschicht Vorbe- 
halten. 

Insgesamt werden öffentliche Räume in Kairos 
Innenstadt primär als Verkehrswege oder Verkaufsflä- 
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Abbildung 5.3-6 

Tahrir-Platz, November 2012. 
Quelle: Gigi Ibrahim/flickr 


chen genutzt. Eine besondere Rolle spielten öffentliche 
Plätze während des Arabischen Frühlings. Aufgrund 
der aktuell restriktiven Politik, die u. a. die Versamm- 
lungsfreiheit stark einschränkt, ist diese Bedeutung 
aber geschwunden. Als Ort der Zusammengehörig- 
keit scheint lediglich der Tahrir-Platz im kollektiven 
Gedächtnis der Stadt verankert zu sein (Soueif, 2014; 
Abb. 5.3-6). 

Im Gegensatz zu den formellen Stadtvierteln wirken 
die Bewohnerinnen informeller Siedlungen stärker an 
den Entwicklungsprozessen ihrer Quartiere mit. Aller- 
dings wird auch hier die Raumproduktion stark von 
wirtschaftlichen Interessen beeinflusst, da die Grund- 
stücksflächen möglichst maximal ökonomisch verwer- 
tet werden sollen. Die dadurch entstehende hohe Dichte 
führt nicht nur zu einer schlechten Belichtung und 
Belüftung der Gebäude, sondern verhindert aufgrund 
fehlender Freiflächen auch die Entstehung von öffent- 
lichen Grün- bzw. Erholungsräumen. Auch der (enge) 
Straßenraum bietet wenig Platz für soziale Begegnun- 
gen. Allerdings wird er als Handelsplatz der informellen 
Ökonomie genutzt, was wiederum als sozialer Bezugs- 
rahmen - außerhalb privater Räume - fungieren kann. 

Insbesondere nach der Januarrevolution 2011 war 
ein starker Zuwachs an zivilgesellschaftlichen Initiati- 
ven zur Quartiersentwicklung zu beobachten (Ibrahim, 
2014). Neben populär committees haben sich religiöse 
Gruppen zusammengeschlossen (Bremer, 2011:75). 
Zudem entstanden viele Nachbarschaftsprojekte, deren 
Spektrum von Stadtverschönerungsinitiativen (wie 
z.B. painting initiatives) bis hin zu „Right to the City"- 
Kampagnen reichte (Kasten 3.5-1). Oft wurden diese 
Gruppen durch Studenten initiiert, konnten sich nach 
der Revolution allerdings vielfach nicht stabilisieren. 

Zusätzlich wird die Stadtgestaltung auch in vielen 
ungeplanten Siedlungen zunehmend durch Akteure 
der (informellen) Immobilienwirtschaft geprägt. Dieses 


Phänomen ist zwar bekannt (World Bank, 2008b: 92), 
wissenschaftlich aber noch wenig erforscht (Kasten 
5.3-1). 

Soziale Kohäsion 

Für den Großraum Kairo sind sozioökonomische Dispa- 
ritäten stark prägend. Diese haben eine bauliche Aus- 
formung bzw. Trennung in der Entwicklung paralleler 
Stadttypen erhalten (Kap. 5. 3. 1.1-5. 3. 1.3). Innerhalb 
dieser Stadttypen gibt es ausgeprägte soziale Netz- 
werke, die tief in der arabisch-ägyptischen Kultur wur- 
zeln. Sie gründen primär auf familiären Strukturen und 
religiöser Zugehörigkeit. Am stärksten zeigt sich dies 
in den informellen Siedlungen. Neben sozialer Identität 
schaffen sie auch soziale Kontrolle und ersetzen zum 
Teil fehlende gesetzliche Regelungen (Kap. 5. 3. 2. 2; 
Abb. 5.3-7). Selbst die informellen Märkte grün- 
den in Teilen auf sozialen Regeln: So können infor- 
melle Immobilienentwickler (im lokalen Umfeld) Legi- 
timität z. B. dadurch gewinnen, dass sie in wohltätige 
Zwecke (Schulen, Moscheen) investieren (Deboulet, 
2012:218). 

Insgesamt ist die soziale Kohäsion der Gesellschaft 
bzw. gesellschaftlicher Untergruppen in Ägypten sehr 
brüchig. Neben der sozioökonomischen Teilung zeigt 
sich eine starke Trennung in konservative islamische 
Gruppierungen, liberal-demokratische Gruppen und 
der sich aus dem Mubarak-Regime entwickelten „Mili- 
tärkaste". Insbesondere durch die Ereignisse nach der 
Januarrevolution wurde deutlich, wie wenig diese ver- 
schiedenen Gruppen miteinander kooperieren. Viel- 
mehr zeigte sowohl die Präsidentschaft Mohamed 
Mursis als auch die Präsidentschaft des ehemaligen 
Generals Abdelfattah Al-Sisi, dass die Durchsetzung 
der Partikularinteressen der jeweils regierenden Partei 
die Spaltung der ägyptischen Gesellschaft weiter ver- 
schärften (Müller-Mahn und Beckedorf, 2014: 19). 

Inwieweit sich die Revolutionsereignisse mittel- und 
langfristig auf die Kairoer Gesellschaft auswirken wer- 
den, ist derzeit noch offen. Von den Medien und der Wis- 
senschaft wurde während der Revolution häufig hervor- 
gehoben, wie groß die Bedeutung der sozialen Medien 
für die Netzwerke der meist jugendlichen Demonstran- 
ten war (UN-Habitat, 2014c: 86). Auch wenn dies von 
einigen Autoren mittlerweile als überschätzt angese- 
hen wird (Robertson, 2013), ermöglichten die neuen 
Medien zumindest einem Teil von jungen Ägyptern 
eine vom Staat weitgehend unabhängige Kommunika- 
tion sowie die Gründung und Organisation von Stadt- 
projekten. Auch die sogenannten populär committees 
waren häufig über Facebook-Gruppen organisiert (Bre- 
mer, 2011: 89 ff.). Diese Erfahrung staatsunabhängiger 
urbaner Mitbestimmung über soziale Medien kann sich 
auch langfristig auf die jüngere Generation auswirken. 
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Abbildung 5.3-7 

Soziales Leben im öffentlichen Raum: Informelle Siedlung 
Istabl Antar in Kairo. 

Quelle: Gesa Schöneberg/WBGU 

5. 3.2.4 

Akteure im Entwicklungsprozess natürlicher 
Lebensgrundlagen, Teilhabe und Eigenart 

Das Kairoer Stadtgefüge steht im Spannungsfeld zwi- 
schen informellen Siedlungen und neuen Städten, 
in dem sich viele Aspekte der Erhaltung der natür- 
lichen Lebensgrundlagen, Teilhabe und Eigenart 
überschneiden. Die Akteure dieser die Stadt prägenden 
Prozesse lassen sich zunächst getrennt voneinander 
betrachten. Haupttreiber der Entwicklung der neuen 
Wüstenstädte ist die Regierung (Kasten 5.3-3). Diese 
ist in Ägypten seit der Unabhängigkeit 1952 stark mit 
dem Militär und der Wirtschaftselite verwoben (Say- 
igh, 2012:4). Das Militär ist nicht nur personell stark in 
die Regierung eingebunden (Sayigh, 2012: 10ff.), son- 
dern auch durch eigene Firmen maßgeblich an vielen 
wirtschaftlichen Aktivitäten im Land beteiligt (Müller- 
Mahn und Beckedorf, 2014:16; Abdul-Magd, 2013). 
Die Einflussnahme geht dabei weit über den militäri- 
schen Sektor hinaus. Die Militärs besitzen im Großraum 
Kairo nahezu eine Monopolstellung für Grundstücks- 
eigentum in Wüstengebieten, die für die Umwandlung 
in Bauland freigegeben werden. Baufirmen der Militärs 
beteiligen sich auch außerhalb öffentlicher Vergabever- 
fahren an zivilen Infrastrukturprojekten. Darüber hin- 
aus sind Politik und Militär eng mit den Immobilienfir- 
men vernetzt, die hohe Gewinne bei den Bauprojek- 
ten in den New Towns in der Wüste erzielen (Elsha- 
hed, 2014). Unter der Regierung Mubarak hatte sich 
diese intransparente Verflechtung von Politik, Mili- 
tär und Wirtschaft verstärkt. Den Akteuren boten 


sich umfassende Bereicherungsmöglichkeiten (Müller- 
Mahn und Beckedorf, 2014:16). An dieser intranspa- 
renten Machtkonstellation hat auch die Januarrevolu- 
tion 2011 grundlegend nichts geändert (Müller-Mahn 
und Beckedorf, 2014: 16) und unter der Regierung Al- 
Sisis scheint sich der Einfluss der Armee derzeit noch- 
mals zu verstärken. 

Seitdem es Ausländern im Jahr 2007 ermöglicht 
wurde, Eigentum an Grund und Boden zu erwer- 
ben, investieren verstärkt auch ausländische Immobi- 
lienfonds in Kairo. Aktuell zeigt sich dies an der neu 
geplanten „Capital Cairo", wo sich vor allem Investo- 
ren aus den Vereinigten Arabischen Emiraten engagie- 
ren (Tharoor, 2015). Denkbar wäre diese Entwicklung 
allerdings nicht ohne die urbane Mittel- und Ober- 
schicht, die sich - wenn auch weniger als erwartet - in 
die Satellitenstädte zurückzieht. 

Die Akteure der informellen Gebiete sind deut- 
lich schwerer zu identifizieren. Die öffentliche Hand 
ist hier eher indirekt an den Prozessen beteiligt. Wie 
bereits aufgezeigt, fördert sie durch ihre Planungsstra- 
tegien indirekt die informelle Urbanisierung (Piffero, 
2009:89; Kap. 5. 3. 1.5). Auch die Korruption in der 
Stadtverwaltung - wie beispielsweise die Duldung ille- 
galer Bauprojekte gegen Schmiergelder - wirkt sich hier 
aus (Piffero, 2009:90; Nada, 2014:22). 

Die wichtigsten Akteure in den informellen Sied- 
lungen sind aber die Bewohnerinnen, häufig vertreten 
durch sogenannte natural leaders (Kap. 5. 3. 2. 2). Sie 
prägen einerseits kulturelle Diversität und Gestaltungs- 
autonomie, (informelle) Teilhabe sowie die hohe Dichte 
der Wohnbebauung. Andererseits sind sie auch verant- 
wortlich für die Vernichtung der landwirtschaftlichen 
Flächen. Daneben spielen die Akteure der (informel- 
len) Ökonomien, insbesondere die informellen privaten 
Developer, eine entscheidende Rolle in der Entwicklung 
der Gebiete. Häufig deckt sich diese Gruppe mit jener 
der Bewohner. Hinzu treten viele NRO, die sich mehr- 
heitlich um Fragen der (substanziellen) Teilhabe und der 
Eigenart kümmern sowie CBOs bzw. religiöse Gruppie- 
rungen, die sich über ihr Engagement häufig auch eine 
politische Einflussnahme sichern (Haenni, 2009). Große 
internationale Organisationen wie z.B. die Weltbank, 
das United Nations Development Programme (UNDP), 
UN-Habitat, die United States Agency for International 
Development (USAID), die Japan International Coope- 
ration Agency (JICA), die Agence Frangaise de Deve- 
loppement (AFD) oder die Deutsche Gesellschaft für 
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) spielen in ausge- 
wählten Gebieten eine entscheidende Rolle. Während 
einige internationale Akteure sich auch um die strategi- 
sche Planung des gesamten Stadtgebiets bemühen - so 
war z.B. UN-Habitat an der Stadtentwicklungsstrategie 
Kairo 2052 (Kap. 5.3.2. 5) beteiligt sind andere stär- 
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Kasten 5.3-3 

Urbane Flächennutzung in Kairos informellen 
Siedlungen 

Die aktuelle Flächennutzungsgestaltung (Kap. 4.3) im Groß- 
raum Kairo zeigt viele negative Pfadabhängigkeiten: Die 
unverbundenen neuen Satellitenstädte verursachen hohen 
Flächenverbrauch und durch den dominierender Autover- 
kehr hohe Luftverschmutzung; wachsende informelle Sied- 
lungen vernichten landwirtschaftliche Fläche. Im Gegensatz 
zu der Flächennutzung in den neuen Städten zeichnen sich 
die informellen Gebiete Kairos in weiten Bereichen durch 
eine „organische Besiedlung" mit hoher Dichte und einer 
Mischnutzung aus. Nachdem die Regierung diese Form der 
Besiedlung in den 1970er und 1980er Jahren mehrheitlich 
ignorierte bzw. tolerierte (Dorman, 2007; Piffero, 2009:901, 
wurden seither verschiedene Strategien und Gesetze einge- 
führt, mit deren Hilfe eine Aufwertung einiger Gebiete sowie 
die Eindämmung informellen Flächenwachstums erreicht 
werden soll. Grundsätzlich werden dabei zwei Strategien ver- 
folgt: Mit präventiven Maßnahmen soll der künftige infor- 
melle Flächenverbrauch von landwirtschaftlichen Flächen 
limitiert und mit interventionistischen Maßnahmen sollen 
vorhandene informelle Siedlungen aufgewertet oder gege- 
benenfalls auch geräumt werden. In Kairo beziehen sich die 
interventionistischen Maßnahmen der Informal Settlements 
Development Facility (ISDF) ausschließlich auf unsafe areas, 
d.h. die Gebiete, die keine adäquaten Wohnverhältnisse bie- 
ten und die einen vergleichsweise geringen Teil der Siedlungs- 
fläche Kairos einnehmen. Aus Sicht des WBGU sind Kairos 
informelle Siedlungen hinsichtlich ihrer Flächennutzung zwar 
defizitär (Kap. 5. 3. 1.3). Dringlich für die Transformation wäre 
aber, das Wachstum informeller Siedlungen zu lenken. 

Präventive regulatorische Maßnahmen 

Um das städtische Wachstum zu regulieren und den Flächen- 
verbrauch, insbesondere die Vernichtung von Ackerland, ein- 
zudämmen, hat die ägyptische Regierung verschiedene prä- 
ventive Maßnahmen verfolgt. Als regulatorische Maßnahmen 
zur Eindämmung des informellen Städtewachstums wurde das 
Informal Settlements Belting Program (Tahzim: kontrollierte 
Expansion) eingeführt. Dieses sollte die informelle Urbani- 
sierung durch das Freihalten bestimmter Entwicklungskor- 
ridore sowie der Bereitstellung alternativer Siedlungsgebie- 
te eindämmen bzw. lenken (World Bank, 2008b: 15; GOPP, 
2012:160). Als weitere regulatorische Maßnahme sollten 
Flächennutzungspläne (details plans) zur Planung von 
Siedlungsgebieten aufgestellt werden. Beides sollte auf der 
Grundlage von städtischen Strategieplänen (Strategie plans) 
erfolgen (Nada, 2014:3). 

In der Praxis haben sich diese Methoden bislang kaum 
bewährt. Die Umsetzung der urban growth bouderies (UGBs) 
scheiterte an vielfältigen Hindernissen und Blockaden: so hat 
sich bereits die Festlegung der Gebiete als schwierig erwiesen. 
Die Stadtverwaltung war vielfach überfordert und nach Aus- 
sagen von Mitarbeitern der Planungsbehörde GOPP wurden 
die Grenzen oftmals nicht nach stadtplanerischen Kriterien 
sondern primär durch die Dynamik lokaler Machtinteressen 
bestimmt (Nada, 2014:9). Für die Landbesitzer ist es zudem 
deutlich attraktiver, sich nicht an vorgegebene UGBs zu hal- 
ten. Dies gründet sich primär auf ökonomischen Kalkulatio- 
nen: Bei informellen Siedlungsprozessen können Landbesit- 
zer durch die (illegale) Umwandlung von Acker- in Bauland 
dieses zu fast 100% bebauen (lassen) - ohne Aufwendung 


zusätzlicher Infrastrukturkosten. Bei Beteiligung an dem 
Takzim-Programm kann nur die Hälfte der Fläche als Bau- 
land verkauft werden, da ca. 50% für Infrastruktur und 
öffentliche Flächen bereitgestellt werden müssen. Zusätzlich 
würden Kosten für die Bereitstellung von Infrastruktur ent- 
stehen sowie ggf. Steuern für die Grundstückswertsteigerung 
anfallen (World Bank, 2008b: 16). Da in Kairo nahezu keine 
Sanktionen bei Nichtbeachtung der UGBs verhängt werden, 
ist es für die Landbesitzer somit wenig attraktiv, diesen zu 
folgen (Nada, 2014). 

Für die Aufstellung der im Bau- und Planungsgesetz 
bestimmten Detailed Plans ist das General Department for 
Planning and Urban Development (GDPUD) - unter Einbezie- 
hung von GOPP registrierten Experten - verantwortlich. Die 
Pläne sollen auf Grundlage der strategischen Pläne die Land- 
nutzungen sowie integrierte Stadtentwicklungs- und Land- 
schaftsprojekte eines Gebietes festlegen. Häufig fehlt es aller- 
dings an finanziellen und personellen Mitteln zur Aufstellung 
und Umsetzung der Pläne. Zwar hat Kairo - im Gegensatz 
zu vielen anderen Städten in Ägypten - einen genehmigten 
Strategie Plan sowie festgelegte Gebiete für einige UGBs, aber 
auch hier bleibt die Umsetzung schwierig. Insbesondere die 
häufig unzureichende Landregistrierung stellt sich als gro- 
ßes Hindernis in der Implementierung der Pläne dar (Nada, 
2014: 12). Zusätzlich sind die in den Detailed Plans bestimm- 
ten Bauanforderungen für die Schaffung von günstigen 
Wohnraum zu kostenintensiv und damit für die unteren Ein- 
kommensschichten nicht umsetzbar (Nada, 2014:17). Damit 
werden diese Gruppen weiterhin in die informelle Besiedlung 
von Gebieten getrieben (GOPP, 2012: 159). 

Präventive marktbasierte Maßnahmen 

Um die Spekulation auf Grund und Boden einzudämmen und 
mögliche Wertsteigerungen der Allgemeinheit bzw. Gemein- 
de zukommen zu lassen, kann der Staat eine Steuer auf den 
Gewinn zwischen Erwerb und Verkauf eines Grundstückes 
erheben. Diese Besteuerung von Grundstückswertsteigerun- 
gen wurde in Ägypten bereits in den 1950er Jahren gesetz- 
lich fixiert, hat sich in der Praxis allerdings als nahezu wir- 
kungsloses Instrument erwiesen. Dies ist vor allem auf die 
ineffiziente Steuereintreibung durch die häufig überforder- 
ten Lokalverwaltungen zurückzuführen (Nada, 2014:19). 

Im Jahr 2008 gab es in Ägypten eine Steuerreform, die im 
August 2014 nochmals modifiziert wurde. Diese sollte ins- 
besondere in einkommensschwachen Gebieten die Steuerein- 
treibung bzw. Steuereinkünfte der lokalen Ebene verbessern 
sowie die Landspekulation vermindern (TADAMUN, 2015). 
Bislang hat (auch) diese Gesetzgebung wenig Auswirkungen 
auf die Baupraxis in Kairo. 

Hindernisse und Blockaden der Flächennutzungs- 
gestaltung in Kairo 

Auch wenn die Herausforderungen der Flächennutzungs- 
gestaltung in den informellen Gebieten grundlegend anders 
gelagert sind als in den neuen Wüstenstädten, zeigen sich hier 
einige Parallelen hinsichtlich der Hindernisse und Blockaden. 

Die in Kairo häufig fehlende Kompetenz der Lokalverwaltung 
verhindert in beiden Fällen die Umsetzung der Flächennut- 
zungsgestaltungsinstrumente. Begünstigt wird dies durch den 
Zentralismus Ägyptens, der sich zurzeit weiter zu verstärken 
scheint. Selbst die UGBs, die ursprünglich in den Zuständig- 
keitsbereich der lokalen Ebene fielen (Law Nr. 3 1982) sollen 
nach der Planungsgesetzgebung von 2008 von der nationalen 
Planungsbehörde GOPP festgelegt werden (Nada, 2014:18). \ 

Zudem werden auch im reformierten Steuerrecht die loka- 
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len Steuern noch immer zentral erhoben, so dass die lokale 
Ebene weder bestimmen kann, wofür und in welcher Höhe sie 
Steuern erheben will, noch wie sie ihre Einnahmen ausgeben 
möchte (TADAMUN, 20151. 

Auch wenn die Greater Cairo Urban Development Strategy 
zwar eine Vielzahl der Hindernisse und Blockaden (inkremen- 
teil) adressiert, zeigt sich die reale Stadt- bzw. Flächennut- 
zungspolitik Kairos als geradezu widersprüchlich. Während 
der Privatsektor durch die Stadtentwicklungsprojekte und die 
Spekulation mit Boden und Immobilien in der Wüste hohe 
Profite erwirtschaftet (Sims, 2015:267), gibt die öffentliche 
Hand das dazu notwendige Bauland weiterhin zu einem sehr 
geringen Verkaufpreis sowie steuerfrei bzw. nur sehr gering 
besteuert ab (World Bank, 2006: 18). Damit werden mögliche 
Benefits, die z.B. für den sozialen Wohnungsbau verwendet 
werden könnten, nicht eingenommen. Andererseits bittet die 
Regierung bei internationalen Geldgebern um Spenden oder 
Darlehen, um Wohnraum für arme Bevölkerungsgruppen 
oder Infrastruktur zu bauen (UN-Habitat, 2014d). Insgesamt 
behindert der zentralistische Staats- und Verwaltungsaufbau 
Ägyptens und die damit verbundene schwache lokale Ebene 
der Städte derzeit die Umsetzung von Planungsinstrumenten 
zur Flächengestaltung. 

Transformative Flächennutzungsgestaltung in Kairo 

Eine Änderung in der Flächennutzungsgestaltung könnte 


ker in einzelnen Aufwertungs-Projekten engagiert. Die 
GIZ ist seit Jahren in den informellen Gebieten Kairos 
aktiv und leitet weitere Projekte in den Bereichen nach- 
haltige Infrastruktur, Governance, Umwelt- und Klima- 
wandel sowie ökonomische Entwicklung und Beschäf- 
tigung. Als einer der wenigen Akteure, die sich mit dem 
Klimawandel in Kairo befassen, sind sie auch an den 
„Cairo Climate Talks" beteiligt. Diese von der deutschen 
Botschaft im Jahr 2011 initiierte Kooperationsveran- 
staltung (u.a. in Zusammenarbeit mit dem Egyptian 
Ministry of Foreign Affairs, dem Ministry of State for 
Environmental Affairs (EEAA), dem deutschen Wis- 
senschaftszentrum (DWZ), dem deutschen akademi- 
schen Austauschdienst (DAAD), und des Egyptian Ger- 
man High Level Joint Committee for Renewable Energy, 
Energy Efficiency and Environmental Protection 
(JCEE)) bietet regelmäßig Diskussionsrunden mit ver- 
schiedenen Stakeholdern zu Themen der ökologischen 
Nachhaltigkeit an. 

Trotz der politisch angespannten Lage und der Ziel- 
setzung der Regierung, sich aus „Alt-Kairo" quasi 
zurückzuziehen, zeigten sich zwischenzeitlich auch von 
staatlicher Seite einige positive Ansätze: So findet der 
informelle Urbanismus stärkere Beachtung und anstelle 
der Informal Settlements Development Facility (ISDF) 
wurde 2014 ein eigenes Ministerium, das Ministry of 
Urban Renewal and Informal Settlements (MURIS), 
gegründet. Die damalige Ministerin hatte ihren politi- 
schen Hintergrund in der ägyptischen Bürgerbewegung 


dazu beitragen, die Urbanisierungsprozesse in Kairo in Rich- 
tung Transformation zur Nachhaltigkeit zu lenken. Hierbei 
könnten sich insbesondere die Verknüpfungen mit den Hand- 
lungsfeldern Mobilität (Kap. 4.2.2), baulich-räumliche Gestalt 
von Städten (Kap. 4.2.3) sowie Materialien- und Stoffströme 
(Kap. 4.4) positiv auswirken. Die bislang verfolgten Strategi- 
en der Stadt bzw. des Staates waren größtenteils erfolglos und 
auch die aktuelle Stadtentwicklungsstrategie wird das Trans- 
formationspotenzial urbaner Flächennutzung kaum nutzen 
können. Insbesondere fehlen realistische Umsetzungsstrate- 
gien. Damit auch in Kairo die Prinzipien urbaner Flächennut- 
zung (Kap. 4. 3. 2. 2) greifen können, müssen lokal angepasste 
Gestaltungsmechanismen (Kap. 4.3.3) entwickelt werden. 
Neben der Suche nach kreativen Instrumenten der Flächen- 
nutzungsgestaltung, die vor allem das Gemeinwohl stärker 
berücksichtigen, müsste vor allem das transitorische Moment 
der Reversibilität und Anpassungsfähigkeit von Flächen stär- 
ker berücksichtigt werden. Für eine Steuerung der transfor- 
mativen Flächennutzung ist zudem eine integrierte, 
gesamtstädtische Strategie, die alle Bevölkerungsgruppen 
einschließt, von Bedeutung. Für die Umsetzung ist zudem 
entscheidend, wie sich in Kairo eine (transformative) urbane 
Governance entwickeln könnte (Kap. 8), die z. B. die weit ver- 
breitete Korruption (Kap. 5. 3. 2. 2, 5. 3. 2. 4) eindämmt. 


und versuchte, das Thema der informellen Siedlungen 
und des Rechts auf adäquates Wohnen stärker in der 
Öffentlichkeit zu platzieren (Schechla, 2015:141). Im 
Mai 2015 veranstaltete MURIS gemeinsam mit dem 
Ministry of Housing, Utilities and Urban Development 
(MHUUC) und UN-Habitat das erste Egyptian Urban 
Forum in Kairo. Nach dem Vorbild des World Urban 
Forum hatten sich hier erstmalig Stakeholder und 
Akteure aus allen drei Stadtbereichen zu einem Sym- 
posium zusammengefunden und über die Entwicklun- 
gen Kairos (und des Habitat III-Prozesses) diskutiert. 
Ende 2015 wurde das MURIS ohne Begründung wieder 
aufgelöst. Es bleibt abzuwarten, inwieweit das MHUUC 
die Themen des informellen Urbanismus adäquat ver- 
treten wird. 

Trotz der schwierigen politischen Lage besitzt Kairo 
Netzwerke urbaner Akteure, die sich sowohl in den 
Altstadtvierteln als auch in informellen Gebieten enga- 
gieren. Insbesondere nach 2011 hat sich die Stadtfor- 
schung verstärkt mit urbanen Aktivisten zusammenge- 
schlossen. So will z. B. die Initiative TADAMUN, die u. a. 
von der American University in Washington, DC und der 
Takween Integrated Community Development Gruppe 
unterstützt wird, die Kairoer ermutigen, auf Grundlage 
der ägyptischen Verfassung aktiv ihr „Recht auf Stadt" 
einzufordern. Die Gruppe, die ihre Arbeit als „analytical 
activism" (Singerman, 2015) bezeichnet, veröffentlicht 
regelmäßig Artikel zum Thema Stadt und Gesellschaft in 
Kairo und beteiligt sich zudem aktiv an Stadtentwick- 
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lungsprojekten. Viele NRO haben sich mittlerweile in 
Kairo auch zu größeren Verbünden - wie z. B. der Egyp- 
tian Against Coal oder dem Network of Women's Rights 
Organisation - zusammengeschlossen, um so vor allem 
gegenüber der Politik stärker auftreten zu können. 

5. 3. 2. 5 

Stadtentwicklungsstrategie Kairo 2052 

Nachdem der Stadtentwicklungsplan „Cairo 2050" 
wegen seiner Fokussierung auf luxuriöse Megapro- 
jekte und den damit verbundenen Massenumsiedlun- 
gen (Amnesty International, 2011a; Tarbush, 2012) 
stark kritisiert worden war, erarbeitete die Planungs- 
behörde GOPP und UN-Habitat im Auftrag des Minis- 
try of Housing, Utilities and Urban Development 
(MHUUC) die „Greater Cairo Urban Development Stra- 
tegy" (Cairo 2052), die sie im Jahr 2012 veröffentlich- 
ten. Die Vision des künftigen Kairo ist dabei in eine 
nationale Entwicklungsstrategie integriert und stellt die 
Schaffung sozialer Gerechtigkeit, ökonomischer Wett- 
bewerbsfähigkeit und Umweltfreundlichkeit der Stadt- 
region in den Mittelpunkt. Daneben soll in den nächs- 
ten Jahrzehnten die Verbesserung der Lebensqualität, 
der Aufbau einer wissensbasierten Ökonomie, die Ver- 
besserung der Umweltbedingungen und des Transport- 
systems, die Entwicklung der neuen Städte zu neuen 
Zentren, die Schaffung von Touristenzentren im histo- 
rischen Stadtgefüge sowie die Etablierung eines effek- 
tiven Governancesystems für das Management der 
Entwicklungsprojekte erreicht werden. Dieses Leitbild 
soll durch verschiedene Strategien im Großraum Kairo 
umgesetzt werden. Insgesamt fokussiert die überarbei- 
tete Strategie weniger auf Luxusprojekte und greift die 
Belange der Bevölkerung stärker auf, die nun intensiver 
am Prozess beteiligt werden soll. Der Schwerpunkt der 
Entwicklung soll jedoch weiterhin in den neuen Städten 
liegen - bislang noch ohne Berücksichtigung der Pläne 
zur neuen Capital Cairo, die unabhängig von der Kairo- 
Strategie vom Präsidialamt in Auftrag gegeben wurde. 

Auch wenn die Stadtentwicklungsstrategie im Ver- 
gleich zur ursprünglichen Vision stärker an den beste- 
henden Problemen und Herausforderungen der Stadt 
anknüpft, bleibt abzuwarten, inwieweit die einzelnen 
Projekte die Entwicklung Kairos lenken können. Es 
werden bereits Befürchtungen geäußert, dass z. B. die 
Beteiligung der Bewohner zur Legitimierung von elitä- 
ren Stadtentwicklungsprojekten missbraucht werden 
könnten und es auch weiterhin zu Vertreibungen von 
Bewohnern für die Realisierung von Großprojekten 
kommen könnte (TADAMUN, 2014a). 

Aus Sicht des WBGU kann diese Strategie auf- 
grund des integrativen Ansatzes jedoch einen wichti- 
gen Grundstein zu einer nachhaltigen Entwicklung der 
Stadt legen, der allerdings noch in allen Bereichen der 


natürlichen Lebensgrundlagen, Teilhabe und Eigenart 
weiterentwickelt werden müsste. Auch wenn die Stra- 
tegie zwar erste Ansätze zu einem Wechsel von inkre- 
menteilen Verbesserungen hin zu einer Gesamtstrategie 
legt, sind diese in ihrer Hebelwirkung zu schwach, um 
Kairos Transformation zur nachhaltigen Stadt gelingen 
zu lassen. Eine der größten Herausforderungen liegt in 
der künftigen Governance des Großraums Kairo. Dabei 
könnten aber gerade die unterschiedlichen Erfahrungen 
aus der dezentralen informellen Governance der unge- 
planten Gebiete sowie der zentralistisch-autokratischen 
Governance der neuen Städte helfen, um eine kairo- 
spezifische transformative Governance zu entwickeln 
(Kap. 8). 

5.3.3 

Fazit 

Der Großraum Kairo hat sich in den letzten Jahrzehnten 
dramatisch verändert. Aus der überschaubaren Stadt 
der 1950er Jahre ist eine gigantische Metropolregion 
geworden. Die Regierung hat sich mittlerweile nicht 
nur aus den meisten („ungeplanten") Stadtgebieten 
zurückgezogen, sondern sucht ihr Heil in einer neuen 
„Smart City" weit außerhalb der Gouvernatsgrenzen. 
Insofern erscheint die Zukunft des Großraums Kairo 
mehr als ungewiss. Ob und inwiefern beispielsweise die 
notwendigen Ressourcen zur Verfügung gestellt wer- 
den, um das Transport- und Energiesystem zu moder- 
nisieren, ist nicht absehbar. Generell ist zu befürchten, 
dass sich in Folge des Umzugs großer Teile der einkom- 
mensstarken Bevölkerungsgruppen in die neue Capital 
Cairo die Lebensbedingungen im bisherigen Stadtgebiet 
eher zum Negativen hin angleichen. Die Aussichten, in 
Kairo durch einen gestaltenden Staat eine Transforma- 
tion anzustoßen, sind folglich denkbar schlecht. 

Trotz dieser ungünstigen Ausgangslage birgt aber 
auch Kairo das Potenzial, außerhalb von inkrementei- 
len Verbesserungen grundlegende Veränderungen zu 
einer Transformation zu initiieren. Gerade die Erfahrun- 
gen, die durch die Entwicklung der Kairoer Stadttypen 
gewonnen wurden, könnten zukünftig genutzt werden, 
um wesentliche Veränderungen anzustoßen. So sind die 
informellen Siedlungen (und informellen Ökonomien) 
in Kairo zwar einerseits Ausdruck politischen Versa- 
gens, andererseits zeigen sich hieran aber auch Chan- 
cen urbaner Selbstorganisation. Die lokale wie natio- 
nale Regierungsebene kann von Good Practices und 
der Flexibilität des informellen Sektors lernen und diese 
sowohl zur Initiierung von Transformationsprozessen 
als auch zur Entwicklung transformativer Governance 
in Kairo nutzen. Die Informalität existiert nicht losge- 
löst vom formellen Kontext, sondern besitzt mit diesem 
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zahlreiche Berührungs- und Überschneidungspunkte 
(Kasten 5.3-2); diese können weiter ausgebaut wer- 
den. Zudem hat Kairo durch die seit Jahrzehnten 
bestehende nationale und internationale Forschung die 
Möglichkeit, Potenziale zu erkennen und zu nutzen - 
vorausgesetzt, der öffentliche Sektor schließt sich an. 
Der öffentliche Sektor ist in Kairo zwar derzeit in seinen 
Kapazitäten limitiert, besitzt aber durchaus das Poten- 
zial, bei „richtiger Zielsetzung" solche Prozesse positiv 
zu verstärken. Bestenfalls kann dieses in einem „urba- 
nen Gesellschaftsvertrag" (Kap. 8.5) für Kairo ausge- 
handelt und umgesetzt werden (erste Ansätze zeigten 
sich z.B. mit dem Egyptian Urban Forum; Kap. 5. 3. 2. 4). 
Allerdings sind diese Entwicklungen derzeit durch 
sich verschärfende Teilhabedefizite massiv gefährdet. 
Sofern es gelingt, die Teilhabe der Bevölkerung stark 
auszubauen und die existierenden Ansätze progressi- 
ver Stadtentwicklungsstrategien weiterzuentwickeln, 
könnte auch in Kairo die Transformation zur Nachhal- 
tigkeit gelingen. Dabei sind auch in Kairo Reversibilität 
und Anpassungsfähigkeit als Prinzipien der Stadtent- 
wicklung (Kap. 4. 2-4. 4) einzubeziehen, damit auf dem 
Weg zur Transformation negative Pfadabhängigkeiten 
vermieden werden können. 


5.4 

Kopenhagen: eine am Menschen orientierte 
Pionierin nachhaltiger Stadtplanung 

Im Jahr 2015 gehörte Dänemark das dritte Mal in Folge 
zu den bestplatzierten Ländern im World Happiness 
Report (Helliwell und Sachs, 2015). Die Hauptstadt 
Kopenhagen, die in Umfragen häufig als lebenswerteste 
Stadt der Welt gewählt wird (z. B. Award der Zeitschrift 
Monocle 2014), hat dieses Ergebnis vermutlich beför- 
dert. Wenn im europäischen Raum gute Beispiele für 
eine am Menschen orientierte, nachhaltige Stadtpla- 
nung gesucht werden, so werden häufig Kopenhagens 
innovative Verkehrs- und Raumplanungsstrategien 
genannt. Auch der WBGU sieht Kopenhagen in vie- 
lerlei Hinsicht als Vorreiter und Orientierungsbeispiel. 
Kopenhagen weist Merkmale einer typischen (west-) 
europäischen Metropole auf, die sich seit vielen Jahr- 
hunderten entwickelt hat, nach wie vor wächst und sich 
durch eine starke Governance auszeichnet. Daher eig- 
net sich diese Stadt, um Transformationspfade aufzu- 
zeigen, von denen andere Städte mit ähnlichen Grund- 
mustern und -Voraussetzungen lernen können. 

Kopenhagen ist ein Beispiel für reife Städte in Indus- 
trieländern, die vor der Herausforderung stehen, nicht 
nachhaltige Pfadabhängigkeiten zu durchbrechen, ihre 
Auswirkungen auf den Klimawandel zu begrenzen und 
sich - wie im Beispiel Kopenhagen als Küstenstadt - 


an mögliche Folgen des Klimawandels anzupassen. 
Kopenhagen hat sich dazu ambitionierte Ziele gesetzt, 
wie das Erreichen von Klimaneutralität bis zum Jahr 
2025 als weltweit erste Stadt (Kap. 5.4.2). In Kopenha- 
gen sind gute Voraussetzungen für eine Transformation 
zur Nachhaltigkeit erkennbar: So setzt sich die Stadt 
lokale Ziele (z.B. Förderung nachhaltiger Mobilität, 
Inklusionsziele, Förderung von Diversität) und Ziele im 
Sinne eines Beitrags zur globalen Transformation (z.B. 
C0 2 -Reduktionsziele, Engagement in Städtenetzwer- 
ken, Abkehr von städtischen Investitionen in fossile 
Energieträger). 

Darüber hinaus ist Kopenhagen ein Beispiel für 
gute Governance einer „starken Regierung", für die die 
Beteiligung und Befähigung der Bürger eine wichtige 
Rolle spielt. Bottom-up-Aktivitäten werden in Kopen- 
hagen häufig toleriert, zum Teil sogar aktiv von der 
Stadtverwaltung gefördert. 

Zugleich kann am Beispiel Kopenhagens verdeut- 
licht werden, dass ein hohes ökologisches Ambitions- 
niveau zu Zielkonflikten führt. Trotz hoher Ambitionen 
und guter Ansätze bestehen weiterhin Herausforderun- 
gen im Hinblick auf den vom WBGU vorgeschlagenen 
normativen Kompass und die Große Transformation, 
die auch Rückschläge und nicht intendierte Nebenfol- 
gen mit sich bringen können. 

5.4.1 

Von der Wikingersiedlung zur Metropolregion 

Die einstige Wikingersiedlung Kopenhagen, heute 
räumlich auf den Inseln Seeland und Amager gelegen, 
ist seit dem 13. Jahrhundert die Hauptstadt Dänemarks 
(Statistics Denmark, 2015). Kopenhagen wird heute in 
räumliche Einheiten wie „Metropolregion", „Haupt- 
stadtregion" und „Hauptstadt" abgegrenzt. Die Metro- 
polregion umfasst die Städte Kopenhagen und Frede- 
riksberg sowie fünf weitere ehemalige Verwaltungsein- 
heiten (OECD, 2009). Sie hatte im Jahr 2009 2,4 Mio. 
Einwohner, 44% der dänischen Gesamtbevölkerung 
(OECD, 2009). Aus der national-administrativen Pers- 
pektive ist die Metropolregion allerdings keine Verwal- 
tungseinheit. Die Hauptstadtregion, in der 1,77 Mio. 
Menschen leben (Citypopulation, 2015), umfasst mit 
Kopenhagen 29 Kommunen. Am 1. Januar 2014 hatte 
die Stadt Kopenhagen 728.243 Einwohner auf einer 
Fläche von 179,3 km 2 . Dies entspricht einer Bevölke- 
rungsdichte von mehr als 4.000 Personen pro km 2 (Sta- 
tistics Denmark, 2014: Tabelle 399). 

Im Jahr 2009 verfügte Kopenhagen über die besten 
Universitäten des Landes (OECD, 2009). Die Metropol- 
region ist durch eine dienstleistungsorientierte Wirt- 
schaft (z.B. High-Tech-Firmen) geprägt (OECD, 2009). 


Drucksache 18/9590 


-250- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 



Abbildung 5.4-1 

Belebter Außenraum vor der Dänisch Königlichen Bibliothek 
in Kopenhagen. 

Quelle: Naotake Murayama/flickr 

Grenzüberschreitende wirtschaftliche Zusammenarbeit 
wird durch Infrastrukturen - wie etwa die 0resundbrü- 
cke zwischen Kopenhagen und Malmö (Schweden) - 
gewährleistet. Die Lage am 0resund sowie ein hoher 
Anteil an Grün- und Erholungsräumen (Kap. 5.4.5; 
Abb. 5.4-1) eröffnet für die Stadtbevölkerung eine 
potenziell hohe Aufenthalts- und Lebensqualität. 

5.4.2 

Transformation in Kopenhagen: Offenheit für 
Experimente und Innovationen 

Kopenhagen ist aus der WBGU-Transformationsper- 
spektive ein gutes Beispiel für eine europäische Stadt, 
die sich der Herausforderung einer Transformation zur 
Nachhaltigkeit stellt, sich ambitionierte Ziele setzt und 
erfolgversprechende Ansätze aufweist. 

Im Hinblick auf die Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen (Kap. 3.3) verfolgt Kopenhagen das 
Ziel, bis zum Jahr 2025 als weltweit erste Hauptstadt 
klimaneutral zu werden (City of Copenhagen, 2012). 
Das Ziel der Klimaneutralität entspricht allerdings noch 
nicht dem Ziel einer Absenkung der C0 2 -Emissionen 
auf Null, was aus Sicht des WBGU bis spätestens 2070 
weltweit anzustreben ist (Kap. 3.3.1). Den Plänen der 
Stadt zufolge wird Kopenhagen auch nach 2025 noch 
C0 2 emittieren, vor allem im Verkehrssektor. Klimaneu- 
tralität soll erreicht werden, indem Kopenhagen Strom 
aus erneuerbaren Energien in andere Teile Dänemarks 
liefert, wo er Strom aus der Nutzung fossiler Energie- 
träger ersetzt. Die dort erzielten Emissionsminderun- 
gen rechnet sich Kopenhagen dann als Kompensation 
für die noch verbleibenden innerstädtischen Emis- 
sionen an (City of Copenhagen, 2012). Diese Art der 
Kompensation ist allerdings nur für eine Übergangszeit 
möglich, denn bis 2035 möchte Dänemark den gesam- 


ten Strom- und Wärmesektor dekarbonisieren (City of 
Copenhagen, 2012). Aus WBGU-Perspektive sollte die 
Stadt Strategien entwickeln, die nach 2025 verbleiben- 
den innerstädtischen Emissionen real auf Null abzusen- 
ken. Dennoch ist Kopenhagens Zielsetzung im weltwei- 
ten Vergleich als herausragendes urbanes Etappenziel 
auf dem Weg zu Nullemissionen (d. h. Einstellung der 
C0 2 -Emissionen aus fossilen Quellen) zu werten. Par- 
allel dazu hat sich die dänische Regierung verpflich- 
tet, bis 2050 die Energieversorgung des gesamten Lan- 
des unabhängig von fossilen Energieträgern und ohne 
Rückgriff auf Kernkraftwerke zu gewährleisten (Danish 
Government, 2011). Konkretisiert werden diese Ziel- 
setzungen durch das dänische Klimaschutzgesetz aus 
dem Jahr 2014, das zwar keine konkreten C0 2 -Reduk- 
tionsziele vorgibt, aber einen regulatorischen und ins- 
titutionellen Rahmen schafft, u.a. mit der Einsetzung 
eines Klimarats (Dänisches Klimaschutzgesetz, 2014; 
Schlacke, 2016). Kopenhagen hat sich zudem dazu ent- 
schlossen, eine Strategie zu entwickeln, um nicht mehr 
in fossile Energieträger zu investieren und bestehende 
Investitionen in Öl, Kohle und Gas zu beenden (divest- 
ment) (Mattauch 2015). 

Ansätze politischer Teilhabe in Kopenhagen reichen 
von gesetzlich fixierten Formen der Beteiligung bis 
zu kreativen informellen Prozessen, so dass von einer 
Art „transformativer Beteiligungskultur" gesprochen 
werden kann (Agger, 2010:542; Holm und Kamara, 
2001: 59ff.; Gottschalk, 1984). 

Bei den Lebenshaltungs- und Wohnkosten las- 
sen sich am Beispiel Kopenhagens Herausforderun- 
gen benennen. So haben die städtebaulichen Aufwer- 
tungen zu einer Preissteigerung und Verdrängung von 
Haushalten mit geringem Einkommen geführt. Dem 
versucht die Stadt mit ambitionierten, sozialpolitischen 
Maßnahmen und der Bekämpfung von Ungleichheit zu 
begegnen. Kulturelle Diversität und Inklusion von Mig- 
ranten und Menschen mit unterschiedlichem kulturel- 
lem Hintergrund nehmen hierbei einen hohen Stellen- 
wert ein. Dies ist vor dem Hintergrund der momentan 
zu beobachtenden, eher gegenläufigen nationalen Poli- 
tik in Dänemark bemerkenswert. 

Auch in Bezug auf die Stadtplanung und -entwick- 
lung zeigt Kopenhagen Besonderheiten: Die Abkehr 
von der autofreundlichen Stadtplanung, die städtebau- 
lichen Experimente zur Förderung des Radverkehrs und 
das Zulassen von Besonderheiten und Idiosynkrasien 
wie die Freistadt Christiania sind nur einige Beispiele. 
Die Eigenart der Stadt Kopenhagen besteht vor allem 
darin, dass sie eigene Wege geht und hierbei für Expe- 
rimente und Innovationen offen ist. 

Abbildung 5.4-2 zeigt überblicksartig die Ansätze 
des Transformationsprozesses in Kopenhagen in den 
drei Dimensionen des normativen Kompasses des WBGU. 
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Abbildung 5.4-2 

Transformationsprozess in 
Kopenhagen. Kopenhagen 
ist ein Beispiel für einen 
bereits begonnenen 
Prozess der Transformation 
zur Nachhaltigkeit. 

In den Bereichen der 
Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen und 
Teilhabe als Dimensionen 
des normativen Kompasses 
(Kap. 3) lassen sich positive 
Ansätze feststellen, wie 
beispielsweise das Ziel der 
Klimaneutralität bis zum 
Jahr 2025 oder die Vielzahl 
gesetzlich vorgeschriebener 
Beteiligungsprozesse. Diese 
schlagen sich über ein 
grünes und pluralistisches 
Image in der dritten 
Dimension des Kompasses 
nieder, der Eigenart. Dies 
ist nur eine der möglichen 
Wechselwirkungen zwischen 
den drei Dimensionen. 

So kann beispielsweise 
dieses Image wiederum die 
Erreichung der Ziele der 
Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen fördern, 
ebenso wie die politische 
Teilhabe. 

Quelle: WBGU 


„Grünes“ und pluralistisches Image 

• Grünräume 

• Zulassen von Idiosynkrasien/ 
Besonderheiten 

• Innovationsoffenheit 

• Experimentierfreude 





Eigenart 




Kopenhagen 
Beispiel für 

Transformationsprozesse zur 
Nachhaltigkeit 



Teilhabe 



Natürliche 



Lebensgrundlagen 



Schwerpunkt: Gestaltung der Stadt 

• Vielzahl gesetzlich 
vorgeschriebener 
Beteiligungsprozesse 

• Zusätzlich innovative Konzepte, 
wie Befragung von 
Privathaushalten 

• Integrative Konzepte zur 
Quartiersumgestaltung 


Ziel der „Klimaneutralität“ bis 2025 
(= C0 2 -Reduktion mit 
Kompensationsmaßnahmen) 
Vielzahl von Maßnahmen- 
programmen zur Erreichung 

■ Mobilität 

• Erneuerbare Energien 

• Baumaßnahmen 
Klimaanpassungsstrategie 
Abfallentsorgungs- und 
Verwertungskonzept 


Im Folgenden werden für die drei Dimensionen des 
normativen Kompasses - Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen, Teilhabe und Eigenart (Kap. 3) - 
Charakteristika, Problemlagen und Lösungsstrategien 
Kopenhagens beschrieben und bewertet. 

5.4.3 

Natürliche Lebensgrundlagen: Good Practices 
mit Zusatznutzen 

Kopenhagen stellt sich der Herausforderung, nicht 
nachhaltige Pfadabhängigkeiten zu durchbrechen. 
Zum einen will die Stadt ihren Beitrag zum Klimawan- 
del begrenzen, zum anderen sieht sie sich als am Meer 
gelegene Stadt gezwungen, sich an die möglichen Aus- 
wirkungen des Klimawandels anzupassen. Schließlich 
ist Kopenhagen herausgefordert, einen innovativen 
Umgang mit dem Verbrauch von Ressourcen zu finden. 

Abbildung 5.4-3 zeigt alle vom WBGU im Hinblick 
auf die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
ausgewerteten Ziele und Instrumente Kopenhagens 
auf einen Blick. Für die drei Teilziele, C0 2 -Reduktion 


bis 2025, Reduzierung des Ressourcenverbrauchs und 
Anpassung an klimawandelbedingte Auswirkungen, 
werden die jeweiligen Instrumente mit Beispielen illus- 
triert. Der Schwerpunkt der Kopenhagener Maßnah- 
men liegt im Bereich der Zielerreichung des Redukti- 
onsziels bis zum Jahr 2025. 

5.4.3. 1 

Planetarische Leitplanken: Klima und Ressourcen 

Kopenhagen gilt als beispielhaft bei der Bekämpfung 
des Klimawandels. Die Stadt selbst gab im Jahr 2012 
eine Reduzierung der Treibhausgasemissionen seit 
1990 von 40% an (City of Copenhagen, 2012). 

Erklärtes Ziel ist es, Klimaneutralität bis zum Jahr 
2025 zu erreichen (City of Copenhagen, 2012; zur 
Bewertung des Begriffs aus WBGU-Perspektive: 
Kap. 5.4.2). Hierzu muss die Stadt weniger Energie ver- 
brauchen und erneuerbare Energie dergestalt erzeugen, 
dass die weiterhin entstehenden Emissionen, z. B. durch 
Verkehr oder Transport, mit dem Überschuss der erneu- 
erbaren Energie verrechnet werden können, sofern 
dieser in anderen Teilen Dänemarks Strom aus fossiler 
Energienutzung ersetzt (City of Copenhagen, 2012: 5). 
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Abbildung 5.4-3 

Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen in Kopenhagen. Die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen wird durch 
mehrere Teilziele konkretisiert, wie beispielsweise die Minimierung des Ressourcenverbrauchs oder die C0 2 -Reduktion bis 2025. 
Zur Zielerreichung werden Instrumente wie das Abfallmanagement oder die Planung und Steuerung von Transport eingesetzt, 
die sich wiederum in konkreten Maßnahmen wie dem Recycling oder dem Intelligent Traffic System niederschlagen. 

Quelle: WBGU 


Auf dem Weg zu diesem Etappenziel ergreift die Stadt 
eine Vielzahl von Maßnahmen in den Bereichen Ener- 
giegewinnung, Verteilung dieser Energie, Verkehr und 
Transport sowie Bauen und Planen. Der WBGU fokus- 
siert im Folgenden auf einige besonders relevante Maß- 
nahmen. 

Klimaschutzmaßnahmen in Kopenhagen: Fernwärme 
und Verkehrsmanagement 

Seit den 1920er Jahren verfügt Kopenhagen über ein 
Fernwärmesystem, das seit den 1970er Jahren umge- 
stellt wird, um die Stadt unabhängig von fossilen Ener- 
gieträgern zu machen (City of Copenhagen, 2014a) und 
das weltweit Vorbildcharakter hat (UNEP, 2015:72). 
Beispielsweise wird durch Müllverbrennung generierte 
Wärme oder Abwärme anderer Anlagen durch das Fern- 
wärmenetz in 97 % der Haushalte gepumpt. Allerdings 
ist das System mit fast einem Viertel der Energieträger 
aus Kohle und weiteren 13% aus Öl und Gas (Stand 
2010) noch nicht unabhängig von fossilen Energieträ- 
gern (Tab. 5.4-1). 

Neben der Einsparung von C0 2 -Emissionen im Ver- 
gleich zu konventionellem Heizen mit Öl oder Gas (z.B. 
individuelle Ölheizung) sind weitere Vorteile dieses 
Systems, dass es hocheffizient und ein für die Bevöl- 
kerung kostengünstiges Heizsystem ist (City of Copen- 
hagen, 2014a; UNEP, 2015:10). Langfristig sollte das 
System vollständig auf fossile Energieträger verzich- 


ten: Hierzu soll zukünftig auf Kraft-Wärme-Kopplung 
sowie Biogas und Biomasse gesetzt werden (City of 
Copenhagen, 2014a: 32). Biomasse kann allerdings 
Landnutzungskonkurrenzen verstärken und so direkt 
und indirekt zu Problemen für die Ernährungssicher- 
heit und den Naturschutz beitragen (WBGU, 2008). Teil 
der langfristigen Strategie Kopenhagens für das Fern- 
wärmesystem ist die Nutzung von Erdwärme (City of 
Copenhagen, 2014a: 32). 

Komplementär zum Fernwärmesystem wurden zwei 
Fernkältesysteme eingerichtet, die im Sommer die 
überschüssige Wärme aus den Heizsystemen nutzen. 
Im Vergleich zu den sonst üblichen Klimaanlagen ver- 
braucht das Fernkältesysteme 80% weniger Elektrizität 
und verursacht 70% weniger C0 2 -Emissionen (City of 
Copenhagen, 2014a). 

Ein besonderes Merkmal der Stadt ist das weitrei- 
chend ausgebaute Netz von Fahrradwegen (OECD, 
2009:100; Pucher und Buelher, 2007). Der Anteil der 
Pendler, die ihr Fahrrad für den Weg zur Arbeitsstätte 
oder beispielsweise Universität nutzten, lag in den Jah- 
ren 2006-2012 bei etwa 35% und soll zum Jahr 2015 
auf 50% steigen (OECD, 2009:100; City of Copenha- 
gen, 2014a). Im Jahr 2014 lag dieser Anteil nach Anga- 
ben der Stadt bereits bei 45% (City of Copenhagen, 
2015c). Hierfür werden Anreize gesetzt, indem z.B. 
der Übergang zwischen Radwegen vereinfacht wird 
(„no-missing-link-strategy") oder durch Ampelanlagen 
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Tabelle 5.4-1 

Energieträger für die Fernwärmeversorgung Kopenhagens im Jahr 2010. 
Quelle: European Green Capital, 2015 


Quelle 

GWh 

[o/o] 

Holzpellets 

477 

11 

Stroh 

217 

5 

Abfall (regenerativer Anteil) 

1.693 

39 

Abfall (fossiler Anteil - Kunststoff) 

434 

10 

Kohle 

998 

23 

Öl und Diesel 

260 

6 

Erdgas 

304 

7 

Gesamt 

4.340 

100 


eine „grüne Welle" für Fahrräder gewährleistet wird. 

Im Bereich der Infrastrukturen stellte die OECD im 
Jahr 2009 Defizite bei der Staureduzierung und der 
Erreichbarkeit der Stadt Kopenhagen von außerhalb 
fest (OECD, 2009:24). Zur Verbesserung der Stau- und 
Emissionsproblematik schuf die Stadt ein integriertes 
Mobilitätssystem, das die Nutzung von und den Wech- 
sel zwischen verschiedenen öffentlichen Verkehrsmitteln 
wie Bus, Zug und Metro vereinfachen sollte. Bis 2025 
sollen durch die Erhöhung des Fahrradfahreranteils, 
neue Treibstoffe und Antriebe für Kraftfahrzeuge, das 
öffentliche Verkehrssystem sowie das „Intelligent Traffic 
Management System" (US) weitere C0 2 -Emissionen ein- 
gespart werden (Cityof Copenhagen, 2015a). Beispiels- 
weise werden die Ampeln für Busse so geschaltet, dass 
diese weniger Stopps einlegen müssen (City of Copen- 
hagen, 2015a). Neben der Reduzierung von Emissionen 
verspricht sich die Stadt durch die Transport- und Ver- 
kehrsstrategie eine Steigerung der Lebensqualität sowie 
eine verbesserte Gesundheit ihrer Stadtbewohner (City 
of Copenhagen, 2014a). Bereits im Jahr 2009 waren etwa 
72 % der möglichen Aktivitäten in Kopenhagen (Teile der 
Metropolregion unter Einbeziehung der Hauptstadtre- 
gion) in fußläufiger Nähe einer Station des öffentlichen 
Nahverkehrs gelegen (Scheurer, 2010; Tab. 1). Den Bür- 
gern soll durch verschiedene Anreize die Nutzung der 
weniger emissionsintensiven öffentlichen Verkehrsmit- 
tel so einfach wie möglich gemacht werden. So gibt es 
mittlerweile umfassende Möglichkeiten, Fahrräder an 
Haltestellen zu parken, ein einziges Ticket gilt für alle 
öffentlichen Verkehrsmittel und es gibt laufend Online- 
informationen über mögliche Verspätungen sowie Alter- 
nativen für die gewählte Strecke (City of Copenhagen, 
2014a). 

Anpassung an den Klimawandel 
Mit fortschreitendem Klimawandel besteht aufgrund der 
Lage der Stadt Kopenhagen an der Ostsee ein größe- 
res Risiko für Sturmfluten und Extremwetterereignisse 


(OECD, 2009: 100). Die Stadt hat ein Klimaanpassungs- 
konzept entwickelt, das die Herausforderungen bewer- 
tet, die mit fortschreitendem Klimawandel auf die Stadt 
zukommen könnten, wie stärkere Niederschläge, Mee- 
resspiegelanstieg, Anstieg der Durchschnittstemperatu- 
ren und Hitzeinseleffekte (City of Copenhagen, 2011). 
Für die einzelnen Herausforderungen werden in dem 
Anpassungskonzept konkrete Lösungsstrategien entwi- 
ckelt. So soll z.B. auf lange Sicht das Mischsystem von 
Abwasser und Regenwasser in ein Trennsystem umge- 
baut werden, kurzfristig sollen öffentliche Grünflächen 
zur Ableitung des Extremniederschlags genutzt wer- 
den (Haghighatafshar et al., 2014: 166). Ein Sturm mit 
Starkregen im Jahr 2011, bei dem u.a. wichtige Infra- 
strukturen beschädigt wurden, führte dazu, dass die 
Stadt zusätzlich den „Cloudburst Management Plan" 
erließ, der u.a. vorschreibt, wie Extremniederschläge 
zusätzlich über Straßen abgeleitet werden (Haghigha- 
tafshar et al, 2014:166). Mit St. Kjeld hat Kopenha- 
gen damit begonnen, das erste Viertel baulich derart 
umzuwandeln, dass es resilient gegen die für Kopenha- 
gen befürchteten Folgen des Klimawandels ist. Die Bau- 
maßnahmen beinhalten z.B. die Umwandlung asphal- 
tierter Straßenflächen in Grünflächen (City of Copen- 
hagen, 2013a, b). 

Ressourcen: Abfallmanagement 
Die OECD hielt in ihrer Studie im Jahr 2009 fest, dass 
32 % des Kopenhagener Abfalls bereits wiederverwertet 
wurden (OECD, 2009:97). Ziel der Stadt es, den Anteil 
des bisher noch verbrannten Abfalls auf solche Abfälle 
zu reduzieren, die nicht wieder genutzt oder recycelt 
werden können (City of Copenhagen, 2014a). Hierzu 
wurde ein Plan zum Ressourcen- und Abfallmanage- 
ment bis zum Jahr 2018 erstellt. Im Jahr 2018 sollen 
45 % des Haushaltsabfalls recycelt werden, bis zum Jahr 
2050 soll die Stadt zur „zero waste city" werden (City 
of Copenhagen, 2014a). 
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5.4.3. 2 

Lokale urbane Umweltprobleme: Verbesserungs- 
potenzial bei der Luftverschmutzung 

Luftverschmutzung ist immer noch ein Problem in 
Kopenhagen. Die Konzentration von Schwefel in der 
Luft ist im OECD-weiten Vergleich zwar niedrig, aller- 
dings sind die Konzentrationen von Stickoxiden und 
Feinstaub vergleichsweise hoch (OECD, 2009:24, 
95; Kap. 2.3.4. 1). Ursächlich sind der Verkehrssektor 
und das Verbrennen von Holz (OECD, 2009:95). Der 
„Danish Ecological Council" stellte fest, dass Däne- 
mark und Kopenhagen die Anforderungen der Europä- 
ischen Union für die Luftqualität (Richtlinie 2008/50/ 
EG) oder nationale Emissionshöchstmengen (Richtli- 
nie 2001/81/EG) nicht vollständig erfüllen (Danish 
Ecological Council, 2014:6,18). Der EU-Grenzwert 
für Stickstoffdioxid wird beispielsweise überschritten. 
In Kopenhagen wurden bereits im Jahr 2007 Niedrig- 
emissionszonen (low emission zones) eingeführt, deren 
Effekt durch den Danish Ecological Council allerdings 
als gering eingeschätzt wurde (Danish Ecological Coun- 
cil, 2014: 22). Der Rat empfiehlt u. a. verschiedene Par- 
tikelfilter und Altersgrenzen für Kraftfahrzeuge einzu- 
führen (Danish Ecological Council, 2014:26). Derartige 
inkrementelle Schritte können aus Sicht des WBGU 
zwar hilfreich für eine Zwischenlösung sein, sollten 
aber um eine transformative Perspektive ergänzt wer- 
den (Kap. 4.2.2). 

Diese ist auf nationaler Ebene vorhanden: Die nati- 
onale Strategie Dänemarks (Danish Government, 2011) 
formuliert auch für den Verkehrssektor den grundsätzli- 
chen Anspruch eines Ausstiegs aus der Nutzung fossiler 
Energieträger, der erhebliche Zusatznutzen im Bereich 
der Luftreinhaltung hätte. Allerdings schränkt sie die- 
sen Anspruch gleichzeitig mit Verweis auf die unklare 
technologische Umsetzbarkeit ein. Die Stadt Kopenha- 
gen greift diesen grundsätzlichen Anspruch nicht auf, 
sondern rechnet und plant weiterhin mit einem erheb- 
lichen Anteil an fossilen Energieträgern im Verkehrsbe- 
reich (Kap. 5.4.2). 

5.4.3. 3 

Relevante Akteure für die Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen 

Stärkster Akteur in Bezug auf die natürlichen Lebens- 
grundlagen ist in Kopenhagen die öffentliche Hand, 
insbesondere die Stadtregierung und Stadtverwaltung. 
Liegen bestimmte Maßnahmen im Kompetenzbereich 
der Nationalregierung, wie beispielsweise die Erstel- 
lung der nationalen Dekarbonisierungsstrategie, so 
entscheidet diese Ebene durch Gesetzgebung. Gleiches 
gilt für die genannten Maßnahmen der EU. Die hier- 
aus resultierenden Planungsaufgaben müssen von der 
Stadt umgesetzt werden. Die Stadtbewohner werden 


in die Planungen der Stadt einbezogen bzw. an ihnen 
beteiligt (Kap. 5.4.4). 

5.4.4 

Teilhabe: Förderung durch ausgeprägte 
Steuerung 

Der WBGU differenziert zwischen substanzieller, öko- 
nomischer und politischer Teilhabe als den drei Dimen- 
sionen von Teilhabe (Kap. 3.4). Substanzielle Teilhabe 
beschreibt den Zugang zur Befriedigung von Grundbe- 
dürfnissen der Menschen (z.B. Zugang zu Ressourcen, 
Infrastruktur, Dienstleistungen und Bildung). Ökono- 
mische Teilhabe schließt aus Sicht des WBGU insbeson- 
dere die Integration der Bewohner einer Stadt in den 
Arbeitsmarkt ein. Politische Teilhabe setzt sich insbe- 
sondere aus Wahl-, Informations- und Mitwirkungs- 
sowie Beschwerde- und Klagerechten zusammen. 
In Gegensatz zum Bereich der Erhaltung natürlicher 
Lebensgrundlagen verfolgt Kopenhagen im Bereich 
Teilhabe keine einzelne, stringente Strategie. Vielmehr 
führen ganz unterschiedliche Maßnahmen zur Gewähr- 
leistung (oder in Einzelfällen Nicht-Gewährleistung) 
der WBGU-Kategorien substanzieller, ökonomischer 
und politischer Teilhabe. Ökonomische Teilhabe ist für 
die Kopenhagener Bürger weitestgehend gewährleis- 
tet, denn der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit steht 
nach Analysen der OECD kaum ökonomische Ungleich- 
heit entgegen (OECD, 2009: 14). Im Bereich der subs- 
tanziellen Teilhabe ist der Zugang zur Grundbedürfnis- 
sicherung nach Ansicht des WBGU entscheidend: Auch 
hier gewährleistet Kopenhagen einen hohen Standard, 
allerdings sollten die Bildungschancen sowie die Chan- 
cen auf Zugang zu Wohnraum für alle Kopenhage- 
ner Bürger verbessert werden (Kap. 5.4.4. 1). Kopen- 
hagener können alle vom WBGU geforderten politi- 
schen Teilhaberechte wahrnehmen, wobei im Bereich 
der Mitwirkungsrechte ein gewisser Spielraum besteht, 
z.B. was die aktive Mitgestaltung von Entscheidungen 
betrifft. 

Ebenso wie bei der Erhaltung natürlicher Lebens- 
grundlagen ist auch im Bereich der Teilhabe die Stadt 
Kopenhagen selbst ein starker Akteur, da sie einen 
Großteil der faktischen Voraussetzungen zur Teilhabe 
in allen drei Teilbereichen schafft und die rechtlichen 
Voraussetzungen für Teilhabe umsetzt. 

5.4.4.1 

Substanzielle Teilhabe: Ungleichheit bei Wohnen, 
Bildung und Gesundheit 

Kopenhagen steht für ein hohes Maß an Grundbedürf- 
nissicherung für seine Bewohner. Diese Grundbedürf- 
nisse umfassen u.a. den Zugang zu technischer und 
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sozialer Infrastruktur und zu städtischen Dienstleistun- 
gen (Wasser, Gesundheit, Boden und Wohnraum, sau- 
bere Luft, Bildung sowie Mobilität). 

Allerdings sind die Wohnungspreise und Mieten in 
den Jahren 1995 bis 2006 erheblich gestiegen; Däne- 
mark hat im EU-weiten Vergleich die höchsten Wohn- 
kosten in Bezug zum Einkommen (29% des Einkom- 
mens; IW Köln, 2012; OECD, 2009:24). Diesen Preis- 
steigerungen versucht die Stadt mit sozialpolitischen 
Maßnahmen und der Bekämpfung von Ungleichheit zu 
begegnen. Die Inklusion von Migranten und Menschen 
mit unterschiedlichem kulturellem Hintergrund nimmt 
hierbei einen hohen Stellenwert ein. Das Inklusions- 
barometer zeigt für 2014, dass die Stadt vor allem in 
Bezug auf die Arbeitslosigkeit (Verteilung von Arbeit 
auf unterschiedliche Gruppen) und die Zahl an Empfän- 
gern öffentlicher Leistungen Fortschritte gemacht hat, 
während der Zustand bei anderen Zielen, z. B. Förderung 
von Beteiligung und Bekämpfung von Armut, stagniert 
und im Hinblick auf die Beseitigung von Ungleichheit 
bei der Bildung sogar Rückschritte gemacht wurden 
(Inklusionsbarometer, 2014). Auch die OECD konsta- 
tierte große Unterschiede zwischen der Leistung von 
Dänen und ausländischen Schülern im dänischen Schul- 
system (OECD, 2009:68). Die Schulabbruchquoten 
unter ausländischen Schülern sind in Dänemark höher 
als die der Dänen (OECD, 2009:68). Obwohl Kopenha- 
gen im Bereich räumlicher Segregation im Vergleich mit 
anderen (insbesondere US-)Städten noch moderat aus- 
fällt, ist die Segregation im Bildungsbereich sehr hoch 
(Schindler-Rangvid, 2007). Vor allem Kinder mit Mig- 
rationshintergrund haben schlechteren Zugang zu Bil- 
dung, auch wenn sie in ähnlichen Quartieren wohnen 
wie Kinder dänischer Herkunft. Der Anteil von Migran- 
ten an unteren Einkommensgruppen nimmt zu (Larsen 
und Hornemann Möller, 2013). Auch wenn die Mittel- 
schicht in den vergangenen Jahren stark gewachsen ist, 
beträgt der Anteil armer Bevölkerungsgruppen noch ca. 
20% an der Gesamtbevölkerung. 

Grünräume sind in Kopenhagen ungleich verteilt 
und vor allem in den Stadtteilen mit einer hohen Bevöl- 
kerungsdichte liegt der Prozentsatz an Grünräumen 
häufig unter dem gesamtstädtischen Durchschnitt von 
29%. Die Stadtverwaltung Kopenhagens hat sich zum 
Ziel gesetzt, die grünste Hauptstadt Europas zu werden 
(OECD, 2009) und konkrete Ziele für die Bereitstellung 
von Grünraum zur Erholung für die Bevölkerung verab- 
schiedet: 90% der Kopenhagener Bevölkerung sollten 
bis 2015 in der Lage sein, in weniger als 15 Minuten zu 
Fuß zu einem Park, einem Strand, zu natürlichen Flä- 
chen oder einem Schwimmbad zu gelangen (Europä- 
ische Kommission, 2014). 2007 wurde dies für 60% 
der Kopenhagener Bevölkerung erreicht. Im Jahr 2007 
besuchten Kopenhagener jeden zweiten Tag einen die- 


ser Orte, um im Durchschnitt eine Stunde dort zu blei- 
ben (OECD, 2009). Die Besuche in Stadtparks, natür- 
lichen Flächen, Meer, Schwimmbädern und Stränden 
von Kopenhagenern sollten ebenfalls bis 2015 verdop- 
pelt werden (Europäische Kommission, 2014). 

5.4.4. 2 

Politische Teilhabe: Mehrebenensystem mit 
Beteiligungskultur 

Für den Bereich der individuellen politischen Teilhabe 
schlägt der WBGU vor, dass jeder Stadtbewohner das 
Recht haben sollte, sich persönlich oder mittels eines 
gewählten Vertreters über solche urbanen Sachver- 
halte, die ihn/sie betreffen oder an denen er/sie ein 
Interesse hat und die im örtlich-kommunalen Kompe- 
tenzbereich zu verorten sind, zu informieren und die- 
ses Recht geltend machen zu dürfen. Darüber hinaus 
sollten Stadtbewohnerinnen das Recht haben, an die- 
sen Entscheidungsprozessen durch aktive Teilhabe mit- 
wirken zu können. 

Verschiedene Aspekte von guter (urbaner) Gover- 
nance bilden aus Sicht des WBGU die Rahmenbedin- 
gungen, um diese Rechte individueller politischer Teil- 
habe gewährleisten zu können (Kap. 2.5.5). Wie jede 
andere Stadt ist Kopenhagen Teil eines (Mehrebenen-) 
Systems von Governance (Abb. 5.4-4). Kopenhagen ist 
ein Beispiel dafür, wie lokale Akteure, vor allem Stadt- 
regierungen - trotz oder gerade wegen ihrer Einbin- 
dung in nationale und supranationale rechtliche, wirt- 
schaftliche und politische Zusammenhänge - indivi- 
duelle politische Teilhabe nicht nur eröffnen, sondern 
fördern und stärken können. Insofern werden zunächst 
die rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen 
Kopenhagens vorgestellt, sodann werden die gewähr- 
leisteten Teilhaberechte unter Berücksichtigung der 
Rolle von spezifischen lokalen Akteuren, insbesondere 
Stadtregierung und -Verwaltung, vorgestellt. 

Kopenhagen im Mehrebenensystem der Governance 
Internationale Verträge, sowie europäische, nationale 
und regionale Gesetzgebung wirken auf Kopenhagen 
ein. Die Stadt selbst wird über ihr Engagement in inter- 
nationalen Städtenetzwerken zum Akteur (Kap. 5.4.6). 
Das Leben und die dahinterstehenden (politischen) Ent- 
scheidungen in der Stadt werden wiederum durch viele 
Akteure geprägt - von kommunaler Regierung und Ver- 
waltung bis hin zu Stadtbewohnern und Immobilien- 
wirtschaft als nicht hoheitliche Akteure (Abb. 5.4-4). 

Mit der 1988 ratifizierten Europäischen Charta 
der kommunalen Selbstverwaltung des Europarates 
(European Charter of Local Self-Government, 1985) 
hat sich Dänemark völkerrechtlich verpflichtet, die 
kommunale Eigenständigkeit zu wahren (Greve, 2012). 
Die Charta verpflichtet u.a. zum Aufbau angemesse- 
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Abbildung 5.4-4 

Urbane, (supra-)nationale 
und globale Govemance mit 
Bezug zu Kopenhagen. Die 
internationale, europäische, 
nationale wie regionale 
Governance-Ebene wirkt auf 
die Kommune Kopenhagen 
ein. Gleichzeitig beteiligt sie 
sich an Städtenetzwerken. 
Innerhalb der Kommune 
agieren beispielsweise 
Stadtverwaltung 
und -regierung, die 
Privatwirtschaft sowie 
Bürgerinnen. So existiert 
ein komplexes Governance- 
Geflecht aus Interaktionen 
und Einflüssen innerhalb 
der und auf die Kommune. 
Quelle: WBGU 


ner Verwaltungs- sowie Finanzkapazitäten. Der letzte 
Monitoring-Bericht bewertet die dänische Verwaltungs- 
reform aus dem Jahr 2007, die Einbeziehung der Kom- 
munen in sie direkt betreffende Belange und die lokale 
Bürgerbeteiligung als vorbildlich (CLRAE, 2013). Verbes- 
serungsbedarf bestünde in Bezug auf eine klarere kom- 
munale Kompetenzabgrenzung und eine hinreichende 
wie faire kommunale Finanzausstattung (CLRAE, 2013). 

Als Mitglied der Europäischen Union ist Dänemark 
zusätzlich an die EU-Rechtsakte gebunden und hat diese 
gegebenenfalls in nationales Recht zu transformieren. 
Dies betrifft z.B. die primärrechtliche Zusicherung der 
Achtung des Rechts auf kommunale Selbstverwaltung 
(Art. 4 Abs. 2 EUV) oder das Subsidiaritätsprinzip (Art. 
5 Abs. 3 EUV). 

Die dänische Verfassung setzt die Existenz von 
Kommunen voraus (LGDK, 2009) und einige öffentli- 
che Aufgaben werden unter staatlicher Aufsicht an die 
Kommunen übertragen (NYU, 2015; CIA, 2015). Die 
Regionen und Kommunen dürfen alle Aufgaben wahr- 
nehmen, die nicht zu den Aufgaben der Nationalregie- 
rung oder einer anderen Kommune/Region gehören 
(LGDK, 2009). Zudem garantiert die Verfassung die 
selbständige Wahrnehmung eigener Angelegenheiten 
unter nationalstaatlicher Aufsicht (LGDK, 2009; Greve, 
2012:137). 

Nach der letzten Reform der lokalen und regionalen 
Strukturen in den Jahren 2003-2007 gibt es in Däne- 
mark 98 Kommunen und fünf Regionen. Kopenhagen 
befindet sich in der Flauptstadtregion (Flovedstaden). 
In jeder Region und Kommune regiert eine gewählte 


regionale bzw. lokale Vertretung (NYU, 2015; CIA, 
2015; LGDK, 2009). Aufgrund der unterschiedlichen 
Aufgaben ist das Verhältnis der Kommunen zu den 
Regionen kein klassisches Subordinationsverhältnis 
(LGDK, 2009; Greve, 2012). 

In Bezug auf die finanzielle Ausstattung und Kompe- 
tenzverteilung sind die Kommunen in Dänemark wich- 
tiger als die Regionen, denn ihre Kompetenzen und 
finanzielle Unabhängigkeit sind weitreichender (OECD, 
2009:208). Die Regionen können selbst keine Steuern 
erheben. Ihre zentralen Aufgaben sind die Gesund- 
heitsversorgung und Regionalentwicklung (OECD, 
2009:209). Die Kommunen nehmen demgegenüber 
in Dänemark ein breites Aufgabenspektrum wahr, u. a. 
die Umsetzung der nationalen Politik zur Daseinsvor- 
sorge (z.B. Vergabe von Arbeitslosengeld oder Gesund- 
heitszuschüssen), Bildung, Kultur, Infrastrukturen. Zu 
den eigenständig wahrgenommenen Aufgaben gehören 
seit der letzten Reform insbesondere Raumplanung, 
Umweltschutz und Wassermanagement (LGDK, 2009). 

Die Hauptstadtregion erarbeitet unter Einbeziehung 
der Kommunen den Regionalen Entwicklungsplan 
(Regional Development Plan for the Capital Region: 
OECD, 2009). Sie verfügt zur Koordination der 29 
Kommunen über einen „Municipal Contact Council" 
(KKR) (OECD, 2009:216). Am Beispiel des Transport- 
wesens lassen sich jedoch auch die komplexen Steu- 
erungsprobleme einer Hauptstadtregion illustrieren: 
Die nationale Bahnbehörde betreibt die Regionalzüge, 
während Frederiksberg und Kopenhagen jeweils die 
eigene Metro-Linie betreiben; Movia, ein Unterneh- 
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men der Region Seeland, der Hauptstadtregion sowie 
einiger Kommunen, betreibt das Bussystem Kopenha- 
gens und der Region Seelands (OECD, 2009:218); dies 
führt aufgrund der Vielzahl der Akteure zu Abstim- 
mungs- und Koordinationsproblemen. 

Die Stadtregierung Kopenhagens besteht aus dem 
Stadtrat mit 55 Mitgliedern und sieben Komitees 
(Finanzen, Kultur und Freizeit, Kinder und Jugend, 
Gesundheit und Pflege, soziale Dienstleistungen, Tech- 
nik und Umwelt sowie Beschäftigung und Integration- 
City of Copenhagen, 2015b), deren Vorsitzende Bürger- 
meister genannt werden. Unter dem Vorsitz des Ober- 
bürgermeisters hat der Stadtrat die Richtlinienkompe- 
tenz für die Arbeit der Komitees und der Stadtverwal- 
tung (OECD, 2009:229). Zu jedem der Komitees gehört 
spiegelbildlich ein Verwaltungsapparat (Kap. 2. 5. 1.1). 

Am Beispiel von Stadtviertelerneuerungsprojek- 
ten in Kopenhagen lässt sich beispielhaft ablesen, 
wie sich durch die beschriebenen Governance-Struk- 
turen Probleme ergeben können. Stadtviertelerneue- 
rungsprojekte beruhen in Dänemark auf einer national 
gesteuerten Politik, die dann auf lokaler Ebene durch 
Stadtregierung, Stadtverwaltung und private Akteure 
umgesetzt wird (Engberg und Larsen, 2010). Durch 
das oben erwähnte Kopenhagener Modell der Komi- 
tees mit spiegelbildlichen Verwaltungsapparaten ent- 
stehen neben möglichen vertikalen Konflikten zusätz- 
lich horizontal Spannungen, da sich die einzelnen Räte 
und ihre Verwaltungsapparate untereinander koordi- 
nieren müssen (Engberg und Larsen, 2010: 555f.), bei- 
spielsweise wenn zwei Projekte im gleichen Gebiet mit 
unterschiedlichem Zeithorizont und unterschiedlicher 
Finanzierung aufeinander treffen (Engberg und Larsen, 
2010:562). Zwei an unterschiedlichen Stadtvierteler- 
neuerungsprojekten beteiligte Verwaltungen (Verwal- 
tung für Technik und Umwelt; Verwaltung für Beschäf- 
tigung und Integration) entwickelten mit wissenschaft- 
licher Unterstützung eine strategische Arbeitsagenda 
(„Strategie Working Agenda") um Koordinierungspro- 
blemen vorzugreifen (Engberg und Larsen, 2010: 556), 
die beispielsweise ein „Mapping" bestehender Projekte 
zur verbesserten Transparenz und Koordinierung zwi- 
schen den Verwaltungsstellen enthält (Engberg und 
Larsen, 2010: 563ff.). 

Kopenhagen genießt in Bezug auf das Einkommen 
eine nicht unerhebliche Unabhängigkeit vom National- 
staat. Der größte Anteil der kommunalen Finanzmittel 
resultiert aus lokalen Steuereinnahmen (Abb. 5.4-5), 
die nächstgrößere Einnahmequelle sind Gebühren. 
Nationale Zuweisungen machen den geringsten Anteil 
des Haushalts der Kommunen aus. 


I I allgemeine nationale 
Zuweisungen: 7% 

I I spezielle nationale 
Zuweisungen: 10% 

I I lokale Steuern: 64% 

■ Gebühren und 
Abgaben: 19% 

Abbildung 5.4-5 

Haupteinahmequellen der Kommunen der Hauptstadtregion 

Kopenhagen im Jahr 2007. 

Quelle: OECD, 2009 

Gewährleistungen politischer Teilhabe in 

Kopenhagen 

> Wahlrecht: In einem vierjährigen Zyklus können 
Wahlberechtigte in Dänemark ihr Wahlrecht jeweils 
für die Parlaments- (Folketing-), Regionalrats- sowie 
Stadtratswahl ausüben (Danish Constitutional Act, 
2015; Capital Region of Denmark, 2013; City of 
Copenhagen, 2014b). Jeder dänische Staatsbürger, 
EU-Bürger sowie alle Personen ohne Staatsbürgerei- 
genschaft, die mindestens drei Jahre in Kopenhagen 
gewohnt haben, sind auf lokaler Ebene wahlberech- 
tigt (LGDK, 2009). 

> Zugang zu Umweltinformationen: Als EU-Mitglied- 
staat ratifizierte Dänemark die 2001 in Kraft getre- 
tene Aarhus-Konvention (WBGU, 2011:222f.) und 
setzte sie in nationales Recht um. Zudem existiert 
eine Reihe nationaler Verpflichtungen im Bereich 
des Zugangs zu Umweltinformationen, beispiels- 
weise zur Veröffentlichung von Daten (aktive 
Umweltinformation; OECD, 2008). So wird z.B. in 
einem vierjährigen Abstand ein Umweltreport und 
die Strategie zur nachhaltigen Entwicklung des Lan- 
des veröffentlicht (OECD, 2008). Nach dänischem 
Recht haben alle natürlichen und juristischen Perso- 
nen einen Anspruch auf Zugang zu Umweltinforma- 
tionen (passive Umweltinformation), ohne jedoch 
hierbei ein besonderes Interesse geltend machen zu 
müssen. Ein Versagungsgrund besteht, wenn die 
Anfrage zu allgemein ist (OECD, 2008). 

> Bürgerbeteiligung: In Dänemark werden Bürger seit 
den 1980er Jahren in Planungsprozesse und Ent- 
scheidungen über Umweltangelegenheiten einbezo- 
gen (Agger, 2010:542; OECD, 2009:237; Gottschalk, 
1984; Edwards, 1988). Die gesetzlich verankerten 
Informations- und Beteiligungsrechte eröffnen oft- 
mals Ausgestaltungs- und Weiterentwicklungsspiel- 
räume, so dass sich eine - rechtlich nicht zwingend 
gebotene - Beteiligungskultur entwickeln konnte. 
Eine Anhörung der Öffentlichkeit ist bei Plänen oder 
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Programmen verpflichtend - bei Landnutzungs- 
oder Umweltprojektplänen sogar auf allen Pla- 
nungsstufen (OECD, 2008). Nach dem dänischen 
Planungsrecht müssen die Pläne für mindestens acht 
Wochen öffentlich ausgelegt werden und der Pla- 
nungsbehörde steht es frei, die Bürgerinnen weiter- 
gehend zu beteiligen (ARL, 2015b). Für die Bürger- 
beteiligung am Entwicklungsplan der Hauptstadtre- 
gion (Regional Development Plan for the Capital 
Region) wurden beispielsweise gezielt Bürger ange- 
sprochen, sich zu diesem Plan zu äußern, um nicht 
nur Organisationen oder Institutionen zu beteiligen, 
die sich ohnehin äußern würden (OECD, 2009:237). 
Der „Local Government Act" erlaubt es den Kommu- 
nen zudem, Referenden („advisory referendums") 
durchzuführen (LGDK, 2009). Zudem arbeiten die 
Stadträte in verschiedenen dänischen Kommunen 
mit unterschiedlichen Modellen zur Einbeziehung 
von Bürgerinteressen, die nicht rechtlich vorge- 
schrieben sind (LGDK, 2009): So werden z.B. Bera- 
tungskomitees („advisory committees") zu lokalen 
Entwicklungsplänen eingerichtet. Die Bürgerbeteili- 
gung an diesen Komitees erfolgt wiederum nach 
unterschiedlichen Mustern. In manchen Fällen darf 
sich jedermann beteiligen, in anderen werden Bürger 
ausgewählt, um eine möglichst repräsentative Beset- 
zung zu gewährleisten (LGDK, 2009). In der Stadt 
Kopenhagen gibt es - ohne eine rechtliche Ver- 
pflichtung - in zwölf Bezirken das Modell der „sub- 
councils"; diese haben die Aufgabe, einen Kontakt 
zwischen dem Stadtrat und der Stadtbevölkerung 
herzustellen und setzen sich aus Politikvertretern 
sowie Vertretern lokaler Institutionen und Organisa- 
tionen zusammen (LGDK, 2009). Kopenhagen ver- 
öffentlicht in regelmäßigen Abständen die „Environ- 
mental Accounts" über den Ressourcenverbrauch, 
den Umgang mit Abfall und das Verkehrsaufkom- 
men (Brüel, 2012). Zudem bemüht sich die Stadt, 
über die Anforderungen der Planungsgesetzgebung 
an die Bürgerbeteiligung hinauszugehen, indem sie 
lokale Pläne beispielsweise öffentlich präsentiert 
und diskutiert (Brüel, 2012). Bürger werden in 
Kopenhagen zudem in konkrete Projekte, wie bei- 
spielsweise Stadtviertelerneuerungsprojekte, einbe- 
zogen (Savini, 2011; Franke und Strauss, 2005; 
Gutzon Larsen und Lund Hansen, 2008). 

> Beschwerde- und Klagerechte zugunsten von Indivi- 
duen oder Organisationen werden durch das däni- 
sche Verfassungs- und Verwaltungsrecht gewähr- 
leistet. So besteht ein Recht auf Zugang zu Gericht, 
insbesondere auch in Umweltangelegenheiten. 
Zusätzlich gibt es die einfach-gesetzliche Möglich- 
keit der Beschwerde beim dänischen Ombudsmann 
(OECD, 2008). Die Entscheidungen der Gerichte sind 


rechtsverbindlich, jene des Ombudsmanns indes 
nicht (OECD, 2008). 


5.4.5 

Eigenart in Kopenhagen 

Laut einer Auswertung des Lifestyle-Magazins 
Monocle galt Kopenhagen 2014 bereits das zweite Jahr 
in Folge als „lebenswerteste Stadt der Welt". Berück- 
sichtigt wurden bei dem Vergleich von Städten Aspekte 
wie Sicherheit, Architektur, Zugang zur Natur, Klima, 
Wetter (z.B. Anzahl der Tage mit Sonnenschein) und 
internationale Vernetzung. Laut dem City Prosperity 
Index von UN-Habitat gehört Kopenhagen zudem zu 
den Städten mit sehr solidem Wohlstandsindex (bezo- 
gen auf die fünf Dimensionen Produktivität, Lebens- 
qualität, Infrastrukturentwicklung, Gleichheit und öko- 
logische Nachhaltigkeit). Insbesondere in der Dimen- 
sion Gleichheit sticht Kopenhagen heraus (UN-Habi- 
tat, 2013a). 

Zu diesen Ergebnissen kommt die Stadt Kopenha- 
gen u. a. durch ihren demonstrativ offenen Umgang mit 
Diversität und ihrer aktiven Innovations- und Kulturför- 
derung. Ersteres ist insbesondere vor dem Hintergrund 
der eher gegenläufigen, nationalkonservativen Politik 
der Regierung in Dänemark bemerkenswert, gegen die 
sich Kopenhagen mit einem bewusst weltoffenen und 
toleranten Image offensiv positioniert. Zum anderen 
trägt wohl auch die ambitionierte und am Menschen 
orientierte Stadtentwicklungspolitik Kopenhagens zu 
diesem Bild bei. Denn in Bezug auf die Stadtplanung 
und -entwicklung zeigt Kopenhagen Eigenheiten: Die 
Abkehr von der autofreundlichen Stadtplanung und die 
städtebaulichen Experimente zur Förderung des Rad- 
verkehrs sind nur einige Beispiele (Kap. 5.4.3). 

Die Eigenart der Stadt Kopenhagen besteht vor 
allem darin, dass sie eigene Wege geht und hierbei 
für Diversität, Experimente und Innovationen Offen- 
heit zeigt. Der Fokus bei der folgenden Betrachtung 
liegt daher zunächst auf den Kopenhagener Ansätzen 
und Aktivitäten zur Förderung kultureller und sozialer 
Diversität und damit der Stärkung von sozialer Kohä- 
sion und Innovativität. Im Anschluss wird insbesondere 
das Engagement Kopenhagens für eine am Menschen 
orientierte Stadtplanung und für Aktivitäten urbaner 
Gestaltungsautonomie beschrieben. 

5.4. 5.1 

Kulturelle Diversität, Ortsidentität und soziale 
Kohäsion 

In Dänemark lebten am 1. Januar 2014 5,6 Mio. Men- 
schen (Statistics Denmark, 2014). Zu diesem Zeitpunkt 
waren 11% der nationalen Bevölkerung Einwande- 
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Kasten 5.4-1 

Kopenhagen: „The most gay-friendly place on the 
planet“ 

Kopenhagen gilt nicht nur als eine der gegenüber unterschied- 
lichen sexuellen Orientierungen tolerantesten Städte (Lonely 
Planet, 2015), die Stadtverwaltung Kopenhagen wirbt auch 
offensiv damit, frei nach dem Motto „Welcome to Copenha- 
gen, where being yourself is not a crime" (Wonderful Copen- 
hagen, 2015). Dies hängt zum einen mit dem fortschrittlichen 
Umgang Dänemarks mit dem Thema Homosexualität zusam- 
men, zum anderen aber auch mit den spezifischen Aktivitäten 
Kopenhagens. So hat Dänemark 1989 gleichgeschlechtlichen 
Paaren als erstes Land der Welt die Eheschließung ermög- 


rer oder deren Nachkommen. In Kopenhagen ist der 
Anteil von Einwohnern mit einem Einwanderungshin- 
tergrund hingegen deutlich höher, im Jahr 2010 lag er 
bei 22% (Cities of Migration, 2015). Auf das gesamte 
Land bezogen stammt etwas mehr als die Hälfte der 
Einwanderer aus dem europäischen Ausland (Statistics 
Denmark, 2014), während in Kopenhagen der überwie- 
gende Teil der Migranten aus dem nicht europäischen 
Ausland kommt. Ähnlich wie sich der Anteil an Mig- 
ranten in Kopenhagen deutlich vom Rest Dänemarks 
unterscheidet, zeigt Kopenhagen auch im religiösen 
Bereich eine größere Vielfalt. Etwa 60% der Bevöl- 
kerung gehören der evangelisch-lutheranischen Kir- 
che an (im Vergleich zu knapp 80 % auf der nationalen 
Ebene), zudem befinden sich die größten muslimischen 
und jüdischen Gemeinschaften des Landes in Kopen- 
hagen (Farmer, 2010; Micklethwait und Wooldridge, 
2009; Religion-dk, o.J.) 

Wie in vielen anderen der oben genannten Politikbe- 
reiche hat sich Kopenhagen auch in Bezug auf kulturelle 
Diversität ein ambitioniertes Ziel gesetzt: Die Stadt will 
bis zum Jahr 2015 die „inklusivste" Stadt in Europa sein 
(Andersen et al., 2014). Während in Dänemark in den 
1990er und 2000er Jahren auf nationaler Ebene immer 
stärker eine Politik der Restriktion von Einwanderung 
und der Assimilation statt Integration oder Inklusion 
verfolgt wurde, ging die Stadt Kopenhagen offensiv in 
eine andere Richtung. Diese wurde besonders deutlich 
mit dem Start der Kampagne „VI KBH'R'" („Wir sind 
Kopenhagener") in 2008, in der betont wurde, dass es 
einfacher sei, Kopenhagener zu sein als Däne zu wer- 
den und man umgekehrt nicht Däne werden muss, um 
Kopenhagener zu werden. Das Ziel der Inklusion ist in 
den Politikpapieren und -Strategien Kopenhagens seit 
2006 fest verankert. 

Diversität und Inklusivität sind jedoch Aspekte des 
Stadtlebens, die nur schwer messbar sind. Es wurde 
ein Inklusionsbarometer entwickelt, das in Bezug auf 


licht (das weltweit erste Paar heiratete in Kopenhagen), seit 
2009 wird gleichgeschlechtlichen Paaren das Adoptionsrecht 
zugestanden und seit 2012 können homosexuelle Paare in 
Kirchen heiraten. In Kopenhagen selbst findet sich eine der 
ältesten „gay-bars" Europas (seit 1917 existierend, seit den 
1950ern auch öffentlich anerkannt), außerdem wurde 1948 
in Kopenhagen die weltweit zweite „National Association for 
Gays and Lesbians" gegründet. Die Stadtverwaltung unter- 
stützt die Bewegung z.B. mit dem Ausrichten der zweiten 
„WorldOutGames" (olympische Spiele für Lesben, Schwule, 
Bisexuelle und Transgender) und der Förderung der jähr- 
lich stattfindenden Gaypride. Seit 2014 gibt es offiziell den 
„Rainbow Square", einen öffentlichen Platz in Kopenhagen, 
der der LGBT-Bewegung gewidmet ist (Wonderful Copenha- 
gen, 2015). 


acht Integrationsziele jährlich den Fortschritt feststel- 
len soll (Kobenhavns Kommune, 2010). Zudem wurde 
ein „Diversity Board" ins Leben gerufen, an dem Ver- 
treterinnen verschiedener Institutionen, Unterneh- 
men, zivilgesellschaftlicher Gruppen und Minderhei- 
ten beteiligt sind. Dieses Gremium hat die Copenhagen 
Diversity Charter und einen Aktionsplan zur Erreichung 
der Inklusionsziele entwickelt (Kobenhavns Kommune, 
2010 ). 

Die politischen Diskurse in der Stadt zum Thema 
Integration und Inklusion werden als pluralistisch 
beschrieben (Andersen et al., 2014). Für Stadtver- 
treter wird Inklusion als wichtige Voraussetzung für 
soziale Kohäsion gesehen. Allerdings werden gleich- 
sam Defizite bei der Realisierung und Umsetzung des 
hoch gesteckten Inklusionsziels der Stadt konstatiert 
(Andersen et al., 2014). 

Eine internationale Studie zur interkulturellen 
Offenheit und Integrations-Governance in 63 Städ- 
ten auf der ganzen Welt zeigt, dass die Integrations- 
und Inklusionspolitik Kopenhagens Früchte zu tragen 
scheint. Bewertet wurden in der Studie im Rahmen des 
Intercultural City Index u. a. der Umgang mit Diversi- 
tät durch Politik und Bevölkerung, die Strategien gegen 
Diskriminierung, die Anpassung politischer Strategien 
an Diversitäts- und Kulturaspekte sowie die Ermögli- 
chung von kultureller Durchmischung und Interaktion 
im städtischen Raum. Kopenhagen nimmt im Städtever- 
gleich 2014 Platz 3 der Rangliste ein, was eine Steige- 
rung von zwei Plätzen gegenüber 2013 bedeutet. Ins- 
besondere bei der Förderung von Diversität und Will- 
kommenskultur erreichte die Stadtregierung Kopenha- 
gens hohe Werte (Council of Europe, 2014). 

Auch beim Auftreten gegenüber Minderheiten gilt 
Kopenhagen als besonders weltoffen, ein Beispiel 
hierfür ist die Offenheit gegenüber unterschiedlichen 
sexuellen Orientierungen (Kasten 5.4-1, Abb. 5.4-6). 
Schließlich lässt sich nicht nur die Stadtverwaltung 
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Abbildung 5.4-6 

Kultur von Diversität und Toleranz: Christopher Street Day 
[CSD) in Kopenhagen 
Quelle: Morten Wulff/flickr 

als weltoffen bezeichnen, auch die Bevölkerung trägt 
diese Politik mit. In Kopenhagen sehen 89 % der Ein- 
wohner die Anwesenheit von Menschen anderer Her- 
kunft als positiv; die Stadt nimmt damit im Vergleich 
von 79 europäischen Städten den zweiten Platz inner- 
halb Europas ein. 86 % der Befragten geben an, dass 
sie den meisten anderen Menschen in der Stadt trauen 
können, was ein Zeichen für hohe soziale Kohäsion ist 
(EU, 2013). 

5.4.5. 2 

Kulturelle Eigenart und die Förderung von 
Kreativität und Innovativität 

Kopenhagen wird häufig als „cultural hub" von Däne- 
mark und Skandinavien insgesamt bezeichnet. Die 
Stadtverwaltung von Kopenhagen hat die Förderung 
von Kunst, Kultur und Kreativität bereits seit einiger 
Zeit als wichtiges politisches Ziel entdeckt, auch um 
international bekannter zu werden, Vertreter der „Crea- 
tive dass" anzulocken und Investitionen zu stimulieren 
(Bayliss, 2007). Unter anderem in Folge von erhebli- 
chen Investitionen im Bereich Städtebau finden sich die 
meisten Kreativen und Kulturschaffenden Dänemarks 
in der Metropole Kopenhagen (Bayliss, 2007; Ander- 
sen und Lorenzen, 2005). Dabei wurden auch große 
Zusammenhänge zwischen der Offenheit und Toleranz 
eines Ortes, der Qualität der Versorgungsinfrastruk- 
tur, den Freizeit- und Erholungsmöglichkeiten und dem 
Anteil der Kreativen an der Bevölkerung festgestellt. 
Kopenhagen ist zudem bekannt für eine hohe Anzahl 
von Kultur- und Musikfestivals (Copenhagen Carnival, 
Copenhagen Distortion, Copenhell, verschiedene Jazz- 
Festivals). 

An ökonomischem Output orientierte politische 
Strategien zur Kulturförderung werden jedoch auch 
als instrumentalisierend kritisiert und können darü- 
ber hinaus nachteilig für Stadtbewohnerinnen sein. So 


sehen Lund Hansen et al. (2001) die Gefahr, dass solche 
Strategien zur Gentrifizierung beitragen und exklusive 
Räume der Kulturproduktion und des Kulturkonsums 
schaffen, von denen weniger mobile, talentierte oder 
begüterte Gruppen ausgeschlossen sind. Der Schwer- 
punkt der Kulturförderung liegt in Kopenhagen eher 
auf international sichtbaren Großprojekten, wie der 
Entwicklung des Hafens, großer Kunstmuseen oder des 
Opernhauses (HUR, 2004). Hierdurch werden exklu- 
sive Räume geschaffen, was die Entwicklung einer spe- 
zifischen Eigenart hemmen kann. 

Gleichzeitig versucht die Verwaltung, die Entwick- 
lung von Innovation und Kreativität über die Schaffung 
von Freiräumen zu fördern. Dazu wurden beispielsweise 
verschiedene vormals industriell genutzte innerstäd- 
tische Gebiete zu „Creative innovative environments" 
erklärt, in denen sich Pioniere im Bereich Mode, Design 
und Kultur mit wenig bürokratischen Hürden und zum 
Teil staatlich gefördert ansiedeln konnten (Kobenhavns 
Kommune, 2005). Insgesamt setzt Kopenhagen auf 
zwei Strategien zur Förderung kultureller Innovatio- 
nen: „Talentkultivierung", d. h. die finanzielle und stra- 
tegische Förderung kreativer Projekte und „Deregulie- 
rung" und damit den Rückzug von Verwaltung aus kre- 
ativen Räumen (Kontrapunkt, 2004). 

Neben den vorwiegend klassischen, teilweise aber 
auch innovativen Aktivitäten der Kulturförderung 
der Stadtverwaltung gibt es in Kopenhagen eine Viel- 
zahl von Graswurzelaktivitäten, die zum Ansehen der 
Stadt als „Creative city" beitragen. Eine besondere 
Rolle nimmt hierbei sicherlich die Freistadt Christia- 
nia ein (Kasten 5.4-3), die seit den 1970er Jahren ein 
wichtiger Treiber des kulturellen Lebens in Kopenha- 
gen ist und Experimente im Bereich Kunst, Architek- 
tur und Musik sowie im Zusammenleben beherbergt. 
Ein nennenswertes Graswurzelprojekt zur Förderung 
von Kunst ist das Projekt ARTMONEY: Mit dem Ziel, 
die ökonomische Unsicherheit von Kunstschaffenden 
zu beheben, aber auch diese stärker in das öffentliche 
Bewusstsein zu bringen, wurde mit 1997 die „Bank of 
International Artmoney" gegründet und eine Komple- 
mentärwährung entwickelt. Die Bank stellt Künstlern 
Ausstellungsflächen zur Verfügung und organisiert 
Tauschgeschäfte: Kunstwerke für Kunstgeld. Mit der 
Komplementärwährung kann dann in über 100 Kopen- 
hagener Geschäften bezahlt werden. Bis 2013 nahmen 
über 1.000 Künstlerinnen an dem Projekt teil (Banks, 
2013). 

5.4. 5. 3 

Urbane Gestaltungsautonomie 

Die Schaffung von attraktiven öffentlichen Räumen mit 
hoher Aufenthaltsqualität und ein lebendiges Stadtle- 
ben sind wichtige Kriterien der Kopenhagener Stadt- 
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Kasten 5.4-2 

Der Fünf-Finger-Plan von Kopenhagen 

Kopenhagen umfasst auf einer Fläche von 91,3 km 2 11 
Stadtviertel, die sich entlang der fünf Hauptverkehrsachsen 
(„Fingern") entwickelt haben. Zwischen den Achsen befindet 
sich eine geschützte, wenig bebaute Landschaft zur multi- 
funktionalen Nutzung. Durch die Anordnung von Naherho- 
lungsflächen und gärtnerisch-landwirtschaftlich genutzten 
Flächen ergibt sich eine enge Kombination von Stadt-Land- 
Verbindungen innerhalb Kopenhagens, was gleichzeitig eine 
Landschaft mit hohem Erholungswert für die Bevölkerung 
bildet. Abbildung 5.4-7 zeigt neben den „Fingern" und den 
dazwischen liegenden Grünräumen auch die grünen Ringe, 
die ebenfalls im Konzept des Fingerplans verankert sind 
(Caspersen und Olafsson, 2010). 

Ziel des Fingerplans ist es u.a., dass alle Bewohnerinnen 
Kopenhagens in der Nähe von Grünraum leben können. 
Obwohl der Fingerplan nicht formalisiert wurde, konnten die 
geschützten Grünräume weitgehend erhalten werden. Aller- 
dings sind die bebauten Flächen inzwischen länger und dicker 
als geplant (OECD, 2009). 


Kasten 5.4-3 

Freistadt Christiania als Experimentierraum 

Die „Freistadt Christiania" hat ihre Wurzeln in den urbanen 
sozialen Bewegungen, die seit den 1960er Jahren in Däne- 
mark aktiv sind (Thöm, 2012: 155). In diesen sozialen Bewe- 
gungen vermischen sich verschiedene Akteure in Gruppen, 
Organisationen oder Netzwerken mit dem Ziel eines „sozia- 
len Wandels". In Kopenhagen führte dies u.a. zur Gründung 
der freien Stadt Christiana (Thöm, 2012: 155). Verschiedene 
Akteure eigneten sich hier 1971 ein ehemaliges Militärgelän- 
de an. Dies wurde für einen kurzen Zeitraum von der däni- 


planung geworden. Aus einer autogerechten Stadt hat 
sich Kopenhagen zu einer menschenfreundlichen Stadt 
gewandelt (Gehl, 2010). Öffentliche Räume und Erho- 
lungsräume nehmen hierbei wichtige Rollen ein, denn 
sie ermöglichen soziale Interaktion und Begegnung 
und die aktive Aneignung des Wohnumfeldes. Im Fol- 
genden wird zunächst Kopenhagens Engagement zur 
Schaffung und zum Erhalt von Grün- und Erholungs- 
räumen geschildert. Im Anschluss werden Ansätze zur 
partizipativen Gestaltung öffentlichen Raums (u. a. zur 
Bearbeitung sozialer Probleme) beschrieben. 



Abbildung 5.4-7 

Schematische Darstellung des Fingerplans von Kopenhagen 
mit Grünraum zwischen den Fingern und vier grünen Ringen. 
Quelle: Nature Agency, 2015 


sehen Regierung als „soziales Experiment" anerkannt. Auch 
wenn zwischendurch die Auflösung der Freistadt drohte 
(Eriksen und Topping, 2011), wurde im Jahr 2011 ein Ver- 
trag mit der dänischen Nationalregierung geschlossen, der 
die Existenz der Freistadt sichert (Christiania, 2013). Recht- 
lich wird Christiania als unabhängige Gemeinde behandelt 
(Bygningsstyrelsen, 2013). 

Das Projekt wird oft als Symbol für die Eroberung von 
Raum durch „Raumpioniere" diskutiert und gilt als Ort der 
Experimente für unkonventionelle Formen des Zusammenle- 
bens, für den Umgang mit Drogen, ökologisches Bauen sowie 
autofreies Leben in der Stadt (Goldblatt, 2011). 


Sozialräumliche Ermöglichung von Erholung und 
Aneignung 

Ein Aspekt der Eigenart Kopenhagens ist der mit 29% 
hohe Anteil an Grünflächen (OECD, 2009), von dem nur 
ein sehr geringer Teil in privatem Besitz ist (Petersen, 
2013; Kasten 5.4-2). Darüber hinaus sind durch die 
Küstenlage auch viele Wasserflächen, vorhanden, die 
ebenfalls eine positive gesundheitliche Wirkung auf 
den Menschen ausüben (Völker und Kistemann, 2013). 
Kopenhagen besitzt neben weiträumigen Parks kleine 
angelegte Grünräume, sogenannte „small public urban 
greenspaces" oder „pocket parks" die ein unterschied- 
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lieh großes Erholungspotenzial aufweisen (Peschardt 
und Stigsdotter, 2013). Die Stadtverwaltung Kopen- 
hagens engagiert sich für die Erhaltung und Erwei- 
terung solcher Erholungsräume. Dabei soll auch der 
Umstand angegangen werden, dass Grünräume bisher 
noch ungleich auf die Stadt verteilt sind (Kap. 5.4.4. 1). 

Die Zufriedenheit der Bevölkerung mit Zugang zu 
Grünraum in Kopenhagen ist sehr hoch (OECD, 2009). 
Insbesondere die kleinen Grünräume werden für sozi- 
ale Begegnungen und Freizeitgestaltung genutzt und als 
Bereicherung für den Alltag wahrgenommen (Peschardt 
et al., 2012). 90% der Bevölkerung Kopenhagens ist 
darüber hinaus mit den kulturellen Angeboten und Ein- 
richtungen sowie dem Angebot an öffentlichem Raum 
(Märkten, Plätzen, Fußgängerzonen) zufrieden. Damit 
gehört Kopenhagen (neben Amsterdam, Luxemburg 
und Wien) im Hinblick auf die Lebensqualität zu den 
wenigen Hauptstädten in der Liste der „Top 20-Städte 
Europas" (EU, 2013). 

Mitgestaltung des öffentlichen Raums 
Die innovative Stadtplanung und Raumentwicklung 
wird auch eingesetzt, um gesellschaftlichen Problemen 
zu begegnen. Neben Graswurzelprojekten, wird in 
Kopenhagen seit Anfang der 1990er Jahre ein Pro- 
gramm zur integrierten Stadterneuerung betrieben, bei 
dem die jeweilige Bevölkerung in ausgewählten Vier- 
teln an der Erneuerung ihres Viertels nach einer festge- 
legten Vorgehensweise beteiligt wird. Der Zweck liegt 
darin, verschiedene Herausforderungen in Vierteln mit 
räumlichen, sozialen, kulturellen oder Umweltproble- 
men anzugehen (Technical and Environmental Admi- 
nistration Copenhagen, 2012; Kap. 5.4.4. 1). 

Das ehemalige Arbeiterviertel Norrebro galt in 
Kopenhagen beispielsweise lange Zeit als sozialer 
Brennpunkt, mit einem hohen Anteil an Migranten, 
einer Häufung von Gewaltdelikten und gewaltsamen 
Protesten (Milne, 2013). Im Jahr 2012 wurde nach 
einem partizipativen Prozess der urbane Park „Super- 
kilen" eröffnet, ein Ensemble öffentlicher Plätze, das 
Begegnung und Interaktion zwischen den Bewohnerin- 
nen ermöglichen und den Erholungswert des ansonsten 
wenig grünen Stadtbezirks steigern soll (Abb. 5.4-8). 
Mit diesem Projekt wurde eine zuvor heruntergekom- 
mene Fläche durch Begrünung, Einrichtung von Cafes, 
Picknickplätzen und Sportmöglichkeiten auf gewertet. 
Außerdem wurden Objekte und Skulpturen aus allen 
Teilen der Welt aufgestellt, um den multinationalen 
Charakter des Wohngebietes positiv zu unterstreichen. 
Die Fläche verbindet Quartiere mit Bewohnern unter- 
schiedlicher Herkunft, Kultur und sozioökonomischer 
Situation und ermöglicht somit Begegnung und sozi- 
ale Durchmischung. Eine systematische Evaluation der 
sozialen Effekte des urbanen Parks fehlt noch; verein- 



Abbildung 5.4-8 

Gestaltung nach menschlichem Maß: der Superkilen-Park im 
Kopenhagener Stadtteil N0rrebro. 

Quelle: Naotake Murayama/flickr 

zelte kleinere Erhebungen betonen die rege Nutzung 
und hohe Akzeptanz durch die Anwohnerinnen, kriti- 
sieren jedoch auch die fehlende Instandhaltung (Milne, 
2013; Bourlessas et al., 2013). 

Anhand der Stadtviertelerneuerung im Stadtteil Ves- 
terbro zeigen sich jedoch auch nicht intendierte Neben- 
effekte der Erneuerung wie z. B. die Gentrifizierung von 
Stadtquartieren, die trotz partizipativer Gestaltung der 
Prozesse auftreten können. Vesterbro zählte zu den am 
stärksten benachteiligten Vierteln Kopenhagens mit 
sozialen Problemen im Bereich Prostitution und Dro- 
genkonsum (Gutzon Larsen und Lund Hansen, 2008). 
Nach der Durchführung des Stadtviertelerneuerungs- 
projekts bezeichnen Gutzon Larsen und Lund Hansen 
(2008: 2440) das Viertel als „radically transformed": 
Zwar verschwanden Kriminalität und Drogen vom 
Straßenbild, das Quartier wurde durch Cafes, Ateliers, 
Second-Hand-Läden und Restaurants belebt und in 
eine Flaniermeile verwandelt. Die Aufwertung leitete 
jedoch auch die Gentrifizierung des Quartiers ein und 
führte dadurch u. a. zu starken Mieterhöhungen (zum 
Teil um 50 %). 


5.4.6 

Kopenhagen im globalen Kontext 

Im globalen politischen Kontext beteiligt sich Kopenha- 
gen an Städtenetzwerken, deren Rolle in der globalen 
Governance der WBGU als wichtig einschätzt (WBGU, 
2014a; Kasten 2.5-6; Kap. 8. 4. 2. 2). Diese fokussie- 
ren sich zum Teil auf Umwelt- und Klimaschutz, zum 
Teil aber auch darüber hinaus auf wirtschaftliche Ent- 
wicklung oder Integrationsstrategien. Zu den Netz- 
werken mit Umwelt- oder Klimaschutzbezug gehören 
das C40-Netzwerk, mit dem Kopenhagen sich assozi- 
iert hat, und das Netzwerk der Green Growth Leaders, 
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welches Kopenhagen mitbegründet hat. Zudem wurde 
die Stadt im Jahr 2014 mit dem „European Green Capi- 
tal Award", welcher durch die Europäische Kommis- 
sion initiiert wurde, ausgezeichnet (European Green 
Capital, 2014). Im Zuge dieser Verleihung hatte es sich 
die Stadt zum Ziel gesetzt, ein Städtenetzwerk zu grün- 
den, dessen Mitgliedschaft auf die europäischen Städte 
begrenzt sein sollte, die bereits den European Green 
Capital Award gewonnen haben (Stockholm, Hamburg, 
Vitoria-Gasteiz, Nantes; European Green Capital, 2014). 
Zu weiteren Netzwerken Kopenhagens mit anderen 
Schwerpunkten zählt auch das „Eurocities"-Netzwerk, 
das sich nicht ausschließlich mit Nachhaltigkeitsthe- 
men befasst, sondern auch mit wirtschaftlicher Ent- 
wicklung und Bildung. Kopenhagen ist außerdem Mit- 
glied im europäischen Netzwerk „Cities for Local Inte- 
gration Policy" (CLIP Network), welches im Jahr 2006 
mit dem Ziel gegründet wurde, auf lokaler Ebene Inte- 
grations- und Partizipationsstrategien für Zuwanderer 
zu erarbeiten. 

Insgesamt hat sich die Stadt das Ziel gesetzt, vor 
allem Informationen zu „grünen" Innovationen zu tei- 
len, z.B. über die Broschüre „Copenhagen: Solutions 
for Sustainable Cities 2014", die sich gezielt an andere 
Städte richtet, oder über eine eigene Website „www. 
sharingcopenhagen.dk". Auf diese Weise können 
andere Städte von der offenen Herangehensweise, der 
Experimentierfreudigkeit, den gemachten Erfahrun- 
gen und von den Kopenhagener Zielsetzungen für eine 
nachhaltige Entwicklung lernen. 

Im weltweiten wirtschaftlichen Kontext gilt Kopen- 
hagen als führend in der globalen „green economy" 
(LSE Cities, 2014). Insbesondere Kopenhagens Unter- 
nehmen im Bereich saubere Technologien konnten in 
den letzten Jahren Technologie- und Marktvorteile 
generieren. Der globale Wettbewerb in diesem Sek- 
tor nimmt jedoch stetig zu. Herausforderungen für die 
Aufrechterhaltung des Wettbewerbsvorteils sowie der 
zukünftigen wirtschaftlichen Entwicklung Kopenha- 
gens ergeben sich insbesondere durch den Mangel an 
qualifizierten Arbeitskräften und Facharbeitern, sowie 
dem im Vergleich zu anderen europäischen Städten wie 
Stockholm und München mittleren Innovationspo- 
tenzial, insbesondere in Bezug auf Ausgaben für For- 
schung und Entwicklung und der Anzahl an Patenten 
pro Kopf (OECD, 2009: 15f.). 

Um diesen Herausforderungen zu begegnen emp- 
fiehlt die OECD (2009), die Lebensqualität Kopenha- 
gens weiter zu verbessern, beispielsweise durch den 
Ausbau der Infrastrukturen, Schaffung (bezahlbarer) 
Wohnmöglichkeiten und Verringerung von Umwelt- 
belastungen, sowie den in die globale Wirtschaft ein- 
gebundenen Wirtschaftsstandort zu stärken (OECD, 
2009: 16). Insbesondere die Identifikation und die För- 


derung grüner Nischenprodukte und Dienstleistungen 
bieten Kopenhagen die Möglichkeit auch bei intensiver 
werdendem globalen Wettbewerb komparative Vorteile 
zu behalten (LSE Cities, 2014). 


5.4.7 

Fazit 

Ein Image als „grüne", pluralistische und kreative Stadt 
ist ein zentrales Merkmal Kopenhagens und wird von 
der Stadtverwaltung intensiv gepflegt. Dieses ent- 
steht zum einen durch ambitionierte Zielsetzungen und 
innovative Governance-Ansätze der Stadt Kopenha- 
gen in allen drei Bereichen des normativen Kompasses 
des WBGU. Zum anderen ergeben Top-down- und Bot- 
tom-up-Prozesse eine produktive Gemengelage, die das 
Image weiter ausbaut. 

Ziele wie das CO z -Reduktionsziel bis 2025 schlagen 
sich in Gesetzgebung, Planung und entsprechenden 
Instrumenten nieder und werden, z.B. über Informati- 
onsbroschüren und Onlineauftritte, nach außen trans- 
portiert und damit zu einem Markenzeichen für die 
Stadt. Deutlich wird die Motivation, eine Vorbildfunk- 
tion für andere Städte einzunehmen, beispielsweise 
über eine Vielzahl von Broschüren wie „Copenhagen 
- Solutions for Sustainable Cities", die in Kopenhagen 
erprobte, nachhaltige Ansätze publik machen. Diese 
beschränken sich nicht nur auf Klimaschutzmaßnah- 
men. Hinzu kommt beispielsweise die fahrradfreund- 
liche Verkehrspolitik, die ebenfalls positive Auswir- 
kungen auf die C0 2 -Reduktionsziele hat, genauso wie 
ambitionierte Ziele im Bereich der Inklusions- und Inte- 
grationspolitik. 

Neben die ambitionierten Zielsetzungen tritt eine 
Vorgehensweise, die auf Alltagstauglichkeit für die 
Kopenhagener Bürger ausgerichtet ist und sich um 
Akzeptanz bemüht. Pläne, wie der Klimaanpassungs- 
plan („Climate Adaptation Plan"; Kap. 5.4.3. 1) werden 
unter öffentlicher Konsultation aufgestellt und sind 
öffentlich in dänischer und zusammengefasst in engli- 
scher Sprache zugänglich. Jeder Bürger oder anderwei- 
tig Interessierte hat also jederzeit die Möglichkeit, sich 
über die Maßnahmen der Stadt, die entsprechenden 
Ziele oder auch positive Nebeneffekte zu informieren. 
So wird eine weitreichende Transparenz ermöglicht und 
den Kopenhagener Bürgern eine Bewusstseinsbildung 
für die entsprechenden Probleme und mögliche Lösun- 
gen eröffnet. Die Stadt versucht sich - neben erprobten 
Formen der Bürgerbeteiligung - zudem an innovativen 
Formen öffentlicher Konsultation, indem sie beispiels- 
weise Befragungen in Privathaushalten zur Praktikabi- 
lität bestimmter umweltschützender Maßnahmen im 
Alltag durchführt. 
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Vor dem Hintergrund der drei Dimensionen des nor- 
mativen Kompasses, also der Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen, Teilhabe und Eigenart in Kopenha- 
gen lassen sich zudem Synergien aufzeigen. Hierzu zäh- 
len beispielsweise zwei zentrale Pfeiler der Kopenhage- 
ner Stadtentwicklungspolitik: die Schaffung sowie der 
Erhalt von öffentlichen Grünräumen und die Förderung 
Fuß- und Radverkehr als Modi nachhaltiger Mobilität, 
die positive Auswirkungen auf alle drei Bereiche des 
normativen Kompasses haben. 

Die Offenheit sowohl der Kopenhagener Stadtver- 
waltung als auch der Bevölkerung gegenüber Diversi- 
tät, Experimenten und Innovationen ist zum einen ein 
Teil der charakteristischen Eigenart Kopenhagens, zum 
anderen erzeugt sie gleichzeitig „eigenartige" Orte und 
ein lebendiges Stadtleben. Positiv hervorzuheben ist 
dabei der partizipative Ansatz, der in Kopenhagen ins- 
titutionell verankert ist und insbesondere in der Stadt- 
entwicklung und Stadtteilerneuerung für lebenswerte 
urbane Räume sorgt. 

Am Beispiel Kopenhagens zeigen sich jedoch auch 
ganz deutlich die zwei Seiten dieser Medaille: Einerseits 
erhöht sich die Attraktivität und Sicherheit und damit 
insgesamt die Aufenthaltsqualität in den entspre- 
chenden Quartieren, andererseits werden gewachsene 
Strukturen verdrängt, es kommt teilweise zur Kommer- 
zialisierung öffentlichen Raums (Cafes statt Parkbänke) 
und die Mieten erhöhen sich. Diese nicht intendierten 
Nebenfolgen sind in vielen Metropolen zu beobach- 
ten; daher sollte Stadtentwicklungspolitik - nicht nur 
in Kopenhagen - Maßnahmen entwickeln, um allen 
Bevölkerungsgruppen die Teilhabe an den Aufwertun- 
gen und Erneuerungen zu ermöglichen und gleichzeitig 
übermäßige Kommerzialisierung und Verdrängung von 
eingesessenen Einwohnern zu verhindern. 


5.5 

Guangzhou: Öffnungspolitik, Globalisierung und 
migrationsgetragene Urbanisierung in der .Fabrik 
der Welt* 


5.5.1 

Guangzhou: Rasante Urbanisierung im Zuge von 
Chinas Öffnungspolitik 

Die 150 km nördlich von Hong Kong im Perlflussdelta 
gelegene heutige Megastadt Guangzhou ist eines der 
traditionell bedeutendsten und ältesten Handelszen- 
tren Chinas und Hauptstadt der Provinz Guangdong. 
Guangzhou war bereits seit dem zweiten Jahrhundert 
n. Chr. ein Zentrum maritimer Handelsbeziehungen mit 
Arabien, Indien und Südostasien. 1711 etablierte die 


britische East India Company eine Handelsniederlas- 
sung, die auf die Insel Shamien und ihre kleine europä- 
ische Siedlung begrenzt war. Zwischen 1757 und 1842 
bestand hier der einzige Handelsposten mit der Geneh- 
migung zum Handel mit Ausländern, bis nach dem Ver- 
trag von Nanjing vier weitere Häfen (darunter Shang- 
hai, Ningbo und Xiamen) geöffnet werden mussten. 
Damit bestanden bereits über Jahrhunderte etablierte 
Verbindungen ins Ausland, die im Zuge handelsgetra- 
gener Pfadabhängigkeiten den Brückenkopf für die chi- 
nesische Öffnungspolitik bildeten. 

Guangzhous jüngster Aufstieg erfolgte im Zuge der 
unter Deng Xiaoping initiierten politisch-ökonomischen 
Öffnungspolitik nach 1978, der eine rasante Entwick- 
lungsdynamik durch Industrialisierung und Urbanisie- 
rung im gesamten Perlflussdelta folgte. Gemäß dem 
(sinngemäß übersetzten) Leitsatz von Reformpolitiker 
Deng Xiaoping, „nach den Steinen tastend den (unbe- 
kannten) Fluss überqueren" - worunter das schritt- 
weise Sammeln von Erfahrungen mit der Marktwirt- 
schaft umschrieben wurde - waren im Perlflussdelta 
in den 1980er Jahren zunächst spezielle Sonderwirt- 
schaftszonen eingerichtet worden, in denen sich aus- 
ländische Investoren niederließen, darunter besonders 
chinesische Unternehmen aus Hong Kong, Taiwan und 
Übersee. Der dadurch entstandene Wirtschaftskorridor 
erfährt seither eine rasante Bevölkerungszunahme und 
ist heute eines der bedeutendsten Industriegebiete der 
Welt (Wu, 2002; Lin, 2004; Enright et al, 2005; Lu und 
Wei, 2007; Chubarov und Brooker, 2013). 

Guangzhou liegt in der Provinz Guangdong 
(Abb. 5.5-1), die mit mehr als 100 Mio. Einwohnern 
nicht nur die bevölkerungsreichste, sondern zugleich 
auch die wirtschaftsstärkste Provinz Chinas ist. Das BIP 
lag 2006 bei 260 Mrd. US-$, das Wirtschaftswachstum 
lag bei ca. 12%. 

Mehr als 80% der Wertschöpfung Guangdongs wer- 
den im Perlflussdelta erzeugt. Hier befindet sich das 
Zentrum der chinesischen Leichtindustrie, das größten- 
teils für den Export produziert und die Märkte in den 
USA, Japan und Europa mit Unterhaltungs- und Haus- 
haltselektronik, Spielzeug, Möbeln und Druckerzeug- 
nissen beliefert (Meyer et al., 2009, 2012). Bei wach- 
sender Konkurrenz durch Shanghai und sein Hinterland 
sowie durch die neuen wirtschaftlichen "Ausbaufron- 
ten" westlich der Küstenprovinzen muss das Perlfluss- 
delta seine Wirtschaftsstruktur zunehmend diversi- 
fizieren, was derzeit durch den Auf- und Ausbau von 
Schwerindustrie, Automobil- und High-Tech-Industrie 
erfolgt (Meyer et al., 2009; Schiller, 2011). 

Die folgenden Ausführungen richten sich auf die 
extremen Dynamiken der Urbanisierungsgeschwindig- 
keit, die besonderen Herausforderungen von zentralis- 
tischer und dezentraler Steuerung mit experimenteller 
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Abbildung 5.5-1 

Lage Guangzhous in der Provinz Guangdong. 

Quelle: Kraas et al., 2008 nach CIESIN, 2007; Kartographie: R. Spohner 


Governance und geduldeter Informalität (Schoon und 
Altrock, 2014) sowie die Frage migrationsgetragener 
Urbanisierung. 

Guangzhou steht stellvertretend für zahlreiche chi- 
nesische Megastädte, die Teil eines enormen Urbani- 
sierungsschubs in China sind: Der Urbanisierungsgrad 
Chinas (ohne Hong Kong und Macau) stieg zwischen 
1950 und 2015 von 11,8% auf 55,6 % (19,4% in 
1980, 26,4% in 1990, 35,9% in 2000; UN DESA Popu- 
lation Division, 2014). 2015 lebten knapp 780 Mio. 
Menschen in China (ohne Hong Kong und Macau) in 
Städten und Megastädten; mit Hong Kong und Macau 
erhöht sich die Zahl auf 788 Mio. Menschen. Darin 
spiegelt sich das politische Ziel, die gesamte Landes- 
entwicklung durch Stärkung regionaler Zentren voran- 
zutreiben und die Integration städtischer und ländlicher 
Räume zu fördern. Konsequenterweise sind Verstäd- 
terungsprozesse, deren ökonomische Auswirkungen 
direkt in den ländlichen Raum hineinstrahlen sollen, 


auch für die Klein- und Mittelstädte mit weniger als 1 
Mio. Einwohner gewünscht. Auffällig treten die hohen 
Wachstumsraten mehrerer Küstenstädte sowie einer 
Reihe von Provinzzentren im Landesinneren hervor. 
Ferner wurden mehrere urbane Entwicklungskorridore 
(vor allem: Beijing - Shanghai, Perlflussdelta, Wuhan 
- Changsha) etabliert, durch welche die Wettbewerbs- 
fähigkeit der aufsteigenden Wirtschaftsnation gezielt 
verbessert werden sollte. 

Guangzhous heutiger Aufstieg hängt eng zusam- 
men mit der Entwicklung des Perlflussdeltas sowie 
den damaligen Kolonien Hong Kong und Macau, die 
die traditionellen Wirtschaftszentren im Perlflussdelta 
darstellen. Der Aufstieg ist nicht ohne die Entwicklung 
Hong Kongs (Kasten 5.5-1) verstehbar, von der ent- 
scheidende Impulse ausgingen. Die Pfadabhängigkeiten 
innerhalb des Perlflussdeltas waren und sind im Prinzip 
ähnlich denen anderer Küstenmegastädte Chinas. 

Seit der Öffnungspolitik und beschleunigt seit der 
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Kasten 5.5-1 

Hong Kong: Geschichte und Impulse der 
Landnutzungspolitik 

Im Jahr 1843 wurde die Insel Hong Kong [Vertrag von Nan- 
jing), 1860 (Konvention von Beijing) auch die Halbinsel 
Kowloon mit Stonecutters Island an die britische Krone abge- 
treten. 1898 überließ China Großbritannien die sogenannten 
New Territories im Wege der Pacht für 99 Jahre. Die 1984 
von China und Großbritannien Unterzeichnete „Sino-British 
Joint Declaration on the Question of Hong Kong", kurz: „Joint 
Declaration", beinhaltete, dass am 1.7.1997 das gesamte Ter- 
ritorium Hong Kongs, d.h. einschließlich der ursprünglich auf 
immer abgetretenen Gebiete, an China zurückfiel. Das heutige 
China hatte die bei der Entstehung der Kronkolonie geschlos- 
senen Verträge niemals akzeptiert und stets das gesamte Ter- 
ritorium als chinesisch betrachtet. 

Für Großbritannien bestand das entscheidende territori- 
ale Problem darin, dass das verbleibende „Rest"-Gebiet nach 
Ablauf der Pacht für die New Territories für die Fortführung 
einer lebensfähigen Wirtschaft zu klein war und Flächen für 
Industrie, Wohn- und Erholungsgebiete und Ressourcenge- 
winnung (insbesondere Wasser) fehlten. Vor der Übergabe 
lebten etwa 40% der Bevölkerung in den Gebieten und es 
befand sich dort ein großer Teil der Industrieflächen. Der Text 
dieses Kastens 5.5-1 bezieht sich z.T. wortgleich auf Kraas 
(1997). 

Landnutzungspolitik bis in die 1960er Jahre: Höchste 
Verdichtung und Neulandgewinnung 

Bis Mitte der 1960er Jahre bemühte sich die britische Koloni- 
alregierung darum, die New Territories nicht als Entlastungs- 
gebiete in die Stadtplanung für Hong Kong einzubeziehen, da 
das Land lediglich von China gepachtet war. Die Stadt hatte 
sich bereits über die Boundary Street, die nördliche Grenze 
Kowloons zu den New Territories, ausgedehnt. Traditionelle 
Rechte und soziale Strukturen der ländlichen Bevölkerung in 
den Pachtgebieten sollten möglichst erhalten bleiben. Neu- 
siedlungen beschränkten sich daher auf Neuland an der Küste 
und weniger entwickelte Gebiete im Stadtzentrum. Deshalb 
gehörten die New Territories noch Ende der 1960er Jahre zu 
den agrarisch geprägten, peripheren Abwanderungsgebieten, 
deren Bevölkerungsdichte bei weniger als ein Einwohner je 
km 2 lag und deren Marktorte nicht ausgebaut wurden. Ange- 
sichts großer Knappheit geeigneten Baulandes aufgrund des 
steilen, bewegten Reliefs und des sehr schmalen ebenen 
Küstenstreifens, war man bei der Planung der Landnutzung 
gezwungen, höchste bauliche Verdichtung auf ebenen Flä- 
chen anzustreben; nur Squattersiedlungen erstreckten sich 
die Hänge hinauf. 

Konzept und Bau der „New Towns“ 

Unter wachsendem Bevölkerungsdruck, vor allem verursacht 
durch große, nach der Revolution von 1949 aus China ein- 
strömende Zahlen von Flüchtlingen, die zumeist in Tausenden 
spontan und illegal errichteten Squatterhütten provisorische 
Unterkunft fanden, beschloss die Regierung Hong Kongs in 
den 1950er Jahren umfangreiche Wohnungsbauprogramme. 
Diese richteten sich nach mehreren Großfeuern in Squatter- 
siedlungen vor allem auf Notsiedlungsmaßnahmen (z. B. Shek 
Kip Mei) und die Umsiedlung von Squatterbevölkerung in 
Hochhauskomplexe. Die Expansion des Stadtgebietes erfolg- 
te zuerst in direkter Anlagerung an die vorhandenen Gebiete, 


nicht jedoch in Form eigener, ausgelagerter Wachstumspole. 

So ist das erste große Erweiterungsgebiet, KwunTong, das von 
1953 an östlich Kowloons gebaut wurde, noch nicht als „New 
Town" anzusprechen, obwohl es sich bereits auf dem Gebiet 
der New Territories befindet (Buchholz, 1987: 22 f.). Mit der 
Entscheidung zum Bau von New Towns in den New Territories 
trat eine Wende in der Wohnungsbaupolitik ein: 1959 wurde 
mit dem Bau der ersten eigenständigen New Town, Tsuen 
Wan, begonnen, 1965 folgten die Entscheidungen zum Bau 
von Tuen Mun (Castle Peak) und später Sha Tin. Den Motor 
zur räumlichen Ausweitung der Stadtgebiete stellte die indus- 
trielle Entwicklung der Kolonie dar, die das wirtschaftliche 
Wachstum begründete, Flächenausdehnung erforderte und 
die Wohnungsbauprogramme finanziell ermöglichte. Nach 
Einbrüchen im Immobilienmarkt, der Bankenkrise von 1965 
und Unruhen im Jahr 1967 verlangsamten sich die Bauakti- 
vitäten. Der Durchbruch der New Towns-Konzeption erfolgte 
1973, als unter Gouverneur MacLehose ein Zehnjahrespro- 
gramm beschlossen wurde, mit dessen Hilfe 1,8 Mio. Men- 
schen angemessene Unterkunft in festen Gebäuden und mit 
wenigstens 3,3 m 2 Wohnfläche/Person erhalten sollten. Der 
bewährte Grundsatz konzentriertester Verdichtung wurde 
dabei beibehalten. 

Anfangs wurden die New Towns von der Bevölkerung 
kaum angenommen. Schlechte Verkehrsanbindung an die 
Arbeitsplätze, geringe und oft unsichere Löhne, fehlende 
außerindustrielle, die Familieneinkommen notwendigerwei- 
se ergänzende Beschäftigungsmöglichkeiten (d.h. informelle 
Arbeit: Straßenhandel, Verkauf an Garküchen, handwerk- 
liche und Reparaturarbeiten, Heimarbeit, Transporte usw.; 
Buchholz und Schöller, 1985: 173 ff.), mangelnde Versor- 
gungs- und soziale Infrastruktur und fehlende soziale Netze 
führten dazu, dass ursprüngliche Zielplanungen bezüglich 
der Einwohnerzahlen mehrfach nach unten korrigiert wer- 
den mussten. Erst als in den 1980er Jahren, ermöglicht durch 
hohes Wirtschaftswachstum und soziale Konsolidierung 
vieler Bewohner, die infrastrukturellen Vorleistungen - Ver- 
kehrsanbindung durch Autobahnen und Tunnels, elektrifi- 
zierte und mit hoher Frequenz fahrende Zug- und S-Bahn- 
verbindungen, industrielle Arbeitsplätze, Handelszentren 
usw. - deutlich verbessert wurden, stiegen die Bevölkerungs- 
zahlen in den New Towns sprunghaft an. Mit der allmählichen 
Ausbildung eines Mittelstandes kamen seit Mitte der 1980er 
Jahre zunehmend private Wohnsiedlungen hinzu. Der Anteil 
der in den New Towns lebenden Bevölkerung Hong Kongs 
stieg zwischen 1971 und 1995 von 9,8% auf 35% (18,8% in 
1981, 28,8% in 1986). 

Nach 1997 wurde Hong Kong zu einer Sonderzone („Spe- 
cial Administrative Region"; SAR) mit gewissen Autonomien 
ausgestattet und das bis dato gültige Wirtschafts- und Sozi- 
alsystem sowie die derzeit geltenden Gesetze für weitere 
fünfzig Jahre gewährt. Unter chinesischer Führung wurden 
Großprogramme der Briten weitergeführt und neue Pro- 
gramme initiiert. Die Fortführung der Territorial Develop- 
ment Strategy gab wohnungsbaupolitische Kontinuität. Mit 
dem Port and Airport Strategy Plan wurde der neue Flugha- 
fen Chek Lap Kok (mit bis zu 60 Mio. Passagieren und über 
4 Mio. t Cargotransport jährlich), die Umgestaltung des alten 
Flughafens Kai Tak zu einem der größten Kreuzschifffahrts- 
terminals in Südchina und zahlreiche große Autobahn- und 
Brückenmaßnahmen ins Perlflussdelta realisiert. Hong Kong 
wurde dabei strategisch durch gezielte Transformation zwi- 
schen 1978 und den 1990er Jahren von einem regionalen \ 
Industrieschwerpunkt zu einem globalen Dienstleistungs- / 
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und Finanzzentrum und südlichstem Transport-Flub des 
Perlflussdeltas umfunktioniert. Viele ursprünglich in Flong 
Kong praktizierte, strategische Landnutzungs-, Flächenge- 
staltungs-, Wohnraum- und Wirtschaftspolitiken wirkten 
als Vorbildimpulse und wurden im nördlichen Perlflussdelta 
modifiziert fortgeführt. 

Bei der Übergabe Fiong Kongs, bis 1997 britische Kronko- 
lonie, an China war vereinbart worden, dass in Fiong Kong 
entsprechend dem Prinzip „one country, two Systems" das 
britisch geprägte Wirtschafts-, Sozial- und Rechtssystem 
sowie die vor dem „hand over" geltenden Gesetze, einschließ- 


Übergabe Hong Kongs und Macaus entwickelten sich 
innerhalb des Perlflussdeltas zahlreiche neue und wei- 
tere Städte innerhalb von zwei Jahrzehnten rasant zu 
neuen urbanen und industriellen Zentren, allen voran 
Shenzhen (1995:2,4 Mio. Einwohner, 2015:10,8 Mio. 
Einwohner), Foshan (2015:7 Mio.), Zhuhai (2015:1,5 
Mio.) und Dongguan (2015:7,4 Mio.) (UN DESA Popu- 
lation Division, 2014). Im Perlflussdelta einschließ- 
lich Hong Kong leben derzeit fast 60 Mio. Menschen. 
Guangzhou selbst hat ca. 12,5 Mio. Einwohner, von 
denen zwei Drittel Migranten der letzten Jahrzehnte 
sind. 1990 zählte die Stadt noch 3 Mio. Einwohner (UN 
DESA Population Division, 2014) und ist damit mit 
ihrer sprunghaften Entwicklung und rasanten Dynamik 
sowohl eine treibende Kraft im chinesischen Transfor- 
mationsprozess, als auch ein Beispiel für viele der chi- 
nesischen Urbanisierungsherausforderungen. 


5.5.2 

Globalisierung, extreme Dynamik und exogene 
Stadtentwicklung 

China schlug zwischen 1949 und 1978 außen- und 
wirtschaftspolitisch den Weg der weitgehenden wirt- 
schaftlichen Autarkie und Isolation ein. Innenpoli- 
tisch wurde der Zuzug in die Städte durch das 1958 
eingeführte sogenannte Hukou-Registrierungssystem 
stark eingeschränkt. Neben einer zentral gesteuerten 
Zuweisung von Arbeitskräften wurden Städten auch 
Industriezweige und -Sektoren zugeordnet. In und um 
Guangzhou wurden so zahlreiche Betriebe der Schwer- 
industrie angelegt. Seine Rolle als Jahrhunderte alter 
Handelsstandort konnte Guangzhou dazu nutzen, zwi- 
schen 1957 und den späten 1970er Jahren die einzige 
internationale Handelsmesse Chinas abzuhalten. Diese 
isolierte Position auf dem Weltmarkt änderte sich nach 
der 1978 beschlossenen wirtschaftlichen Öffnungspoli- 
tik unter Deng Xiaoping. Die ersten Sonderwirtschafts- 
zonen wurden in der Nähe der Exklaven Hong Kong 
und Macao eingerichtet und führten zu einem starken 


lieh dem Schutz von Grundbesitz, für 50 Jahre grundsätzlich 
unverändert bestehen bleiben sollten. Dies garantiert Hong 
Kong bis heute die Rolle vom „globalen Tor" von und nach 
China. Nach massiven Deindustrialisierungsprozessen - infol- 
ge kontinuierlicher Abwanderung der arbeitsintensiv produ- 
zierenden Industrieunternehmen vor allem in die nördlich 
gelegenen Deltaregionen zwischen Shenzhen und Guangzhou 
- übernahm Hong Kong seit den 1990er Jahren sukzessive 
die Funktion des führenden Dienstleistungszentrums inner- 
halb des Perlflussdeltas. 


Anstieg ausländischer Investitionen. Hierzu trugen die 
generationenalten Wirtschaftsbeziehungen vor allem 
zu den sogenannten überseechinesischen Netzwerken 
entscheidend bei (Cartier, 2001). 1984 wurden auf- 
grund positiver Evaluierung der bisherigen Sonderzo- 
nen weitere 14 Städte, darunter auch Guangzhou, zu 
„offenen Küstenstädten" erklärt und mit wirtschaft- 
lichen Privilegien ausgestattet. In den Jahren danach 
erfolgte eine rasante Stadtentwicklung und Einbin- 
dung in den Weltmarkt, die Sit und Yang (1997:647) 
als „exo(geneous) Urbanisation" bezeichnen. Auslän- 
dische Direktinvestitionen stiegen (im gesamten Per- 
flussdelta) von 0,3 Mrd. US-$ in 1978 auf 142,4 Mrd. 
in 2006. Das Exportvolumen stieg im gleichen Zeitraum 
von 0,6 Mrd. auf 288,8 Mrd. US-$, die Bevölkerungs- 
zahl von 16,9 Mio. auf 44,5 Mio. (Ng, 2008). 

Ausgelöst durch den rapiden Industrialisierungspro- 
zess und die sozialräumliche Neuordnung der chinesi- 
schen Gesellschaft in den 1980er und 1990er Jahren 
(Auflösung der Volkskommunen, Etablierung privater 
Bauernhaushalte, Privatisierungsprozesse, land-lea- 
sing für große Unternehmen usw.), stieg die Migration 
Ende der 1990er Jahre sprunghaft an: So erhöhte sich 
die Zahl der offiziell gemeldeten Migranten in China 
von 40,5 Mio. (1998) auf 69,9 Mio. (2003), inoffizi- 
elle Schätzungen bewegen sich in der doppelten Höhe 
(Gransow, 2007; Zhao, 2003). Grundsätzlich wird 
unterschieden zwischen Migration de jure, worunter 
Migranten mit offiziellem, genehmigtem langfristigem 
Wohnortwechsel verstanden werden, de facto-Migra- 
tion, d. h. Wanderbevölkerung (floating population) mit 
zeitweiligem Wohnortwechsel (unter Beibehaltung des 
angestammten Wohnortes) und temporärer Arbeits- 
genehmigung anderswo, und illegaler Migration, d.h. 
dem Wechseln des Aufenthaltsortes ohne Genehmi- 
gung. Für Guangzhou wird die Anzahl der meist dauer- 
haft ansässigen Migrantinnen insgesamt auf mehr als 5 
Mio. Personen geschätzt. Sie tauchen in den Statistiken 
nur unzureichend auf und leben mindestens zur Hälfte 
in sogenannten Dörfern-in-der-Stadt (auch urban villa- 
ges oder villages-in-the-city, chengzhongcun; Gransow, 
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Abbildung 5.5-2 

Phasen des Stadtwachstums von Guangzhou. 
Quelle: WBGU, verändert nach Bork-Hüffer, 2012 


2007). Hierunter werden einfache Wohnquartiere ver- 
standen, die ursprünglich aus ländlichen Dörfern her- 
vorgegangen sind. 

Da es der Bevölkerung mit ländlichem Hukou (staat- 
liches Registrierungssystem zur Wohnsitzkontrolle) 
gestattet ist, eigenen Wohnraum zu errichten, haben 
viele Bewohnerinnen ehemaliger ländlicher Dörfer, die 
im Perlflussdelta in den 1990er Jahren von der enor- 
men Flächenexpansion der Städte eingeholt und gewis- 
sermaßen „umzingelt" worden sind, dieses Privileg 
dazu genutzt, um auf ihren ehemaligen Feldern anstelle 
landwirtschaftlicher Produkte nunmehr gewisserma- 
ßen Häuser „anzubauen". So entstanden auf engstem 
Raum mehrgeschossige Häuser ohne Bauauflagen (z.B. 
Abstandsregeln, Brandschutzvorkehrungen) und mit 
sehr einfacher Bausubstanz, die oft zimmerweise vor 


allem an Migranten vermietet werden und die nicht 
der städtischen Verwaltung unterstehen. Preiswerter 
Wohnraum bei hohen Bevölkerungsdichten, fragwür- 
digen Infrastruktur- und hygienischen Bedingungen 
sowie hoher Anteil informeller Beschäftigung ermögli- 
chen zum einen den Migranten den Aufenthalt in den 
Städten, zum anderen hat auch die angestammte Bevöl- 
kerung mit ländlichem Hukou ein gutes Auskommen 
durch Vermietung als neuer, lohnender Einkommens- 
quelle (Bork-Hüffer, 2012: 90f.). 

Ein Städtevergleich innerhalb des Perlflussdel- 
tas zeigt neben einer insgesamt rapiden Urbanisie- 
rung und Wirtschaftsexpansion auch deutliche Unter- 
schiede. Guangzhou als vormals unangefochtenes poli- 
tisches und wirtschaftliches Zentrum muss sich mit 
noch schneller aufstrebenden Städten wie Shenzhen, 
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Dongguan und Foshan messen lassen. Trotz eines Wirt- 
schaftswachstums von durchschnittlich 14% pro Jahr 
(1980-1998) hat die Stadt einen relativen Einflussver- 
lust erlitten: 1980 wurden knapp 43 % der Wirtschafts- 
leistung des Perlflussdeltas in Guangzhou erbracht, 
1998 waren es nur noch gut 22% (Shen, 2002). Zum 
Teil lässt sich diese Entwicklung mit den unterschiedli- 
chen Startbedingungen zu Beginn der Reformen erklä- 
ren: Städte oder eher Fischerdörfer wie Shenzhen hat- 
ten kaum Raum in Anspruch genommen und konnten 
ihre Infrastrukturen direkt in größerem Maßstab pla- 
nen und umsetzen. In Guangzhou hingegen musste 
kostenintensiv die bestehende (danwei-)Infrastruktur 
einer Stadt mit 3 Mio. Einwohnern umgebaut werden, 
in der zudem noch viele Staatsbetriebe angesiedelt 
waren. Zudem steht Guangzhou als Provinzhauptstadt 
unter stärkerer Beobachtung und Kontrolle der Zent- 
ralregierung. In kleineren Städten hingegen können 
Lücken in der zentralistischen Kontrolle noch häufiger 
zum eigenen Vorteil genutzt werden. 

Die massive Expansion der wirtschaftlichen Akti- 
vitäten und der Zuzug haben im Perlflussdelta ins- 
gesamt, somit auch in Guangzhou (Abb. 5.5-2), zu 
umfangreichen Landnutzungsveränderungen und sozi- 
alen Umbruchsituationen geführt. Große acker- und 
forstwirtschaftliche Flächen wurden in Wohn- oder 
Industrieflächen umgewandelt (Abb. 5.5-3), ehemalige 
Stadt- und Dorfbewohner häufig enteignet. 

Eine Studie von 2006 berechnet den Anstieg des 
ökologischen Fußabdrucks von Guangzhou zwischen 
1991 und 2001: Berücksichtigt werden unterschiedli- 
che Ressourcenverbräuche wie u. a. Erdöl, Kohle, Was- 
ser, Land und Stahl, die umgerechnete verbrauchte 
Landfläche stieg dabei im genannten Zeitraum von ca. 
2,3 ha pro Person auf 3,79 ha. Summiert man die vor- 
handenen Ressourcen der Stadtfläche, stünden jedem 
Bewohner Guangzhous allerdings nur 0,29 ha zur Ver- 
fügung (Du et al., 2006). Verdrängungsprozesse und 
Landnutzungskonkurrenz werden nicht nur aus den 
wirtschaftlich starken Kerngebieten der City berich- 
tet, sondern auch von den Expansionsrändern (Chen, 
2012). He (2012, 2013) und He et al. (2012) kritisie- 
ren zunehmende Gentrifizierungsprozesse, und Zhu 
(2013) problematisiert Tendenzen zur ungesteuerten 
Privatisierung in den Vororten, die in der Errichtung 
von quasi Gated Communities für die neue Mittel- und 
Oberschicht mündet. Dabei spielt das nach wie vor 
geltende Hukou-Registrierungssystem auch weiterhin 
eine Rolle: Gerade die ländlichen Migranten im städti- 
schen Raum (nongmingong) besitzen durch ihr „Land- 
Hukou" keinen Zugang zu städtischen Infrastruktur- 
und Sozialleistungen, wie etwa Bildungs- und Gesund- 
heitseinrichtungen, beziehen niedrigere Löhne unter 
schlechteren Arbeitsbedingungen und haben häufig 



Abbildung 5.5-3 

Städtewachstum auf den umliegenden Agrarflächen 
Guangzhous. 

Quelle: Frauke Kraas/WBGU 

einen niedrigeren Wohnstandard (IEAS China et al., 
2014). Traditionelle soziale Absicherungssysteme, die 
entweder Zugangsrechte zu Boden (und damit Ver- 
sorgung aus landwirtschaftlicher Produktion) oder 
Anspruch auf staatliche Zuteilung eines (zumeist 
industriellen) Arbeitsplatzes bieten, sind de facto nicht 
mehr in Kraft. 

Bezogen auf lokale Umweltqualitäten trug die 
Dynamik der letzten Jahrzehnte zu einer hohen Luft- 
verschmutzung bei, wozu nicht nur die angesiedelte 
(Schwer-)Industrie, sondern auch der gestiegene 
PKW-, LKW- und Schiffsverkehr beitragen. Insbeson- 
dere die Werte für Stickoxide und Schwefeldioxid sind 
deutlich erhöht und der Ausbau des öffentlichen Nah- 
verkehrs liegt, trotz gestiegener Investitionen, mit 0,07 
km pro km 2 unter dem Durchschnitt von 0,17 km von 
vergleichbaren asiatischen Großstädten (Economist 
Intelligence Unit, 2011a: 55). Zhao (2010) konnte zei- 
gen, dass die C0 2 -Intensität pro Wirtschaftseinheit zwi- 
schen 1992 und 2007 stark abgenommen hat, die abso- 
luten Emissionen sind jedoch gestiegen. Hinzu kommen 
die Versiegelung von Flächen, der Verlust von frucht- 
barem Ackerland und der verstärkte Einsatz von Kunst- 
dünger und Pflanzenschutzmitteln, die zur Gewässer- 
belastung beitragen. Der Wasserverbrauch der gesam- 
ten Stadt ist mit 527 1 täglich pro Person sehr hoch 
(Economist Intelligence Unit, 2011a:55). Wie in ande- 
ren Bereichen auch, scheinen die öffentlichen Kont- 
roll- und Durchsetzungsmechanismen mit der rasanten 
Entwicklung nicht Schritt halten zu können. Lee et al. 
(2010) bemängeln die selektiven und veralteten städ- 
tischen Luftqualitätsmessungen, Francesch-Huidboro 
et al. (2012) weisen darauf hin, dass die städtischen 
Umweltschutzbehörden in Guangzhou zwar über Jahr- 
zehnte ausgebaut wurden, die Kapazitäten jedoch wei- 
terhin nicht ausreichend sind. 

In der Literatur werden die Auswirkungen des 
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Quelle: Bork-Flüffer, 2012; Bork et al., 2011, verändert; Graphik: R. Spohner 


Hitzeinseleffekts aufgrund des Landnutzungswandels 
in Guangzhou behandelt (Lau et al., 2011; Wen et al., 
2011), weitere direkte Auswirkungen des Klimawan- 
dels scheinen noch nicht erfasst zu sein. 

Infrastrukturprojekte in Guangzhou sind aufgrund 
der hohen Dynamik schnell mit Superlativen aufge- 
laden: Der 2010 fertig gestellte 600 m hohe Fernseh- 
turm war zumindest für wenige Jahre der höchste der 
Welt, das seit 2010 eingeführte Bus-Rapid-Transit- 
System hat die zweithöchste Beförderungsquote der 
Welt, der innerhalb weniger Jahre auf „grüner Wiese" 
errichtete Bahnhof Guangzhou-Süd war kurzzeitig der 
flächengrößte Bahnhof Asiens und die internationale 
Handelsmesse ist halbjährlich die größte und bedeut- 
samste ihrer Art in China. Leuchtturmprojekte wie 
diese, zusammen mit einer Ausdifferenzierung der bis- 
lang eher monokulturellen Wirtschaftszonen, einer 
höheren Vielfalt von Stadtfunktionen in den Quartie- 
ren und einer neuen Form der wirtschaftlich getriebe- 
nen Governance (Concept Plans) sollen die Vorreiter- 
rolle Guangzhous sichern (Wuttke, 2012). 


5.5.3 

Gesundheit und soziale Kohäsion 

Die marktwirtschaftliche Öffnungspolitik und rapide 
Urbanisierung führten zu sozialer Polarisation, räum- 
licher Segregation und den Verlust sozialer Kohäsion 
(Gu und Shen, 2003). Zudem erzeugte der rasante wirt- 
schaftliche und soziale Wandel seit der ökonomischen 
Öffnung 1978 tiefgreifende Defizite bei den Finanzie- 
rungs- und teilweise auch Versorgungssystemen, dar- 
unter im chinesischen Gesundheitssystem. Deshalb 
wurde seither eine Vielzahl nationaler, regionaler und 
lokaler Reformen und Reformexperimente des Gesund- 
heitssystems eingeleitet, deren Hauptziel die Errei- 
chung eines kostendeckenden Betriebs von Gesund- 
heitseinrichtungen war (Liu und Yi, 2004). Dieses 
Kapitel 5.5.3 bezieht sich z. T. wortgleich auf Bork et 
al. (2009). 

Das Gesundheitssystem von Guangzhou weist heute 
ein unreglementiertes und fragmentiertes Neben- 
einander von Anbietern verschiedenster Qualität auf 
(Abb. 5.5-4; Bork etal., 2011). Eine effiziente Kontrolle 
und ein stringentes Management finden derzeit nicht 
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statt. Gründe hierfür liegen insbesondere in Dezentra- 
lisierungsmaßnahmen bei gleichzeitigem Fehlen perso- 
neller Ressourcen und entsprechendem Know-how auf 
unteren Verwaltungsebenen sowie der weit verbreite- 
ten Korruption. Infolge von Privatisierungen (Lim et 
ab, 2002) entwickelte sich ein breites Spektrum von 
Anbietern medizinischer Dienste (darunter zahlreiche 
private und öffentlich-private Hybridformen), wäh- 
rend gleichzeitig eine zunehmende Zahl informeller 
und illegaler Anbieter medizinischer Dienste den wach- 
senden Bedarf unterschiedlicher Bevölkerungsgrup- 
pen deckt (Bork-Hüffer, 2012; Bork-Hüffer und Kraas, 
2015; Jahnetal., 2011). 

Nationale Preisreformen führten zu einer inflationä- 
ren Zunahme der Preise für Medikamente und medi- 
zinische Dienste. Um Abhilfe zu schaffen, wurde ein 
zweigleisiges Preissystem eingeführt, mit festgesetz- 
ten Preisen für Basisdienste und -medikamente sowie 
Marktpreisen für neu eingeführte Leistungen und 
Pharmazeutika. Dieses resultierte jedoch zum einen in 
einem Überangebot an hochtechnischen Diagnoseme- 
thoden, mit denen höhere Einnahmen erzielt werden 
können, und zum anderen in einer weit verbreiteten 
Überverschreibung von Medikamenten (Yang und Shi, 
2006; Bork et al., 2009). Dieses Phänomen ist aufgrund 
der größeren Nachfrage und Einkommensniveaus ins- 
besondere in den boomenden Städten der Ostküste zu 
finden. Die kurative und präventive Basisversorgung 
der Bevölkerungsmehrheit - mit der sich kein Profit 
erwirtschaften lässt - wird seit diesen Reformen ver- 
nachlässigt (Lee, 2004). 

Im Zugang zu Gesundheitsdiensten ist derzeit insbe- 
sondere die Masse der Land-Stadt-Wanderer benach- 
teiligt (Yuan et ab, 2010). Durch die bestehenden, 
nach Land und Stadt getrennten, Finanzierungssys- 
teme werden ihre Behandlungskosten nicht abgedeckt, 
weshalb häufig auf informelle Gesundheitsdienstleis- 
tungen zurückgegriffen wird bzw. der Arztbesuch hin- 
ausgezögert oder unterlassen wird (Gao et ab, 2001). 
Erste Forschungsergebnisse lassen vermuten, dass eine 
krankheitsbedingte Rückkehrmigration in die Heimat- 
regionen aufgrund des mangelnden Zugangs und der 
hohen Kosten von Gesundheitsdienstleistungen in den 
Städten existieren könnte. Traditionelle Statistiken und 
Berichtssysteme versagen bisher jedoch bei der Doku- 
mentation der Gesundheit der wandernden Bevölke- 
rung (Krämer, 2006). Auch der im Januar 2009 vorge- 
stellte, umfassende nationale Reformplan des Gesund- 
heitssystems vernachlässigt weiterhin die Versorgung 
der Land-Stadt-Wanderer sowie eine stärkere Kontrolle 
des privaten Gesundheitssektors (Yip et ab, 2012; Yang 
und Li, 2015). 

Die Entwicklungen im Gesundheitssektor seit dem 
Jahr 1978 haben die Entstehung „neuer" bzw. das Wie- 


deraufleben „alter" Infektionskrankheiten begüns- 
tigt. Dieses als „double bürden of disease" (Stephens, 
1996:19) angesprochene Phänomen führt zu hohen 
Prävalenzraten, z.B. im Bereich sexuell übertragbarer 
Krankheiten oder von Tuberkulose als „alten" Krank- 
heiten. Gleichzeitig sind in den letzten Jahren Epide- 
mien von 35 „neuen" Infektionskrankheiten aufge- 
treten (z.B. HIV/Aids, SARS, Vogelgrippe; Lee, 2004; 
Wang et ab, 2006). Daneben sind aufgrund der epi- 
demiologischen Transformation - bedingt durch die 
wirtschaftliche Entwicklung, den beschleunigten Alte- 
rungsprozess der Bevölkerung und die Zunahme unge- 
sunder Lebensstile - zunehmend Zivilisationskrankhei- 
ten bedeutsam (Lee, 2004; Wang et ab, 2006). 

Insbesondere marginalisierte Gruppen sind in 
Guangzhou einer doppelten Belastung ausgesetzt. 
Gesundheitsrisiken treten vermehrt in den vormals 
ländlichen Dörfern auf, die im Zuge der urbanen Expan- 
sion zu hoch verdichteten Marginalsiedlungen gewor- 
den sind (den Dörfern-in-der-Stadt), die einen Groß- 
teil der Land-Stadt-Wanderer der Region beherbergen. 
Zudem führen die erwähnten Unterschiede im Zugang 
zur Gesundheitsversorgung zu deutlichen Disparitäten 
im Gesundheitsstatus von armen und reichen Bevöl- 
kerungsgruppen (Gao et ab, 2002; Bork-Hüffer und 
Kraas, 2015). Die „Fabrik der Welt" („world's Work- 
shop": Sun et ab, 2006:28) leidet an den Folgen bisher 
unvollendeter Reformen, einem hohen Anteil informel- 
ler und illegaler medizinischer Dienstleistungen sowie 
fehlenden Investitionen, um insbesondere den Zugang 
zur Gesundheitsversorgung für marginalisierte Bevöl- 
kerungsgruppen zu verbessern. 

Das Fallbeispiel steht stellvertretend für die Situa- 
tion in vielen Entwicklungs- und Schwellenländern, in 
denen die Forderung, „Gesundheit für alle" bereitzu- 
stellen, bislang kaum verwirklicht wurde. Angesichts 
prioritärer Wirtschaftsreformen wurde in China eine 
adäquate Transformation des Gesundheitswesens unter 
staatlicher Führung vernachlässigt. Durch das rapide 
Stadtwachstum enstanden daher unreglementierte, 
informelle Strukturen im Gesundheitswesen: Private, 
teils informelle Anbieter tragen erheblich zur Über- 
brückung von Versorgungsdefiziten in der öffentlichen 
Gesundheitsversorgung bei. Der Steuerungsverlust der 
öffentlichen Verwaltungen verstärkt Gesundheitsdis- 
paritäten sowie angesichts mangelnder sozialer Gerech- 
tigkeit auch die Zugangsbarrieren zu öffentlichen wie 
privaten Gesundheitsdienstleistungen. Dies wiederum 
führt zu einer verstärkten Krankheitslast, insbeson- 
dere vulnerabler Bevölkerungsgruppen (Arme, Kranke, 
Frauen, Kinder, Behinderte). Die zunehmende Diver- 
sifizierung der Gesundheitsprofile unterschiedlicher 
Bevölkerungsgruppen und die (Wieder- )Ausbreitung 
erneut relevanter sowie neuer Infektionskrankheiten 
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bringt jedoch nicht allein für die einzelnen Megastädte 
neue Gesundheitsrisiken. Da Megastädte als Knoten- 
punkte globaler Städte- und Verkehrsnetzwerke fun- 
gieren, birgt die Kombination aus vulnerabler Bevöl- 
kerung und mangelhafter, ungesteuerter Gesundheits- 
systeme die Gefahr, sich zur globalen Bedrohung aus- 
zuwachsen. Diese Gefahr wurde z.B. im Verlauf der 
SARS-Epidemie im Jahr 2003 deutlich (Bork et al., 
2009; Horton, 1996). 

Wie viele andere Megastädte auch, braucht Guang- 
zhou eine leistungsfähige, auf verschiedene Bevölke- 
rungsgruppen ausgelegte Gesundheitsberichterstat- 
tung, um die Gesundheitsprobleme verschiedener 
Bevölkerungsgruppen identifizieren und auf diese mit 
ausreichendem Ressourceneinsatz reagieren zu können. 
Auch bedarf es der Entwicklung angemessener Steue- 
rungsinstrumente, welche interdisziplinäre internatio- 
nale Forschungskooperationen und langfristige Enga- 
gements der öffentlichen Verwaltungen benötigen. Alle 
Entscheidungsträger - von Regierung und Verwaltung 
über den Privatsektor bis zur Zivilgesellschaft - sollten 
an der Entwicklung von an den lokalen Kontext ange- 
passten Lösungsstrategien beteiligt werden. 


5.5.4 

Zentralistische Governance versus Dezentralität 

Das Ineinandergreifen nationaler wie auch lokaler poli- 
tischer Entscheidungen und Entwicklungspolitiken 
führte zu einem beispiellosen Expansionsprozess der 
bisherigen Städte (Wu et al., 2007) - vor allem in den 
sogenannten Urban-fringe-Gebieten. Dadurch wurden 
in und im Umfeld von Guangzhou enorm flächengrei- 
fende Stadterweiterungen umgesetzt, die auf der Basis 
urbaner Landreformen große Industriezonen (special 
economic zones), neue Stadtteile und großflächige 
Wohnbauprojekte (housing estates) für viele Millio- 
nen Einwohner geschaffen haben (Cartier, 2001, 2002; 
Breitung et al., 2013; Abb. 5.5-5). 

Die Governance-Strukturen sind in China vertikal 
aufgebaut; an der Spitze stehen das zentrale Kontroll- 
und Entscheidungsorgan, das Zentralkomitee sowie 
das Politbüro. Auf Provinzebene finden sich vergleich- 
bare hierarchische Strukturen. Guangzhou als Haupt- 
stadt der Provinz Guangdong besitzt den Status einer 
bezirksfreien Unterprovinzstadt. Diese 1994 einge- 
führte Sonderform für ausgewählte chinesische Städte 
erhöht das Maß an rechtlichen und ökonomischen 
Kompetenzen und Verantwortlichkeiten. Der Bürger- 
meister der Metropolregion wird jedoch von der Zen- 
tralregierung eingesetzt (World Bank, 2015c: 58). Der 
horizontale Austausch zwischen Städten nimmt zwar 
zu, ist jedoch gegenüber der nationalen Politikdirektive 



Abbildung 5.5-5 

Großflächige Wohnbauprojekte in Guangzhou. 
Quelle: Frauke Kraas/WBGU 


vergleichsweise schwächer ausgeprägt. 

Im Unterschied zu anderen chinesischen Entwick- 
lungszonen wurde es den Provinz- und Lokalregie- 
rungen im Perlflussdelta erlaubt, größeren Einfluss 
und größere Gestaltungsfreiheit in der Regionalpla- 
nung auszuüben. Lokale und regionale sozio-politische 
Netzwerke wie auch die Privatwirtschaft konnten so 
größere Handlungsspielräume entfalten (Seto, 2004; 
Xu und Yeh, 2005). Im Perlflussdelta nahm die inter- 
regionale und interurbane Koordination im Zuge der 
strategischen Herausbildung eines multi-nodalen, also 
mehrkernigen regionalen Städtesystems mit arbeitstei- 
liger, teils komplementärer funktionaler Spezialisierung 
im Laufe des letzten Jahrzehnts entsprechend erheblich 
zu. Dies belegen zahlreiche große Infrastrukturprojekte, 
Produktions- und Handelsverbindungen, regionale und 
(inter-)nationale Messen und funktionsräumliche Regi- 
onalplanungsinstrumente. Dadurch erfuhr die Stadt- 
entwicklung gleichzeitig staatlich gelenkte wie privat- 
wirtschaftlich motivierte und beschleunigt ablaufende 
Entwicklungsimpulse (Shen et al., 2002). Bork-Hüffer 
(2012:87) unterstreicht: „Local governments viciously 
compete for contracts with foreign investors, which has 
resulted in redundant industrial structures as well as 
their acceptance of negative externalities of growth." 

Die massiven Investitionen und der enorme Wett- 
bewerb um Unternehmen und Finanziers in den Städ- 
ten des Perlflussdeltas führten vielerorts aber auch 
zu einer Überforderung oder Umgehung traditionel- 
ler städtischer Planungsinstrumente und -Strukturen. 
Die Bebauung, Umwandlung und Nutzung von teils 
bereits urbanen, teils ehemals ländlichen (Dörfern-in- 
der- Stadt) und teils eingemeindeten Gebieten unterlag 
auch in Guangzhou bald nicht mehr der Kontrolle der 
Stadtverwaltung. „Die tatsächliche Stadtentwicklung 
ist stattdessen mehr von spontanen politischen und oft 
spekulativen ökonomischen (Investitions-)Entschei- 
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düngen, Korruption und illegaler Landnutzung, dezen- 
tralen Entwicklungsprojekten, Suburbanisierung und, 
allgemeiner, dem rasanten Wirtschafts- und Bevölke- 
rungswachstum geprägt", hält Wuttke (2012:91) mit 
Ng und Wu (1995) und Wong und Zhao (1999) fest. 

Sichtbar wird dies am Beispiel der zentralen Stadt- 
planung. Auf nationaler Ebene wurde 1989 der City 
Planning Act verabschiedet, der, strukturell noch im 
planwirtschaftlichen Denken verankert, eine Master- 
plan-Entwicklung für die großen chinesischen Städte 
für Zeiträume von bis zu 20 Jahren einführte. Guang- 
zhou setzte seinen ersten Masterplan 1991 in Kraft. 
Aufgrund der hohen Entwicklungsdynamik musste 
er wenig später jedoch grundlegend revidiert wer- 
den. Ebenso wurde der im Jahr 2000 neu verabschie- 
dete Masterplan schon wenige Monate später durch 
die Eingemeindung zweier großer Nachbarkreise ins 
Stadtgebiet obsolet. Neben der enormen wirtschaftli- 
chen Dynamik und häufigen administrativen Verände- 
rungen unterminieren zudem auch Lokalpolitiker und 
-eliten die Kompetenzen der Stadtplanung: Vorrang vor 
einer strukturierten und ordnenden Planung, inklu- 
sive Sanktionsmechanismen, haben häufig Kennzahlen 
bzgl. neu entwickelter oder ausgewiesener Wirtschafts- 
fläche (Wuttke, 2012:128). Zur offiziellen Stadt- und 
später Masterplanung traten seit der Öffnungspoli- 
tik auch Verwaltungsstrukturen der Entwicklungszo- 
nen im teils öffentlichen, teils öffentlich-privaten oder 
auch nicht genehmigten Bereich. Cartier (2001) lis- 
tet etwa für ganz China 422 von der Zentralregierung 
genehmigte Development Zones, denen Schätzungen 
zufolge 6.000 bis 8.700 real existierende Zonen gegen- 
überstanden (Bezugsjahr: 1995). In Guangzhou unter- 
stand die Development Zone zu Beginn einer Sonder- 
verwaltungsstruktur, die weitreichende ökonomische 
Selbstständigkeiten (z.B. Personal- und Gehaltsent- 
scheidungen, Investitionsgenehmigungen usw.) besaß 
und damit der Stadtplanung mindestens ebenbürtig 
war (Sze, 1997: 55 f.). Weitere Sonderzonen mit spe- 
ziellen Zuschnitten (z.B. Zonen mit reiner Produktion 
für den Export oder stark sektorale Zonen) entstan- 
den rasch und verkomplizierten eine übergreifende 
Steuerung der wirtschaftlichen und urbanen Entwick- 
lung. Einige Industriezonen innerhalb Guangzhous 
zum übergreifenden Guangzhou Development District 
(GDD) zusammengeführt. Das Administrative Komi- 
tee besitzt weitreichende Kompetenzen im Bereich der 
Investitionsentscheidungen. Investoren werden mit 
neuen Services und Plattformen, wie dem im GDD inte- 
grierten Multinational Corporations Club, angelockt 
(Wuttke, 2012: 139ff.). Parallel dazu wurde an Stelle 
der rechtlich verankerten Masterplanung Anfang der 
2000er Jahre eine hybride Form der Planung imple- 
mentiert, bei der die Stadtverwaltung von externen, 


häufig universitären (An-)Instituten intensiv beraten 
und unterstützt wird. Das Ergebnis ist ein umfassender 
Konzeptplan, der de facto die Masterplanung ersetzt, 
eine polyzentrische Stadtstruktur weiterentwickelt und 
weniger auf Entschleunigung oder Kontrollkapazitäten 
setzt als vielmehr auf eine verstärkte Anpassungsfä- 
higkeit an die dynamischen Entwicklungen und eine 
erhöhte Wettbewerbsfähigkeit. Wuttke (2012:134) 
wertet diese institutioneile Veränderung als „[...] Aus- 
druck einer neuen, unternehmerischen Stadtpolitik, der 
Governanceform des Entrepreneurialism." 

5.5.5 

Transformation in Guangzhou: Problemfelder 
und Ansatzpunkte 


5.5.5.1 

Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 

Guangzhou leidet unter erheblichen ökologischen Über- 
lastungserscheinungen. Diese umfassen vor allem starke 
Luft-, Wasser- und Bodenverschmutzung (Strohschön 
et al., 2011), Verkehrsstaus und Degradation der natür- 
lichen Ressourcen, verursacht durch hohe Emissionen 
sowie Flächenversiegelung und weitgehend künstliche 
Umweltgestaltung. Auch ging die lokale Biodiversität 
stark zurück (Seto, 2004). Eine Ressourcenabhängigkeit 
vom ländlichen Umland besteht z. B. in Hinblick auf die 
Trinkwasser- und Nahrungsversorgung sowie eine öko- 
logische Ausgleichs- und Freizeitfunktion (Abb. 5.5-6). 
Das Energy Strategy Research Center in Guangzhou ver- 
öffentlichte zusammen mit dem Energy Research Insti- 
tute der Universität Kyoto einen Bericht zu „Low Carbon 
Society Scenario Towards 2013" in Guangzhou (Energy 
Strategy Research Centre et al., 2013), in dem Trans- 
port, „grüne" Gebäude, Dekarbonisierung der Industrien, 
Brennstoffumstellung, und C0 2 -emissionsarme Stromer- 
zeugung thematisiert sind (zum Energieverbrauch und 
zur Energieversorung: Abb. 5.5-7, 5.5-8). Durch die 
intensive Bautätigkeit der letzten Jahrzehnte sind der 
Zement- und Stahlverbrauch in der schnell wachsenden 
Stadt Guangzhou enorm gestiegen. 

Strengere Umweltauflagen, eine deutliche Hin- 
wendung zu gesetzlichen Richtlinien mit dem Ziel des 
verbesserten Umweltschutzes und eine zunehmende 
Institutionalisierung trugen in den letzten zwei Jahr- 
zehnten zur Verringerung ökologischer Degradation bei 
(Lau et al., 2011). Auch zivilgesellschaftliche Akteure 
wurden teilweise miteinbezogen, was neben zunehmen- 
der Unterstützung für den Umweltschutz jedoch wegen 
intensiver Diskussionen und langwieriger Prozesse auch 
zu Problemen bei der Umsetzung führen kann (van Rooji 
et al„ 2013). 
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Abbildung 5.5-6 

Flächen von Parks, 

Garten- und Grünflächen in 
Guangzhou. 

Quelle: Kraas et al., 2008, 
nach Guangzhou Municipal 
Statistics Bureau, 2006; 
Layout: R. Spohner 


5. 5. 5. 2 
Teilhabe 

Guangzhou gehört zu den ersten chinesischen Städten, 
in denen eine post-reformerische räumliche Stadtre- 
strukturierung durch die Entwicklung neuer urbaner 
Landnutzungs- und polyzentrischer Organisationsfor- 
men umgesetzt wurde (Wu et al., 2007). Die Stadt- 
entwicklung vor der Öffnungspolitik verlief aufgrund 
geringer Infrastrukturinvestitionen und Konzentration 
auf den ÖPNV noch in kompakter Form und die indus- 
triellen Staatsbetriebe konzentrierten sich in den nord- 
und südwestlichen Vororten (Wu et al., 2007; Bork- 
Hüffer, 2012:88). Dahingegen erfolgte die massive 
post-reformerische Reorganisation auf Basis des 15. 
Master Plans bis 1992 durch enorm flächengreifende 
Stadtexpansion entlang von zwei Entwicklungsachsen 
und drei Entwicklungsgürteln im Dienste der Etablie- 
rung einer polyzentrischen Struktur. Das traditionelle 
Stadtzentrum in Dongshan (Ausbau in den 1980er Jah- 
ren) wurde durch einen neuen Central Business District 
inTianhe (Etablierung in den 1990er Jahren; Wu et al., 
2007) sowie zahlreiche neue einzelne Entwicklungs- 
pole ergänzt. Diese erhielten großinfrastrukturelle Ent- 
wicklungskerne, zu denen etwa die Guangzhou Econo- 
mic and Technological Development Zone, das Guang- 
zhou Convention Center, die University Town oder der 
neue internationale Flughafen zählen. Im Umland wur- 
den in Fortsetzung der Dezentralisierungsstrategie die 
Kleinstadt Panyu eingemeindet und ein Entwicklungs- 
korridor zum Nansha Deepwater Port mit völlig neuer 
Industriezonen- und Neustadtplanung geschaffen. 
Neue, ausgedehnte Wohngebiete nach westlichen Vor- 
bildern wurden errichtet, etwa in Haizhu und Fangcun. 


Durch diese Top down geplanten Entwicklungsprojekte 
vergrößerte sich das funktionale Stadtgebiet Guangz- 
hous zwischen 1990 und 2003 von 182 km 2 auf 608 
km 2 (Wu et al., 2007:388). 

Vor dem Hintergrund der tiefgreifenden Entwick- 
lungen Guangzhous stellt sich die Frage, welche For- 
men der Partizipation der Zivilgesellschaft bisher reali- 
siert werden konnten. In der Literatur werden vor allem 
die sozialen Folgen der degradierten Stadtumwelt und 
die schwierigen Lebens- und Arbeitsbedingungen der 
Wanderarbeiter thematisiert. Sie hebt die enormen Bei- 
träge der Wanderarbeiter für die industrielle Moderni- 
sierung, insbesondere den Auf- und Ausbau der neuen 
Industrieregionen und Stadterweiterungen hervor. 

Die preiswerte und im Prinzip bisher unlimitiert 
vorhandene Arbeitskraft von Millionen von Binnen- 
migranten ermöglichte den Großteil des wirtschaftli- 
chen Aufschwungs und trägt ihn weiterhin. Vor allem 
seit den 1990er Jahren sind im Perlflussdelta große Inf- 
rastrukturvorhaben - Straßen-, U-Bahn-, Bahn-, Flug- 
hafen-, Tiefseehafenausbau sowie der Bau des neuen 
Central Business Districts, von Messezentrum, Techno- 
logieparks, Universitätsgelände usw. - umgesetzt und 
großflächige Wohnungsbau- und Freizeitkomplexe für 
Millionen von Menschen unterschiedlichen Einkom- 
mens errichtet worden. Auch in den Innenstädten sind 
die Beiträge erheblich: Jüngere Formen der Aufwer- 
tung traditioneller, historischer innerurbaner Stadtbe- 
reiche Guangzhous lassen sich in Form von zunehmen- 
der Gentrifizierung ausmachen (z.B. in Yuexiu; Zhang 
et al., 2014). 

Bemerkenswert sind weiterhin neue Formen von 
Teilhabe durch sogenannte private Governance in den 
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Abbildung 5.5-7 

Energieverbrauch in 
Guangzhou in den Jahren 
1990-2005. 

Quelle: Kraas et al., 2008, 
nach Guangzhou Municipal 
Statistics Bureau, 2006; 
Layout: R. Spohner 



Stadtperipherien: „While the effective state governance 
over rapid urbanization is absent, and public goods are 
inadequate in the periurban areas as a result, private 
governance arises spontaneously in the form of gated 
supercommunities in the far suburbs." (Zhu, 2013: 257). 

Diese neuen Teilhabeformen bringen neue Trans- 
formationsprobleme mit sich, darunter wachsende 
Ungleichheiten, räumliche Segmentierung durch Gated 
Communities und mangelnde Partizipationsmöglich- 
keiten. Hinzu kommen Probleme der Stadtbewohner 
(vor allem: in traditionellen Dörfern der Dörfer-in-der- 
Stadt), die aufgrund neuer Stadtentwicklungsprojekte 


umgesiedelt wurden (Gransow, 2007; Herrle et ab, 
2008; Bercht, 2013). 

Chen (2012) weist auf die zunehmende Vertreibung 
und Polarisation in Wohn- und Arbeitsgebieten hin und 
belegt, dass auf Distrikt- und Nachbarschaftsebene 
die sozialräumlichen Ungleichheiten und Disparitäten 
speziell in den stadtnahen Bereichen des urban fringe 
zunehmen. Hingegen führen in den äußeren Gebieten 
des urban fringe die von privaten Unternehmen aus- 
gehenden Verdrängungsprozesse von den neuen poly- 
zentrisch entstehenden Entwicklungskernen vor allem 
dazu, dass sich einkommensschwache Bevölkerung 
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Abbildung 5.5-8 

Quellen der Energieversorgung in Guangzhou. 

Quelle: Kraas et ab, 2008, nach Guangzhou Municipal Statistics Bureau, 2006; Layout: R. Spohner 
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(ehemalige Bauern, verdrängte Stadtbewohner, länd- 
liche Migranten und ausländische Arbeitskräfte) kon- 
zentrieren und Raumkonflikte entstehen (Chen, 2012). 

Diese Konflikte werden verschärft durch die wach- 
senden Raum- und Ressourcenansprüche der aufstei- 
genden ökonomischen Mittelschichten und ihre Vor- 
stellungen von einer lebenswerten Stadtumgebung. 
Solche Konflikte werden zu einer wachsenden Her- 
ausforderung für die städtische Gesamtgesellschaft, 
weil gerade die Mittelschichten bessere Partizipations- 
möglichkeiten fordern (Zhu, 2013). Dies gilt speziell 
im Kontext von Umsiedlungs- und Vertreibungsmaß- 
nahmen aufgrund großer Stadtentwicklungsprojekte: 
„Wholesale clearance and eviction that typify China's 
urban development have often resulted in discontents 
among urban residents, giving rise to what critics refer 
to as property rights activism." (Shin, 2013: 1167). 

Erweiterte politische Teilhabe wird thematisiert im 
Kontext von Untersuchungen zu verschiedenen For- 
men und Ursachen von "non-participation", untersucht 
etwa am Beispiel des Wuhan-Guangzhou High Speed 
Railway-Projekts, zu dem Chi, XuundXue (2014: 1422) 
festhalten: "While some respondents considered parti- 
cipation in government-owned projects unthinkable, 
most of them were discouraged by the absence of a 
sense of security and significance. Institutional barriers 
identified include a lack of participation channels and 
project Information and the absence of transparent and 
proper processes of handling social impacts". 

Neu sind auch Formen umweltorientierten Engage- 
ments: „Central in these greening initiatives has been 
increased attention on promoting public participation 
in community-based environmental activities. (...) 
the participatory processes (...) cannot be adequately 
understood without reference to earlier participatory 
practices and broader policy priorities guiding develop- 
ment in Chinese cities." (Boland und Zhu, 2012: 147). 

Es bedarf einer Stärkung der lokalen Governance als 
unterster Ebene der „Ermöglichung" von Teilhabepro- 
zessen durch Stadtplanung. Denkbar sind neue For- 
men und Experimente im Kontext einer Neuregelung 
des lokalen Hukou. Auch zählen Möglichkeiten der 
Legalisierung und offiziellen Anerkennung und Förde- 
rung einer Vielzahl von informellen Versorgungsnetzen 
dazu. Innerhalb der Gemeinschaften der Wanderarbei- 
ter existieren diese, z. B. in Bezug auf selbstorganisierte 
Versorgungssysteme (etwa: Trinkwasser-, Bildungs- 
und Gesundheitsversorgung; Kilian et al., 2010). Auch 
verschiedene Formen informeller Rekrutierungsnetz- 
werke für eine Teilhabe am Arbeitsmarkt lassen sich 
im arbeitsbezogenen Transformationsprozess stärker 
berücksichtigen (sogenannte flexible Arbeitskräfte: 
Hartmann, 2013). In diese könnten auch in- wie auslän- 
dische ethnische Netzwerke einbezogen werden (Willis 


und Yeoh, 2002; Yeoh und Willis, 2005; Li, 2008; Li et 
al., 2009; Bork-Hüffer et al., 2014, 2016). 

Neue und für ähnliche Stadtentwicklungsprozesse 
relevante Lösungsformen entwickeln sich im Zusam- 
menhang mit Sozialinnovationen wie etwa neuen, teil- 
weise informellen Aushandlungsprozessen, wie der 
„experimental governance" und der „conceded infor- 
mality" (Schoon und Altrock, 2014). 

5. 5. 5. 3 
Eigenart 

Im Zuge der rapiden Urbanisierung der letzten 30 Jahre 
hat sich die Form und urbane Organisation Guang- 
zhous von einer vormals kompakten Stadt in eine stark 
expandierte Stadtlandschaft gewandelt. Die polynukle- 
are Zentrenorganisation, die globale Repräsentations- 
architektur, internationale Produktions-, Handels- und 
Finanzzentren, Büro- und Wohnhauskomplexe, neue 
Kultur-, Freizeit- und Sportzentren einschließt, führte 
zur radikalen urbanen Modernisierung und städtisch- 
funktionaler Differenzierung. Zugleich wurden viele 
traditionelle und historische Stadtbereiche großflä- 
chig abgerissen und durch moderne, uniforme Gebäude 
ersetzt. Vor allem die hochverdichteten neuen Central 
Business Districts und Entwicklungsachsen, aber auch 
die modernen Satellitenstädte, die nach sehr ähnlichen 
Gestaltungsprinzipien, zumal zumeist in Copy-paste- 
Manier auf Basis westlicher Gestaltungsvorbilder ent- 
standen, tragen zu einer starken Homogenisierung und 
letztlich architektonischen wie soziokulturellen Ver- 
ödung des Stadtbildes bei. 

Abgesehen von wenigen Gebäuden und Ensembles 
mit traditionellem, teils umstrittenen Kulturerbe („con- 
tested" heritage: Gransow, 2012a) aus der Kolonialzeit 
(wie etwa auf Shamien Island), sind im Zuge der Moder- 
nisierung zahlreiche alte Stadtbereiche abgerissen wor- 
den. Der Abriss hat zu einem Verlust an historischer 
Authentizität und damit Identifikationspotenzial sowie 
der Zerstörung städtebaulicher Originalität geführt. Im 
Dienste gelungener Transformation sollte verstärkter 
Schutz des geringen noch vorhandenen historischen 
städtischen Kulturerbes gewährt werden (Abb. 5.5-9). 

Inwieweit Guangzhou in Bezug auf kulturelle, ethni- 
sche, sprachliche und religiöse Diversität eine positive 
Entwicklung vollzogen hat, wird unterschiedlich beur- 
teilt: Li und Liu (2011) beschreiben etwa die Entwick- 
lung der sozialen Eingliederung neuer Zuwanderer als 
positiv: Obwohl weiterhin räumliche und soziale Segre- 
gationstendenzen zugenommen haben, seien die Mög- 
lichkeiten zur Integration stark gestiegen. Dem stehen 
die oben bereits angesprochenen Defizite einer Teilhabe 
an den Entwicklungs- und Wachstumserfolgen gegen- 
über (Kap. 5.5.3). Da die kulturelle Differenz zwar in 
Bezug auf die binnenmigratorisch bedingte Diversität 
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Kasten 5.5-2 

Minderheiten: Ausländische Migrantinnen und 
religiöse Gruppen 

Seit der Öffnung Chinas nach 1978 und dem folgenden 
wirtschaftlichen Aufschwung nahmen Migrationsprozesse 
innerhalb des Landes deutlich zu. 2011 waren 16,5% der 
chinesischen Bevölkerung (etwa 221 Mio. Menschen) Bin- 
nenmigranten, die überwiegend als Arbeitsmigranten aus 
unterschiedlichsten Regionen Chinas zumeist vom Land in die 
Städte zogen [Gransow, 2012b). Parallel dazu ließen sich im 
Zuge des Öffnungsprozesses zunehmend internationale Mig- 
ranten in China nieder. Im sechsten Zensus des Landes von 
2010 wurden erstmals in China lebende Ausländer erfasst. 
Demzufolge wohnten 593.882 Ausländer in der VR China 


(die Gesamtzahl lag mit 1.020.145 Ausländern zwar höher, 
doch 426.313 Personen waren Einwohner aus Hong Kong, 
Taiwan und Macao). Gemessen an der Gesamtbevölkerung 
des Landes beträgt der Ausländeranteil jedoch gerade einmal 
0,1% (Rafflenbeul et al., 2014). Die meisten Ausländer stam- 
men aus Südkorea (120.750), den USA (71.493) und Japan 
(66.159) und sind temporär zur Arbeit in China (Willis und 
Yeoh, 2002); etwa ein Drittel sind Studenten. 

Gut untersucht sind bisher die Gemeinschaften der Afrika- 
ner, Japaner und Koreaner in Guangzhou (Li et al., 2009; 
Bork-Hüffer et al., 2014, 2016). Wenige Arbeiten liegen vor 
zu den unterschiedlichen Religionsgruppen, z.B. christlichen 
Gemeinschaften (inklusive der afrikanischen Migrantinnen 
und Händler), die stark überwacht und in ihrer Religionsaus- 
übung und Gestaltungsfreiheit eingeschränkt sind (Haugen, 
2013). 


der chinesischen Migranten hoch ist, dieser Diversi- 
tät aber bisher erst wenige Entfaltungsmöglichkeiten 
gewährt wurden und bisher zudem erst wenige auslän- 
dische Migranten in China leben (Kasten 5.5-2), spielt 
die Frage der Förderung verstärkter soziokultureller 
Eigenart bisher in Guangzhou eine geringe Rolle. 

Zahlreiche Eigenentwicklungen existieren in Bezug 
auf eine Vielzahl spezifischer Governanceformen und 
-kooperationen im Perlflussdelta und Guangzhou. 
Hierzu zählen z.B. Formen experimenteller und gedul- 
deter Informalität (Schoon und Altrock, 2014), unter- 
schiedliche Handlungsstrategien von Kooperativen als 
Unternehmer, Expatriat-Expertisen als „Gestaltungspa- 
ten" für die Stadtgestaltung oder spezielle unterneh- 
merische Förderprogramme für Auslandschinesen. Das 
Guangzhou-eigene Unternehmerklima ist zurückzu- 
führen auf die hohen Anteile traditioneller unterneh- 
merischer Selbständigkeit, eine Vielzahl von Pfadab- 
hängigkeiten der Ko -Entwicklung des Perlflussdeltas 
mit internationalen Akteuren (Cartier, 2001), das tradi- 
tionelle Messewesen mit Vernetzungen ins ganze Land, 



Abbildung 5.5-9 

Beijing Road in Guanghzou. 
Quelle: Frauke Kraas/WBGU 


die langen eigenständigen Bildungstraditionen und die 
traditionellen Tee- und Medizinmärkte (die größten 
Chinas). 

In Bezug auf die Frage verbesserter urbaner Gestal- 
tungsautonomie sollten vor allem die verschiedenen, 
teils miteinander konkurrierenden Regierungs- und 
Verwaltungsebenen (nationale, regionale, lokale Ebene) 
besser miteinander koordiniert werden. Auch wird die 
Überschneidung zwischen Wirtschaft und Politik als 
problematisch eingestuft sowie eine verbesserte Ein- 
bindung der Zivilgesellschaft und internationalen NRO 
und sogenannte Gongos (Government organized non- 
governmental Organization) gefordert (Yang, 2005). 

Besonderes Augenmerk verdienen die verschie- 
denen Formen von Experimentier- und Aushand- 
lungsprozessen, darunter Formen von „experimental 
government" und „conceded informality" (Schoon und 
Altrock, 2014) als Sozialinnovation in Bezug auf lokale, 
eigenständige Entwicklungs- und Regulierungswege. 
Die ausbaubedürftige Beteiligung der Zivilgesellschaft 
an der Mitgestaltung der Städte stellt in Bezug auf eine 
erfolgreiche Transformation zur nachhaltigen Stadt- 
entwicklung ein wichtiges Desiderat dar. Lebensquali- 
tät, Identität und Identifikation durch Entfaltung der 
Selbstwirksamkeit und Prägung der urbanen Räume 
und Infrastrukturen bedürfen größerer Spielräume. 
Gerade in Bezug auf soziale Vulnerabilität, urbanes 
Stressempfinden und -bewältigung kommt der Empfin- 
dung von Identität, der Erzeugung von Lebensqualität 
sowie der Sicherheit vor Landenteignung, Korruption, 
Heimatverlust, Umsiedlung und Kriminalität zentrale 
Bedeutung zu (Bercht, 2013). 


Drucksache 18/9590 


-278- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


5.5.6 

Visionen einer zukünftigen Stadtentwicklung 

Im Zuge der rapiden Urbanisierung hat sich Guangzhou 
von einer von intensiv genutztem Agrarland umgebe- 
nen kompakten Stadt zu einer weit ausgreifenden Stadt- 
landschaft mit globalisiert gestaltetem Central Business 
District (Xu und Yeh, 2003), internationalem Finanz- 
zentrum (Wilkinson, 2012b) und modernen Satelliten- 
städten gewandelt. Die funktionale Unvereinbarkeit 
zwischen den traditionellen, persistenten Strukturen 
der Dörfer-in-der-Stadt als Wohnorten von Millionen 
von Wanderarbeitern und mit weitgehend informel- 
len Prozessen einerseits und den modernen, nach ver- 
schiedenen globalen Vorbildern rasant gebauten Hoch- 
hauskomplexen in den Entwicklungsachsen und -korri- 
doren sowie großflächigen Stadtexpansionen im urban 
fringe andererseits führt letztlich zu inkohärenten und 
nur teilweise komplementären Raumeinheiten. Die 
übergeordnete Stadtentwicklungsplanung stößt dann 
an Grenzen, wenn Grund und Boden unter kollektiver 
Verwaltung der jeweiligen Dorfkomitees steht (Herrle 
et al., 2008). Transformatorisches Ziel sollte es sein, 
„die dualistische Entwicklung zwischen Stadt und Land 
aus[zu]gleichen, eine systematische Infrastrukturpla- 
nung [zujermöglichen und eine koordinierte Entwick- 
lung der Region insgesamt [zujfördern. Sollte es nicht 
gelingen, die Eigenart des Deltas nachhaltig zu entwi- 
ckeln, wird die Karawane der Investoren weiterziehen." 
(Herrle et al., 2008: 46). Nach Jahren der Überproduk- 
tion von Immobilien stellt speziell Leerstand von Woh- 
nungen ein wachsendes Problem gerade in den neuen 
Stadtgebieten dar (Hui et al., 2012), was die Sorge vor 
einer Immobilienblase nährt. 

Als zentrale Transformationsziele erscheinen eine 
konsequente Beseitigung der Umweltverschmutzung 
und Reduktion der Emissionen, eine kohärente Funk- 
tionalisierung der Landschaften, verbesserte Ener- 
gieeffizienz sowie kompromisslose und die realen 
Bedürfnisse der Menschen aufgreifende Förderung der 
Lebensqualität für alle Bevölkerungsgruppen (inkl. der 
Binnenmigranten und Wanderarbeiter) als besonders 
notwendig. Angesichts starker Fragmentierungspro- 
zesse erscheint die Förderung unabdingbar, die erstens 
einen umgehenden Schutz und Bewahrung des weni- 
gen noch vorhandenen urbanen Kulturerbes vornimmt 
und lokale Fertigungstraditionen aufwertet, zweitens 
räumliche und soziale Lebensqualität und Identität für 
alle Bewohner ermöglicht, drittens eine Integration der 
Wanderarbeiter fördert und viertens einen grundsätz- 
lichen und breiten, politisch nicht gesteuerten Dialog 
aller Stakeholder zur von allen Bevölkerungsgruppen 
getragenen und gewünschten Zukunft der Stadt führt. 

Zahlreiche Beispiele gelungener Vorgehensweisen 


können dabei helfen. Beispielsweise hat der Ausbau 
des ÖPNV zur (relativen) Emissionsreduktion beige- 
tragen und die Energieeffizienz wurde verbessert (Low 
Carbon Society Scenario: Energy Strategy Research 
Centre und Energy Research Institute, 2013). Positiv ist 
der Umgang mit dem Kulturerbe auf Shamien Island zu 
werten. In die Frage des Umgangs mit den Dörfern-in- 
der- Stadt und eine Anpassung der Regelungen bezüg- 
lich des lokalen Hukou kommt Bewegung. Von interna- 
tionaler Bedeutung können aber auch Sozialinnovatio- 
nen wie der Umgang mit experimenteller und gedulde- 
ter Informalität sein, wenn sie freier und vorbehaltloser 
gefördert würden. Ein besserer Umgang mit und Zugang 
zu Informationen und Daten ist anzustreben, vor allem 
um eine größere Transparenz von Entwicklungen und 
Entscheidungen zu erreichen. Dies dient einer verbes- 
serten Teilhabe und letztlich einer Identifikationsstei- 
gerung mit der Stadt und ihren Entwicklungsprozessen. 


5.6 

Das Ruhrgebiet: Die post-industrielle Metropole 
- polyzentrisch zukunftsfähig 


5.6.1 

Vom „Gebiet“ zur polyzentrischen Stadt? 

Mit über 5 Mio. Einwohnern auf einer Fläche von 
4.435 km 2 ist das Ruhrgebiet die größte deutsche 
Agglomeration und die fünftgrößte Europas (Schnei- 
der, 2009: 14f.). Die maximale Ausdehnung von West 
nach Ost reicht von Sonsbeck bis Hamm mit 116 km, 
die längste Nord-Süd-Ausdehnung existiert von Hal- 
tern am See bis Breckerfeld und beträgt 67 km. Zusam- 
men mit den Ballungsräumen an der Rheinschiene ist 
die Metropolregion Rhein-Ruhr die größte in Europa: 
Auf rund 7.000 km 2 leben etwa 11 Mio. Menschen 
mit einem Höchstmaß an Erreichbarkeit in der west- 
lichen Mitte Europas (Hoppe et al., 2010: 1 1 5 f., Goch, 
2009:10). 

Das Ruhrgebiet ist heute weitestgehend als eine reife 
polyzentrische Stadtregion (Hall und Pfeifer, 2000) zu 
verorten: Polyzentrisch, da es auf mehreren Stadtzen- 
tren unterschiedlicher Ausstattung und Bedeutung 
beruht; und reif, da es für eine tendenziell schrump- 
fende Bevölkerung über eine ausgereifte Infrastruktur 
verfügt, die ein hohes Maß an urbanen Dienstleistun- 
gen bereitstellt. Zugleich ist der Reifegrad des Ruhr- 
gebiets unvollendet, da es sich als urbane Agglomera- 
tion erst spät formierte und sich die Metropolenbildung 
informell durch die sich nach der Industrialisierung 
ausdehnenden Einzelstädte vollzog. Ähnliche Ent- 
wicklungen lassen sich beispielsweise in Nordengland 
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Abbildung 5.6-1 

Bevölkerungsdichten im Ruhrgebiet im Vergleich zu anderen Metropolregionen. 
Quelle: WBGU nach UN DESA Population Division, 2015; Eurostat, 2015 



und Nordfrankreich finden (Tenfelde, 2008). So konn- 
ten etwa die Vorläufer des heutigen Regionalverbands 
Ruhr (RVR) im 20. Jahrhundert keine dauerhafte und 
wirkmächtige Governance-Struktur oberhalb der Ein- 
zelstädte etablieren. Die einzelnen Städte sind nicht 
im Laufe der vergangenen Jahrhunderte aus Stadtker- 
nen urwüchsig hervorgegangen, sondern sie formten 
sich aus kleinen Zentren, Arbeitersiedlungen, Zechen, 
Brachflächen, Erholungs- und Elitevierteln. 

In der Städtetypologie entspricht das Ruhrgebiet 
weder dem Idealtyp der europäischen mittelalterlichen 
Stadt noch klassischen Industriemetropolen wie Lon- 
don oder Berlin. Markantester Unterschied ist die poly- 
zentrische Struktur der Ruhrregion, die aus vielen mit- 
telgroßen Städten (als größte Essen, zum Höhepunkt 
der Bevölkerungszunahme 1962 mit 731.220 Bewoh- 
nern), gefolgt von Dortmund, Duisburg, Bochum bis hin 
zu Kleinstädten (Breckerfeld hat nur knapp 9.000 Ein- 
wohner) zusammengesetzt ist. Polyzentrismus meint 
damit die Pluralität verschiedener Pole mit verschiede- 
nen Funktionen, welche den urbanen Raum je anders 
ausgestalten, ohne eine klare Hierarchie in ökonomi- 
scher, kultureller, sozialer oder sonstiger Art vorzuge- 
ben (Mela, 2013:72; Burger und Meijers, 2012). Flä- 
chenmäßig und hinsichtlich der Einwohnerzahl liegt das 
Ruhrgebiet auf gleicher Höhe mit anderen Metropolen 
und Megastädten, doch in planerischer und soziologi- 
scher Hinsicht fällt hier weniger die Problematik des 
Verhältnisses von Kernstadt zu Vororten ins Gewicht 
als „die inneren Grenzen zwischen mehreren Kern- 
städten" (Reicher et al., 2011: 18). Während in London 
knapp 11.000 Menschen auf einem Quadratkilometer 
leben, sind es im Ruhrgebiet nur rund 2.300 (Reicher 


et al., 2011:36; Abb. 5.6-1). 

Von Süd nach Nord sind im Ruhrgebiet drei Sied- 
lungsbänder zu erkennen: eine ursprünglich landwirt- 
schaftliche Zone an der Ruhr mit heute hochpreisi- 
gem Wohnungsbau, die Hellwegzone entlang histori- 
scher Städte und Industrieorte sowie die Emscherzone, 
bestehend aus einem Gemisch von Industrie, Güterum- 
schlagplätzen, alten Dorfkernen und einer aufgeschüt- 
teten Hügellandschaft (Köhler und Walz, 2012: 1 16f.; 
Abb. 5.6-5). Dekonzentration (oder Dezentrierung) 
kennzeichnet nicht nur die Metropole als Ganzes, son- 
dern auch die meisten Kommunen, die sich in räum- 
lich (meist durch Grünräume und Industrieanlagen bzw. 
-brachen) getrennte Stadtteile mit zum Teil dörflichen 
Kernen bzw. als geplante Arbeitersiedlungen zerglie- 
dern. Diese kleinräumliche Entwicklung war von der 
historischen Ansiedlung von Bergwerken getrieben; die 
Großanlagen der Montanbranche (Zechen und Verar- 
beitung wie Arbeitersiedlungen) waren eigenständige 
Kristallisationspunkte der weitläufig dispersen Urba- 
nisierung. Diese schritt entlang der (vorindustriellen 
und neuen) Verkehrswege zwischen den Subzentren 
voran; die Mobilitätsachsen führten zu einer netzar- 
tigen Struktur der Verkehrswege, die sich zu indust- 
riellen Hochzeiten ausprägten und nach dem Rückzug 
der Industrie nicht immer auf heutige Bedürfnisse aus- 
gerichtet sind (Prossek, 2009:50). In ihr blieben weit 
überdurchschnittlich viele Freiflächen bestehen, die 
häufig als grüne Zwischenbereiche mit Parkanlagen, 
Kleingärten, Friedhöfen, Sportplätzen, Waldstücken 
und Ackerboden für die Erholung der Arbeiterbevölke- 
rung sorgten und ökologisch sinnvolle Korridore sind 
(Reicher et al., 2011:50; Abb. 5.6-2). 
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Abbildung 5.6-2 

Regionalverbund Ruhr. 
Quelle: RVR, o.J. a 


Diese polyzentrische Struktur hat die Ortsidentität 
der Bewohner des Ruhrgebiets historisch stark geprägt 
(Tenfelde, 2002); sie stellt im Blick auf die Governance 
des aktuellen Strukturwandels aber ein erhebliches 
Problem dar. Im Transformationsprozess zur Nachhal- 
tigkeit könnte sie jedoch eine wichtige Ressource bie- 
ten. Polyzentrismus ist somit keine Qualität an sich, 
sondern sie wird es, wenn aus der Dekonzentration 
diverse Potenziale erschlossen werden: die vernetzte 
Autonomie der Teilgebiete, eine konvergierende Wett- 
bewerbsstruktur und kulturelle Vielfalt. Exemplarisch 
kann man am Ruhrgebiet Barrieren und Chancen von 
Stadtregionen analysieren, deren Bevölkerung stag- 
niert oder schrumpft und die gleichwohl eine post- 
industrielle - oder besser neoindustrielle - Zukunft 
anstreben könnte, setzt man die Erwerbstätigen und 
die Bruttowertschöpfung im sekundären und tertiären 
Sektor in Relation (Abb. 5.6-3). 

Zur Erschließung der Potenziale muss die politische 
Fiktion einer Metropole Ruhr Realität werden (Prossek, 
2009:32). Wie aber würde man vom „Gebiet", d.h. einer 
administrativ-territorialen Recheneinheit von 4.500 
km 2 , zu einer „Stadt" im eigentlichen Sinne gelangen, wie 
könnte sich „Ruhrbanität" (Reicher et ab, 201 1 : 232f.) 


entwickeln, die erstens auf eine spezifische Eigenart 
Bezug nehmen kann, zweitens ihren ökologischen Fuß- 
abdruck nachhaltig verringert und drittens als politisches 
Gemeinwesen Teilhabe garantiert? Trotz ungünstiger 
Bilanzen und Prognosen wird dem Ruhrgebiet vielfach 
ein solches Potenzial zugeschrieben (Reicher, 2011: 219). 
Es hat ein in der Industrialisierung gewachsenes, diverse 
Strukturwandel durchlebtes, durch Migration differen- 
ziertes und zuletzt durch erhebliche Bildungsinvestiti- 
onen gestärktes „Humankapital"; es verfügt über eine 
polyzentrische Infrastruktur, die einer nachhaltigen 
Umweltpolitik entgegenkommt, und es gibt dort Agen- 
ten des Wandels, die soziale Innovationen vorantreiben. 

Was also fehlt, um vorhandene Potenziale wei- 
ter zu entfalten? Wie können urbane Eigenart, politi- 
sche, soziale und ökonomische Teilhabe und ökologi- 
sche Nachhaltigkeit stimuliert und gestaltet werden? Ist 
die metropolitane Perspektive, die Eigenart der Städte 
ermöglicht, zugleich aber die gesunde Konkurrenz 
und Arbeitsteilung der Teilstädte zu einem gemeinsa- 
men Vorhaben bündelt, der Königsweg oder wäre eine 
„Konvergenz von unten" besser? Gemeint ist damit die 
Stärkung historisch gewachsener und neuer funktiona- 
ler Verbindungen, die ihre Autonomie unterstreichen. 
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5.6.1.1 

Historische Genese 

Auch wenn es dem Ruhrgebiet oder „Revier" an vielen 
klassisch urbanen Qualitäten (als politisches, religiöses 
oder wissenschaftliches Zentrum) mangelt, die politi- 
sche Machtzentren und bürgerliche Kultur- und Wis- 
sensmetropolen aufweisen, kann natürlich auch hier 
ein städtischer Raum „gelesen" werden, in dem räum- 
liche Determinanten und zeitliche Entwicklungen ein 
komplexes Verhältnis eingegangen sind. 

Die präindustrielle Geschichte des Ruhrgebiets fin- 
det heute wieder stärkere Beachtung, denn sie war 
bedeutsam auch für die spätere Urbanisierung der 
Region und die postindustrielle Identitätsbildung 
heute. Eine Besiedlung besteht archäologischen Fun- 
den zufolge bereits seit mehr als 80.000 Jahren. Seit 
dem 5. Jahrhundert war das heutige Ruhrgebiet bereits 
relativ dicht besiedelt. Nachdem es zunächst in der 
römisch-germanischen Kampfzone lag, bildeten im 
Mittelalter Burgen und Klöster erste Zentralisierungen 
und es entstanden die heutigen Kernstädte Duisburg, 
Essen und Dortmund als Königshöfe, Messeplätze und 
religiöse Zentren; zwischen ihnen verlief die west-öst- 
liche Handelsroute. Die vom Hochmittelalter bis 1803 
bestehende Autonomie der Städte wurde im Hoch- und 
Spätmittelalter durch Territorialherrschaften bedroht. 

Die an der Hellwegstraße gelegenen Städte Duis- 
burg, Essen und Dortmund erlangten während der Han- 
sezeit die erste wirtschaftliche Hochblüte, von denen 
Dortmund vom Hochmittelalter bis zum Reichsdepu- 
tationshauptschluss im Jahr 1803 den Status als freie 
Reichsstadt innehatte. Auch Essen genoss seit 1377 
Reichstadtprivilegien, ihr Status als freie Reichsstadt 
blieb jedoch wegen eines Streits mit der regierenden 
Abtei Werden umstritten (Köllmann, 1990: 15). 

Exemplarisch in Gestalt des Gelehrten Gerhard Mer- 
cator war Duisburg ein Zentrum des europäischen 
Humanismus, auf den heutige Stiftungen und Univer- 
sitäten ausdrücklich Bezug nehmen. Das Kartenbild der 
frühen Neuzeit zeigt etliche Hansestädte, vor allem am 
Hellweg, durch Landwirtschaft geprägte Freiheiten und 
Dörfer. Noch bis Anfang des 19. Jahrhunderts waren 
Duisburg und Dortmund die größten Städte mit ledig- 
lich etwa 5.000 Einwohnern; in der Munizipalität Mül- 
heim an der Ruhr lebten damals bereits mehr als 1 1 . 000 
Menschen. 

Auf diesem Terrain fand ab dem zweiten Drittel des 
19. Jahrhunderts eine industrielle „Explosion" statt, 
verbunden mit einer rasanten Verstädterung. Einzelne 
Eisenhütten bildeten Kerne der Protoindustrialisie- 
rung, etwa in der 1758 entstandenen St.-Antony-Hütte 
in Oberhausen-Osterfeld oder in der 1782 gegründe- 
ten Gutehoffnungshütte in Oberhausen-Sterkrade 
(Boldt und Gelhar, 2008:38; Köllmann, 1990: 54 f.). 


Für die Eisenerzeugung bei der Verhüttung der abge- 
bauten Erze wurde noch Holzkohle verwendet (Weber, 
1990:256); der systematische Abbau von Steinkohle 
begann zu Anfang des 19. Jahrhunderts im Muttental 
bei Witten. Das Potenzial des Ruhrgebiets waren somit 
seine geologischen Rohstoffe, namentlich kohlefüh- 
rende Schichten: Die Kohlenflöze treten entlang der 
Ruhr an die Oberfläche und senken sich nach Norden 
ab, in Höhe der Lippe liegen sie in einer Tiefe von 600 
bis 800 m (Boldt und Gelhar, 2008:24). In Kokereien 
wurde aus der Kohle Koks erzeugt, der in den Hoch- 
öfen der Eisen- und Stahlhütten zur Roheisen- und 
Stahlerzeugung benötigt wurde. Im Jahre 1850 gab es 
bereits fast 300 Zechen (Wehling, 2009:24), und als 
die Vorkommen entlang der Ruhr erschöpft waren, 
entstanden weiter nördlich neue Zechen, von der Ruhr 
an die Emscher und schließlich zur Lippe. Im Lauf der 
Industriegeschichte entstanden insgesamt etwa 3.200 
Zechen im Ruhrrevier. 

Mit der Hochindustrialisierung einher ging eine 
rasante Urbanisierung: Die Gesamtbevölkerung im 
Ruhrgebiet wuchs von etwa 375.000 um 1852 zunächst 
auf etwa 536.000 um 1871 an, dann erfolgte bis 1910 
ein weiterer Anstieg auf etwa 3 Mio. und auf schließlich 
3,7 Mio. um 1925. Hieran zeigt sich, dass auch heute 
schrumpfende Städtegebiete Phasen schnellen Wachs- 
tums durchleben. Man sieht allerdings auch, dass Rapi- 
dität nicht per se ein Manko sein muss, wenn parallel 
zum Zuzug effiziente Verwaltungs- und Steuerungs- 
strukturen (kommunalpolitisch wie unternehmerisch) 
mitwachsen. Städte wie Bochum wuchsen von 2.200 
Einwohnern im Jahr 1800 bis zur Jahrhundertwende 
auf 65.000 und im Jahre 1905 auf 117.000 Einwohner, 
also um das Fünfzigfache. 

Insbesondere von der zweiten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts bis zum Zweiten Weltkrieg wuchs ein auf die 
Förderung von Steinkohle und Verarbeitung zu Eisen 
und Stahl fokussierter Wirtschaftsraum mit schneller 
Siedlungsverdichtung. So verfestigte sich die polyzen- 
trische Struktur, die sich durch das Fehlen eines städ- 
tischen Zentrums und starke Umweltbelastungen aus- 
zeichnete. Nach dem Zweiten Weltkrieg erlebte das 
Ruhrgebiet eine (erneute) Blütezeit als Wirtschaftsmo- 
tor Deutschlands, Industrie- und Energieanlagen wur- 
den in wenigen Jahren wieder aufgebaut. Mit der Schlie- 
ßung zahlreicher Bergwerke setzte jedoch ein tiefgrei- 
fender Strukturwandel ein: Waren 1956 noch mehr als 
470.000 Menschen im Bergbau beschäftigt, sank diese 
Zahl auf 17.600 im Jahr 2012 (Metropole Ruhr, o.J.a; 
Abb. 5.6-3). Auslöser des „Zechensterbens" seit 1957 
und des Einbruchs der Montanindustrie in den Folge- 
jahren waren Übersubventionierung, die Preiskonkur- 
renz durch Importkohle, Erdöl, Kernkraft und Braun- 
kohle sowie die Verlagerung der Montanbranche in 
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Abbildung 5.6-3 

Sektorale Beschäftigungsstrukturen im Wandel. 
Quelle: IT NRW, 2011 


andere Weltregionen (Nonn, 2001). Die gravierenden 
Umweltprobleme wurden in den 1970er Jahren durch 
zahlreiche staatliche Programme gemindert (Brügge- 
meier und Rommelspacher, 1999). 

Um den Strukturwandel abzufedern, wurde seit 
Beginn der 1960er Jahre der Ausbau von Hochschu- 
len und Universitäten vorangetrieben, der heute ein 
im Bundesdurchschnitt beachtliches Niveau erreicht 
hat und mit der Universitätsallianz (Metropole) Ruhr 
(UAR) als Motor regionaler Kooperation angesehen 
wird. Auch hier bietet die polyzentrische Struktur 
Chancen, die bisher zu wenig genutzt wurden (Seuber- 
lich, 2015). Außerdem sind Fördermittel des Bundes 
weit unterproportional in die Metropole Ruhr geflos- 
sen (nach Zöpel, 2015:9 zwischen 1996 und 2013 ca. 
700 € pro Bewohner, nach Köln-Bonn 3.500 €). 

Ferner wurden der Emscher Landschaftspark und 
weitere Projekte wie der Technologiepark Dortmund 
oder die Innovation City Bottrop initiiert. Der Beitrag 
der Wirtschafts- und Strukturförderpolitik sowie der 
Landeswirtschaftspolitik, die vor allem in den 1970er 
bis 1990er Jahren stattfand, vor allem die Nutzung 


von Regional- und Strukturförderungen durch die 
EG bzw. EU, waren zentral für die regionale Entwick- 
lung des Ruhrgebiets (Lackmann, 2008). Das Ruhrge- 
biet hat diese Fördermittel sehr offensiv genutzt, war 
in der Verwendung sehr innovativ und hat damit die 
Umwandlung des Ruhrgebiets von einer Industrie- hin 
zu einer noch immer defizitären Kulturregion voran- 
getrieben. In jüngerer Vergangenheit ist das Beispiel 
der Kulturhauptstadt Europas 2010 zu finden, das 
Wandlungsprozesse, auch für ein verbessertes Image 
des Ruhrgebiets, in Gang bringen sollte. So waren im 
Jahr 2012 in der Kultur- und Kreativwirtschaft ca. 
10.300 Selbständige und Unternehmen und insge- 
samt 35.300 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 
tätig, namentlich im Teilmarkt Software bzw. Games 
sowie auf dem Architekturmarkt. Presse- und Werbe- 
markt, Designwirtschaft und der Architekturmarkt bil- 
den das Rückgrat der Kultur- und Kreativwirtschaft in 
der Region, vor allem in Dortmund, Essen und Bochum 
(Wirtschaftsförderung Metropole Ruhr, 2012: 14f.). 
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5.6. 1.2 

Das Ruhrgebiet als Präzedenzfall des 
Anthropozäns 

Ausgezeichnet ist das polyzentrische Ruhrgebiet, das 
nur zu gut einem Drittel bebaut ist, durch ausgedehnte 
Grünflächen, darunter landwirtschaftliche Nutzflä- 
chen in und zwischen den Teilstädten. Der Waldanteil 
beträgt rund 21 % (Wald und Holz NRW, 2014: 56). Die 
Herausbildung der heutigen Ruhrlandschaft ist Ergeb- 
nis eines für die Geschichte der Industrialisierung typi- 
schen Ineinandergreifens naturgeographischer und 
soziokultureller Faktoren und damit ein Demonstrati- 
onsfall des Anthropozäns, der erdgeschichtlichen Peri- 
ode, die wesentlich vom Eingriff des Menschen in die 
Erdoberfläche und -atmosphäre gekennzeichnet ist. 
Man erkennt dies aus der Vogelperspektive oder einer 
hochgelegenen Aussicht über dem Ruhrgebiet, das im 
Süden durch das Bergrelief von Sauerland und Bergi- 
schem Land, in der Mitte durch das Flusstal von Ruhr 
und Emscher und im Norden von künstlichen Bergen, 
dem Abraum des Bergmaterials aus tieferen Schichten 
beim unterirdischen Steinkohleabbau geprägt ist. Die 
höchsten ragen über 200 m hoch auf, dem korrespon- 
dieren Absenkungen von durchschnittlich 1-1,80 m, im 
Extrem bis zu 24 m (Harnischmacher, 2009:23). Mar- 
kante, zum Teil ikonische „Eigenart" (Kap. 3.5) abbil- 
dende Orte sind Gebäude wie das Gasometer Oberhau- 
sen und Fernsehturm Dortmund, Kraftwerke, die Zeche 
Zollverein, Fördertürme und Industriekomplexe (Route 
Industriekultur), Fußballstadien wie die Schalke Arena 
und der Signal Iduna Park, aber nur wenige Hochhaus- 
verdichtungen wie im südlichen Zentrum von Essen 
(Abb. 5.6-4). 

Durch die Verstädterung und die Mobilitätsachsen 
von Schiene und Straße, aber auch durch Eingriffe in 
die Wasserläufe sind gegenüber der vorindustriellen 
Landschaft um 1840 massive Veränderungen geschaf- 
fen worden. Von 150.000 Menschen im Jahr 1818 
wuchs die Bevölkerung bis zum Höchststand der Bevöl- 
kerung 1961 auf 5,667 Mio. Das Ruhr-Landschafts- 
bild ist heute ein kleinteiliges Mosaik von erweiterten 
Stadtkernen, „geschlossenen Industrieanlagen, klei- 
nen Bergarbeitersiedlungen, offenen Ackerflächen, 
dichten Sukzessionswäldern, verwirrenden Autobahn- 
kreuzen, funktionalen Gewerbegebieten, hochaufra- 
genden Halden, Schienensträngen und Gleisharfen, 
Kanälen, Schornsteinen, Kühltürmen, Gartenanlagen 
(...)." (Reicher et al„ 2011:134). Sieverts (1997:52) 
nannte dieses ökologisch-industriekulturelle Konti- 
nuum eine „Zwischenstadt", ein Gewebe ohne direkt 
sichtbare Stadtgrenzen, ohne einen sichtbaren Dua- 
lismus von Stadt und Land. So blieben die Menschen 
auch immer ländlich gebunden; zu vielen Arbeitersied- 
lungen gehörte der Nutzgarten mit Ziegen, Hühnerhof 



Abbildung 5.6-4 

„Dortmunder U": Die ehemalige Unionsbrauerei wurde 
umgewandelt in ein Kreativzentrum und zum Wahrzeichen 
Dortmunds. 

Quelle: Moellerh/Flickr 

und Taubenschlag; viele Bergleute waren „Kötter", also 
Nebenerwerbslandwirte, die in die ländliche Umwelt 
eingebunden blieben. 

Möglicherweise am markantesten in der Topographie 
des Ruhrgebiets ist die Autobahnverbindung (A40) 
auf dem historischen Parcours des Hellwegs, flankiert 
durch parallele Schnellstraßen (Abb. 5.6-5). 


5.6.2 

Natürliche Lebensgrundlagen, Eigenart und 
Teilhabe im Ruhrgebiet 

Der in Kapitel 5.6.1 skizzierten „besonderen Metro- 
pole" kann man sich nun im Hinblick auf die Transfor- 
mationsbarrieren und -Chancen in einem Dreierschritt 
nähern. Zu untersuchen sind die Dimensionen des in 
Kapitel 3 entworfenen normativen Kompasses: a) die 
ökologische Dimension der Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen b) die historisch-kulturelle, Ortsbin- 
dung und Kohärenz erzeugende Eigenart des Ruhrge- 
biets und c) die substanziellen, politischen und ökono- 
mischen „Teilhabe"-Chancen und -Strukturen. 

5.6.2.1 

Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 

Die Alt- und Folgelasten von 180 Jahren Industriege- 
schichte haben durch Emissionen (Lärm, Schadstoffe, 
Treibhausgase, Feinstaub und Schwermetalle), Boden- 
degradation (Abfälle und Abwasser) - sogenannte Ewig- 
keitskosten - einen großen Fußabdruck hinterlassen 
(Briesen und Hiller, 1997: 271). Vor diesem Hintergrund 
sind sowohl planetarische Leitplanken als auch lokale 
Umweltprobleme zu untersuchen. Gut illustrieren lässt 
sich die Situation am Beispiel Essen, das zwar relativ effi- 
zient wirtschaftet, jedoch wohlstandsbedingt hohe Pro- 
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□ Löß und Sandlöß 

□ Landwirtschaftsintarsien 

4>| 

% Historische Stadtkerne der Hellwegzone 
Citybahn 

□ Historische Hellwegverbindung 
— Ruhrschnellweg 


Abbildung 5.6-5 

Cityband des Ruhrgebiets (vormals Hellwegzone}. 

Quelle: Reicher et al., 2011: 143 

Kopf-Emissionen aufweist. Zugleich sind auch deutli- 
che Erfolge zu belegen, wie im Bereich der Luftreinheit. 

Planetarische Leitplanken (Verkehr und Abfall) 

Das größte Transformationshindernis, auch ausge- 
hend von der Mentalität der bisher im Ruhrgebiet ton- 
angebenden Meinungsführer, dürfte die überfällige 
Verkehrswende sein (Danielzyk et al., 2011:48). Der 
gegenwärtigen Infrastruktur mangelt es nicht nur in 
ökologischer Hinsicht an Nachhaltigkeit, durch akku- 
mulierte Reparaturinvestitionen beansprucht sie auch 
große Anteile kommunaler Haushalte. Der motori- 
sierte Individualverkehr nimmt den bei weitem größ- 
ten Anteil ein: Er sollte etappenweise auf höchstens ein 
Viertel des gesamten Mobilitätsaufkommens gesenkt 
werden - durch den Ausbau der Umweltzone, Tempo- 
reduktion, Parkraumbewirtschaftung, den energischen 
Ausbau von Fuß- und Radfahrwegen, E-Mobilität und 
einen attraktiveren ÖPNV (Beckmann, 2015). Denn 
diese nachhaltigen Formen der Mobilität sind mit der 
polyzentrischen Struktur des Ruhrgebiets konvergent. 
Darüber hinaus stellt der Verkehr heutzutage die größte 
Lärmbelästigung im Ruhrgebiet dar. So gut die Energie- 
wende im Ruhrgebiet angestoßen sein mag, so zögerlich 
nimmt die Verkehrswende Fahrt auf. 

Darüber hinaus zeigt sich, dass die C0 2 -Emissio- 
nen pro Kopf zwar seit 1990 gesunken sind, der C0 2 - 
Emissionsfaktor jedoch nahezu unverändert bleibt (WI 
et al., 2013:30), obgleich im gesamten Bundesgebiet 


ein Rückgang zu verzeichnen ist (WI, 2013; WI et al., 
2013:33). 

Wesentliche Anstrengungen zur Abfallmengen- 
reduzierung wurden in Nordrhein-Westfalen (NRW) 
seit den 1990er Jahren unternommen. Das Haus- und 
Sperrmüllaufkommen aus privaten Haushalten ist von 
1989 bis 2000 um ca. 100 kg pro Einwohner gesunken. 
Seit 2002 verharrt das Mengenaufkommen auf einem 
etwa gleichbleibenden Niveau. Dies entspricht dem 
bundesweiten Trend (WI, 2013). 

Zu einer ökologischen Transformation sind mit 
Maßnahmen zur Ressourcen- und Effizienzsteige- 
rung bereits erhebliche Schritte unternommen wor- 
den. In den letzten Jahrzehnten konnten die Umwelt- 
belastungen reduziert werden, so beispielsweise die 
C0 2 -Emissionen in der Metropole Ruhr von 1990 bis 
2010 um etwa 14 % (WI, 2013). Die Metropole Ruhr 
will sich zu einer „Low-Carbon-Industrieregion" entwi- 
ckeln. Gemeinsames Ziel ist es, die Emissionen in der 
Region um 40 % bis 2020, 65 % bis 2035 und 80-95 % 
bis 2050 gegenüber 1990 zu senken (WI, 2013). Eine 
Modellregion stellt in diesem Kontext die Innovation 
City Bottrop dar. 

Lokale urbane Leitplanken (Luftreinhaltung und 
Wasser) 

Durch eine Vielzahl gesetzgeberischer Initiativen auf 
EU-Ebene (z.B. Pflicht für Kommunen zur Auf Stellung 
von Luftreinhalteplänen), und auf Bundesebene (z.B. 
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das Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG), sind 
seit den 1970er Jahren große Verbesserungen der Luft- 
qualität im Ruhrgebiet eingetreten: So konnten bei- 
spielsweise die Belastungen durch Schwefeldioxid zwi- 
schen 1964 und 2007 nach Angaben des Umweltmi- 
nisteriums von Nordrhein-Westfalen von 206 Mikro- 
gramm pro Kubikmeter Luft (ug/m 3 ) auf 8 ug/m 3 , also 
um 97%, gesenkt werden (UBA, 2011). 

Basierend auf einer Machbarkeitsstudie des Deut- 
schen Instituts für Urbanistik (Difu) haben die drei im 
Ruhrgebiet zuständigen Bezirksregierungen Arnsberg, 
Düsseldorf und Münster drei Teilpläne (Ost, West, 
Nord) zur Luftreinhaltung im Ruhrgebiet entwickelt. 
Lokale Maßnahmen zur Luftreinhaltung wurden als 
nicht ausreichend erachtet, so dass nun auf regionale 
Planungen zurückgegriffen wird (Bezirksregierung 
Düsseldorf, 2008: 16). Außerdem wurden der RVR, die 
Polizeipräsidien, Industrie- und Handelskammern, die 
Handwerkskammer und Naturschutzverbände integ- 
riert. Auch die Öffentlichkeit wird beteiligt (Bezirks- 
regierung Düsseldorf, 2008). Zunächst wurden Über- 
schreitungen von Immissionsgrenzwerten in Referenz- 
jahren und deren Ursachen ermittelt, um dann eine 
Prognose über zukünftige Belastungen und Maßnah- 
men zur Luftreinhaltung aufzustellen. Hierzu gehören 
beispielsweise straßenverkehrliche Maßnahmen (z.B. 
Umleitung von LKW-Durchgangsverkehr, Einrichtung 
von Umweltzonen mit Verboten für schadstoffintensive 
Fahrzeuge) oder industrielle Maßnahmen (Anordnun- 
gen nach BImSchG). 

Bei der Abwasserentsorgung wird von der NRW- 
spezifischen Möglichkeit Gebrauch gemacht, sich in 
sogenannten Wasserverbänden zu organisieren, wovon 
die meisten als „Sondergesetzliche Wasserverbände" in 
Form einer Körperschaft des öffentlichen Rechts orga- 
nisiert sind (Schmidt, 2013:302). Im Ruhrgebiet spiel- 
ten und spielen Wasserbewirtschaftung und Wasser- 
management eine besondere Rolle, denn einerseits war 
die Standortwahl für Industriebetriebe von Wasserver- 
sorgungsfragen abhängig und andererseits sind durch 
Industrie- und Bergbau erhebliche Wasserverschmut- 
zungen entstanden (Schmidt, 2013:274). Zudem ist 
durch die dichte industrielle Nutzung der Wasserver- 
brauch insbesondere in den großen, kreisfreien Städ- 
ten im Ruhrgebiet überdurchschnittlich hoch, wobei 
der Verbrauch mit dem Strukturwandel der Industrie- 
region mittlerweile sinkt (Schmidt, 2013:274). Diese 
starke wasserwirtschaftliche Abhängigkeit hat zwar die 
Kooperationen für das Wassermanagement im Ruhrge- 
biet befördert, allerdings sind diese nach wie vor aus- 
baufähig und verbesserungsbedürftig, denn gerade in 
diesem Versorgungssektor scheint die Kirchturmpolitik 
noch nicht gänzlich überwunden (Schmidt, 2013). 

Durch die Intensivierung des Bergbaus und die 


zunehmende Industrialisierung entstanden im 19. 
Jahrhundert im Ruhrgebiet große Probleme im Bereich 
Wassermanagement. Das Ruhrgebiet wird im Nor- 
den und Süden von Lippe und Ruhr begrenzt und in 
der Mitte von der Emscher durchschnitten. Während 
man die Ruhr zur Trinkwassergewinnung nutzte und 
die Lippe verschiedene Kanäle mit Brauchwasser ver- 
sorgte, nutzen die entstehenden Fabriken und Zechen 
sowie die wachsenden Siedlungen die Emscher als 
offenen Abwasserkanal. Regelmäßiges Hochwasser 
überschwemmte die Städte mit dem stark belasteten 
Abwasser. Krankheiten und der Ausbruch von Seu- 
chen waren die Folge. Um dem Problem zu begegnen, 
gründeten 1899 die betroffenen Städte und Gemeinden 
zusammen mit Bergbau und Industrie die Emscherge- 
nossenschaft. Diese wurde mit dem Abwassermanage- 
ment entlang der Emscher beauftragt (Scheck et al., 
2013: 24f.). Eine Genossenschaft zum Wassermanage- 
ment unter Beteiligung von Gemeinden und Unterneh- 
men war ein neues Modell, das in Folge auch entlang 
von Ruhr und Lippe repliziert wurde (Emschergenos- 
senschaft, 2014). Die Emscher wurde weiter als offe- 
ner Abwasserkanal genutzt; durch Begradigung und 
Eindeichung begegnete man dem Überschwemmungs- 
problem. Es herrschte jedoch weiter starke Geruchsbe- 
lästigung. Das Einrichten von unterirdischen Abwasser- 
kanälen war allerdings erst nach dem Ende des Berg- 
baus und dem Nachlassen von Bergsenkungen mög- 
lich. Seit Anfang der 1990er wird das Abwassersystem 
umgebaut und in unterirdische Kanäle verlegt. Diese 
Arbeiten haben ein Gesamtvolumen von 4,5 Mrd. € 
und sollen bis 2020 abgeschlossen sein (Scheck et al., 
2013: 25ff.). 

Eine Renaturierung der Emscher zur Schaffung von 
Erholungs- und Freiflächen und die Revitalisierung der 
angrenzenden Stadtteile wurde ein wichtiger Aspekt 
des Umbauprojekts. Im Rahmen der Internationalen 
Bauausstellung Emscher Park (1989-1999) wurden 
erste Pilotprojekte umgesetzt (Scheck et al., 2013: 12). 

Die Emschergenossenschaft ist auch bei diesem 
Umbau der Emscher federführend. Neben der techni- 
schen Herausforderung, das Abwassersystem unter die 
Erde zu verlegen, musste zusätzlich ein Konzept entwi- 
ckelt werden, wie die Emscher neugestaltet werden soll. 
Zu diesem Zweck bildeten Emschergenossenschaft und 
der Regionalverband Ruhr die Arbeitsgemeinschaft 
Neues Emschertal. Gemeinsam entwickelte man den 
Masterplan Emscher Zukunft. Solche regionalen Mas- 
terpläne haben im Gegensatz zu regionalen Flächennut- 
zungsplänen keine rechtliche Bindung; der informelle 
Rahmen erlaubte aber einen unkomplizierten Aus- 
tausch, durch den die verschiedenen Akteure leichter 
externes Wissen einbinden und sich auf gemeinsame 
Ziele verständigen konnten (Scheck et al., 2013: 76f.). 
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Die Entstehung und die sich wandelnde Rolle der 
Emschergenossenschaft zeigen beispielhaft wie Städte, 
in diesem Fall zusammen mit ansässigen Unternehmen, 
Umwelt- und Entwicklungsproblemen begegnen und 
wie ein Umbau hin zu einer nachhaltigen Stadt gesteu- 
ert werden kann. 

Fazit 

Die Chancen des Polyzentrismus liegen vor allem in den 
wohnungsnahen Grünflächen und Erholungsmöglich- 
keiten. Grünzüge müssen gesichert, der Freiraumver- 
brauch begrenzt und neue Grünflächen auf sanierten 
Brachflächen geschaffen werden. Der Emscher Land- 
schaftspark und die Emscher-Renaturierung sind hier- 
für zentrale Leitprojekte. Hierzu ist eine enge Koopera- 
tion in der Regionalplanung und übergreifende Genera- 
tionenprojekte wie z.B. das Regionale Freiraumkonzept 
des Regionalverbands Ruhr und der Regionalplan 2016 
der Metropole Ruhr erforderlich oder die Sicherung 
und Wiederherstellung der Gewässer als Lebensräume 
und natürlicher Retentionsraum (z.B. LIFE-Projekt 
Lippeaue, Emscher-Umbau). Entsprechend umfassend 
ist die Transformationsperspektive, die sich die Region 
in ihrer Bewerbung zur Grünen Hauptstadt Europas 
auferlegte und deren Ziel einer „gesunden, grünen und 
nachhaltigen Region mit Lebensqualität" als Genera- 
tionenprojekt definiert wird. Dieses Projekt soll öko- 
logische Funktionen (z.B. Regulierung des Wasser- 
haushalts, Artenschutz, Anpassung an Klimaextreme, 
Verringerung der Luftverschmutzung) stärken sowie 
Flächenrecycling fortführen (WI et al., 2013:11). Bei- 
spielhaft dafür ist die erfolgreiche Bewerbung der Stadt 
Essen, die 2017 „Grüne Hauptstadt Europas" wird. 

5. 6. 2. 2 
Eigenart 

Eigenart entsteht über die jeweils spezifischen Prakti- 
ken der Raumaneignung und -produktion in urbanen 
Lebensräumen in ihrer räumlich-materiellen Ausstat- 
tung und ihrem soziokulturell-historischen Geworden- 
sein. In einer normativen Konnotation wird Eigenart als 
Grundbedingung für urbane Lebensqualität betrachtet 
(Kap. 3.5). 

Kulturelle Differenz 

Aussagen über das umgesetzte Recht kultureller 
Differenz (Kap. 3.5.2) im Ruhrgebiet bedürfen einer 
Darstellung der verschiedenen Einwanderungswel- 
len, um gegenwärtige Entwicklungen nachvollzieh- 
bar werden zu lassen. Es ist nämlich ein entscheiden- 
des Merkmal des Ruhrgebiets, dass es - durchgängig, 
aber abhängig von diversen Wachstumsschüben - seit 
seiner bedeutsamsten Ausformung durch die Industri- 
alisierung im 19. Jahrhundert ein Ort des überwiegend 


männlichen Zuzugs war, zugleich aber nicht zu einem 
„Schmelztiegel" nach amerikanischen Vorbild wurde 
(Tenfelde, 2006). Besonders in der frühindustriellen 
Phase handelte es sich zunächst um deutschsprachige 
Zuwanderung (Westfalen, Rheinländer, Hessen, Han- 
noveraner), wobei auch gezielt Fachkräfte aus anderen 
Bergbauregionen angeworben wurden (Oberschlesien, 
Harz), später aus dem europäischen Ausland (Iren, Eng- 
länder, Niederländer, Italiener). Auch polnische Zuwan- 
derer, insbesondere nach 1880, waren fast ausnahms- 
los preußischer (selten habsburgischer oder russischer) 
Nationalität (Tenfelde, 2006: 10). 

Betrachtet man die Zeit nach 1880 genauer, in der 
der massenhafte Zuzug startete, lassen sich vier große 
Zuwanderungsströme erkennen (Tenfelde, 2006: 10ff.): 
Eine erste Welle überwiegend polnischer Zuwanderung 
ist 1880-1914 mit über 450.000 Menschen zu ver- 
zeichnen. Viele polnische Zuwanderer zogen jedoch 
während des Ersten Weltkriegs sowie in Folge der Welt- 
wirtschaftskrise 1932, welche die Zahl der Bergarbei- 
ter von 550.000 (1922) auf 240.000 (1922) sinken 
ließ, fort. Die „Ruhrpolen" wurden oftmals als fremd 
wahrgenommen, viele wanderten nach dem Ersten 
Weltkrieg zurück oder weiter in nordfranzösische und 
belgische Bergbaugebiete, das restliche Drittel assimi- 
lierte sich aber rasch. Hierzu trug vor allem der gemein- 
same katholische Glauben bei, die katholische Kirche 
fungierte vielerorts als erstes soziales Auffangbecken 
(Kleßmann, 1978:187; Matwiejczyk, 2005:14). Den- 
noch trat der preußische Staat politischen Aktivitä- 
ten und Separationstendenzen bereits im 19. Jahrhun- 
dert entgegen (Matwiejczyk, 2005:24). Dies führte 
auch noch in Folge des Ersten Weltkriegs zur Grün- 
dung polnischer Vereine oder Netzwerke, da ihnen in 
vielen Bereichen der Zugang zum öffentlichen Leben 
verwehrt blieb (Peters-Schildgen, 2005:71). Dies gip- 
felte in massiven Diskriminierungsmaßnahmen durch 
NS-Organe vor und während des Zweiten Weltkriegs 
(Kozlowski, 2005:167). Während beider Weltkriege 
gab es Kriegsgefangene, Zwangsmigration und Zwangs- 
arbeiter, die Zeugnis einer Verachtung des Rechts auf 
kulturelle Differenz sind. 

Eine zweite Zuwanderungswelle lässt sich nach dem 
Zweiten Weltkrieg identifizieren, die überwiegend 
Vertriebene aus dem Osten sowie DDR-Flüchtlinge 
umfasste. Diese Nachkriegszeit war geprägt von einem 
großen Fachkräftemangel und Anwerbungsversuchen 
in ganz Deutschland, da viele ehemalige Bergarbeiter 
im Zweiten Weltkrieg gestorben waren und Zwangsar- 
beiter zumeist in ihre Heimatregionen zurückwander- 
ten. 

Die dritte Welle der Zuwanderung folgte ab etwa 
1956. Im Zuge des Wirtschaftswunders und dem damit 
verbundenen sozialen Aufstieg zogen es immer mehr 
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Abbildung 5.6-6 

Ausländer nach Nationalitäten in der Metropole Ruhr 2014. 
Quelle: Metropole Ruhr, o. J.b 

Menschen vor, aus den als minderwertig erachteten 
Bergarbeiterberufen in höhere Positionen und andere 
Branchen zu wechseln. Infolgedessen wurden zunächst 
Südeuropäerinnen aus der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und dann auch über deren Gren- 
zen hinaus angeworben (Italiener, dann auch Griechen, 
Spanier, Portugiesen, Jugoslawen, Marokkaner und 
auch einige Südostasiaten). 

Die vierte und damit letzte Zuwanderungswelle 
begann Anfang der 1960er Jahre und besteht zuvor- 
derst aus Türken, die heute den weitaus größten Anteil 
ausländischer Bevölkerung ausmachen, und Ein- 
wanderern aus Osteuropa und dem Mittleren Osten 
(Abb. 5.6-6). Dennoch ist der Anteil der Menschen mit 
(jüngerem) Migrationshintergrund in den Städten an 
der Ruhr mit rund 30 % (Hagen 32,5%, Essen 24,1%) 
geringer als im Rheinland und in Städten wie Frankfurt, 
Berlin oder München (Zöpel, 2015). Nachdem der Met- 
ropole Ruhr immer weitere Schrumpfungswellen prog- 
nostiziert worden sind, hat die jüngste Zuwanderung 
seit 2013 solche Vorhersagen relativiert, eine Zunahme 
der Bevölkerung bis 2040 wird für möglich gehalten. 

Obgleich kulturelle Differenz seit Anbeginn Teil des 
Ruhrgebiets war, gibt es gegenwärtig auf Städte- und 
Stadtteilebene zwar zahlreiche Beispiele, die zeigen, 
wie ein Recht auf kulturelle Differenz gelebt werden 
kann, jedoch sind ruhrgebietsübergreifende Initiati- 


ven nur sehr selten zu finden. So bestand während der 
Zeit als Kulturhauptstadt Europas 2010 ein Vorzeige- 
projekt, an das jedoch erst mit einem Netzwerktreffen 
2015 angeknüpft wurde. Dabei soll die von dem Regi- 
onalverband Ruhr eingerichtete Plattform Interkultur 
Ruhr das Selbstverständnis der Region als Metropole 
der Vielfalt mittels eines zunächst auf 2 Jahre ausgeleg- 
ten Programms fördern (Metropole Ruhr, o. J. c). 

Mit der Kulturhauptstadt 2010 wurde das Motto 
verfolgt „Wandel durch Kultur - Kultur durch Wandel", 
das darauf zielen sollte, eine polyzentrische Kultur- 
metropole zu fördern (Prossek, 2012: 49). Es bestehen 
mittlerweile mit der Route Industriekultur, der Ruhr- 
triennale, zahlreichen Kunstvereinen (Urbane Künste 
Ruhr, Ringlokschuppen Ruhr, Hartware MedienKunst- 
Verein, Invisible Playground usw.), den Schauspielhäu- 
sern in Bochum und Dortmund oder dem Initiativkreis 
Ruhr zahlreiche kulturelle Initiativen, welche im Sinne 
einer Etablierung des Rechts auf kulturelle Differenz 
wirken (Saavedra-Lara, 2015: 27). 

Urbane Gestaltungsautonomie 
Das industrielle Erbe des Ruhrgebiets hatte schwerwie- 
gende Folgen für Umwelt und Freiräume. In den letz- 
ten Jahren vollzog sich jedoch im Zuge des Strukturwan- 
dels eine Veränderung hin zu einer Region mit zahlrei- 
chen Grünflächen und Erholungsgebieten, Grünzügen, 
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die Schaffung neuen Grünraums auf ehemaligen Indust- 
rieflächen und die Eingrenzung des Freiraumverbrauchs 
(WI, 2013: 85). Dabei nehmen Projekte wie der Emscher 
Landschaftspark oder die Emscher-Renaturierung eine 
Vorreiterfunktion ein (Kap. 6.3.3). Diese Mehrgenera- 
tionenprojekte werden flankiert durch Arbeitsgemein- 
schaften wie „Konzept Ruhr" und „Wandel als Chance", 
welche gemeinsame Ziele der nachhaltigen Entwicklung 
festlegen und monitoren (Konzept Ruhr, o. J.). 

Zur urbanen Gestaltungsautonomie ist es zunächst 
notwendig sich der Räume und Verhältnisse bewusst zu 
sein, welche sodann verändert werden könnten. Da sich 
im Ruhrgebiet um 1900 die Konturen von Stadt und 
Land zunehmend auflösten und eine „Zwischenstadt" 
entstand, war und ist eine Orientierung zwischen Innen 
und Außen schwierig (Ganser, 1999: 9). Unternehmen 
bauten deshalb für ihre Arbeiter noch heute beliebte 
Siedlungen, z. T. orientiert an dem Vorbild der Garten- 
stadt, um der ländliche Prägung der Zugezogenen ent- 
gegenzukommen. Später wurden einige Siedlungen von 
der Treuhandstelle für Bergmannswohnstätten oder der 
nordrhein-westfälische Landesentwicklungsgesellschaft 
erhalten. Die Siedlungen bilden in gewisser Hinsicht 
einen Gegenpol zu den damals als Glanzstücke moder- 
nen Bauens errichteten Großraumsiedlungen, welche 
sich zunehmend in soziale Brennpunkte verwandelten 
(Hoppe et al., 2010: 82). Zusammen mit anderen funk- 
tional gehaltenen Nachkriegsbauten identifizieren einige 
Autoren sogar einen Mangel an Ästhetik, der zu einer 
Gewohnheit wurde, der „das ästhetische Anspruchs- 
niveau dauerhaft niedrig hielt" (Rieker und Zimmer- 
mann, 2007: 46). Ein entscheidender Teil der Raumpro- 
duktion war somit zunächst unternehmerisch geprägt 
und sodann (teil-)staatlich verwaltet, jedoch häufig mit 
dem Ziel angenehme Wohnverhältnisse zu schaffen, 
obgleich dies insbesondere auch aufgrund mangelnder 
Ressourcen nach dem Zweiten Weltkrieg in funktiona- 
lem Bau mündete. 

Um sich heute besser in der Region verorten zu kön- 
nen, wurden im Zuge der IBA Halden zu Landmarken 
ausgebaut (Ganser, 1999: 76), welche für die gesamte 
Region Orientierung geben und das Ruhrgebiet zu einer 
„Landschaft geformt aus graphischen Zeichen" werden 
lassen (Ganser, 1999: 61). Solche künstlerischen Land- 
marken erregen zugleich Aufmerksamkeit und setzen 
Werte auf eigentlich als wertlos erachtete Areale wie 
Halden (Ganser, 1999: 146). Auch andere Relikte der 
industriellen Vergangenheit werden heute zur Neu- 
interpretation des Ruhrgebiets genutzt (Ganser, 
1999: 126f .). Durch städtische Planung von Kultur- 
und Stadtplanungsämtern, insbesondere im Kontext 
von Ruhr 2010 sind zudem Kreativ quartiere entstan- 
den bzw. gefördert worden wie das Dortmunder U, die 
Zeche Zollverein oder die Zeche Lohberg in Dinslaken 


(Abb. 5.6-7, 5.6-8, 5.6-4). 

Neben diesen eher stark institutionalisierten Raum- 
produzenten und -deutern lassen sich im Ruhrgebiet 
auch eher freie Raumproduzenten im Kontext von 
Zwischenraumnutzung alter Gewerbe- oder Wohnflä- 
chen und Kreativwirtschaft finden (Kreativ Quartiere 
Ruhr; Noltemeyer, 2010). Bürgerinitiativen entstanden 
und versiegten in den letzten Jahren vielerorts, Beispiele 
sind ein Bochumer Güterbahnhof, auf dem sich eine 
Gruppe in Abstimmung mit der Stadt mit langfristigen 
Nutzungsmöglichkeiten beschäftigte (Projekt „t.a.i.b"), 
die Marienkirche in Bochum, an der die Streetartszene 
wirken konnte, im (entstehenden) Kreativquartier Vikto- 
ria um das „Bermudadreieck", oder die „Hammer Runde" 
(Hamme aktiv, o. J.). Ähnliche Entwicklungen zeigen sich 
in der Nähe des Dortmunder U-Turms, beispielsweise 
„Die Urbanisten" im Umfeld der Union Gewerbehof, 
sowie im Quartier Rheinische Straße, für den es einen 
Konsultationskreis von Bürgern mit Verwaltung und 
Politik zum Stadtumbau gibt, aus dem der Rheinische 
Straße e. V. mit regelmäßiger Zeitung und Arbeitsgemein- 
schaften hervorgegangen ist. 

Dennoch scheint es, als sei im Ruhrgebiet ein Milieu 
„urbaner Gestaltungsautonomer" nicht vollends aus- 
geprägt oder wirkungsmächtig. Darauf deutet zumin- 
dest hin, dass es (nahezu) keine ruhrgebietsüb er- 
greifende Bürgerinitiative gibt, welche das gesamte 
Ruhrgebiet im Blick hat bzw. ein Netzwerk bildet, in 
dem sich Raumproduzenten ohne staatliches Dazutun 
sammeln und austauschen können. Es fehlen zudem der 
Attraktionseffekt nach Außen, der Konversionseffekte 
einsetzen lässt, indem eine maßvolle Gentrifizierung 
im Sinne einer ausgewogenen sozialen Mischung Ein- 
zug hält und Kieze wie ganze Städte zu Zuzugsorten 
werden. Auf diese Weise könnte das Ruhrgebiet nach 
innen und nach außen attraktiv werden. 

Staatlich unterstützte Ausnahmen bilden bei- 
spielsweise das durch die Stadt Essen bzw. deren 
Klimainitiative organisierte Projekt „Morgenstadt", das 
Stadtzukünfte denkt, sowie „Kreativ.Quartiere Ruhr", 
welches Impulse durch kulturelle und künstlerische 
Freiräume fördern will (Kreativ Quartiere Ruhr, o.J.). 
Es zeigt sich also, dass Städte im Ruhrgebiet zumin- 
dest partiell Interesse an Bürgerinitiativen haben, die 
urbane Gestaltungsautonomie nutzen, obgleich sich 
diese in den traditionell korporatistischen Strukturen 
erst bilden, ausprägen und wirken müssen. Eine jüngste 
Initiative stellt in diesem Zusammenhang der auf der 
Ruhrtriennale 2015-2017 stattfindende „Zukunftsrat 
Ruhr" dar, welcher als Konsultative kommunenübergrei- 
fende Zusammenarbeit zwischen Verwaltung, Bürgern 
und Agenten des Wandels anregt und somit als Inst- 
rument des Ideenaustauschs über Zukünfte und Wege 
dorthin fungiert (Nanz und Leggewie, 2016). 
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Abbildung 5.6-7 

Landschaftspark Duisburg Nord: ein denkmalgeschütztes 
stillgelegtes Industriegelände, heute Nutzung als öffentlicher 
Park, für Kulturveranstaltungen, Sport und Sommerkino. 
Quelle: Thomas Berns 



Abbildung 5.6-8 

Belebung des öffentlichen Raums: Während des „Still-Lebens" 
wurde die Hauptverkehrsachse A40 für Radfahrer und 
Fußgänger geöffnet. 

Quelle: Dieter Schütz/pixelio 


Soziale Kohäsion 

Historische Erinnerungen, eine spezielle Sozialstruk- 
tur und Mentalität sowie jüngste populärkulturelle 
Entwicklungen verliehen dem Ruhrgebiet eine soziale 
Kohäsion, die sich als verteilte und damit prekäre Ort- 
sidentität darstellt und sich nicht zuletzt aus der Imagi- 
nation von außen speist. „Ruhr 2010" hat das Metro- 
polenimage nach vorn gestellt und zur selbsterfüllenden 
Prophezeiung erhoben, die durch Fernsehsendungen 
(z.B. Ruhrgebiets-Tatorte), einen Popstar (Herbert Grö- 
nemeyer), Comedians und Volkstheater (wie der Mond- 
palast in Wanne-Eickel) und natürlich durch Besucher- 
magnete wie die Zeche Zollverein, die Einkaufsstadt 
Essen oder den Phoenix-See Nahrung erhält. Die dort 
zu sehenden Originalorte und zu vernehmenden und 
Originaltöne wie das Ruhrdeutsche; die „Bude" und die 
Eckkneipe, sowie nicht zuletzt die sprichwörtliche Fuß- 
ballbegeisterung sind realer als längst untergegangene 
Insignien des Ruhrgebietsalltags vom Taubenschlag 
und allem, was mit dem Bergbau zu tun hatte (Böll und 
Hargesheimer, 1958). Dennoch lebt der Bergarbeiter- 
mythos vom „Kohlenpott" und die Kulisse von Lärm 
und Dreck wird regelmäßig zur heutigen Imagewerbung 
reanimiert; im Ruhrgebietsdiskurs bildet der „Pott" 
einen zählebigen Referenzrahmen und Zeithorizont, 
der eine „goldene Vergangenheit", trotzige Kampfbe- 
reitschaft und unterschwellige Zukunftsangst mischt 
(Nellen, 2014: 324). Mentalitätsgeschichtlich und eth- 
nografisch zu klären bleibt, ob sich daraus ein kollek- 
tives Selbstbild ergibt, wenn im Blick auf die „Ruhris" 
immer wieder von Bodenständigkeit, Egalitarismus, 
Ehrlichkeit, Humor und Zähigkeit die Rede ist. Zwei 
Indikatoren vermögen hierzu einige Einsichten bereit- 
zuhalten: die Sprache und Literatur. 

Das Ruhrdeutsch, also der im Ruhrgebiet heimische 
Regiolekt oder Übergangssprache bzw. Mischform, ver- 


anschaulicht die Andersartigkeit einer polyzentrischen 
Metropole mit seinen unterschiedlichen Ausprägun- 
gen im Osten und Westen und ist ein Beleg für sozi- 
ale Kohäsion zugleich (Ehlich, 1995:22, 27). Der kom- 
munikative Wert des Ruhrdeutschen ergibt sich aus 
der sozialrelevanten Verbundenheit mit dem Ruhrge- 
biet, welche um die Jahrhundertwende zum zentralen 
Kommunikationsmittel im Kontext der industriellen 
Revolution wurde (Becker, 2003:26). Entstehungsge- 
schichtlich kommt zum Tragen, dass neben Mundfaul- 
heit auch Arbeitslärm die Sprache verkürzte und durch 
den innerdeutschen wie ausländischen Zuzug eine 
Mischung diverser Sprachstämme erfolgte, weshalb 
sich fast alle Besonderheiten auch in anderen Regionen 
finden lassen (Becker, 2003:27; Ehlich, 1995:15, 19; 
Menge, 2003:224). Obgleich viele im Hochdeutschen 
als Fehler zu markierenden sprachlichen Besonderhei- 
ten als Beweis für ungebildete Sprecher und Schicht- 
zugehörigkeit des Ruhrdeutschen herhielten, verdeut- 
licht das Ruhrdeutsche, auch durch bergbauliche Ter- 
mini, ein Wirgefühl und ist für den Sprecher in der 
Alltagspraxis Auszeichnung für Zugehörigkeit (Becker, 
2003:242; Brünner, 1995:123; Ehlich, 1995:10; 
Menge, 2003: 227). Hinweise zur sozialen Kohäsion des 
Ruhrgebiets finden sich neben der mündlichen auch in 
schriftlicher bzw. literarischer Form (Kasten 5.6-1). 

Indizien für die tatsächlich vorherrschende soziale 
Kohäsion im Ruhrgebiet lassen sich auch in repräsen- 
tativen Umfragen finden. So geben 82% an, dass sie 
gerne im Ruhrgebiet leben, was über dem Bundesdurch- 
schnitt von 75% liegt (Global Young Faculty, 2015). 
Dies trifft vor allem für junge Menschen zu (89% der 
18-29-Jährigen). Besonders anschaulich für die soziale 
Kohäsion ist der Umstand, dass 35% angeben, sie fühl- 
ten sich am ehesten dem Ruhrgebiet zugehörig, wobei 
38% die Stadt und 27% den Stadtteil nannten (Global 
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Kasten 5.6-1 

Ruhrgebietsliteratur als Indiz sozialer Kohäsion 

Literaturgeschichtlich wurde das Ruhrgebiet zuerst völkisch, 
dann kulturpolitisch, topografisch und zuletzt kollektiv- 
symbolisch eingegrenzt. Brepohls Werk „Das Ruhrvolk" 
(1920) gilt als erster Text, der das Ruhrgebiet - mit völ- 
kischen Abgrenzungsmerkmalen - literarisch als Region 
begreift. Neben solchen Einzeldarstellungen bleibt das Ruhr- 
gebiet unter Literaten jedoch zunächst ein rotes Tuch (Delseit, 
1995: 147). Es ist daher vor allem die Nachkriegsliteratur, die 
ein bis heute vorherrschendes Bild des Ruhrgebiets in der 
Literatur zeichnete. Hier ist vor allem die Arbeiterliteratur 
zu nennen, wie sie von Literaturkreisen wie der Dortmunder 
Gruppe 61 oder dem Werkkreis Literatur der Arbeitswelt in 
den 1960er und 1970er Jahren produziert wurde. 

In diesem Kontext sind Erika Runges „Bottroper Proto- 
kolle" (1970) charakteristisch. Hier fließen die ruhrgebiets- 
typischen Themen wie Strukturwandel und Arbeitskultur 
mit den politischen Absichten der Interviews in einem Text 
zusammen. Runge führte Gespräche mit „einfachen Leuten" 
des Ruhrgebiets: Arbeiter und Bergleute sowie deren Fami- 
lienmitgliedern, Menschen verschiedener Altersklassen. Sie 
verleiht dadurch Menschen eine Stimme, die - ihr Wahlrecht 
ausgenommen - wenig an der öffentlichen Meinungsbildung 
beteiligt sind (Wiefarn, 2009:234). 

Daneben ist für die Identität der Ruhrgebietsliteratur und 
-spräche Jürgen Lodemanns „Anita Drögemöller und die Ruhe 
an der Ruhr" (1975) charakteristisch. Hier wird die regiona- 
le Mischform Ruhrdeutsch zum Gegenstand. Aufgrund des 
sehr häufigen Gebrauchs der Ruhrsprache wird dieser Roman 
nicht als ein Gesellschafts-, Bildungs- oder Kriminalroman 
bezeichnet, sondern erlangt eine Sonderstellung als Roman, 
der Ruhrsprache darstellt und deren Benutzung diskutiert 
(Hallenberger, 2009:223). 

Als prominentes Beispiel der Gegenwartsliteratur ist Frank 
Goosens Roman „Pink Moon" (2005) zu nennen, der sich mit 


Young Faculty, 2015). Trotz der geringen administrati- 
ven und politischen Existenz des Ruhrgebiets abseits 
des Regionalverbands Ruhr nimmt das Ruhrgebiet 
somit eine fast ebenso bedeutende Stellung ein wie die 
Einzelstädte und ist bedeutender als der Stadtteil. 

5. 6. 2. 3 
Teilhabe 

Bezogen auf das Ruhrgebiet bedeutet substanzielle 
Teilhabe eine relativ egalitäre Gesellschaftsstruktur, die 
weder Arme noch Minderheiten vom allgemeinen sozi- 
alen, kulturellen und politischen Verkehr exkludiert; 
noch hohen Einkommensschichten die Abschottung 
in abgetrennten Wohnbezirken ermöglicht. Dies setzt 
ressourcenstarkes Gemeinwesen voraus, das Daseins- 
fürsorge sichert und gesundheitliche, kulturelle und 
andere Dienstleistungen anbietet. 


den Herausforderungen der Ruhrgebietsregion nach dem 
nahezu abgeschlossenen Strukturwandel beschäftigt. Der 
Schauplatz des Romans ist nicht mehr das Arbeitermilieu, 
sondern die Freizeitgesellschaft. Das Motiv Ruhrgebiet setzt 
sich hier nicht in den Menschen fort, sondern durch in den 
Hintergrund getretene, zweckentfremdete Gebäude der 
Industrie, die „traditionellen Themen fehlen ebenso wie die 
Ruhrgebietsszenerie, die nur noch verdinglichte Fassade ist, 
keinesfalls historische Identitätsressource für die gegenwär- 
tige Identitätsbildung" (Rupp, 2009:50). Die Rückwärtsge- 
wandtheit der Identitätsbildung steht im klaren Missverhält- 
nis zu neuen Herausforderungen. Werte wie Nachbarschaft 
und Solidarität gehen im Roman Goosens über zu Anonymi- 
tät und Einzelkämpfertum (Rupp, 2009:49). Ebenso wie die 
Motivik haben sich auch die Genres der Ruhrgebietsliteratur 
gewandelt, so dass ein Trend von sozialkritischer hin zur 
Unterhaltungsliteratur zu erkennen ist (Rupp, 2009: 39). 

Auch die kollektivsymbolische Bestimmung der Ruhr- 
gebietsliteratur beschäftigt sich mit der Stereotypisierung 
des Ruhrgebiets als reine Industrieregion. Sie repräsentiert 
eine Mischung aus den Motiven Bergbau, Strukturwandel, 
Brachfläche, Medienmonopol und Fußball, wie z.B. in Flo- 
rian Neuners Textkollage „Ruhrtext" (2010). Die Beispiele 
belegen eine abseits vom Bildungsbürgertum entstandene, 
Traditionen der (auch katholischen) Arbeiterbewegung auf- 
greifende Regionalkultur, die gerade im Klischee und in der 
Geringschätzung durch die literarische Hochkultur Eigenart 
geschaffen hat. 

Es zeigt sich somit, dass das Ruhrgebiet sehr wohl als ein 
sozial kohärentes Gebiet gesehen wurde. Diese auf einer 
Industrieregion alten Typs aufbauende Identität, die soziale 
Kohäsion stiftete, besteht jedoch zuvorderst als Erinnerung 
fort. Zugleich fehlt aber eine auf die Zukunft gerichtete 
Selbstverständigung über das, worüber soziale Kohäsion 
erzeugt werden könnte. Der Strukturwandel bildet sich somit 
auch in der Literatur und ihrer Beschäftigung über das Ruhr- 
gebiet bestimmende Charakteristika aus. 


Substanzielle Teilhabe 

Aus der Perspektive der „Nutzer" der Kommunen - also 
der Einwohner - ergeben sich fünf große Handlungsfel- 
der, für die die jeweilige Kommune zuständig ist: Wirt- 
schaft und Arbeit, Planen, Bauen, Umwelt und Ver- 
kehr, Bildung, Kultur und Freizeit, Personal, Organisa- 
tion und Finanzen sowie Jugend, Familie und Soziales 
(Krichel, 2008:257). Obgleich substanzielle Teilhabe in 
allen Bereichen grundsätzlich gegeben ist, was ange- 
sichts eines auf soziale Marktwirtschaft ausgerichteten 
Sozialstaats nicht verwundert, zeigen sich - insbeson- 
dere als Folge des Strukturwandels und nicht getrof- 
fener Vorkehrungsmaßnahmen wie einer Schulden- 
bremse - negative Tendenzen, die im Wesentlichen auf 
eine finanzielle Notlage zurückzuführen sind. Exempli- 
fiziert werden kann die Entwicklung anhand der Verän- 
derungen im Wohnungsmarkt. 

Ein im Zusammenhang mit der Fülle der kommu- 
nalen Aufgaben immer wieder diskutiertes Problem 
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ist das der kommunalen Finanzen: Dem breiten Auf- 
gabenspektrum stehen häufig Haushaltsdefizite in den 
Kommunen gegenüber. Haupteinnahmequellen der 
Kommunen in NRW sind Gebühren und Beiträge (Ent- 
gelte für kommunale Leistungen), Gelder von Bund und 
Land (Zuweisungen) sowie eigenständige Steuerein- 
nahmen der Kommune (Krichel, 2008:268; Schmidt- 
Eichstaedt, 2005: 47f.). Eine weitere Einnahmequelle 
kann beispielsweise auch die Aufnahme von Krediten 
sein (Schmidt-Eichstaedt, 2005:50) 

In einer Liste der 20 Städte und Gemeinden mit den 
negativsten Finanzergebnissen im Jahr 2007 in Nord- 
rhein-Westfalen sind mit Oberhausen, Hagen, Essen, 
Recklinghausen, Waltrop, Herten, Moers, Duisburg, 
Datteln, Oer-Erkenschwick, Bochum und Dortmund 
allein zwölf Kommunen dem Ruhrgebiet zuzuordnen, 
so dass sich das Problem der prekären Kommunalfinan- 
zen in diesem Gebiet in besonders ausgeprägtem Maße 
zeigt (Boettcher und Junkernheinrich, 2010). 

Hauptindikator für eine angespannte Finanzlage in 
den Kommunen sind häufig Kassenkredite, die eigent- 
lich die Funktion erfüllen sollen, kurzfristig finanzi- 
elle Engpässe in den Kommunalhaushalten abzufedern 
(ARL, 2010: 5), denen aber kein Wert zur Absicherung 
gegenüber steht (Schmidt, 2013). Einige Kommunal- 
haushalte decken ihre laufenden Kosten nur noch über 
solche Kassenkredite (ARL, 2010:5). 

Die Ursachen für die prekäre Finanzsituation aller 
Gemeinden und Städte in Deutschland sind vielfäl- 
tig. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit zählen hierzu: 
Standortwettbewerb (insbesondere als „Steuerwettbe- 
werb") durch Globalisierung, Sozialausgaben, Einbruch 
von Steuereinnahmen bedingt durch die Wirtschafts- 
krise, demografischer Wandel und die Mitfinanzierung 
der Wiedervereinigungskosten durch die Kommunen 
(ARL, 2010:7f.). 

Aus dem Recht auf kommunale Selbstverwaltung 
sollte auch eine finanzielle Ausstattung resultieren, die 
es den Gemeinden und Städten erlaubt, ihren Aufga- 
ben gerecht zu werden (ARL, 2005:15). Hierzu kom- 
men verschiedene Lösungen auf Einnahmen- und Aus- 
gabenseite in Betracht, z.B. die Erhöhung bestimm- 
ter Steuern, die unmittelbar auf dem kommunalen 
Haushaltskonto Niederschlag finden (ARL, 2010:16). 
Zudem könnten die Gemeinden mehr Entgelte von 
„Nutzem" verlangen (ARL, 2010: 16). Von einer finan- 
ziellen Autonomie der Kommunen in Deutschland und 
im Ruhrgebiet kann nicht die Rede sein. Letztendlich 
sind die Kommunen auf die Dauer finanziell so auszu- 
statten, dass sie das gesamte, ihnen verfassungsrecht- 
lich garantierte sowie durch Bund oder Land zugewie- 
sene Aufgabenspektrum wahrnehmen können. 

Denn die soziale Ungleichheit und Segregation 
(sprichwörtlich ist der „Sozialäquator" die A40) zwi- 


schen den Stadtteilen ist in den letzten Jahrzehnten 
gewachsen. Auch die Zahl der Arbeitslosen und der 
Empfänger von Transferleistungen sowie die prekä- 
ren Arbeitsverhältnisse sind gestiegen (Bogumil et al., 
2012:25). Die Finanzlage der Gemeinden ist zum Teil 
desaströs; seit 2010 hat sich die Zahl der Nothaus- 
haltskommunen verringert, ohne dass sich die Finanz- 
lage der meisten Städte effektiv verbessert hat und 
der Spielraum für solche Dienstleistungen gewachsen 
wäre, die wiederum insbesondere den Beziehern gerin- 
gen Einkommens zugutekommen und die Steuerzahler 
über Jahrzehnte hinweg belasten, also politisch binden. 
Als besonders problematisch im Kontext der substan- 
ziellen Teilhabe ist darüber hinaus zu sehen, dass der 
Anteil preisgebunden Wohnungsbestands im Ruhrge- 
biet einen starken Rückgang verzeichnet (Abb. 5.6-9). 

Ökonomische Teilhabe 

Die ökonomischen Teilhabechancen des Ruhrgebiets 
werden gegenwärtig geprägt von einem „zweiten 
Strukturwandel", der trotz hoher Immigrationsprojek- 
tionen mit demografischer Schrumpfung und anhalten- 
der Deindustrialisierung einhergeht. 

Der Strukturwandel mit montanindustriellem 
Kern läuft seit Ende der 1950er Jahre und findet in 
der Schließung der letzten Zechen bis 2018 ihren 
Abschluss. Tonangebend waren seither die verbliebe- 
nen Stahlunternehmen wie Thyssen-Krupp, Energie- 
versorgungsunternehmen und Unternehmen des Kon- 
sumgüterhandels wie Karstadt, Metro, Tengelmann, 
Aldi und andere, die allesamt hohe Beschäftigungskon- 
zentrationen hatten (Boldt und Gelhar, 2008:81). Ein 
auch urbanistisch relevanter Aspekt der Konversion 
bzw. Tertiärisierung war die Verwandlung der Ruhr- 
städte in „Einkaufsstädte" mit den üblichen Fußgänger- 
zonen; zusätzlich entstanden riesige Einkaufszentren 
auf der grünen Wiese, städtebaulich nicht integriert, 
aber mit Autobahnanbindung und Parkraum. Pionier 
war das Ruhrpark-Einkaufszentrum (1964) in zwi- 
schenstädtischer Lage am „Ruhrschnellweg" zwischen 
Bochum und Dortmund, wo gehobene private Dienst- 
leistungen und Luxusangebote fehlen. Weitere Innen- 
stadtrandzentren waren z.B. das Rhein-Ruhr-Zentrum 
in Mülheim (Heineberg, 2013:202) und zuletzt „Urban 
Entertainment Centers" wie das CentrO Oberhausen, 
auf der Industriebrache der Gutehoffnungshütte. Die 
Verbindung von Shopping, Gastronomie, Kommuni- 
kation und Erlebnis hatte negative Auswirkungen auf 
den Einzelhandel in den Innenstädten und kann als Bei- 
spiel für Pseudo-Urbanität gelten - eine Marktfunktion 
ohne Öffentlichkeit und ohne Bedeutung nach außen 
(Heineberg, 2013: 201 f.). Versucht wurde seither die 
Rückverlagerung in die Innenstädte wie am Limbecker 
Platz in Essen (Heineberg, 2013:202). Für Konversio- 
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Abbildung 5.6-9 

Durchschnittliche jährliche Entwicklung des preisgebundenen Mietwohnungsbestands (2009-2012). 
Quelle: NRW.Bank, 2013 


nen vom produzierenden Gewerbe in die Kultur- und 
Kreativwirtschaft stehen die auf der Route Industrie- 
kultur (IBA) aufgereihten Standorte der Ruhrtrien- 
nale, die Industriebrachen als Kulturspielorte nutzt. 
Auch Landschaftsparks (Duisburg, Bochum Jahrhun- 
derthalle, Essen Zechen Zollverein und Carl) sollen den 
Anstoß zu Investitionen der Kreativwirtschaft bieten. 
Doch verzeichnen Pressemarkt, Filmwirtschaft, Werbe- 
markt und Musikwirtschaft stärkere Umsatzrückgänge, 
und lediglich ein Drittel agiert außerhalb der Region. 
Investitionen in Bildung und Gesundheit bieten bes- 
sere Perspektiven, auf einer seit 1965 kontinuierlich 
gewachsenen Infrastruktur von staatlichen und pri- 
vaten Hochschulen, einer ebenso beachtlichen Anzahl 
außeruniversitärer Forschungs- und Entwicklungsein- 
richtungen und mit dem entsprechenden Potenzial an 
hochqualifizierten Absolventinnen und Absolventen 


(Bogumil et ab, 2012:44ff.). 

Obgleich diese Strukturveränderungen stattfinden, 
stellt sich isoliert für das Ruhrgebiet eine sich verrin- 
gernde Arbeitslosenquote dar, welche jedoch einem 
allgemeinen Bundestrend folgt. Im Vergleich ist die 
Arbeitslosenquote des Ruhrgebiets in Westdeutschland 
überdurchschnittlich hoch (Bauer und Otto, 2009: 132). 

Ein zusätzliches Problem ergibt sich durch den 
Umstand, dass die Arbeitslosigkeit geographisch eine 
klare Nord-Süd-Ausprägung entlang des “Sozialäqua- 
tors" A40 besitzt. Innerstädtisch vollziehen sich die in 
den letzten Jahrzehnten einsetzenden Segregations- 
prozesse dabei entlang altindustriell geprägter Gebiete 
(z.B. Dortmund Nordstadt, Gelsenkirchen Südost, 
Duisburg-Hochfeld) oder peripher mittels hoch ver- 
dichteter und funktional abgeschnittener Großwohn- 
siedlungen (z.B. Dortmund-Scharnhorst-Ost, Castrop- 
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Rauxel Deininghausen; Keil und Wetterau, 2013:29). 
Politische Teilhabe 

Soziale Disparitäten wie finanzielle Einschnitte haben 
die politische Entfremdung befördert, wie sich an einer 
kontinuierlich sinkenden Wahlbeteiligung vor allem 
bei Kommunal- und Oberbürgermeisterwahlen ablesen 
lässt (Andersen und Bovermann, 2002:23), ohne dass 
Partizipation von ehrenamtlicher Seite dies kompensie- 
ren konnte. Generell ist die bürgergesellschaftliche Tra- 
dition im Ruhrgebiet unterentwickelt, da ein selbstbe- 
wusstes Bürgertum lange fehlte und eine Erwartung an 
den (lokalen) Staat bestand und besteht, sich der Pro- 
bleme und Krisen anzunehmen. Wo es bürgerschaftli- 
ches Engagement gibt, bezieht es sich auf die lokalen 
Nahräume und die eigene Stadt, weniger auf die Met- 
ropole als Ganzes. Die Bürgerinitiativen, die sich für die 
Begründung einer virtuellen oder formalisierten Ruhr- 
stadt eingesetzt haben, sind nicht auf viel Resonanz 
gestoßen, ebenso wenig hat der 2010 in den Medien 
ausgerufene „Ruhri" mehr als die bereits erwähnte fol- 
kloristische Gestalt angenommen. 

Aus der rechtlichen Perspektive wird Partizipation 
von Bürgern an staatlichen Verfahren über Beteili- 
gungs- und Informationsrechte ausgedrückt. Beteili- 
gungsrechte sind Ausdruck der in Grundrechten und 
Verfassungsprinzipien enthaltenen Gebote eines fairen 
bzw. gerechten und transparenten Verwaltungsverfah- 
rens. 

Rechte auf Zugang zu behördlichen Informationen 
und Beteiligung an Entscheidungsverfahren sind in 
Deutschland in den Verwaltungsverfahrensgesetzen 
(VwVfG) von Bund und Ländern, die in großen Teilen 
gleichlautend sind, verankert. Die gern. §§ 9 ff. VwVfG 
eingeräumten Beteiligungsrechte (Anhörung, Akten- 
einsicht, Geheimhaltung) sind ausschließlich Beteilig- 
ten an einem Verwaltungsverfahren Vorbehalten, also 
Bürgern, die in eigenen Belangen betroffen sind. Diese 
Verfahrensrechte können Verfahrensbeteiligte dann auf 
kommunaler Ebene geltend machen, wenn die Kom- 
mune für eine Entscheidung zuständig ist. Das können 
etwa Verfahren zur Erteilung von Baugenehmigungen, 
Gaststätten- und Gewerbeerlaubnisse sein. Die Zulas- 
sung von Großvorhaben, wie etwa Industrie- und Inf- 
rastrukturvorhaben, obliegt regelmäßig Landesbehör- 
den. Bei derartigen Großprojekten bedarf es regelmä- 
ßig einer Öffentlichkeitsbeteiligung, d.h. Bürger müs- 
sen keine eigene Betroffenheit darlegen, um von ihrem 
Recht Gebrauch zu machen, Stellungnahmen abzuge- 
ben. Grundsätzlich ist die Öffentlichkeitsbeteiligung 
nicht auf die kommunale Öffentlichkeit beschränkt, 
sondern bezieht sich auf das gesamte Bundesgebiet. 

Das Unionsrecht hat die Partizipationsrechte der 
Bürger in den letzten 25 Jahren erheblich erwei- 


tert. Angestoßen durch die UIG-Richtlinie 1990 und 
im Umweltrecht, fortgesetzt und erweitert durch das 
Völkerrecht (Aarhus-Konvention) und die Öffentlich- 
keitsbeteiligungs-Richtlinie 2003/35 der EU sowie die 
EU-Transparenzverordnung (Verordnung 1049/2001) 
hat das deutsche Verwaltungsrecht einen erheblichen 
Schub an Transparenz, Partizipation und Kontroll- 
rechten erfahren. Rechte auf Zugang zu behördlichen 
Informationen sind nicht mehr auf Umweltinformati- 
onen beschränkt. Insbesondere Beteiligungs- und Kla- 
gerechte zugunsten von Umweltverbänden mussten 
erweitert werden. Allerdings sind diese Partizipations- 
rechte nicht auf Kommunen und kommunale Verfahren 
beschränkt, sondern betreffen kommunale, Landes- 
und Bundesbehörden sowie die Verwaltungsverfahren 
auf den entsprechenden Ebenen. 

Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen 

Von besonderer Relevanz für die kommunale Zustän- 
digkeit ist die Planungshoheit. Die Kommunen sind 
die Träger der Bauleitplanung, d.h. sie erlassen Flä- 
chennutzungspläne für das gesamte Gemeindegebiet 
und Bebauungspläne für einen Teil des Gemeindege- 
biets als Satzung. Bei der Aufstellung der Bauleitpläne 
ist die Öffentlichkeit zu beteiligen: § 3 Abs. 1 BauGB 
regelt, dass „die Öffentlichkeit (...) möglichst früh- 
zeitig über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Pla- 
nung, sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die 
für die Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebiets 
in Betracht kommen, und die voraussichtlichen Auswir- 
kungen der Planung öffentlich zu unterrichten [ist]; ihr 
ist Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben. 
Auch Kinder und Jugendliche sind Teil der Öffentlich- 
keit." Ferner kann die Öffentlichkeit Stellungnahmen 
zu den Entwürfen der Bauleitpläne, die öffentlich aus- 
zulegen sind, abgeben (§ 3 Abs. 2 BauGB). Flankiert 
werden diese Beteiligungsrechte von den allgemeinen 
Informationszugangsrechten. 

Kommunalrecht 

Spezielle Beteiligungs- und Informationsmöglichkeiten 
für Einwohner von Kommunen enthält darüber hinaus 
die Gemeindeordnung NRW. Einwohner sind alle, die 
innerhalb des Gemeindegebietes wohnen; Bürger hin- 
gegen sind nur diejenigen Personen, die für die Gemein- 
dewahlen wahlberechtigt sind (§ 21 GO NRW). Der Rat 
muss die Einwohner über alle allgemein bedeutsamen 
Angelegenheiten der Gemeinde unterrichten (§ 23 Abs. 
1 GO NRW). Jedermann ist zudem berechtigt, sich mit 
Anregungen und Beschwerden an die Gemeinde zu 
wenden (§ 24 GO NRW). Einwohner können außerdem 
unter bestimmten Voraussetzungen beantragen, dass 
der Rat über eine bestimmte Angelegenheit, für die 
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eine gesetzliche Zuständigkeit besteht, sowohl berät 
als auch entscheidet (§ 25 GO NRW). 

Zuletzt besteht nach § 26 GO NRW die Option unter 
bestimmten Voraussetzungen mittels eines Bürgerbe- 
gehrens einen Bürgerentscheid über eine Angelegen- 
heit herbeizuführen, über die dann die Bürger anstelle 
des Rats entscheiden: Hierbei handelt es sich also um 
ein direktdemokratisches Instrument. Allerdings ist ein 
Bürgerbegehren für „Angelegenheiten, die im Rahmen 
eines Planfeststellungsverfahrens oder eines förmli- 
chen Verwaltungsverfahrens mit Öffentlichkeitsbetei- 
ligung oder eines abfallrechtlichen, immissionsschutz- 
rechtlichen, wasserrechtlichen oder vergleichbaren 
Zulassungsverfahrens zu entscheiden sind" (§ 26 Abs. 
5 GO NRW) nicht zulässig. In diesen Fällen wird die 
Öffentlichkeitsbeteiligung bereits im jeweiligen Fach- 
recht geregelt. Beispiele für im Ruhrgebiet durchge- 
führte Bürgerentscheide sind z.B. das Bürgerbegehren 
für den Erhalt des Stenkhoffbades in Bottrop (2013) 
oder das Bürgerbegehren gegen den Teilneubau der 
Messe in Essen (2013). In den Jahren 1994-2014 wur- 
den in Nordrhein-Westfalen insgesamt 683 Bürgerbe- 
gehren initiiert, von denen 251 ungültig waren, 191 
aber zu einem Bürgerentscheid führten (Bilanz Bürger- 
begehren NRW, 2015). 

Planungsebenen mit Einfluss auf die Stadtplanung 
Stadtplanung gehört zum Kern der Selbstverwaltungs- 
aufgaben der Kommunen. Das öffentliche Baurecht 
wird allerdings durch den Bundes- und Landesgesetz- 
geber erlassen (Tab. 5.6-1). Das Städtebaurecht ist dem 
Bundesrecht zuzuordnen, das Bauordnungsrecht dem 
Landesrecht (Battis et al., 2014). Auch das Raumord- 
nungsrecht ist Bundesrecht, während die Länder zudem 
Landesplanungsgesetze erlassen (Battis et al., 2014). 
Gemeinden erlassen auf dieser gesetzlichen Grundlage 
Flächennutzungspläne für das gesamte Gemeindege- 
biet und Bebauungspläne für Teilbereiche des Gemein- 
degebiets als Satzung (Bebauungspläne). 

Die eigentliche Stadtplanung findet im Ruhrgebiet 
zwar auf der kommunalen Ebene statt, ist aber viel- 
fältigen Einflüssen ausgesetzt. Auf der Landesebene 
wird die Metropolregion Rhein-Ruhr im bisherigen LEP 
NRW aufgeführt, auf der Ebene der Region bildet der 
Regionalverband Ruhr hiervon nur einen Teilraum mit 
eigenen Planungen, während sich in diesem Teilraum 
wiederum einzelne Städte zu einer noch kleineren Pla- 
nungsgemeinschaft für den Regionalen Flächennut- 
zungsplan zusammengeschlossen haben. Insbesondere 
das Verhältnis des Regionalverbands Ruhr zur Städ- 
teregion Ruhr wirft Fragen nach einer Kompetenzab- 
grenzung auf (Reimer, 2008). Es kann auch festgehal- 
ten werden, dass im Ruhrgebiet auf der planerischen 
Ebene interkommunale Kooperation praktiziert wird, 


die darauf hindeutet, dass die Problematik der „Kirch- 
turmpolitik" im Ruhrgebiet erkannt wurde und ange- 
gangen wird. 

5.6.3 

Transformation einer polyzentrischen 
Stadtregion im Strukturwandel 

Wie kann die Große Transformation, also jener die pla- 
netarischen Leitplanken berücksichtigende umfassende 
Wandel, im Ruhrgebiet bei zeitgleicher Förderung von 
ökologischer Nachhaltigkeit sowie Eigenart und Teil- 
habe gelingen? Das Ruhrgebiet ist ein postmontaner 
urbaner Siedlungsraum, in dem keine einzelne Zent- 
rale entstanden war, was jetzt für die siedlungsräum- 
liche Entwicklung von Vorteil sein kann. So können 
polyzentrale Strukturen ein Vorteil im Hinblick auf 
externe Einflüsse und Gefahren sein. Sie können eine 
gute Grundlage für Selbststeuerung und Koproduktion 
öffentlicher Güter und Dienstleistungen (z.B. Gesund- 
heit) bieten, also gewinnbringende Verteilung von Ver- 
antwortung und Kompetenz, sofern funktionierende 
Kooperationsstrukturen vorhanden sind. 

Es kann davon ausgegangen werden, dass zur Trans- 
formation des Ruhrgebiets sowohl Agenten des Wan- 
dels als auch eine polyzentrisch wirksame Governance 
notwendige Bedingungen darstellen, um ökologi- 
sche Nachhaltigkeit, Eigenart und Teilhabe umfassend 
zukunftsfähig zu wandeln. 

5.6.3.1 

Change Agents 

Über das gesamte Ruhrgebiet hinweg existieren Agen- 
ten des Wandels und der sozialen Innovation, denen es 
häufig nur an Selbstwirksamkeitsgefühl und Unterstüt- 
zung mangelt. Dezentrale Kooperation, insbesondere 
in der Kulturpolitik, im Verkehrswesen und im Klima- 
schutz bleibt bisher unterentwickelt; die polyzentri- 
sche Struktur, die Kooperation und Wettbewerb in ein 
gutes Verhältnis setzen könnte, ist zu wenig genutzt. 
Dass es dennoch wirkmächtige Agenten gibt, lässt sich 
mit zahlreichen Beispielen belegen (Kap. 6; Leggewie 
et al., 2016). 

5. 6. 3. 2 

Polyzentrische Governance und Masterpläne 

Eine polyzentrische Ordnung ist „one where many ele- 
ments are capable of making mutual adjustments for 
ordering their relationships with one another within a 
general System of rules where each element acts with 
independence of other elements." (Ostrom, 1999:57). 
Bisher schien im Polyzentrismus jedoch das „general 
System of rules" zu wenig ausgeprägt zu sein, was zu 
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Tabelle 5.6-1 

Gesetzliche Grundlagen verschiedener Planungsebenen in Nordrhein-Westfalen. 
Quelle: WBGU 


Rechtsnormen 

Normgeber 

Gebiet 

Planungszuständigkeit 

Raumordnungsgesetz: ROG (u.a. 
auch FernstrG: Fernstraßen, 

Bund 

Bundesgebiet 

Bund 

EnWG/NABEG: Trassenplanung 
Flöchstspannungsleitungen) 




Landesplanungsgesetze: LPIG 

NRW (Landesentwicklungsplan 
und -programm) 

Land 

Landesgebiet 

Land 

Regionalpläne 

Land 

Region 

RVR im Ruhrgebiet 

Flächennutzungspläne, Bauleit- 
pläne nach BauGB + Immissions- 
schutzrecht, Wasserrecht, 
Abfallrecht, Bodenschutzrecht und 
Bergrecht, Naturschutzrecht usw. 

Bund 

Stadt/Gemeinde 

Kommune 


einer zu starken Kirchturmpolitik führte. Es ist daher 
ein Fortschritt, wenn es seit einem Landesgesetz vom 
April 2015 (Kasten 5.6-2) nun einen Ruhrbezirk gibt, 
der das Gebiet des Regionalverbands Ruhr umfasst, 
der bis dahin ein „Kooperations- und Koordinations- 
verband ohne Gebietshoheit" war (Grawert, 2012). Der 
Regionalverband Ruhr mit Sitz in Essen war bereits 
als Regionalplanungsbehörde für die Metropole Ruhr 
tätig. Er widmet sich zuvorderst der Wirtschafts- und 
Tourismusförderung sowie der Öffentlichkeitsarbeit. 
Darüber hinaus betreibt er mit kommunalen Partnern 
sieben Revier- und Freizeitparks und sammelt Geo- 
und Klimadaten über die Region, welche er für die Mit- 
gliedskommunen aufarbeitet. Das neue RVR-Gesetz 
beinhaltet nun die erstmalige Direktwahl des Ruhrpar- 
laments durch mehr als 2 Mio. Bürger. Sollte die durch 
das Gesetz geschaffene das Ruhrgebiet übergreifende 
Governance Erfolge zeitigen, sollte das region building 
weiter intensiviert und Konzepte einer Ruhrstadt, wie 
sie seit den 1920er Jahren immer wieder diskutiert 
werden, erneut aufgenommen werden. 

Dabei kommt einer transformativen Governance, 
die der Regionalverband Ruhr mit Leben zu füllen hat, 
auch die Aufgabe zu, Akteure des Wandels in die den 
Polyzentrismus berücksichtigenden Masterpläne ein- 
zubetten, um ihre Selbstwirksamkeit zu erhöhen und 
einem umfassenden Wandel koordinierend Form zu 
geben. Ein erster Prüfstein in diesem Zusammenhang 
stellt der neue Regionalplan Ruhr dar, welcher ein poly- 
zentrisch sinnvolles Regelsystem etablieren muss und 
zugleich den Akteuren des Wandels sowie den (Teil-) 
Städten genügend Freiraum zugestehen muss. 

Dass solch übergreifende Regionalplanung in einem 
transformativen Sinne langfristig funktionieren kann, 
zeigt die Planung des Emscher Umbaus, dem rund 


4,8 Mrd. € teuren Infrastrukturprojekt, das Ende der 
1980er Jahre begann und mindestens bis in die 2020er 
Jahre andauern wird. Dabei bietet das neue Emscher- 
tal Möglichkeiten zu Erholung, kulturellem Austausch, 
Kombinierbarkeit von Wohnen und Arbeiten am Was- 
ser, wirtschaftlicher Entwicklung sowie Renaturierung 
mit Biodiversitätssteigerung (Kap. 6.3.3; WI et al., 
2013; Emscherlandschaftspark, o.J.). 


5.6.4 

Fazit 

Die Metropole Ruhr hat mehrere Optionen: a) business 
as usual zu betreiben, also auf dem Weltmarkt zuneh- 
mend unprofitable und unter Klima- und Umweltge- 
sichtspunkten anachronistische Branchen weiterzufüh- 
ren und industriepolitisch zu subventionieren; b) auf 
Kreativwirtschaft, das „Internet der Dinge" und den 
Ausbau des Dienstleistungsbereichs zu setzen, und c) 
den alternativen Weg einer „grünen", d. h. ebenso klima- 
und umweltverträglichen wie der Eigenart des Reviers 
entsprechenden, Reindustrialisierung zu gehen. 

Für letzteres steht die beeindruckende Evidenz und 
Szenarienbildung einer ganzen Reihe von Umwelt- und 
Klimaschutzplänen einzelner Städte und übergreifen- 
der Initiativen. Diese Transformationsstrategie impliziert 
also, aus der schwerindustriellen Not eine neoindustrielle 
Tugend zu machen, indem die Metropole Ruhr als Werk- 
bank diverser Technologien zur Nutzung erneuerbarer 
Energien ausgebaut, verbesserte Ressourcen- und Ener- 
gieeffizienz, also hocheffiziente Low Carbon Industrien 
gefördert und - wichtigstes Manko bisher - eine nach- 
haltige Verkehrsstruktur entwickelt wird. 

Wenn dieser neoindustrielle Kern der Metropole 
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Kasten 5.6-2 

Gesetz zur Stärkung des Regionalverbands Ruhr 

Unter Ruhrgebiet werden die kreisfreien Städte und Kreise 
verstanden, die gemäß § 1 Abs. 1 des Gesetzes über den Regi- 
onalverband Ruhr (RVRG) den Regionalverband Ruhr (RVR) 
bilden. Das Ruhrgebiet besteht damit aus 53 Kommunen 
CAbb. 5.6-10), die auf der nächsthöheren, regionalen Ebene 
in vier Kreise und elf kreisfreie Städte gegliedert sind. 

Während sich andere Städte und Kreise in NRW auf der 
regionalen Ebene in sogenannten Landschaftsverbänden 
organisieren, um bestimmte öffentliche Aufgaben [z.B. im 
sozialen oder kulturellen Bereich) zu erledigen, nimmt das 
räumlich abgegrenzte Ruhrgebiet eine Sonderstellung auf- 
grund der Organisation im Regionalverband Ruhr ein. Der 
frühere Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk (SVR, 1920- 
1979) wurde Ende der 1970er Jahre zum Kommunalverband 
Ruhrgebiet [KVR, 1979-2004; Becker und Winkel, 2013). 
Der KVR ging 2004 in den Regionalverband Ruhr (RVR) 
über. Der RVR setzt sich aus den kreisfreien Städten Bochum, 
Bottrop, Dortmund, Duisburg, Essen, Gelsenkirchen, Hagen, 
Hamm, Herne, Mühlheim a.d. Ruhr und Oberhausen sowie 
den Kreisen Ennepe-Ruhr-Kreis, Recklinghausen, Unna und 
Wesel zusammen (§ 1 RVRG). 

Der RVR ist als öffentlich-rechtliche Körperschaft C§ 2 
Abs. 1 RVRG) eine juristische Person des öffentlichen Rechts 
und damit selbstständig Träger von Rechten und Pflichten. 
Zumindest bis zur letzten gesetzlichen Neuregelung handelte 
es sich um einen spezialgesetzlichen Zweckverband [Becker 
und Winkel, 2013). Neben der Förderung von Wirtschaft und 
Tourismus ist der RVR Träger von Proj ekten wie dem Emscher 


Landschaftspark (RVR, o. J. c). 

Am 29.04.2015 wurde das Gesetz zur Stärkung des Regi- 
onalverbands Ruhr vom nordrhein-westfälischen Landtag 
verabschiedet, seit dem 19.05.2015 ist es in Kraft. Mit dem 
Stärkungsgesetz gingen einige wichtige Veränderungen ein- 
her: Die Möglichkeiten der Wahrnehmung freiwilliger Aufga- 
ben durch den RVR wurden erweitert um die Trägerschaft und 
Mitwirkung bei regional bedeutsamen Kooperationsprojekten 
(§ 4 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 RVRG); die Förderung des Klimaschut- 
zes, die Nutzung emeuerbarer Energien sowie die Erarbeitung 
regionaler Energie- und Klimaschutzprojekte; die Planung 
und Durchführung von Projekten und Vorhaben zur Verwer- 
tung von Grubengas; die Verkehrsentwicklungs- und Nahver- 
kehrsplanung sowie die Unterstützung der europäischen Idee 
und Vernetzung der kommunalen Europaarbeit (§ 4 Abs. 2 
S. 1 Nrn. 4-7 RVRG). Die befristete Wahrnehmung örtlicher 
Angelegenheiten für die Mitgliedskörperschaften durch den 
RVR ist nun nicht mehr auf bestimmte Bereiche beschränkt 
(§ 4 Abs. 6 RVRG). 

Mit dem neuen Art. 14a RVRG wird der Kommunalrat ein- 
geführt, der aus den Vorsitzenden der Vertretungen der Mit- 
gliedskörperschaften gebildet wird. Der Kommunalrat fun- 
giert als Bindeglied zu den Mitgliedern und berät die Organe 
des RVR. Die umstrittene Zwangsmitgliedschaft wurde hinge- 
gen nicht eingeführt, gemäß § 3 RVRG besteht die Möglich- 
keit zur Beendigung der Mitgliedschaft. 

Zum 1. Januar 2016 tritt Art. 2 des Stärkungsgesetzes in 
Kraft, der die Direktwahl der Verbandsversammlung des 
Regionalverbandes durch die Bürger und Bürgerinnen im Ver- 
bandsgebiet ermöglichen wird. Der dann geltende Art. 10 
Abs. 1 RVRG legt die Mitgliederzahl auf 91 Mitglieder fest, 
die in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und gehei- 



Abbildung 5.6-10 

Kommunen im Ruhrgebiet. 

Quelle: Regionalverband Ruhr, o.J. b 
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mer Wahl für die Dauer von fünf Jahren gewählt werden. 
Durch die Einführung der Direktwahl wird der RVR zu einer 
Organisation, für die es bisher in Deutschland kein Vorbild 
gibt und die aufgrund des Direktwahlmerkmals womöglich 
nicht mehr als spezialgesetzlicher Zweckverband kategorisiert 
werden kann fOebbecke, 2014). Verfassungsrechtliche 
Bedenken bezüglich der Direktwahl könnten sich aufgrund 


Ruhr vor allem anderen für qualifizierte Arbeitsplätze 
und solide Einkommenschancen, also substanzielle 
Teilhabe sorgen würde, könnten sich die Potenziale der 
polyzentrischen Struktur der Metropole Ruhr entfal- 
ten und besser als bisher eine funktionale Arbeitstei- 
lung ihrer urbanen Segmente fördern. Sozialstruktu- 
rell und soziokulturell können die Städte ihre Eigenar- 
ten bewahren, ausbauen und neu erfinden (und mehr 
Attraktivität nach außen entwickeln), zumal wenn die 
Wirtschaftsförderung und Industriepolitik der Städte 
und Gemeinden im Regionalverband Ruhr nicht län- 
ger auf die Vorhaltung aller Funktionen abzielt, son- 
dern auf die Stärken fokussiert, die in den Berei- 
chen Industrieproduktion, Kreativwirtschaft, grüner 
Logistik, Gesundheitswesen und anderen Dienstleis- 
tungen, Wissensproduktion, Sporthochburg sowie 
Naherholungszone liegen. Parallel gilt es ruhrgebiets- 
übergreifende Projekte voranzubringen, ähnlich der 
„neuen Emscher" oder dem 100-Kilometer-Radschnell- 
weg, die idealerweise im Sinne einer Nullemissions- 
vision den individualisierten Verkehr zurückfahren und 
Verkehrskonzepte hervorbringen, die dem Polyzentris- 
mus angemessen sind. 

Aus einem fragmentierten und untergenutzten Poly- 
zentrismus könnte damit eine postmontane Modellre- 
gion werden, die über die gute Vernetzung der Met- 
ropole in Europa und darüber hinaus Demonstrations- 
effekte für die Transformation altindustrieller Metro- 
polen und Städte haben könnte. Polyzentrismus in der 
Produktionsstruktur fördert eine regionale Arbeits- 
teilung und stärkt in sozialstruktureller wie kulturel- 
ler Hinsicht die Eigenart der urbanen Segmente sowie 
die Vielfalt der gesamten Metropole. Polyzentrismus 
schafft in ökologischer Hinsicht Grünräume, klimati- 
sche Abkühlungszonen und Gelegenheiten für land- 
wirtschaftliche Kleinst- und Kleinproduktion. In poli- 
tischer Hinsicht schafft er lokale Teilhabemöglichkeiten 
in der politischen Ausgestaltung der Metropole im regi- 
onalen, bundesstaatlichen und europäischen Kontext. 


der Funktion der RVR-Versammlung als regionalem 
Planungsträger gemäß § 6 LP1G NRW ergeben. Wenn die Ver- 
sammlung nicht aus kommunal entsandten Vertretern 
besteht, so könnte das nach Art. 28 GG, 78 Abs. 1 LVerf NRW 
gewährleistete kommunale Selbstverwaltungsrecht 
(Planungshoheit) verletzt sein (Oebbecke, 2014). 


5.7 

Kigali: Postkonfliktstadt in Afrika südlich der 
Sahara 


5.7.1 

Einleitung 

Die ruandische Hauptstadt Kigali ist eine mittelgroße, 
schnell-wachsende Stadt in Afrika südlich der Sahara, 
in der teils innovative und improvisierte Lösungsan- 
sätze für urbane Probleme gefunden wurden. Trotz des 
Genozids 1994 und signifikanter sozioökonomischer 
Probleme hat sich Kigali zu einer funktionalen, d.h. 
in vielen Teilen baustrukturell lebenswert gestalteten, 
wenn auch größtenteils informell organisierten Stadt 
entwickelt. Kigali ist eine Stadt der Gegensätze: Als 
eine ökonomisch schnell wachsende Stadt, mit sin- 
kender Armut, aber großen Einkommensdisparitäten, 
liegt Kigali, stark zersiedelt, in einem der am dichtesten 
besiedelten Länder Afrikas. 

In Kigali gelang es mit begrenzten finanziellen 
Mitteln in den vergangenen beiden Dekaden eine 
wirtschaftlich positive Entwicklung zu forcieren und 
gleichzeitig ein ökologisches Bewusstsein zu etablieren. 
Die Pläne der Lokalregierung Kigalis belegen exemp- 
larisch, wie Armutsbekämpfung und Umweltschutz 
komplementär zueinander wirksam werden könnten. 
Die Umsetzung dieser städtischen Planung steht noch 
am Anfang. Obwohl weiterhin große Herausforde- 
rungen bestehen, wie beispielsweise die Bekämpfung 
absoluter Armut und Aids, hat die Stadtverwaltung in 
ihren Zielsetzungen klare Visionen für ein ökologisch 
nachhaltiges Kigali. Die erfolgreiche Umsetzung erster 
transformativer Schritte zeigt, dass trotz bestehender 
Widrigkeiten ein Weg zur Nachhaltigkeit im urbanen 
Raum möglich ist. Diese Entwicklung hat in Kigali posi- 
tive Nebeneffekte im Bereich der Eigenart entstehen 
lassen; so nutzen beispielsweise Künstler frei gewor- 
dene Flächen in der neu etablierten Fußgängerzone. 
Die Stadt soll eine Identität als nachhaltige Stadt 
bekommen und nicht nur mit dem Genozid assoziiert 
werden. Allerdings wird die Stadtentwicklung von der 
Regierung autoritär gesteuert, Meinungsfreiheit und 
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politische Pluralität sind in Ruanda stark eingeschränkt. 

5.7.2 

Eigenart in Kigali 


5.7.2. 1 

Postkonfliktstadt 

Seit 1990 hatte in Ruanda Bürgerkrieg geherrscht, der 
1994 in extremen Gewalttaten gipfelte als binnen weni- 
ger Monate bis zu eine Million Menschen ermordet 
wurden. Kigali war zentraler Schauplatz dieses Völker- 
mords. Es kam zu massiven Flüchtlingsbewegungen. In 
der zweiten Hälfte der 1990er Jahre prägten weiterhin 
Gewalttaten und Unsicherheit die Hauptstadt (Good- 
fellow und Smith, 2013). Millionen von Flüchtlingen 
kehrten nach Ruanda, insbesondere Kigali, zurück, so 
dass die Hauptstadt rasant wuchs. Trotz der erheblichen 
Herausforderungen entwickelte sich die Stadt jedoch 
nicht zu einem von Chaos und Gewalt geprägten Ort, 
sondern etablierte sich als eine der sichersten Städte der 
Region, ungleich anderer Städte, die „zu Orten anhal- 
tender Gewalt werden, nachdem der Krieg geendet ist" 
(Goodfellow und Smith, 2013). Nach der Rückkehr von 
Flüchtlingen aus dem Ausland wohnten Täter und Über- 
lebende des Genozids oft in denselben Häusern. Auf- 
grund der sehr hohen Täterzahl und zur Entlastung der 
nationalen Gerichtsbarkeit wurden 2005-2012 öffent- 
liche, sogenannte Gacaca-Gerichte mit rund 260.000 
Laienrichtern eingeführt. Ziel war es, das Geschehene 
öffentlich aufzubereiten, zu sühnen und eine Versöh- 
nung zu ermöglichen. Die ruandische Regierung unter 
dem seit 2000 amtierenden Präsidenten Paul Kagame 
verfolgt eine Versöhnungspolitik, die gleichzeitig durch 
die Abwehr in Zaire operierender extremistischer Hutu- 
Rebellen geprägt ist. Diese Bedrohung und die Völker- 
morderfahrung werden oft zur Erklärung des autoritä- 
ren Führungsstils der ruandischen Regierung herange- 
zogen. Jegliche kritische Opposition gegen die regie- 
rende Partei der Rwandan Patriotic Front (RPF) wird 
unterdrückt. Bis heute ist auch die Meinungsfreiheit 
stark eingeschränkt, Ruanda bleibt ein unfreies Land 
und Kigali ist eine Stadt mit stark eingeschränkter poli- 
tischer Teilhabe (Amnesty International, 2015a; Free- 
dom House, 2015). 

Kigali erhielt, nicht zuletzt auch aufgrund des Ver- 
sagens der internationalen Gemeinschaft während des 
Genozids, große finanzielle Unterstützung für den Wie- 
deraufbau. So wurden noch in der zweiten Hälfte des 
Jahres 1994 etwa 1,4 Mrd. US-$ als Nothilfe von der 
internationalen Gemeinschaft gespendet (Goodfellow 
und Smith, 2013). Von 1999 bis 2009 waren 19% des 
Bruttonationaleinkommens Ruandas Entwicklungshil- 


fegelder (Goodfellow und Smith, 2013). Dieser Zufluss, 
der teilweise direkt als Budgethilfe ausgezahlt wurde, 
verfestigte die politische Alleinherrschaft der RPF. 
Viele Infrastrukturprojekte wurden in Kigali gefördert; 
was zu einem höheren Wohlstand in der Stadt gegen- 
über dem Rest des Landes beitrug (Goodfellow und 
Smith, 2013). 

Der informelle Sektor dominiert die Ökonomie von 
Kigali. Neben den üblichen Kleinhändlern sind selbst 
aufstrebende Branchen wie der Häuser- und Möbel- 
bau in der ostafrikanischen Stadt informell organisiert. 
Die Größe der informellen Betriebe steigt (Haeflinger, 
2014). In vielen Ländern Afrikas erwirtschaftet der 
informelle Sektor rund die Hälfte der Wirtschaftsleis- 
tung. Er gilt streng ökonomisch betrachtet als weni- 
ger produktiv als der formelle Sektor, da es häufig zu 
einem Austausch von Dienstleistungen auf Basis sozi- 
aler Beziehungen kommt (Haeflinger, 2014). Auch 
die Beziehungen zwischen informeller Wirtschaft und 
staatlichen Institutionen sind vielfältig und von gegen- 
seitigen Leistungen, Loyaliät und Ethnizität geprägt. 
Die Zahl der in Afrika im informellen Sektor Beschäf- 
tigten steigt in vielen Ländern der Region. 

Eine weitere Besonderheit Kigalis ist auch die in 
relativ kurzer Zeit erfolgte Umstellung der dominie- 
renden Amts- und Unterrichtssprache von Französisch 
zu Englisch. Die Landessprache ist Kinyarwanda, die 
Amtssprache war bis 1994 Französisch (Ruanda war 
belgische Kolonie). Durch die Rückkehr englischspra- 
chiger Exilruander aus Tansania und Uganda setzt sich 
in den letzten Jahren Englisch immer mehr als Amts- 
sprache durch, obwohl seit 2003 sowohl Englisch als 
auch Französisch offizielle Amtssprachen sind. Dies 
führt teilweise dazu, dass frankophone Ruander z.B. 
Schwierigkeiten an den Universitäten Kigalis haben, die 
heute weitgehend in Englisch unterrichten. 

5. 7.2. 2 

Bevölkerungsentwicklung 

Kigali hat sich innerhalb eines Jahrhunderts zu einer 
Großstadt entwickelt und wächst weiterhin. Sie liegt im 
Zentrum des „Landes der tausend Hügel" (Pays des Mille 
Collines), in einer Region mit den klimatischen Eigen- 
schaften einer tropischen Savanne. Die Stadt wurde 
1907 von dem deutschen Afrikaforscher Richard Kandt 
in der damaligen Kolonie Deutsch-Ostafrika gegrün- 
det. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts wohnten weniger 
als 500 Menschen in der Region. Bis zur Unabhängig- 
keit Ruandas im Jahr 1962 stieg die Bevölkerungszahl 
nur langsam an. Noch 1974 betrug die Fläche der Stadt 
nur ca. 4 km 2 , 2012 waren es bei starker Zersiedelung 
93 km 2 . Das administrative Gebiet der Provinz Kigali City 
wurde 2006 auf 730 km 2 erweitert, dies umfasst jedoch 
auch die ländlichen Randgebiete der Stadt. 
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Abbildung 5.7-1 

Bevölkerungswachstum in Kigali C1960-2010). 

Quelle: REMA, 2011 

Zwischen 1970 und 2000 versiebzehnfachte sich 
die Bevölkerung Kigalis; Abb. 5.7-1). Die Besiedlung 
und urbane Gestaltung Kigalis verlief, abgesehen von 
den ursprünglichen kolonialen Strukturen, ungeplant. 
Erst ab 2002 wurde ein Kataster aufgebaut, in dem 
bisher etwa 10% aller Grundstücke registriert sind 
(Ilberg, 2009). In den vergangenen zwanzig Jahren 
stieg die städtische Bevölkerung rasch an. 2002 lebten 
ca. 600.000 Menschen in der Hauptstadt, inzwischen 
ist Kigali eine Millionenstadt, deren Bevölkerung pro 
Jahr um ca. 4% wächst. Mit über 1,2 Mio. Einwoh- 
nern ist sie die größte Stadt Ruandas und beherbergt 
ca. ein Zehntel der Gesamtbevölkerung. Bis 2025 wird 
in Kigali mit 2,3 Mio. bis 2,9 Mio. Einwohnern gerech- 
net; für 2040 werden zwischen 3,5 Mio. und 5 Mio. 
Einwohner geschätzt (City of Kigali, 2013a). Insgesamt 
leben etwa 17% der Ruander gegenwärtig in Städten 
(Republic of Rwanda, 2012a). Ruanda hat nach Mauri- 
tius die höchste Bevölkerungsdichte Afrikas. Die Bevöl- 
kerungsdichte in Kigali beträgt 1552 Einwohner/km 2 
(Republic of Rwanda, 2012a). Das ist, bedingt durch 
die Zersiedelung, ein vergleichsweise geringer Wert. 
Die Bevölkerung Kigalis ist jung, das Durchschnittsal- 
ter liegt bei 22 Jahren (Republic of Rwanda, 2012a). 
Nach der Rückkehr vieler Ruander aus den Nachbar- 
staaten spielen Flüchtlinge gegenwärtig für die Haupt- 
stadt keine große Rolle. In Kigali wohnen nur 3% der 
74.000 Flüchtlinge, die größtenteils aus der Demokrati- 
schen Republik Kongo stammen. Angesichts der anhal- 
tenden Spannungen in der Region könnte Ruanda aber 
ein wichtiges Ziel- und Transitland für Migranten blei- 
ben bzw. werden. 


5. 7. 2. 3 

Herausforderungen der Stadtentwicklung: Bevöl- 
kerungswachstum und Zersiedelung 

Das schnelle Bevölkerungswachstum Kigalis aufgrund 
hoher Geburtenraten und der Zuwanderung aus länd- 
lichen Gebieten stellt eine Herausforderung an die 
städtische Infrastruktur und Entwicklung dar. Seit der 
Kolonialzeit gab es keinen umfassenden Plan für die 
Stadtentwicklung und daher kein gestaltetes räumli- 
ches Wachstum (Kigali City Government, 2006). Die 
fehlende stadtplanerische Verwaltung führte zu einer 
unkontrollierten, informellen Zersiedelung ohne Basis- 
infrastruktur (Abb. 5.7-2, 5.7-3). 

Halten Zersiedelungstrend und Wachstumsraten an, 
könnte sich die Stadtfläche auf ca. 5.000 km 2 , d.h. etwa 
20 % der Gesamtfläche Ruandas, ausdehnen (Govern- 
ment of Rwanda, 2011). Eine solche unkontrollierte Aus- 
breitung der Stadt hätte negative Effekte auf die Ökosys- 
teme der Region. Die Verdopplung der Bevölkerungszahl 
Kigalis von 2002 bis 2010 hat bereits dazu geführt, dass 
große Flächen durch meist informelle Besiedlung und 
durch Subsistenzlandwirtschaft entwaldet wurden, mit 
negativen Folgen für die einst hohe Biodiversität. Zudem 
entstanden viele informelle Siedlungen an erdrutschge- 
fährdeten steilen Berghängen der Hügellandschaft, die 
insbesondere gegenüber Starkregen vulnerabel sind. 
Dass der Infrastrukturbestand in seiner Entwicklung 
nicht mit dem Bevölkerungswachstum Schritt hält, zeigt 
sich beispielsweise am Zugang zu Trinkwasser. Er fiel in 
Kigali von 2005 bis 2012 leicht von 84,8 % auf 82,7 %, 
während er national im Mittel um etwa 4 Prozentpunkte 
anstieg (Republic of Rwanda, 2012c). Auch fehlt ein 
zentral gesteuertes Abfall- und Abwassersystem. Zudem 
erschwert die Zersiedelung den Ausbau eines effizienten 
öffentlichen Transportnetzwerkes. 


5.7.3 

Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen in 
Kigali 

Ruanda folgt einem klimaverträglichen Entwicklungs- 
paradigma, bei dem versucht wird erneuerbaren Ener- 
gien Vorrang vor fossilen Energieträgern zu geben und 
damit die Karbonisierung der Binnenwirtschaft zu 
überspringen. So will die Regierung Ruandas Zugang 
zu Elektrizität vornehmlich durch die Nutzung erneu- 
erbarer Energieträger erreichen. Für diese Zielsetzun- 
gen und die städtische Implementierung erster trans- 
formativer Schritte erhielt die Stadt Kigali 2008 den 
UN Habitat Scroll of Honour Award. Die Vergabe wurde 
insbesondere mit der verbesserten Müllentsorgung, der 
Null-Toleranz gegenüber Plastikmüll sowie einer Ver- 
besserung der Sicherheitslage begründet (UN, 2008). 
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Abbildung 5.7-2 

Räumliche Expansion Kigalis. 
Quelle: Rema, 2011 


5.7.3. 1 
Energieprofil 

Rund 70% des gesamten Energiebedarfs Rwandas geht 
von der Hauptstadt Kigali aus. 60% der Stromproduk- 
tion Kigalis basiert auf Dieselgeneratoren, der Rest wird 
durch Wasserkraft generiert. Da weniger als 4% der 
Bevölkerung Kigalis (etwa 30.000, Zahlen für 2005) 
an das öffentliche Stromnetz angeschlossen sind, deckt 
der Großteil seinen Energiebedarf durch die Verbren- 
nung von Biomasse (Holz, Torf oder Holzkohle) zum 
Kochen und Heizen. Die Folge sind Atemwegserkran- 
kungen durch Luftverschmutzung, auch in Innenräu- 
men (Kap. 5. 7. 3. 2). 

Die Verbrennung von Holz in Ruanda ist zwar offi- 
ziell verboten, aber insgesamt werden noch etwa 85% 
des Primärenergieverbrauchs aus Biomasse gewonnen 
(Pigaht, 2009). Die durchschnittlichen C0 2 -Emissio- 
nen sind in Ruanda sehr gering und liegen national bei 
0,65 t/C0 2 pro Kopf und Jahr. Für die Stadt Kigali sind 
keine Daten zum C0 2 -Ausstoß vorhanden. Da sich aber 
ein Großteil des Ressourcenverbrauchs auf die Haupt- 
stadt zurückführen lässt, ist anzunehmen, dass dieser 
pro-Kopf Wert für die Stadt etwas höher ausfällt. 

Derzeit bleibt die Stromerzeugung Ruandas deut- 
lich hinter der Nachfrage zurück, gleichzeitig wurde die 
Leistung der Wasserkraftwerke in den letzten Jahren 
durch starke Dürren erheblich beeinträchtigt. Ein feh- 
lendes oder veraltetes Stromnetz in Kigali begünstigt 
häufige Stromausfälle. Diese Netzinstabilität hemmt 
das wirtschaftliche Wachstum. Aufgrund des Bevölke- 
rungswachstums ist eine Verschlechterung der Versor- 
gung mit Energiedienstleistungen zu erwarten. Um dem 
entgegenzuwirken, wurden im Jahr 2000 in der „Vision 
2020" Ziele zur Verbesserung der Stromversorgung 
definiert: Bis 2020 sollen 35 % der ruandischen Bevöl- 
kerung Zugang zu elektrischem Strom haben (Republic 
of Rwanda - Ministry of Finance and Economic Plan- 
ning, 2000). Gleichzeitig wurde eine Elektrifizierungs- 


rate von 30 % in den ländlichen Regionen angestrebt. 
Diese Ziele wurden 2012 nochmals nach oben korri- 
giert, so sollen bis 2017 schon 70 % Zugang zu elek- 
trischem Strom haben. Gegenwärtig entsprechen die 
Zuwachsraten jedoch nicht dieser Zielsetzung. Des 
Weiteren soll der Anteil der Energieerzeugung durch 
Verbrennung von Holzbrennstoffen auf 40 % reduziert 
werden. Daher ist vor allem ein Ausbau erneuerbarer 
Energien vorgesehen. Es wird eine installierte Gesamt- 
leistung von 1160 MW angestrebt, die sich aus Hydro- 
energie (340 MW), Geothermie (310 MW), Erdgas, Bio- 
gas (300 MW), torf-basierter Energie (200 MW) und 
Diesel-Wärmekraftwerken (20 MW) zusammensetzen 
soll (African Development Bank, 2013). Für die Rea- 
lisierung dieser Ziele sind Investitionen von 500-700 
Mio. US-$ pro Jahr erforderlich, von denen rund 200 
Mio. US-$ pro Jahr aus dem öffentlichen Sektor und 
der Rest aus dem privaten Sektor fließen sollen (AfDB, 
2013; Stopforth, 2013). 

5. 7. 3. 2 

Lokale Herausforderungen und Risiken 

Veraltete bzw. fehlende Infrastruktur und 
Wohnraumknappheit 

Der Ausbau der öffentlichen Infrastrukturen und der 
Bau von Wohnungen können mit dem Bevölkerungs- 
wachstum nicht mithalten (Tab. 5.7-1). Die Boden- 
preise in Kigali sind zudem durch Bevölkerungszu- 
wachs und wirtschaftliche Entwicklung stark gestiegen. 

Bis 2022 werden angesichts des Bevölkerungs- 
wachstums 344.000 neue Wohneinheiten gebraucht. 
Bisher wurden nur etwa 1.000 pro Jahr gebaut. Die 
Stadtverwaltung selbst schätzt das Defizit auf 30.000 
fehlende Wohnungen jährlich. Zwei Drittel der Wohn- 
einheiten werden von Haushalten benötigt, die über 
weniger als 200.000 ruandische Franken im Monat ver- 
fügen, d. h. etwa 300 US-$. Ein Zwei-Raum-Apartment 
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Abbildung 5.7-3 

Zersiedelung in Kigali. 
Quelle: beccacantpark/flickr 


in einer geplanten neuen Wohnanlage, ist zur Zeit ab 

172.000 US-$ zu erwerben, etwa dem Hundertfachen 
des durchschnittlichen Jahreseinkommens eines Ruan- 
ders (Rosen, 2015). Vor allem der Transport ausländi- 
schen Baumaterials über Land - Ruanda ist ein Binnen- 
staat und liegt ca. 1.000 Meilen von der Küste entfernt 
- macht das Bauen teuer. Viele Materialen müssen zu 
hohen Kosten mit LKW von Kenia transportiert wer- 
den. Eine Herausforderung beim Wohnungsbau ist das 
Verbot, Ziegel zu brennen. Dieses wurde eingeführt, um 
Rodungen für Brennholz zu begrenzen. Konflikte um 
den Zugang zu Brennholz hatten zu einer Verschärfung 
der ethnischen Spannungen vor dem Genozid geführt. 

In den kommenden Jahren soll mit dem Bau mehre- 
rer Wohnkomplexe begonnen werden, die durch Sub- 
ventionierung erschwinglicher werden sollen. Kiga- 
lis Bürgermeister Fidele Ndayisaba kündigte an, dass 
Straßenanbindung, Wasseranschlüsse, Elektrizitätsver- 
sorgung und Kanalisation subventioniert werden sol- 
len. Eine Drei-Zimmer-Neubauwohnung soll dann ca. 

30.000 US-$ kosten (Rosen, 2015). Einen Kredit in die- 
ser Höhe zu bekommen, ist für Bewohner der Armuts- 
siedlungen de facto unmöglich. 

Viele Slums, in denen die Miete durchschnittlich nur 
etwa 20 US-$ monatlich beträgt, sollen abgerissen oder 
modernisiert werden. Mangels Alternativen würde dies 
für einen Großteil der Bewohner Vertreibung bedeuten. 
Rund 80 % der Einwohner Kigalis wohnen in informel- 
len Siedlungen ohne offizielle Bodenrechte. Ein Viertel 
der Bevölkerung Kigalis lebt in extremer Armut. 

Abfall 

Kigali gilt als eine der saubersten Städte Afrikas 
(Mourby, 2015). Dennoch verfügt Kigali, wie viele 
andere ungeplant gewachsene Städte, über ein mangel- 
haftes Abfallmanagement. Das Abfallaufkommen hat 
sich seit 2007 etwa vervierfacht auf rund 2.000 Ton- 
nen täglich (REMA, 2011, 2013). Davon wird nur ein 


Viertel auf eine Mülldeponie transportiert. Die peri- 
pheren Bezirke der Stadt verfügen über kein systema- 
tisches Sammelsystem. Die Deponie Nyanza, die in den 
vergangenen 30 Jahren genutzt wurde, war nicht aus- 
reichend gesichert und stark überfüllt. Täglich wurden 
dort nur etwa 100 Tonnen Abfall deponiert. Da Feuer 
und toxische Rauchentwicklung den umliegenden Sied- 
lungen und Böden schadeten, wurde die Deponie 2012 
geschlossen. Auf dem Gelände soll nach den Festset- 
zungen des Masterplans der Stadt später ein Park ent- 
stehen (REMA, 2013). Eine neue Deponie wurde wei- 
ter vom Stadtzentrum entfernt eröffnet. 

Über 30 % der Haushalte entsorgen ihren Müll wild 
in der Umgebung (REMA, 2013); die unsachgemäße 
Beseitigung chemischer Industrieabfälle hat bereits die 
städtischen Feuchtgebiete geschädigt. Der Müll wird 
nicht getrennt, obwohl große Anteile an Hausmüll 
kompostierbar wären. Die Recyclingwirtschaft ist aus- 
schließlich informell organisiert. 

Mit zunehmendem Entwicklungsgrad ist auch Elek- 
troschrott, der derweil nur etwa 1,5% am Gesamt- 
müll ausmacht, ein wachsendes Problem. Besonders 
die Belastung durch Schwermetalle bei unsachge- 
rechter Entsorgung und Verwertung kann zu Gesund- 
heits- und Umweltschäden führen. Die Verwirklichung 
eines umfassenden städtischen Abfallmanagements 
scheiterte bisher an fehlenden Investitionen, die für 
Abtransport, Recycling und Verwertung von Abfällen 
notwendig sind. Die Unterfinanzierung der Basisinfra- 
struktur ist ein Problem für die städtische Entwicklung 
in verschiedenen Sektoren und könnte auch die Ein- 
führung erneuerbarer Energien behindern. 

Abwasser 

Kigali besitzt kein zentralisiertes Abwassersystem. Nur 
etwa 1% der Abwässer wird geklärt. 60% werden in 
Grubenlatrinen auf gefangen, wobei im Schnitt etwa 19 
Personen eine Latrine benutzen (Oz und City of Kigali, 
2008). Da diese in Kigali oft an steilen Hängen stehen, 
die von Erosion betroffen sind, wird der Oberflächen- 
abfluss oft kontaminiert. Zum Teil ist auch das Grund- 
wasser durch die unsachgemäße Installation von Gru- 
benlatrinen gefährdet. Die gemeinschaftliche Nutzung, 
oft ohne Anlagen zur Desinfektion der Hände, lässt 
Gesundheitsrisiken entstehen (Oz und City of Kigali, 
2008). Etwa 8% des Abwassers, darunter auch das von 
einigen staatlichen Institutionen wie Schulen, Kran- 
kenhäusern und Gefängnissen, wird unbehandelt in 
Flüsse und Feuchtgebiete abgeleitet. Die Behandlung 
von Industrieabwässern erfolgt nicht und verunrein- 
igt Oberflächen- und Grundwasser sowie die Feucht- 
gebiete im Stadtumland (Oz und City of Kigali, 2008). 
Das städtische Wachstum wird dieses Problem weiter 
verschärfen. Eine Klärung des Abwassers ist dringend 
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Tabelle 5.7-1 

Zugang von Kigalis Haushalten zu Basisinfrastrukturen. 
Quelle: UN-Habitat, 2013a: 61 



„Verbesserter 
Zugang“ zu 
Trinkwasser 

Leitungs- 

wasser 

Sanitär- 

versorgung 

Telefone 

Mobiltelefone 

Elektrizitäts- 

anschluss 


[o/o] 

[o/„] 

[o/„] 

[%] 

[o/„] 

[o/„] 

1992 

52,0 

6,5 

50,2 

- 

- 

36,0 

2011 

93,1 

34,1 

94,8 

2,2 

87,3 

65,6 


notwendig, um Gesundheitsrisiken zu mindern sowie 
Feuchtgebiete und Flüsse zu schützen. 

Die Regierung Ruandas erließ 2008 ein Verbot von 
Plastiktüten. Das Gesetz wird so konsequent durchge- 
setzt, dass auch aus dem Ausland Anreisende ihre Plas- 
tiktüte bei der Kontrolle am Flughafen abgeben müs- 
sen. Obwohl vereinzelt Plastiktüten auf dem Schwarz- 
markt verkauft werden, wird das Verbot eingehalten. 
Dieses Beispiel zeigt, dass es auch in einer ökonomisch 
angespannten Situation möglich ist, Reformen für 
nachhaltige Entwicklung durchzusetzen und sogar eine 
Vorreiterrolle einnehmen zu können. 

Mobilität und Verkehr 

Die Verdopplung der Bevölkerungszahl Kigalis inner- 
halb von etwa einer Dekade hat zu einer Überlastung 
und Verschlechterung des Verkehrssystems geführt 
(Republic of Rwanda - Ministry of Infrastructure, 
2012). Um den wachsenden Bedarf zumindest teil- 
weise zu decken und eine chaotische Verkehrssitua- 
tion zu verhindern, ist ein schneller Ausbau des Ver- 
kehrsnetzes erforderlich. Dabei besitzen nur etwa 6% 
der Einwohner Kigalis ein Auto, mehr als die Hälfte 
benutzen regelmäßig öffentliche Verkehrsmittel (City 
of Kigali, 2013b). Die Zahl der Autos und der Anteil 
der Autobesitzer an der Bevölkerung wachsen stetig. So 
hat sich beispielsweise die Gesamtzahl der angemelde- 
ten Fahrzeuge, wie Privatautos, Lastwagen, Motorräder 
von 30.550 (2005) auf 80.642 (2009) erhöht (Nsengi- 
mana et al., 2011). Die steigende Anzahl privater PKWs 
wird von der Stadtverwaltung aufgrund der verstärk- 
ten Staubildung und Luftverschmutzung nicht als posi- 
tiver Wachstumsindikator wahrgenommen, sondern als 
Problem betrachtet (City of Kigali, 2013b). Ein Teil der 
Straßen in Kigali ist unbefestigt (City of Kigali, 2013b). 
Zudem unterbrechen Stromausfälle die Verkehrsregu- 
lierung durch Ampeln, was wiederum die Verkehrssi- 
cherheit beeinträchtigt und Staubildung sowie eine 
höhere Partikelbelastung hervorruft. 

Der öffentliche Personennahverkehr basiert auf 
einem teils formell, teils informell operierenden Bus- 
system. Neben verschiedenen Arten von Bussen gib es 


Taxis sowie Motorradtaxis (Abb. 5.7-4). 2015 wurde 
das zentrale Geschäftsviertel zur autofreien Zone erklärt 
(Tashobya, 2015). Mit dieser Reform wird beabsichtigt, 
weitere öffentliche Räume zu erschließen, C0 2 -Emissi- 
onen sowie Luftverschmutzung zu senken und einen 
Ort für Künstler zu schaffen (Tashobya, 2015). 

Rund zwei Drittel der Stadtbevölkerung müssen län- 
gere Strecken (mehr als 20 Minuten) zurücklegen, um 
zu einem öffentlichen Nahverkehrsmittel zu gelangen. 
Kalkuliert man eine Distanz zum nächsten Zugangs- 
punkt von höchstens 500 Metern ein, so ist der Bedarf 
an öffentlichen Nahverkehrsmitteln nur zu 37% 
gedeckt (Niyonsenga, 2012). Diese Situation erhöht 
Transport- und somit Lebenshaltungskosten. Ziel der 
Stadtverwaltung ist es, bei der Entwicklung des Ver- 
kehrssystems eine Verteilung der Nutzung von öffentli- 
chen und privaten Verkehrsmitteln von 70: 30 zu schaf- 
fen (City of Kigali, 2013b). Dazu soll insbesondere das 
Busnetz gestärkt werden. Kigali ist, wie die meisten 
afrikanischen Städte, eine Stadt der Fußgänger, in der 
Bürgersteige noch fast vollständig fehlen. Die hügelige 
Topographie Kigalis lässt nur bedingt die Nutzung von 
Fahrrädern zu (Henninger, 2013). 

Luftverschmutzung 

Wie in vielen anderen afrikanischen Ländern wirken 
sich auch in Kigali offene Holz bzw. Holzkohlefeuer von 
Kochstellen negativ auf die Luftqualität aus, vor allem 
in Innenräumen. Zusätzlich erzeugen der zunehmende 
motorisierte Transport und deren Abgase ohne Kataly- 
satoren und Partikelfilter hohe Belastungen der Außen- 
luft (Abb. 5.7-5). Wohngebiete in den Talsenkungen 
der hügeligen Landschaft sind besonders anfällig für 
anhaltende Luftverschmutzung, die sich aus folgenden 
anthropogenen Anteilen zusammensetzt: Asche (25%) 
und Kerosin von Kochstellen (13%) sowie Dieselruß 
von Dieselmotoren (29%) (Henninger, 2013). Unab- 
hängig von der Tageszeit gibt es in Kigali eine Partikel- 
belastung, die die Vorgaben der Weltgesundheitsorga- 
nisation zum Teil weit überschreitet (Henninger, 2013). 

Zur Luftverschmutzung kommt ein deutlicher 
Anstieg der Mitteltemperatur seit den 1970er Jahren 
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hinzu (Abb. 5.7-6). Dieser Trend ist in Kigali noch stär- 
ker ausgeprägt als der nationale mittlere Temperaturan- 
stieg, so dass eine Verstärkung des urbanen Hitzeinsel- 
effekt zu erwarten ist (Henninger, 2009). Dieser Effekt 
wurde jedoch bisher für Kigali nicht ausreichend unter- 
sucht. 

Die Stadtverwaltung hat erkannt, dass angesichts 
dieser Entwicklung mehr Grünflächen und Parks (z. B. 
in Schulhöfen) geschaffen werden müssen (City of 
Kigali, 2013a). 


5.7.4 

Teilhabe in Kigali 


5. 7.4.1 

Politische Teilhabe und urbane Governance 

Die Rwandan Patriotic Front unter Präsident Paul 
Kagame regiert das Land autokratisch, unterdrückt 
die Opposition und verfolgt kritische Meinungsäuße- 
rung. Die Kontrolle durch den Staat ist engmaschig in 
der Verwaltungsstruktur angelegt. So ist Kigali in drei 
administrative Bezirke eingeteilt: Gasabo, Kicukiro 
und Nyarugenge. Diese sind wiederum in 32 Sektoren 
und 161 Zellen unterteilt. Die Zellen gliedern sich in 
1061 Imidugudu Komitees, die jeweils etwa 100 Haus- 
halte umfassen. In dieser Struktur finden sich informell 
zudem Nyumbacumi-Positionen, die etwa 10 Haus- 
halte beaufsichtigen (Goodfellow und Smith, 2013). 
Diese Strukturen befördern eine Kontrolle der Bevöl- 
kerung. Dabei sind Teilhabe am städtischen Leben und 
Beiträge zum Gemeinwohl vorgeschrieben. Hierzu dient 
der streng überwachte „Umuganda." An diesem monat- 
lichen „Tag kommunaler Arbeit" werden unter Aufsicht 
eines Steuerungskomitees Arbeiten für das Gemein- 
wohl verrichtet, wobei die Teilnahme aller Ruander im 
Alter zwischen 18 und 65 Jahren Pflicht ist. Die Zent- 
ralregierung erhält eine Rückmeldung über Beteiligung 
und Fortschritte der Projekte. Das traditionelle Kon- 
zept des Umuganda wurde 1998 wieder aufgegriffen, 
und zwar als Teil des Versuchs der Aussöhnung nach 
dem Genozid und Bürgerkrieg zwischen Hutu und Tutsi 
(Rwandapedia, 2014). Institutionalisiert wurde es erst 
zwischen 2007 und 2009. 

Ruanda zählt heute zu den Staaten mit der gerings- 
ten Korruption in Afrika und belegt nach dem Corrup- 
tion Perceptions Index von Transparency Internatio- 
nal im weltweiten Vergleich Rang 44 von 167 Staaten 
(TI, 2015b). In der Phase des Wiederaufbaus nach dem 
Bürgerkrieg wurden tiefgreifende Reformen des politi- 
schen Systems getätigt und Institutionen zur Korrupti- 
onsbekämpfung eingerichtet. So wurde beispielsweise 
die Rwanda Public Procurement Authority geschaffen. 



□ Bus 

□ Bus mittlerer 
Größe 

□ Minibus 

□ Taxi 

□ Motorrad 


Abbildung 5.7-4 

Öffentlicher Nahverkehr in Ruanda nach Verkehrsträgern. 
Quelle: Republic of Rwanda - Ministry of Infrastructure, 2012 


die bei der öffentlichen Beschaffung Korruption ver- 
hindern soll, indem die Vergabe von Projekten stärker 
von den politischen Entscheidungsträgern entkoppelt 
wird. Die vergleichsweise niedrigen Korruptionsraten 
begünstigen den Zufluss von Direktinvestitionen. 

Die Entwicklungspolitik Kigalis orientierte sich bis- 
her an den Millennium Development Goals. Diese soll- 
ten mittels der „National Strategy for Climate Change 
and Low Carbon Development" (NSCCLCD) und der 
„Economic Development and Poverty Reduction Strat- 
egy" des Rwanda Ministry of Finance and Economic 
Planning (MINECOFIN) umgesetzt werden. Darüber 
hinaus ist Kigali Teil des „100 Resilient Cities"- Pro- 
gramms der Rockefeiler Foundation und der UN Habi- 
tat Cities and Climate Change Initiative. 

Kigalis Masterplan 

Die Stadtverwaltung Kigalis sieht in der Verdichtung 
der Stadt große Chancen. Der unkontrollierten städti- 
schen Ausbreitung soll entgegengewirkt und Kigali soll 
ein „Centre for Urban Excellence" werden. In einem 
Masterplan, der von dem amerikanischen Architek- 
tenbüro OZ im Auftrag des ruandischen Präsidenten 
Kagame erarbeitet und 2008 vom Parlament verab- 
schiedet wurde, wird für Kigali eine moderne Zukunft 
skizziert. Im Zentrum dieses Stadtentwicklungskon- 
zepts steht eine ökologisch und ökonomisch nachhal- 
tige Entwicklung. Zwischen „ecology, equity and eco- 
nomy" (Oz und City of Kigali, 2008) soll eine tragfä- 
hige Balance gefunden werden. Der Plan war u. a. unter 
Einbeziehung des Entwicklungsentwurfs „Vision 2020" 
des ruandischen Wirtschaftsministeriums aus dem Jahr 
2000, der auch eine kritische Aufstellung der Probleme 
des Landes zum Zeitpunkt der Publikation enthält, 
erstellt worden. Unterstützer des Projekts sagen Kigali 
eine Zukunft als das „Singapur Afrikas" (Caryl, 2015) 
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Streckenabschnitt 


^_9-22 Uhr; 2011 ^—16-17 Uhr; 2011 WHO-Grenzwert 

--•9-22 Uhr; 2012 --.16-17 Uhr; 2012 



Abbildung 5.7-5 

Feinstaubbelastung in Kigali. 
Durchschnittliche Belastung 
durch Luftverschmutzung 
an verschiedenen 
Straßenabschnitten zu 
unterschiedlichen Uhrzeiten. 
Durchgezogene schwarze 
Linie: Grenzwert der WHO. 
Quelle: Henninger, 2009 


Abbildung 5.7-6 

Temperaturtrend Kigali 
(1971-2008). 

Quelle: Henninger, 2009 


voraus. Zumindest soll Kigali das regionale Finanz-, 
Geschäfts- und Entertainment-Center für das östliche 
Zentralafrika werden. 

Inzwischen wurde der Masterplan unter Feder- 
führung der in Singapur beheimateten Surbana Inter- 
national Consultants durch spezifische Distriktpläne 
ergänzt, welche die Stadtentwicklung weiter planerisch 
gliedern. Die drei administrativen Bezirke Kigalis sollen 
jeweils spezifische städtische Funktionen erfüllen und 
eigene Formen der Urbanität entfalten. So soll Nyaru- 
genge „Green Financial Hub and Vibrant Growth Cen- 
tre", Gasabo „Diverse Employment Hub and Cultural 
Heartland" und Kicukiro „Knowledge Hub and Green 
Gateway of Kigali" werden. Bei dieser Kategorisierung 
steht vor allem die wirtschaftliche Entwicklung im Vor- 
dergrund. Andere Leitprinzipien im Masterplan legen 
Wert auf Lösungen unter Berücksichtigung des natür- 
lichen Terrains und der Umweltcharakteristika; Nut- 
zung bestehender Ressourcen und technischer Mög- 
lichkeiten; Erziehung und Ausbildung; umfassender 


Wohnungsbau; Modernisierung des Transports und 
eine umweltfreundliche Infrastruktur; Anreize für 
ausländisches Kapital und Privatinvestitionen; Schutz 
der natürlichen Umwelt und ökologisch nachhaltige 
Stadtentwicklung (ASLA, 2010). Diese Vision von 
einem modernen Kigali soll sowohl das Eigenbild als 
auch die Außenwahrnehmung der Stadt verändern, die 
bislang überwiegend mit dem Genozid in Verbindung 
gebracht wird. Der Masterplan wurde 2009 mit dem 
„Planning Association Daniel Burnham Award for Best 
Comprehensive Plan" und 2010 mit dem „Award for 
Best in Planning" der American Society of Landscape 
Architects ausgezeichnet (Ruanda Development Board, 
2008). 2013 wurde ein neuer Masterplan aufgelegt. 

Ein positiver Aspekt des Masterplans ist die damit 
verbundene ausführliche Bestandsaufnahme der 
gegenwärtigen städtischen Realitäten mit den entspre- 
chenden Handlungsfeldern in Kigali. In Kigali wurden 
zivilgesellschaftliche Organisationen in der Vorberei- 
tungsphase des unter Beratung ausländischer Firmen 
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entstandenen Masterplans auf verschiedenen Ebenen 
konsultiert, es wird aber nicht aufgeführt, inwieweit 
diese Mitarbeit in die Raumplanung eingeflossen ist 
(Abb. 5.7-7). Problematisch sind vor allem die Festset- 
zungen des Masterplans für die informellen Siedlungen. 
Da ein großer Teil der Bewohner in informellen Sied- 
lungen ohne gesicherte Bodenrechte lebt, besteht die 
berechtigte Sorge, dass ihre Wohnungen im Zuge der 
Umsetzung des Masterplans abgerissen werden. Dessen 
Umsetzung wirft allerdings einige Schwierigkeiten auf, 
denn eine national autonome Finanzierung dieser Vor- 
haben scheint kaum realisierbar und laut den Projek- 
trichtlinien internationaler Geldgeber, etwa der Welt- 
bank, sind Umsiedlungen nicht oder nur in Ausnahme- 
fällen zu genehmigen. Die Visionskraft des Masterplans 
kann gleichzeitig als seine Schwäche gewertet werden, 
da sie sich teils stark von der Realität vieler Stadtbe- 
wohner entfernt und somit für viele keine unmittelba- 
ren Handlungsoptionen bietet. 

Frauen in der Politik 

Ruanda hat mit 64% den höchsten Frauenanteil im 
Parlament weltweit. Trotz dieser positiven Entwicklung 
ist diese Teilhabe von Frauen in der Politik nicht gleich- 
zusetzen mit einer generellen gesellschaftlichen Gleich- 
stellung von Mann und Frau oder einer ganzheitlichen 
Teilhabe von Frauen am politischen Leben durch alle 
sozialen Schichten hinweg (Burnet, 2008). Nach dem 
Genozid waren viele Frauen verwitwet und viele Mäd- 
chen zu Waisen geworden. Vielfach füllten daraufhin 
Frauenorganisationen die sozialen gesellschaftlichen 
Lücken (Burnet, 2008:366). 

Auch in der städtischen Regierung Kigalis sind 
Frauen vertreten, so ist etwa eine Frau, Hope Tumu- 
kunde Gasatura, Vize-Bürgermeisterin der Stadt. Kigali 
war 2010 unter den ersten fünf Städten, die begannen, 
das „Safe Cities Free of Violence Against Women and 
Girls Global Programm" der Vereinten Nationen umzu- 
setzen. Das Programm zielt darauf, die Stadt und ins- 
besondere öffentliche Plätze sicherer für Frauen zu 
machen, um sie gegen sexuelle, verbale und körperliche 
Belästigungen und Übergriffe zu schützen. Häusliche 
Gewalt gegen Frauen ist weiterhin ein großes Problem. 

Gleichzeitig ist der Anteil von Frauen an der städti- 
schen Gesamtbevölkerung niedriger als der Anteil der 
männlichen Bevölkerung. Dies wird auf die Abwan- 
derung von Männern aus den ländlichen Regionen 
zurückgeführt, die in die Stadt kommen, um Arbeit zu 
finden, während ihre Frauen und Kinder in den Dörfern 
bleiben. Der Lebensunterhalt der Familien in den Dör- 
fern wird oft durch Geldsendungen finanziert. 



Abbildung 5.7-7 

Teilhabeprozess bei der Erstellung des Masterplans für Kigali. 
Quelle: Antje Kristin/UNDP/Wikipedia 


Defizite der politischen Teilhabe 
Laut Freedom House Index ist Ruanda „nicht frei." 
Die Pluralität in der Parteienlandschaft ist stark ein- 
geschränkt unter der Vorgabe, die nationale Ein- 
heit nicht zu gefährden. So sind religiöse und ethni- 
sche Parteien aufgrund der Erfahrungen des Genozids 
und dem Bestreben nach Versöhnung verboten; die- 
ses Verbot wird jedoch von der regierenden Partei dazu 
genutzt, um politische Opposition und kritische Äuße- 
rungen gegenüber der Regierung zu unterdrücken. Für 
„Divisionismus" werden Freiheitsstrafen verhängt, und 
die Befürchtung, des Divisionismus beschuldigt zu wer- 
den, lässt viele von kritischen Äußerungen Abstand 
nehmen. Mehrere Oppositionspolitiker wurden auf- 
grund ihrer politischen Äußerungen inhaftiert, einige 
Kritiker wurden im Exil ermordet (Amnesty Interna- 
tional, 2015a). Somit wird politische Teilhabe derweil 
nur im Einklang mit der herrschenden Regierungselite 
realisiert. Zudem besteht auf der nationalstaatlichen 
Ebene ein Machtmonopol beim Präsidenten des Landes 
(Bertelsmann Stiftung, 2014). 

Eine freie politische Teilhabe ist in Kigali nicht mög- 
lich. In dem Grundgesetz von 1995 wurde der Grund- 
stein für die Institutionalisierung der politischen Domi- 
nanz der RPF gelegt und in der 2003 verabschiede- 
ten Verfassung nochmals verstärkt. Die Proklamation 
der nationalen Einheit bietet der RPF die Möglichkeit, 
unter dem Vorwand der Sicherheit regulative Maßnah- 
men gegen Regimekritiker zu ergreifen (Reyntjens, 
2011: 16). Die Unterdrückung nicht regierungstreuer 
Politiker sowie die Zerschlagung oppositioneller Par- 
teien waren die Folgen. Bei den nationalen Wahlen 

2003 und 2008 wurde von unabhängigen Wahlbeob- 
achtern Wahlbetrug festgestellt (Reyntjens, 2011 : 8 f f . ) . 
Neben dem politischen Sektor erlitt auch der zivilge- 
sellschaftliche Sektor Repressionen. Auch hier erfolgte 
dies unter dem Vorwand der nationalen Einheit. Bereits 

2004 wurden NRO, die sich beispielsweise für die 
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Kasten 5.7-1 

Der Einfluss von Mobiltelefonen auf 
wirtschaftliche Kleinunternehmen 

Während die Zahl der Festnetzanschlüsse in Ruanda seit der 
Jahrtausendwende bei ca. 23.000 Anschlüssen stagniert, 
haben sich wie überall in Afrika Mobiltelefone rasant verbrei- 
tet. Auch in Kigali hat die Verbreitung von Mobiltelefonen 
und Smartphones die ökonomische Entwicklung vor allem im 
informellen Sektor begünstigt. Gerade Kleinstunternehmer 
konnten ihre Kapazitäten erweitern, oft mehr Kunden bedie- 
nen und so ihre Einnahmen steigern (Donner, 2007). Ein Pro- 
blem für arme Bevölkerungsgruppen ist der Zugang zu Elekt- 
rizität zum Aufladen der Mobiltelefone. In kurzer Zeit sind als 
neues Geschäftsmodell mit Sonnenenergie betriebene mobile 
Ladekioske für Mobilfunkgeräte entstanden (Abb. 5.7-8). 
Das Unternehmen African Renewable Energy Distributor 
(ARED) wurde 2013 gegründet und ist bereits in mehreren 
anderen Teilen Ruandas aktiv (ARED, 2014). Dabei wird nicht 
nur die Funktionalität des Ladekiosks beworben, sondern ins- 
besondere auch der Nachhaltigkeitsaspekt in den Vorder- 
grund gestellt. So zielt auch der Werbespruch des Unterneh- 
mens auf intergenerationelle Gerechtigkeit: „Wir erben die 
Erde nicht von unseren Vorfahren, wir leihen sie uns von 
unseren Kindern." Neben ARED gibt es noch weitere Unter- 


nehmen die mobile Handyladestationen anbieten. Allerdings 
sind dies international agierende soziale Unternehmen mit 
Firmenablegern in Kigali, wie z.B. Barefoot Power und 
Mobisol (Barefoot Power, 2015; Mobisol Prepaid Energy 
2015). Diese Unternehmen verkaufen an Kleinunternehmer 
solarbetriebene Handyladestationen. 



Abbildung 5.7-8 

Ladekiosk für Mobiltelefone auf Basis von Solarenergie in 
Kigali. 

Quelle: www.a-r-e-d.com 


Rechte von Bauern einsetzten, verboten. Ähnliches 
widerfuhr unabhängigen Medien. Regierungskritischen 
Zeitungen wurden Publikationsverbote auferlegt. Jour- 
nalisten, die sich widersetzten, wurden verhaftet, ver- 
trieben oder ermordet (Reyntjens, 2011: 13 ff.). 

5. 7.4. 2 

Ökonomische Teilhabe 

Ruanda zählt zur Gruppe der am wenigsten entwickel- 
ten Länder (2013). Rund ein Viertel der Bevölkerung 
Kigalis lebt nach der Definition der nationalen Statistik 
in extremer Armut. Gasabo ist der ärmste der drei Stadt- 
distrikte, mit 13,2 % der Bevölkerung, die in extremer 
Armut und 12,8%, die in Armut leben. Die Armuts- 
grenzen wurden von der Stadtverwaltung gesetzt, 
wobei zwischen extremer Armut, etwa unter 100 € 
monatlich (83.000 Ruandische Franken), und Armut, 
unter 145 € monatlich, unterschieden wird (Republic 
of Rwanda, 2012b). In Kicukiro leben insgesamt etwa 
8% und in Nyarugenge 10% unter der Armutsgrenze. 
Alle Distrikte Kigalis liegen jedoch oberhalb des natio- 
nalen Durchschnitts, der für extreme Armut 25% und 
für die höhere Armutsgrenze 40% beträgt (Republic of 
Rwanda, 2012b). Die höheren Armutsraten in ländli- 
chen Gebieten erklären die städtische Zuwanderung. 
Insgesamt ist von 2000-2011 in ganz Ruanda sowie in 
der Stadt Kigali eine stete Abnahme der Armutsraten 
zu verzeichnen (Republic of Rwanda, 2012c). Beson- 
ders vulnerable Gruppen sind Waisen, deren Anteil an 


der Gesamtpopulation zwischen 0-20 Jahren in Kigali 
über dem nationalen Durchschnitt liegt. So sind 4,2 % 
der Kinder in Gasabo Vollwaisen, 15,9% haben nur 
noch einen lebenden Elternteil (Republic of Rwanda, 
2012b). 

Sozioökonomische Disparitäten 
Trotz positiver wirtschaftlicher Entwicklung in den 
letzten Jahren (Kasten 5.7-1) und dem Trend zu abneh- 
mender Armut zählt Kigali zu den Städten mit einer 
der größten Einkommensungleichheiten weltweit (UN 
Habitat, 2013a: 84). Der Gini-Koeffizient der Einkom- 
mensverteilung hat sich in Kigali in den vergangenen 
Dekaden trotz Armutsbekämpfung kaum verändert. 
2010 lag der Gini-Koeffizient bei 0,559 (hohe Einkom- 
mensungleichheit; Republic of Rwanda, 2012c). Gleich- 
zeitig gibt es Fortschritte im Bereich der Bildung; so 
stieg der Prozentsatz derer, die eine Oberschule besu- 
chen, von 24,6 % in 2005 auf 41 % in 2012 an (Repub- 
lic of Rwanda, 2012c). 


5.7.5 

Urbane Transformation zur Nachhaltigkeit 

Am Beispiel Kigali zeigen sich die komplexen Her- 
ausforderungen rapider informeller Urbanisierung 
(Abb. 5.7-9). Trotz der schlechten Voraussetzungen 
hat sich die Stadt friedlich und ökonomisch solider als 
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Abbildung 5.7-9 

Urbane Transformation 
zur Nachhaltigkeit: 
Rahmenbedingungen in 
Kigali. 

Quelle: WBGU 
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vergleichbare Städte entwickelt, auch wenn weiter- 
hin fundamentale Probleme in der Stadtentwicklung 
gegenwärtig sind. So entstehen durch fehlende Struk- 
turen der Abfall- und Abwasserentsorgung Umwelt- 
probleme, die sich ohne Gegensteuern bei anhaltendem 
städtischen Wachstum weiter verschlimmern können. 
Der wirtschaftliche Fortschritt geht mit einer extremen 
Ungleichverteilung der Einkommen einher. Die Natio- 
nalregierung strebt derzeit an, dass Kigali ein „Green 
Business Hub" wird. So soll eine wissensbasierte Wirt- 
schaft wachsen, die höhere Einkommen für größere Teile 
der Bevölkerung ermöglichen soll. Weil Kigali heute als 
vergleichsweise wenig korruptionsanfällig gilt, ist die 
Stadt attraktiver für ausländische Direktinvestitionen 
geworden. Auch im Bildungssektor sind gute Grund- 
voraussetzungen geschaffen worden: So sind die Ein- 
schulungsraten in Ruanda die höchsten Afrikas. Fast 
alle Kinder bekommen eine Grundschulbildung, auch 
in der höheren Bildung wurden in den vergangenen 
Jahren Fortschritte erzielt (UNICEF, 2015). Dennoch 
bleibt weiter offen, wie die angestrebte Transformation 
zu einer nachhaltigen Stadt mit einer lebendigen Wirt- 
schaft vollzogen werden könnte und ob dies den Wün- 
schen der ruandischen Bevölkerung entspricht oder 
eine Vision von und für Eliten bleibt. Während durch 
die autoritären Strukturen und die staatliche Kontrolle 


ein wiederholtes Ausbrechen von ethnischer Gewalt 
verhindert wurde und verschiedene Reformen ökono- 
misches Wachstum förderten, ist es fraglich, ob ohne 
kritische zivilgesellschaftliche Impulse langfristig genü- 
gend Innovationspotenzial besteht, um eine Transfor- 
mation zu einer lebenswerten Stadt für alle Bewohner 
zu erreichen. 


5.8 

Säo Paulo: Die fragmentierte Metropole 

In Brasilien gibt es neben innovativen stadtplaneri- 
schen Ansätzen auf lokaler Ebene zusätzlich auf natio- 
naler Ebene eine intensive Beschäftigung mit urbanen 
Fragestellungen und Lösungsangeboten. Parallel dazu 
sind den Kommunen viele Kompetenzen übertragen 
worden, um ihre Entwicklung selbstständig zu gestal- 
ten. Säo Paulo ist mit ungefähr 20 Mio. Einwohnern die 
größte Metropolregion Südamerikas und der südlichen 
Hemisphäre und steht vor der Aufgabe, typische Her- 
ausforderungen einer Megastadt in einem Schwellen- 
land zu meistern. 

Der Text dieses Kapitels 5.8 wurde mit Zustimmung 
der Autoren in gekürzter Form aus der vom WBGU beauf- 
tragten Expertise Coy und Töpfer (2015) entnommen. 
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5.8.1 

Struktur und Wandel einer Megastadt 

Säo Paulo wurde Mitte des 16. Jahrhunderts zu Beginn 
der portugiesischen Kolonialzeit gegründet, aber der 
eigentliche Stadtwerdungs- und -Wachstumsprozess 
begann erst in den letzten Jahrzehnten des 19. Jahr- 
hunderts. Dies hing mit der raschen Bedeutungszu- 
nahme des Kaffeeanbaus in der Region zwischen Rio 
de Janeiro und Säo Paulo im Laufe des 19. Jahrhun- 
derts und von hier ausgehend dann mit der Expansion 
ins Hinterland des heutigen Bundesstaates Säo Paulo 
zusammen. Das Exportprodukt Kaffee sollte für Jahr- 
zehnte zur wirtschaftlichen Basis von Stadt, Region 
und Nation werden. An der Schwelle zum 20. Jahrhun- 
dert wird Säo Paulo, das noch wenige Jahre zuvor eine 
Kleinstadt im Hinterland war, zur Großstadt: Die erste 
Million Einwohner erreichte die Stadt in den 1930er 
Jahren. Die unmittelbare Verbindung zwischen Kaffee- 
anbau und Stadtentwicklung ergab sich in mehrfacher 
Hinsicht. Einerseits investierten die Eigentümer der 
Kaffeepflanzungen das in der landwirtschaftlichen Pro- 
duktion und im Export erwirtschaftete Kapital zuneh- 
mend in dem sich zu Anfang des 20. Jahrhunderts her- 
ausbildenden Industriesektor (z.B. die Textilindustrie) 
der Stadt Säo Paulo (Novy, 2001). Andererseits war der 
Kaffeeboom im Hinterland mit dem Ausbau der Infra- 
strukturen (vor allem der Eisenbahnstrecken) verbun- 
den, die sich in Säo Paulo bündelten und dort zum 
Export über den Hafen Santos zusammenflossen. 

5.8.1.1 
Immigration 

Ein wichtiger Aspekt ist die Zuwanderung vor allem ita- 
lienischer Einwanderer, die zunächst als Tagelöhner und 
Pächter auf den Kaffeepflanzungen arbeiteten, zuneh- 
mend aber auch direkt in die wachsende Stadt zuwan- 
derten. Säo Paulo entwickelte sich rasch zum brasilia- 
nischen Musterbeispiel eines „Schmelztiegels", in dem 
die unterschiedlichen Einwanderergruppen aufeinan- 
der trafen und die Stadt zunehmend auch sozialräum- 
lich prägten (Bernecker et al., 2000). Bis auf den heu- 
tigen Tag ist Säo Paulo die multikulturellste Stadt Bra- 
siliens. Einwanderungswellen gab es auch in den letz- 
ten Jahren, seien es die Koreaner, die nach und nach 
das (z.T. informelle) Textilgewerbe in den zentrumsna- 
hen Vierteln übernehmen, seien es die Bolivianer oder 
Peruaner, die oftmals mit ungeregeltem Status in die 
brasilianische Wirtschaftsmetropole zuwandern und 
dort, beispielsweise in den meist von Koreanern betrie- 
benen Sweatshops, in informellen Beschäftigungsver- 
hältnissen ihren Lebensunterhalt zu sichern suchen 
(Souchaud, 2012). 


5.8. 1.2 

Stadt, Metropolregion, Macrometröpole 

Der gesamte mega-urbane Raum, also über die Metro- 
polregion hinausgehend, wird inzwischen in Planung, 
Politik und Wissenschaft zunehmend als Macrometrö- 
pole Paulista (MMP) beschrieben und diskutiert, aller- 
dings ist noch nicht abzusehen, inwieweit das „Konst- 
rukt" der MMP in Zukunft auch hinsichtlich der Steue- 
rung mega-urbaner Prozesse die ihm gebührende Rolle 
spielen kann (Abb. 5.8-1). Es zeigen sich bereits einige, 
durchaus gegenläufige, demographische und wirt- 
schaftliche Strukturunterschiede: die stadtstrukturell 
leicht nachvollziehbare Abnahme der Bevölkerungs- 
dichte vom Zentrum hin zur Peripherie sowie die im 
Rahmen von Suburbanisierungsprozessen oder Periur- 
banisierungsprozessen zu erwartende zentral-peripher 
ansteigende Bevölkerungsdynamik, das zentral-peri- 
phere Gefälle der Einkommensverhältnisse, der Wert- 
schöpfung und der Lebensbedingungen. 

Säo Paulo ist spätestens seit Beginn der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts der dominante Wirtschaftsraum 
Brasiliens. So erwirtschaftet der Bundesstaat Säo Paulo 
32,1% des brasilianischen Bruttoinlandsproduktes, die 
Metropolregion Säo Paulo 17,9% und die Kernstadt 
immer noch 11,4% (IBGE, 2014a, b). Der Großraum 
Säo Paulo ist der industrielle Kernraum des Landes und 
bildet eine Industriestandortkonzentration von konti- 
nentaler und internationaler Bedeutung. Insbesondere 
die südlichen Vororte der Kernstadt, die Städte des so 
genannten ABC Paulista (Santo Andre, Säo Bernardo do 
Campo, Säo Caetano do Sul) sind die „Symbolräume" 
des brasilianischen Wirtschaftswunders derl960er und 
1970er Jahre. Die Industriecluster des Fahrzeugbaus, 
der Metallverarbeitung und der chemischen Industrie 
wurden weitgehend durch ausländische Direktinves- 
titionen finanziert. Zwischenzeitlich haben hier aller- 
dings infolge von negativen Agglomerationseffekten 
und verstärkt durch Steuervergünstigungspolitiken 
anderer Bundesstaaten zahlreiche Standortverlagerun- 
gen dazu geführt, dass man bereits von einem spürba- 
ren Deindustrialisierungsprozess sprechen muss (Coy 
und Schmitt, 2007). 

Bezogen allein auf die Kernstadt Säo Paulo war im 
Zeitraum von 1997 bis 2005 ein Rückgang der in der 
Industrie Beschäftigten von 550.000 auf 450.000 zu 
verzeichnen. Im gleichen Zeitraum nahm die Zahl der 
Beschäftigten im Dienstleistungssektor von 1.250.000 
auf 1.600.000 zu. Die Zahl der Beschäftigten in allen 
Bereichen zusammen genommen stieg im gleichen Zeit- 
raum von 2.450.000 auf 2.820.000 (Comin, 2012:7). 
Von den 1.124 größten Unternehmen Brasiliens haben 
365, also fast ein Drittel, ihren Sitz in Säo Paulo und 32 
der 50 größten Finanzinstit utionen sind in Säo Paulo 
(Kernstadt) beheimatet (Comin, 2012: 14). Von den 10 
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Abbildung 5.8-1 

Säo Paulo - mega-urbaner Raum: Funktionsräumliche Differenzierungen in der Macrometröpole Paulista. 
Quelle: Coy und Töpfer, 2015 


größten Banken Brasiliens haben sechs ihre Zentrale 
in der Kernstadt Säo Paulo, eine weitere im direkten 
Umland, und ein Viertel aller im Bankenwesen Brasili- 
ens Beschäftigten arbeitet in der Kernstadt Säo Paulo 
(Comin, 2012: 57). Diese Beispiele zeigen nicht nur eine 
generelle Tendenz der Tertiärisierung, sondern ganz 
besonders die Bedeutung der Steuerungsfunktionen, 
die von Säo Paulo ausgeht. 

5.8. 1.3 

Verlierer und Gewinner der funktionsräumlichen 
Veränderungen 

Die beschriebenen wirtschaftlichen Tendenzen der Dein- 
dustrialisierung und zunehmenden Tertiärisierung haben 
klare räumliche Konsequenzen. Die Industriegebiete der 
Kernstadt, die im Wesentlichen in einigen Innenstadt- 
und innenstadtnahen Vierteln zu finden waren (z. B. das 
von der Textilindustrie geprägte Viertel Bräs, Industrie- 
und Gewerbegebiete entlang der Flüsse Tamanduatei im 
Osten und Tiete nördlich der Innenstadt; Abb. 5.8-2), 
gehören heute zu den „Verliererquartieren" mit Leer- 


ständen und Konversionsflächen, sozialen Konfliktfel- 
dern, Umweltbelastungen und niedriger Lebensqualität. 
Die „Gewinner" unter den städtischen Quartieren liegen 
seit einigen Jahren vor allem im Südwesten der Kern- 
stadt. Hier sind es die Bürostädten ähnelnden neuen 
Entwicklungsachsen, extrem verdichtet und vertikali- 
siert, die geradezu zitadellenartige Enklaven im Stadt- 
körper bilden: Standortkonzentrationen von Unterneh- 
menszentralen, des Informatik- und Technologiesektors 
sowie der Medienbranche. Diese neuartigen Stadtfrag- 
mente bilden Zentralitäten aus, sie entstehen und wach- 
sen mit der sukzessiven Verlagerung von Funktionen aus 
dem ursprünglichen Zentrum heraus. Es entstehen durch 
die massive Präsenz nationaler und vor allem auch aus- 
ländischer und transnationaler Unternehmen regelrechte 
Steuerungszentralen, deren Bedeutung inzwischen weit 
über die nationalen Grenzen Brasiliens hinausreichen 
und wesentlich dafür sind, dass Säo Paulo zunehmend 
als Global City gilt (Töpfer, 2013a). 

Die beschriebenen funktional- und sozialräumlichen 
Differenzierungsprozesse bilden sich deutlich in der 
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Dynamik des Immobiliensektors ab. So konzentrierten 
sich von 1992 bis 2007 fast alle der insgesamt 4.500 
Neubauten von Apartmenthochhäusern auf fünf admi- 
nistrative Raumeinheiten (Subpräfekturen) im westli- 
chen beziehungsweise südwestlichen Sektor der Kern- 
stadt (Comin, 2012:20; Abb. 5.8-2). 


5.8.2 

Eigenart: Das Zentrum Säo Paulos als 
identitätsstiftender Ort und Keimzelle der 
Stadtgesellschaft 

Das ursprüngliche Zentrum Säo Paulos besteht aus 
den beiden Teilen Centro Velho (Altes Zentrum), das 
zwischen den Flüssen Tamanduatel und Anhangabaü 
auf einer Anhöhe liegt, und dem Centro Novo (Neues 
Zentrum), das sich jenseits des Flusses Anhangabaü 
anschließt. Auf der Anhöhe erfolgte im Jahr 1554 die 
Stadtgründung durch jesuitische Missionare und lange 
Zeit blieb die Stadt auf diese Fläche begrenzt, bevor in 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts in Folge des 
Kaffeebooms ein allgemeiner Aufschwung einsetzte 
(Novy, 2001). 

5.8.2.1 

Baulich-räumliche Struktur der Zentren Säo Paulos 

Noch heute reflektiert der Straßengrundriss des Cen- 
tro Velho die ursprüngliche Anlage der ehemals dörflich 
geprägten Kleinstadt. Es finden sich nur noch wenige, 
vor allem sakrale Bauwerke im Zentrums Säo Paulos, 
die aus der Kolonialzeit stammen oder an diese erin- 
nern. Ansonsten setzte mit der rasanten Entwicklung 
der Stadt seit Ende des 19. Jahrhunderts eine weit- 
gehende Überprägung der kolonialen, kleinstädtisch 
geprägten Strukturen durch eine moderne, nach und 
nach von Hochhäusern bestimmte Silhouette ein. Bis 
in die Gegenwart überdauert haben einige öffentliche 
bzw. religiöse Gebäude mit Symbolkraft aus der Jahr- 
hundertwende wie Bahnhöfe, Markthallen, Theater und 
Klöster. Viele dieser Gebäude orientierten sich seiner- 
zeit architektonisch an europäischen Vorbildern. Schon 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts setzte dann die Vertika- 
lisierung ein und setzte sich bis Ende der 1950er Jahre 
mit immer höheren Hochhäusern fort. Deren Errich- 
tung diente der Deckung der Nachfrage nach Wohn- 
und vor allem Büroräumen. Gleichzeitig war ihre jewei- 
lige zeitgenössische Architektur Ausdruck für die auf- 
strebende, moderne Metropole. In Folge von Gesetzes- 
änderungen kam der Bauboom im Zentrum zu einem 
Ende und die heutige Physiognomie des Zentrums spie- 
gelt somit weitgehend die bauliche Situation zum Ende 
der 1950er Jahre wider. Bis zu dieser Zeit bildete das 
ursprüngliche Zentrum das Zentrum der Metropole und 


für die Paulistaner Oberschicht. Hier befanden sich die 
entsprechenden Geschäfte und Boutiquen, Restaurants 
und Cafes, Theater und Kinos sowie Dienstleistungsan- 
gebote (Villaqa, 1998). 

Neben repräsentativen Gebäuden (vor allem Hoch- 
häusern) bildeten auch öffentliche Plätze Orte, die die 
Bedeutung der aufstrebenden Metropole widerspiegeln 
sollten. In unmittelbarer Nachbarschaft des Zentrums 
wurden dazu repräsentative Parks und Plätze angelegt. 
Sie spielten für die Oberschicht eine wichtige Rolle und 
dienten dieser der Repräsentation und Erholung (Zola, 
2007). Auch diese öffentlichen Flächen haben die Zeit 
überdauert, auch wenn oftmals in veränderter Erschei- 
nung. Auch mit dem Ende der rasanten Hochbautätig- 
keit im Zentrum behielten die Anlage neuer öffent- 
licher Plätze und die Umgestaltungen vorhandener 
Plätze eine große Bedeutung. 

5. 8. 2. 2 

Sozialräumlicher Wandel im Zentrum und das 
Recht auf Stadt 

Seit den 1980er Jahren nahm die Wohnbevölkerung 
im Zentrum ab, bevor sie seit der ersten Dekade des 
21. Jahrhunderts wieder zunahm (Kara Jose, 2010). 
Der Bevölkerungsanstieg wurde zum überwiegen- 
den Teil durch den Wiederbezug vormals leerstehen- 
der Gebäude abgefangen, die Leerstandsquote redu- 
zierte sich entsprechend um 50% (Kara Jose, 2010). 
Dabei zeichnet sich eine Tendenz zu privatwirtschaft- 
lich betriebenen Erneuerungsmaßnahmen der betref- 
fenden Gebäude ab (Kara Jose, 2013). Daneben gibt es 
seit der ersten Dekade des 21. Jahrhunderts erstmals 
auch wieder Neubauten von Appartmenthochhäusern 
(Embraesp, o.J.); dennoch ist das Wohnraumangebot 
auch im Zentrum vor allem für Geringverdiener zu 
klein. Soziale Bewegungen verweisen immer wieder 
mit Demonstrationen und Hausbesetzungen darauf hin 
(Kowarick, 2009: 153 ff.). Die Handhabung dieses Pro- 
blems im Stadtzentrum variiert abhängig von der poli- 
tischen Ausrichtung der jeweiligen Stadtregierungen 
(Teixeira et al., 2005). 

Seit Beginn der 1990er Jahre gibt es Bestrebungen, 
dem Zentrum wieder mehr Attraktivität zu verleihen. Je 
nach politischer Konjunktur wird der Fokus dabei ein- 
mal mehr auf eine Aufwertung zugunsten Wirtschafts- 
treibender und der Mittelschicht gelegt oder ein ande- 
res Mal versucht mit integrativen Maßnahmen auch die 
benachteiligte Bevölkerung zu berücksichtigen. Auch die 
öffentliche Verwaltung verlagerte in den beiden zurück- 
liegenden Jahrzehnten als eine Maßnahme zur Belebung 
und Aufwertung des Zentrums viele vormals ausgela- 
gerte Ämter wieder in den zentralen Stadtbereich zurück 
(Kara Jose, 2010). Mit dem Stadtplanungsinstrument 
Operagäo Urbana Centro wurde bereits früh versucht. 
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Abbildung 5.8-2 

Säo Paulo: Funktional- und sozialräumliche Differenzierungen in der Kemstadt. 
Quelle: Coy und Töpfer, 2015 


mittels eines Anreizsystems Investoren dazu zu bewe- 
gen, ihre Aktivitäten (auch) wieder auf das Zentrum 
auszudehnen. Die Erfolge blieben jedoch weit hinter 
den Erwartungen an dieses Instrument zurück (Nobre, 
2009; Balbim und Campagner, 2011). Trotzdem wur- 
den mit Mitteln aus der Operagäo Urbana Centro einige 
überwiegend den öffentlichen Raum betreffende Erneu- 
erungsmaßnahmen umgesetzt (Almeida, 2007; Balbim 
und Campagner, 2011). 

Neben den baulichen spielen auch solche Maßnah- 
men eine wichtige Rolle, die die Nutzung des öffentli- 
chen Raums betreffen. Dabei sind öffentliche Stellen 
der Stadtverwaltung und -regierung, NRO und soziale 
Bewegungen aktiv bzw. beteiligt. In Säo Paulo gibt es 
eine breite Vielfalt von Organisationen und Bewegun- 
gen, die sich mit Fragen der Stadtentwicklung befas- 
sen. Im Zentrum gibt es Vereinigungen, deren Enga- 
gement auf eine wirtschaftliche Stärkung abzielt, aber 
auch eine Reihe anderer, die sich als soziale Bewegun- 


gen und NRO vor allem den vulnerablen Gruppen und 
deren Interessen verpflichtet fühlen. Mit unterschied- 
lichen Aktionen versuchen beide, ihre Anliegen gegen- 
über der Stadtverwaltung und -regierung zu artikulie- 
ren und nach Möglichkeit umzusetzen oder umgekehrt 
öffentliche Maßnahmen in ihrem Sinne zu beeinflussen 
oder zu kritisieren. 

Beispielsweise hat die Stadtverwaltung im Zentrum 
zwei Regelungen zur Nutzung des öffentlichen Raumes 
getroffen. Dazu zählt die kommunale Verordnung 105, 
die sich laut Titel dem „Schutz von Personen in Risiko- 
situationen" widmet, in der Form ihrer Umsetzung aber 
vor allem dazu dient, den Aufenthalt von Obdachlo- 
sen auf öffentlichen Plätzen des Zentrums mithilfe der 
Stadtwache zu reduzieren. Eine weitere Regelung fir- 
miert unter dem Titel „Operagäo Delegada" („Delegierte 
Tätigkeit"), bei der Polizisten die Stadtwachebeamten 
bei der Bekämpfung des irregulären oder illegalen 
ambulanten Eiandels unterstützen, indem sie in ihrer 
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Freizeit von der Stadtverwaltung bezahlte Überstunden 
leisten (Töpfer, 2014b). Diese Maßnahmen werden von 
sozialen Bewegungen und NRO massiv kritisiert und 
beschäftigen teilweise auch die Gerichte. Hier offen- 
bart sich eine aktive Stadtgesellschaft, die Maßnah- 
men ihrer jeweiligen Regierung nicht widerspruchslos 
hinnimmt, sondern diese kritisch begleitet und Gestal- 
tungsrechte einfordert (Töpfer, 2013b; Töpfer, 2014a). 

Es gibt es auch solche Interventionen, die der unmit- 
telbaren Attraktivitätssteigerung für Mitglieder der 
Mittelschicht dienen sollen. Zum einen existieren pri- 
vate Initiativen von Einzelpersonen, beispielsweise die 
Caminhadas Noturnas (Abendwanderungen), die mitt- 
lerweile seit zehn Jahren wöchentlich angeboten wer- 
den und im Schnitt 50 Teilnehmer pro Woche umfassen, 
mit dem Ziel einer stärkeren Belebung des Zentrums. 
Zum anderen finden kulturelle Großevents und klei- 
nere Veranstaltungsreihen der Stadtverwaltung statt 
(Töpfer, 2014b; Abb. 5.8-3). 

Trotz konstanter Veränderungen hat das Zentrum bis 
heute für Säo Paulo als Ganzes Bedeutung. Das Zen- 
trum spielt im Diskurs und im Leben der Paulistaner 
eine wichtige Rolle und dient nach wie vor als zentraler 
identitätsstiftender Ort. Eine aktive Diskussions- und 
Streitkultur im Zentrum macht es möglich, dass viele 
Interessen zumindest artikuliert und Aushandlungen 
um die Zentrumsentwicklung breit rezipiert werden. 

5.8.3 

Teilhabe: Wohnraumprobleme, sozialräumliche 
Segregation und sozialer Wohnungsbau 

Spätestens mit der Beschleunigung des Verstädterungs- 
prozesses in den 1960er und 1970er Jahren und der 
damit in Verbindung stehenden verstärkten Zuwande- 
rung wurde die Frage des menschenwürdigen Wohn- 
raums - mit dem Engpass der Bezahlbarkeit - wie in 
allen brasilianischen Städten auch in Säo Paulo zum 
zentralen Problem des Stadtwachstums. Neuzuwan- 
derer und einkommensschwache Stadtbewohner sind 
auf informelle Substandard-Wohnformen angewiesen, 
die in der Regel extreme Ausstattungsdefizite aufwei- 
sen (z. B. mangelnde Gebäudequalität, unzureichende 
Wohnfläche, Über- und teilweise Mehrfachbelegungen, 
prekäre sanitäre Infrastruktur, risikobehafte Lage des 
Wohnstandorts). Für Säo Paulo sind in diesem Zusam- 
menhang seit vielen Jahrzehnten die sogenannten cor- 
tigos, zumeist degradierte Wohnhäuser oder Gebäude 
typisch, die durch Besetzung angeeignet oder informell 
vermietet bzw. untervermietet werden. Meist sind diese 
cortigos stark überbelegt (Kowarick, 2011). Die cortigos 
entsprechen in vieler Hinsicht dem Typ des innerstädti- 
schen Slums. Die in der Regel aus der informellen (und 


nicht gesetzeskonformen) Besetzung öffentlichen oder 
privaten Landes eher in den Randbereichen der Stadt 
oder in (innerstädtischen) Risikolagen (z.B. Ufer- und 
Hangbereiche, entlang von Straßen und Bahnlinien), 
hervorgegangenen Favelas sind in Säo Paulo, anders als 
in Rio de Janeiro, eher ein jüngeres, im Wesentlichen 
auf die 1970er und 1980er Jahre zurückgehendes Phä- 
nomen. Nach Saraiva und Marques (2011: 106) lebten 
1973 gerade einmal 70.000 Menschen in Favelas, dies 
entspricht 1 % der damaligen Stadtbevölkerung. Dabei 
können die Übergänge zwischen Favelas und sonstigen 
informellen Parzellierungen fließend sein, klare defini- 
torische Abgrenzungen sind schwierig. 

5.8.3.1 

Favela-Bevölkerung in Kernstadt und 
Metropolregion 

Aufgrund fehlender eindeutiger Abgrenzungskriterien 
und wegen grundsätzlicher statistischer Erhebungs- 
schwierigkeiten sind Zahlenangaben zu den in Substan- 
dard-Wohnungen lebenden Stadtbewohnern ausge- 
sprochen problematisch. Die Angaben der verschiede- 
nen Institutionen (des Statistischen Bundesamtes IBGE, 
der kommunalen oder bundesstaatlichen Wohnungs- 
behörden, der Wissenschaft oder zivilgesellschaftli- 
cher Organisationen) sind nur selten deckungsgleich 
und widersprechen sich häufig. Für die gesamte Metro- 
polregion RMSP (Regiäo Metropolitana de Säo Paulo) 
gibt das IBGE für 2010 ca. 3.300 Favelas mit 590.000 
Haushalten an (das entspricht ungefähr 2,4 Mio. Men- 
schen bei einer durchschnittlichen Haushaltsgröße von 
vier Personen) gegenüber etwas mehr als 2.000 Favelas 
mit 416.000 Haushalten (knapp 1,7 Mio. Menschen) 
im Zensusjahr 2000. Dies entspricht einem überdurch- 
schnittlichen jährlichen Wachstum sowohl der Favela- 
Haushalte (3,7% gegenüber 2% bei allen Haushal- 
ten) als auch der Favela-Bevölkerung (2,8% gegenüber 
1% bei der Gesamtbevölkerung (jeweils 2000 2010; 
Barbon et al., 2015:210). Dabei sind die Anteile der 
Favela-Haushalte bzw. der Favela-Bevölkerung an der 
Gesamtzahl der Haushalte bzw. der Bevölkerung in 
den Munizipien der RMSP sehr unterschiedlich. Nach 
Angaben der Stadtverwaltung lagen ungefähr 30% der 
Substandard-Wohneinheiten der Kernstadt Säo Paulo 
im Süden und Südosten des Stadtgebiets, ein Viertel im 
Osten und ungefähr 20% entlang von Gewässerläufen, 
also in besonders risikoträchtigen Lagen. In der Innen- 
stadt befanden sich nur 3 % der Substandard-Wohnein- 
heiten, wobei davon ungefähr die Hälfte (ca. 11.000 
Haushalte) dem cortigo-Typ entsprachen (PMSP, 2010). 
Der Großteil der cortigos, die ehemals vor allem in der 
Innenstadt zu finden waren, nämlich ca. 69.000 Haus- 
halte, ist inzwischen diffus über das Stadtgebiet ver- 
teilt (Abb. 5.8-4). Aus den in den vergangenen Jahren 
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Abbildung 5.8-3 

Breitensportveranstaltung „Virada Esportiva" zur Belebung 
des öffentlichen Raums im Zentrum Säo Paulos. 

Quelle: Tobias Töpfer 

zunehmend prekärer gewordenen Wohnverhältnissen 
in der Stadt Säo Paulo ergibt sich nach Berechnungen 
der Stadtverwaltung für das Jahr 2010 ein Wohnraum- 
defizit von 872.000 Wohneinheiten, was einem Anteil 
von ca. 24 % aller bestehenden Wohneinheiten ent- 
spricht. Dabei definiert sich das aktuelle Wohnraum- 
defizit aus der Zahl der Haushalte, die in menschenun- 
würdigen Wohnverhältnissen im Sinne des nationalen 
Stadtgesetzes leben (Observasampa, o. J.). Insgesamt 
ist also trotz aller sozialen und Einkommensfortschritte, 
die in Brasilien während der 2000er Jahre ohne Zwei- 
fel gemacht wurden (Calcagnotto, 2013; Zilla, 2013), 
nicht zu übersehen, dass die Anteile der in Substan- 
dard-Wohnformen lebenden Bevölkerung über die ver- 
gangenen Jahrzehnte in absoluten Zahlen sehr deutlich, 
relativ zur Gesamtbevölkerung aber vor allem deutlich 
überproportional, gestiegen sind (Saraiva und Marques, 
2011; Barbon et al., 2015; Kowarick, 2011). 

5. 8. 3. 2 

Dynamiken des formellen Wohnungsmarktes 

Der formelle Wohnungsmarkt, der die größten Seg- 
mente der Paulistaner Bevölkerung versorgt, entwickelt 
sich sehr dynamisch. Von 2000 bis 2010 wurden in der 
Regiäo Metropolitana de Säo Paulo (RMSP) knapp 
7.000 Mehrfamilienhaus-Bauprojekte mit einem Volu- 
men von ca. 419.000 Wohneinheiten auf den Markt 
gebracht (Barbon et al, 2015:220). Bereits 70% des 
höherwertigen Wohnens wird durch Apartmenthoch- 
häuser gestellt, zumeist in infrastrukturell besser ver- 
sorgten Gebieten mit höheren Grundstückspreisen. Auf 
den Gesamtbestand des Wohnraums der RMSP bezo- 
gen ist herauszustellen, dass sich über 70% der Woh- 
nungen bzw. Häuser im Eigentum der Nutzer befinden 
und lediglich knapp ein Viertel in Mietverhältnissen 
genutzt wird (Barbon, et al., 2015: 202 f.). 

Schon seit einigen Jahrzehnten sind eine von der 


Ober- und Mittelschicht genutzte Wohnform die Gated 
Communities. Diese durch private Sicherheitsmaßnah- 
men abgeschotteten, sozial zumeist homogenen, mit 
unterschiedlichen Infrastrukturen bestausgestatteten 
Privilegiertenviertel, werden in Brasilien condommios 
fechados genannt. Neben Rio de Janeiro war insbe- 
sondere Säo Paulo Vorreiter bei diesem Trend. Bereits 
Mitte der 1970er Jahre entstand mit dem nordwest- 
lich der Kernstadt gelegenen, höchst erfolgreich ver- 
markteten Großprojekt Alphaville der Prototyp des 
condomlnio fechado. Seinem Beispiel folgten unzählige 
dieser Projekte sowohl im Großraum Säo Paulo als auch 
in anderen Regionen des Landes (Coy, 2006). Favela 
und condominio fechado stellen somit die Extreme 
einer in den vergangenen Jahren zunehmenden sozi- 
alräumlichen Segregation in den brasilianischen Städ- 
ten dar. Aufgrund des oftmals kleinräumigen Neben- 
einanders inselartiger Enklaven des Oberschicht- oder 
Unterschicht-Wohnens mit jeweils eigenen Funktions- 
und Vernetzungslogiken ist dieses Phänomen besser 
als Fragmentierung zu bezeichnen. Auf den Gesamtbe- 
stand des Wohnraums der Kernstadt Säo Paulo bezo- 
gen, stellen auch in den 2000er Jahren die condommios 
fechados mit gerade einmal 0,5% des Gesamtbestan- 
des einen sehr kleinen Anteil dar. Der hohe Grad ihrer 
Abschottung macht aber ihre stadträumliche Bedeu- 
tung und fragmentierende Wirkung trotzdem spürbar. 
Während in den 1980er Jahren die Gated Communities 
weitgehend ein Phänomen der „Grünen Wiese" waren, 
worunter abgeschottete Wohnprojekte in günstiger 
Verkehrs- (und Freizeitjlage vor den Toren der Kern- 
stadt zu verstehen sind (Coy und Pöhler 2002), trat 
in den 1990er Jahren insbesondere im Großraum Säo 
Paulo mit den so genannten condommios horizontais 
ein relativ neues Phänomen auf. Dies sind oftmals klei- 
nere Projekte, die in städtischen Quartieren nach Par- 
zellenzusammenlegung und Abriss der bestehenden 
Bausubstanz entstanden sind und auf diese Weise die 
kleinräumige Fragmentierungstendenz in den Quar- 
tiersnachbarschaften noch verstärken. Nach Angaben 
von Baltrusis und D'Ottaviano (2009: 142) stellten im 
Jahr 1992 solche condommios horizontais nur 2% 
des Jahresangebots auf dem Markt für abgeschottete 
Wohnprojekte. 2004 waren es bereits 35%. 

In den letzten Jahren ist zunehmend zu beobachten, 
dass sich Gated Communities nicht mehr nur auf Pri- 
vilegierte beschränken. Die Tendenz geht dahin, dass 
immer mehr Projekte auch kleinere, einfacher aus- 
gestattete und damit billigere Wohnungen anbieten 
und damit stärker auf die Mittelschicht abzielen. Es 
gibt solche Projekte sogar immer häufiger in einkom- 
mensschwachen Quartieren. Die Verteilung der Gated 
Communities in unterschiedlichen Bereichen der RMSP, 
zunehmend in Form der condommios horizontais auch 
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Abbildung 5.8-4 

Favela Paraisöpolis und Apartmenthochhäuser des 
Luxuswohnviertels Morumbi, Säo Paulo. 

Quelle: Tobias Töpfer 

in der Kernstadt Säo Paulo, sowie die zunehmende 
soziale Differenzierung der Zielgruppen dieses Markt- 
segments zeigen, dass der ehemals dominierende Zen- 
trum-Peripherie-Gegensatz beim Gated Community- 
Phänomen nicht mehr aufrechtzuerhalten ist. Vielmehr 
muss von einem räumlich fragmentierten Verteilungs- 
muster ausgegangen werden. 

5. 8. 3. 3 

Sozialer Wohnungsbau 

Maßnahmen des staatlich oder kommunal geförderten 
sozialen Wohnungsbaus waren bisher nicht in der Lage, 
Abhilfe bei der Einlösung des Grundrechtes auf men- 
schenwürdiges Wohnen zu schaffen (Kasten 5.8-1). 
Innerhalb der Gruppe der Entwicklungs- und Schwel- 
lenländer zählt Brasilien zweifellos zu den Ländern, die 
bereits relativ früh Ansätze einer staatlichen Wohn- 
bauförderung beziehungsweise des sozialen Wohnungs- 
baus verfolgt haben. Dies geschah bereits im Gefolge 
des Estado Novo im Jahr 1946 mit der Einrichtung der 
Funda^äo da Casa Populär (FCP). Ziel war es, die sozi- 
alen Bedürfnisse der zur damaligen Zeit rasch wach- 
senden städtischen Arbeiterschicht zu befriedigen. Wie 
so oft gerieten auch diese ersten Ansätze des Sozialen 
Wohnungsbaus in den Strudel einer interessengesteu- 
erten Klientelpolitik. Unter der Militärdiktatur wurde 
im Sinne der Zentralisierung aller strategisch wichtigen 
Belange auch der soziale Wohnungsbau auf nationaler 
Ebene mit der Gründung einer nationalen Wohnungs- 
baubank (Banco Nacional de Habita^äo - BNH) sowie 
der Einrichtung einer nationalen Dachbehörde für 


Wohnungs- und Städtebau (Servi^o Federal de Habi- 
tagäo e Urbanismo - SERFHAU) neu aufgestellt. Hin- 
tergrund bildeten sowohl die rasch wachsende Indus- 
trialisierung und Verstädterung mit entsprechenden 
Nachfragewirkungen, die Befriedigung einer zur Legi- 
timierung des Regimes politisch wichtigen Klientel und 
die Förderung der Bauindustrie in den Städten. Es wur- 
den verschiedene Mechanismen der Finanzierung von 
Wohnraum über günstige Kredite installiert, bei denen 
ein Grundproblem immer darin bestand, dass lediglich 
diejenigen Zugang zu den entsprechenden Systemen 
hatten, die über entsprechende Sicherheiten verfüg- 
ten, die eigentlich nur durch regelmäßige Einkommens- 
verhältnisse garantiert werden konnten. Die Bedürf- 
tigsten blieben weitgehend ausgeschlossen. Insgesamt 
wurden in den Zeiten des Funktionierens des bundes- 
weiten sozialen Wohnungsbausystems zwischen 1964 
und 1986 ca. 5 Mio. Wohneinheiten in ganz Brasilien 
erstellt (D'Ottaviano, 2014: 257). 

5. 8. 3.4 

Krise, Paradigmenwechsel und Neubeginn im 
Sozialen Wohnungsbau - Minha Casa Minha Vida 

In den 1980er Jahren geriet, so wie viele andere öffent- 
liche Bereiche auch, der staatliche soziale Wohnungs- 
bau in eine tiefe Krise, u. a. mitverursacht durch die 
enorme Schuldenkrise, die von den internationalen 
Geldgebern verordnete Reduktion des Staatshaushaltes 
und den allmählichen Übergang zu neoliberalen Poli- 
tikprinzipien. Der Zentralstaat, der in den Jahrzehn- 
ten zuvor den sozialen Wohnungsbau zu seiner Auf- 
gabe gemacht hatte, zog sich immer mehr zurück und 
überließ die Initiative den Kommunen, die auch durch 
die neue Verfassung von 1988 im Sinne der Dezentra- 
lisierung hierzu ermächtigt wurden. Allerdings waren 
die Munizipien finanziell nicht ausreichend ausgestat- 
tet. Die verfassungsmäßigen Zuteilungen sind meist so 
bemessen, dass sie neben den laufenden Kosten häu- 
fig keine weiteren Investitionen erlauben; gleichzeitig 
ist die eigene Steuerhoheit der Kommunen begrenzt 
(Rolnik und Klink, 2011). 

Im Sinne der vorherrschenden internationalen Dis- 
kurse zur Wohnraumfrage war auch in Brasilien in 
den 1980er und 1990er Jahren ein Paradigmenwech- 
sel in der Wohnraumpolitik zu beobachten. Dabei ver- 
schwanden die klassischen Großprojekte des sozialen 
Wohnungsbaus zwar nicht (sie werden jetzt von den 
bundesstaatlichen oder auch kommunalen Wohnungs- 
baugesellschaften oftmals mit einfachsten Standards 
umgesetzt), aber sie werden ergänzt durch Niedrigkos- 
ten- und Selbsthilfewohnungsbau (sites and Services, 
core-housing-Programme), der besitzrechtlichen Regu- 
larisierung (regularizagäo fundiäria) sowie des Slum- 
Upgrading. Mit der Implementierung des Programms 
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Kasten 5.8-1 

Aktuelle Programme des Wohnungsbaus in Säo 
Paulo 

Die derzeitige Regierung des Bürgermeisters Fernando Had- 
dad gibt für die laufende Regierungsperiode 2013 bis 2016 
die folgenden Maßnahmen und Programme im Bereich der 
kommunalen Wohnraumpolitik als prioritär an (Secretaria 
Municipal de Habita^äo, o. J.): 

> Kommunaler Wohnungsbau im engeren Sinne fob durch 
das nationale MCMV-Programm mitfinanziert, wird nicht 
ersichtlich): Neubau von 55.000 Wohneinheiten. 

> Favela-Upgrading-Programm (Programa de Urbaniza^äo 
de Favelas): Einbeziehung von 70.000 Familien in entspre- 
chende Upgrading-Maßnahmen, zu denen bauliche, infra- 
strukturelle und ökologische Maßnahmen gehören. 

> Besitzrechtliches Regularisierungsprogramm CPrograma de 
Regularizagäo Fundiäria): Einbeziehung von 200.000 Fami- 
lien, deren rechtliche Wohnsituation geregelt und damit 
der Verbleib am aktuellen Wohnort (bzw. einem neuen Ort) 
gesichert werden soll. 

> Sanierungsprogramm der Siedlungen in Gewässerschutz- 
bereichen CPrograma Mananciais): Hier führt die aktuelle 
Regierung ein Programm der Vorgängerregierung explizit 


Minha Casa Minha Vida (MCMV) durch die Regierung 
Dilma Rousseff im Jahr 2009 ist nun ein deutlicher Auf- 
bruch im sozialen Wohnungsbau in Brasilien zu beob- 
achten (Amore et al., 2015; Marques und Rodrigues, 
2013). Ziel des MCMV-Programms war die Errich- 
tung von 1 Mio. Wohneinheiten in einer ersten Phase 
(2009-2011), was auch weitgehend erfüllt wurde; 
sowie die Errichtung von weiteren 2 Mio. Wohnein- 
heiten in einer zweiten Programmphase zwischen 2011 
und 2014 (Amore et al., 2015:19). Nach einer langen 
Phase des Stillstands hat also der öffentlich betrie- 
bene soziale Wohnungsbau wieder ein deutliches Profil 
erhalten, wobei die Neuerungen vor allem in der Pla- 
nung, Finanzierung und Umsetzung des Programms mit 
einer insgesamt beachtlichen Effizienz zu liegen schei- 
nen (Amore et al., 2015). Ein generelles Problem auch 
des MCMV-Programms scheint jedoch darin zu beste- 
hen, dass aufgrund der Finanzierungsmechanismen die 
eigentlich bedürftigeren Zielgruppen (Einkommens- 
gruppen bis zu drei Mindestlöhnen) nur bedingt von 
dem Großprogramm profitieren konnten. 

5.83.5 

Kommunale Wohnraumpolitik 

Für die Munizipien der RMSP und die Kernstadt sind 
heutzutage insbesondere zwei bundesstaatliche bzw. 
kommunale Wohnbauinstitutionen zuständig: die 
Gesellschaft für Wohnraum- und Stadtentwicklung 
sowie die Metropolitane Gesellschaft für Wohnraum- 
versorgung in Säo Paulo (Companhia Metropolitana de 


durch Beendung der ersten beiden Phasen und Einleitung 
einer dritten Phase weiter, wobei 70.000 Familien einbezo- 
gen werden sollen. 

Diese Programminformationen können zweifellos nur kurso- 
risch die aktuell laufenden Gesamtmaßnahmen zum Woh- 
nungsbau sowohl im Kemstadtbereich als auch in den übrigen 
Munizipien der RMSP beschreiben. Festzuhalten ist, dass sich 
nach Phasen einer neoliberalen Laissez-faire-Politik im 
Wohnbaubereich, die die Gräben und alltäglichen Konflikte 
zwischen formeller und informeller Stadt(produktion) deut- 
lich nachvollziehbar vertieft haben, die sozial- und stadtpoli- 
tischen Prioritäten wieder stärker dem zunehmend drängen- 
den Problem des Defizits an menschenwürdigem Wohnraum 
zugewandt haben. Dabei wird Wohnraumpolitik nicht nur als 
sektoraler Politikansatz verstanden, sondern auch integrativ 
eingebettet in eine stärker sozialökologische Perspektive der 
Verursachung von Umweltproblemen und der Verwundbar- 
keit gegenüber zunehmenden Risiken. Diesem integrativen 
Verständnis tragen auch entsprechende Kopplungen mit der 
kommunalen Infrastruktur- und Umweltpolitik, den kommu- 
nalen Klimaanpassungsmechanismen und insbesondere die 
zentrale Einbindung der Wohnraumfrage in die strategische 
Stadtentwicklungsplanung Rechnung. 


Habitapäo de Säo Paulo - COHAB-SP). Politische Leitli- 
nie der kommunalen Wohnungsbaupolitik ist der Plano 
Municipal de Habita^äo (PMH), der von der Secretaria 
Municipal de Habitagäo (SEHAB) zuletzt im Jahr 2009 
mit einer fünfzehnjährigen Gültigkeit bis 2024 vorge- 
legt wurde (PMSP, 2010). Innovativ am PMH von 2009 
war insbesondere die stärkere Kopplung der Wohn- 
raum- mit der Umwelt- und Verwundbarkeitsfrage. 
Wohnen wird also zunehmend in einem sozialökologi- 
schen Kontext gesehen. Hintergrund hierfür ist insbe- 
sondere die problematische Entwicklung, dass immer 
mehr informelle Substandard-Wohnsiedlungen an den 
Gewässerläufen und insbesondere im Bereich der gro- 
ßen Trinkwasserreservoire entstehen. Dabei handelt es 
sich in vielen Fällen um informelle Siedlungen armer 
Bevölkerungsgruppen, die aufgrund fortschreitender 
Urbanisierungstendenzen an zentraleren Standorten, 
vor allem im südwestlichen Stadtgebiet, von dort an 
die wechselseitig stark risikoexponierte Peripherie ver- 
drängt wurden (Fix 2001; Martins, 2011). 
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5.8.4 

Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen: 
Stadthygiene und kommunale Klimapolitik als 
zentrale Handlungsbereiche 

5. 8.4.1 

Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 

Die Wasserversorgung ist in Säo Paulo, wie in allen 
rasch wachsenden urbanen Agglomerationen, ein zent- 
rales Thema (Kap. 2. 3. 4. 2). Stadtgebiet und Metropol- 
region von Säo Paulo liegen im Einzugsgebiet des obe- 
ren Rio Tiete (Alto Tiete), einem der großen, praktisch 
den gesamten Bundesstaat durchfließenden und dem 
Rio Parana untergeordneten Gewässersysteme. Ver- 
schiedene Wasserreservoire bilden die Trinkwasser- 
quellen von Stadt und Metropolregion. Stadtentwick- 
lung, Wasserversorgung, Wasserqualität und Abwasse- 
rentsorgung stehen in engem Zusammenhang zueinan- 
der. Ein grundlegendes Problem für die Wasserqualität 
stellt die Industrie- und Gewerbedynamik in der Kern- 
stadt und den Industrievororten dar. Wirtschaftswachs- 
tum hatte über lange Jahre hinweg eindeutigen Vorrang 
vor Umwelt- und Gewässerschutz. Insofern gelangten - 
und gelangen immer noch - Industrieabwässer unge- 
klärt in die Vorfluter und kontaminierten diese. Inzwi- 
schen ist allerdings durch strenge Auflagen und auch 
regelmäßig erfolgende Emissionskontrollen die Gewäs- 
serkontamination durch die Industrie deutlich rück- 
läufig (Jacobi et al., 2015: 69). Die Schadstoffbelas- 
tung der Gewässer geht heutzutage vorrangig auf das 
Konto der privaten Haushalte. Dabei spielt eine nicht 
zu unterschätzende Rolle, dass insbesondere die Ufer- 
bereiche zahlreicher Gewässer in Kernstadt und Met- 
ropolraum in Ermangelung anderer Ausweichflächen 
wichtige Expansionsgebiete des informellen Stadtaus- 
baus sind. Die Risikozonen der Uferbereiche wurden 
(und werden) oftmals von Armutsgruppen aufgrund 
fehlender Alternativen mit dem Ziel des Baus infor- 
meller Siedlungen (Favelas) besetzt. Allerdings erhöht 
sich mit dieser Überlebensstrategie oftmals die Ver- 
wundbarkeit der Betroffenen zusätzlich (Wasserqua- 
lität, Gesundheit, Überschwemmungsrisiken). Ein wei- 
terer Zusammenhang zwischen Gewässerbelastung und 
Stadtentwicklung ist darin zu sehen, dass seit Beginn 
des Stadtausbaus und der großen Stadtentwicklungs- 
pläne in Säo Paulo das Gewässersystem durch Begra- 
digungen, Kanalisierungen und Verrohrungen ausge- 
sprochen stark verändert wurde. 

Insgesamt ist festzuhalten, dass über viele Jahr- 
zehnte hinweg Wasserversorgung und Gewässerschutz 
sowie Abwasserentsorgung und -klärung in Säo Paulo, 
wie in allen rasch wachsenden Städten in Entwick- 
lungs- und Schwellenländern, nicht gleichrangig gese- 


hen wurden. Versorgung hatte Priorität, sie ist politisch 
(auf den ersten Blick) deutlich besser verwertbar als ein 
Einsatz für Abwasserentsorgung und Gewässergüte. 

5. 8.4.2 

Abwasserklärung: ein ungelöstes Problem 

Nachdem in Brasilien die Wasserfrage zunächst Ange- 
legenheit der Kommunen war, erfolgte mit der Verkün- 
dung des Nationalen Plans zur Abwasserbeseitigung 
(Plano Nacional de Saneamento - PLANASA) im Jahr 
1971 unter der Militärdiktatur, wie in vielen anderen 
Bereichen auch, eine Zentralisierung. Seit damals ist 
insbesondere für die unter dem Gesichtspunkt der städ- 
tischen Umweltqualität entscheidende Abwasserfrage 
die bundesstaatliche Gesellschaft zur Abwasserbeseiti- 
gung im Bundesstaat Säo Paulo (Companhia de Sane- 
amento do Estado de Säo Paulo - SABESP) zuständig. 
Nach ihren Angaben werden derzeit 86 % der Abwässer 
im Flusseinzugsgebiet des Alto Tiete (also dem Stadt- 
gebiet von Säo Paulo und dem Großteil der Metropol- 
region) über Anschluss an die Kanalisation gesammelt 
und 65% in den acht von der SABESP im fraglichen 
Gebiet betriebenen Kläranlagen auch gereinigt (Jacobi 
et al. 2015:66). Über 30% der Abwässer werden somit 
aber nach wie vor ungeklärt in Gewässer eingeleitet. 
Noch vor wenigen Jahren waren die entsprechenden 
Werte deutlich schlechter. Seit 1992 wurde mit interna- 
tionaler Finanzierung durch Weltbank, IDB und japani- 
sche Institutionen das Projeto Tiete als eines der großen 
Umweltprojekte Brasiliens in der Stadt und der Metro- 
polregion von Säo Paulo umgesetzt, mit dem der Anteil 
der Abwassersammlung von 70% auf 85% und der der 
Klärung sogar von 24% auf ca. 70% erhöht werden 
konnte (Jacobi et al., 2015:70). 

5. 8.4.3 

Hochwassergefährdung 

Zusätzlich zur Schadstoffbelastung wird das Abflussre- 
gime in Stadt und Region Säo Paulo durch die praktisch 
vollständige Kanalisierung der Gewässer und einen 
hohen Versiegelungsgrad, der für das Einzugsgebiet 
des Alto Tiete mit 37% der Oberfläche angegeben wird 
(Jacobi et al., 2015:69), stark verändert. In Zusam- 
menhang mit den klimatischen Rahmenbedingungen 
stellt sich somit Hochwassergefährdung als eines der 
wichtigsten Umweltrisiken zahlreicher Gebiete dar. Als 
Reaktion wird seit Ende der 1990er Jahre der Hoch- 
wasserschutz u.a. mit Rahmenplänen für Flusseinzugs- 
gebiete vorangetrieben (z.B. mit dem Plano Diretor de 
Macrodrenagem da Bacia Hidrogräfica do Alto Tiete). 
Zentrale Maßnahme war bisher die Anlage von Rück- 
haltebecken (piscinöes). Seit einigen Jahren wird dem 
Schutz der Uferzonen der Gewässer und, soweit mög- 
lich, einer Renaturierung größere Aufmerksamkeit 
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gewidmet. Auf der kommunalen Ebene wurden bei- 
spielsweise mit dem Plano Diretor Estrategico (PDE) 
von 2002 als öffentliche Räume definierte Uferschutz- 
zonen (parques lineares) ausgewiesen. Auch der neue 
PDE (Kasten 5.8-3) verfolgt diese Strategie weiter und 
sieht vor, sie mit partizipativen Elementen, u.a. auch 
im Sinne der Umweltbildung, zu koppeln. Insgesamt 
können seit Beginn der 1990er Jahre auch auf bundes- 
staatlicher Ebene neue Ansätze der Wasser-Governance 
beobachtet werden. So wurden im Zuge eines erstma- 
ligen Wasserrahmengesetzes für den Bundesstaat Säo 
Paulo Flusseinzugsgebietskommissionen (Comites de 
Bacias Hidrogräficas - CBH) eingeführt und somit der 
Nexus zwischen Wasserver- bzw. -Entsorgung, Gewäs- 
sergüte, Stadtentwicklung sowie Lebens- und Umwelt- 
qualität auf eine politisch breitere und integrative Basis 
gestellt. Allerdings ist, wie so oft, Skepsis hinsichtlich 
der Sichtbarkeit und des Einflusses der CBHs und ande- 
rer Maßnahmen der kommunalen und bundesstaatli- 
chen Wasser-Governance angebracht. 

5. 8.4.4 

Müllsammlung und Müllentsorgung 

Die Sammlung, Lagerung, Entsorgung und das Recyc- 
ling von Müll sind ein weiterer zentraler Problembereich 
der Stadthygiene und der städtischen Umweltqualität 
(Kap. 2. 3. 4. 3). Nach der brasilianischen Gesetzgebung 
sind die Kommunen für die Sammlung bzw. Lagerung 
und Entsorgung des Hausmülls zuständig. Müllrecyc- 
ling wird dagegen als gewerblich-industrielle Aktivi- 
tät privater Initiative überlassen. Mit der Einführung 
einer nationalen Politik zum Müllsektor (Politica Naci- 
onal de Residuos Sölidos - PNRS) im Jahr 2010 wurden 
Getrenntmüllsammlung und ein integriertes kommu- 
nales Müllmanagement zur Priorität erklärt (Besen et 
al., 2014: 259f.). Im Zuge der PNRS sind Müllmanage- 
mentpläne auf nationaler, bundesstaatlicher und kom- 
munaler bzw. regionaler Ebene zu erstellen. Sie sollen 
dem ehrgeizigen Ziel einer Reduzierung der auf Depo- 
nien verbrachten Müllmengen um 45% bis zum Jahr 
2031 dienen. Dies ist nur mit erheblichen Anstrengun- 
gen zur Getrenntmüllsammlung und zum Recycling zu 
erreichen. Hierfür sehen die entsprechenden Pläne vor 
allem eine stärkere Inklusion der informellen Recycling- 
materialsammler (catadores) vor. Erhebungen aus dem 
Jahr 2008 zeigen, dass bereits fast 1.000 Gemeinden in 
Brasilien (das entsprach damals 18% aller Gemeinden) 
Getrenntmüllsammlung betreiben, zwei Drittel davon 
unter Einbeziehung organisierter Recyclingmaterial- 
sammler (Besen et al., 2014:260). Schätzungen gehen 
von mehr als 500.000 Recyclingmaterialsammlern in 
ganz Brasilien aus, ca. 10% von ihnen sollen in landes- 
weit mehr als 1.000 Kooperativen oder Assoziationen 
organisiert sein. Ungefähr 20% aller catadores sind im 


Bundesstaat Säo Paulo tätig (Besen et al., 2014:264 f.). 
Im Sinne der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Inklusion ist es entscheidend, dass die zumeist infor- 
melle Tätigkeit des Müllsammelns und Mülltrennens 
Anerkennung findet. Dabei ist die Frage der Formali- 
sierung und Organisation im Müllsektor hinsichtlich der 
sozialen Wirkung hoch problematisch und kontrovers. 

Im Jahr 2013 wurden nach Angaben der Umwelt- 
behörde des Bundesstaates Säo Paulo täglich 21.000 t 
Müll in allen Munizipien der Metropolregion Säo Paulo 
gesammelt, 61% davon in der Kernstadt. 30 der 39 
Munizipien der RMSP führen Getrenntmüllsammlung 
durch, 28 bedienen sich dabei der Dienstleistungen 
von in Kooperativen oder Assoziationen organisierten 
Recyclingmaterialsammlern (Besen et al., 2014:266). 
Allerdings umfasst die Getrenntmüllsammlung nur 
einen verschwindend geringen Anteil am gesamten 
eingesammelten Müllaufkommen. Für die RMSP liegt 
der Anteil der Mülltrennung bei gerade einmal 3,8%, 
die restlichen 96% landen auf den Mülldeponien. Für 
die Kernstadt belief sich der Anteil der Mülltrennung 
sogar nur auf 1,7% der insgesamt fast 13.000 t täg- 
lich gesammelten Mülls (Besen et al., 2014:267). Auch 
wenn Getrenntmüllsammlung und die damit begonnene 
Recyclingwertschöpfungskette mengenmäßig noch 
eine sehr geringe Rolle im Paulistaner kommunalen 
Müllmanagement spielen, so zeigt doch die mittlerweile 
fast allgegenwärtige Integration der catadores, ihrer 
Kooperativen und Assoziationen einen bewussteren 
Umgang mit der Müllentsorgung und ihren sozialöko- 
logischen Implikationen. Für die Zukunft ist es wichtig, 
die Müllproblematik noch stärker in einem ganzheitli- 
chen Zusammenhang von Stadthygiene, Umwelt- und 
Lebensqualität sowie wirtschaftlichen Überlebensstra- 
tegien zu sehen. Stärker als bisher ist dabei u. a. ange- 
sichts der Praxis der Müllverbrennung oder der Emis- 
sionen von Deponiegasen aus den zahlreichen Müll- 
deponien der Nexus zum kommunalen Klimaschutz zu 
sehen. Eine entsprechende Entlohnung von Dienstleis- 
tungen der Recyclingmaterialsammler sind auf natio- 
naler Ebene und in einigen Bundesstaaten im Gespräch 
(Besen et al., 2014:265). 

5. 8.4. 5 

Von der nationalen zur kommunalen Klimapolitik 

Brasilien hat vor einigen Jahren Grundzüge einer nati- 
onalen Klimapolitik implementiert. 2009 wurde ein 
nationales Gesetz zum Klimawandel verkündet (Kas- 
ten 5.8-2), in dem Prinzipien, Ziele und Institutio- 
nen einer nationalen Klimapolitik definiert werden. 
Im Sinne der Konkretisierung und Ausführungsbe- 
stimmungen ist im Jahr 2015 seitens des Umweltmi- 
nisteriums ein Nationaler Plan zur Anpassung an den 
Klimawandel (Plano Nacional de Adaptagäo ä Muda- 
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Kasten 5.8-2 

Prinzipien und Zielsetzungen des kommunalen 
Paulistaner Gesetzes zum Klimawandel 

Prinzipien und Zielsetzungen des kommunalen Paulistaner 

Gesetzes zum Klimawandel sind u.a.: 

> Die Förderung regenerativer Energien und begleitend die 
graduelle Substitution fossiler Brennstoffe; 

> die Anwendung von Mitigations- und Anpassungskriterien 
auf Stadtplanung und Bauvorschriften; 

> die Priorisierung des ÖPNV gegenüber dem motorisierten 
Individualverkehr (MIV); 

> die Formulierung und Implementierung von Maßnahmen 
des sparsamen Umgangs mit der Ressource Wasser; 

> die Förderung des städtischen Grüns (vor allem auch in 
Gebieten des Sozialen Wohnungsbaus!, die Vermeidung 
von Bodenversiegelung und die Förderung des Hochwas- 
serschutzes; 

> das Bekenntnis zum Leitbild der kompakten Stadt; 

> die Respektierung bzw. Wiederherstellung der gesetzlich 


nga do Clima - PNA) in Arbeit, in dem Maßnahmen 
zu den wesentlichen Themenbereichen Energie, Küs- 
tenschutz, Wasserressourcen, Naturgefahren, Ernäh- 
rungssicherheit, Ökosysteme, Städte, Transport und 
Logistik, Industrie sowie Gesundheit formuliert und 
mit den bereits implementierten sektoralen Program- 
men und Maßnahmenpaketen abgestimmt werden sol- 
len. Wie in anderen Bereichen „dekliniert" sich die 
Klimapolitik bis auf die kommunale Ebene hinunter. 
Die Stadt Säo Paulo ist hierbei durchaus ein Vorreiter. 
Ebenfalls im Jahr 2009 erließen Stadtparlament und 
Bürgermeister ein Kommunales Gesetz zum Klimawan- 
del (Lei 14.933/2009] und implementierten auf sei- 
ner Basis ein Komitee des Klimawandels und der öko- 
logischen Ökonomie (Comite de Mudanga do Clima e 
Ecoeconomia], das, unter Federführung des kommuna- 
len Umwelt- und Grünflächendezernats (Secretaria do 
Verde e do Meio Ambiente - SVMA), von Vertretern 
unterschiedlicher Stadtdezernate sowie von weiteren 
öffentlichen und zivilgesellschaftlichen Organisationen 
und von Vertretern der privaten Wirtschaft beschickt 
wird und die Koordinierung, Vermittlung und Imple- 
mentierung einer kommunalen Klimapolitik unterstüt- 
zen soll. Gleichzeitig beteiligt sich Säo Paulo in interna- 
tionalen Klimanetzwerken. Seit der Gründung im Jahr 
2005, ist Säo Paulo Mitglied der C40 Cities Climate Lea- 
dership Group. 

Das kommunale Gesetz zum Klimawandel sieht 
eine regelmäßige, in Fünf-Jahres-Schritten erfol- 
gende Inventur der Treibhausgasemissionen der Stadt 
Säo Paulo vor. Im November 2013 wurde eine ent- 
sprechende Inventur für die Jahre 2003 bis 2009 mit 
Aktualisierungen in den Bereichen Energie und Abfall 


vorgeschriebenen Schutzgebiete (Äreas de Preservagäo 
Permanente - APP] entlang von Gewässern. 

Wie aus der voranstehenden Auflistung ersichtlich, sind die 
im Gesetz zum Klimawandel genannten Handlungsfelder, 
Prinzipien und Zielsetzungen die, die auch in den gültigen 
Stadtentwicklungsplänen und -leitbildern, insbesondere im 
Plano Diretor Estrategico, im Sinne des Gesamtziels einer 
nachhaltigen, sozial gerechten und ökologisch tragfähigen 
Stadtentwicklung formuliert werden. Spezifisch sind die in 
den Art. 24 bis 27 des kommunalen Gesetzes zum Klimawan- 
del vorgeschriebenen Berichts- und Dokumentationspflich- 
ten, insbesondere eine alle fünf Jahre zu erstellende Inventur 
über die von Säo Paulo ausgehenden anthropogenen Treib- 
hausgasemissionen. Besondere Command-and-control-Maß- 
nahmen ergeben sich beispielsweise aus dem Art. 28 des 
Gesetzes, der die in jedem Fall gesetzlich vorgeschriebene 
Umweltlizensierung bei den Unternehmungen, die mit signi- 
fikanten Treibhausgasemissionen verbunden sind, von der 
Vorlage spezifischer Pläne zur Mitigation entsprechender 
Emissionen und zu konkreten Kompensationsmaßnahmen 
abhängig macht. 


vorgelegt (PMSP und SVMA, 2013). Für das Basisjahr 
2003 wurde dabei unter Anwendung der vom IPCC im 
Jahr 2006 aktualisierten Methodik ein Gesamtwert der 
Treibhausgasemissionen Säo Paulos in Höhe von 15,3 
Mio. t C0 2 eq ermittelt. Der entsprechende Gesamt- 
wert für 2009 beträgt nach dieser Inventur 15,1 Mio. t 
C0 2 eq (PMSP und SVMA, 2013:8), ist also im Verlauf 
der 2000er Jahre relativ gleich geblieben. Hinsichtlich 
der Emissionsquellen dominiert mit 82% bei weitem 
der Bereich Energie, also insbesondere die Verbrennung 
von Treibstoffen, gefolgt vom Abfallbereich (d.h. der 
Abfallbehandlung bzw. -deponie) mit 16%, die übri- 
gen 2 % beziehen sich auf die Bereiche Landwirtschaft/ 
Landnutzung (Agriculture, Forestry and Other Land 
Use - AFOLU) und industrielle Produktionsprozesse 
(Industrial Processes and Product Use - IPPU) (PMSP 
und SVMA, 2013:9). Die Aktualisierung der Emissions- 
werte für 2010 und 2011 ergab mit 16,1 bzw. 16,4 Mio. 
t C0 2 eq höhere Werte als in den Jahren zuvor, die vor 
allem auf die Emissionsquelle Energie zurückgeführt 
werden können. Als Erklärung hierfür werden Ände- 
rungen im Energiesektor, insbesondere die Inbetrieb- 
nahme von Wärmekraftwerken, angeführt (PMSP und 
SVMA, 2013: 13f.). 

5. 8.4.6 

Folgen des Klimawandels 

In Säo Paulo ist als Folge des Klimawandels ein Tempe- 
raturanstieg sowie vor allem eine Zunahme der Stark- 
regenereignisse zu erwarten (Nobre et al., 2010). Für 
den Zeitraum 2070-2100 wird eine durchschnittli- 
che Erhöhung der Temperaturen um 2-3 °C prognosti- 
ziert, womit eine Verdopplung der Tage mit Starkregen 
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(über 10 mm pro Tag) in der Stadt Säo Paulo verbunden 
sein kann (Nobre et al., 2010). Folgen des Klimawan- 
dels werden insbesondere die Zunahme von Überflu- 
tungsrisiken, und Hochwässern und dadurch ausgelös- 
ten Hangrutschungen sein. Entsprechende Ereignisse 
haben sich in Südost- und Südbrasilien in den letz- 
ten Jahren immer stärker gehäuft; auch Säo Paulo war 
immer wieder betroffen. Die Hauptleidtragenden ist 
die Armutsbevölkerung, die ihre prekären Behausun- 
gen überproportional in besonderen Risikogebieten, 
wie in Hangbereichen oder an Gewässerläufen, errich- 
ten. Säo Paulo wurde vergleichsweise wenig auf seine 
komplexen mikroklimatischen Verhältnisse hin unter- 
sucht, etwa zum Zusammenhang zwischen Bebauungs- 
muster und Wärmeinseln (Nobre et al., 2010: 10). 

5.8.5 

Ansatzpunkte und Herausforderungen für die 
Transformation: Stadtentwicklungsplanung und 
metropolitane Governance 

Erstmalig in Brasilien widmet die Verfassung von 1988 
Fragen der Stadt eigene Abschnitte. Dies ist einerseits 
Ergebnis der enormen Bedeutungszunahme des Ver- 
städterungsphänomens in Brasilien seit den 1960er 
Jahren, in denen Brasilien den Wandel von einem rural 
geprägten zu einem mehrheitlich verstädterten Land 
vollzog. Gleichzeitig ist es andererseits aber auch inter- 
pretierbar als Erfolg der Bewusstseinsbildung durch die 
nationale Stadtreformbewegung (Movimento Nacional 
da Reforma Urbana - MNRU) in den Vorbereitungs- 
jahren für die neue Verfassung während des Redemo- 
kratisierungsprozesses nach 1984. So sind, neben der 
Betonung der Sozialverpflichtung des städtischen Pri- 
vateigentums, nach Art. 182 der Verfassung alle Städte 
über 20.000 Einwohner zur Erarbeitung, Anwendung 
und Überprüfung eines Masterplans zur Stadtentwick- 
lung (Plano Diretor) verpflichtet. Dies gilt auch für Säo 
Paulo. 

5.8.5.1 

Ein neuer strategischer Masterplan zur 
Stadtentwicklung 

Bis 2014 war der im Jahr 2002 unter der Stadtregie- 
rung von Martha Suplicy, einer Vertreterin der pro- 
gressiven Arbeiterpartei PT (Partido dos Trabalhado- 
res), erlassene Strategische Masterplan (Plano Diretor 
Estrategico - PDE) in Kraft. Er hatte zwei konservative 
Regierungen überdauert. Mit Amtsantritt des erneut 
von der progressiven Arbeiterpartei PT gestellten Bür- 
germeisters Fernando Haddad zu Jahresbeginn 2013 
begann auf breiter partizipativer Basis die Erarbeitung 
eines neuen strategischen Masterplans, der 2014 als 


kommunales Gesetz Nr. 16.050 (Plano Diretor Estrate- 
gico do Municipio de Säo Paulo) erlassen wurde (PMSP, 
2014). Der PDE ist das wichtigste politische Dokument 
zu den Herausforderungen, Perspektiven und Leitlinien 
der Stadtentwicklung und Stadtpolitik (Kasten 5.8-3). 

Die Wirksamkeit der Richtlinien und Instrumente 
zur Steuerung und Planung der Stadtentwicklung hängt 
entscheidend vom politischen Willen der verantwortli- 
chen Entscheidungsträger ab. Gerade in Brasilien lässt 
sich in vielen Fällen beobachten, dass bei politischen 
Richtungswechseln in der Stadtregierung geltende 
Rahmenrichtlinien zwar oftmals weiterhin bestehen, 
aber bei der Umsetzung konkreter Maßnahmen aus 
politischen Opportunitätsgründen umgangen werden 
oder zumindest in ihrer Wirkung abgeschwächt, bzw. 
durch spezifische Ausführungsbestimmungen neu aus- 
gerichtet werden. Kommunalpolitische Kontinuität ist 
wesentliche Voraussetzung für die Dauerhaftigkeit und 
Wirksamkeit von ohnehin langfristig ausgerichteten 
Prinzipien und Maßnahmen der Stadtentwicklungspo- 
litik. Dies zeigt eine Vielzahl von brasilianischen Good- 
practice-Beispielen: die Erfahrungen in der „Ökologi- 
schen Hauptstadt" Curitiba oder auch in Porto Alegre, 
der Geburtsstätte des Bürgerbeteiligungshaushalts 
(Kasten 2.5-4). In den vergangenen Jahren hat es in 
Säo Paulo eine solche Kontinuität nicht gegeben. 

5. 8. 5. 2 

„Recht auf Stadt“ und Prioritäten der 
Stadtentwicklungsplanung 

In den zehn großen Aufgabenbereichen oder Hand- 
lungsfeldern des PDE finden sich wesentliche Ele- 
mente eines kritischen Stadtdiskurses zum Recht auf 
Stadt (Kasten 5.8-3). In Brasilien stand insbesondere 
die Nationale Stadtreformbewegung MNRU für die- 
sen Diskurs Pate, die nicht zuletzt von namhaften Ver- 
treterinnen der akademischen, zivilgesellschaftlichen 
und politischen Debatten um Stadtpolitik und Stadt- 
planung in Säo Paulo geprägt wurde (z.B. Raquel Rol- 
nik, Erminia Maricato, Nabil Bonduki und andere 
mehr). Es geht primär um das Recht auf Stadt, d.h. um 
eine Stadtentwicklung, in der beispielsweise die Sozi- 
alverpflichtung des städtischen Privateigentums ernst 
genommen wird, und bei der die Gewährleistung des 
Grundrechts auf Wohnen prioritär ist. Des Weiteren 
geht es um eine Stadtpolitik, die sozialräumliche Dis- 
paritäten abbauen, ungleiche Verwundbarkeiten der 
sozialen Akteure berücksichtigen und Lösungsmecha- 
nismen für sozialökologische Probleme und Konflikte 
ermöglichen soll (Kasten 3.5-1). Vorrangige Bedeu- 
tung erhalten also die Handlungsbereiche Wohnraum, 
Versorgung mit vor allem stadthygienischen Basisinf- 
rastrukturen, Mobilität und Umweltqualität. Als städ- 
tebauliche „Leitbilder" lassen sich im gültigen PDE die 
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Leitbilder der kompakten Stadt, der Dichte und vor 
allem der Nutzungsmischung sowie der kurzen Wege 
und dezentralen Versorgung wiedererkennen. Beson- 
dere Bedeutung sollen Partizipationsmechanismen auf 
unterschiedlichen Maßstabsebenen erhalten. Orien- 
tierungen an grundlegenden Prinzipien einer sozialen 
und nachhaltigen Stadt sind offensichtlich. Zur Umset- 
zung dieser Prinzipien und entsprechenden planeri- 
schen Aufgaben stellt das nach langjährigen kontro- 
versen Debatten im Jahr 2001 erlassene brasilianische 
Stadtgesetz (Estatuto da Cidade) eine Vielzahl innova- 
tiver Instrumente zur Verfügung, auf die der Paulista- 
ner PDE zurückgreifen möchte (Kästen 4.3-5, 5.8-3). 
Hierzu zählen u. a. die „Sozialisierung" von Gewinnen 
aus der Stadtproduktion, die Ausweisung und Realisie- 
rung von Prioritätsgebieten des Sozialen Wohnungs- 
baus (Zonas Especiais de Interesse Social - ZEIS), die 
Verbesserung städtischer Mobilität und Stadtteilquali- 
tät sowie eine stärkere Steuerung des Stadtwachstums 
entlang der bestehenden ÖPNV-Achsen. Zudem sollen 
prioritäre Stadterneuerungszonen entstehen, für die 
Projekte städtebaulicher Intervention gemeinsam mit 
der Zivilgesellschaft erarbeitet werden sollen. Außer- 
dem sollen wirtschaftliche und sozialökologische Fra- 
gen sowie der Denkmalschutz in der räumlichen Gestal- 
tung stärker berücksichtigt werden. 

5. 8. 5. 3 

Planung für die Metropolregion: Das neue Estuato 
da Metropole 

Vor allem im Kontext der Planung, Steuerung und Koor- 
dination künftiger Stadtentwicklung stößt eine an den 
Grenzen der Kernstadt Säo Paulo endende Politik rasch 
auch an die Grenzen ihrer Wirkung und Sinnhaftigkeit. 
Dem Zusammenwachsen der Kernstädte mit den in den 
letzten Jahren fast überall stärker wachsenden peri- 
urbanen Munizipien hat man in Brasilien bereits unter 
der Militärdiktatur in den 1970er Jahren durch Einrich- 
tung der Regiöes Metropolitanas (Metropolregionen) 
versucht Rechnung zu tragen. Zudem wurde 1973 
auch die Regiäo Metropolitana de Säo Paulo (RMSP) 
eingerichtet, die heute den ungefähr aus 20 Mio. Ein- 
wohnern in 39 Munizipien bestehenden Metropolraum 
umfasst, in dem Kernstadt und peri-urbane Munizipien 
baulich, verkehrstechnisch sowie funktional unmittel- 
bar ineinander übergehen. Allerdings haben die für die- 
sen Metropolraum geschaffenen Governance-Struktu- 
ren keine über Dokumentation und Analyse und allen- 
falls vergleichsweise unverbindliche Rahmenplanungen 
hinausgehende Wirkung erzielen können. Entspre- 
chend ist die bereits 1975 auf zentralstaatliche Initi- 
ative eingerichtete und für die RMSP zuständige Ins- 
titution EMPLASA (Empresa Paulista de Planejamento 
Metropolitano SA) in den letzten Jahren eher als eine 


vergleichsweise schwache Institution zu bezeichnen 
gewesen. Allerdings ist in jüngster Zeit die Thematik 
der Governance für die Metropolräume wieder deut- 
lich stärker in den Fokus des Interesses gerückt. Mit 
der Verfassung von 1988 ist die Zuständigkeit der Aus- 
weisung überörtlicher Metropolregionen auf die Bun- 
desstaaten übergegangen. Durch die massive Stadtex- 
pansion ins Umland über die Kernstädte hinaus, haben 
viele Bundesstaaten von der Möglichkeit der Auswei- 
sung von Metropolregionen und Agglomerationsräu- 
men (Aglomeraqöes Urbanas) Gebrauch gemacht. Von 
den ursprünglich neun Metropolregionen der 1970er 
Jahre hat sich ihre Gesamtzahl in Brasilien inzwischen 
auf über 60 erhöht, ohne dass dadurch die Wirksamkeit 
dieses Governance-Formats deutlich gesteigert worden 
wäre. Seit 2004 wird als Ausführungsgesetz zu den ent- 
sprechenden Verfassungsartikeln von 1988 in Brasilien 
über ein Rahmengesetz für Metropolregionen - ana- 
log zum seit 2001 bestehenden Stadtgesetz - beraten. 
Im Januar 2015 ist schließlich das so genannte Estatuto 
da Metropole als nationales Metropolengesetz erlassen 
worden, das nun endlich Rahmenbedingungen für die 
durch die Bundesstaaten eingerichteten Metropolregio- 
nen und Agglomerationsräume schaffen soll. Insgesamt 
sind im Laufe der Beratungen zahlreiche Vorschläge zur 
Stärkung der institutionalisierten metropolitanen Steu- 
erung und Koordinierung zurückgenommen oder abge- 
schwächt worden, so dass das Estatuto da Metropole als 
vergleichsweise „weiches" Gesetz zu interpretieren ist. 
Seine Implementierung hat gerade erst begonnen und 
eine Beurteilung seiner Wirkmöglichkeiten steht noch 
aus. Wesentliches Grundprinzip des Estatuto da Metro- 
pole ist die Anwendung einer so genannten Governanqa 
Interfederativa, einer gemeinsamen interinstitutionel- 
len Governance, bei der Gemeinschaftsinteressen des 
gesamten Metropolraumes Vorrang gegenüber lokalen 
Partikularinteressen haben sollen und die insgesamt 
dem Ziel einer nachhaltigen Entwicklung für den Met- 
ropolraum dienen soll. Das vom Estatuto da Metropole 
vorgesehene Hauptinstrument dieses Governance-For- 
mates ist ein integrierter Stadtentwicklungsplan (Plano 
de Desenvolvimento Urbano Integrado) für die Metro- 
polregion als Ganzes. Darüber hinaus sind koordinierte 
Sektorpläne (z.B. für Verkehr und Stadthygiene) vor- 
gesehen, ebenfalls können Munizipgrenzen überschrei- 
tende Instrumente abgeleitet und angewendet werden. 
Ob sich aus diesen neuen gesetzlichen Möglichkeiten 
die zur Lösung der Probleme in den urbanen Agglome- 
rationen dringend erforderliche Stärkung und Effizi- 
enzsteigerung der metropolitanen Governance ergeben 
wird, bleibt allerdings abzuwarten. 
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5. 8. 5.4 

Macrometröpole Paulista: der mega-urbane Raum 

Seit einigen Jahren wird der verstädterte Raum Säo 
Paulo aufgrund der Expansionsprozesse und immer 
stärkeren Umlandverflechtungen deutlich über die 
RMSP hinausgehend definiert. Das „Konstrukt" der 
Macrometröpole Paulista (MMP) setzt sich immer mehr 
in wissenschaftlichen Analysen und planerischen Visi- 
onen durch (Asquino, 2010). Die MMP besteht aus der 
Kernstadt Säo Paulo und weiteren 172 Munizipien des 
Bundesstaats Säo Paulo, die in mehreren Metropolre- 
gionen und Agglomerationsräumen zusammengefasst 
sind und umfasst inzwischen mehr als 30 Mio. Ein- 
wohner. Die Verflechtungen im Verkehrs- und Logis- 
tikbereich (Abb. 5.8-5), in der Wohnraum- und Pend- 
lerproblematik, in der wirtschaftlichen Arbeitsteilung, 
aber auch im Umwelt- und Freizeitbereich sind inzwi- 
schen so groß, dass man von einem wahren „Stadtland" 
nicht nur von nationaler, sondern auch von internati- 
onaler Bedeutung sprechen muss. Einen ersten Ansatz 
zur Entwicklung gemeinsamer Entwicklungshorizonte 
und Planungsleitlinien auf dieser räumlichen Aggrega- 
tebene stellt der im Jahr 2013 von der EMPLASA vor- 
gelegte Aktionsplan für die Macrometröpole Paulista 
(Plano de Agäo da Macrometröpole Paulista 2013-2040 
- PAM) für die Jahre 2013 bis 2040 dar (EMPLASA, 
2013). Wesentliche Handlungsfelder sieht der PAM 
in folgenden Themen: Territoriale Konnektivität und 
Wettbewerbsfähigkeit, territoriale Kohäsion und inklu- 
sive Verstädterung sowie metropolitane Governance 
(EMPLASA, 2013: 11; Abb. 5.8-1). Es bleibt aber auch 
hier abzuwarten, ob der PAM tatsächlich Wirkung 
erzielen kann. Auf jeden Fall ist zu beobachten, dass 
die Notwendigkeit einer besseren Abstimmung, Koor- 
dination, Integration und letztendlich Zusammenfüh- 
rung der einzelnen munizipalen Stadtpolitiken in einer 
Politik und Governance-Struktur für den mega-urba- 
nen Raum erkannt wurde. Allerdings ist der Weg dort- 
hin vor allem auch aufgrund der politischen Kräfte- 
spiele und Konflikte ein ausgesprochen steiniger. Dies 
ist aber ein weltweites Phänomen, wie u.a. die nach 
wie vor in vielen Fällen unbefriedigende Governance in 
europäischen Metropolräumen zeigt. 

5.8.6 

Fazit 

Sowohl die dargestellten sektoralen Programme, die 
sich Fragen und Antworten zum sozialen Wohnungs- 
bau sowie zum Umwelt- und Klimaschutz widmen, als 
auch der jüngst in Kraft getretene Masterplan für die 
gesamtstädtische Planung weisen viele Anknüpfungs- 
punkte hin zu einer urbanen Transformation zur Nach- 



Abbildung 5.8-5 

Verkehrsmix in Säo Paulo: Hubschrauber, PKW, Busse und 
weitere Verkehrsmittel. 

Quelle: Tobias Töpfer 

haltigkeit auf und zeigen deutliche Synergien zwi- 
schen den drei Dimensionen des normativen Kompas- 
ses (Kap. 3). Die Wohnungsbauprogramme sind zwar 
in erster Linie sozialen Verbesserungen für die unter 
prekären Substandard-Wohnungen leidenden Bevöl- 
kerung gewidmet (substanzielle Teilhabe), erfüllen in 
ihren Zielsetzungen allerdings gleichzeitig auch z.T. 
dezidiert ökologische Belange, wie beispielsweise den 
Schutz der Wasserreservoirs und ihrer Quellgebiete im 
Süden der Stadt (lokale natürliche Lebensgrundlagen). 
Umgekehrt sind Umweltschutzprogramme, die primär 
ökologische Verbesserungen zur Folge haben sollen, 
integrativ ausgerichtet. Dies wird am Beispiel der Recy- 
clingmaterialsammler deutlich, die aktiv in eine Recy- 
clingstrategie mit eingebunden werden und die Mög- 
lichkeiten ökonomischer Teilhabe verbessern. Im Stra- 
tegischen Masterplan fallen unmittelbar die Bezüge 
zu den eng mit nachhaltiger Entwicklung verbunde- 
nen Leitbildern der kompakten Stadt, der kurzen Wege 
und der Nutzungsmischung auf, die sich wie ein roter 
Faden durch den Masterplan von 2014 ziehen. Der bis 
2026 geltende Plan öffnet verschiedene Perspektiven 
auf eine Entwicklung, die versucht, ökologischen, sozi- 
alen und ökonomischen Aspekten Rechnung zu tra- 
gen. Die vorgesehene vorrangige Berücksichtigung des 
ÖPNV bietet sowohl Verbesserungen bei den Teilhabe- 
chancen für die von diesen Verkehrsmitteln abhängi- 
gen Bevölkerungsgruppen als auch positive Effekte für 
die Luftreinhaltung und den Klimaschutz. Noch nicht 
bebaute städtische Flächen sollen geschützt werden 
und ein breites Spektrum an Umweltdienstleitungen 
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Kasten 5.8-3 

Handlungsfelder des Strategischen Masterplans 
von Säo Paulo 

Im Jahr 2014 trat der neue Strategische Masterplan (Plano 
Diretor Estrategico - PDE) für Säo Paulo in Kraft (PMSP, 
2014). Der bis 2026 geltende Masterplan enthält folgende 
Handlungsfelder: 

Gewinne aus der Stadtproduktion „sozialisieren“ 

Um Gewinne aus der Stadtproduktion zu „sozialisieren", sol- 
len beispielsweise Bauwerte, die über die festgelegten Basis- 
koeffizienten hinaus geschaffen werden, nach dem Prinzip 
der zusätzlich geschaffenen Flächen abgeschöpft und über 
entsprechende finanzielle Abgaben des Immobiliensektors 
einem kommunalen Fonds (FUNDURB) zugeführt werden, 
aus dem Maßnahmen des sozialen Wohnungsbaus und der 
Stadtentwicklung finanziert werden sollen. Des Weiteren 
geht es darum, Leerstände zu Spekulationszwecken durch 
Baupflichten und Nutzungsvorschriften zu verhindern und als 
Durchsetzungsinstrumente hierfür eine progressive Grund- 
steuer und notfalls auch Enteignung vorzusehen. Darüber 
hinaus werden spezifische Stadtbereiche, so zum Beispiel das 
Zentrum und Gebiete entlang strategischer Achsen, zu Priori- 
tätsgebieten des sozialen Wohnungsbaus (Zonas Especiais de 
Interesse Social - ZEIS), Prioritätsgebieten der Stadtemeue- 
rung (OUCs) oder Prioritätsgebieten der Sozialverpflichtung 
des Eigentums erklärt (Kasten 4.3-5). 

Recht auf menschenwürdigen Wohnraum 

Ein zweites Handlungsfeld widmet sich dem Recht auf men- 
schenwürdigen Wohnraum. Dabei geht es vor allem um die 
Ausweisung und Realisierung von ZEIS und um Wohnungs- 
bau für die besonders Bedürftigen (Einkommensgruppen bis 
zu drei Mindestlöhnen) und die zumeist durch das Raster der 
übergeordneten Wohnbaufinanzierung des Bundes hindurch- 
fallen. Darüber hinaus ist eine Solidaritätsquote vorgesehen, 
mithilfe derer ein Wertäquivalent von 10% der Fläche bei 
städtebaulichen Großprojekten abgeschöpft und dem kom- 
munalen Sozialen Wohnungsbau zugeführt werden soll. 

Verbesserung städtischer Mobilität 

Zur Verbesserung der städtischen Mobilität soll der ÖPNV 
ausgebaut werden, beispielsweise mittels der Realisierung 
von Infrastrukturkorridoren. 30% der Mittel des Stadtent- 
wicklungsfonds (FUNDURB) sind für den Ausbau des ÖPNV, 
für innovative Fahrrad-Konzepte sowie für Verbesserungen 
der Fußgängerbereiche (z.B. Verbreiterung der Bürgerstei- 
ge, Prioritätszonen) vorgesehen. Neuartige Verkehrssysteme 
(z.B. multimodale Systeme, Car Sharing, dort wo möglich 
auch Flusstransport) sollen gefördert und ein kommunaler 
Plan zur städtischen Mobilität erarbeitet werden. 

Verbesserung der Stadtteilqualität 

Bei der Verbesserung der Stadtteilqualität geht es um Maß- 
nahmen zur Erhaltung von Kleinteiligkeit und traditionellen 
Strukturen in den Quartieren, um Nutzungsmischung sowie 
um ein verbessertes Stadtteilmanagement (unter Beteiligung 
der Betroffenen). Im Zuge einer Dezentralisierung der Stadt- 
entwicklungspolitik sollen entsprechende Entwicklungspläne 
auf der administrativen Ebene der Subpräfekturen und Stadt- 
viertel erarbeitet werden. 


Stadtwachstum entlang bestehender ÖPNV-Achsen 

Das fünfte Handlungsfeld sieht eine stärkere Steuerung des 
Stadtwachstums entlang der bestehenden ÖPNV-Achsen vor. 
Dabei geht es sowohl um die Festigung der bereits beste- 
henden sowie um die Ausweisung und Einrichtung neuer 
Infrastrukturachsen. Entlang dieser soll darauf geachtet 
werden, dass ausreichend öffentliche Räume vorgesehen 
sind. Dem motorisierten Individualverkehr soll keine 
Priorität eingeräumt werden. In diesem Sinne wird auf die 
Ausweisung von Parkflächen verzichtet und der bestehende 
Parkraum effizienter bewirtschaftet. Entlang der durch die 
vorgesehenen Maßnahmen gestärkten Entwicklungsachsen 
sollen Mindestquoten für Wohnraumnutzung vorgesehen 
werden, um eine Nutzungsmischung zu erhalten. 

Prioritätsräume übergeordneter metropolitaner 
Dynamik 

Zur Ausweisung von Prioritätsräumen übergeordneter metro- 
politaner Dynamik gehören das Stadtzentrum, Flussuferbe- 
reiche (zum Beispiel entlang der Flüsse Tiete und Pinheiros) 
sowie Areale entlang sperriger Infrastrukturen (vor allem 
entlang der Eisenbahnlinien und Bahnhöfe). Diese Bereiche 
sollen als prioritäre Stadterneuerungszonen verstanden wer- 
den, für die Projekte städtebaulicher Intervention gemeinsam 
mit der Zivilgesellschaft erarbeitet werden sollen. 

Wirtschaftliche und wirtschaftsräumliche Entwicklung 

Die wirtschaftliche und wirtschaftsräumliche Entwicklung 
der Stadt soll mit der Ausweisung von Gewerbegebieten, För- 
dergebieten, Entwicklungspolen und Technologieparks sowie 
mit der besseren Vernetzung bestehender Infrastrukturen 
und Zentralitäten betrieben werden. 


Im Handlungsfeld Umwelt und sozialökologischen Fragen wird 
erstmals das Augenmerk auf die ländlichen Gebiete"innerhalb 
des Stadtgebietes und auf deren multiple Funktionen (Pro- 
duktion, Schutz, Erholung, Ökosystemdienstleistungen) 
gerichtet. Mechanismen zur Abgeltung von Umweltdienst- 
leistungen sollen eingeführt werden (z.B. in Wasserschutz- 
gebieten oder zum Schutz verbliebener Waldflächen). Des 
Weiteren sollen neue Parks und Freiflächen, dabei vor allem 
auch parques lineares entlang von Fließgewässem im Sinne 
des Schutzes der Uferzonen und zum Hochwasserschutz, ein- 
gerichtet und aus einem neu einzurichtenden kommunalen 
Freiflächenfonds finanziert werden. 

Denkmalschutz 

Ein weiteres Handlungsfeld hat mit klassischen Themen des 
Denkmalschutzes (Gebäude- und Ensembleschutz), aber 
auch mit einem neuartigen Verständnis von kulturellen Wer- 
ten und der Valorisierung von Stadtlandschaft im Sinne von 
Identitätsräumen zu tun. 

Partizipation 

Partizipations- und Monitoring-Mechanismen sollen auf den 
unterschiedlichsten Ebenen, von der Einrichtung eines Kom- 
munalen Beirates für Stadtpolitik über eine alle drei Jahre 
abzuhaltende Stadtkonferenz bis hin zu Beiräten in Groß- 
projekten der Stadterneuerung (den so genannten Operaqöes 
Urbanas Consorciadas - OUCs, den Vorranggebieten für den 
Sozialen Wohnungsbau) etabliert werden. 


Umwelt 
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Neuer Bebauungsplan 

Die entscheidende Ausführungsbestimmung für den Plano 
Diretor Estrategico ist der Bebauungsplan, der vereinfachend 
als Lei do Zoneamento (Zonierungs-Gesetz) bezeichnet wird 
und in dem detailliertere Vorschriften zu Bodeninwertsetzung 
und -nutzung mit Gültigkeit bis auf Parzellenebene festge- 
schrieben werden. 

Sondergebiete der Stadtsanierung: OUC 

Eine besondere Rolle in der Stadtsanierung Säo Paulos spie- 
len großflächige und langfristig angelegte Sondergebiete 
der Stadtentwicklung, -Sanierung und erneuerung, die so 
genannten Opera^öes Urbanas Consorciadas (OUCs). Bei den 
OUCs geht es in den aktuellen Diskussionen darum, Trans- 


erfüllen. Auch die weiteren Handlungsfelder berück- 
sichtigen nachhaltige Ziele im weitesten Sinne. Gleich- 
zeitig wird von allen drei Verwaltungsebenen (natio- 
nal, bundesstaatlich, kommunal) auf unterschiedliche 
Weise anerkannt, dass es Bedarf an intermunizipalen 
und intermetropolitanen Steuerungsmechanismen gibt, 
um Problemen, die in zunehmend zusammenwachsen- 
den Stadtlandschaften nicht an den jeweiligen Verwal- 
tungsgrenzen halt machen, begegnen zu können. 

Sowohl in der Problemerkennung als auch in der 
Entwicklung planerischer Lösungen sind also wich- 
tige Schritte auf dem Weg zu einer urbanen Transfor- 
mation zur Nachhaltigkeit gesetzt worden. Vor dem 
Hintergrund des normativen Kompasses könnte der 
Masterplan die Perspektive der Eigenart noch stär- 
ker integrieren. So könnten beispielsweise noch nicht 
bebaute städtische Flächen neben den Umweltdienst- 
leistungen auch Räume für Erholung, Bewegung und 
soziale Interaktion für die Bevölkerung zur Verfügung 
stellen. Eine aktive Beteiligung der Bevölkerung an der 
Entwicklung dieser Flächen kann die Akzeptanz und 
Nutzungshäufigkeit erhöhen. 

Die Umsetzung der transformativen Schritte hängt 
in entscheidendem Maße vom politischen Willen ab. 
Wenn dieser gegeben ist, sind weitreichende Entwick- 
lungen möglich. Gerade in einer lebendigen Demokra- 
tie wie der Säo Paulos wechseln sich tendenziell pro- 
gressive und tendenziell konservative Stadtregierungen 
ab. Einerseits ist dies Ausdruck lebendiger Demokra- 
tie, andererseits behindert dieser wiederholte Wechsel 
Kontinuität bei der Umsetzung langfristiger Planungen. 
Eine wichtige Rolle kommt deshalb einer aktiven Zivil- 
gesellschaft zu, die auch im Fall häufiger Wechsel der 
Stadtregierungen eine gewisse Kontinuität durch ihre 
Möglichkeiten der Kontrolle, des Protests sowie der 
Erhebung von Forderungen gewährleisten und ext- 
reme Entwicklungen verhindern oder abmildern kann. 
Hier gilt es die Eigenart, im Sinne der Erhöhung von 
Gestaltungsautonomie und Selbstwirksamkeit, zu stär- 


parenz und Mitsprachemöglichkeiten der Betroffenen (vom 
Gesetz her ohnehin vorgesehen) zu verbessern. Liier schlägt 
sich auch die landesweite Kritik an der Planung und Imple- 
mentierung der Großvorhaben der Stadtentwicklung im 
Kontext der sportlichen Großereignisse Fußballweltmeister- 
schaft 2014 und Olympische Sommerspiele 2016 nieder (de 
Carvalho und Gagliardi, 2015). 

Es scheint, dass in den jüngeren OUCs (insbesondere in 
Bairros do Tamanduatei) Prinzipien der sozialen und nachhal- 
tigen Stadt Vorrang erhalten sollen, nachdem über viele Jahre 
das vergleichsweise wirkmächtige Instrument der OUCs eher 
auf Verkehr sowie Stärkung und Ausbau der zentralörtlichen 
Funktionen, vor allem im Südwesten mit seinen neuen Zent- 
rumsfragmenten, konzentriert war. 


ken und die Konnektivität und damit die strategische 
Zusammenarbeit zivilgesellschaftlicher Akteure zu för- 
dern. 

Daneben spielt trotz weitreichender kommuna- 
ler Autonomie die Qualität der Zusammenarbeit zwi- 
schen den drei Verwaltungsebenen eine wichtige Rolle. 
Sich hier oppositionell gegenüberstehende Regierun- 
gen können viele mögliche Entwicklungen behindern 
oder bremsen und die grundsätzlich wünschenswerte 
Zusammenarbeit mit anderen Kommunen in Metropol- 
regionen und darüber hinaus enorm erschweren. 
Umgekehrt sind im Fall von Interessenskongruenzen 
zwischen den Ebenen positive Entwicklungen in Rich- 
tung einer urbanen Transformation zur Nachhaltigkeit 
möglich. 


5.9 

Novi Beograd: Sozialistisches Planquartier des 
20. Jahrhunderts 

Novi Beograd (deutsch: Neu-Belgrad) ist einer von 17 
Stadtbezirken Belgrads und wurde in den 1950er Jah- 
ren errichtet. Die baulich-räumliche Gestalt dieser sozi- 
alistischen Plansiedlung enthält, wie viele Quartiere, 
die in dieser Epoche in sozialistischen Ländern ent- 
standen sind, vielfach auch Elemente des modernen 
Funktionalismusverständnisses. Im Ergebnis sind hier 
die Trennung urbaner Räume nach ihren funktionalen 
Eigenschaften und die Architektur des Kommunismus 
vereint. Dieser Stadtteil ist - aus heutiger Sicht - durch 
nicht nachhaltige Strukturen geprägt, bietet gleichzei- 
tig aber auch Möglichkeiten, eine hohe Lebensquali- 
tät zu verwirklichen und eine nachhaltige Infrastruk- 
tur anzulegen. 

Die Entwicklung Novi Beograds ist stark mit der 
Geschichte der Balkanstaaten verwoben. Die städte- 
bauliche Entstehung kann in drei Phasen unterteilt wer- 
den. In einer ersten Phase sollte der Stadtteil primär als 
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ein administratives Zentrum für die 1945 gegründete 
Föderative Volksrepublik Jugoslawien (ab 1963 Sozi- 
alistische Förderative Republik Jugoslawien] dienen. 
Ein starker Bevölkerungsanstieg im Stadtgebiet führte 
dazu, dass in den 1970er Jahren vermehrt Wohnpro- 
jekte umgesetzt wurden. In dieser zweiten Phase hatte 
Novi Beograd die Funktion einer Wohnstadt. Bis zum 
Auseinanderbrechen Jugoslawiens wurde das Sied- 
lungsbild Novi Beograds geprägt durch Wohnkomplexe 
und weitläufige Grünflächen. In den 1990er Jahren 
durchlief Novi Beograd die dritte große strukturelle 
Veränderung: Der Stadtteil wurde von einer Wohnstadt 
zu einem Wirtschaftszentrum transformiert. Großun- 
ternehmen investierten in den Stadtteil und nutzten 
die Grünflächen als Baugrund für Bürokomplexe, Ein- 
kaufs- sowie Freizeitzentren. Diese teils unkontrollierte 
Bebauung Novi Beograds wurde begünstigt durch den 
Klientelismus unter ehemaligen Mitgliedern der kom- 
munistischen Herrschaftselite. Wie in anderen Städten 
Europas kam dem Thema Nachhaltigkeit auch in Novi 
Beograd in der Stadtplanung nur eine geringe Bedeu- 
tung zu. 

5.9.1 

Eigenart in Novi Beograd 

Während viele sozialistische Plansiedlungen (z. B. Nova 
Huta in Polen) als Wohnorte für Arbeitskräfte neuer 
Industriestandorte angelegt wurden, wurde Novi Beo- 
grad als politisches Machtzentrum und Spiegel des 
neuen sozialistischen Jugoslawien gebaut. Jugosla- 
wien war ein sozialistisches Land, aber kein Ostblock- 
staat und einer der Gründerstaaten der Bewegung der 
Blockfreien Staaten: „Zentrum des Aushandlungspro- 
zesses zwischen sozialistischer Planung und westlichem 
Way of Life war Belgrad." (Münnich, 2013: 17). Dies 
zeigt sich auch im Stadtbild Novi Beograds, das einer- 
seits durch die sozialistische Planungsmacht dominiert 
wird und andererseits Orte der gesellschaftlichen Ent- 
faltung und Aneignung im Stadtteil beherbergt. 

5.9.1.1 

Entstehungsgeschichte von Novi Beograd 

Bereits nach dem Ersten Weltkrieg entstanden Pläne, 
das Marschland zwischen den Städten Zemun und Bel- 
grad zu bebauen. Nach dem Ende der deutschen Besat- 
zung Belgrads (1944) errichtete die Kommunistische 
Partei, unter der politischen und militärischen Füh- 
rung Josip Broz Titos, ihr Hauptquartier im zerstör- 
ten Belgrad. 1945 löste die Volksrepublik das König- 
reich durch Wahlen ab. Eines der Hauptanliegen der 
Regierung war es, ethnische Konflikte einzudämmen. 
Hierfür wurde die Föderative Volksrepublik Jugoslawi- 


ens in sechs Republiken unterteilt, die alle eine eigene 
Hauptstadt besaßen. Das administrative Zentrum der 
Föderation und gleichzeitig die Hauptstadt der Repu- 
blik Serbien war Belgrad. Während das administrative 
Zentrum der Republik Serbien weiterhin im histori- 
schen Stadtzentrum Belgrads liegen sollte, wurde das 
Marschland zwischen Zemun und Belgrad als Ort des 
administrativen Zentrums der Föderativen Volksrepu- 
blik Jugoslawiens gewählt. Dort sollte ein „jugoslawi- 
sches Washington DC" entstehen (Bogdanovic, 2002). 

Die Bebauung des Marschlandes war in mehrerer 
Hinsicht symbolisch. Einerseits sollte auf dem Gebiet 
gebaut werden, auf dem zuvor deutsche Besatzer der 
NS-Diktatur ein Konzentrationslager errichtet hat- 
ten. Andererseits wurde die Bebauung als Zeichen der 
Überlegenheit des Kommunismus gegenüber der Mon- 
archie dargestellt, da es unter der monarchischen Herr- 
schaft nicht gelungen war, das Marschland zu kulti- 
vieren. Die Kolonisierung des Marschlandes wurde als 
Machtdemonstration des neugegründeten kommunisti- 
schen Staates politisch inszeniert und Novi Beograd als 
erste kommunistische „Planstadt" Jugoslawiens gefei- 
ert (Kulic, 2013: 37 ff.). 

Der Entwicklung Novi Beograds genoss unter den 
damaligen politischen Entscheidungsträgern eine sehr 
hohe Priorität (Jovanovic und Ratkaj, 2014:55), was 
eine der wesentlichen Voraussetzungen für die Umset- 
zung dieses ambitionierten Bauprojekts war. Gleichzeitig 
ermöglichte eine besondere Machtkonzentration dieses 
Bauprojekt, da der Staat sowohl Grundbesitzer und Auf- 
traggeber als auch planende Instanz war (Polan, 2011). 

Planung Novi Beograds und die Charta von Athen 
Bereits in der Zwischenkriegszeit zeichnete sich eine 
architektonische Modernisierungswelle in den Balkan- 
staaten ab (Babic, 2013:32). Eine neue Generation von 
Architekten stand der CIAM-Gruppe nah (einer Bewe- 
gung die sich zwischen 1928-1959 als Congres Inter- 
nationaux d'Architecture Moderne formierte) und ori- 
entierte sich „an der internationalen Idee der Moderne" 
(Münnich, 2013:100, 113; Kasten 5.9-1). Angesichts 
hoher Urbanisierungsraten sollte der moderne Städte- 
bau des 20. Jahrhunderts funktionell umgestaltet wer- 
den. 

Der jugoslawische Modernismus in der Stadtarchi- 
tektur wurde nach Ende des Zweiten Weltkriegs weiter- 
entwickelt und prägte den Wiederaufbau. Der Einfluss 
der Charta von Athen auf die jugoslawische Stadtpla- 
nung wurde durch die Offenheit der politischen Elite 
Jugoslawiens gegenüber westlichen Gesellschaften 
und dem Bruch mit der Sowjetunion 1948 begünstigt 
(Bobic, 2013:66,79; Le Normand, 2006:244). 

Viele jugoslawische Architektinnen, die sich für die 
Aufgabe der urbanen Planung Novi Beograds bewar- 
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Kasten 5.9-1 

Charta von Athen 

Die Charta von Athen wurde 1943 vom französischen Archi- 
tekten Le Corbusier als Manifest des modernen, funktionalen 
Städtebaus publiziert. Es basiert auf dem 4. CIAM-Kongress 
(Congres International d'Architecture Moderne (CIAM, Inter- 
nationaler Kongress für neues Bauen] von 1933 (Mumford, 
1992:392], der dem Thema der „Funktionalen Stadt" gewid- 
met war. 

In der Charta von Athen wurden u. a. physische Lösungen 
für die Problematik der als zu dicht, unhygienisch, verkehrs- 
und industriebelastet kritisierten (Innen-)Städte des 19. /20. 
Jahrhunderts gesucht, denen private Interessen kollekti- 
ven Interessen untergeordnet werden müssten (Mumford, 
1992:392], Dabei wurden innerhalb einer hierarchischen 
Gliederung „die Funktionen festgelegt, die eine moderne 
Stadt erfüllen muss: Wohnen, Arbeiten, Erholung und Ver- 
kehr" (Mumford, 2002:79]. 

In der Charta von Athen wurden zur Ausgestaltung der 
städtebaulichen Funktionen u. a. folgende Punkte festgehal- 
ten: 

1. Wohnbezirke sollen zentral gelegen sein. In jeder Woh- 
nung muss zudem ein Minimum an Sonneneinstrahlung 
gegeben sein. Wohngebäude sollten nicht unmittelbar an 
Verkehrswegen gebaut werden, sondern vielmehr mittels 
moderner Technik als hohe, weit auseinandergelegene 


ben, orientierten sich an funktionalistischen Ansät- 
zen der Stadtplanung (Pantic et al., 2010:663; Bobic, 
2013:305). Ebenfalls wird dies in der Arbeit des Archi- 
tekten Nikola Dobrovic ersichtlich, der bis 1949 als 
leitender Architekt mit der Planung Novi Beograds 
betraut und Vorsitzender des Instituts für Stadtpla- 
nung Serbiens war (Münnich, 2013:96). Er orientierte 
sich einerseits an dem Gartenstadtmodell von Ebene- 
zer Howard, andererseits integrierte er die Ideen der 
Charta von Athen in die jugoslawische Moderne (Bobic, 
2013:304ff.; Le Normand, 2006: 246f.). Seine Stadt- 
planung postulierte eine völlige Lösung von der traditi- 
onellen Bauweise der Städte, wie sie aus dem 19. Jahr- 
hundert hervorgegangen war. 

Zwar erfuhr Dobrovic große Zustimmung für die 
Entwürfe der Gebäude, jedoch wurde sein stadtplane- 
risches Konzept für Novi Beograd kritisiert. Umgesetzt 
wurden die wesentlichen repräsentativen Gebäude des 
Zentralkomitees der Partei und des Bundesexekutiv- 
rats. Das stadtplanerische Konzept Dobrovics wurde 
nicht direkt umgesetzt und nur als „Grundlage für die 
weiteren Planungen des neuen Stadtteils" verwendet 
(Münnich, 2013:123; Bobic, 2013:306; Abb. 5.9-1). 

Der auf Dobrovics stadtplanerischen Entwurf fol- 
gende Generalurbanisierungsplan für Novi Beograd 
wurde von Planern ausgearbeitet, die sich stärker an 
der Charta von Athen orientierten. Andere Aspekte der 


Wohnkomplexe realisiert werden, um Platz für Grünflä- 
chen und Parks zu schaffen. 

2. Bestehende zentrale und dicht besiedelte Flächen, wie 
alte Innenstädte, sollten zugunsten erholungsförderlicher 
Grünflächen umgestaltet werden. Gegebenenfalls sollten 
alte Strukturen für eine Entzerrung teilweise oder ganz 
abgerissen werden. 

3. Verkürzung der Arbeitswegdistanzen auf ein Minimum. 
Dennoch sollten Industriebezirke von Wohnbezirken 
durch eine Pufferzone von Grünflächen und Sportplät- 
zen getrennt und dabei nahe an Verkehrswegen platziert 
werden. 

4. Die Anwendung statistischer Methoden, um Verkehrs- 
wege gemäß der Geschwindigkeit unterschiedlicher 
Transportmittel zu gestalten, sollte in die Stadtentwick- 
lung einbezogen werden. Straßen sollten dabei wiederum 
über puffernde Grünflächen von Wohnflächen getrennt 
werden (Mumford, 2002:89f.). 

Insgesamt liegt der Charta von Athen die Idee zugrunde, die 
Stadt nach den vier Funktionen, Wohnen, Arbeit, Mobilität 
und Erholung zu organisieren und zu ordnen. Dabei sollten 
lokale Anforderungen und natürliche Beschränkungen in der 
Planung berücksichtigt werden. Außerdem sollten Probleme 
der Integration von Erholungsraum und effizienter städti- 
scher Mobilität in die Stadt nur durch eine Höhenausdehnung 
gelöst werden, also der Ausnutzung gewonnenen Freiraums 
durch höher gebaute Gebäude (Mumford, 2002:90). 


(frühen) modernen Stadtplanung, wie die Idee der Gar- 
tenstadt, traten in den Hintergrund. Der Einfluss der 
Charta von Athen verdeutlicht sich z.B. in der Konzep- 
tion des neues Zentrums von Novi Beograd (Milasinovic 
Marie, 2012:3ff.). 

Der Generalplan für Novi Beograd wurde jedoch 
nur in Teilen systematisch verwirklicht. Insbesondere 
verhinderten die ökonomische Schwäche und illega- 
ler Wohnungsbau eine durchgängig dem Masterplan 
folgende Bebauung (Le Normand, 2006:266; Bobic, 
2013:306). Der Versuch staatlicher Kontrolle durch 
diese Art städtischer Architektur ließ keinen Platz für 
zivilgesellschaftliche Teilhabe und begrenzte die Entfal- 
tungsmöglichkeiten städtischer Eigenart, die Bevölke- 
rung konnte den urbanen Raum wenig gestalterisch prä- 
gen. Das Alltagsleben war von einer Leere des öffentli- 
chen Raumes geprägt, da zwischen den Wohnkomple- 
xen kein Leben auf den Straßen existierte (Abb. 5.9-1, 
5.9-2). Somit entstand ein starker Kontrast zwischen 
den (idealen) Vorstellungen der Stadtplanung gemäß 
der Charta von Athen und den tatsächlichen Realisie- 
rungen (Le Normand, 2006:266). 
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Abbildung 5.9-1 

Öffentlicher Raum in Novi Beograd. 
Quelle: Nate Robert/Yomadic.com 


5.9.1.2 

Bauphasen Novi Beograds 

Novi Beograd als administratives Zentrum 
Die erste Phase der Bebauung des neuerschlosse- 
nen Gebiets war von der Errichtung administrativer 
Gebäude geprägt, die eine neue kommunistische Iden- 
tität symbolisieren sollten (Kulic, 2013:40). Nach Ende 
des Zweiten Weltkriegs umfassten die Pläne für Novi 
Beograd etwa zwei Dutzend Gebäude für Ministerien 
und Parteisitz; Wohngebäude für die Zivilbevölkerung 
waren zunächst nicht vorgesehen (Blagojevic, 2004). 

Nachdem das Marschland trockengelegt worden 
war, wurde 1948 mit dem Bau des Regierungssitzes des 
Zentralkomitees, eines Präsidialgebäudes sowie eines 
Hotels für Diplomaten und Staatsgäste begonnen. Die 
Jugend- und Freiwilligenarbeit in der Entstehung Novi 
Beograds sollte identitätsstiftend wirken und zudem 
nationale Solidarität und Stärke zeigen. Jedoch waren 
die Beteiligung an den Arbeitsbrigaden vielfach nicht 
freiwillig und die Arbeitsbedingungen kritisch (Mün- 
nich, 2013). 

Nachdem sich 1951 die Volksrepublik Jugoslawi- 
ens für von der UdSSR unabhängig erklärte, kam es zu 
einer ersten Wirtschaftskrise, die auch zu einem Erlie- 
gen der Bautätigkeiten in Novi Beograd führte (Kulic, 
2013:40ff.; Blagojevic, 2012:242). Vor dem Hinter- 
grund der möglichen Bedrohung durch die Sowjetunion 
begann Jugoslawien diplomatische Kontakte zu westli- 
chen Mächten zu knüpfen, was einen wirtschaftlichen 
Aufschwung zur Folge hatte. 

Im Jahr 1959 begann sich die Föderative Volksre- 
publik Jugoslawien zwischen der UdSSR und den USA 
so zu positionieren, dass mit beiden Blöcken friedli- 
che diplomatische Beziehungen unterhalten werden 
konnten. Jugoslawien war einer der Gründerstaaten 
der Blockfreien Staaten, deren erster Gipfel in Belgrad 
stattfand (Kulic, 2013: 52). Die Öffnung nach Westen 


wirkte sich auch auf den architektonischen Stil aus. Die 
Errichtung modernistischer Gebäude wurde von den 
USA als Bruch Titos mit dem stalinistischen Russland 
angesehen. Diese Entwicklungen spiegeln sich im Stadt- 
bild Novi Beograds, mit beeinflusst durch die Architek- 
turausstellung des Museums of Modern Art 1956 in 
Belgrad (Kulic, 2013: 43 ff.). So wurde beispielsweise 
das 1959 fertiggestellte Gebäude des Zentralkomitees 
nach dem Vorbild amerikanischer Hochhäuser errichtet 
(Kulic, 2013: 43 ff.). 

Phase der Wohnbauprojekte 

In der ersten Stadtentwicklungsphase führte der wirt- 
schaftliche Aufschwung der 1950er/60er Jahre zu 
einem raschen Anstieg der Bevölkerungszahl Belgrads. 
Neu errichtete Industrieanlagen führten zur Ansied- 
lung vieler Arbeiter im Großraum Belgrad, so dass trotz 
beginnenden Wohnungsbaus eine Wohnungsnot ent- 
stand. Neben den neuen Bauten in Novi Beograd ent- 
standen informelle Siedlungen. Aus der Not heraus eig- 
neten sich Menschen die offenen Räume Novi Beograds 
an und lebten z.B. in Kellern, kommunalen Räumen 
oder Fahrstühlen neuer Gebäude (Münnich, 2013). 
Dies entsprach allerdings nicht dem Ideal der Stadt- 
planer, eine geordnete Urbanität zu verwirklichen und 
widersprach auch den Vorstellungen der sozialistischen 
Parteielite zu einer repräsentativen Stadt für die Jugo- 
slawische Republik. Deswegen versuchte die Stadtver- 
waltung, gerichtlich gegen die illegale Nutzung vorzu- 
gehen. Dem standen neben den informellen Siedlern 
auch die Hausräte entgegen, die nicht immer mit den 
Vorgaben der Stadtverwaltung kooperierten (Münnich, 
2013). Dieser Bevölkerungsanstieg führte dazu, dass 
schnellstmöglich großskalige Wohnbauprojekte umge- 
setzt werden sollten. Dieses sollte mit den geänderten 
Stadtentwicklungsplänen der 1970er Jahre umgesetzt 
werden (Jovanovic und Ratkaj, 2014:55). 

Ziel war es, in den als „Blokovi" bezeichneten 
Wohnanlagen, die zwischen 5.000 und 10.000 Men- 
schen Platz boten, die Grundversorgung der Bewoh- 
ner innerhalb des Wohnblocks zu gewährleisten. Daher 
wurden auch Einkaufsmöglichkeiten, Kindergärten, 
Grundschulen, Gemeinschaftszentren, Sportanlagen 
sowie Reparaturdienste in die Wohnblöcke integriert. 
Die Wohnblöcke wurden durch weitläufige Grünanla- 
gen unterbrochen. Ein weiteres Charakteristikum die- 
ser Wohnanlagen war, dass Fußgänger und motorisierte 
Verkehrsteilnehmer getrennt wurden. Autos waren 
zwischen den Wohnblöcken nicht zugelassen und 
mussten in dafür vorgesehenen Tiefgaragen abgestellt 
werden (Jovanovic und Ratkaj, 2014: 55; Blagojevic, 
2012:232). Diese Wohnblöcke sollten modernistisch- 
sozialistische Gegenentwürfe zu dem bürgerlichen Alt- 
Belgrad darstellen (Jovanovic und Ratkaj, 2014: 55). 
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Abbildung 5.9-2 

Wohnblöcke und öffentliche Einrichtungen in Novi Beograd. 
Quelle: Nate Robert/Yomadic.com 


Novi Beograds Wohnkomplexe boten damals güns- 
tige und relativ moderne Wohnungen, die bei den Bür- 
gern Belgrads beliebt waren, obwohl durch die schnelle 
Umsetzung Mängel am Bau oft bereits nach kürzester 
Zeit auftraten (Münnich, 2013). 

Ende der 1970er Jahre war das Wohnungspro- 
blem größtenteils gelöst. Allerdings wurde versäumt 
im Stadtzentrum Kultur- und Freizeitmöglichkeiten 
zu errichten, was zu einer wachsenden Kritik an der 
funktionalistischen Stadtplanung führte (Blagojevic, 
2012: 245f.). Ebenfalls gab es in Novi Beograd nur 
wenige Arbeitsplätze, so dass 60% der arbeitenden 
Bevölkerung täglich nach Alt-Belgrad zur Arbeit pen- 
deln mussten. 

Die zweite Stadtentwicklungsphase war geprägt 
vom Zerfall der Föderativen Volksrepublik Jugosla- 
wien Anfang der 1990er Jahre. Das neue Staatsober- 
haupt der Republik Serbien, Slobodan Milosevic, ver- 
suchte sich die Unterstützung der Mittelschicht durch 
die Privatisierung von Wohnraum zu sichern (Mojo- 
vic, 2006). Zur Zeit der politischen und ökonomi- 
schen Krise, geprägt durch die Jugoslawienkriege und 
die Auflösung der Sozialistischen Föderativen Repub- 
lik Jugoslawien, sollten wirtschaftlicher Aufschwung 
und eine Verbesserung des Lebensstandards sugge- 
riert werden (Mojovic, 2006). So konnten z.B. staat- 
liche Wohnungen für ein Drittel des Marktwertes von 
den Mietern gekauft werden. Das hatte zur Folge, dass 
sich 1993 von den ehemals 90% nur noch zwei bis fünf 
Prozent der Wohnungen in öffentlichem Besitz befan- 
den (Waley, 2011:221; Blagojevic, 2012:232). Gleich- 
zeitig eigneten sich im Zuge der Privatisierung ehema- 
lige Parteimitglieder und der Partei nahestehende Eli- 
ten hochwertige Häuser und Grundstücke in Belgrad an 
(Doder, 1993; Ramet, 2005). Die spontane und schlecht 
organisierte Privatisierung führte dazu, dass langfris- 
tige Staatseinnahmen durch Mieten wegfielen. Neben 
der sich verschlechternden ökonomischen Lage des 


Landes, kam es zu einem Anwachsen nationalistischer 
Strömungen, die letztlich zu militärischen Auseinander- 
setzungen führten. 

Mit dem Kriegsende im Jahr 2000 begann die dritte 
Stadtentwicklungsphase. Die Privatisierungen, die 
bereits vor dem militärischen Konflikt begonnen hat- 
ten, wurden fortgesetzt. In dieser Phase öffnete sich 
Novi Beograd ausländischen Großinvestoren, die den 
Stadtteil zunehmend als zentralen Standort für die wirt- 
schaftliche Entwicklung Südosteuropas ausmachten. 
Anfang der 2000er Jahre wurden investorenfreundli- 
che Gesetze verabschiedet, die zum Wiedererstarken 
der Wirtschaft führen und positive Auswirkungen auf 
den angestrebten EU-Beitritt haben sollten. Belgrad 
sollte zu einer europäischen Metropole werden (Jova- 
novic und Ratkaj, 2014: 57). Aus der Wohnstadt wurde 
ein florierendes Wirtschaftszentrum mit großflächi- 
gen Einkaufs- und Freizeitmöglichkeiten. Für deren 
Errichtung wurden jedoch vorwiegend die Grünflächen 
genutzt, die ursprünglich der Erholung der Bewohner 
der Wohnblocks dienten. Auch multinationale Unter- 
nehmen errichteten auf diesen Freiflächen ihre Regio- 
nalbüros. Während solche Gebäudekomplexe in histo- 
risch gewachsenen Städten oft aufgrund von Platzman- 
gel an Ausfallstraßen errichtet werden, bot Novi Beo- 
grad die Möglichkeit, diese inmitten von Wohngebieten 
zu erbauen (Jovanovic und Ratkaj, 2014: 60). Hierbei 
wurden vor allem die ökonomischen Interessen von 
Großinvestoren, und weniger die Interessen der Bevöl- 
kerung berücksichtigt (Marie et al., 2010: 47). Kritische 
Stadtplaner gehen davon aus, dass die noch verblie- 
benen Grünflächen bewahrt werden müssen, da sie zu 
einer Verbesserung der Lebensverhältnisse beitragen 
(Marie et al., 201051). Die großen Investitionen in 
Novi Beograd führten aber auch zu einer Verdopplung 
der Arbeitsplätze zwischen 2002 und 2011. Im Gegen- 
satz dazu halbierte sich die Anzahl der Arbeitsplätze in 
Alt-Belgrad zwischen 2002 und 2013 (Jovanovic und 
Ratkaj, 2014: 5B ff.). 

Novi Beograd im Gefüge der serbischen Hauptstadt 
Heute ist Novi Beograd mit knapp 218.000 Einwohnern 
der größte der 17 Stadtbezirke Belgrads (Statistical 
Office of the Republic of Serbia, 2011). Belgrad ist mit 
1, 16 Mio. Einwohnern die Metropole Serbiens. Mit gro- 
ßem Abstand folgt Novi Sad, die mit etwa 221.000 Ein- 
wohnern zweitgrößte Stadt des Landes ist. Nur drei 
weitere Städte neben Belgrad und Novi Sad in Ser- 
bien haben mehr als 100.000 Einwohner (UN-Habitat, 
2013f). Diese zentralistische Urbanisierung ist charak- 
teristisch für die südosteuropäischen Länder, die sich 
von einem sozialistischen politischen Regime und der 
damit einhergehenden Zentralplanung hin zu einer 
freien Marktwirtschaft entwickeln. 
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Belgrad dominiert ebenfalls die nationale Ökonomie. 
So befinden sich in der Stadt knapp 40 % aller Arbeits- 
plätze und Unternehmen (UN-Habitat, 2013f), wovon 
sich ein Großteil inzwischen in Novi Beograd konzen- 
triert. Diese starke Konzentration von Bevölkerung, 
Investitionen und Arbeitsplätzen auf eine einzelne 
Stadt wird als problematisch für die gesamtökonomi- 
sche Entwicklung des Landes angesehen (UN-Habitat 
2013f), da aus kleineren Städten Humankapital und 
Unternehmen abwandern und diese Städte somit oft 
stagnieren oder verfallen. Oft werden im Zuge einer 
solchen Rückbildung auch die Verkehrswege dezimiert 
(z. B. Anbindung an öffentlichen Regionalverkehr), was 
zu einer weiteren Peripherisierung des Hinterlands füh- 
ren kann. Ebenfalls begünstigt die zentralistische Urba- 
nisierung ökonomische Disparitäten innerhalb des Lan- 
des. Eine polyzentrische Ausgestaltung mehrerer urba- 
ner Knotenpunkte würde hingegen eine Integration 
in ökonomische Netzwerke Europas und der Region 
erleichtern (UN-Habitat, 2013f). 

5.9.2 

Teilhabe in Novi Beograd 

5.9.2.1 

Politische Teilhabe und städtische Korruption 

1990 wurden in Jugoslawien die ersten freien Wah- 
len abgehalten. In Serbien konnten sich allerdings die 
nationalistisch „gewandelten" Kommunisten behaup- 
ten. Dieser durch Wahlen legitimierte Autoritarismus 
konnte erst nach dem Fall Milosevics (2000) abge- 
schwächt werden. Es kam zu einer stetigen Demokra- 
tisierung des Landes, wobei die Folgen des Einpartei- 
ensystems weiterhin sichtbar sind. Serbien kann heute 
als Partitokratie bezeichnet werden, in der politische 
Parteien den öffentlichen Sektor, die Wirtschaft und 
die politische Entscheidungsfindung dominieren. Auch 
der World Wide Governance Indicator (2014) bezeich- 
net das politische System Serbiens als schwache Demo- 
kratie. Bezogen auf Verantwortlichkeit und Transpa- 
renz erreichte Serbien einen Wert von 0.29 (auf einer 
Skala von -2. 5-2. 5; Damnjanovic, 2015: 4 ff.). Dies 
führt dazu, dass die Belegung öffentlicher Stellen sehr 
anfällig ist für Klientelismus und Patronage. Auch die 
Bestechung von Mitarbeitern des öffentlichen Dienstes 
treten nach UNODC in Belgrad prozentual häufiger auf 
als im Landesdurchschnitt (UNODC, 2011). 21% der 
Bevölkerung Belgrads werten Korruption als das wich- 
tigste Problem in Serbien (UNODC, 2011). Die Belgrader 
Stadtverwaltung wird aus Sicht der Bewohner oftmals 
als Enklave wahrgenommen und zeichnet sich zudem 
durch mangelnde Rechenschaftspflicht gegenüber den 


Stadtbürgern aus. Dies zeigt sich z.B. bei der Durchset- 
zung von neuen Großprojekten gegen den Widerstand 
der Stadtbevölkerung. Diese werden oft mit korrup- 
ten Entscheidungsprozessen in Verbindung gebracht. 
So gab es z.B. Widerstand aus der Bevölkerung gegen 
die „Beigrade Waterfront", ein von einem Investor aus 
den Vereinigten Arabischen Emiraten initiiertes Stadt- 
entwicklungsprojekt am gegenüberliegenden Save Ufer 
mit einem Investitionsvolumen von etwa 150 Mio. € 
(Wright, 2015). Die Bewohner Belgrads wurden nicht 
in den Entscheidungs- und Planungsprozess einbezo- 
gen. Inzwischen wurden ehemalige Bewohner umge- 
siedelt und trotz großer Proteste mit dem Abriss der 
Gebäude begonnen. 

Während Novi Beograd als Projekt unter kommu- 
naler Regie entstand, gestalten heute weitestgehend 
private Investoren die Entwicklung Belgrads (Wright, 
2015). Novi Beograd wurde noch unter Einbezug loka- 
ler Architekten entwickelt und erbaut. Die Beigrade 
Waterfront wurde dagegen autonom gestaltet, ohne 
Teilhabe der Bevölkerung oder serbischer Architekten. 
Zudem wird befürchtet, dass einkommensschwache 
Gruppen in dem Konzept ausgeschlossen werden und 
dass sich Durchschnittsverdiener keinen Wohnraum in 
dem neuen Gebiet leisten können. 

Die schwache Transparenz der Belgrader Stadtpo- 
litik führt zu geringem Vertrauen der Bevölkerung in 
politische Entscheidungsträger, die Möglichkeiten poli- 
tischer Teilhabe sind beschränkt. Gleichwohl gibt es 
Nicht-Regierungsorganisationen, die sich engagieren. 
Beispielsweise engagieren sich im Kollektiv „Minis- 
try of Space" Bürger und Architekten für „das Recht 
auf Stadt". Dabei sollen die Stadtbewohner aktiv in 
die Planung und Gestaltung der urbanen Räume ein- 
bezogen werden. Zum Beispiel versuchen sie, verlas- 
sene Gebäude wieder für die Allgemeinheit nutzbar zu 
machen, etwa als Gemeinschaftszentren oder Galerien. 
Ebenfalls sind sie an der Protestbewegung gegen die 
Beigrade Waterfront beteiligt. 

5. 9.2. 2 

Ökonomische und substanzielle Teilhabe: Folgen 
der Privatisierung des Wohnungsmarktes 

Anfang der 1990er Jahre wurde der serbische Woh- 
nungsmarkt privatisiert. 90% der Mieter erwarben 
daraufhin ihre Wohnungen. Gleichzeitig bedeutete die 
kurzfristige Privatisierung ein Ende der großflächigen 
staatlichen Versorgung der Stadtbürger mit adäquatem 
Wohnraum (Sekulic, 2014). Zu diesem Zeitpunkt war 
noch kein funktionaler liberaler Wohnungsmarkt ent- 
standen; gleichzeitig erfuhr Belgrad große Zuzugs- und 
Wachstumsraten. Somit führte die Privatisierung des 
Wohnsektors zu einer Wohnungsnot in der Stadt (Hirt 
und Petrovic, 2009: 6f.). Diesem Mangel wurde mit 
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illegaler Bebauung von Freiflächen begegnet. Auch der 
Bau von Luxusimmobilien ohne Genehmigung wurde 
geduldet. Insbesondere die ehemaligen sozialistischen 
Parteieliten nutzten die Möglichkeit, durch den Erwerb 
von Immobilien ihr politisches in ökonomisches Kapi- 
tal umzuwandeln (etwa durch Errichtung von Villen auf 
Grünflächen). Bis heute prägt die illegale Bebauung von 
Freiflächen das Stadtbild. 

Gegenwärtig sind etwa 43% des Wohnraums Bel- 
grads informell gebaute Siedlungen (Radulovic et al, 
2013:6). Bis heute sind entscheidende Prozesse der 
Stadtentwicklung intransparent. Auch bei dem neuen 
Großprojekt der Belgrad Waterfront besteht der Vor- 
wurf, dass zu Beginn des Projekts keine Baugenehmi- 
gung vorlag und es nicht mit der serbischen Gesetzge- 
bung konform ist (Wright, 2015). 

Diese schwache staatliche Governance sowie die 
Bebauung noch bestehender freier Grünflächen, um 
Einkaufszentren oder repräsentative Unternehmens- 
büros zu schaffen, gefährdet den Erhalt der städtischen 
Eigenart und der Teilhabe. Pläne wie die der Beigrade 
Waterfront begünstigen die Gentrifizierung und die 
Ausweitung sozioökonomischer Disparitäten der Stadt. 

Ein weiteres prägendes Element des Stadtbilds sind 
verfallende, unbewohnte Gebäude. Nach dem Zerfall 
der Föderativen Sozialistischen Republik Jugoslawien 
blieben die Besitzverhältnisse vieler Gebäude unge- 
klärt. Davon waren beispielsweise die Gebäude vie- 
ler geschlossener Privatunternehmen betroffen, die 
zuvor Staatsbetriebe waren. Somit gibt es viele leerste- 
hende Gebäude, die nach und nach verfielen. Genaue 
Zahlen über diese leerstehenden Gebäude mit unge- 
klärten Besitzverhältnissen existieren nicht. Trotz der 
Besetzung solcher Gebäude und deren Umwandlung 
in Kunst- und Kulturzentren, wie beispielsweise das 
Inex Film Gebäude, werden sie oftmals schließlich doch 
abgerissen. 

Aktuell ist der Wohnungsmarkt in Belgrad von 
zwei großen Entwicklungen geprägt. Zum einen sind 
im Stadtzentrum und den angrenzenden Stadtteilen 
Gentrifizierungsprozesse zu beobachten (Todoric und 
Ratkaj, 20 1 1 : 65f.). Novi Beograds Immobilienpreise 
gehören inzwischen zu den höchsten Belgrads, auch 
weil die großzügigen Grünflächen eine hohe Lebens- 
qualität bieten (Münnich, 2013). 

Ein beträchtlicher Teil der Bevölkerung Belgrads lebt 
in Slums ohne Infrastruktur, Wasser- und Stromversor- 
gung. In dem Stadtgebiet gibt es 29 Siedlungen, die als 
Slums bezeichnet werden, und 64 Siedlungen, in denen 
die Mindestanforderungen für Hygienestandards nicht 
erreicht werden. Insgesamt leben bis zu 25.000 Men- 
schen in den Slums Belgrads (UNECE, 2006:60). Vor 
allem ethnische Minderheiten wie Sinti und Roma 
leben in diesen informellen Siedlungen mit prekären 


Wohnverhältnissen. Die Bewohner sind in der Regel 
arm und verfügen über einen sehr geringen Bildungs- 
grad. Aufgrund fehlender Ausweispapiere ist ihnen der 
Besuch von Schulen nicht möglich. Gleichzeitig kommt 
den Slumbewohnern viel Misstrauen entgegen, da 
große Teile der Bevölkerung Belgrads die Armutssied- 
lungen als Orte der Kriminalität ansehen (Sabic et al., 
2013: 79f.). Auch in Novi Beograd werden bis heute 
Räumungen von informellen Roma-Siedlungen durch- 
geführt, was oft die Betroffenen in die Obdachlosigkeit 
zwingt. So wurden 2009 in Novi Beograd die informel- 
len Behausungen von etwa 150 Roma im „Blök 67" auf 
einem Stück brachliegendem Land kurzfristig geräumt, 
weil in der Nähe die Sommer-Universiade (studenti- 
sche Weltsportspiele) stattfinden und auf der Fläche 
eine Zufahrtsstraße gebaut werden sollte. Den Bewoh- 
nern wurden keine adäquaten Wohnräume als Kom- 
pensation zur Verfügung gestellt (Amnesty Internati- 
onal, 2011b). Weitere Slumräumungen wurden 2012 
und 2014 in Belvil, Novi Beograd, ebenfalls im Blök 
67 durchgeführt; zwischen 2009-2015 wurden insge- 
samt etwa 2000 Roma-Familien aus ihren Siedlungen 
verdrängt (Amnesty International, 2015b). Umsied- 
lungen erfolgten - wenn überhaupt - in die Periphe- 
rie des Stadtgebiets, in der kaum Arbeitsplätze oder 
soziale Infrastruktur bestehen (Amnesty International, 
2015b). Dies bedeutet eine räumliche Segregation die- 
ser Gruppen, die keine Chance auf eine ökonomische 
Teilhabe haben. 


5.9.3 

Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen in 
Novi Beograd 

Der Generalplan aus dem Jahr 2003, der die Stadtent- 
wicklung bis 2021 vorgeben soll, sieht in den Freiflä- 
chen vorwiegend Möglichkeiten, die ökonomische Ent- 
wicklung Novi Beograds voranzutreiben. Regelmä- 
ßig gewinnen allerdings Entwürfe Ausschreibungen 
zur Bebauung von Freiflächen, die die Bewahrung der 
Grünflächen mitberücksichtigen. In der praktischen 
Umsetzung wird dies bislang allerdings nicht reali- 
siert, wie das Beispiel des Freizeitzentrums Usce ver- 
anschaulicht. Anstatt die Grünflächen entsprechend 
der Entwurfsvorgaben zu bewahren, wurde ein Kom- 
plex errichtet, dessen Freiflächen sich auf Parkplätze 
beschränken (Marie et al., 2010: 5 1 ff.). Für formelle 
wie auch informelle Baumaßnahmen werden generell 
freie Grünflächen und nur in seltenen Fällen industriel- 
les Brachland genutzt (Zekovic und Maricic, 2008:35). 

Die Bebauung ehemaliger Waldgebiete an der Peri- 
pherie Belgrads führte zu einer steigenden Versiege- 
lung der Böden. Dies begünstigt bei starken Regenfäl- 
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len das Hochwasserrisiko in Belgrad. Vor allem diejeni- 
gen Gebäude, die illegal in Hochwasserschutzgebieten 
errichtet wurden, sind dieser Gefahr ausgesetzt. Um 
dem vorzubeugen sind von der lokalen Regierung For- 
schungsprojekte veranlasst worden, die eine Entwick- 
lung von Grünflächen als Überschwemmungsgebiete 
untersuchen. Hierfür sollen kleine Flusssysteme, die 
sich innerhalb der Stadt befinden, zu großen Grünflä- 
chen verbunden werden. Neben Erholung, Hochwas- 
serschutz und Erhalt der Biosphäre können diese grü- 
nen Korridore auch einen positiven Einfluss auf das 
Mikroklima der Stadt ausüben (Ristic et ab, 2013: 18f.). 
Dies ist auch wegen der künftig zu erwartenden Hitze- 
wellen als Folge des Klimawandels besonders wichtig. 

5.9.3.1 

Klimarisiken 

Bei einer globalen Erwärmung der Mitteltemperatur 
von 2 °C ist in der Balkanregion mit einer Zunahme von 
Hitzeextremen zu rechnen. Ungewöhnliche Hitzeext- 
reme (3 Sigma-Ereignisse) könnten dann im Jahr 2100 
an 20-30 % der Tage in den Sommermonaten gemessen 
werden (World Bank, 2014b). In den letzten Jahrzehn- 
ten wurde in Belgrad bereits eine Zunahme von Ext- 
remtemperaturen beobachtet. Während im Zeitraum 
von 1949-1958 an durchschnittlich 15,6 Tagen im Jahr 
die Temperatur über 30 °C anstieg, war dies zwischen 
1998 und 2007 bereits an 21 Tagen der Fall (Unkasevic 
und Tosic, 2008:21). Ein weiterer Temperaturanstieg 
würde auch Dürrehäufigkeiten erhöhen. 

Hitzewellen sind vor allem für alte und einkom- 
mensschwache Bevölkerungsgruppen ein Gesundheits- 
risiko. Insbesondere in Städten könnte sich das Risiko 
von Hitzewellen durch den städtischen Hitzeinseleffekt 
noch potenzieren. Die hohen Wohnblöcke erweisen sich 
bei extremer Hitze als ungeeignet, da es zu Hitzestaus 
innerhalb der Gebäude kommen kann (Stanojevic et ab, 
2014: 495). Eine Erwärmung könnte zudem zu einer 
Ausbreitung von Malaria- und Dengue-Fieber in der 
Region führen (World Bank, 2014b: 170 f.). 

Auch das Hochwasserrisiko in den nördlichen 
Regionen des Balkans wird als Folge des Klimawan- 
dels im Winter und Frühjahr ansteigen (World Bank, 
2014b: 171). Belgrad liegt am Zusammenfluss sehr 
wasserreicher Flüsse. Vor allem Flüsse, die wie die Save 
direkt von der Schneeschmelze beeinflusst werden, 
führen in den Frühjahrsmonaten regelmäßig Hochwas- 
ser (World Bank, 2014b: 188). ImJahr 2014 war Belgrad 
zuletzt von Überschwemmungen betroffen. Ein Tem- 
peraturanstieg um 2 °C hätte für die serbischen Flüsse 
schwerwiegende Folgen. So käme es bis 2100 zu einem 
geschätzten Rückgang des Abflusses um 19 % (Dakova 
et ab, 2005 nach World Bank, 2014b: 188). Ein Tempe- 
raturanstieg würde somit zu einer größeren Hochwas- 


sergefahr in Belgrad führen und gleichzeitig zu einer 
Verringerung der mittleren Abflussmengen beitragen. 

5. 9. 3. 2 

Energieversorgung 

Bereits ein Temperaturanstieg um 1,5°C im Zeitraum 
von 2031 bis 2060 würde zu durchschnittlich 1,5 
Tagen im Jahr führen, an denen die Energieproduk- 
tion um mindestens 90% reduziert ist, da nicht aus- 
reichend Wasser vorhanden sein wird, um die Kohle-, 
Nuklear- und Wasserkraftwerke betreiben zu können 
(Worldbank, 2014b: 172). Dies würde auch die städ- 
tische Energieversorgung betreffen. In Serbien erfolgt 
die Energieversorgung größtenteils durch fossile Ener- 
gieträger, wobei Strom in der Regel in Kohlekraftwer- 
ken erzeugt wird (Jovanovic et ab, 2007: 532 f.). 

Die jährlichen Pro-Kopf Emissionen eines Belgraders 
sind im europäischen Vergleich niedrig und liegen nach 
dem Green City Index bei etwa 3,85 t C0 2 (Economist 
Intelligence Unit, 2009). Etwa 30% der Stromerzeu- 
gung Serbiens werden aus Wasserkraft gewonnen und 
Belgrad besitzt ein auf Erdgas basierendes Fernwärme- 
netzwerk. Dennoch bestehen noch große Effizienzstei- 
gerungspotenziale; so nutzen Haushalte immer noch 
60% ihrer Stromnachfrage zu Heizzwecken und wei- 
tere 1 1 % zur Warmwasserbereitung. 

Grundsätzlich ist in Serbien das Potenzial für den 
Einsatz erneuerbarer Energien hoch, insbesondere 
zur Energiegewinnung mit Biomasse und Solarkraft 
(Stojadinovic, 2009:126). Bis 2020 will Serbien 27% 
der Energieproduktion aus erneuerbaren Energiequel- 
len gewinnen (Batas Bjelic et ab, 2015:374). Durch die 
Teilnahme an der Energy Community erhält es in der 
Umgestaltung des Energiesektors Unterstützung durch 
die EU, wobei insbesondere administrative Hürden und 
mangelnde Netzwerkverbindungen den Ausbau erneu- 
erbarer Energien behindern. Grundsätzlich müssen 
regulative Maßnahmen gestärkt werden, um die Förde- 
rung erneuerbarer Energien voranzutreiben. 

Bisher sind jedoch Bestrebungen der Entwicklung 
erneuerbarer Energien in Serbien gering. Dies liegt 
hauptsächlich daran, dass keine Einspeisevergütung 
existiert, obwohl bereits 2011 die gesetzliche Grund- 
lage dafür geschaffen wurde (Stojadinovic, 2009:127; 
IPA, 2013). Viele Unternehmen haben bisher kaum 
Erfahrungen mit erneuerbaren Energien. Zudem befin- 
den sich viele noch in einer Phase des Aufbaus markt- 
wirtschaftlicher Strukturen, so dass ein Umbau der 
Energieversorgung innerhalb der Unternehmen bislang 
keine Priorität darstellt (Stojadinovic, 2009: 124ff.). 
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5.93.3 

Transport 

40% der Pendler Belgrads nutzen öffentliche Trans- 
portmittel und 35% fahren mit dem Rad oder gehen zu 
Fuß. Lediglich 25% nutzen private PKWs. Die Intensi- 
tät von Güterverkehr innerhalb der Stadt ist allerdings 
sehr hoch. 11.000 Lastwagen kommen täglich in die 
Stadt und aufgrund fehlender Umgehungsstraßen fah- 
ren sie nicht selten direkt in das Stadtzentrum. Etwa 
80% des öffentlichen Personennahverkehrs in Belgrad 
wird durch Busse betrieben, die sich häufig in einem 
schlechten Zustand befinden (Dukic und Vukimirovic, 
2011:220f.; Filipovic et al., 2009:266). 

Im Rahmen des von der European Bank for Recon- 
struction and Development (EBRD) geförderten 
„Beigrade Public Transport and Traffic Infrastructure 
Improvement Project" werden nun jedoch eine Reihe 
von Maßnahmen angegangen, um die Situation zu ver- 
bessern; diese umfassen die Modernisierung des Stra- 
ßenbahnschienennetzes und den Ausbau des schie- 
nengebundenen Transports und der Umgehungsstra- 
ßen für die Innenstadt. Belgrad hat ebenfalls sein Rad- 
wegenetz ausgebaut. Insbesondere in Novi Beograd 
wurde das vorhandene, weitläufig angelegte „Straßen- 
raster" genutzt, um zusätzliche Fahrradwege zu errich- 
ten. Dies konnte in der Altstadt Belgrads aufgrund der 
engen Bebauung nicht verwirklicht werden. Durch die 
gleichzeitige Modernisierung und Erweiterung mehre- 
rer Brücken ist es inzwischen zudem besser möglich, 
per Rad oder zu Fuß von Novi Beograd in die Innen- 
stadt zu gelangen. 

Ein weiterer Ausbau der Verkehrsinfrastruktur 
wird auch künftig eine wichtige Rolle in der Stadt- 
planung Novi Beograds spielen. Vor allem Pendler aus 
Alt-Belgrad, die nun in Novi Beograd arbeiten sowie 
Besucher der Einkaufs- und Freizeitzentren, die in den 
neuen Stadtteil strömen, werden eine verkehrstechni- 
sche Flerausforderung darstellen. Momentan gibt es zu 
wenige Brücken zwischen Alt-Belgrad und Novi Beo- 
grad. Aus diesen Gründen leidet der Stadtteil unter 
einer hohen Verkehrsbelastung (Waley, 2011:230). 
Freie Flächen und die sehr breiten Hauptstraßen ber- 
gen viele Möglichkeiten für eine nachhaltige Entwick- 
lung Novi Beograds. 

5.9.4 

Schlussfolgerungen für die Transformation zur 
Nachhaltigkeit in Novi Beograd 

Der Stadtteil Novi Beograd zeigt beispielhaft, dass sich 
Urbanität selbst bei einer verdichteten Machtstruktur 
kaum planen lässt (Münnich, 2013). Die Eigenart des 
Stadtteils entstand zunächst durch politisch-stadtpla- 


nerische Machtdemonstration, später durch die Aneig- 
nung durch ihre Bürger, was die Lebensqualität des 
Viertels erhöhte. Heute ist Novi Beograd ein beliebter 
Wohnbezirk. Im Gegensatz zu vielen anderen moder- 
nistischen Planquartieren des 20. Jahrhunderts gelang 
es hier, die Entstehung eines sozialen Brennpunkts zu 
verhindern. Dennoch könnten die unregulierte Bebau- 
ung durch Privatinvestoren und die Räumung infor- 
meller Armutssiedlungen die gesellschaftliche Pluralität 
einschränken. Auch die großzügigen Grünflächen sind 
durch wilde Bebauung und Nachverdichtung gefähr- 
det. Hier bedarf es der verstärkten Wahrung öffentli- 
cher Interessen durch eine durchsetzungsfähige Stadt- 
planung. 

Die heutige Stadtplanung Belgrads zeigt ein Prob- 
lem auf, das in vielen Städten gegenwärtig ist: Einer- 
seits wird in neue Großprojekte investiert (Beigrade 
Waterfront), andererseits fehlen Investitionen zum 
Erhalt und Erneuerung des Bestands und zur Kultur- 
förderung (Beispiel Belgrad Museum for Contemporary 
Art, Inex Film Gebäude oder sozialer Wohnungsbau). 
Um Investitionen in die Stadt umzulenken, bedarf es 
einer dezentralisierten Governance-Struktur und trans- 
parenter Planungs- und Vergabeprozesse. 

Die Erhaltenswürdigkeit der Bauten aus der Phase 
des Kommunismus-Sozialismus wird von der Wohn- 
bevölkerung und Fachleuten unterschiedlich bewer- 
tet. Von den Kritikern werden besonders die großen 
Wohnblöcke als überdimensioniert betrachtet, da diese 
zu einer mangelnden Identifikation der Bewohner mit 
dem Stadtteil führen würden. 

Aufgrund der großzügig gestalteten Flächen sind 
die Potenziale zur Realisierung neuer Bürogebäude 
und Einkaufszentren vorhanden. Hier wird es darauf 
ankommen bei der künftigen Stadtentwicklungspoli- 
tik Nachhaltigkeitsaspekte stärker zu berücksichtigen 
und unerwünschte Pfadabhängigkeiten (Kap. 2.2, 2.3, 
4) zu vermeiden, die eine Verbesserung der urbanen 
Lebensqualität erschweren. Bisher konzentriert sich 
das öffentliche Leben zum größten Teil immer noch in 
Alt-Belgrad. Kulturelle, künstlerische oder gastronomi- 
sche Einrichtungen, welche dem Stadtteil mehr Urba- 
nität verleihen könnten, sind in Novi Beograd kaum 
vorhanden. Dabei bietet der Stadtteil gute Vorausset- 
zungen für eine Verbesserung urbaner Lebensqualität. 
Er ist eingebettet in eine attraktive Lage zwischen zwei 
Flüssen und die großzügige offene Bauweise bietet 
Potenziale für Durchmischung von Wohn-, Geschäfts-, 
und Erholungsraum (Kap. 4.2.3). Eine wichtige Auf- 
gabe besteht auch in der Integration von ethnischen 
Minderheiten wie Roma und einkommensschwachen 
Gruppen, etwa durch sozialen Wohnungsbau oder 
durch eine verbesserte Wohn- und Infrastruktur in den 
jetzt informell besiedelten Räumen. 
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5.10 

Synopse 

Die Städtebeispiele zeigen die verschiedenen Ent- 
wicklungswege und -Stadien sowie die unterschiedli- 
chen Schwerpunktsetzungen und Ambitionsniveaus, 
die Städte hinsichtlich einer möglichen Entwicklung zu 
mehr Nachhaltigkeit in den verschiedenen Dimensio- 
nen aufweisen können. 

Städte sind sehr unterschiedlich aufgestellt bezüg- 
lich ihrer lokalen Ressourcen (u.a. Wirtschaftskraft, 
finanzielle Budgets, Humankapital, natürliche Res- 
sourcen) und Kompetenzen (u.a. Gesetzgebungs- und 
Gestaltungsraum der Stadtregierung). Diese haben zen- 
tralen Einfluss auf die Grundbedürfnisbefriedigung und 
Lebensqualität der urbanen Bevölkerung, die Umwelt- 
qualität sowie den Ressourcen- und Energieverbrauch. 
So weist Kopenhagen zwar eine hohe Lebensqualität, 
aber ebenfalls einen hohen Ressourcenverbrauch auf. 
In Kigali, Mumbai und Kairo stellt die Grundbedürfnis- 
befriedigung vor allem für schwächere sozioökonomi- 
sche Gruppen eine große Herausforderung dar. 

Die Städte weisen nicht nur untereinander große 
Unterschiede auf, sondern ihre Lebensumstände variie- 
ren auch sehr stark: Die Lebensstile der oberen Mittel- 
und Oberschichten in Mumbai und Kairo und der Mit- 
telschicht in Kopenhagen ähneln sich teilweise mehr als 
die der oberen und unteren urbanen Schichten inner- 
halb einer Stadt, auch wenn sie natürlich jeweils durch 
starke soziokulturelle Kontexte geprägt sind. Dies gilt 
z. B. für Konsumpräferenzen sowie Arbeits- und Wohn- 
verhältnisse. Die Lebenssituation urbaner Armutsgrup- 
pen in den Städten variiert jedoch stark, vor allem zwi- 
schen denen in Industrieländern und denen in Schwel- 
len- und Entwicklungsländern, da in letzteren sozi- 
ale Sicherungssysteme häufig wesentlich schwächer 
ausgeprägt oder nicht vorhanden sind. Dies zeigt sich 
besonders am hohen Anteil informeller Siedlungen in 
Kairo, Kigali, Säo Paulo und Mumbai aufgrund des 
Mangels an bezahlbarem Wohnraum. Diese vier Städte 
zeigen aber auch, wie unterschiedlich informelle Sied- 
lungen in Bezug auf Bausubstanz, Infrastrukturversor- 
gung, Wohnsicherheit, innere Organisation und Koope- 
ration mit der jeweiligen Stadtverwaltung ausgeprägt 
sein können, und dass deren Bewohner nicht mit der 
Armutsbevölkerung einer Stadt gleichgesetzt werden 
können. In Anbetracht einer zunehmenden Abschot- 
tung der Mittel- und Oberschicht in Gated Commu- 
nities stellen die großen, vielfach noch wachsenden 
sozioökonomischen Disparitäten innerhalb der Städte 
(Kap. 2.1, 2.4) eine große Herausforderung dar. In 
geringerem Ausmaß sind Disparitäten auch in den Städ- 
ten der Industrieländer zu beobachten. 


Die Entwicklungsstadien und -geschwindigkeiten 
sind in verschiedenen Städten sehr unterschiedlich. 
Kopenhagen und das Ruhrgebiet wachsen nur noch 
sehr langsam. Die zentralen Transformationsheraus- 
forderungen bestehen hier in einer energieeffizienten 
Umgestaltung der bestehenden Siedlungskörper und 
der Infrastrukturen (z.B. Umorientierung von motori- 
siertem Individualverkehr auf ÖPNV), der Abfederung 
sozialer Ungleichheiten und dem Erhalt der Gestal- 
tungsautonomie für die Bevölkerung. Zwar werden 
Grundbedürfnisse der Bevölkerung in weiten Teilen 
befriedigt und Maßnahmen zur Energieeffizienz umge- 
setzt, dennoch ist dies in Anbetracht des ökologischen 
Fußabdrucks der Stadtbewohner und der Energiein- 
tensität der konsumorientierten Lebensstile noch kein 
ausreichender Beitrag für die Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen. Auch wird die Gestaltungsautono- 
mie der Bevölkerung durch Gentrifizierung und Pri- 
vatisierung öffentlicher Räume eingeschränkt, wenn- 
gleich es viele Initiativen gibt, die gegen diese Prozesse 
ansteuern. 

In den Städtebeispielen der Schwellen- und Ent- 
wicklungsländer - wie hier an Mumbai, Guangzhou, 
Säo Paulo, Kairo oder Kigali gezeigt - bestehen die zen- 
tralen Transformationsherausforderungen zum einen 
darin, das bereits erfolgte Wachstum, das in Teilen 
informell und ohne adäquate Infrastrukturentwicklung 
erfolgte, nachzuholen. Zum anderen muss das zukünf- 
tige Wachstum in nachhaltige Bahnen gelenkt werden, 
um negative Pfadabhängigkeiten zu vermeiden. Die 
Sicherstellung der Grundversorgung und menschen- 
gerechter Lebensbedingungen in den Städten ist dabei 
aus Sicht des WBGU zentraler Bestandteil der urbanen 
Transformation (Kap. 3.4). In den Städten der Schwel- 
len- und Entwicklungsländer gibt es heute das Prob- 
lem, dass die ressourcen- und energieintensive Stadt- 
entwicklung, wie sie die Städte der Industrieländer im 
20. Jahrhundert durchlaufen haben, nicht als nachhal- 
tiges Stadtentwicklungsmodell und somit nicht als Vor- 
bild betrachtet werden kann, da sie u.a. durch Kapi- 
talerträge aus Industrialisierungsprozessen mit hohen 
Umweltkosten und Ressourcenausbeutung peripherer 
Regionen finanziert wurde. Zudem bringt die verbes- 
serte Befriedigung der Grundbedürfnisse der urbanen 
Armutsbevölkerung eine Steigerung des Ressourcenbe- 
darfs mit sich. Hierfür bedarf es intelligenter, effizienter 
und sozialverträglicher Lösungen. 

Hier bestehen vor allem in Mumbai, Kairo und Kigali 
Möglichkeiten des Leapfrogging, etwa durch die Ver- 
meidung des starken Zuwachses im motorisierten Indi- 
vidualverkehr durch einen Ausbau des ÖPNV. Diesen 
Optionen stehen jedoch die Konsumpräferenzen bzw. 
die zunehmende Konsumorientierung der wachsenden 
urbanen Mittelschicht entgegen. Diesen kann durch 
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Bewusstseinsbildung (z.B. durch NRO und Bürger- 
initiativen) oder Anreizsysteme (z.B. Steuervorteile bei 
energieeffizienten Gebäuden), aber auch durch Verbote 
(z.B. emissionsintensiver Fahrzeuge) gegengesteuert 
werden. 

Die zentrale Rolle der Privatwirtschaft in der Stadt- 
entwicklung, z.B. bei Großwohnanlagen in Guangzhou, 
Kairo oder Mumbai, zeigt sich sowohl für die Städte 
der Industrieländer als auch der Schwellen- und Ent- 
wicklungsländer. Probleme entstehen durch die Priva- 
tisierung öffentlichen Raums, die Verdrängung unterer 
Einkommensgruppen und vor allem die externe Steue- 
rung von Urbanisierungsprozessen durch den Immobi- 
liensektor. Hier zeigt sich die Notwendigkeit der staat- 
lichen Steuerung von ökonomischen Prozessen für eine 
Systemtransformation. Zwar sind zivilgesellschaftli- 
che Bewegungen auch eine treibende und gestaltende 
Kraft, reichen jedoch alleine für eine Systemtransfor- 
mation nicht aus. 

In den Städten der Schwellen- und Entwicklungs- 
länder stehen den Stadtverwaltungen weniger Steuer- 
einnahmen zur Verfügung, häufig verursacht durch die 
Bedeutung und Größe des informellen Sektors als Ein- 
kommensquelle für weite Bevölkerungsteile (in Mum- 
bai und Kairo sind dies nach Schätzungen über die 
Hälfte der Beschäftigten) sowie eine weit verbreiteten 
Korruption innerhalb von Stadtentwicklungsplanun- 
gen und -prozessen. Auch wenn der informelle Sek- 
tor eine wichtige Einkommensmöglichkeit gerade für 
urbane Armutsgruppen darstellt, so sind die Arbeits- 
bedingungen und die Einkommenssituation häufig sehr 
lebensfeindlich. Hier sollte eine Transition hin zu mehr 
sozialer Absicherung erfolgen. 

Die Transformation zur urbanen Nachhaltigkeit 
sollte sich zukünftig zwar auch an technischen Lösun- 
gen und sektoralen Konzepten orientieren, muss aber 
vor allem Menschen in den Mittelpunkt rücken. So soll- 
ten z.B. Visionen für mehr Gerechtigkeit in der Stadt 
und Verhaltensänderungen der Bevölkerung in Bezug 
auf Konsumverhalten für mehr lokale und transnatio- 
nale Gerechtigkeit (Suffizienz, solidarische Lebensqua- 
lität) zentrale Bedeutung erhalten. Wie die Städtebei- 
spiele zeigen, haben alle Städte Visionen, Masterpläne 
oder Agenden für die Stadtentwicklung. Diese umfas- 
sen in der Regel alle drei Dimensionen der urbanen 
Transformation und bieten vielversprechende Anknüp- 
fungspunkte. Sie sind aber teilweise eher noch auf 
inkrementeile Veränderungen angelegt und nicht auf 
eine umfassende, langfristige und tiefgreifende Strate- 
gie zur Transformation der urbanen Systeme. Allerdings 
muss hier kritisch betrachtet werden, ob es sich nicht 
nur um Lippenbekenntnisse oder Image- und Marke- 
tingkampagnen (greenwashing) handelt. Auch muss in 
Anbetracht der hohen Mobilität von Teilen der urbanen 


Bevölkerung bedacht werden, dass Menschen sich vor 
allem dann an Stadtentwicklungsprozessen beteiligen, 
wenn sie sich mit dem Ort identifizieren. Daher sind 
auch Maßnahmen zur Förderung der Ortsbindung und 
sozialen Kohäsion der Gesellschaft transformations- 
relevant. Insgesamt braucht die nachhaltige Entwick- 
lung in Städten nicht nur Visionen, sondern es geht vor 
allem um deren Umsetzung: Nur wenn gesetzte Ziele 
eingehalten und die betroffenen Akteure informiert 
und eingebunden werden, kann die erforderliche Trans- 
formation in Städten gelingen. 

Lokale urbane Regierungen und Verwaltungen wei- 
sen unterschiedliche Gestaltungskompetenzen und 
Ressourcen auf, da nationale und regionale Regierun- 
gen unterschiedliche Gestaltungsbefugnisse in Städten 
haben. Während die Stadtregierung etwa in Kairo auf- 
grund der autokratischen Zentralregierung eher geringe 
Befugnisse hat und durch lokale Hemmnisse wie Kor- 
ruption und Arbeitsorganisation schwerfällig agiert, gilt 
Dänemark als vorbildlich bei der Umsetzung der Euro- 
päischen Charta der kommunalen Selbstversorgung. 
Kopenhagen bietet vielfältige Möglichkeiten der Bür- 
gerbeteiligung, z.B. durch Unterausschüsse. Generell ist 
gemäß des Prinzips der Subsidiarität eine Stärkung der 
Stadtregierungen zu begrüßen, es muss aber auch im 
jeweiligen Kontext gesehen werden, was auf welcher 
Ebene geleistet werden kann. Dies gilt ebenfalls für die 
Rolle der Zivilgesellschaft: Zwar zeigen die Initiativen, 
die sich z.B. in Mumbai zur Verbesserung der Lebens- 
situation von Slumbewohnern gegründet haben, dass 
Bottom-up-Ansätze einen wichtigen Beitrag zur Stadt- 
entwicklung leisten können. Diese haben aber auch 
ihre Grenzen, insbesondere in Bezug auf Lebensstil- 
änderungen in Richtung Suffizienz. 

Eine erfolgreiche Transformation zur Nachhaltigkeit 
in Städten kann nur gelingen, wenn individuelle Stadt- 
entwicklungsstrategien unter Berücksichtigung lokaler 
soziokultureller Besonderheiten entwickelt werden. Als 
eine der größten Blockaden auf diesem Weg zeigt sich 
in vielen Städten die unterschiedlich stark ausgeprägte 
Governance. Nur wenige Regierungen bzw. andere 
Akteure der Stadtentwicklung initiieren und gestalten 
derzeit tiefgreifende Prozesse zur Transformation zur 
Nachhaltigkeit. Dies zu befördern, wird eine der größ- 
ten Herausforderungen der Transformation zur Nach- 
haltigkeit in Städten (Kap. 8). 
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Urbane Designer: Akteure der 
urbanen Transformation 



6.1 

Einleitung 

Urbanisierung kann ein im wahrsten Sinne wildwüchsi- 
ger Dauerprozess und Resultat vielfältiger nicht koordi- 
nierter Aktivitäten sein, in dem Behausungen, öffentli- 
che und private Infrastruktur, angelegte Freiflächen und 
Brachen entstehen und ebenso schnell wieder zugebaut 
werden. Urbanisierung kann sich aber auch stark durch 
staatliche und kommunale Flächenregulierung, staat- 
liche und private Bauplanung sowie geordnete Quar- 
tiers- und Stadtgestaltung auszeichnen. Die Gestal- 
tung von Städten erwächst letztlich aus einer dyna- 
mischen Mischung von Planung und Improvisation, 
Ordnung und Spontanität, Intention und Geschehen- 
lassen. Unter Urban Design versteht der WBGU dem- 
entsprechend die vielschichtige Produktion von Stadt 
in ihren räumlichen, kulturellen und sozialen Dimensio- 
nen durch unterschiedliche Akteure, die ihre Handlun- 
gen mehr oder weniger aufeinander abstimmen. 

Urban Design, wie es die Gemeinschaft der städti- 
schen Praktiker, darunter Bauherren, Architektinnen 
und Raumplaner, versteht, umfasst vier Aspekte: die 
Kreation, die Pflege, die Atmosphäre und die Schön- 
heit urbaner Behausungen. Ein zentrales Element ist 
die Verbindung der Privatsphäre, in der Menschen für 
sich und unter sich sein wollen, mit dem öffentlichen 
Raum: Die Verbindung kann man sich als große Mem- 
bran oder Fuge vorstellen. Sie öffnet private Behau- 
sungen in die anonyme, eventuell riskante Umge- 
bung und nistet das Öffentliche schonend und res- 
pektvoll in den Privathäuser ein, etwa in Form eines 
Ladens, eines Cafes oder eines Kioskes, die wiederum 
mit der Ausbringung von Stühlen und Tischen in die 
Stadt hineinragen. In diesem Sinne ist das traditionelle 
Sockelgeschoss als reales wie symbolisches Funda- 
ment eines inklusiven Urbanismus bezeichnet worden 
(Mäckler et ab, 2013). Es soll keine Polarität zwischen 
Privat(eigentum) und öffentlichem Raum bewirken, 
sondern eine durchlässige Zone schaffen, in die beide 
Sphären ausfransen. 


Exemplarisch verwirklicht ist diese Verbindung in 
den japanischen Moriyama Houses. Diese sind sozial 
flexible, erweiterbare, kostengünstige, raum- und res- 
sourcensparende Wohnformen für Freundeskreise, Sin- 
gles und Familien, Rentner und Durchreisende, Obdach- 
lose, die geteilte Flächen zwischen kleineren privaten 
Einheiten entstehen lassen (Maak, 2014). In solchen 
Zonen entsteht bestenfalls eine urbane Atmosphäre, 
die gebaute Objekte und Flächen zu einem subjektiven 
Raumerlebnis verbindet, in denen nicht nur der metri- 
sche Raum, sondern Schwingungen, Geräusche, Licht- 
stimmungen und Baumaterialien eine spezifische Aura 
erzeugen. Schön in diesem Sinne ist nicht der Pracht- 
bau oder der raffiniert gestaltete Platz, auch nicht das 
natürliche Standort-Extra, es sind kombinierte Raum- 
figuren, die sich aus dem Gedächtnis einer Stadt ent- 
wickelt haben und in die Zukunft gerichtete Fürsorge, 
Investition und Kultivierung bedürfen. 

Der Träger des renommierten Turner-Preises 2015, 
das Londoner Kollektiv Assemble, hat mit Bewoh- 
nern heruntergekommener, dysfunktional gewordener 
Stadtviertel Restaurations- und Reparaturideen ausge- 
führt und für deren innovative Finanzierung gesorgt. 
Am bekanntesten ist die Granby Street im Liverpooler 
Viertel Toxteth, das selbst sozial orientierte Kommu- 
nalpolitiker dem „geordneten Verfall" ausliefern woll- 
ten (Assemble, 2016; Lorch, 2015). Assemble bewegt 
sich in der Grenzzone von Design, Architektur, Städ- 
tebau, Sozialarbeit und Ethnologie; das Kollektiv ver- 
bindet, wie in der aktuellen Kunst häufig anzutreffen, 
„architects, artists, and activists." 

Einen analogen Ansatz verfolgt der chilenische 
Architekt Alejandro Aravena, der 2015 den Pritzker- 
Preis gewonnen hat und die 15. Architekturbiennale in 
Venedig kuratiert. Mit ihm lebt eine sozial engagierte 
Architektur auf, die kostengünstige Wohnungen erstellt 
und auf die flexible und modulare Unterbringung von 
Migranten, Flüchtlingen und Opfern von Naturkatast- 
rophen abzielt. 

Insbesondere dann, wenn man die Städte aus ihrem 
jeweiligen historischen Kontext und ihrer kulturellen 
Eigenart heraus im Sinne eines transformativen Nach- 
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haltigkeitsprogramms, das lokale und globale Leitplan- 
ken berücksichtigt, entwickeln möchte, tritt die Pla- 
nungs- und Steuerungsabsicht im Design stärker in den 
Vordergrund und werden Einzelbauten in eine räum- 
liche Gesamtarchitektur eingefügt. Im Sinne der vom 
WBGU empfohlenen menschenorientierten Urbanisie- 
rung ist urbanes Design dann „the process of making 
better places for people than would otherwise be pro- 
duced" (Carmona et al., 2003:3). Inkrementelle und 
geplante Eingriffe in die Landschaft müssen mit Erfor- 
dernissen des Umweltschutzes und Grundsätzen sozia- 
ler Wohlfahrt in Einklang gebracht werden, auch sind 
die Manifestationen historischer kultureller Identität 
zu berücksichtigen. In der Praxis der Urbanisierung 
kommt es dabei zu Zielkonflikten und nicht intendier- 
ten Folgen. 

Das folgende Kapitel greift Einzelbeispiele der fast 
unüberschaubaren Vielfalt weltweiter Urbanisierung 
heraus, die als Beispiele interessante und gute Prak- 
tiken transformativer Stadtentwicklung illustrieren. 
Diese erläutern für urbanen Wandel relevante Hand- 
lungsmuster, Mensch-Umwelt-Interaktionen und 
Pioniere des Wandels. Letztere probieren verschiedene 
Ideen aus und helfen so neue Leitbilder bzw. Visio- 
nen für die urbane Transformation zu entwickeln, an 
denen sich der gesellschaftliche Wandel orientieren 
kann. Knieling und Klindworth (2016) haben ausge- 
hend vom Transformationskonzept des WBGU (2011) 
herausgearbeitet, wie Stadtplanerinnen zu Pionieren 
des Wandels werden, die nachhaltige Entwicklung vor- 
anbringen: Innovationen entstehen ihren Beobachtun- 
gen nach meist außerhalb formaler Planungsprozesse. 
Kommunikation und Kooperation sind dabei wichtige 
Faktoren, denn Planer nehmen oft eine Vermittlerrolle 
zwischen verschiedenen Akteuren ein (Knieling und 
Klindworth, 2016). 

Durch die hier dokumentierten Beispiele sollen die 
hochgradige Differenziertheit urbaner Praktiken und 
Innovationen gezeigt werden, die aus Sicht des WBGU 
erforderlich sind, um so die Ziele des normativen Kom- 
passes (Kap. 3) und die in den SDGs verankerte globale 
Transformationsstrategie umzusetzen. Dabei lässt sich 
zeigen, dass es überall auf dem Planeten Ansätze einer 
transformativen Strategie gibt, die auf den jeweiligen 
Gegebenheiten, Ressourcen und Eigenarten des place- 
making aufsetzen. Dabei kann durch die Einbettung 
des eigenen Tuns in den universellen Rahmen bei den 
jeweiligen Protagonisten die Wirksamkeit ihrer Akti- 
vitäten erhöht werden. Dies umso mehr, wenn sie ein 
Bewusstsein darüber haben, dass auch andere an ande- 
ren Schauplätzen ähnliche Aktivitäten entfalten. 

Es versteht sich, dass die hier genannten Beispiele 
weder in einem statistischen Sinne repräsentativ sein 
können noch Vollständigkeit im Hinblick auf die regi- 


onale Verteilung und thematische Fokussierung ange- 
strebt wird. Die Beispiele reichen von der Wissensge- 
nerierung und -Verteilung für die Bewohnerinnen einer 
Stadt über verschiedenste Aktivitäten in einzelnen 
Transformationsfeldern bis hin zu einer umfassenden 
kollaborativen Stadtgestaltung, in der diese vielen Ini- 
tiativen integriert gedacht werden können. 


6.2 

Transformative urbane Netzwerke 

Initiativen urbaner Gestaltung sind auf verschiedenen 
Ebenen und in unterschiedlichen Vernetzungsgraden zu 
finden. Während in den Kapiteln 6.3 bis 6.9 konkrete 
und meist lokal verhaftete Initiativen exemplarisch 
illustriert werden, beschreibt das vorliegende Kapitel 
zunächst diverse Netzwerke. 

Einen Überblick über das Feld der Urban Designer 
bot die vorbildliche Informations- und Vernetzungs- 
plattform von UN-Habitat „I'm a city changer", die aber 
nicht mehr existiert. Das innerhalb der Vereinten Nati- 
onen für Urbanisierung zuständige Programm misst 
zivilgesellschaftlichen Akteuren, die neue Formen 
nachhaltigen städtischen Lebens explorieren, eine hohe 
Wertschätzung bei. UN Habitat entwickelte daher 2012 
die Plattform „I am a city changer", um ein Netzwerk 
zu initiieren und damit den Erfahrungsaustausch von 
Menschen zu verbessern, die neue Formen des urbanen 
Zusammenlebens, der Aneignung städtischer Räume 
und der urbanen Mitgestaltung ausprobieren. Gleich- 
zeitig verschaffte diese Plattform ein Bewusstsein der 
Selbstwirksamkeit für Akteure, die in den Städten aktiv 
sind oder es werden wollen. Die Plattform war in sechs 
Themenfelder - resiliente Stadt, grüne Stadt, sichere 
und gesunde Stadt, inklusive Stadt, geplante Stadt und 
produktive Stadt - untergliedert. 

Drei weitere Netzwerke stehen exemplarisch für die 
Vielfalt der Möglichkeiten, wie sich Akteure des Wan- 
dels verbinden können. Dabei sind Impact Hubs ein für 
urbanen Wandel allgemein interessantes Netzwerk, in 
dem sich Pioniere versammeln, Slum Dwellers Inter- 
national operieren zuvorderst operativ und ICLEI als 
Plattform der Städte selbst. Die Netzwerke sollen nicht 
in all ihren Facetten ausgeleuchtet werden, sondern 
dienen vordringlich als Verweis für weitere Informa- 
tionen zu Pionieren des Wandels. Sie zeigen, wie sich 
lokales Urbanisierungswissen in Informationsnetzwer- 
ken in transferierbares Praxiswissen wandeln kann. 
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6.2.1 

Impact Hubs 

Ein spezifisches Netzwerk im Kontext von Selbstwirk- 
samkeitsinitiativen ist das Impact Hub Netzwerk (www. 
impacthub.net). Impact Hubs sind gemeinschaftlich 
genutzte Büro und Arbeitsräume (Co-Working Spaces), 
die insbesondere von NRO und kleinen sozialen Unter- 
nehmern genutzt werden. Impact Hubs, die in einem 
globalen Netzwerk organisiert sind, gibt es heute in 
über 80 Städten auf allen Kontinenten. Voraussetzung 
für die Etablierung von Impact Hubs ist eine kritische 
Masse an sozialen Innovatoren und Rezipienten, die 
diese Innovationen adaptieren, was in der Regel nur im 
urbanen Raum gegeben sind. 

Als gemeinschaftlich genutzte Büro- und Arbeits- 
räume haben die Hubs ein ansprechendes Interieur mit 
Elementen eines Start-ups und ohne feste Platzzutei- 
lung, was die Kommunikation von unterschiedlichen 
Akteuren ermöglichen soll. Sinnbildlich dafür ist das 
Konzept des Hosting: Dabei agiert ein Hub-Mitglied 
als Gastgeber und stellt Leute untereinander vor; dies 
mündet in einer Vielzahl von Aktivitäten, wie etwa 
gemeinsame Mittagessen, gemeinschaftlich organi- 
sierte Weiterbildungsaktivitäten („skill-sharing" und 
„business clinics"). 

Die Ursprünge der Hub-Bewegung finden sich in 
der Anti-Globalisierungsbewegung, welche sich um die 
Jahrtausendwende herausbildete und die Eintönigkeit 
der ökonomischen Modelle und Denkweisen kritisierte. 
Der erste 2005 in London gegründete Hub sollte dazu 
dienen all denjenigen einen Ort zu geben, die die Welt 
verbessern wollten, um ihre Ideen in die Tat umzuset- 
zen und dabei auf die katalytischen Effekte eines Netz- 
werks zurückgreifen zu können. 

In den Folgejahren fand das Londoner Modell viele 
Nachahmer, und es entwickelten sich Hubs in weiteren 
Städten. Dabei gab es keine Richtlinien nach welchen 
Kriterien sich die neuen Hubs zu entwickeln hätten, 
vielmehr wurde diese Freiheit von vielen Hub-Grün- 
dern geschätzt, da sie so ihre eigenen Vorstellungen 
umsetzen konnten. 

Im Jahr 2010 stand das Netzwerk jedoch vor einem 
Wendepunkt, da die vorherrschenden Strukturen den 
Bedürfnissen und Interessen der einzelnen Stakehol- 
der nicht mehr gerecht wurden. Die bisherige Struk- 
tur wurde auf den Kopf gestellt: Eingebettet in die 
Netzwerkstruktur sollten alle Hubs die Verantwortung 
und gleichberechtigte Eigentümerschaft für die globale 
Organisation übernehmen. Zudem wurde durch die 
Bezeichnung Impact Hub ein neues Branding geschaf- 
fen, das gleichzeitig die gemeinsame Zielsetzung der 
Schaffung sozialer Innovationen hervorheben soll. 

Die Entwicklung und Geschichte des Hub-Netz- 


werkes von seinem Entstehen über das fast Auseinan- 
derbrechen bis hin zu seiner Wiedergeburt sind somit 
exemplarisch und lehrreich für die Schwierigkeiten 
sozialer Change-Agent-Gruppen, welche sich weit ver- 
breiten möchten, um eine globale Transformation zu 
erreichen. 


6.2.2 

Shack/Slum Dwellers International 

Kollaborative Ansätze (Kap. 8.3.3) können exemp- 
larisch anhand guter Praktiken dargestellt werden, in 
denen Stadtbevölkerung, Stadtregierungen und ande- 
ren staatlichen Institutionen und Mittlerorganisationen 
wie NRO involviert sind. Ein positiver Anschauungs- 
fall für einen solchen Lösungsansatz und die Kollabo- 
ration von Pionieren des Wandels ist die Organisation 
„Shack/Slum Dwellers International" (SDI). Die Wur- 
zeln des SDI liegen in Indien, wo Frauen in einer infor- 
mellen Siedlung (Kap. 7.3) eine Organisation gründe- 
ten, um Strategien gegen die ständig drohende Vertrei- 
bung zu entwickeln und ihre Lebenssituation zu ver- 
bessern. Der Erfahrungsaustausch mit Bewohnerinnen 
informeller Siedlungen in Kapstadt inspirierte die Grün- 
dung einer südafrikanischen Vereinigung von Slumbe- 
wohnern. Weitere Gründungen solcher lokaler Basis- 
organisationen in anderen Ländern folgten mit dem 
Ziel, sich auf lokaler Ebene für die Belange der Bewoh- 
ner informeller Siedlungen einzusetzen. Im Jahr 1996 
schlossen sich die inzwischen sechs nationalen Verei- 
nigungen unter dem Dach SDI zusammen. Mittlerweile 
vernetzt SDI Bewohnerinnen informeller Siedlungen 
in mehr als 30 Entwicklungs- und Schwellenländern, 
vor allem in Asien und Afrika. Die Beteiligten NRO 
und CBOs lösen gemeinsam Probleme und verbessern 
dadurch substanzielle und politische Teilhabe. Wichtige 
Anliegen sind der Schutz vor Vertreibung, die Entwick- 
lung von neuem Wohnraum und die Bereitstellung von 
Service- und Infrastruktur. 

SDI basiert auf einem Netzwerk von städtischen 
Zusammenschlüssen lokaler Spargruppen in informel- 
len Siedlungen. Die Aktivitäten dieser Gruppen umfas- 
sen nicht nur das Sparen auf Gruppenkonten, sondern 
auch die Vergabe von gruppeninternen Krediten und 
die Finanzierung von Gruppenprojekten. Ziel von SDI 
ist die Entwicklung institutionalisierter Strukturen, 
die diese lokalen Bewohnergruppen durch gegensei- 
tiges Lernen und den Aufbau von Verhandlungs- und 
Kooperationsmechanismen dazu befähigen, ihre Ziele 
gegenüber lokalen und regionalen Regierungen und 
anderen staatlichen Akteuren zu vertreten und gemein- 
sam Lösungen finden zu können (Ley et al., 2014; Mit- 
linund Patel, 2014; Satterthwaite und Mitlin, 2014). 
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Unsere urbane Zukunft wird stark davon abhängen, 
ob es gelingt, das Potenzial der Stadtbevölkerung ein- 
zubeziehen und positive Kollaborationen zu schaffen. 
SDI ist ein erfolgreiches Beispiel für einen kollabora- 
tiven Ansatz, d.h. für eine Form der Zusammenarbeit, 
die über Partizipation, also die Beteiligung an Prozes- 
sen, hinausgeht. Die Slumbewohner sind selbst aktiv 
geworden, um neuen Wohnraum zu schaffen, sich zu 
vernetzen und ihre Lebensbedingungen zu verbessern 
(Ley et al., 2014). Dabei werden sie von NRO unter- 
stützt, die als Brücke zwischen Slumbevölkerung und 
den Ansprechpartnern in staatlichen Institutionen die- 
nen. SDI illustriert außerdem viele der Vorteile trans- 
nationaler Netzwerke, die beispielsweise dazu bei- 
tragen können, positive Anschauungsbeispiele aus 
unterschiedlichen Ländern zu bündeln, Informationen 
zusammenzuführen und durch horizontalen Austausch 
Lerneffekte zu erzeugen, und hilft so lokalen Grup- 
pen, effektive Strukturen und Strategien zu entwickeln 
(Herrle et al., 2015a; Kap. 8.3.3). 

6.2.3 

Local Governments for Sustainability (ICLEI) 

Weiterhin existieren Netzwerke, in denen sich Städte 
zusammenschließen und sich der Schaffung einer nach- 
haltigen Zukunft verpflichten. Ein solches etablier- 
tes Städtenetzwerk ist ICLEI (Local Governments for 
Sustainability) mit mehr als 1.000 Mitgliedsstädten 
(Kap. 2. 5. 6. 2, 8. 4. 2. 2). ICLEI wurde 1990 gegründet 
und ist eine internationale Gemeinschaft lokaler, regi- 
onaler und nationaler Regierungsorganisationen, die 
sich der nachhaltigen Entwicklung verschrieben haben. 
ICLEI hat seine Ambition und Reichweite darauf aus- 
gerichtet, seine Mitgliedsstädte dabei zu unterstützen, 
eine nachhaltige Zukunft aufzubauen, indem sie koh- 
lenstoffarm, resilient, inklusiv, biodivers, ressourcenef- 
fizient, produktiv, gesund und glücklich werden sowie 
eine grüne Wirtschaft und intelligente Infrastruktur 
aufbauen (ICLEI, 2015). 


6.3 

Inklusive Stadtplanung 

Im folgenden Abschnitt werden private wie staatli- 
che Masterplaner und Planungsbüros vorgestellt, die 
in transdisziplinärer Weise praktische transformative 
Stadtentwicklung betreiben. Die vier Beispiele weisen 
auf die Diversität privater wie staatlicher transformati- 
ver Planungsbüros und Masterplaner hin. 


6.3.1 

Kunle Adeyemi / NLE: Shaping the Architecture 
of Developing Cities 

NLE ist ein von Kunle Adeyemi geleitetes Architek- 
tur- und Designbüro mit Sitz in den Niederlanden und 
in Nigeria. Es ist in den Bereichen Architektur, Design, 
Stadtplanung, Forschung, Wissenschaft sowie Kunst 
und Kultur tätig und hat sich auf Städte in Entwick- 
lungsländern spezialisiert. 

Das zentrale Anliegen ist, „nachhaltige Lösungen 
für die Umwelt-, infrastrukturellen und menschlichen 
Herausforderungen dieses Megajahrhunderts zu bie- 
ten" (NLE, 2015a). „Megajahrhundert" bezieht sich 
dabei auf die Größe der Herausforderungen im 21. 
Jahrhundert, zu denen die rasche Urbanisierung und 
das Entstehen von Megastädten zählen. Städte in Ent- 
wicklungsländern werden als Innovationsgeneratoren 
angesehen, in denen Lösungen für globale Probleme 
entstehen können. Aus dem Potenzial, das sich vor 
allem aus informellen, teils improvisatorischen Quellen 
schöpft, sollen neue Wege für eine sozial und ökolo- 
gisch nachhaltige Entwicklung in Städten entstehen. 

Es wird zunächst versucht, mit günstigen lokalen 
Materialien zu bauen. Zum Teil sind die Konzepte so 
ausgelegt, dass Laien mit in die Konstruktion eingebun- 
den werden können. In den Gebäuden werden beispiels- 
weise Technologien erneuerbarer Energien eingesetzt. 
Die urbanen Interventionen werden unter Einbezug der 
lokalen Stadtbevölkerung entwickelt. Die Projekte des 
Architekturbüros sind zunächst als Prototypen zu ver- 
stehen, die weitere Verbreitung finden können. Somit 
ist NLE ein charakteristisches Beispiel für ein Architek- 
turbüro, das als Change Agent im urbanen Raum agiert. 
NLE ist in der Wissenschaft und Urban Design vernetzt. 

Die transformative Wirkung der Ansätze des Archi- 
tekturbüros zeigt ein Projekt beispielhaft: die schwim- 
mende Schule in Mako ko (Abb. 6.3-1). Hier wurde 
unter Verwendung lokaler Baustoffe und unter Ein- 
beziehung der Bewohner eine Schule für den Makoko 
Slum in Lagos, Nigeria, entworfen und gebaut. Da der 
Slum zum Teil auf Stelzen im Wasser gebaut ist, bedeu- 
ten Meeresspiegelanstieg und häufige Überflutungen 
existenzielle Risiken für die Bevölkerung. Die schwim- 
mende Schule hingegen ist anpassungsfähig gegenüber 
Überflutungen und bietet den Schülern angemessenen 
Raum zum Lernen. Zudem wird Strom durch Solarpa- 
neele generiert, so dass unabhängig von Schwankun- 
gen im Netz und Marktpreisen Zugang zu einer Basis- 
versorgung mit Elektrizität besteht. 

Die schwimmende Schule ist gleichzeitig 
Demonstrationsprojekt für einen neuen Gebäude- 
typ, mit dem NLE versucht, den Herausforderungen 
in Makoko und ähnlichen Küstensiedlungen zu begeg- 
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Abbildung 6.3-1 

Schwimmende Schule in Makoko, Lagos, Nigeria. 
Quelle: hbs-Nigeria 


nen. Nach dem Modell der Schule könnten auch einfa- 
che schwimmende Hauser gestaltet werden, die durch 
ihre Mobilität und Bauweise flexibel genutzt und zu 
verschiedenen Siedlungsstrukturen kombiniert wer- 
den können. Gerade in Gebieten mit sich verändern- 
den Umweltbedingungen können diese Eigenschaften 
Vorteile bieten (Adeyemi und Disu, 2014). Die schwim- 
mende Schule war deshalb auch kein alleinstehendes 
Projekt, sondern ist verknüpft mit NLEs Konzeptdesign 
„Lagos Water Communities Project". 

Projekte wie das von NLE, bei denen zusammen 
mit der lokalen Bevölkerung und ausgehend von lokal 
verfügbaren Ressourcen und Bauweisen innovative 
Lösungskonzepte entwickelt werden, haben das Poten- 
zial, Siedlungen wie Makoko zu transformieren und die 
Lebensbedingungen der Menschen entscheidend zu 
verbessern. 

Zu verweisen ist hier zudem auf die schwimmenden 
Dörfer auf dem Tonle Sap in Kambodscha (Floramo und 
Villadiego, 2014) und die Arbeiten von Koen Olthuis 
(„The Floating Dutchman"), die bereits das neue Ams- 
terdamer Stadtviertel IJburg mit 43 schwimmenden 
Häusern prägen (SZ, 2015; Waterstudio, 2015). Die 
Projekte der schwimmenden Häuser können als exem- 
plarische Maßnahme für Klimaanpassung in küsten- 
nahen, vom Meeresspiegelanstieg bedrohten Regionen 
gesehen werden. 

6.3.2 

Earthbag Buildings und Smart Shacks 

In den vergangenen Jahren gab es mehrere Vorstöße, 
technologische Innovationen auch in Slums zu nut- 
zen. Der Stellenbosch Innovation District ist ein Pro- 
jekt in Südafrika, in dem die Stellenbosch Universi- 
tät und Unternehmen kooperieren, um lokal nachhal- 
tige Lösungen für urbane Probleme zu finden. Dabei 


wird die Entwicklung von Lösungsstrategien durch die 
Bürger selbst in den Fokus genommen und unterstützt. 
So wurde ein Smart Shack konzipiert, der zum einen 
aus günstigen Materialien gebaut wird und zum ande- 
ren nachhaltige Technologien beherbergt. Die Grund- 
idee für die Bauweise entstammt dem „Earthbag Buil- 
ding System". 

Zum Bau von Earthbag Buildings werden teils spe- 
ziell angefertigte Polypropylensäcke gleichmäßig mit 
Erde befüllt und als Bausubstanz für Wände genutzt 
(Barnes et al., 2009). Das Design und die Größe der 
Gebäude sind variabel, neben kleineren Hütten können 
auch geräumige Einfamilienhäuser mit diesem System 
errichtet werden. Dies bietet den Vorteil, dass unter- 
schiedliche kulturelle Eigenarten der Architektur in die 
Gestaltung integriert werden können. 

Die Vorteile der Bauweise mit Erdsäcken sind Kos- 
teneffizienz, Schonung natürlicher Ressourcen, kaum 
Verwendung von Zement, einfache und schnelle Bau- 
weise und geringer Bedarf an trainiertem Fachpersonal. 
Zudem haben die mit Erde befüllten Polypropylensäcke 
einen guten Feuerschutz, was bei den nicht seltenen 
Bränden in Slums, die oft von Kochstellen oder elek- 
trischen Kurzschlüssen ausgehen, vorteilhaft ist. Auch 
bieten sie wirksamen Schutz bei Überflutungen; ähnli- 
ches Material wird für die Verstärkung von Deichen in 
Notsituation verwendet. Im Vergleich zu anderen Bau- 
substanzen wie Wellblech haben die Gebäude, abhängig 
vom Design, auch eine hohe Resilienz gegenüber hohen 
Windstärken und können entsprechenden Schutz bie- 
ten. Ebenfalls realisiert die Konstruktion Lärmschutz, 
was insbesondere in dicht besiedelten Flächen Privat- 
sphäre schafft und Außenlärm eindämmt. Die aus den 
Earthbags gebauten Gebäude lassen sich leicht abbauen 
und die genutzten Materialien können wiederverwen- 
det werden. Die einfache Bauweise lässt auch eine Nut- 
zung in der Katastrophenhilfe zu. So wurden in Paki- 
stan nach dem Erdbeben 2005 Earthbag-Notunter- 
künfte gebaut, die durch bessere Wärmedämmung als 
in Zelten gerade für den Winter Schutz boten. 

Der Smart Shack, auch E-Khaya genannt, des Stel- 
lenbosch Innovation Districts in Südafrika kombiniert 
die Earthbag-Bauweise mit der Nutzung von Solarpa- 
neelen für Beleuchtung, Warmwasser und das Aufla- 
den von Mobiltelefonen mit Regenwassernutzung und 
nutzt das Tageslicht durch die Installation von Wasser- 
flaschen in den Decken, welche das Licht brechen und 
verteilen (Western Cape Government, 2015). Die Ver- 
breitung solcher Designideen zum Ersetzen oder Auf- 
werten herkömmlicher Wellblechhütten und die Ent- 
wicklung von günstigen Optionen für nachhaltigen 
Wohnraum wurden durch die Better Living Challenge 
des Western Cape Government angeregt (Western Cape 
Government, 2016). 
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Das Smart Shack Projekt zeigt, wie mit einfachen 
Mitteln, innovativen Ideen und der Bandbreite der 
bereits verfügbaren günstigen Technologien die Wohn- 
qualität in Slums zeitnah und kosteneffizient verbes- 
sert werden kann. 


6.3.3 

IBA Emscher Park 

Als Masterplan in einer altindustriellen, demografisch 
stagnierenden Region, der für die Kommunen des Ruhr- 
gebiets und das Bundesland Nordrhein-Westfalen aus- 
gearbeitet wurde, ist der IBA Emscher Park zu sehen. 
Die Projektidee einer transformativen Umgestaltung 
des Emscher Parks wurde im Rahmen der Internatio- 
nalen Bauausstellung 1989-1999 initiiert und wesent- 
lich durch den Geschäftsführer der IBA, Karl Ganser, 
geprägt. Die Idee war eingebettet in ein langfristiges 
Zukunftsprogramm mit institutioneller und finanziel- 
ler Ausstattung, so dass es bis heute fortbesteht. Das 
übergeordnete Ziel der IBA galt der Verbesserung der 
Lebens- und Wohnqualität im nördlichen Ruhrgebiet. 
Die Transformation der Räume durch architektonische, 
städtebauliche sowie ökologische Maßnahmen zielte 
auf einen wirtschaftlichen Wandel der Region ab. Es 
galt, das Image der Region zu wandeln ohne das indus- 
triekulturelle Erbe zu vernachlässigen (IBA, o.J.a). Auf 
struktureller Ebene ist die IBA Emscher Park eine der 
ersten Strategien für einen effektiven Umgang mit 
langfristig schrumpfenden Metropolen (Pinch und 
Adams, 2013:237). 

Maßnahmen umfassten die Wiederherstellung 
einer zuvor zerstückelten Landschaftsfläche zu einem 
zusammenhängenden Parksystem mit einer gesamten 
Projektfläche von 800 km 2 entlang des Emscher Fluss- 
systems (Pinch und Adams, 2013:231; Stemplewski 
et al., 2013). Dabei galt das Leitmotiv „Wandel ohne 
Wachstum", welches die Prinzipien einer Kreislaufwirt- 
schaft in den Bereichen Fläche, Energie, Gebäude und 
Wasserwirtschaft anstieß. Die IBA hatte sich damit zur 
„Aufgabe gemacht, einer durch Bergbau und Stahlin- 
dustrie im nördlichen Ruhrgebiet geschundenen Stadt- 
landschaft und ihrer Freiräume wieder eine Aufgabe 
und damit ein Gesicht für eine neue Zukunft zu geben" 
(Cox, 2010:56). 

Der Wohnungsbau konzentrierte sich auf die Wie- 
derentdeckung der Gartenstadt, ökologische Modelle 
der Brachenrevitalisierung und die sozialorientierte 
Stadterneuerng (Kurth, 2010:73). In Bezug auf Sied- 
lungsbau galt das Motto „Planung durch Projekte" 
(Pinch und Adams, 2013: 234), wobei auf die „Entwick- 
lungsoptionen einer Innenentwicklung als qualitativer 
Verdichtung" (Cox, 2010:56) abgezielt wurde. Zudem 


war für die Projekte ein „begleitendes und steuerndes 
soziales Management" notwendig, um Fehler der Pla- 
nung von Großbausiedlungen der 1960er und 1970er 
Jahre zu vermeiden sowie Wohnen und Wohlfühlen 
stärker aneinanderzubinden (Cox, 2010:58). Es muss- 
ten ästhetische Elemente, Denkmalschutz, aber auch 
Wirtschaftsförderung integriert gedacht werden. Dabei 
wurde die Historie des Gebiets mit seinen (alt)industri- 
ellen Strukturen nicht unsichtbar, sondern zur Beson- 
derheit eines in der nördlichen Industrieregion Ruhr 
liegenden Parks. Dazu zählte die Restaurierung alter 
Bergarbeitersiedlungen, der Bau neuer Wohnungen, 
die Erschließung von Rad- und Wanderwegen sowie 
die Gründung von Gewerbe- und Technologiezentren. 
In diesem Kontext wurden die Routen der Industriekul- 
tur und Architektur entwickelt und eingerichtet, wel- 
che die Transformation der Region beispielhaft explo- 
rieren (IBA, o.J.a; RVR, o.J.c) 

Die IBA hatte sich einem hohen wissenschaftlichen 
Standard verpflichtet und überzeugte durch Expertise 
in ihren Inhalten (Pinch und Adams, 2013:232). Die 
Planung und Umsetzung erfolgte überwiegend durch 
eine gestaltende Landesregierung. Die IBA Emscher- 
park GmbH war vom Land Nordrhein-Westfalen ini- 
tiiert und primär auch finanziert (Pinch und Adams, 
2013:231). Obgleich staatlich veranlasst, bildete die 
IBA durch die Interaktion mit zahlreichen Akteuren 
letztlich eine Sonderform außerhalb etablierter politi- 
scher Strukturen und war so "inside and outside the 
state" zur gleichen Zeit (Pinch und Adams, 2013: 232). 
Dies ist auch darauf zurückzuführen, dass die Einbe- 
ziehung der lokalen Bevölkerung in der Projektum- 
setzung mitgedacht und praktiziert wurde (Pinch und 
Adams, 2013:234; WI, 2013: 175ff.). Auch der Mas- 
terplan „Emscher-Zukunft" betont die Interkonnek- 
tivität seines Projekts als im „kontinuierlichen Dialog 
mit Anliegerstädten und -kreisen, der Wirtschaft, den 
zuständigen Behörden sowie vielen weiteren Organi- 
sationen und Institutionen" und als „maßgeblich von 
Impuls- und Begleitprojekten wie dem BernePark oder 
der Emscherkunst beeinflusst (EGLV, o.J.). 

Die zentrale ökologische Innovation der IBA ist die 
gemeinsam mit der Emschergenossenschaft umgesetzte 
komplette Renaturierung des Emscher Flusssytems, das 
inklusive aller Nebenflüsse bis 2020 realisiert werden 
soll (Underberg, 2009). Dabei kommt der Emscherge- 
nossenschaft eine entscheidende Rolle zu. Sie setzt sich 
für die Nutzung emeuerbarer Energien, die Verbesserung 
der Lebensqualität in urbanen Regionen durch Umnut- 
zung sowie den Umbau von (Industrie-)Gebäuden ein 
(WI, 2013: 1 16). Hier wird durch Umnutzung von Brach- 
flächen oder z.B. Energiegewinnung mittels Abwasser 
sowie Beheizung öffentlicher Gebäude mit Abwasser die 
Kreislaufwirtschaft gefördert (WI, 2013: 141). 
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Für die Zukunft des Ruhrgebiets kann somit eine 
erfolgreiche Umsetzung der Erneuerung des industrie- 
kulturellen Erbes verzeichnet werden, da durch ausge- 
prägte Denkmalpflege wichtige Gebäude des Industrie- 
kontexts erhalten blieben (Noell, 2010:244). Die Land- 
marken der IBA Emscher Park dienen als „Sehhilfen" 
und stellen „Orte der Orientierung, der Erinnerung und 
der Zukunft dar" (RVR, o.J. b). Das Ruhrgebiet hat mit 
seinen neuen Naherholungsorten und den damit ver- 
bundenen Events wie etwa die ExtraSchicht oder die 
Ruhrtriennale ein neues Image als Standort für Kultur 
und Freizeit gewonnen, welcher im Event Ruhr Kultur- 
hauptstadt 2010 gipfelte. Die Halden mit ihren Instal- 
lationen sind die neuen Wahrzeichen des Ruhrgebiets 
(RVR, o.J. b). 

Dementsprechend wird die IBA in ihrer Gesamtheit 
positiv bewertet. Die IBA Projekte und die kreative 
Verknüpfung von Kunst, Landschaft und Erholung sind 
aus Sicht von Pinch und Adams zentral für die Neuer- 
findung der Region (Pinch und Adams, 2013:238). Für 
sie war das Erfolgsrezept der IBA, dass diese keine über- 
greifende und umfassende Strategie oder einen Mas- 
terplan für die Region beinhaltet (Pinch und Adams, 
2013:235), was flexiblen Reaktionen in einer polyzen- 
trischen Region entgegenkommt, jedoch umfassende 
Koordination erfordert. 


6.3.4 

Wohnungspolitik in Wien 

Die Wiener Stadtverwaltung setzt seit fast 100 Jah- 
ren auf den sozialen Wohnungsbau. Die Aufrechterhal- 
tung einer sozialen Komponente in Wohnungswesen 
und Wohnungsbau wurde über die Zeit zu einer identi- 
tätsstiftenden Verpflichtung. Trotz der hohen Attrakti- 
vität des Standorts Wien und einer damit verbundenen 
Privatisierungswelle wurde ein Verkauf von Wohnun- 
gen als Mittel der städtischen Haushaltskonsolidierung 
auch bei angespannter Haushaltslage ausgeschlossen. 
Von den knapp eine Million Wohneinheiten Wiens 
befinden sich heute 26,3% im Besitz der Gemeinden. 
Weitere 16% wurden von der Stadt gefördert und von 
gemeinnützigen Bauträgern gebaut (WOPOKO, 2015). 
Die erwirtschafteten Erträge werden in den sozialen 
Wohnungsbau reinvestiert. 

Die Wohnungspolitik Wiens basiert auf drei Säu- 
len: der Neuerrichtung von Wohnraum, der Sanierung 
bestehender Bauten, die älter als 20 Jahre sind, und der 
direkten Unterstützung von Bevölkerungsgruppen mit 
geringem Einkommen. Bis in die 1990er Jahre erfolgte 
die Neuerrichtung von Wohnraum hauptsächlich durch 
den Gemeindebau. Heute werden die Aufträge ver- 
stärkt an gemeinnützige Bauträger vergeben, die mit 


unterschiedlichen Fördermodellen, wie beispielsweise 
langfristigen städtischen Darlehen, subventioniert wer- 
den. Im Jahr 2015 standen dafür 325 Mio. € zur Ver- 
fügung. Die Vergabe größerer Aufträge erfolgt anhand 
von Projektwettbewerben; kleine Bauvorhaben (<300 
Einheiten) werden von einem interdisziplinären Grund- 
stücksbeirat beurteilt. An der Vorgehensweise der Stadt 
Wien ist besonders, dass die Bewertung der Bauvorha- 
ben auch anhand einer Reihe von Kriterien für Sozial- 
verträglichkeit erfolgt. Die Bewertungskriterien umfas- 
sen die 

> Wirtschaftlichkeit, die mittels Analyse der Grund- 
stücks- und Gesamtbaukosten, Nutzungskosten 
sowie kostenrelevanter Bauausstattung geprüft 
wird, 

> soziale Nachhaltigkeit, die Maßnahmen zur Stär- 
kung der sozialen Durchmischung, Mitbestim- 
mungskonzepte, Hausorganisation, identitätsstif- 
tende Maßnahmen sowie Vernetzung mit sozialer 
Infrastruktur beinhaltet, 

> ökologische Nachhaltigkeit, d. h. die Verwirklichung 
von klima- und ressourcenschonendem Bauen, 
gesundem und umweltbewusstem Wohnen mit 
stadtstrukturellen Bezügen sowie Grün- und Frei- 
räumen, 

> architektonische Qualität, d.h. die integrierte 
Betrachtung der Gebäudequalität und Ästhetik im 
Verhältnis zum Stadtraum, der Wohnung und dem 
Wohnumfeld (Groschopf und Trojan, 2013). 

Das Ergebnis der Neubauförderpolitik sind architek- 
tonisch anspruchsvolle Wohnungen, die ein umfas- 
sendes Angebot an in die Gebäudekomplexe integ- 
rierten Gemeinschaftseinrichtungen wie Bibliotheken, 
Schwimmbäder, Kindergärten oder Arztpraxen, bein- 
halten. 

Die Sanierung von Bestandsbauten wurde im Jahr 
2015 mit 256 Mio. € unterstützt. Bei Aufwertungen 
von Wohnbestand besteht immer die Gefahr, dass es zu 
Preissteigerungen und in der Folge zu Verdrängungs- 
effekten kommt. Die Stadt Wien verfolgt eine Politik 
der „sanften Stadterneuerung", bei der darauf geach- 
tet wird, dass die Mietkosten auch nach Abschluss 
der Erneuerung für die Bewohner tragbar bleiben. 
Schließlich erhalten Bewohner mit niedrigem Einkom- 
men direkte finanzielle Unterstützung. Diese „Subjekt- 
förderung" belief sich im Jahr 2015 auf 109 Mio. € 
(WOPOKO, 2015). 

Auch wird Wert auf die soziale Durchmischung der 
Quartiere gelegt. Dies wird zum einen durch großzügige 
Einkommensobergrenzen erreicht, so dass auch besser- 
verdienende Bevölkerungsgruppen in die Quartiere zie- 
hen dürfen, zum anderen dadurch, dass die Bauträger 
dazu angehalten werden, einen Teil der Wohnungen 
freifinanziert zu errichten. Beispielsweise werden in 
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Obergeschossen gehobene Penthousewohnungen ein- 
gerichtet, mit denen auf dem freien Wohnungsmarkt 
höhere Preise erzielt werden können. 

Das nachhaltige und sozialverträgliche Modell der 
Stadt Wien findet international viel Beachtung. Als his- 
torisch gewachsenes Modell ist seine Übertragbarkeit 
jedoch an eine Reihe von Voraussetzungen gebunden 
- wie eine mit entsprechenden finanziellen und admi- 
nistrativen Kapazitäten ausgestattete Stadtverwaltung 
mit umfangreicher Planungskompetenz sowie die Akzep- 
tanz der Bevölkerung - die andernorts nicht im gleichen 
Maße gegeben sind. Auch die Kosten sind im internati- 
onalen Vergleich hoch. Für 2015 umfasste das geplante 
Wohnbauförderbudget insgesamt 689 Mio. € (WOPOKO, 
2015). Zum Vergleich: In Berlin beläuft sich die Neu- 
bauförderung bei fast doppelter Einwohnerzahl auf 64 
Mio. €. Beim Kostenvergleich ist jedoch zu berücksich- 
tigen, dass eine auf die Angebotsseite gerichtete Woh- 
nungspolitik im Umfang Wiens sich preisstabilisierend 
auf den gesamten Wohnungsmarkt auswirkt (Amann 
und Mundt, 2005), hohe Mindeststandards in Bezug 
auf die Wohnungsqualität setzt und direkte sowie indi- 
rekte Beschäftigungseffekte induziert (WOPOKO, 2015). 


6.4 

Soziale Inklusion und Kohäsion 

Zu den zentralen Fragen von Metropolen und rasch 
wachsenden Städten gehört, wie bezahlbarer Wohn- 
raum geschaffen werden kann, um die in vielen Fällen 
durch die Marktaktivitäten der privaten Immobilienwirt- 
schaft gefährdete soziale Kohäsion zu erhalten und ein 
hohes Maß an sozialstruktureller und sozialkultureller 
Diversität zu halten, wie es für urbane Räume typisch 
war und wichtig bleiben soll. 

6.4.1 

Slumentwicklung: The Indian Alliance 

Die Indian Alliance ist ein Zusammenschluss aus drei 
NRO, die zum Thema Landrechte, Wohnen und Infra- 
struktur urbaner Armutsgruppen arbeiten: der Society 
for the Promotion of Area Resource Centres (SPARC), 
Mahila Milan und der National Slum Dwellers Federa- 
tion (NSDF). NSDF wurde 1969 zunächst als Bombay 
Slum Dwellers Federation gegründet, um die Rechte 
urbaner Armutsgruppen zu verteidigen. 1975 ging dar- 
aus NSDF hervor, und andere Städte folgten dem Bei- 
spiel Mumbais. SPARC wurde 1984 durch Sheela Patel 
in Mumbai gegründet und zählt heute zu den größ- 
ten NRO in Indien. In Folge eines Gesetzentwurfs, der 
den Städten das Recht auf Vertreibung von Obdachlo- 


sen (pavement dwellers) zusagte, begannen im SPARC 
und NSDF 1985 ihre Zusammenarbeit, um die Rechte 
von Obdachlosen und Slumbewohnern zu schützen. 
1986 gründeten die beiden Organisationen die NRO 
Mahila Milan (Women Together) als erste Frauenorga- 
nisation zum Schutz der Rechte von Obdachlosen. Es 
wurde zunächst ein Kreditprogramm zur ökonomischen 
Absicherung der Beteiligten in Krisen entwickelt, das 
später um die Finanzierung von Wohnlösungen erwei- 
tert wurde. Die Indian Alliance, in der die drei Orga- 
nisationen in einem föderalen Modell Zusammenarbei- 
ten, wurde in den 1980er Jahren gegründet, um das 
Recht auf Stadt für urbane Armutsgruppen durchzuset- 
zen und Regierungs- und internationalen Organisatio- 
nen zu demonstrieren, dass Armutsgruppen in der Lage 
sind, ihre Wohnsituation selbst zu verbessern (Burra, 
2005). 

Insgesamt weisen die drei Organisationen vielfäl- 
tige Tätigkeitsfelder auf: Sie umfassen u.a. Mikro- 
finanzierung sowie Surveys und Mikrozensen in Slums 
und unter Obdachlosen, da diese häufig nicht im staat- 
lichen Zensus erfasst werden. Ferner widmen sie sich 
dem regionalen, nationalen und internationalen Erfah- 
rungsaustausch zwischen Slumgemeinschaften zu The- 
men wie Kapazitätsaufbau und Wissensproduktion in 
urbanen Armutsgruppen. Zudem werden Strategien zur 
Sicherung von Landrechten, Projekte zur Verbesserung 
der Wohnbedingungen (in-situ upgrading mit lokalen 
Arbeitskräften bei Landsicherheit oder Umsiedlungs- 
projekte bei fehlender Landsicherheit), und Infrastruk- 
turprojekte wie z.B. öffentliche Toiletten verfolgt. Die 
Projekte verfolgen überwiegend Bottom-up-Ansätze 
unter Verwendung von Low-Tech-Lösungen und Parti- 
zipation der betroffenen Bevölkerung. So haben NSDF 
und Mahila Milan bis 201 1 z. B. in 65 indischen Städten 
gearbeitet, 750.000 Menschen in Sparprojekte invol- 
viert, ca. 80.000 Haushalte bei Umsiedlungsmaßnah- 
men unterstützt, 10.000 Häuser gebaut und mehr als 
14.000 Toiletten in Form öffentlicher Toilettenblocks 
errichtet. Die Indian Alliance hat u.a. zwischen 2010 
und 2011 35 Stadt-zu-Stadt- Austauschprojekte und 
sieben internationale Erfahrungsaustausche organisiert 
(Chitekwe-Biti et al., 2014). 

Die Indian Alliance, selbst Resultat einer Netz- 
werkbildung, ist auf nationaler und internationaler 
Ebene stark verflochten. So ging Shack/Slum Dwel- 
lers International (SDI) aus der Allianz hervor (Kap. 
6.2.2). SPARC ist auch in globalen Netzwerken der 
Asian Coalition of Housing Rights (ACHR), Homeless 
International und Cities Alliance, einer wichtigen Süd- 
Süd-Kooperation der Netzwerke, aktiv. Die vielfältige 
Vernetzung hat eine hohe Skalierbarkeit der lokalen 
Projekte und Problemlösungsansätze ermöglicht, und 
Erfahrungen wurden bereits in anderen indischen und 
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weiteren Städten in Entwicklungs- und Schwellenlän- 
dern umgesetzt. 

Die Indian Alliance hat erreicht, dass der indische 
Staat die besonderen Bedürfnisse der in informellen 
Siedlungen und Slums lebenden Menschen anerkennt 
und in jüngster Zeit auch vor Ort Slum-upgrading-Maß- 
nahmen an Stelle von Umsiedlungen unterstützt. Den- 
noch bleibt die Bereitstellung von adäquatem Wohn- 
raum und Basisdienstleistungen in indischen Städten 
weiterhin eine Herausforderung für die lokale Gover- 
nance (Satterthwaite und Mitlin, 2014). 

6.4.2 

Urbanes Gärtnern: gemeinschaftlich und 
interkulturell 

Nahrungsmittelproduktion innerhalb der Städte oder 
im peri-urbanen Raum hat in vielen Ländern eine 
lange Tradition (Mok et al., 2014). Viele alte Zivilisa- 
tionen (z.B. präkolumbianische Maya, mittelalterliches 
Byzanz) setzten auf urbane Landwirtschaft zur Verbes- 
serung der Resilienz der städtischen Nahrungssicher- 
heit (Barthel und Isendahl, 2013). In Europa wurden 
vor allem durch parallel zur Industrialisierung ablau- 
fende Flächenprivatisierung kleine Gartenkolonien 
angelegt, die neben dem Ernährungszweck häufig auch 
eine sozialpolitische Beschäftigungsfunktion erfüll- 
ten (Stein, 2000). Im 20. Jahrhundert glich die Bewirt- 
schaftung zahlreicher Kleingärten in Europa nega- 
tive landwirtschaftliche Kriegsfolgen aus oder sicherte 
die in Osteuropa mangelhaft organisierte Nahrungs- 
mittelversorgung (Swain, 2002). Ende des 20. Jahr- 
hunderts entstanden in verschiedenen (Groß-)Städ- 
ten weltweit Garteninitiativen, die über die Idee der 
Selbstversorgung hinaus auch soziale, ökologische 
und politische Botschaften und Aktivitäten einschlos- 
sen. In New York (Stone, 2002), japanischen Städten 
(Akemine und Pestemer, 2002) oder London und Ber- 
lin (Jahnke, 2007) entstanden so gemeinschaftliche 
Projekte des urbanen Gärtnerns auf teils ungewöhnli- 
chen, vormals anders genutzten oder nicht dafür vorge- 
sehenen Flächen (guerilla gardening). Nach Schätzung 
der American Community Gardening Association gibt 
es in den USA und Kanada über 18.000 als gemein- 
schaftlich bezeichnete Gärten (Kortright und Wake- 
field, 2011). Eine bekannte und für die Verbreitung der 
urbanen Gartenidee in Deutschland wichtige Initiative 
ist der Prinzessinnengarten in Berlin (Abb. 6.4-1). Als 
Zwischennutzungskonzept begonnen, entwickelte sich 
dieser urbane Nutzgarten in Berlin-Kreuzberg schnell 
zu einem wichtigen Katalysator für das Aufgreifen von 
Themen wie Biodiversität, Stadtökologie, Ernährungs- 
souveränität, Selbstverwaltung, Recycling, Klima- 


schutz oder Integration und damit wichtigen Fragen zur 
Zukunftsgestaltung der Stadt (Rosol, 2005; Rosol und 
Schweizer, 2012; Clausen et al., 2012). 

Eine besondere Form des gemeinsamen Gärtnerns 
sind die in Deutschland entstandenen interkulturel- 
len Gärten. Über eine in Großstädten häufig eher bei- 
läufig entstehende multikulturelle Nutzerstruktur von 
Schrebergärten hinaus sind interkulturelle Gärten von 
der Idee geprägt, Integration und Inklusion ganz gezielt 
durch das gemeinsame Bewirtschaften von Flächen zu 
unterstützen. Bekannt wurde das Konzept in Deutsch- 
land vor allem durch ein Pionierprojekt in Göttingen, 
das von Geflüchteten und Flüchtlingsinitiativen 1996 
gegründet wurde. Die dort angelegten Gärten wurden 
schnell zu sozialen Begegnungsräumen mit interkultu- 
rellem Austausch über Pflanzensorten und Anbaume- 
thoden. Die Bewirtschaftung der Flächen hilft vielen 
bei der symbolträchtigen Verwurzelung in der neuen 
Heimat, bietet Möglichkeiten für sinnvolle und prak- 
tische Außer-Haus-Aktivität und fördert durch das 
Zusammentreffen verschiedener Kulturen den Erwerb 
der neuen verbindenden Landessprache (Müller, 2002). 

Gemeinschaftsgärten werden meist von Einzelper- 
sonen, lokalen Natur- und Umweltschutzgruppen und 
Migrantenvereinen betrieben. Je nach lokaler Situa- 
tion unterstützen auch Kommunen die Initiativen mit 
kostenlosen oder günstigen Flächen, Zuschüssen oder 
kleinen Darlehen. Gemeinschaftsgärten haben meist 
ein sehr begrenztes Einzugsgebiet und nur selten eine 
überregionale (mediale) Wirkung wie die ersten Göttin- 
ger interkulturellen Gärten oder der Prinzessinnengar- 
ten. Die Verbreitung urbaner Gärten wird durch global 
vernetzte Bewegungen wie z.B. die Transition Town- 
Bewegung befördert, die Gemeinschaftsgärten als 
einen wichtigen Baustein zur Transformation der urba- 
nen Gesellschaft ansieht (Hopkins, 2008; Kap. 8.3.4). 

Der konkrete Beitrag solcher Gärten für die urbane 
Nahrungsmittelversorgung bleibt begrenzt, steht meist 
aber auch nicht im Zentrum der Zielsetzung. Eine opti- 
mistische Studie in Cleveland (USA) konnte auch unter 
Annahme weitgehender Flächennutzung von Brachen 
und Dachflächen in der Stadt nur die Selbstversorgung 
mit Gemüse und Früchten abbilden. Dies würde, den 
derzeitigen typischen westlichen Ernährungsstil zu 
Grunde gelegt, nur 7,3% der Gesamtkosten für Nah- 
rungsmittel entsprechen (Grewal und Grewal, 2011). 

Viele Projekte beschäftigen sich intensiv mit den 
Themen Ernährungssicherheit, lokale Resilienz, Stadt- 
mitgestaltung, Suffizienz, angepasste Technologien und 
- wie im Fall der interkulturellen Gärten - gelebte Inte- 
gration und soziale Kohäsion (Kap. 3). Die Umsetzbar- 
keit einzelner Projekte ist in erster Linie abhängig von 
den zur Verfügung stehenden Flächen und dem Mobili- 
sierungspotenzial vor Ort. Aufwändige Anschaffungen, 
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Abbildung 6.4-1 

Prinzessinnengarten in Berlin-Kreuzberg: Hochbeete aus 
Bäckerkisten. 

Quelle: Assenmacher/Wikimedia Commons 

hohe Investitionen oder die Veränderung institutionel- 
ler Strukturen sind in vielen Städten nicht notwendig, 
was auch die hohe internationale Verbreitung erklärt 
(Cockrall-King, 2012). Die Dauerhaftigkeit gemein- 
schaftlicher Gartenprojekte hängt stark von lokalen 
Faktoren ab. Institutionalisierte Strukturen wie bei- 
spielsweise Schrebergartenvereine erweisen sich als 
sehr beständig, ob häufig schwächer formalisierte Pro- 
jekte mit starkem sozialem und integrativem Fokus 
ähnlich beständig sind, muss sich in Zukunft zeigen. 

6.4.3 

Bauen für Flüchtlinge 

In den vergangenen Jahren ist die Zahl der Menschen, 
die weltweit vor Krieg und Verfolgung geflohen sind 
oder vertrieben wurden, deutlich angestiegen. 2014 
(neuere Zahlen lagen bei Redaktionsschluss noch 
nicht vor) waren nach Schätzungen des UNHCR knapp 
60 Mio. Menschen auf der Flucht. Davon waren 38,2 
Mio. Binnenflüchtlinge. 19,5 Mio. Menschen mussten 
ihr Heimatland verlassen - ein Anstieg 2,9 Mio. im Ver- 
gleich zu 2013. Der Großteil dieser Flüchtlinge (86 %) 
wurde von benachbarten Entwicklungsländern aufge- 
nommen (UNHCR, 2015). Aufgrund des Bürgerkriegs 
in Syrien haben sich zehntausende Menschen auf den 
Weg nach Europa gemacht, was hier im Vergleich zu 
den Vorjahren zu einem deutlichen Anstieg an Asylan- 
trägen geführt hat. Allein in Deutschland haben 2015 
476.649 Menschen einen Asylantrag gestellt. Dies 
waren 273.815 Anträge mehr als 2014 und dies ent- 
spricht ungefähr dem Niveau an Anträgen zu Beginn 
der 1990er Jahre. Ins Registrierungssystem zur Erst- 
verteilung der Asylbegehrenden (EASY) des Bundes- 
amts für Migration und Flüchtlinge (BAMF) wurden 
2015 1.091.894 Menschen aufgenommen (BAMF, 
2016). Neben Doppelaufnahmen und Menschen, die in 


andere Staaten weitergereist sind, konnten viele Asyl- 
suchende aufgrund überlasteter Verwaltungen nicht 
unmittelbar einen Asylantrag zustellen - deshalb die 
große Diskrepanz zwischen den beiden Zahlen (Medi- 
endienst Integration, 2016b). 

Plötzliche Migrationsbewegungen stellen Gesell- 
schaften vor große Herausforderungen: Während in 
den direkten Nachbarländern darum gekämpft wird, 
Flüchtlingen wetterfeste Unterkünfte und eine Grund- 
versorgung mit Wasser, Nahrungsmitteln und medizi- 
nischer Betreuung bereitzustellen, diskutiert man in 
Deutschland, welche baulichen Maßnahmen getroffen 
werden müssen, damit die Neuankömmlinge eine neue 
Wohnung bekommen und welche Möglichkeiten zur 
Integration geschaffen werden müssen. 

6.4. 3.1 

Modulare Systeme als Notunterkünfte 

Modulare Systeme eignen sich für die schnelle, flexible 
und sichere Unterbringung von Menschen in kurzfris- 
tig entstandenen Notsituationen, können aber - je nach 
System - auch als mittelfristige Lösung von Wohnpro- 
blemen angesehen werden. Inzwischen bieten meh- 
rere Kleinunternehmen Alternativen zu traditionel- 
len Flüchtlingszelten an, so beispielsweise Better Shel- 
ter, Schweden; More Than Shelters, Deutschland, Exo, 
USA und Extremis Technology, England (Tab. 6.4-1). 
Die Wohnsysteme sind in der Regel schnell und ein- 
fach aufzubauen sowie leicht zu transportieren. Sie 
ermöglichen Wetterschutz und ein gewisses Maß an 
Privatsphäre und Sicherheit. Im Unterschied zu klas- 
sischen Zelten bestehen einige dieser modularen Sys- 
teme aus festen, stabilen Materialien, wie Polypropy- 
len oder auch Holz (Extremis Technology, 2015). Die 
Unterkünfte bieten in ihren Grundformen 4-10 Perso- 
nen Schlafplätze, wobei die Grundrisse bei den unter- 
suchten Modellen mindestens 6,7 m 2 messen (Reaction 
Housing, 2015) und bei einigen Modellen unbegrenzt 
erweitert werden können (More Than Shelters, 2015). 
Bezüglich der Ausstattung wird bei allen Systemen dar- 
auf geachtet, dass eine Grundversorgung mit Strom 
sichergestellt ist. Photovoltaikanlagen sollen ausrei- 
chend Strom generieren, um die Lichtversorgung und 
das Laden von Mobiltelefonen zu ermöglichen. Häufig 
ist auch eine nachträgliche Erweiterung der Wohnein- 
heit mit Nasszelle, WC und Kochnische möglich (Extre- 
mis Technology, 2015). Dies ist besonders dann wich- 
tig, wenn das modulare System eine mittel- oder lang- 
fristige Lösung darstellen soll. 

Der optionale Um- und Ausbau der Unterkünfte ist 
insofern von Bedeutung, als die Unterkünfte dadurch 
an verschiedene Verwendungszwecke, geografische 
Regionen, unterschiedliche Klimaverhältnisse sowie 
an kulturspezifische Verwendungsweisen angepasst 
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Tabelle 6.4-1 

Auswahl modularer Notunterkünfte. 
Quelle: WBGU 


Modell 

Ausbau 

Grund- 

fläche 

Material 

Energieversorgung 

Haltbarkeit 



[m 2 ] 



[Jahre] 

Better Shelter 

Nein 

17,5 

Kunststoff; Stahlgerüst 

PV 

3 

More Than Shelters 

Ja 

23,40 

Baumwolle; Alumini- 
um; PVC 

k.A. 

10 

Exo 

Nein 

6,7 

k.A. 

Anschlüsse 

vorhanden 

5-10 

Extremis Technology 

Ja 

k.A. 

Holz 

k.A. 

15 


werden können. Neben der flexiblen Umgestaltbarkeit 
spielt für die mittel- und langfristige Nutzung einer 
Unterkunft die Beständigkeit des Materials eine wich- 
tige Rolle. Laut Herstellern kann die zu erwartende 
Nutzungsdauer stark variieren. So wird bei Extremis 
Technology davon ausgegangen, dass die Konstruktion 
15 Jahre bewohnbar ist (Extremis Technology, 2015) 
wohingegen die Nutzung des Better-Shelters-Modells 
nur auf drei Jahre ausgelegt ist (Better Shelters, 2015). 
Auch die Möglichkeiten des Abbaus, eines Wieder- 
aufbaus, sowie die Wiederverwertbarkeit der einzel- 
nen Bestandteile sind für eine nachhaltige Nutzung 
der Wohneinheiten von Bedeutung. Anders als Unter- 
künfte, deren Hauptbaustoff industriell hergestelltes 
Polypropylen ist, können Holzkonstruktionen schnell 
und ohne Verwendung spezieller Werkzeuge repariert 
werden. 

Es ist zu prüfen, ob sich langlebigere und robustere 
Systeme (z.B. Extremis Technology) auch als poten- 
zielle Unterkünfte in informellen Siedlungen eignen, 
insbesondere, wenn es sich um transitorische Siedlun- 
gen handelt, in denen die Bewohner nur vorübergehend 
leben. Wetterschutz, Sicherheit, Privatsphäre sowie fle- 
xible Möglichkeiten des Um- und Ausbaus der Systeme 
sind wichtige Eigenschaften, über die Unterkünfte in 
informellen Siedlungen verfügen sollten. Heute verste- 
tigen sich immer mehr Flüchtlingscamps, wie beispiels- 
weise in Dadaab, Kenya, wo über 300.000 Menschen 
in fünf Camps leben, von denen die ersten seit Anfang 
der 1990er Jahre bestehen. Eine Aufwertung der Wohn- 
verhältnisse durch innovatives Design und transitorische 
Architektur könnte die Lebensverhältnisse in solchen 
Flüchtlingssiedlungen maßgeblich verbessern. 

6.43.2 

Stadtentwicklung als Mittel der Integration 

Auch wenn die Flüchtlingszahlen in Deutschland und 
anderen europäischen Ländern deutlich niedriger aus- 
fallen als in der Türkei, dem Libanon oder Jordanien, 


stellt der aktuelle Zuzug von Flüchtlingen insbesondere 
Städte vor zahlreiche Herausforderungen. 

Die Flüchtlinge streben ganz überwiegend in große 
Ballungszentren, in denen das Angebot an (preiswer- 
tem) Wohnraum ohnehin knapp ist. In den Gebieten 
mit schrumpfender Bevölkerung und Wohnungsleer- 
stand gibt es zudem selten Arbeitsangebote; hinzu 
kommt die Tendenz von Migranten, sich dort anzusie- 
deln, wo bereits Angehörige der eigenen ethnischen 
Gruppe konzentriert sind. 

Durch diese Entwicklung gerieten die Stadtverwal- 
tungen attraktiver Ballungsgebiete unter Druck, sozu- 
sagen über Nacht Wohnraum anzubieten. Auch hier 
wurde zunächst auf provisorische, oft nicht winter- 
feste Sammelunterkünfte - Turn- und Fabrikhallen, 
Container, Zelte - zurückgegriffen. Diese Provisorien 
sollen rasch durch nachhaltigere Wohnlösungen abge- 
löst werden, darunter in Neubauten - für die Sicher- 
heits- und Umweltstandards gelockert wurden (Kasten 
4.3-6). Abbildung 6.4-2 zeigt einen Entwurf von YES 
Architecture für modulare Gebäude- bzw. Siedlungs- 
entwürfe zur Unterbringung von Flüchtlingen und Mig- 
ranten, der klimagerecht nach Energieeinsparverord- 
nung (EnEv) geplant wurde. Einen Überblick über Bau- 
projekte für Flüchtlinge und Migrantinnen in Deutsch- 
land (provisorische Unterkünfte sowie Neubauten) 
bietet das Projekt Making Heimat, das vom Deutschen 
Architekturmuseum (DAM) für die 15. Internationalen 
Architekturausstellung 2016 - La Biennale di Venezia 
erstellt wurde (DAM, 2016). 

Ein Vorschlag des Bauministers von NRW, Gro- 
schek, zu Neubauten war es, möglichst hoch zu bauen 
und Flüchtlinge in Hochhausbauten zu konzentrie- 
ren, wie es hieß: vorläufig (Klask, 2015). Dazu wur- 
den Brach- und Grünflächen genehmigt, die eigentlich 
nicht für Wohnbauten vorgesehen waren (Schymiczek, 
2015). Kritiker warnen davor, dass mit diesen Neubau- 
ten Migrantenghettos vorprogrammiert seien und ver- 
wiesen auf die Geschichte der französischen Banlieues 
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Abbildung 6.4-2 

Bauen für Flüchtlinge und Migranten. Exemplarische Siedlung 
(Grund- und Sondermodule). Entwurf von YES Architecture. 
Quelle: © YES Architecture 

(Masurel,2011). 

Die Alternative zum Neubauen ist es, Leerstände zu 
nutzen, auch wenn das verwaltungstechnisch schwierig 
zu realisieren ist. Ein Hannoveraner Architektenteam 
unter der Leitung von Jörg Friedrich hat Vorschläge zur 
Nutzung von Leerständen planungsreif ausgearbeitet, 
die unter folgenden Stichworten zusammengefasst sind 
(Friedrich et ab, 2015): 

> „Darauf bauen" (z.B. auf Park- und Bürohäuser 
usw.), 

> „Hinein bauen" (Implantate in leer stehende Bauten, 
Industriebauten), 

> „Zwischen bauen" (in größere und kleinere Baulü- 
cken in den Innenstädten), 

> „Mobil bauen" (in Personenverkehrszügen, Floating 
Houses), 

> „Einbauen" (in Schrebergärten, Hinterhöfen usw.). 
Indem diese Zubauten in bestehende gemischte Quar- 
tiere implantiert würden, könnte man die Entstehung 
von „Migrantenquartieren", also dem unerwünschten 
Zusammenhang von Einkommensarmut und Migran- 
tenkonzentration Vorbeugen. Sozioökonomische Segre- 
gation kommt zustande, wenn geringe Ressourcenaus- 
stattung im Quartier mit einer stigmatisierenden Wir- 
kung des Quartiersimages und eventuell mit dem Erler- 
nen destruktiver Werte und Normen zusammenfällt 
(Gans, 2014). Eine starke räumliche Konzentration von 
Migranten im Quartier muss das Ausmaß der Beziehun- 
gen zur ansässigen Bevölkerung nicht per se verringern. 
Durchweg negativ wirken jedoch Prozesse der selekti- 
ven Abwanderung ressourcenreicherer, stabilisierender 
Mittelschichten der ansässigen Bevölkerung, wie sie in 
den Banlieues in Frankreich und in den Wohnbezirken 
(projects) afro-amerikanischer Bevölkerungen in den 
USA zu beobachten sind. 

Anzustreben ist vielmehr eine Wohnsituation, in der 
ein ausgewogenes Verhältnis zwischen ansässiger Bevöl- 


kerung und Migrantinnen entsteht, wobei bauliche und 
soziale Maßnahmen die Attraktivität der Wohngebiete 
erhalten oder verbessern können. Wichtig sind Maß- 
nahmen, die die Qualität der im Quartier befindlichen 
Schulen erhöhen, attraktive Kontaktmöglichkeiten im 
öffentlichen Raum und innerhalb der sozialen Institu- 
tionen schaffen und lokale Inter-Gruppenbeziehungen 
bzw. soziale Netzwerk- und Gruppenbildung stärken, die 
den Migrantinnen Sozialkapital verleihen (Difu, 2015b). 

Ein weiterer Vorschlag, um die Wohnungsknappheit 
in Ballungsräumen zu umgehen , beinhaltet Flüchtlings- 
„Familien aufs Land" zu lenken (Braun und Simons, 
2015), während junge, alleinstehende Flüchtlinge eher 
in Ballungsgebieten Aufnahme finden sollten. Der Vorteil 
ländlicher Gebiete für junge Flüchtlingsfamilien ist, dass 
dort dank hoher Leerstände preisgünstiger Wohnraum 
zu erwerben bzw. zu belegen ist und zugleich eine aus- 
gebaute, durch demografische Schrumpfung tendenzi- 
ell bedrohte Infrastruktur vorhanden ist; so sind etwa 
viele Grund- und weiterführende Schulen von Schlie- 
ßung bedroht, ebenso Krankenhäuser und andere soziale 
Dienstleistungen. So vielversprechend diese Idee klingt, 
stellt sich aber die Frage, ob es in ländlichen Regionen 
auch ausreichend Arbeitsplätze für Flüchtlinge gibt 
(Difu, 2015b: 10). 


6.5 

Partizipation in der Stadtentwicklung 

Fragen der sozialen Inklusion hängen eng mit der Ein- 
bindung der Stadtbevölkerung zusammen (Kap. 3.3, 
8.3). Dies können Beteiligungsprojekte sein, die von 
staatlicher Seite initiiert oder unterstützt werden, oder 
es handelt sich dabei um Graswurzelinitiativen, die 
ohne solche Unterstützung agieren. Die hier gewählten 
Beispiele decken diese Bandbreite ab und beziehen sich 
auf die kinderfreundliche Gestaltung von Städten, den 
Umgang mit urbanen Stressfaktoren und die Bereitstel- 
lung von stadtrelevantem Wissen in Form von Kartie- 
rungen. 

6.5.1 

Beteiligung von Kindern in der Stadtentwicklung 
und kinderfreundliche Städte: Citta dei Bambini 
in Italien 

Das Projekt „Citta dei Bambini" (Stadt der Kinder) 
wurde 1991 in Fano, Italien, mit dem Ziel initiiert, 
eine neue Philosophie der Stadtplanung zu fördern, in 
der Kinder sowohl als Zielgruppe als auch als Garan- 
ten einer menschenorientierten Stadtplanung gelten. 
Die Grundannahme des Projekts ist, dass eine an den 
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Bedürfnissen von Kindern orientierte Stadtentwicklung 
die Stadt auch für die gesamte Bevölkerung lebenswer- 
ter macht (National Council of Research, o.J.). Aus- 
gangspunkt des Projekts ist, dass der Wert der Stadt als 
Lebensraum und geographischer Mittelpunkt für sozi- 
ale Interaktionen stark abgenommen hat, da sich Stadt- 
planung zunehmend an den spezifischen Bedürfnissen 
ökonomisch produktiver - vorwiegend männlicher - 
Erwerbstätiger orientiert. Strukturelle und funktionale 
Parameter wurden in erster Linie nach ökonomischen 
Kriterien festgelegt, was sich etwa in Form autogerech- 
ter Planung oder innerstädtischer Bürozentren mani- 
festiert hat. Die Leidtragenden sind dabei alle anderen 
Gruppen, deren Bedürfnisse dabei kaum berücksichtigt 
werden. Dies betrifft insbesondere die Kinder, z.B. in 
Form fehlender Plätze zum Spielen oder durch lärm- 
und emissionsbelastete Umwelten. 

Durch die an den Bedürfnissen von Kindern orien- 
tierte Stadtgestaltung soll der originäre Charakter der 
Stadt als Ort des Zusammentreffens und Interagie- 
rens stärker betont und gesunde wie sichere Räume 
geschaffen werden. Im Zentrum stehen die Stärkung 
von Autonomie und Partizipation von Kindern sowie 
die Gewährleistung von Sicherheit und kindgerechter 
Mobilität. 

Bei der Initiierung der Projekte können die Städte auf 
einen Wissensfundus zurückgreifen, der sich aus zwei 
Strängen speist: Zum einen schlossen sich die beteilig- 
ten Städte in einem Aktionsnetzwerk zusammen, das 
von der Stadt Rom koordiniert wird. Zum anderen wird 
das Projekt von einem Forschungsnetzwerk begleitet, 
das Berater für die Implementierung von Projekten 
bereitstellt, und die Erfahrungen aus den Projekten von 
und mit den Kindern rückspiegelt. 

Während sich die Projekte von Stadt zu Stadt unter- 
scheiden und lokale Spezifika bei der Implementierung 
berücksichtigt werden, etablierte sich ein Kern beson- 
ders relevanter Projekte. Diese umfassen die Einrich- 
tung von „Stadt-der-Kinder-Laboren" oder „Kinder- 
räten“, die zu konkreten bzw. allgemeinen Themen 
der Stadtentwicklung Inputs generieren. Das Projekt 
„Allein zur Schule gehen" soll besonders die Autono- 
mie von Kindern stärken und die hierfür relevanten 
Umweltbedingungen betrachten. 

6.5.2 

Beteiligung beim Lärmschutz: 

Projekt „Mach’s leiser“ in Leipzig 

Verkehrs- und Umgebungslärm beeinträchtigen welt- 
weit in den meisten Städten die urbane Lebensqua- 
lität (Kap. 2.4). Da die Wahrnehmung von Lärm eine 
stark subjektive Komponente beinhaltet, ist die Beteili- 


gung von Betroffenen bei Maßnahmen zur Lärmreduk- 
tion essenziell. Ein gutes Beispiel hierfür ist das Projekt 
„Mach's leiser" in Leipzig (2011-2012; UBA, 2013). 
Politischer und rechtlicher Hintergrund war die EU- 
Umgebungslärmrichtlinie, die 2002 erlassen wurde, um 
„schädliche Auswirkungen, einschließlich Belästigung, 
durch Umgebungslärm zu verhindern, ihnen vorzubeu- 
gen oder sie zu mindern." (vgl. Richtlinie 2002/49/ 
EG; aufgenommen in die Bundes-Immissionsschutz- 
richtlinie in 2005). Lärmschutz wird in dieser Richtli- 
nie als ein „gemeinschaftspolitisches" Ziel zur Gewäh- 
rung eines hohen Gesundheitsniveaus bezeichnet. Hie- 
raus ergibt sich die Pflicht für die Mitgliedstaaten, den 
Umgebungslärm anhand von nationalen Lärmkarten 
nach gemeinsamen Bewertungsmethoden zu ermitteln, 
die Öffentlichkeit über den Umgebungslärm und seine 
Auswirkungen zu informieren und auf Basis von Lärm- 
karten Aktionspläne zu erarbeiten. Damit sollen insbe- 
sondere gesundheitsschädlicher Umgebungslärm ver- 
hindert oder gemindert werden sowie die Umweltqua- 
lität in den Fällen erhalten werden, in denen sie zufrie- 
denstellend ist. Bei der Entwicklung und Umsetzung 
der Lärmaktionspläne wird zusätzlich zur Information 
der Öffentlichkeit über Absichten und Pläne auch eine 
direkte Beteiligung der Betroffenen gefordert. 

Das Amt für Umweltschutz der Stadt Leipzig hat 
den Entwurf des Leipziger Lärmaktionsplans mit mög- 
lichen Maßnahmen zur Senkung der Verkehrsbelas- 
tung zunächst im Internet veröffentlicht, wo Bürger 
die vorgesehenen Maßnahmen bewerten und konkrete 
Handlungsschwerpunkte aufzeigen konnten. Das Pro- 
jekt „Mach's leiser - Mitwirken bei der Lärmaktions- 
planung in Leipzig", durchgeführt vom Natur- und 
Umweltschutzverein Ökolöwen in Zusammenarbeit 
mit den Büros CivixX und StadtLabor, ging über die- 
sen Ansatz der Konsultation (Kap. 2.5.5) hinaus. In 
Ergänzung zur Lärmaktionsplanung der Stadt Leipzig 
sollte „Mach's leiser" nicht in erster Linie auf rechne- 
rischen Schalldaten aufbauen, sondern auf der subjek- 
tiven Wahrnehmung von Betroffenen. Gemeinsam mit 
Leipziger Bürgerinnen wurden im Rahmen einer Pla- 
nungszelle (Dienel, 2002) konkrete Lärmprobleme und 
schützenswerte Ruhezonen ausgemacht und Lösungs- 
ansätze für ein leiseres Leipzig erarbeitet. Auf Basis 
einer repräsentativen Umfrage im Projektgebiet wurde 
ein Bürgergutachten erstellt, bei dem Bürger aus ver- 
schiedenen Leipziger Bezirken in Workshops einen 
Katalog von Maßnahmen erstellten, mit deren Hilfe 
Lärmbelastungen vor Ort reduziert werden sollten. Die- 
ser richtete sich an verschiedene Akteure, darunter die 
Stadtverwaltung, die Leipziger Verkehrsbetriebe und 
die Deutsche Bahn sowie Wohnungsbaugesellschaf- 
ten und Hauseigentümer. Ein Projektbeirat mit Ver- 
treterinnen von Bürgervereinen, zivilgesellschaftlicher 
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Organisationen, verschiedener politischer Institutionen 
und kommunaler Ressorts sowie öffentlicher Verkehrs- 
betriebe begleiteten das Verfahren. Aus dem Gutach- 
ten wurden 27 Maßnahmen (wie Straßensanierungen, 
Verkehrsumleitungen, Geschwindigkeitsbegrenzungen, 
neue Raumaufteilungen zugunsten von Radwegen und 
Fußgängerbereichen) abgeleitet, die teilweise mit Hilfe 
von Projektpaten umgesetzt wurden. Sie betreffen ein 
Projektgebiet mit 65.000 Einwohnern. Die im Verlauf 
angeregten privaten Initiativen sollten nach Ablauf des 
Projekts möglichst eigenständig weitergeführt werden. 

Das Projekt entfaltete eine breite Wirkung und kann 
von Ansatz bis Durchführung als beispielhaft für Betei- 
ligungsprozesse gesehen werden. Die im Rahmen des 
Projekts durchgeführte Planungszelle gehört zu den 
eher aufwändigen Verfahren mit intensiver Beteiligung 
(Dienel, 2002; Dienel et al., 2014; Nanz und Fritsche, 
2012). Die Beteiligten werden umfassend informiert 
und vorbereitet sowie für den Aufwand entschädigt 
(finanziell sowie mit Sonderurlaub), außerdem werden 
sie per Zufall ausgewählt, was Selektionseffekte verrin- 
gert. Sie können weitgehend eigenständig eine gemein- 
same Perspektive entwickeln und Vorschläge unter- 
breiten, die für die Durchführenden verpflichtend sind. 

Beispielhaft sind auch die Zusammenarbeit von ver- 
schiedenen gesellschaftlichen Akteuren und die För- 
derung von Verbindlichkeit im Nachgang zum Projekt. 
Durch den Projektbeirat und die Maßnahmen-Paten- 
schaften wurde ein breites Spektrum von Akteuren 
beteiligt und zur Verantwortungsübernahme angeregt. 
Mehrere öffentlichkeitswirksame Aktionen (Fahrrad- 
demonstration, Verteilung von Ohrstöpseln an lau- 
ten Straßen, Fachspaziergänge) informierten über die 
Ergebnisse und bauten einen Erwartungsdruck zur 
Umsetzung der Maßnahmen auf. 

6.5.3 

Emanzipatorische Kartographie 

In den letzten Jahren haben sich Karten und Kartie- 
ren, getrieben von digitalen Entwicklungen, massiv 
verändert. Googles Anstrengungen mit Google Maps 
bzw. Google Earth sowie das Open Street Map-Projekt 
gehören zu den bekanntesten Beispielen. Karten sind 
nicht nur leichter zugänglich, sondern es können heute 
viel mehr Informationen in Karten verknüpft und dar- 
gestellt werden. Außerdem ist es nicht mehr allein eine 
kleine Gruppe von Experten - Ingenieure und Wissen- 
schaftler in der öffentlichen Verwaltung, bei speziali- 
sierten Unternehmen oder in Forschungseinrichtungen 
- die in der Lage ist, Karten zu erstellen. Diese Möglich- 
keit hat heute jeder, der über einen Computer oder ein 
Smartphone sowie einen schnellen Internetzugang ver- 


fügt (Crampton, 2011). Karten stellen nicht mehr allein 
autoritatives Herrschaftswissen dar, sondern können 
vergleichsweise leicht als emanzipatorisches Instru- 
ment genutzt werden, wie viele Beispiele aus Städten 
weltweit zeigen. 

Ushahidi (www.ushahidi.com) ist eine Plattform, 
die über Crowdsourcing Informationen sammelt und 
diese zu digitalen Karten aufbereitet. Sie ist als Open 
Source-Softwareplattform organisiert, hinter der eine 
gemeinnützige Firma steht. Teilnehmende brauchen 
nur ein Mobiltelefon, um Beobachtungen und Wissen 
per SMS einzusenden. Ushahidi ist 2008 als Projekt in 
Kenya entstanden, mit dem Ziel, die Gewaltausbrüche 
im Kontext der Präsidentschaftswahlen durch Augen- 
zeugenberichte zu dokumentieren und räumlich zu ver- 
orten. Die Plattform erlangte globale Aufmerksamkeit 
als sie von der Occupy-Bewegung genutzt wurde, um 
ihre globalen Aktivitäten zu sammeln und zu dokumen- 
tieren, und als sie 2010 nach dem Erdbeben auf Haiti 
zur Koordination der Rettungs- und Hilfsmaßnahmen 
eingesetzt und zu CrisisNet (www.crisis.net) weiterent- 
wickelt wurde. Während Ushahidi eine themenoffene 
Plattform ist, gibt es zahllose spezifische lokale Initia- 
tiven, die mit digitalen Kartierungsinstrumenten arbei- 
ten. Auch diese können aber übertragbar und skalierbar 
sein, und überregionale Verbreitung finden. Der Leer- 
standmelder (www.leerstandsmelder.de) zum Beispiel 
entstand in Hamburg und hat mittlerweile in Städten 
im gesamten deutschen Sprachraum Nachahmer gefun- 
den. Unterstützer können leerstehende Wohnungen 
oder Büro- und Gewerberäume melden, die dann in 
einer Karte zusammengefasst werden. In vielen Städten 
sind um die Plattform Netzwerke entstanden, die politi- 
sche Entscheidungsträger dazu bewegen möchten dort 
wo Wohnraum knapp ist, Maßnahmen zur effizienten 
Wohnraumnutzung zu ergreifen. Bei der Diskussion um 
die Unterbringung von Flüchtlingen in Hamburg wur- 
den die gesammelten Daten dazu genutzt, zu zeigen, 
dass es möglich wäre, Flüchtlinge und Wohnungslose in 
kleineren Unterkünften in leerstehenden Wohnungen 
und Gebäuden statt in großen Notunterkünften unter- 
zubringen (Leerstandsmelder, 2015). 

Ferner gibt es Initiativen, die versuchen, zivil- 
gesellschaftliche Gruppen mit Kartographiemetho- 
den zu befähigen. Das argentinische Künstlerduo 
Iconoclasistas (www.iconoclasistas.net) oder das deut- 
sche Geographenkollektiv Orangotango (www.oran- 
gotango.info) führen mit lokalen Gruppen Workshops 
zu kollektivem Kartographieren durch. Ziel ist es, die- 
sen zu helfen, ein gemeinsames Problemverständnis zu 
erarbeiten und eigene Agenden im Dialog mit städti- 
schen Verwaltungen oder wirtschaftlichen Akteuren 
kraftvoller darzustellen. Themen reichen von Urban 
Gardening bis zu Gentrifizierung und Privatisierung 
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öffentlichen Raumes. Das Selbstverständnis der Initi- 
ativen ist in doppelter Hinsicht emanzipatorisch. Zum 
einen wurden lokale Graswurzelgruppen dazu befähigt, 
ihre Positionen in öffentlichen Diskussionen besser zu 
vertreten. Zum anderen wird mit der Kartographie ein 
Instrument nutzbar gemacht, das historisch eigentlich 
zum Instrumentarium von Entscheidungsträgern zählte 
(Crampton, 2011). 

Das transformative Potenzial solcher Nutzungen der 
Kartographie liegt darin, dass dezentrale Entwicklun- 
gen dokumentiert und sichtbar gemacht werden kön- 
nen. Die so geschaffene Transparenz ermöglicht es loka- 
len zivilgesellschaftlichen Gruppen, politische Prozesse 
anzustoßen oder ihre Positionen in Dialog mit anderen 
Akteursgruppen zu stärken. Die neuen Kartierungsins- 
trumente können so politische Teilhabe verbessern und 
Rechenschaftspflicht stärken (Kap. 2.5.5). Als Koordi- 
nationsinstrument, wie im Falle von CrisisNet, ermögli- 
chen digitale Kartierungswerkzeuge, auf Katastrophen- 
ereignisse schnell und dezentral zu reagieren und helfen 
so, flexiblere und resilientere Strukturen zu schaffen. 


6.6 

Kleine grüne Transformationen als Teil der 
Großen Transformation 

Die folgenden Beispiele beleuchten verschiedenste 
Facetten, wie durch einzelne Projekte zur Erhaltung 
der natürlichen Lebensgrundlagen beigetragen wer- 
den kann. Die vorgestellten Projekte aus den Bereichen 
Recycling, nachhaltiger Konsum und Mobilität haben 
lokale Nutzen, während sie gleichzeitig dazu beitragen, 
die städtische Entwicklung im Rahmen der planetari- 
schen Leitplanken zu gestalten. 

6 . 6.1 

Abfallrecycling in Städten 

Ghana gehört zu den dynamischsten Volkswirtschaf- 
ten Afrikas. Der damit einhergehende steigende Kon- 
sum und Import neuer und gebrauchter Elektrogeräte 
sowie der illegale Import von Elektroschrott (überwie- 
gend aus Europa) tragen zu wachsenden Müllproble- 
men in Ghana bei. 

Ein Beispiel sind giftige Mülldeponien in Agbog- 
bloshie, einem Stadtteil von Accra. Schätzungsweise 
215.000 t sogenanntes Electrical and Electronic Equip- 
ment (EEE) und Waste Electrical and Electronic Equip- 
ment (WEEE) wurden im Jahr 2009 in Ghana teilweise 
illegal importiert (Green Advocacy und Empa, 2011). 
Der Anteil reparaturbedürftiger oder schrottreifer 
Geräte an diesen Importen liegt bei ca. 14%. Diese wur- 


den überwiegend im informellen Reparatur- und Recy- 
clingsektor verarbeitet und entsorgt, häufig unter hoch- 
problematischen Arbeits-, Gesundheits- und Umwelt- 
bedingungen (Kap. 4.4.3). Das gesamte Müllaufkom- 
men in Ghana wird auf ca. 4,6 Mio. t geschätzt (Miezah 
et ab, 2015). 

Das Pilotprojekt Best of 2 Worlds (Bo2W; Buchert 
et al., 2016) zum Recycling von Elektroschrott soll die- 
ses Problem angehen. Das Projekt wurde vom Öko- 
Institut in Kooperation mit dem lokalen Partner City 
Waste Group & City Waste Recycling entwickelt und 
vom BMBF finanziert (Förderungsperiode 2012- 
2015). Die Grundidee des Projekts besteht in der opti- 
mierten Nutzung der lokalen Expertise der Mitglieder 
der Accra Scrap Dealer Association, und der bereits 
vorhandenen europäischen Infrastruktur zur umwelt- 
und gesundheitsverträglichen Wiederverwertung von 
Elektroschrott. Die Mitglieder der Accra Scrap Dealer 
Association sind im informellen Sektor tätig und sam- 
meln und selektieren den Großteil des ghanaischen 
und des importierten Elektroschrotts. In der Koope- 
ration zwischen City Waste Recycling und europäi- 
schen Recyclingfirmen werden alte Bleisäurebatterien, 
welche durch problematisches Recycling und Entsor- 
gung erhebliche Umwelt- und Gesundheitsbelastung 
in Ghana verursachen, gesammelt, verpackt und nach 
Europa verschifft. Dies geschieht unter Einbindung der 
informellen Schrottsammler, aus denen sich der über- 
wiegende Teil der etwa 500 Mitarbeiter starken Beleg- 
schaft von City Waste Recycling rekrutiert. 

Die Verbesserungen in der Wiederverwertungskette 
führen zu einer Reduktion der Folgeschäden durch 
unsachgemäße Verwertung alter Bleisäurebatterien, 
während die Einbindung der informellen Schrottsamm- 
ler eine Verbesserung derer sozialen Situation bewirkt. 
Die City Waste Group verfolgt weiterhin den Ausbau 
der lokalen Recyclingkapazitäten, z.B. im Bereich Elek- 
trokabelrecycling (die Verbrennung von Elektrokabeln 
im dafür berüchtigten Stadtteil Agblobloshie von Accra 
ist die Ursache erheblicher Dioxinbelastung in der 
Region) und des fachgerechten Recyclings von Kühl- 
schränken (Treibhausgase) und Röhrenbildschirmen 
(Bleibelastung). Mittel- bis langfristig muss die lokale 
Recyclinginfrastruktur in Ländern wie Ghana oder 
Nigeria so weit gestärkt werden, dass Exporte (oder 
auch „Re-Importe" im Falle von WEEE) nach Europa 
nicht mehr nötig sind. 
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6.6.2 

Nachhaltiger Konsum 

6.6.2.1 

Sharing City: Gemeinschaftsorientierter Konsum 
und die Ökonomie des Teilens 

Als gemeinschaftsorientierter Konsum (collaborative 
consumption) und Sharing Economy werden Konsum- 
formen bezeichnet, die vor allem auf dem Teilen, Tau- 
schen, Verleihen oder Verschenken von Gegenstän- 
den und Ressourcen basieren. Hierunter fallen sowohl 
kommerzielle Angebote (z. B. Verleih des privaten PKW 
gegen eine Gebühr) als auch gemeinnützige Aktivitäten 
(z.B. ehrenamtliches Betreiben eines Umsonstladens). 
Aufgrund der hohen sozialen Dichte und der eng ver- 
knüpften Kommunikationsräume in Städten sind Prak- 
tiken des Teilens und Tauschens von Ressourcen und 
Konsumgegenständen im Alltag leicht umsetzbar. Die 
Rückkehr dieser Praktiken in den Alltag können insbe- 
sondere in Industrieländern dazu führen, die hohe Zahl 
der besessenen, aber wenig genutzten Gegenstände - 
von Haushaltsgeräten bis hin zum PKW - zu reduzie- 
ren bzw. diese effizienter zu nutzen. 

Die Idee hinter dem Konzept der Sharing City oder 
Shareable City ist, dass in einer Stadt gemeinschaftsba- 
sierte Konsumformen und Aktivitäten der Sharing Eco- 
nomy gefördert werden. Diese Bemühungen können 
von der Stadtverwaltung selbst (Beispiel Seoul) oder 
von Netzwerken aus Graswurzelinitiativen mit Unter- 
stützung von staatlicher Seite ausgehen (Beispiel Ams- 
terdam). 

Stadtverwaltungen können zur Förderung der sha- 
ring city öffentliche Ressourcen und Infrastrukturen 
bereitstellen. Sie können z.B. Start-Ups fördern, Kon- 
sumgemeinschaften bei der Vermietung oder dem Ver- 
kauf von Immobilien bevorzugt behandeln oder öffent- 
lichen Raum für Teil- und Tauschaktivitäten zur Verfü- 
gung stellen. Verbreitet ist dieser Ansatz vor allem in 
den USA, wo im Juni 2013 die „Shareable Cities Reso- 
lution" von fünfzehn Bürgermeisterinnen US-ame- 
rikanischer Großstädte verabschiedet wurde. Diese 
bekannten sich darin dazu, die Förderung von gemein- 
schaftsbasiertem Konsum und sharing economy zu ins- 
titutionalisieren und mögliche Hindernisse bei Geneh- 
migungen und Regulierungen anzugehen (wie langwie- 
rige Prüfungen von Anträgen, hohe Auflagen). Auf- 
sehen erregt hatte 2013 die Initiative der Stadt Seoul 
zur Förderung gemeinschaftsbasierten Konsums (John- 
son, 2013) mit dem Ziel, der Stadtbevölkerung die Sha- 
ring Economy näher zu bringen, indem existierende 
Anbieter und Unternehmensgründungen finanziell 
und strategisch (Erteilen von Genehmigungen, Nut- 
zungsrechten, Abbau bürokratischer Hürden) unter- 


stützt und über Informationskampagnen einer breiten 
Öffentlichkeit bekannt gemacht wurden. Im Zeitraum 
2013-2015 förderte das Seoul Innovation Bureau, 
das das Projekt organisiert, 57 Organisationen und 
Unternehmen der Sharing Economy, bis 2018 sollen 
weitere 300 hinzukommen. Die meisten der geförder- 
ten Unternehmen konnten auf dieser Basis ihre Akti- 
vitäten erfolgreich aufbauen. Die beiden gegründeten 
Carsharing-Unternehmen haben mittlerweile 400.000 
Nutzerinnen, die die Gründung von Organisationen 
und Start-Ups unterstützen. Das Konzept des Teilens 
und Tauschens soll auch in Schulen vermittelt und über 
das Tauschen von Lerngegenständen gefördert werden. 
Außerdem werden öffentliche Räume - Museen, Gale- 
rien, Parks, Universitäten, Parkplätze - für Tauschak- 
tivitäten wie Kleidertausch oder Car Sharing zur Ver- 
fügung gestellt. Eine Evaluation der Aktivitäten geht 
davon aus, dass die Stadt dadurch mehr als 1 Mrd. € 
gespart, 1.280 neue Arbeitsplätze geschaffen und 
die C0 2 -Emissionen um 29.800 t reduziert hat (Seoul 
Metropolitan Government, 2015). Für die Aktivitäten 
und ihre Sharing-Maßnahmen erhielt die Stadt Seoul 
in 2014 den Metropolis Award. 

In Amsterdam fand sich 2015 ein Netzwerk von 
Akteuren der Sharing Economy zusammen, um die 
Stadt zur ersten „Sharing City of Europe" zu machen 
(van Sprang, 2015). Das Netzwerk umfasst Start-Ups, 
gemeinnützige Organisationen, öffentliche Einrichtun- 
gen (z.B. Bibliotheken), Gemeinschaftszentren und 
Akteure der Verwaltung. Das Netzwerk zielt auf die 
Erhöhung sozialer Kohäsion und Gemeinschaftlichkeit, 
die Reduktion sozialer Isolation und die Förderung 
von Nachhaltigkeit und ökonomischer Resilienz. Bis- 
herige Aktivitäten umfassen vor allem Lobbyarbeit für 
die Sharing Economy bei politischen Institutionen. Es 
wurde eine Übersicht zur Sharing Economy in Amster- 
dam erstellt, die die Stadtverwaltung nun zur Ausarbei- 
tung von Strategien nutzt. Außerdem wird nach Syner- 
gien und Möglichkeiten der Kooperation zwischen den 
lokalen Akteuren gesucht und für öffentliche Aufmerk- 
samkeit gesorgt (EUKN, 2015). Koordiniert werden die 
Aktivitäten von der Wissens- und Netzwerkplattform 
shareNL. 

Die Beispiele zeigen, dass es vor allem die konzent- 
rierte und ambitionierte Förderung einer Stadtverwal- 
tung vermag, Aktivitäten der Teil- und Tauschökono- 
mie zu fördern. Netzwerke verstärken das Engagement 
durch Wissens- und Erfahrungsaustausch und strategi- 
sche Allianzen. 
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6. 6. 2. 2 

Aquaponik Dortmund 

Der Text dieses Kapitels ist eine von der Autorin für den 
WBGU gekürzte Fassung von Schmitt (2016). Das Pro- 
jekt Aquaponik ist ein durch Rolf Morgenstern initiiertes, 
auf bürgerschaftlichem Engagement fußendes Projekt im 
Rahmen des gemeinnützigen Vereins „Die Urbanisten" 
aus Dortmund. In der Aquaponik werden gleichzeitig 
Fisch und Gemüse produziert: Hinter der Bezeichnung 
verbirgt sich eine spezifische Form der Nahrungsmittel- 
produktion, die Gemüsezucht auf einem mineralischen 
Substrat (Hydroponik) mit Fischzucht (Aquakultur) zu 
einem Kreislaufsystem verbindet. Diese Zusammen- 
schaltung ist möglich, da in der Aquakultur Nährstoffe 
entstehen - die Ausscheidungen der Fische - die von der 
Hydrokultur als Düngemitteln benötigt werden. 

Die Verknüpfung von Hydroponik und Aquakultur 
erlaubt den Verzicht auf Pestizide und Kunstdünger 
sowie eine erhebliche Reduktion von Flächenverbrauch 
und Wasser: Aufgrund kontrollierter Bedingungen von 
Temperatur, Licht und Bewässerung handelt es sich um 
ein sehr effizientes System zur Nahrungsmittelproduk- 
tion. Anders als in der herkömmlichen Landwirtschaft 
versickert nicht der Großteil des Wassers im Boden, son- 
dern das Wasser wird durch die mineralischen Substrate 
in den Pflanzbecken, etwa Blähton oder Kokosfasern, 
zurückgehalten und im Kreislauf geführt. Darüber hinaus 
ist eine urbane Produktion von Nahrungsmitteln mög- 
lich, wodurch emissionsreiche Transporte entfallen. So 
betrachtet ist Aquaponik im urbanen Raum nicht nur 
eine spezifische Form von Urban Gardening, sondern 
auch eine „gastropolitane Aktivität" (Lemke, 2012: 148), 
da sie eine Selbstversorgung mit ökologisch nachhaltig 
produzierten Nahrungsmitteln zum Ziel hat und damit 
als ,,Prakti[k] einer politischen Ethik des Essens" ver- 
standen werden kann (Lemke, 2012: 155). 

Auch weltweit gewinnen Aquaponik und Formen 
der Hydroponik für die Nahrungsmittelproduktion 
an Bedeutung: In den USA verkaufen Unternehmen 
wie Green Sense, die Hydroponik-Systeme in mehre- 
ren Ebenen übereinandergestapelt und mit Hilfe von 
LED-Lampen hocheffizient betreiben, ihre Hydropo- 
nik-Ware an Supermarktketten. Im östlichen Japan, 
das 2011 von Tsunami und Erdbeben betroffen war, 
eröffnete im Sommer 2014 in einer ehemaligen Sony- 
Halle eine vertikale Hydroponik-Farm, halb so groß wie 
ein Fußballfeld, auf der täglich rund 10.000 Salatköpfe 
biologisch produziert werden. 

Die Projektgruppe in Dortmund hegt die Vision einer 
Aquaponik-Farm auf Stadtteilebene und setzt dabei auf 
lokale Teilhabe und lokale Wertschöpfung. Idealerweise 
soll diese genossenschaftlich nach Vorbild der Solida- 
rischen Landwirtschaft betrieben werden, ein Konzept 
der neueren Landwirtschaft, bei der eine Gruppe Men- 


schen ein Stück Land gemeinsam bewirtschaftet und sich 
zu einer kostenpflichtigen Abnahme der produzierten 
Güter verpflichtet. So betrachtet besteht die Vision der 
Urbanisten-Aquaponiker aus einem Geschäftsmodell in 
Form eines technologieorientierten Start-Up für nach- 
haltige Lebensmittelproduktion im urbanen Raum. Die- 
ses Start-Up hat das Ziel, die Prototypen inklusive des 
dazugehörigen Businessplans zu entwickeln und als 
Genossenschaftsmodell zu etablieren. Die für Start-Ups 
charakteristische Exit-Strategie, d. h. der für die Inves- 
toren renditereiche Austritt, hätte in diesem Modell den 
Effekt einer Stärkung der lokalen Wertschöpfung und 
der Generierung eines öffentlichen Raums, der in loka- 
len Gemeinschaften bewirtschaftet wird. Die Dortmun- 
der Aquaponiker nutzen also Aquaponik als nachhaltige 
Nahrungsmittelproduktion bzw. allgemein gesprochen 
„ [Essen], um Wünsche zu produzieren und Bilder zu ent- 
werfen, wie [sie sich] Städte vorstellen, wie [sie sie] pla- 
nen, sie bauen, sie versorgen, sie bewohnen und [sich] 
in ihnen wohlfühlen oder verlieren" (Lemke, 2012:171). 

Ein wichtiger Kooperationspartner ist die Fachhoch- 
schule Südwestfalen in Soest mit ihrem Forschungs- 
schwerpunkt zu Agrarwirtschaft und ländlicher Ent- 
wicklung. In Zusammenarbeit mit der Universität 
Rostock erforscht sie zwei Aquaponik-Anlagen mit 
einer Gesamtfläche von 370 m 2 u.a. in Bezug auf Fra- 
gen der Automatisierung der Anlage und der mikrobio- 
logischen Sicherheit. In Überlegung ist außerdem die 
Entwicklung einer Aquaponik-Lehrveranstaltung für 
angehende Landwirte. 

Aquaponik kann ein Baustein einer neuartigen Agrar- 
wirtschaft sein, die sich in unmittelbarer Nähe zu Wohn- 
gebieten realisieren ließe, weil es sich um eine geräusch- 
und immissionsfreie Herstellungsweise von Nahrungs- 
mitteln handelt. Darüber hinaus könnte sich die räum- 
liche Spezifik des Ruhrgebiets - seine Heterogenität, 
„die vielen Brüche, Barrieren, Verschnittflächen und 
Unmöglichkeitsräume zwischen den unterschiedlichsten 
Infrastrukturen" (Haas, 2015: 22) und die vielen „inne- 
ren Ränder" (Reicher et al., 2011:50), d.h. Gebiete, in 
denen Siedlungs- und Grünräume sich miteinander ver- 
weben - als Vorteil für Aquaponik herausstellen. Auf 
diese Weise könnte in einem hochverdichteten Metro- 
polenraum (wieder) ein (neuer) Stadtraumtyp entstehen, 
der keine Verländlichung städtischer Gebiete bedeutet, 
sondern eine qualitativ andere, nachhaltigere Form der 
Verstädterung. 

Die temporär und örtlich flexibel installierba- 
ren Aquaponik-Anlagen können in Gegenden mit 
erschwerten Umweltbedingungen von großem Vorteil 
sein: in hoch verdichteten Stadtstaaten, bergigen Län- 
dern mit wenigen Anbauflächen, in Städten mit gerin- 
gen Niederschlägen oder mit kontaminierten Flächen. 
So müssen die von Schwermetallen verseuchten Böden 
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auch nicht erst aufwändig saniert, sondern eine Anlage 
kann direkt errichtet werden. 


6.6.3 

Nachhaltige Mobilität 

Die Transformation urbaner Verkehrssysteme ist not- 
wendig, um gefährlichen Klimawandel zu vermeiden, 
lokale Umweltbelastungen zu verringern und Städte 
inklusiver zu gestalten. Eine Abkehr vom motorisier- 
ten Individualverkehr und der Idee der autogerech- 
ten Stadt müssen Kern dieser notwendigen Verände- 
rungen sein (Kap. 4.2.2, 9.3. 1.2). Viele Städte reagie- 
ren bereits auf die weitreichenden Probleme des Auto- 
verkehrs. Oslo entschied jüngst, zur ersten autofreien 
Hauptstadt Europas zu werden: Autos sollen vollstän- 
dig aus dem Zentrum verbannt werden. Die folgenden 
Beispiele stellen dar, wie in verschiedenen Städten der 
Welt nicht motorisierter Verkehr gefördert wird. 

6.6.3.1 

Cycling Hub Scheme in Manchester 

Die Förderung des Radfahrens ist ein zentrales Ele- 
ment für Strategien nachhaltiger Mobilität. Am Bei- 
spiel Kopenhagen (Kap. 5.4) konnte gezeigt werden, 
wie eine Stadtverwaltung dieses Ziel progressiv ver- 
folgt, indem beispielsweise PKW-Infrastruktur konti- 
nuierlich rückgebaut und Fahrradinfrastruktur ausge- 
baut wird. Viele andere Städte entwickelten ähnliche 
Initiativen. Ein Beispiel ist das Cycling Hub Scheme in 
Manchester. 

Dieses wurden vomTransport for Greater Manchester 
(TfGM) initiiert, einem Tochterunternehmen der kom- 
munalen Regierung, das für die Gestaltung von Verkehr 
und Transport in der Metropolregion Manchester ver- 
antwortlich ist. Hierzu gehören die Gestaltung von Stra- 
ßen, Verkehrsplanung, öffentlichem Nahverkehr, Fuß- 
und Radverkehr. TfGM ist außerdem verantwortlich 
für die Umsetzung politischer Ziele zur Reduktion von 
motorisiertem Individualverkehr und zur Förderung 
des Umweltverbundes (ÖPNV, Fußgänger und Radfah- 
rer), insbesondere für das politische Ziel, den Anteil der 
Radfahrten an den täglichen Wegen von 2% im Jahr 
2012 auf 10% im Jahr 2025 zu erhöhen. Dazu wurde 
die Greater Manchester Cycling Strategy beschlossen, 
die sich u. a. aus dem Local Sustainable Transport Fund 
sowie dem Cycle City Ambition Grant finanziert (TfGM, 
2014). Beide Fonds dienen dazu, dem Radverkehr eine 
hohe Priorität in der Verkehrspolitik zu geben und 
umweltpolitische Ziele dort stärker zu verankern. Von 
der Kommunalpolitik wird dabei gefordert, Programme 
zu initiieren, die Individuen, Familien und Nachbar- 
schaften im Alltag zu einer bewegungsfreudigeren und 


umweltschonenderen Verkehrsmittelwahl motivieren. 
Cycling hubs sind erweiterte Fahrradstationen, die meist 
an Verkehrsknotenpunkten (wie Bahnhöfen, zentra- 
len Parkplätzen) verortet sind. Sie bestehen vor allem 
aus gesicherten Fahrradparkplätzen, die mancherorts 
ergänzt werden durch Schließfächer für Fahrradzube- 
hör, Duschen, Fahrradleihmöglichkeiten und Radrepa- 
raturangebote. Die Maßnahme ist integriert in die oben 
erwähnte Fahrradstrategie und wird begleitet durch 
weitere Veränderungen im Straßenverkehr zuguns- 
ten häufigerer, sicherer und besserer Radwege und 
Verbesserungen in den Möglichkeiten, Radfahren mit 
der Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel zu verbinden. 
Zudem gibt es ein Fahrradverleihsystem und recycelte 
Räder werden gratis an Arbeitssuchende weitergege- 
ben. Neben den (infra)strukturellen Maßnahmen wer- 
den Motivation und praktische Kompetenzen zum Rad- 
fahren gesteigert. Dazu werden beispielsweise Schul- 
programme durchgeführt, um Kinder und Jugendliche 
zum Radfahren zu motivieren und die Radnutzung im 
Straßenverkehr zu trainieren. Radspaziergänge werden 
organisiert und öffentlich zugängliche Kurse zu Rad- 
fahren und -reparatur angeboten. Online-Plattformen 
informieren über Radfahrmöglichkeiten und -angebote 
(inkl. Reiseplanern) und ermöglichen den Austausch 
mit anderen Radnutzern. TfGM kooperiert mit ande- 
ren kommunalen Politikressorts (Gesundheit, Umwelt), 
Radfahrorganisationen, Arbeitgebern und -Vermittlern 
sowie Unternehmen. 

Ähnlich wie in Kopenhagen soll die Wirkung regel- 
mäßig evaluiert und veröffentlicht werden, wobei über 
die Anzahl umgesetzter Maßnahmen und die Erhöhung 
des Radanteils informiert und die Sichtweise der Ziel- 
gruppen einbezogen werden sollen. Die transformative 
Wirkung ist lokal als hoch einzuschätzen, da die Rad- 
fahrstrategie Teil einer Neuorientierung der Verkehrs- 
politik ist, in die der Radverkehr eingebettet ist und 
priorisiert behandelt wird. Wichtig ist die Abfederung 
durch verbindliche politische Ziele und Strategien sowie 
die Verfügbarkeit finanzieller Ressourcen (hier: ca. 6,5 
Mio. Britische Pfund), nicht nur für die „Hardware" 
der infrastrukturellen Maßnahmen, sondern auch für 
begleitende Forschungsarbeiten (z.B. eine Studie zu 
den Potenzialen von cycle sharing) sowie Öffentlich- 
keitsarbeit und Kommunikation mit den Zielgruppen. 
Wichtig ist außerdem, dass alltägliche Mobilität umfas- 
send gedacht wird, d.h. nicht nach Verkehrsmitteln 
getrennt, sondern intermodal, in Verbindung verschie- 
dener Fortbewegungsmittel. Außerdem werden All- 
tagswege und -tätigkeiten berücksichtigt und die damit 
verbundenen Ansprüche und praktischen Notwendig- 
keiten (Spurling und McMeekin, 2015). 
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6.63.2 

Ecocabs: Stärkung der Nutzung von 
Fahrradrikschas in Neu Delhi 

Fahrradrikschas gehören in vielen indischen Städten zu 
den traditionellen Fortbewegungs- und Transportmit- 
teln. Mit dem automobilen Individualverkehr wurden 
sie zunehmend an den Rand der Straße gedrängt und 
werden teils sogar als Hindernis für den Autoverkehr 
betrachtet, so dass Verbote erwogen werden. Mittler- 
weile werden sie jedoch als wichtiger Bestandteil nach- 
haltiger, urbaner Mobilität wiederentdeckt und es ent- 
stehen Initiativen zur Förderung und Verbreitung der 
Fahrradrikscha-Nutzung. 

Der erste Dial-a-rickshaw-Service „Ecocabs Fazilka" 
wurde 2008 in Fazilka, einer kleinen Stadt in Punjab 
eingerichtet (NIUA, 2015; Chopra, 2010). Da öffent- 
liche Verkehrsmittel fehlten, lag der Anteil von moto- 
risiertem Individualverkehr (meist Zweiräder) am 
gesamten Verkehrsaufkommen sehr hoch. Fahrradrik- 
schas machten lediglich 16% der täglichen Wege aus 
und waren hauptsächlich rund um Marktplätze und 
im Stadtzentrum verfügbar. Das Angebot war zudem 
unorganisiert. Aufgrund fehlender Standards waren die 
Fahrzeuge oft unsicher, und die Anbieter hatten kaum 
finanzielle Möglichkeiten zur Verbesserung ihres Ser- 
vices. Für arme Familien sind Fahrradrickschas jedoch 
sowohl eine niedrigschwellige, langfristige Verdienst- 
als auch eine kostengünstige Transportmöglichkeit. 

Ecocabs Fazilka ist ein Fahrradrikscha-Service, mit 
dem Rikschas telefonisch bestellt werden können und 
er bietet einen internetbasierten Kartendienst, durch 
den die nächsten Stationen lokalisiert werden können. 
Im Jahr 2015 waren bereits 500 Rickschafahrer auf 
diesem Wege abrufbar. Ecocabs Fazilka wurde von der 
Wohlfahrtsorganistion Graduates Welfare Association 
Fazilka und dem Unternehmen Bharat Sanchar Nigam 
Ltd. gegründet, das den technischen Support lieferte 
(NIUA, 2015). 

Weiterhin wurden die Qualität und Sicherheit der 
Rikschas verbessert. Ecocabs Fazilka entwickelte und 
produziert ein optimiertes Modell einer Fahrradrikscha, 
das Fahrer über ein gleichzeitig entwickeltes Finanzie- 
rungssystem erwerben können. Werbeflächen auf den 
neuen Ecocab-Rikschas eröffnen eine weitere Finanzie- 
rungsquelle zur Instandhaltung der Fahrzeuge. Außer- 
dem wurde eine Versicherung für Unfälle eingerichtet. 
Die Rikschafahrerinnen erhalten eine Mitgliedskarte, 
um für Kunden sichtbar zu zeigen, dass sie zu Ecocabs 
gehören und entsprechend versichert sind. 

Das Projekt wurde 2011 mit dem „National Award of 
Excellence" des indischen Stadtentwicklungsministeri- 
ums sowie 2013 mit dem „Volvo Sustainable Mobility 
Award" ausgezeichnet (GIZ, 2015). Das Konzept wurde 
bisher in 20 Städten der Region Punjab umgesetzt, täg- 


lich werden dadurch 9.000 Liter Benzin gespart und 
6.000 Familien erhalten ein geregeltes Einkommen 
(NIUA, 2015). 

6.63.3 

Radschnellweg Ruhr S1 

Ziel des vom Regionalverband Ruhr (RVR) bereits in 
Teilen umgesetzten Radschnellwegs RS1 ist es, einen 
Radschnellweg zu schaffen, der von Ost nach West 
durch das ganze Ruhrgebiet führt, auf komplexe Pend- 
lerströme reagiert sowie Pedelecs und E-Bikes fördert. 
Das Fahrrad soll nach der Fertigstellung der Gesamt- 
strecke im Jahr 2020 auf 101 Kilometern zu einer „ech- 
ten Alternative" (RVR, 2014:8) werden. Der Radweg 
passt sich den ruhrgebietstypischen Siedlungen an und 
verbindet wichtige Verkehrspunkte wie Arbeitsplatz- 
standorte, Freizeitziele, Hochschulen, Hauptbahnhöfe 
und Innenstädte (RVR, 2014: 325f.). Der Radwegsoll 
dazu dienen, den ÖPNV zu entlasten und Autover- 
kehr und Staus zu verringern. Ein wichtiger erwarteter 
Nebeneffekt ist die gesundheitsfördernde Wirkung des 
Radfahrens (RVR, 2014:8). 

Der Einbezug der Bürger in die Planung des RS1 und 
deren aktive Beteiligung war ein zentrales Anliegen des 
RVR (RVR, 2014: 170), unterstützt durch eine Online- 
Informationsplattform, einen moderierten Online-Dia- 
log, Pappmodelle zur Anschauung, Planungswerkstät- 
ten, Planungsspaziergänge und sogenannte Zukunfts- 
konferenzen (RVR, 2014:245). Zudem beteiligten sie 
Bürger beim Pflastern von kurzen Teilstücken, dem 
Zurückschneiden von Hecken und Sträuchern sowie 
durch die Übernahme von Streckenpatenschaften 
(RVR, 2014: 170f.). 

Da der Fahrradweg noch nicht vollständig fertigge- 
stellt ist, kann die transformative Wirkung bisher nur 
abgeschätzt werden. Wichtigstes Ziel ist die Entlastung 
des Verkehrs um bis zu 400.000 Pkw-Kilometer und 
damit verbunden die jährliche Einsparung von bis zu 
16.600t C0 2 (RVR, 2014:22). Ebenfalls erwartet wer- 
den die gesundheitliche Förderung des Radfahrens mit 
einer Kostenersparnis von 11 Mio. € für Krankheits- 
kosten sowie die Senkung von Verkehrsunfällen und 
Verkehrstoten durch verringerten Autoverkehr (RVR, 
2014:22). Auch für touristische Zwecke eignet sich der 
RS1. In einer Studie des Öko-Instituts e. V wird der RS1 
als prominentestes Beispiel in Deutschland für den Aus- 
bau des Radverkehrs genannt (Zimmer et al., 2014:22). 
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6.7 

Gesundheitsprävention 

Urbane Gesundheit zählt zu den vom WBGU schwer- 
punktmäßig betrachteten transformativen Handlungs- 
feldern, die international vergleichsweise noch zu 
wenig politische Beachtung finden (Kap. 4.5). In der 
Folge werden zwei Initiativen vorgestellt, die wichtige 
Aspekte von Gesundheitsvorsorge bearbeiten. 

6.7.1 

jugendliche Slumbewohner engagieren sich für 
Gesundheitsprävention von Kindern 

In den Slums von Kolkata engagieren sich seit 2010 
Jugendliche zum Thema Gesundheitsprävention. Die 
Initiative geht auf das ehrenamtliche Engagement 
zweier jugendlicher Slumbewohner, Sikha Patra und 
Salim Sheikh (beide damals 13 Jahre), zurück und wird 
durch die indische Nichtregierungsorganisation Praya- 
sam, die die Stärkung von Kindern durch Bildung ins 
Zentrum ihrer Arbeit gerückt hat, sowie durch UNICEF 
gefördert. Unterstützt wird die Verbesserung der 
Gesundheitsvorsorge von Kindern durch gesundheitli- 
che Aufklärung in Slums von Kolkata, bei der die bei- 
den Teenager eine Gruppe von etwa 75 Jugendlichen 
leiten: „Working as child area health minders, the duo 
and their friends have brought a remarkable change in 
health and sanitation in their slum" (Times of India, 
2014). Die Jugendlichen wirken darauf hin, dass jedes 
Kind in ihrem Slum eine Polio-Impfung erhält und klä- 
ren über die Vorbeugung gegen Malaria, Dengue und 
Durchfallerkrankungen auf. Beispielsweise informier- 
ten die Kinder mit Hilfe selbstgebastelter Megafone 
„Shunun, shunun" (hört, hört) in ihrem Wohnumfeld 
über die Notwendigkeit von Polio-Impfungen (Bhatia, 
2012). Sie wandten sich auch an die Stadtverwaltung 
und sorgten für die Installation von Trinkwasserent- 
nahmestellen. 

Die Grundlage für diese Arbeit schufen die Jugend- 
lichen 2010 durch ihre Idee, die Situation in ihrem 
Wohnumfeld in einer Karte abzubilden und sie dadurch 
sichtbar zu machen. Die Jugendlichen erhielten ein 
Kartierungstraining und eine Einführung in eine durch 
Mobiltelefone unterstützte Kartierungstechnologie 
(UNICEF India, 2011). Durch Haushaltsbefragungen 
in Teams mit vier Jugendlichen wurden Informationen 
wie Zahl der Bewohner, Alter, Beruf und Gesundheits- 
status zusammengetragen und daraus eine thematische 
Karte entwickelt, aus der z. B. ersichtlich wurde, dass es 
sehr viele Wasserentnahmestellen gibt, aber keine mit 
sauberem Trinkwasser. Die Karte dient gegenüber der 


Stadtverwaltung als Nachweis der Mängel in dem Slum. 
Das Projekt ist damit ein weiteres positives Beispiel der 
Nutzung neuer Kartografieinstrumente für emanzipa- 
torische Maßnahmen (Kap. 6.5.3) 

6.7.2 

World Toilet Organisation 

Die Schaffung eines universellen Zugangs zu Sanitär- 
anlagen wurde 1990 in die Millennium Development 
Goals aufgenommen. Seitdem hat sich die Situation 
für 2, 1 Mrd. Menschen zwar verbessert, aber weiter- 
hin hat etwa ein Drittel aller Menschen (32%) welt- 
weit keinen gesicherten Zugang zu Toiletten; 13% der 
Menschheit haben sogar gar überhaupt keinen Zugang 
und sind gezwungen, öffentlichen Raum zu nutzen 
(WHO, 2015a). Zwar ist die Situation in urbanen Räu- 
men etwas besser (28% ohne sicheren Zugang zu sani- 
tären Anlagen), dennoch bleibt die Lage für viele Men- 
schen prekär. Das Ziel der MDGs, 77% der Mensch- 
heit einen Zugang zu Toiletten zu sichern, wurde nicht 
erreicht (WHO, 2015a). Krankheiten wie Diarrhoe kos- 
ten ca. 280.000 Menschen jährlich das Leben. Hinzu 
kommt die Verschmutzung von Boden, Grundwasser 
und Nahrungsmitteln sowie die Gefährdung der Sicher- 
heit von Frauen, Mädchen und Jungen (WHO, 2015b). 
Insbesondere Frauen warten mit dem Toilettengang bis 
zum Eintritt der Dunkelheit, wodurch sie sich Gefah- 
ren wie sexuellen Übergriffen aussetzen (UNRIC, 
2014). Gleichzeitig erschweren fehlende Toiletten den 
Zugang zu Bildung. So verlassen viele junge Frauen 
die Schule, sobald ihre Menstruation einsetzt, weil sie 
keine Privatsphäre für ihre persönliche Hygiene haben 
(WSSCC Domestos Wateraid, 2013; UN News Service, 
2014). 

Vor diesem Hintergrund wurde 2001 die World 
Toilet Organization (WTO) gegründet. Initiator dieser 
Gründung war der ehemalige Unternehmer Jack Sim 
aus Singapur. Mit der Gründung der WTO gelang es, die 
Vielzahl lokal agierender Initiativen zu vernetzen und 
eine weltweite Bewegung zu etablieren. Mittlerweile 
sind 130 Organisationen in der WTO als Dachverband 
organisiert. Die WTO betrachtet den Zugang zu Toilet- 
ten als ein Menschenrecht und sieht den Zustand der 
Sanitäranlagen in einem Land oder einer Stadt als einen 
Indikator für gesellschaftliche Entwicklung (World 
Toilet Organization, 2015). 

Ziel sind die Verbesserung sanitärer Infrastrukturen 
weltweit und die Befähigung und Sensibilisierung 
durch Trainings und Bildungsmaßnahmen, im Wohn- 
umfeld für saubere und sicherere sanitäre Bedingungen 
zu sorgen. Ein wichtiger Teil der Bildungs- und Vernet- 
zungsarbeit für Sanitäranlagen ist die Etablierung eines 
„World Toilet College" in 2005 und des seit 2001 jähr- 
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lieh stattfindenden „World Toilet Summit". Das World 
Toilet Organization College bildet für den Sanitärbe- 
reich aus und weiter und verbessert die Kompetenzen, 
Professionalität Ansehen und Bezahlung im Sanitär- 
sektor. Außerdem wurde mit „SaniShop" ein soziales 
Unternehmen mit nationalen Ablegern gegründet, das 
ein einfaches, aber effektives Toilettenmodell entwi- 
ckelt hat. Dieses kann von Franchise-Nehmern nach 
entsprechendem Training lokal nachgebaut werden. So 
wurden beispielsweise in Kambodscha mehr als 11.000 
Toiletten durch 500 lokal operierende Unternehmer 
gebaut. SaniShop-Franchise-Nehmer sind zudem in 
Indien und Mozambique tätig. 

Im Jahr 2013 ist es der WTO gelungen, von 122 Län- 
dern unterstützt eine UN-Resolution „Sanitation for 
All" zu erwirken und den 19. November als den „World 
Toilet Day" bei der UNO zu etablieren (UN, 2013). 
Weltweit finden, insbesondere in Schwellen- und Ent- 
wicklungsländern, an diesem Tag Aktivitäten wie Flash- 
mobs, öffentliche Performances und der „urgent run" - 
eine Art Volkslauf - zur Erhöhung der Aufmerksamkeit 
für das Thema statt. 


6.8 

Innovative Investitionsinstrumente für die 
urbane Transformation 

Oft gibt es in der Bevölkerung innovative Ideen, wie 
die Entwicklung des eigenen Viertels vorangetrieben 
werden kann, aber es fehlt an der notwendigen Finan- 
zierung. In vielen Fällen haben ganze (meist ärmere) 
Bevölkerungsgruppen keinen Zugang zu Krediten oder 
anderen Finanzmitteln und sind so in ihren Entwick- 
lungsmöglichkeiten stark eingeschränkt. Die folgen- 
den Projekte sind Beispiele, wie durch innovative Ins- 
trumente Akteure Finanzierungsmöglichkeiten bekom- 
men, die bisher weitestgehend ausgegrenzt waren. 

6.8.1 

Small Medium Enterprise Fundamentals 

Small Medium Enterprise Fundamentals (SMEFUNDS) 
ist ein gemeinnütziges Unternehmen mit Sitz in Lagos 
(Nigeria). Es hat sich zum Ziel gesetzt, Armut durch die 
Entwicklung und Förderung nachhaltiger Unterneh- 
mensmodelle in Afrika zu bekämpfen. Dies soll durch 
eine hybride Struktur erreicht werden: Zum einen fun- 
giert SMEFUNDS als Plattform, welche Kapitalflüsse 
an kleine und mittelständische Unternehmen weiterlei- 
tet, die soziale und ethische Investitionen tätigen wol- 
len. Ein Schwerpunkt liegt auf Projekten zur Förde- 
rung von sauberer und grüner Energie, um arme Haus- 


halte zu unterstützen, Klimawandel zu vermeiden und 
Jugendarbeitslosigkeit zu verringern. SMEFUNDS tätigt 
Fremd- und Eigenkapitalinvestitionen in der Größen- 
ordnung von 0,1 bis 0,5 Mio. US-$. Es besteht keine 
sektorale Präferenz; Voraussetzung ist jedoch, dass das 
Geschäftsmodell eine nachhaltige und soziale Wirkung 
erwarten lässt und skalierbar ist. Das Geschäftsmodell 
ist klar definiert und eröffnet Potenzial zur Skalierbar- 
keit, bedingt durch ein attraktives Marktumfeld und 
belegbare Wettbewerbsvorteile. Die Projektdauer muss 
mindestens ein Jahr betragen und eine messbare sozi- 
ale Wirkung vorweisen. 

Neben der Betätigung als Finanzierungsplattform 
für klein- und mittelständische Unternehmen generiert 
SMEFUNDS auch eigene Projekte durch Tochterunter- 
nehmen in den folgenden Geschäftsbereichen: 

> Go-Solar -Africa versucht in Nigeria - ein Land mit 
einem hohen Anteil (etwa 80%) an netzunabhängi- 
ger Energieversorgung - durch langfristige Finanzie- 
rungmöglichkeiten vielen Haushalten zu ermögli- 
chen, solare Energiesysteme zu installieren, die ris- 
kantere oder aufwändigere Formen der Energiege- 
winnung ersetzen können. 

> Das Programm „Kike Cook Stoves" hat die Verbrei- 
tung nachhaltiger Kochstellen zum Ziel. Diese wer- 
den mit sauberen Brennstoffen wie Ethanol betrie- 
ben helfen so, Emissionen aus Brennstoffen wie 
Holzkohle und damit verbundene Atemwegserkran- 
kungen zu vermeiden. Zu diesem Zweck errichtet 
SMEFUNDS eigene Anlagen, die Biomasse, vorzugs- 
weise Abfallstoffe, in sauberes Ethanol umwandelt. 

6.8.2 

Inklusives Zahlungssystem: M-Pesa 

Weltweit haben 2 Mrd. Menschen keinen Zugang zu 
Bankkonten (Demirguc-Kunt et al., 2015). Gründe sind 
zu hohe Kosten, zu weite Entfernungen zur nächsten 
Filiale, fehlende administrative Voraussetzunge, wie der 
Nachweis einer festen Adresse und Identifizierungsun- 
terlagen. Zahlungen werden daher persönlich und in 
bar abgewickelt. Für die Zahlenden birgt die Barzah- 
lung Diebstahl- und Verlustgefahr, für Unternehmen 
ergeben sich Nachteile aufgrund geringer Transparenz 
und Zahlungseffizienz. Im Verhältnis zum Zahlungsvo- 
lumen sind die Transaktionskosten vor allem bei nied- 
rigen Beträgen, die regelmäßig anfallen (z.B. bei Ver- 
sorgungsdienstleistungen für arme Bevölkerungsgrup- 
pen), sehr hoch. Menschen ohne Konto ist daher der 
Zugang zu bestimmten Dienstleistungen und Märkten 
erschwert. 

Dem kenianischen Unternehmen Safaricom gelang 
es in Kooperation mit Vodafone, eine innovative Alter- 
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native zum konventionellen Bankkonto zu entwickeln. 
Seit 2007 bietet das Unternehmen das elektronische 
Zahlungsverfahren M-Pesa an, das Zahlungen über das 
Handy möglich macht. Ende 2013 waren es bereits 219 
Unternehmen, die ähnliche Dienstleistungen in 84 Län- 
dern anbieten (GSMA, 2014). 

Das SMS-basierte System eröffnet weit mehr Men- 
schen Zugang zu sicheren Zahlungsverfahren als tradi- 
tionelle Banken. Da Handys in Städten und ländlichen 
Regionen weit verbreitet sind und Einzahlungen direkt 
bei kooperierenden Mobilfunkgesellschaften oder loka- 
len Einzelhandelsgeschäften erfolgen, bietet Safaricom 
im Vergleich zum Bankenfilialsystem einen Service mit 
höherer räumlicher Abdeckung. Selbst in Afrika süd- 
lich der Sahara beträgt der Anteil der Bevölkerung mit 
Zugang zu Mobiltelefonen bereits 74%, Tendenz stei- 
gend (Nique und Opala, 2014). Für arme Bevölkerungs- 
gruppen ist von Vorteil, dass weder für die Kontofüh- 
rung noch für Einzahlungen Kosten entstehen. Gebüh- 
ren fallen lediglich bei Transfers an, beispielsweise wer- 
den für die Überweisung von US-$ 100 Gebühren in 
Höhe von 1% erhoben (WBCSD, 2015). 

Derzeit nutzen weltweit bereits 30 Millionen Kun- 
den M-PESA (WBCSD, 2015). Die Technologie wird 
laufend weiterentwickelt, so dass heute neben einfa- 
chen Überweisungen auch Kredite, Versicherungen 
und verzinste Konten über das Handy angeboten und 
somit für eine breitere Bevölkerungsschicht verfügbar 
werden. 

Darüber hinaus bildet dies die Grundlage für neue 
innovative Geschäftsmodelle und kann so lokale Ent- 
wicklung fördern. Beispielsweise installiert das keni- 
anische Unternehmen SteamaCO durch Solarzellen 
angetriebene Mikronetze in Regionen, die nicht an 
die Elektrizitätsnetze angeschlossen sind. Die Nutzer 
registrieren sich mit ihrem Handy, wobei die Mobil- 
funknummer als Kundennummer fungiert. Diese Infor- 
mationen werden mit den Verbrauchsdaten des regis- 
trierten Nutzers verlinkt, die von einem vorab instal- 
lierten Zähler erhoben werden. Verbrauchs- und Zah- 
lungsdaten sowie Nachrichten über Störungen werden 
von einem lokal installierten Computer registriert und 
über das Mobilfunknetz an den Firmensitz weiterge- 
leitet (Baker, 2015). Derartige Innovationen befördern 
den Ausbau dezentraler erneuerbarer Energiesysteme 
und damit ein Leapfrogging der konventionellen Ver- 
sorgungsinfrastruktur. 

Durch diese Zahlungstechnologie ergeben sich auch 
neue Anreize, den Ausbau der Infrastruktur voranzu- 
treiben. Da die finanziellen Möglichkeiten der Bewoh- 
ner informeller Siedlungen gering sind und oftmals 
kein offizielles Adresssystem besteht, scheuen die 
Versorgungsdienstleister die hohen Anschaffungs- 
kosten des Infrastrukturausbaus. Dies hat zur Folge, 


dass die Versorgungslage mit Basisdienstleistungen in 
dicht besiedelten informellen Siedlungen prekär ist. 
Die Wasserversorgung für die 89.000 Einwohner der 
informellen Siedlung Kayole-Soweto im Außenbereich 
Nairobis etwa erfolgte lange hauptsächlich über Bohr- 
löcher und öffentliche Wasserkiosks (World Bank und 
WSP, 2015). Im Rahmen eines Pilotprojektes wurden 
seit 2012 zusätzliche 25km Wasserleitungen gebaut. 
Die Anschlusskosten an das Wassernetz werden über 
Mikrokredite finanziert; anstelle der Adresse wird die 
Mobilfunknummer für die Registrierung der Bewohner 
verwendet. Sowohl die Rechnung für den Wasserver- 
brauch als auch die Raten des Mikrokredits erfolgen 
über M-PESA oder ähnliche mobile Zahlungssysteme. 

In Afrika südlich der Sahara verfügen 74% der 
Bevölkerung über Zugang zu Mobiltelefonen und aus- 
reichender Netzabdeckung, dem steht ein Anteil von 
32% mit Zugang zu Elektrizität und 63% mit Zugang 
zu aufbereitetem Wasser gegenüber (Nique und Opala, 
2014). Für Unternehmen bieten sich daher vielseitige 
Möglichkeiten, den mobilen Zahlungsservice zu nut- 
zen, um mikrofinanzierten und bezahlbaren Pre-Paid 
Versorgungslösungen für unterversorgte Bevölke- 
rungsgruppen zum Durchbruch zu verhelfen. 


6.9 

Wissenschaft als Katalysator urbaner 
Entwicklung 

Auch die Wissenschaft leistet wichtige Beiträge zu 
urbaner Entwicklung. Die folgenden Beispiele skizzie- 
ren zwei Projekttypen, die mittlerweile in zahlreichen 
Städten existieren und zur dortigen Entwicklung bei- 
tragen. 

6.9.1 

Open Knowledge Foundation 

Die Open Knowledge Foundation wurde 2004 in Groß- 
britannien gegründet und hat heute Gruppen in über 
40 Ländern und mehr als 20 internationale Arbeits- 
gruppen. Die Stiftung arbeitet daran, offenes Wissen 
als Standard zu etablieren und offenes Wissen zu kre- 
ieren. Freies oder offenes Wissen wird verstanden „als 
ein Gegenstand oder Werk [...], mit dem Wissen trans- 
feriert wird und das verschiedene Kriterien erfüllt. Das 
Werk sollte u. a. im Ganzen zugänglich sein, einer dis- 
kriminierungsfreien Lizenz unterliegen, die eine Wei- 
terverteilung und Wiederverwendung erlaubt, ohne 
dabei technischen Restriktionen zu unterliegen. [...] 
Weiter muss die Lizenz des Werkes mit diesem weiter 
verteilt werden, dabei Gültigkeit behalten und gleich- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


- 357 - 


Drucksache 18/9590 


zeitig nicht die Weiterverteilung anderer Werke behin- 
dern." (Barnickel und Klessmann, 2012: 129). 

Die internationale Arbeitsgruppe mit Schwerpunkt 
Wissenschaft setzt sich für die Nutzung der Möglich- 
keiten der Digitalisierung für einen beschränkungs- 
freien und umfassenden Austausch von Daten in der 
Wissenschaft ein. Durch einen freien Datenaustausch 
verbessert sich zwar nicht automatisch die Qualität 
wissenschaftlicher Arbeiten, aber erhöhte Transpa- 
renz, bessere Reproduzier- und damit Überprüfbarkeit 
sowie höhere Effizienz sollen die Grundlagen für bes- 
seres wissenschaftliches Arbeiten legen (Molloy, 2011). 
Die Ziele der Stiftung gehen durch die Forderung nach 
freier Sekundärnutzung von Daten über die häufig eher 
auf die Bekämpfung von Informationsverknappung 
und Exklusivität ausgerichtete Open-Access-Bewegung 
hinaus (Herb, 2012). Mietchen (2012) nennt eine Reihe 
bemerkenswerter naturwissenschaftlicher und medizi- 
nischer Forschungserfolge durch offenes Kollaborieren 
und merkt an, dass klassische Wissenschaftsförderung 
mit ihren formalisierten Anreiz-, Begutachtungs- und 
Reputationsstrukturen teilweise eine Barriere für freien 
Wissensaustausch in der Wissenschaft darstellt. 

Beispiele für offene und gemeinsame Forschung im 
Bereich der Stadtentwicklung sind die Open Knowledge 
Labs, die in 20 deutschen Städten gegründet wurden. 
„Die Labs treffen sich regelmäßig zum gemeinsamen 
Arbeiten und tauschen sich mit Vertretern ihrer Stadt 
aus. Ziel des Projekts ist es, Projekte und Anwendun- 
gen rund um offene Daten zu fördern und dadurch Ent- 
wicklungen im Bereich Open Data weiter voranzutrei- 
ben." (Open Knowledge Foundation Deutschland, o. J.). 

6.9.2 

Wissenschaftsläden und weitere Akteure in 
transdisziplinären Prozessen 

Transdisziplinäre Prozesse beschreiben Transforma- 
tionsprozesse, in denen das Wissen wissenschaftli- 
cher und außerwissenschaftlicher Akteure aufeinander 
bezogen wird (Scholz, 2011). Für diese Wissensintegra- 
tion spielen Mittlerinstitutionen wie Wissenschaftslä- 
den oder community based research center heute welt- 
weit eine wichtige Rolle. Sie entstanden während der 
1970er Jahre aus der europäischen 68er Bewegung und 
deren Kritik am Wissenschaftssystem. Wissenschafts- 
läden forschen in unterschiedlichen Disziplinen unter 
Einbeziehung lokaler gesellschaftlicher Akteure und 
orientieren sich an gesellschaftlichem Bedarf und Pro- 
blemlagen - arbeiten also im engen Sinn transdiszipli- 
när und angewandt. Zu den Grundprinzipien der Wis- 
senschaftsläden gehört es, breiten Bevölkerungsgrup- 
pen einen Zugang zu wissenschaftlichen Erkenntnis- 


sen zu verschaffen. Häufig sind Wissenschaftsläden 
an Universitäten angegliedert, teils bestehen sie aber 
auch als eigenständige, gemeinnützige Organisationen 
(Living Knowledge, 2015). 

Durch ihre lokale Anbindung behandeln Wissen- 
schaftsläden oft stadtrelevante Themen. Exemplarisch 
für Europa kann etwa der Wissenschaftsladen Bonn 
genannt werden, der sich in Themenschwerpunkten 
wie „Bürgergesellschaft und Nachhaltigkeit", „Arbeits- 
markt und Ausbildung" und „Gesundheit und Verbrau- 
cherschutz" mit Aspekten von Teilnahme und natürli- 
chen Lebensgrundlagen auseinandersetzt. Er ist z.B. 
aktiv in Projekten zu verantwortlicher Wissenschaft, 
zur Errichtung eines klimaneutralen Wissenschafts- 
und Gewerbeparks oder zur Entsiegelung und Begrü- 
nung städtischer Räume (Wissenschaftsladen Bonn, 
2015). 

Ein Beispiel für eine Initiative aus Entwicklungslän- 
dern ist die südafrikanische Knowledge Co-op. Ange- 
siedelt an der Universität Kapstadt versteht sie sich als 
Plattform, die der lokalen Bevölkerung, NRO, Kom- 
munalverwaltungen, Kleinunternehmen und ande- 
ren lokalen Akteuren entwicklungsrelevantes Wissen 
zugänglich macht. Durch die Kooperation sollen Wis- 
sen geteilt und Kontakte zwischen Forschern, Studen- 
ten und lokalen Akteuren geknüpft werden. Dabei geht 
die Themensetzung von den lokalen Akteuren aus, die 
basierend auf ihren Bedürfnissen Projektvorschläge 
einreichen. Gemeinsam mit Studenten und Professo- 
ren entsteht dann ein Projekt, das Forschung, Evalu- 
ation und als Endprodukt auch die praktische Umset- 
zung umfassen kann. Da die Projektthemen bottom- 
up entstehen, fokussieren sie sich auf zentrale Pro- 
bleme der lokalen Bevölkerung. So entstanden u.a. 
Projekte zur Gesundheitsversorgung von Säuglingen, 
zu Jugendarbeitslosigkeit, Prostitution, Alphabetisie- 
rung, Computertraining, Pädagogik für Theatergrup- 
pen oder zur Gestaltung öffentlicher Wände. Andere 
Projekte widmen sich der nachhaltigen Nutzung von 
Ressourcen. Das Homestead Gardens Project in Kap- 
stadt befasst sich z.B. mit der urbanen Selbstversor- 
gung durch Permakulturgärten und Nachrüstung der 
Gebäude mit solarbetriebenen Kochern und Durchlauf- 
erhitzern und Grauwassersystemen (Odendaal et al., 
2013). 

Durch die enge transdisziplinäre Zusammenarbeit 
mit lokalen Akteuren ist die Chance auf transformative 
Wirkung der Aktivitäten von Wissenschaftsläden hoch; 
durch die partizipative Entscheidungsfindung erhofft 
man sich bessere Umsetzbarkeit und Dauerhaftigkeit. 

Auch im Wissenschaftssystem selbst (Kap. 10) 
nehmen einzelne Wissenschaftseinrichtungen solche 
Mittlerrollen wahr, wie z.B. die Akademie für Raum- 
forschung und Landesplanung (ARL) in Hannover, eine 
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1946 gegründete Einrichtung öffentlichen Rechts von 
überregionaler Bedeutung und gesamtstaatlichem wis- 
senschaftspolitischem Interesse. Die ARL ist eine von 
fünf raumwissenschaftlichen Einrichtungen der Leib- 
niz-Gemeinschaft (5R-Netzwerk, 2013). Die ARL ver- 
steht sich als „Forum und Kompetenzzentrum für die 
Erforschung räumlicher Strukturen und Entwicklungen, 
ihrer Ursachen und Wirkungen sowie ihrer politisch- 
planerischen Steuerungsmöglichkeiten. (...) Die Akade- 
mie führt in ihrer Forschung die Bereiche Wirtschaft, 
Soziales, Ökologie und Kultur zusammen und gewinnt 
dadurch eine innovative, ganzheitliche Perspektive auf 
die komplexen, gesellschaftlichen Herausforderun- 
gen. Ihre Forschungsergebnisse bilden die Grundlage 
für eine unabhängige wissenschaftliche Beratung von 
Politik, Verwaltung und Gesellschaft sowie für die Aus- 
und Weiterbildung, um die Zukunft zu gestalten" (ARL, 
2015a). 


6.10 

Folgerungen 

„Design is people", hat die amerikanische Architektur- 
kritikerin Jane Jacobs einmal zutreffend postuliert - 
was weit entfernt ist von der Realität heutiger Archi- 
tektur und Raumplanung und somit eine Herausfor- 
derung darstellt. Das Kapitel legt anhand weniger Bei- 
spiele dar, dass bemerkenswerte Initiativen „von oben" 
und „von unten" existieren, die im Sinne der Prinzi- 
pien Eigenart - Erhaltung natürlicher Lebensgrundla- 
gen - Teilhabe (Kap. 3) tätig geworden sind und diese 
teilweise integriert haben, also förderliche Wechselwir- 
kungen erzeugt haben. Diese lassen sich nicht in einem 
pauschalen Masterplan, wohl aber zu einem Leitmotiv 
einer menschenorientierten Stadt zusammenfügen. 

Das hängt mit der Natur der Stadt zusammen, die mit 
dem Omnipotenzanspruch der Stadtplanung (Siebei, 
2015:42 1 ff.) die Produktivität der Stadt, in der Unter- 
schiede und Unvorhersehbares vorherrschen, abwürgt, 
also mit dem Anspruch auf Urbanität selbst kollidiert. 
In diesem Bewusstsein sollte jede Programmatik ver- 
fasst sein, die Städte nachhaltiger gestalten will. „Die 
Mittel sind fast immer unzureichend und in der Hand 
verschiedener Akteure, die unterschiedliche und sogar 
widersprüchliche Interessen verfolgen. Die Stadt ist 
zudem viel zu komplex, als dass irgendein Subjekt über 
adäquates Wissen verfügen könnte, um sie zu steu- 
ern. (...) Für eine grundsätzlich kontingente Zukunft 
lässt sich keine umfassende Vorsorge treffen." (Siebei, 
2015:430f.). 

Als Schlussfolgerung aus dem in diesem Kapitel 
zusammengefügten Mosaik kann man die folgende 
These stützen: „Stadtplanung verfährt heute notwen- 


dig inkrementalistisch, in kleinen Schritten, abhel- 
fend und aushelfend, verhandelnd, mehr überredend 
als befehlend, auf jeden Fall demokratischer" (Siebei, 
2015:431). Daneben kann man aber auch schlussfol- 
gern, dass es im Inkrementalismus Gleichschritte und 
Schnittflächen geben kann, die Postulate der Erhal- 
tung natürlicher Lebensgrundlagen mit den Dimen- 
sionen von Teilhabe und Eigenart kombinieren. Diese 
Konvergenz der Wertedimensionen können und sollten 
Akteure auf allen Ebenen der Gesellschaft aufgreifen 
und Stadtentwicklung mit der generellen und globa- 
len Perspektive der Pflege eines urbanen Gemeinguts 
vorantreiben. Hier spielen wechselseitige Beobachtung, 
Aktivierung, Vernetzung, Kommunikation und Partizi- 
pation im „bauherrenlosen", hybriden Planungsprozess 
eine entscheidende Rolle. 

Graswurzelinitiativen benötigen dabei Unterstüt- 
zung „von oben". Diese Unterstützung kann über Infor- 
mationsplattformen laufen, um den Initiativen ein glo- 
bal gestütztes Selbstwirksamkeitsgefühl zu verleihen. 
Ohne dass damit universelle Passepartout-Lösungen 
(„best practices") angestrebt sind, kann die praktische 
Vernetzung und Kooperation nützlich und wertvoll 
sein. In den Bereichen von Architektur, Raumplanung 
und Urban Design vollzieht sich eine intensive interna- 
tionale und interdisziplinäre Debatte, die in städtischen 
Entwicklungsprozessen selbstverständlich auch die 
Menschen, also die teilhabewilligen Raumproduzenten 
transdisziplinär adressiert und von ihnen lernt. In die- 
ser Balance zwischen (Master-)Planung und Basisini- 
tiativen sollten auch urbane Governance-Innovationen 
angelegt sein. 

Das folgende Kapitel 7 geht gegenüber den Städte- 
beispielen und Innovationsinitiativen eine Abstrakti- 
onsstufe höher. Es verarbeitet die Fülle urbaner Erfah- 
rungen in drei dominierenden Mustern: geplante, infor- 
melle und reife Städte und Stadtquartiere, wohl wis- 
send, dass es sich hierbei lediglich um Muster handelt, 
deren konkrete Ausprägungen sehr wohl gleichzeitig in 
einer Stadt anzutreffen sind. 
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Urbane Muster 



Wer das Siedlungswesen der Zukunft in nachhaltige 
Bahnen lenken will, muss zunächst die urbane Gegen- 
wart begreifen. Das bedeutet insbesondere in der Viel- 
falt der Objekte und Subjekte allgemeine Merkmale, 
Muster und Strukturen aufzufinden - also Komplexität 
auf zulässige Weise zu reduzieren. Nachdem in Kapi- 
tel 5 eine Reihe von Beispielstädten untersucht und 
in Kapitel 6 Akteure der urbanen Transformation zur 
Nachhaltigkeit („urbane Designer") vorgestellt wurden, 
geht es in diesem Kapitel um eine Phänomenologie des 
globalen Siedlungsgefüges. 

Der erforderliche Neubau von Städten und Quartie- 
ren bei gleichzeitiger Ausdehnung der Slumgebiete und 
informellen Siedlungen sowie der parallel ablaufende 
Zerfall bestehender Strukturen stellen die Menschheit 
vor existenzielle Aufgaben, an deren Bewältigung sich 
Politik, Zivilgesellschaft, Forschung und Unternehmen 
beteiligen müssen. Damit verbundene kritische Dyna- 
miken lassen sich beeinflussen, indem die Urbanisie- 
rungsprozesse gesteuert und mitgestaltet werden. Auf- 
grund der enormen Diversität der Städte und ihrer Her- 
ausforderungen (Kap. 5) bedarf es einer Phänomeno- 
logie, die sich der Komplexität annimmt und zugleich 
Muster identifiziert, aus denen sich Rückschlüsse für 
die Gestaltung der urbanen Transformation ziehen las- 
sen. Diese Phänomenologie sollte „so einfach wie mög- 
lich sein, aber nicht einfacher" (Albert Einstein). Dann 
kann sie nicht nur erkenntnisleitend wirken, sondern 
auch die Grundlage für die Bestimmung von Hand- 
lungsoptionen für Entscheidungsträger und Stadt- 
bevölkerung bilden. Deshalb geht der WBGU auch in 
direkter Analyse auf die Suche nach „Archetypen" 
einer Problemgesamtheit (zum Syndromansatz: WBGU, 
1996, 2000; Schellnhuber et al„ 2001). 

Das hier dargestellte Analyseschema bezieht dabei 
die systemischen Treiber (Kräfte) der Urbanisierung, 
wie auch die daraus entstehenden Siedlungsmus- 
ter (Formen) mit ein. Damit wird jedoch nur der erste 
Schritt einer politikrelevanten Begutachtung vollzo- 
gen: Im zweiten Schritt müssen die Grund- und Ziel- 
werte des normativen Kompasses des WBGU (Kap. 3) 
- also die natürlichen Lebensgrundlagen, Teilhabe und 


Eigenart - auf die globalen Siedlungsmuster projiziert 
werden, um dann im dritten Schritt generische Hand- 
lungs- und Forschungsempfehlungen abzuleiten. Aus 
ihnen lassen sich zielgerichtete Transformationspfade 
erschließen oder defizitäre Entwicklungen ablesen. 


7.1 

Von der Phänomenologie zur Gestaltung der 
Stadt: Kräfte, Formen, Werte 

Den Prozessen, welche Städte topographisch und kultu- 
rell prägen, liegen drei Kräfte zugrunde: die „Baumeis- 
terinnen" Zeit, Macht und Not. Der Faktor Zeit wird 
durch die Annahme begründet, dass temporale Beson- 
derheiten, wie etwa evolutionärer Wandel, Beschleu- 
nigung, Regression nach Zäsuren sowie Ungleichzei- 
tigkeiten, z.B. von Natur- und Kulturgeschichte, star- 
ken Einfluss auf Stadtmuster besitzen. Besonders evi- 
dent ist dies für einmal etablierte und wieder neu zu 
gestaltende Infrastrukturen. Zeit ist für jede Entwick- 
lung erforderlich, doch ist sie für die Wahrung der pla- 
netarischen Leitplanken oft die knappste „Ressource". 
So bedarf eine Begrenzung der globalen Erwärmung auf 
unter 2 °C einer schnellen Korrektur bestehender Ent- 
wicklungsparadigmen. Dies betrifft ebenfalls die Städte, 
auch über die Erhaltung der natürlichen Lebensgrund- 
lagen hinausgehend. So ist es etwa dringend notwendig, 
Zugang zu adäquatem Wohnraum für alle Menschen zu 
schaffen und damit stadtgesellschaftliche Teilhabe zu 
verbessern (Kap. 3.4; SDG Nr. 11: Kap. 8.4. 1.1). Dem- 
entsprechend sind viele zeitnahe Weichenstellungen 
und Interventionen unerlässlich. Gleichwohl ergeben 
sich durch technologische Neuerungen und beschleu- 
nigten Informationsaustausch Möglichkeiten, diesen 
Fortschritt parallel voranzutreiben. 

Macht ist insbesondere jene politische Kapazität, 
seinen Willen gegen den Willen anderer durchzuset- 
zen (Weber, 1972:28). Hierzu können unterschiedliche 
Mittel wie Geld, Gewalt, Gesetze oder auch Überredung 
genutzt werden. Die Macht, eine Stadt kulturell oder 
baulich zu gestalten, kann durch den Staat, die (Immo- 
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Abbildung 7.1-1 

Grundschema der Drei-Ebenen Betrachtung: globale 
Siedlungsmuster (Formen}, deren Treiber (Kräfte} und der 
normative Kompass des WBGU (Werte}. 

Quelle: WBGU 

bilien)Wirtschaft und/oder die Zivilgesellschaft ausge- 
übt werden, oder auch auf einzelne Akteure und Inter- 
essensgruppen beschränkt sein. 

Not im Sinne von Knappheit, Gefahr oder Leid formt 
Stadtmuster durch Exklusion, wie im Falle von Armut 
oder Unterdrückung. Not entsteht auch durch Risiken, 
die sich aus Krisen und Konflikten bilden. Aufgrund 
von Not migrieren viele Menschen ins Umfeld urba- 
ner Zentren, wodurch sich neue, oftmals improvisierte, 
Siedlungen bilden. 

Das komplexe Zusammenspiel von Zeit, Macht und 
Not hat verschiedene Siedlungsmuster bzw. -formen 
gestaltet und prägt diese auch weiterhin: reife, infor- 
melle und geplante Stadtquartiere. So konnten durch 
den Faktor Zeit bestimmte Städte und Quartiere teils 
über Jahrhunderte wachsen und verfügen heute über 
einen festen Baubestand, etablierte Infrastrukturen 
und weitgehend konsolidierte städtische Governance- 
Strukturen. Informelle Siedlungen und Slums entstan- 
den improvisiert und ohne vorherige Planung oder 
Genehmigung. Not ist wesentlicher Treiber und Kenn- 
zeichen dieses Siedlungsmusters. Dagegen konnten top 
down geplante Siedlungen nach Masterplan erst durch 
die Ausübung von Macht in die Realität umgesetzt 
werden. Die verschiedenen Konstellationen von Not, 
Macht und Zeit haben Städte größter Vielfalt entste- 
hen lassen. Reife, informelle und geplante Siedlungen 
koexistieren häufig in derselben Stadt oder Agglome- 
ration, alle gleichzeitig und nebeneinander; dennoch 
kann eine einzelne Stadt von dem einen oder dem 
anderen dieser Muster stärker geprägt sein. 

Die Gestaltung aller drei Muster ist für die urbane 
Transformation zur Nachhaltigkeit essenziell. Es ist 
anzunehmen, dass die Anzahl der Menschen in infor- 
mellen um 1-2 Mrd. und in geplanten Siedlungen um bis 
zu 1,5 Mrd. zunehmen wird. Unverändert bleiben Res- 
sourcenverbrauch und Treibhausgasemissionen der rei- 
fen Siedlungen maßgebliche Treiber globaler Umwelt- 



Abbildung 7.1-2 

Mögliche Interaktionen innerhalb der Drei-Ebenen- 
Betrachtung. 

Quelle: WBGU 


Probleme. Diese Dynamiken bedeuten enorme Heraus- 
forderungen und öffnen zugleich ein wichtiges Mög- 
lichkeitsfenster für die Transformation zu nachhaltigen 
Gesellschaften. Allerdings bleibt nur noch wenig Zeit, 
um den Urbanisierungsprozess adäquat zu gestalten. 
Für die urbane Transformation gilt es, Eigenart, Teilhabe 
und natürliche Lebensgrundlagen in der Entwicklung 
der Städte zu wahren. Diese normativen Werte bilden 
den Kompass für die unterschiedlichen Pfade des Über- 
gangs in eine Weltstadtgesellschaft (Kap. 3). 

So kann als analytischer Rahmen eine Drei-Ebenen 
Betrachtung herangezogen werden, die die Beziehung 
zwischen den Baumeisterinnen, den Mustern und dem 
normativen Kompass illustriert. In Abbildung 7.1-1 
sind die Ebenen stark vereinfacht dargestellt. So wer- 
den hier z.B. die reifen, geplanten und informellen 
Siedlungen als jeweils eine Kategorie ausgewiesen, 
während es in der Realität viele Sub- und Mischformen 
gibt. Ebenfalls ließen sich die Zielwerte Eigenart, Teil- 
habe, und Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
in diverse Bereiche unterteilen (Kap. 3), werden aber 
hier als einzelne Begriffe aufgeführt. 

Zwischen den verschiedenen Dynamiken einer 
Stadt lässt sich ein komplexes Wirkungsnetz erken- 
nen (Abb. 7.1-2). Gleichzeitig kann die Drei-Ebenen- 
Betrachtung im Hinblick auf potenzielle Rückkopp- 
lungs- und Verstärkungseffekte zukünftiger Wirkungs- 
mechanismen mögliche Ansatzpunkte für urbane Inter- 
ventionen bieten (Kasten 7.1-1). So können städtische 
Akteure Rückkopplungen verhindern oder neue Pfade 
legen. Von staatlichen Akteuren könnte dies beispiels- 
weise eine Gesetzgebung sein oder aus der Zivilgesell- 
schaft heraus eine Initiative für mehr Teilhabe in infor- 
mellen Siedlungen, die im Verlauf der Zeit das Bild der 
Stadt nachhaltig prägen könnten. 

Zusätzlich ergeben sich aus einer Betrachtung der 
drei Ebenen von oben nach unten und aus dem Blick- 
winkel der Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
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Kasten 7.1-1 

Drei-Ebenen-Betrachtung am Beispiel der Stadt 
Kigali 

Betrachtet man einzelne Städtebeispiele, so können die 
drei Ebenen zunächst von unten nach oben gelesen wer- 
den (Abb. 7.1-3). Aus der Interaktion der Baumeisterinnen 
sind bestimmte Formen entstanden, die sich wiederum in 
den Dimensionen Eigenart, Teilhabe und Erhalt natürlicher 
Lebensgrundlagen unterschiedlich ausprägen. 

Die Stadt Kigali hat sich beispielsweise aus einer Aus- 
gangssituation der Not, geprägt von Bürgerkrieg, extremer 



Abbildung 7.1-3 

Drei-Ebenen-Betrachtung: Beispiel Kigali. 
Quelle: WBGU 


sowie von Eigenart und Teilhabe unterschiedliche Her- 
ausforderungen für reife, informelle und geplante Sied- 
lungen und Quartiere. Die Kräfte Zeit, Not und Macht 
beeinflussen diese Herausforderungen ebenfalls. Aus 
der Zusammenschau dieser Kräfte lassen sich Restrik- 
tionen durch Zeit, Not und die Ungleichverteilung von 
Macht für die Ausgestaltung der urbanen Transforma- 
tion zur Nachhaltigkeit identifizieren. 

So besteht für reife Siedlungen, die über lange Zeit- 
räume gewachsen sind und dadurch oft eine hohe 
Eigenart und eine Vielzahl städtischer Identitäten her- 
vorgebracht haben, die Herausforderung, im Baube- 
stand Veränderungen zu etablieren. Es gilt, über län- 
gere Zeiträume gewachsene Konsummuster und Struk- 
turen aufzubrechen, um eine Transformation zur Nach- 
haltigkeit zu realisieren. Veränderungen im Bestand 
zu planen bedeutet, dass bestehende Infrastrukturen, 
Gebäude und Institutionen berücksichtigt sowie die 
Bevölkerung in den Prozess integriert werden müssen 
(Kap. 7.4). 

In informellen Siedlungen und Slums gilt es, elemen- 
tare Notlagen zu überwinden und ein würdiges Leben 
für alle Menschen zu ermöglichen. Dabei müssen auch 
hier in bestehenden Siedlungen und unter Einbezug der 
Bevölkerung Basisinfrastrukturen geschaffen werden. 


Armut und rapidem Zuwachs von Bevölkerung durch hohe 
Geburtenraten und Zuzug, in eine von informellen Siedlungen 
und Ökonomien gekennzeichnete Stadt entwickelt, die auto- 
ritär regiert wird (Kap. 5.7). Dadurch sind die politische Teil- 
habe und durch weit verbreitete extreme Armut auch die 
substanzielle Teilhabe eingeschränkt. Die Regierung versucht, 
ihre Stadt nachhaltig zu entwickeln und hat bereits erste 
Schritte, wie ein Verbot von Plastiktüten, erfolgreich umset- 
zen können. Aus diesen Entwicklungen können sich Rück- 
kopplungseffekte auf die Baumeisterinnen wie auch auf die 
Siedlungsformen ergeben, wenn das Drei-Ebenen-System 
„von oben nach unten" wirkt (Abb. 7.1-4). 



Abbildung 7.1-4 

Drei-Ebenen-Betrachtung: Beispiel Kigali - 
Rückkopplungseffekte. 

Quelle: WBGU 


Öffentliche Institutionen und Regierungsstrukturen 
sind vielerorts weitgehend abwesend und steuern die 
Urbanisierungsdynamiken nicht. Nachhaltige Entwick- 
lung und die Verbesserung prekärer Lebensbedingun- 
gen können zudem nur gelingen, wenn urbane Armuts- 
bekämpfung und die Einhaltung der planetarischen 
Leitplanken integriert angegangen werden (Kap. 7.3). 

In den geplanten Siedlungen gilt es auf laufende 
Planungen Einfluss zu nehmen, um neue Gebäude oder 
Quartiere von vornherein nachhaltig anzulegen und 
negative Pfadabhängigkeiten zu vermeiden. Die Pla- 
nung neuer Siedlungen am Reißbrett geschieht auf- 
grund des rasch wachsenden Wohnungsbedarfs (Bevöl- 
kerungszunahme in den Städten und Zuzug) oft unter 
großem Zeitdruck (Kap. 7.2). 

Zwar muss jede Stadt ihre eigenen „Spielzüge" für 
die globale Transformation entwickeln, aus der analy- 
tischen Betrachtung heraus ergeben sich jedoch mög- 
liche Stellschrauben, deren Veränderung das gesamte 
System der Stadt beeinflussen könnte. 
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7.2 

Neu zu planende Städte und Stadtquartiere 

Eine aktuell sehr wichtige Form der Urbanisierung sind 
öffentlich oder privat geplante, häufig im Zeitraffer 
entstehende Stadtneugründungen für Millionen von 
Menschen („speed", „from scratch", „scale"), insbe- 
sondere in Asien und in Afrika. Vor allem die neuen 
Städte und Siedlungen in China und Indien sind beson- 
ders große und zentrale Hebel für die Transformation, 
da rund die Hälfte des weltweiten urbanen Wachstums 
dort stattfinden wird. Es wird erwartet, dass die chi- 
nesische Stadtbevölkerung bis 2030 auf mehr als 900 
Mio. ansteigt (OECD, 2015c). In den nächsten Jahren 
müssen in China unzählige neue Siedlungen gebaut 
werden, um den Wohnungsbedarf der in die Städte 
ziehenden Bevölkerung zu decken. In Indien wird die 
Stadtbevölkerung bis 2030 auf rund 590 Mio. Men- 
schen anwachsen, fast doppelt so viele wie die Gesamt- 
zahl der Bewohner der USA (McKinsey, 2010). Es wird 
erwartet, dass in Indien bis 2030 rund 500 neue Städte 
entstehen und dafür eine Fläche von etwa 700-900 
Mio. m 2 neu bebaut werden muss (McKinsey, 2010). In 
Afrika sind die Urbanisierungsraten derzeit am höchs- 
ten. Es wird erwartet, dass der Anteil der urbanen 
Bevölkerung von 36% im Jahr 2010 auf rund 50% im 
Jahr 2030 ansteigen wird (AfDB, 2012). 

Angesichts ihrer Größenordnung und Entstehungs- 
geschwindigkeit können schnell geplante und gebaute 
Städte und Stadtquartiere ein entscheidender Hebel 
für die urbane Transformation zur Nachhaltigkeit sein. 
Diese weltweit zu beobachtende Urbanisierungsdyna- 
mik bietet ein wichtiges Möglichkeitsfenster für die 
umfassende Transformation zu nachhaltigen Gesell- 
schaften. Gleichzeitig können aber auch rasch uner- 
wünschte Pfadabhängigkeiten entstehen. Die sich 
abzeichnenden Fehlentwicklungen des globalen Urba- 
nisierungsschubs müssen in den neuen Städten und 
Stadtquartieren möglichst vermieden werden. Wie der 
Urbanisierungsschub in China, Indien und anderen 
Schwellen- und Entwicklungsländern verläuft und wie 
er gestaltet wird, hat sehr große Auswirkungen auf den 
globalen Umweltwandel und die Lebensbedingungen 
vieler Menschen. Vor allem in den großen Stadtneu- 
gründungen wird sich in den kommenden drei Deka- 
den zeigen, ob planetarische Leitplanken eingehalten 
werden können. Um trotz des dynamischen Urbani- 
sierungsschubes innerhalb dieser Leitplanken bleiben 
zu können, sind grundlegende Änderungen dieses glo- 
balen Siedlungsmusters notwendig. Gleichzeitig sollte 
eine Transformation zu nachhaltigen Gesellschaften in 
Städten so gestaltet werden, dass Teilhabe und Eigenart 
gesichert und die Stadtbevölkerung zur Mitgestaltung 


befähigt werden. Zudem sollten urbane Lebensquali- 
tät und kulturelle Entwicklungsperspektiven entstehen 
können. 

Die baulich-räumliche Gestalt der weltweit neu ent- 
stehenden Städte und Stadtquartiere ist sehr vielfältig. 
Zu den in Planung befindlichen neuen Städten bzw. 
Stadtteilen zählt der WBGU geplante Siedlungen, die 
sowohl geschlossene „New Towns" erfassen, aber auch 
alle weiteren Stadtprojekte einschließen, die von priva- 
ter oder öffentlicher Hand im Sinne traditioneller Mas- 
terplanung geplant und umgesetzt werden und so die 
Flächennutzungen sowie die baulich-räumliche Gestalt 
der Stadt bzw. einzelner Quartiere bestimmen. Eine für 
die urbane Transformation zur Nachhaltigkeit beson- 
ders wichtige Art neu entstehender Siedlungen sind als 
Ganzes geplante und angelegte Städte (z.B. New Towns 
oder Trabantenstädte; Keeton, 2011). Neben „großen" 
New Towns gibt es eine beachtliche Anzahl kleinerer, 
privat gebauter, meist als geschlossene Wohnanlagen 
(Gated Communities) geplanter Siedlungen, in denen 
sich die Mittel- und Oberschicht zunehmend von der 
„Reststadt" abgrenzt. Oftmals werden solche Objekte 
zielgruppengerecht mit Betonung bestimmter Eigen- 
arten bzw. Lebensstile einer neuen „Stadtgemein- 
schaft" beworben (Armborst et al., 2010). 

Eine umstrittene Spielart neu entstehender Städte 
ist die Idee der „Charter Cities", ein 2009 entwickel- 
ter Vorschlag des Ökonomen Paul Römer. Demnach 
sollten in Wachstums- und strukturschwachen Län- 
dern als extraterritoriale Enklaven Charter Cities zur 
Armutsbekämpfung gegründet werden, die unter voll- 
ständiger Kontrolle einer ausländischen (Geber-)Regie- 
rung gestellt würden. Dahinter steht die Annahme, 
dass dadurch eine hohe Rechtssicherheit ermöglicht 
wird, überdurchschnittliche Wachstumsimpulse gene- 
riert werden und eine hohe Attraktivität für Zuzüge 
durch Armutsgruppen entsteht (Römer, 2010). Die 
Idee der Charter Cities wird derzeit diskutiert (Castle 
Miller, 2012; Cheong und Goh, 2013), von vielen Kriti- 
kern jedoch als neokolonialistisch und nicht umsetzbar 
bezeichnet (Mallaby, 2010). 

In neu zu planenden Städten oder Stadtteilen gibt 
es große Gestaltungsspielräume, jedoch sind die Her- 
ausforderungen für die Transformation durch die Grö- 
ßenordnung und die Geschwindigkeit des Wachstums 
gewaltig. Die Realisierung transformativer Ziele in 
abgegrenzten Handlungsfeldern erscheint zunächst 
einfacher. Als Ganzes geplante und rasch zu bauende 
„Reißbrettstädte" bieten zwar theoretisch die Möglich- 
keit, von vornherein übergreifend nachhaltige urbane 
Strukturen anzulegen; gelungene Beispiele dafür sind 
aber selten. Häufig gibt es Defizite mit Blick auf die 
Ortsbindung der Bevölkerung und deren soziale Kohä- 
sion sowie schwer zu ändernde unerwünschte Pfa- 
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dabhängigkeiten. Zahlreiche stadtplanerische Erwar- 
tungen haben sich in Reißbrettstädten nicht erfüllt. 
Viele Plansiedlungen gelten sogar als gescheitert, wie 
zum Beispiel das Projekt des sozialen Wohnungsbaus 
Pruitt-Igoe im US-Bundesstaat Missouri, das nach 
nur 20 Jahren Bestand aufgrund hoher Leerstandsra- 
ten, Vandalismus und Kriminalität wieder abgerissen 
wurde (Kap. 3. 5. 3. 2). In neuen Plansiedlungen wird 
auch häufig einer Kultur oder Region ein fremder Bau- 
stil übergestülpt. Ebenso kann es dazu kommen, dass 
lokale Bauweisen und Planungsorganisation vor Ort 
nicht ausreichend beachtet und die zeitliche Dimension 
und die Schwierigkeiten der Verwirklichung der Pläne 
unterschätzt werden. 


7.2.1 

Zusammenspiel der Baumeisterinnen Macht, 

Not, Zeit 

Die Dynamik des Gegeneinander- oder Zusammenwir- 
kens der fundamentalen Kräfte Macht, Not und Zeit 
prägen neu zu planende Städte. Dafür exemplarisch ist 
die für die urbane Transformation zur Nachhaltigkeit 
höchst bedeutsame rasche Urbanisierung Chinas. 

7.2.1.1 

Macht - Die Verquickung staatlicher und privater 
Interessen 

Macht ist eine wichtige Determinante großmaßstäb- 
licher Stadt- oder Quartiersplanung: Nur durch die 
Ausübung von Macht können große Siedlungen neu 
geplant und gebaut werden. Bei Neuplanungen liegt 
heute die Entscheidungsmacht bei Lokal- oder Nati- 
onalregierungen. Vielfach steuern aber auch multi- 
nationale Firmengruppen die Entwicklung von Quar- 
tieren (Provoost und Vanstiphout, 2011). Beispiels- 
weise finanzierte die koreanische Regierung die New 
Town CamDo in Kambodscha und Singapur investierte 
u.a. in die Tianjin Eco-City in China (Provoost und 
Vanstiphout, 2011:30). 

Eine potenzielle Herausforderung bei der Planung 
und dem Bau neuer Siedlungen ist die häufig undurch- 
sichtige Verflechtung der Interessen staatlicher Ent- 
scheidungsträgerinnen und privater Immobilieninves- 
toren und deren mögliche nachteilige Wirkungen für 
das Gemeinwohl. Zudem gelten der Bausektor sowie 
die Immobilienwirtschaft als besonders korruptions- 
anfällig und auch öffentliche Entscheidungsträger sind 
oft von Korruption betroffen. In China beispielsweise 
gibt es zahlreiche Korruptionsprobleme im Bausektor; 
laut des chinesischen State Councils war die kommer- 
zielle Korruption im Reich der Mitte bei Landverkäu- 
fen und bei Bauprojekten am weitesten verbreitet (Zhu, 


2012; Song et al., 2015). In China gibt es zwar verbes- 
serte Partizipationsmöglichkeiten bei der Stadtplanung 
(Huang et al., 2009; Kern und Bolay, 2013), doch es 
existieren nach wie vor viele Probleme. Insbesondere 
im Kontext der Verstädterung gibt es für die Zivilgesell- 
schaft wenig Partizipationsrechte und die Bürger wer- 
den nicht adäquat an Stadtplanungsprozessen beteiligt. 
Problematisch ist zudem die häufig fehlende Koordinie- 
rung innerhalb derselben und zwischen verschiedenen 
Governance-Ebenen. 

7.2.1.2 

Not - Die Verhinderung von (sichtbarer) Not und 
ihre Grenzen 

Durch das starke Bevölkerungswachstum in Asien und 
Afrika stehen die dortigen Stadtverwaltungen vor der 
Aufgabe, sowohl den bestehenden als auch den zukünf- 
tigen Wohnungsbedarf schnell zu decken. Viele asiati- 
sche Regierungen können diesem großen Bedarf mit 
dem Neubau von Großsiedlungen begegnen. Gleich- 
zeitig zwingt z.B. in China das Hukou-System Teile der 
Landbevölkerung dazu, als Wanderarbeiter zwischen 
der Stadt und ihren Heimatdörfern zu pendeln. Viele 
der Wanderarbeiterinnen wohnen zeitweise direkt am 
Arbeitsplatz oder in „urbanen Dörfern" (chengzhong- 
cun: Zheng et al., 2009). Dies sind Dörfer, die im Zuge 
der Urbanisierung von der sich ausdehnenden Stadt 
eingeschlossen wurden. Auch wenn sie zunächst nicht 
den Slums von Städten wie Mumbai oder Kigali ähneln, 
gibt es auch hier beengte Wohnverhältnisse, Mangel 
an Infrastruktur sowie soziale Probleme (Zheng et al., 
2009; Wang et al., 2009). 

7.2.1.3 

Zeit - Die Herausforderung der Beschleunigung 

Zeit spielt eine zentrale Rolle in neu zu planenden Städ- 
ten und Stadtquartieren. Anders als in reifen Städten 
(Kap. 7.4) ist hier die große Herausforderung, mög- 
lichst rasch dem wachsenden Wohnungsbedarf nachzu- 
kommen und die Stadtentwicklung zu beschleunigen. 
In den kommenden Jahren werden in Schwellen- und 
Entwicklungsländern im Schnitt 66 Mio. Menschen pro 
Jahr in urbane Räume ziehen (World Bank, 2014a). 
Metropolen wie Shenzhen entstanden in extrem kurzer 
Zeit: 68.000 Einwohner hatte die Stadt im Jahr 1978, 
fast 9 Mio. sind es heute. Dieser rasche und großmaß- 
stäbliche Städtebau kann unerwünschte Irreversibilitä- 
ten und Pfadabhängigkeiten schaffen, die einer urba- 
nen Transformation zur Nachhaltigkeit entgegen ste- 
hen. Umso wichtiger ist es, solchen Fehlentwicklungen 
frühzeitig entgegenzuwirken. Dabei sollte auch vermie- 
den werden, dass dieser beschleunigte Städtebau auf 
Kosten der Teilhabe der Bevölkerung geht. Es ist außer- 
dem zu befürchten, dass die Beschleunigung des Urba- 
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nisierungsprozesses die Uniformität neu entstehender 
Siedlungen verstärkt und weniger Raum für die Aus- 
prägung kultureller oder regionaler Eigenart bleibt. 
Rasche Urbanisierungsprozesse gehen häufig zu Lasten 
der Qualität von Gebäuden, beispielsweise könnten in 
kurzer Zeit große Mengen emissionsintensiver Bauma- 
terialien verbaut werden und damit negative Pfadab- 
hängigkeiten geschaffen werden. 

7.2.2 

Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen, 
Teilhabe und Eigenart: Herausforderungen für die 
Transformation 

In neu entstehenden Städten kommt es besonders dar- 
auf an, die Planung von Einzelbauten, Stadtquartie- 
ren und ganzen Städten von Beginn an auf Nachhal- 
tigkeit auszurichten. Planungen von ganzen Stadttei- 
len und Städten stehen jedoch, vor allem in Ländern 
mit hohem Bevölkerungswachstum und einer großen 
Zahl von Migranten, oft unter enormem Zeitdruck. 
Hier droht die Gefahr, dass unter dem Druck, schnell 
Wohnraum zu schaffen, zahlreiche Ziele der urbanen 
Transformation vernachlässigt werden. So bieten Plan- 
städte zwar das Potenzial ressourceneffizienter konst- 
ruiert zu werden als historisch gewachsene Stadtquar- 
tiere, auf der anderen Seite können in große, funktio- 
nale und rasch gebaute Reißbrettstädte kaum distinkte 
Wir-Gefühle und Eigenart entstehen. Gleichzeitig bie- 
ten sich in neu zu planenden und zu bauenden Siedlun- 
gen große Chancen des Überspringens technologischer 
Entwicklungsstufen, wenn die Möglichkeiten genutzt 
werden, die sich besonders in den unterschiedlichen 
transformativen Handlungsfeldern eröffnen (Kap. 4). 

7.2.2. 1 

Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 

Die Ausgestaltung der derzeit weltweit in Planung 
und Bau befindlichen neuen Städte und Stadtteile 
(vor allem in Asien) ist aufgrund ihrer Bedeutung für 
die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen glo- 
bal bedeutsam. Es steht zu befürchten, dass die jetzt 
und in naher Zukunft geplanten und schnell gebau- 
ten Städte einen ungebrochen großen Ressourcenbe- 
darf haben und hohe Treibhaugasemissionen verursa- 
chen, nicht zuletzt aufgrund des hohen Bedarfs an Bau- 
stoffen wie Zement (Kap. 4.4.1). Dies zeigt insbeson- 
dere das Beispiel China, wo zwischen 2008 bis 2010 
mehr Zement verbaut wurde, als in den USA im gesam- 
ten 20. Jahrhundert (Smil, 2014:91). Die Luftquali- 
tät in chinesischen Städten ist zudem sehr schlecht, 
sie führt nach Schätzungen zu rund 1,6 Mio. Todes- 
fällen pro Jahr (Rohde und Müller, 2015). Die Urba- 


nisierung verstärkt außerdem in vielen Regionen Chi- 
nas den Druck auf landwirtschaftliche Flächen und die 
Nahrungsmittelproduktion sowie die Verfügbarkeit von 
Wasser (Chen, 2007). Über die Ausweisung von Bau- 
land entscheiden lokale Regierungen, die zugleich die 
Flächen an Stadtentwickler verkaufen. Da Einnah- 
men aus dem Verkauf solcher Flächen normalerweise 
die wichtigste Einkommensquelle lokaler Regierungen 
sind, führt dies zu starken Anreizen den Bodenmarkt zu 
manipulieren. Folgen sind häufig eine Benachteiligung 
der ländlichen Bevölkerung, überhöhte Wohnpreise 
in Städten und eine ineffiziente urbane Landnutzung 
(Ding, 2007). Das System verlangt nicht genug Rechen- 
schaft von Entscheidungsträgern und fördert so ineffi- 
zientes und riskantes Verhalten (Wong, 2012). In China 
führen darüber hinaus starke ökonomische und politi- 
sche Anreize dazu, dass neue urbane Siedlungen häufig 
durch eine extreme funktionale Trennung gekennzeich- 
net sind. Dies wird verstärkt durch den Bau giganti- 
scher Wohnblöcke und fehlender öffentliche Transport- 
systeme (OECD, 2015c), mit entsprechenden negativen 
Auswirkungen auch für die Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen. 

7 .2.2.2 

Teilhabe 

Eine Übertragung des virtuellen Gesellschaftsver- 
trags für die Große Transformation zur Nachhaltigkeit 
(WBGU, 2011) auf die Ebene der Städte ist nur mög- 
lich, wenn ausreichend Möglichkeiten zur substan- 
ziellen, politischen und ökonomischen Teilhabe gege- 
ben sind. In China ist das Bild dazu gemischt. Der sehr 
rasche und durch die Industrialisierung getriebene 
Urbanisierungsprozess hat den Lebensstandard vie- 
ler Millionen Chinesen erhöht. Die Verstädterung hat 
beispielsweise zu hohen Lohnzuwächsen beigetragen 
und zwischen 1980 und 2000 mehr als 600 Mio. Men- 
schen aus der Armut befreit (Huang, 2015). Substan- 
zielle Teilhabe wird in den Wohnsiedlungen zumindest 
für die Mittel- und Oberschicht ermöglicht. Gleichzeitig 
bestehen in China vor allem bei der politischen Teilhabe 
Defizite. Beispielsweise gibt es kein aktives Wahlrecht 
für jeden Einwohner und die Stadt-Land-Disparitäten 
sind noch sehr groß. Auch das chinesische Meldere- 
gistersystem (Hukou-System) verwehrt Millionen von 
Menschen die substanzielle Teilhabe. Das Hukou-Sys- 
tem legt fest, wo die chinesischen Bürger offiziell regis- 
triert sind und unterteilt sie in eine Gruppe mit Stadt- 
Hukou und eine mit Land-Hukou (Wang, 2005; Zhan, 
2011). Der Zugang zur Mehrheit der staatlichen Leis- 
tungen, zum Beispiel Rente, Krankenversicherungen 
und Schulzulassungen, hängen in China vom Hukou ab. 
Da es mit Land-Hukou bisher nicht möglich war, sich 
offiziell in der Stadt zu melden, leben inzwischen rund 
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275 Mio. Chinesen mit Land-Hukou in der Stadt, ohne 
dieselben Rechte zu haben wie die mit Stadt-Hukou 
(OECD, 2015c). Derzeit wird das Hukou-System refor- 
miert, wenn auch zunächst langsam und selektiv. Bis 
2020 sollen 100 Mio. Wanderarbeiter den Status von 
Stadtbewohnern verliehen bekommen. 

7.2.2 .3 
Eigenart 

Aus der Perspektive der Eigenart bringt der aktuelle 
globale Urbanisierungsschub eine Reihe von Proble- 
men mit sich. In China wird beispielsweise häufig ein 
westliches Ideal der Stadt angestrebt. Die Planerin- 
nen neuer chinesische Reißbrettstädte orientieren sich 
häufig am Primat einer autogerechten Stadt mit gigan- 
tischen Wohnblöcken und vernachlässigen das eigene 
historische Erbe. Im Zuge der rasanten Modernisie- 
rung von Beijing wurden zum Beispiel die Reste der 
historischen Innenstadt nach und nach abgerissen und 
durch moderne Wohnhäuser, in der Regel Hochhäu- 
ser mit zwanzig und mehr Stockwerken, oder Einkaufs- 
zentren ersetzt und damit Ortsidentität, Vernetzung 
und in diesem Zuge Humankapital gefährdet (Zhao, 
2016). In China gibt es auch zahlreiche neue und zum 
Teil leere Retortenstädte- und -Stadtteile, oft Neubau- 
gebiete am Rand bestehender Metropolen für Hundert- 
tausende Menschen. Viele dieser neuen Städte sind zu 
großen Teilen unbewohnt. In China stehen ungefähr 20 
bis 40 Mio. Wohnungen leer (Shepard, 2015). Als eine 
der größten unter diesen Geisterstädten gilt Kangba- 
shi (New Ordos) im nördlichen China. Die Stadt wurde 
ursprünglich für über 1 Mio. Bewohnerinnen gebaut, 
aber letztlich nur zu rund 2 % genutzt. 

Aus Perspektive der Eigenart ist auch das soge- 
nannte Copycat-Phänomen relevant, das in China häu- 
fig auftritt (Bosker, 2013). Die Vervielfältigung von 
Baustilen, einzelnen Gebäuden oder ganzen Städten 
führt zu einer Vereinheitlichung von Siedlungen, die 
der Ausprägung von Eigenart entgegen stehen. Gleich- 
zeitig erleichtert das Kopieren nachhaltiger Lösun- 
gen die urbane Transformation zur Nachhaltigkeit, vor 
allem, wenn Spielraum für die Möglichkeit der eigenen 
Ausgestaltung gelassen wird. Der aktuelle chinesische 
Nationale Urbanisierungsplan (2014-2020) legt unter 
dem Schlagwort „people-centred Urbanisation" zumin- 
dest rhetorisch den Schwerpunkt stärker als bisher auf 
die Qualität des urbanen Wachstums, mit mehr Fokus 
auf Gerechtigkeit, Umweltschutz und Lebensqualität. 


7.2.3 

Lösungsräume und Governance-Optionen 

Die global bedeutsame (Neu)Planung von Städten oder 
Stadtteilen vor allem in Asien (und teilweise auch in 
Afrika) eröffnet große Gestaltungsspielräume und kann 
die urbane Transformation zur nachhaltigen Gesell- 
schaft wesentlich voranbringen. Gleichzeitig müssen 
die Grenzen der Planbarkeit von Städten berücksichtigt 
werden. Zu klären ist etwa, was die wichtigsten Wei- 
chenstellungen für Lösungen sind, die die drei Dimen- 
sionen des normativen Kompasses befördern, welche 
Governance-Optionen besonderes Potenzial für die 
Transformation bieten, welche Instrumente und Pro- 
zesse relevant und welche Planungsansätze besonders 
vielversprechend sind. 

Neu zu planende Städte und Stadtteile erfordern 
eine adäquate Stadtplanung und eine geeignete Gover- 
nance. Die hohe Geschwindigkeit der Urbanisierung 
führt zu zahlreichen Herausforderungen für Regie- 
rungen, beispielsweise mit Blick auf die Bereitstellung 
öffentlicher Leistungen für eine sehr schnell und stark 
wachsende Stadtbevölkerung, den Erhalt und den Aus- 
bau urbaner Infrastruktur, die Bekämpfung lokaler 
Umweltprobleme sowie für globalen Ressourcen- und 
Klimaschutz. Die institutionellen Strukturen sind viel- 
fach nicht angemessen, um diesen Herausforderungen 
gerecht zu werden. Häufig gibt es zu wenig Koordinie- 
rung und Kooperation zwischen Akteuren auf unter- 
schiedlichen Governance-Ebenen und gleichzeitig zu 
viele fragmentierte administrative Jurisdiktionen und 
sich überlappende Institutionen. 

Vor diesem Hintergrund ist die Governance einer der 
wichtigsten Ansatzpunkte für eine Transformation zur 
urbanen Nachhaltigkeit und für bessere Stadtplanung. 
Gleichzeitig müssen die Grenzen der Planbarkeit von 
Städten berücksichtigt werden. Je stärker sich Städte 
ausdehnen, desto wichtiger wird es, dass Koordinie- 
rungsmechanismen zwischen unterschiedlichen lokalen 
Jurisdiktionen greifen, um Landnutzung und Transport 
innerhalb zusammenwachsender Metropolregionen zu 
organisieren. 

Für Planerinnen und alle an der Transformation 
beteiligten Akteure bedeuten neu entstehende Städte 
bzw. Stadtquartiere eine umfassende Gestaltungs- 
aufgabe. Es gilt, eine nachhaltige baulich-räumliche 
Gestalt sicherzustellen und unerwünschte Pfadabhän- 
gigkeiten zu vermeiden. Dabei ist die Integration der 
Erkenntnisse aus dem letzten Sachstandsbericht des 
IPCC in die Stadtplanung von zentraler Bedeutung. So 
muss zum einen eine langfristige Planung Klimafolgen 
berücksichtigen, die bereits bei einer globalen Erwär- 
mung von 1,5 bis 2°C auftreten können, um Fehlinves- 
titionen zu vermeiden (Kap. 4.2.4). Dies bedeutet u.a., 
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dass die Städte der Zukunft sich an den verfügbaren 
Ressourcen, die innerhalb der planetarischen Leitplan- 
ken genutzt werden können, orientieren. 

Ebenfalls sollten die Möglichkeiten zur Erfüllung 
der kulturellen Bedürfnisse kommender Generatio- 
nen offen gehalten werden, so dass Gebäude über 
ihre Lebensdauer unterschiedlich nutzbar (als Wohn-, 
Arbeits- oder Begegnungsstätte) bleiben, oder modu- 
lar gestaltbar bzw. erweiterungsfähig sind. Anstelle von 
aufwändigen Einzelbauten sollte stärker in nachhal- 
tige Architektur für die breite Bevölkerung und in eine 
holistische Quartiersplanung investiert werden. 

Neu entstehende Städte und Quartiere bieten zudem 
die Möglichkeit für das Überspringen technologischer 
Entwicklungsstufen (Leapfrogging), zum Beispiel durch 
die Integration von Flächennutzungsgestaltung, bau- 
lich-räumlicher Gestalt, Transport- und Mobilitätsinfra- 
strukturen, Ressourcenflüssen oder dem Energiesystem 
(Kap. 4). Durch die Integration von Ressourcenflüssen 
(Wasser, Abfall, Energie), die beispielsweise Wärme- 
rückgewinnung erlauben, eröffnen sich große Poten- 
ziale für verbesserte Effizienz. Neu entstehende Städte 
bieten die Chance, ihre Energie- und Mobilitätssysteme 
vollständig zu dekarbonisieren und neue Städte emissi- 
onsfrei zu planen. Emissionsintensive Baustoffe sollten, 
wenn möglich, durch emissionsarme ersetzt werden. 
Regional gewonnene Baustoffe erleichtern die Kreisl- 
aufführung und können zudem die regionale Identität 
stärken. Ansatzpunkte für die Transformation zur urba- 
nen Nachhaltigkeit bieten auch die Verpflichtung zu 
passiven Energieeinsparungen im Bausektor, die Etab- 
lierung von Anreizen für Planer und Investoren für die 
Umsetzung aktiver Energieeinsparungsstrategien und 
die Umsetzung einer adäquaten Qualitätssicherung zur 
Nachhaltigkeit in Städteplanung und Städtebau. 

Bei der Planung und dem Bau neuer Städte und 
Quartiere sollten die Verantwortlichen bedenken, dass 
Stadtbewohnern nicht nur die greifbaren und materiel- 
len Verbesserungen ihrer Lebenssituation wichtig sind, 
sondern auch, dass sie sich mit ihrer Stadt identifizieren 
können. Die Einbindung der urbanen Zivilgesellschaft 
und die Schaffung durchsetzungsfähiger Institutionen 
zur Wahrung öffentlicher Interessen sind wesentliche 
Erfolgsbedingungen für lebenswerte Städte. Allerdings 
kann eine urbane Transformation zur Nachhaltigkeit 
nur gelingen, wenn die beiden mächtigsten Akteure 
urbaner Entwicklung - staatliche Entscheidungsträ- 
ger und private Immobilieninvestoren - sich darauf 
verbindlich verpflichten. Insbesondere die Macht und 
Ressourcen privater Investoren und Entwickler sollten, 
sowohl durch gesetzgeberische Vorgaben als auch Ins- 
trumente wie freiwillige Selbstverpflichtungen, für das 
Gemeinwohl nützlich gemacht werden. Ein wichtiger 
Ansatzpunkt zur Stärkung der Gestaltungsmacht von 


Stadtgesellschaften ist die Begrenzung der Immobilien- 
spekulation. 

Ein wichtiger Faktor für eine gute urbane Gover- 
nance ist die Koordinierung und klare Verteilung von 
Verantwortlichkeiten über alle Regierungsebenen 
(Kap. 2.5). Darüber hinaus ist es zentral, die Kapazi- 
tät städtischer Verwaltungen zu stärken. Auch die Rolle 
von Lokalregierungen und Bürgermeisterinnen sollte 
überdacht werden. Sie sollten beispielsweise stär- 
ker rechenschaftspflichtig sein für die Qualität urba- 
ner öffentlicher Infrastrukturen und Dienstleistun- 
gen. Außerdem sollten Schritte unternommen werden, 
um Korruption vorzubeugen und zu bekämpfen sowie 
langfristigere Anreize zu schaffen, um nachhaltig gute 
Urbanisierungsergebnisse erreichen zu können. 


7.3 

Informelle Siedlungen 

Durch die technologischen Errungenschaften der 
industriellen Revolution und der Vernetzung von Wis- 
sen über große Distanzen hinweg ist die globale Pro- 
duktivität auf einem Höchststand die weltweit auch das 
Leben vieler Stadtbewohner verbessert hat. Diese posi- 
tive Entwicklung hat einen großen Teil der Menschheit 
jedoch nicht erreicht, denn etwa jeder siebte Mensch 
lebt in einer informellen Siedlungen bzw. einem Slum. 
So sind es heute knapp 1 Mrd. Menschen, die insbe- 
sondere in den Städten der Entwicklungsländer in pre- 
kären Wohnverhältnissen leben, und 1-2 Mrd. Slum- 
bewohner werden voraussichtlich in den kommen- 
den Dekaden dazukommen (Kasten 2.1-1; UN DESA, 
2013). Der mangelnde Zugang zu sanitären Anlagen, 
Nahrung und Trinkwasser sowie extreme Enge stellen 
Risiken für die physische und mentale Gesundheit der 
Bevölkerung dar und hindern sie, ein selbstbestimm- 
tes Leben zu führen; sehr häufig verletzen die Lebens- 
bedingungen die Menschenwürde. Diese fundamen- 
talen Einschränkungen eines großen Teils der Weltbe- 
völkerung schmälern das Entwicklungspotenzial der 
Menschheit und mindern (solidarische) Lebensqualität 
in Städten (Kap. 3.2). 

In vielen Städten befinden sich Slums und geschlos- 
sene Wohnanlagen (Gated Communities) der städti- 
schen (Mittel- und) Oberschicht in direkter Nachbar- 
schaft. Gated Communities werden auch als „Architek- 
tur der Angst" beschrieben (Ellin und Blakely, 1997; 
Agbola, 2013). Diese Entwicklung hat sich in den letz- 
ten Jahrzehnten verschärft und spiegelt die größer wer- 
denden globalen sozioökonomischen Disparitäten auf 
engstem Raum wider (Kap. 4.2.5). 
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7.3.1 

Informelle Siedlungen: eine Begriffsklärung 

Informelle Siedlungen werden in der Stadtentwicklung 
uneinheitlich definiert. Viele Begriffe werden (schein- 
bar) synonym verwendet, beispielsweise „illegale", 
„ungeplante" oder „spontane" Siedlungen oder auch 
Marginalsiedlungen. Ferner existieren national ver- 
wendete Bezeichnungen, wie z.B. favelas in Brasilien, 
barriadas in Lima, gececondu in der Türkei, ashwa'iyyat 
in Ägypten. Auch der z.B. von der UN häufig verwen- 
dete - Begriff der Slums wird uneinheitlich und vage 
verwendet. Allen gemein ist eine negative Konnota- 
tion, die im Gegensatz zur „formellen", „geplanten", 
„organisierten" - der „guten" - Stadt steht. Damit 
einher geht die weit verbreitete, aber unzutreffende 
Annahme, dass Informalität mit Armut gleichzusetzen 
sei (Davis, 2006; Kasten 2.1-2). 

Informelle Siedlungen werden von UN-Habitat 
(2015g: 1) als Wohngebiete definiert, 

1. in denen die Bewohner keine Rechtssicherheit für 
das Land oder die Unterkunft haben, die sie bewoh- 
nen (das Wohnverhältnis kann von der illegalen 
Besetzung bis informellen Anmietung reichen), 

2. wo es in den Nachbarschaften in der Regel an Basis- 
dienstleistungen fehlt und diese von städtischer 
Infrastruktur abgeschnitten sind, 

3. in denen die Unterkünfte gegen bestehende Pla- 
nungs- und Bauvorschriften verstoßen oder in 
Gefahrengebieten liegen. 

Diese Definition verdeutlicht die große Bandbreite, in 
der informelle Siedlungen in Erscheinung treten kön- 
nen. Zusätzlich können informelle Siedlungen Gegen- 
stand von Immobilienspekulationen sein. 

Basis der Abgrenzung von informellen und formel- 
len Siedlungen ist zumeist, dass informelle Siedlungen 
privates oder öffentliches Land ohne expliziten Rechts- 
titel besetzen bzw. dabei gegen geltendes Bau- und 
Planungsrecht verstoßen (UN-Habitat, 2012). Diese 
zunächst eindeutig wirkende Unterscheidung wird 
von vielen Regierungen zur Abgrenzung formeller und 
informeller Siedlungen verwendet, häufig gleichgesetzt 
mit einem legalen bzw. illegalen Rechtsstatus. In der 
wissenschaftlichen Debatte wird jedoch auf bestehende 
Grauzonen innerhalb dieser Unterscheidung verwiesen. 
Vielfach wird hervorgehoben, dass informelle Siedlun- 
gen keinesfalls unorganisiert und ungeplant sein müs- 
sen (Bähr und Mertins, 2000; Varley, 1989, 2013). 
Auch die Haltung von Lokalverwaltungen zu informell 
errichteten Siedlungen ist nicht immer ablehnend. Die 
Beispiele reichen von professionell geplanten und in 
Kooperation mit lokalen Stadtverwaltungen errichteten 
Siedlungen in Lima (Herrle und Fokdal, 2011:6) über 
die gegen geltendes Recht verstoßenden, aber von der 


Regierung geduldeten Siedlungen der Wanderarbeiter 
in Stadtrandbereichen in China (Kreibich, 2012:151), 
bis hin zu von Immobilienentwicklern in Kairos infor- 
mell errichteten 15-geschossigen Wohnhaussiedlun- 
gen, die als „unplanned areas" von offizieller Seite 
geduldet werden (Abdelhalim, 2010; Sims, 2012; Kap. 
5.3). Verschiedene Arbeiten verweisen zudem darauf, 
dass es mittlerweile eine Vielzahl informell errichteter 
Quartiere gibt, die von der Mittelschicht bewohnt wer- 
den (Roy, 2005: 149). 

Die Abgrenzung von informellen Siedlungen über 
eine unzureichende Infrastrukturausstattung ist daher 
kein ausreichendes Kriterium. Aber auch die sich an der 
Rechtslage orientierende Abgrenzung führt oftmals zu 
uneinheitlichen oder gar beliebigen Einteilungen von 
Stadtgebieten. So kann z.B. die illegale Besetzung eines 
Gebietes durch eine spätere staatliche Legalisierung ein 
formelles Wohngebiet begründen (van Gelder, 2013). 
Daneben können konkurrierende, kulturell oder reli- 
giös verankerte Regeln oder Praktiken existieren, mit 
denen die Siedler selbständig einen „quasi-formellen" 
Status erwirken. So führt z.B. in Ägypten die regel- 
mäßige Zahlung der Stromrechnung nach einigen Jah- 
ren zu einem dauerhaften Bleiberecht der Bewohner 
(Sejourne, 2012: 104). In der Regel sind diese Prozesse 
legitimiert durch außerhalb des formalen Rechtssys- 
tems liegende gewohnheitsrechtliche oder alternative 
(informelle) Regelungen. 

7.3.1.1 

Slums als eine Kategorie informeller Siedlungen 

Aufgrund der großen Heterogenität informeller Sied- 
lungen und der damit verbundenen Unterschiede in 
der Infrastrukturausstattung erscheint die Verwen- 
dung des Begriffs Slum als eine Subkategorie informel- 
ler Siedlungen (UN-Habitat, 2015g) sinnvoll, obwohl 
auch dieser Begriff wiederum für eine große Bandbreite 
an Siedlungsformen herangezogen wird. Ein Slum wird 
von den Vereinten Nationen als ein Gebiet definiert, 
auf das mindestens eines von fünf Kriterien zutrifft: (1) 
schlechte Wohninfrastruktur, (2) hohe Bevölkerungs- 
dichte, (3) inadäquater Zugang zu sauberem Wasser, 
(4) inadäquater Zugang zu Sanitäranlagen und anderer 
Infrastruktur, (5) unsicherer Wohnstatus (UN-Habitat, 
2014b: 10). 

Während diese Definition vor allem auf die inad- 
äquate Infrastruktur und den informellen Status abzie- 
len, fassen andere Definitionen auch andere Siedlungs- 
formen als Slums auf, z.B. degradierte formelle Wohn- 
gebiete in den Innenstädten (Mertins, 1984; Davis, 
2006; Nuissl und Heinrichs, 2013), so dass weniger 
der Rechtsstatus als vielmehr die inadäquaten Wohn- 
bedingungen zum übergreifenden Kriterium werden. 
Dies trifft auch auf manche temporäre Siedlungen zu. 
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Tabelle 7.3-1 

Konventionelle Strategien und Maßnahmen im Umgang mit informellen Siedlungen. 

Quelle: WBGU, basierend auf UN-Habitat, 2014b; Satterthwaite und Mitlin, 2014; Bähr und Mertins, 2000 


Verweigerung von Teilhaberechten 

Ignoranz 

> Ignoranz informeller Siedlungen, keine Unterstützungsangebote, Betrachtung als 
temporäres Phänomen 

Vertreibung 

> Vertreibung der Bewohner und Zerstörung der informellen Siedlung ohne Bereitstellung 
von Alternativen 

Umsiedlung in Stadtrandlage 


> Vor allem in den 1960ern und 1970er Jahren 

> Geringe Akzeptanz bei der Bevölkerung aufgrund hoher sozialer und ökonomischer Kosten 

Sites-and-Service- 

Programme 

> Vergabe erschlossener Neusiedlungsflächen, wobei der Hütten- bzw. Hausbau und z.T. 
auch die infrastrukturellen Anschlüsse in Selbsthilfe durchgeführt werden müssen 

> Vergabe an Familien mit geringem Einkommen, z.T. mit Vergabe von Materialkrediten zu 
günstigen Konditionen 

> Gehobene Variante: Core-Housing-Programme: Bereitstellung einer Fläche mit Rohbau 
und sanitärer Zelle 

Low-cost housing 

> Bau mehrgeschossiger Wohnblocks mit einfachen Wohnräumen, die preiswert gemietet 
oder gekauft werden können 

Maßnahmen vor Ort (in-situ upgrading) 

Slumsanierung 

(redevelopment) 

> Abriss der informellen Siedlung und Bereitstellung mehrgeschossiger Wohnbauten durch 
privates Immobilienunternehmen; Kosten werden durch die Bebauung der neu gewonne- 
nen Siedlungsfläche amortisiert 

> Akzeptanz durch Bevölkerung variiert stark je nach Umsetzung (z. B. Gefahr der Zerstörung 
sozialer Strukturen) 

Konsolidierung 

(upgrading) 

> Maßnahmen zur Verbesserung der Bausubstanz sowie der technischen und sozialen Infra- 
struktur in informellen Siedlungen durch eine Kombination aus Staats- und Selbsthilfe 

> Vor allem seit dem Ende der 1970er Jahre 

> Gilt als ökonomisch und sozial am besten angepasster Ansatz 


die zwar formell errichtet wurden, aber keinesfalls 
adäquate Wohnbedingungen bieten und ein hohes Maß 
an informellen Strukturen und Aktivitäten aufweisen, 
wie z.B. Flüchtlingscamps (Sanyal, 2010; Herz, 2012; 
UNDP und UN-Habitat, 2010; Shepard, 2015) oder 
Siedlungen von Arbeitsmigranten wie sie z.B. zahl- 
reich in den Golfstaaten zu finden sind (Gardner, 2010; 
Amrith, 2011: 166; Amnesty International, 2013:47ff.; 
ADHRB, 2014:31). 

Aber nicht nur der Rechtsstatus, auch die Angemes- 
senheit der Wohnbedingungen führt zu Abgrenzungs- 
problemen, da Slums durch Verbesserungs- bzw. Auf- 
wertungsmaßnahmen in unterschiedlicher Geschwin- 
digkeit und in unterschiedlichem Ausmaß Konsolidie- 
rungsprozesse durchlaufen, wodurch diese Missstände 
abgemildert oder gar aufgehoben werden können (UN- 
Habitat, 2014b). Daher sind Slums eigentlich zu kom- 
plex, zu divers, zu wandelbar und zu wenig abgrenzbar 
von ihrer Umgebung, um sie durch wenige Parameter 
zu definieren (UN-Habitat, 2003). Die zum Teil ver- 
wendete Dichotomie „Slums of Hope" und „Slums of 
Despair" (Stokes, 1962: 189) versucht zwar, die Gleich- 
setzung von Slums mit Armut aufzuweichen, um auch 
positive Entwicklungspotenziale zu verdeutlichen. 


Aber auch diese aufgeladenen Metaphern werden der 
Bandbreite an Siedlungsmustern letztlich nicht gerecht. 

Informelle Siedlungen bzw. Slums können sich 
somit erheblich in Bezug auf die materielle (Basisinfra- 
struktur), die soziale (sozioökonomische Situation der 
Bewohner, Konflikte, Sozialkapital) und die institutio- 
nelle Dimension (formelle und informelle Regeln, die 
das Leben im Slum beeinflussen) unterscheiden (Nuissl 
und Heinrichs, 2013). Auch werden die Begriffe „infor- 
melle Siedlungen" und „Slums" zum Teil synonym in 
der Literatur verwendet. Daher wird im Folgenden 
gegebenenfalls auch der Begriff Slum verwendet. 

7.3.1.2 

Maßnahmen und Strategien im Umgang mit 
informellen Siedlungen 

Stadt- und Nationalregierungen verwenden verschie- 
dene Strategien im Umgang mit informellen Siedlungen 
(Tab. 7.3-1). Lange wurde diesen Siedlungen mit Igno- 
ranz oder (gewaltsamer) Räumung begegnet (UN-Habi- 
tat, 2003: 129ff.). Hierdurch wurden die Probleme aller- 
dings zumeist nur aufgeschoben und verlagert, häufig 
verschlimmert (UN-Habitat, 2003, 2014b). So wurden 
nach Angaben des Centre for Housing Rights and Evic- 
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tion zwischen 1998 und 2008 weltweit etwa 18,6 Mio. 
Menschen gewaltsam aus ihren Siedlungen vertrieben 
(UN-Habitat, 2014b: 13). Selbst wenn die Bevölkerung 
in staatlich finanzierte Wohnquartiere umgesiedelt 
wurde, scheiterten diese Projekte häufig an mangeln- 
den Arbeitsplätzen, fehlenden sozialen Netzwerken 
sowie fehlender Anbindung an die Gesamtstadt (z.B. 
in Kairo: Kap. 5.3. 1.2). Seit den 1970er Jahren werden 
von internationalen Organisationen und vielen Regie- 
rungen vor allem Strategien der Selbsthilfe vor Ort (in- 
situ upgrading) propagiert. Mit diesen Programmen 
werden in Siedlungen z.B. städtische Infrastrukturen 
nachgerüstet. Zusätzlich sollen z.B. die Vergabe von 
Besitztiteln sowie der Zugang zu Kleinkrediten geför- 
dert werden, um das Engagement der Bevölkerung 
für eigene Investitionen im Siedlungsgebiet zu erhö- 
hen (UN-Habitat, 2003:131). Um ökonomische, sozi- 
ale sowie institutionelle Aspekte der Quartiersentwick- 
lung stärker zu berücksichtigen, wird seit der Habitat 
Agenda von 1996 verstärkt versucht, mit befähigenden 
Maßnahmen (enabling policies) die lokale Bevölkerung 
nicht nur am Bau der Infrastrukturen zu beteiligen, 
sondern sie bei Entscheidungen einzubeziehen sowie in 
das nachhaltige Management des Quartiers zu integrie- 
ren (UN-Habitat, 2015g: 17; Satterthwaite und Mitlin, 
2014). Zentral in diesen komplexen (Governance-)Pro- 
zessen sind häufig die Dezentralisierung und Deregulie- 
rung von Lokalverwaltungen (UN-Habitat, 2003: 131). 

7.3.2 

Zusammenspiel der Baumeisterinnen Macht, 

Not, Zeit 

Die Entstehung informeller Siedlungen ist in der Regel 
auf das Zusammentreffen mehrerer Faktoren zurück- 
zuführen wie eine kurzzeitig hohe Zahl von Migran- 
ten oder Flüchtlingen, Wohnraumknappheit, geringe 
Möglichkeiten der eigenen Versorgung mit Wohnraum 
oder das Versagen der lokalen Regierung, ausreichend 
bezahlbaren Wohnraum für Menschen mit niedrigem 
Einkommen zu schaffen. Solche Konstellationen von 
Macht, Not und Zeit bestimmen oft prekäre städtische 
und peri-urbane Entwicklungen. 

7. 3.2.1 

Macht - Räume begrenzter Staatlichkeit 

In vielen informellen Siedlungen wird Macht nicht durch 
den Staat ausgeübt (UN-Habitat, 2015g). Dieses Prob- 
lem kann auf mangelnde Ressourcen der Stadtverwal- 
tung, fehlende Steuerung oder andere Prioritätenset- 
zung zurückgeführt werden, aber auch die Veruntreu- 
ung von Geldern, die für soziale Wohnungsbauprojekte 
gedacht waren. Daher handeln die Bewohner selbst, 


indem sie auf freien Flächen siedeln und zunächst pro- 
visorische Unterkünfte bauen oder Häuser auf nicht 
dafür vorgesehenen Flächen errichten. Gerade bei letz- 
terem entwickelt sich häufig eine informelle Immobi- 
lienwirtschaft, die die Organisation von bezahlbarem 
Wohnraum regelt. Aufgrund fehlender staatlicher Steu- 
erung entwickeln sich in informellen Siedlungen paral- 
lel zu den städtischen Verwaltungsstrukturen supple- 
mentäre Governance-Strukturen (Kap. 2. 5. 2. 2). Deren 
Ausrichtung kann sich stark unterscheiden: Während 
in einigen Siedlungen dem Gemeinwohl verpflichtete 
CBOs die Quartiere steuern, herrschen in anderen Kon- 
stellationen kriminelle Netzwerke - bis hin zur organi- 
sierten Kriminalität, die die prekäre Lage der Bewohner 
zu eigenen Gunsten ausnutzen. 

73.2.2 

Not - Durch Armut getriebene Improvisation 

Einkommensdisparitäten zwischen Stadt und Land füh- 
ren häufig zu einer Abwanderung in die Zentren, wo die 
Ungleichheit oft noch höher ist als im nationalen Durch- 
schnitt (Rode et al., 2009). Hinzu kommt das städtische 
Bevölkerungswachstum in Entwicklungsländern durch 
hohe Geburtenraten, insbesondere in den unteren Ein- 
kommensgruppen (Skirbekk, 2008), die oft nur gerin- 
gen Zugang zu Bildung und Geburtenkontrolle haben 
(Kayembe et al., 2006). Der fehlende Zugang zum 
formellen Wohnungsmarkt, bedingt durch das Versagen 
des Staates (Macht) sowie auch die mangelnde Finanz- 
kraft der Bevölkerung (Not), führt zum eigenständi- 
gen Handeln der Bewohner, die oft in eigener Leistung 
Wohninfrastruktur errichtet. Diese Wohninfrastruktur 
ist häufig zunächst provisorisch (z.B. Zelte, Wellblech). 
Aufgrund fehlender eigener Ressourcen und fehlender 
Rechtssicherheit mangelt es ihr in der Regel an Basisin- 
frastruktur wie z.B. einer Sanitär- oder Wasserversor- 
gung. Oft breitet sich das Siedlungsgebilde einer Stadt 
auch in Gebiete aus, die nicht bewohnt werden sollten, 
wie beispielsweise Überflutungszonen, Berghänge oder 
durch Industrieanlagen toxisch belastete Gebiete (UN- 
Habitat, 2015g). 

73.23 

Zeit - Schnelle Lösungen, langsamer Fortschritt 

Informelle Siedlungen können als ein Phänomen 
beschleunigter Urbanisierung betrachtet werden, die 
auch in den zukünftigen Urbanisierungsprozessen für 
die Deckung des Wohnraumbedarfs prägend sein dürf- 
ten. Sie stellen einen schnellen, wenn auch zunächst 
inadäquaten, Lösungsansatz zur Bereitstellung von 
Wohninfrastruktur dar. Diese Dynamik wird auch wei- 
terhin wirksam bleiben, wenn nicht schnellstmög- 
lich der Ausbreitung urbaner Armut entgegengewirkt 
wird. Ansonsten könnten bis 2030 2 Mrd. und bis Mitte 
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des 21. Jahrhunderts möglicherweise sogar 3 Mrd. 
Menschen in städtischen Slums leben (UN DESA, 2013; 
Kasten 2.1-1). Die Lebensverhältnisse in Slums verrin- 
gern die für produktive Tätigkeiten verbleibende Zeit 
erheblich, da der Mangel an Basisinfrastruktur viel Zeit 
bindet und damit Zeitarmut verstärkt: So bedeutet z. B. 
ein unzureichender Zugang zu sauberem Trinkwasser, 
dass im Haushalt viele Stunden in die Versorgung mit 
Wasser investiert werden müssen. Diese Zeitarmut der 
Slumbevölkerung bedeutet eine Exklusion von ande- 
ren Tätigkeiten (wie Bildung), durch die ein sozialer 
Aufstieg oder eine Verbesserung der Lebensumstände 
möglich wäre. 

7.3.3 

Informelle Urbanisierung im transitorischen 
Jahrhundert 

7.3.3. 1 

Sozioökonomische Disparitäten und urbane Armut 

Die großen „Menschheitsaufgaben" dieses Jahrhun- 
derts, die Beachtung der planetarischen Leitplanken, 
die Beseitigung von Hunger und Armut sowie die Schaf- 
fung und der Erhalt von Frieden können nur gemein- 
sam gelöst werden, nicht sukzessiv oder voneinander 
isoliert. Die Große Transformation kann nicht ohne 
oder sogar gegen das „unterste Siebtel" der Mensch- 
heit gelingen. Eine Transformation der Städte sollte 
deswegen nicht die bestehenden Disparitäten fort- 
schreiben oder gar vertiefen, sondern muss auch der 
Anforderung gerecht werden, allen Menschen in Städ- 
ten ein würdiges Leben zu ermöglichen. Daher sieht 
der WBGU auch die Armutsbekämpfung und die Sen- 
kung sozioökonomischer Disparitäten als ein transfor- 
matives Handlungsfeld an (Kap. 4.2.5). Um dieses Ziel 
zu erreichen, ist ein Paradigmenwechsel nötig. So soll- 
ten sich Anstrengungen von Akteuren der Stadtent- 
wicklung, wie z. B. städtischen Verwaltungen, Stadt- 
planern, Architektinnen und Stadtforschungsinstituti- 
onen gezielt (auch) auf die Entwicklung und den Bau 
von Wohn- und Infrastrukturen für die armen Bevöl- 
kerungsgruppen richten, die den Werten der Eigenart, 
Teilhabe und Nachhaltigkeit gerecht werden. Es bedarf 
z. B. eines Anreizsystems, welches die Verantwortlichen 
dazu veranlasst, auf eine Verbesserung der Lebensver- 
hältnisse in allen Stadtgebieten hinzuwirken. 

Während mehr Gerechtigkeit nicht durch weni- 
ger Nachhaltigkeit erreicht werden kann (Swilling und 
Annecke, 2012), kann hingegen in das Bestreben nach 
mehr Nachhaltigkeit die Auflösung extremer Ungleich- 
heit integriert werden. Die jetzige Vermögensvertei- 
lung, in der die reichsten 62 Personen genauso viel 


besitzen wie die ärmere Hälfte der Menschheit, ist 
hochgradig instabil (Oxfam, 2016). Die Konsummuster 
der reichsten Milliarde sind größtenteils stark mit der 
urbanen Lebensform verwoben, die oft auf der Aus- 
beutung von Arbeitskräften und Ressourcen in glo- 
balen Wertschöpfungsketten basiert (Textilindustrie, 
Agrarimporte, Ölförderung usw.). Im Jahr 2010 waren 
es noch 388 Personen, die ebenso viel besaßen wie die 
3,5 Mrd. Ärmsten (Oxfam, 2015, 2016); der Trend zeigt 
also weiterhin auf eine Akkumulation von Vermögen 
auf die reichsten 0,00001 %. Diese Personen leben und 
investieren in Städten und bestimmen daher oft ihre 
Gestaltung mit. Gleichzeitig hat die Verschärfung sozio- 
ökonomischer Disparitäten in den Städten die Bildung 
großer Slums begünstigt. Während die sozioökonomi- 
sche Ungleichheit zwischen den Ländern abgenommen 
hat, ist sie innerhalb der meisten Länder seit Beginn 
der beschleunigten Globalisierung ab den 1960er Jah- 
ren gestiegen (Kasten 2.1-6). Dieses Gefälle beschreibt 
teils auch die Einkommensungleichheit zwischen länd- 
lichen und urbanen Regionen, wodurch sich eine ver- 
stärkte Abwanderung aus ruralen Gebieten zumindest 
teilweise erklärt (Harris undTodaro, 1970). 

Ein einheitlicher Datensatz, der einen internationa- 
len Vergleich der Einkommensdisparitäten zwischen 
einer Vielzahl von Städten erlaubt, existiert jedoch bis- 
her nicht. Aus den gegenwärtig vorliegenden Daten 
(Rode et al„ 2009: 3 ff.; UN-Habitat, 2008: 62 ff.) ist 
ersichtlich, dass in vielen Ländern die Einkommens- 
ungleichheit in Städten höher ist als im Landesdurch- 
schnitt (Kap. 4.2.5). Allerdings gibt es deutliche regio- 
nale Unterschiede: In Afrika und Lateinamerika findet 
sich in Städten extrem hohe Ungleichheit, in Europa 
und Asien ist die Diskrepanz geringer (UN-Habitat, 
2008: XII). 

7.33.2 

Migration 

Neben der Einkommensungleichheit beeinflussen wei- 
tere Faktoren die Land-Stadt-Migration (Kap. 2.1.2). So 
können z.B. der Zugang zu Basisinfrastruktur, Bildung 
oder medizinischer Versorgung in Städten eine Migra- 
tionsentscheidung mit beeinflussen (Van, 2001) sowie 
Klimarisiken, wie z.B. Dürren, Migrationsbewegun- 
gen in Städte bzw. urbane Peripherien fördern (Kasten 
2.3-6). Auch wenn Migranten vorwiegend in Stadtge- 
biete wandern, bestehen bislang nur wenige Ansätze, 
die beiden Phänomene Urbanisierung und Migration 
integriert zu bewältigen. Nach Ansicht der Internatio- 
nalen Organisation für Migration spiegelt sich dies u.a. 
in der mangelnden Erwähnung von Migration in den 
Vorbereitungen der New Urban Agenda im Kontext von 
Habitat III (IOM, 2015). 

Die Migration vom Land in die Stadt mündet häufig 
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Abbildung 7.3-1 

Migration in städtische Peripherien. 
Quelle: WBGU 


im peri-urbanen Raum, der nicht städtisch ist, aber auch 
nicht der ländlichen Wohn- und Lebensform entspricht 
(Abb. 7.3-1). Diese Peripherien sind Orte der Ankunft 
für Migranten (Singer, 2004; Schiller und Qaglav, 2009), 
aber auch für die Stadtbewohner, die aus dem Stadt- 
kern wegziehen müssen, weil die Lebenskosten dort 
das Durchschnittseinkommen übersteigen. In vielen 
Städten werden vermehrt öffentliche Räume aufge- 
kauft und privat verwaltet sowie Gebäude als Spekula- 
tionsobjekte genutzt, die kaum bewohnt sind und auch 
nicht öffentlich in Anspruch genommen werden kön- 
nen (Kap. 4.3.1). Dies führt häufig zu einem Mangel an 
adäquatem Wohnraum für Durchschnittseinkommen 
in relativer Nähe zu den Arbeitsorten im Zentrum. Das 
Herausdrängen der Stadtbewohner aus den Stadtzen- 
tren beschreibt damit in Teilen, warum in informellen 
Siedlungen auch Menschen mit Einkommen oberhalb 
der nationalen Armutsgrenzen leben. 

Der Zuzug in die Städte kann aus dem ländlichen 
Umland, aber auch über große Distanzen hinweg 
geschehen. So führt gerade die internationale Migra- 
tion mehrheitlich in den urbanen Raum (IOM, 2015). 
Dies führt zudem häufig zur Abwanderung von qua- 
lifizierten Personen in Städte (Brain Drain). Diese ver- 
suchen u.a., sich Zukunftsperspektiven zu erschließen 
und Geld zum Überleben ihrer Familien in den länd- 
lichen Herkunftsorten zu verdienen. Meist siedeln sie 
dort, wo Wohnraum und Lebenshaltungskosten güns- 
tig sind. Hingegen verlassen sozial schwächer gestellte 
Gruppen den Stadtkern. In der Peripherie kann sich 
zwischen diesen beiden Gruppen Konfliktpotenzial bil- 
den, wenn sie in Wettbewerb um Arbeitsplätze oder 
Wohnraum treten. 


7.3.4 

Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen, 
Teilhabe und Eigenart: Herausforderungen für die 
Transformation 

Obwohl informelle Siedlungen aufgrund der großen 
definitorischen Bandbreite sehr unterschiedlich in ihrer 
Beschaffenheit sein können, lassen sich gewisse - in 
diesem Siedlungsmuster typische - Potenziale und Risi- 
ken in Bezug auf die natürlichen Lebensgrundlagen, 
Teilhabe und Eigenart ableiten, die sich von denen rei- 
fer und geplanter Stadtquartiere unterscheiden. 

7. 3.4.1 

Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 

Obwohl die in informellen Siedlungen lebenden Men- 
schen durch ihre Arbeitskraft die Basis vieler städti- 
scher Ökonomien bilden und Akteure globaler Wert- 
schöpfungsketten sind, ermöglicht ihnen diese Arbeit 
häufig kein würdiges Leben. Darüber hinaus sind sie 
Betroffene der negativen Externalitäten des Wachs- 
tums, von dem sie kaum profitieren (Kasten 3.4-2). 
Während sie beispielsweise lokal von den Risiken und 
Folgen von Klimaänderungen besonders betroffen sind, 
haben sie nur einen sehr geringen Beitrag zu deren Ent- 
stehung geleistet. So gibt es eine klare Korrelation zwi- 
schen der Einkommenshöhe und Treibhausgasemissi- 
onen sowie verschiedener anderer Wohlstandsindika- 
toren. Untere Einkommensgruppen verursachen meist 
nur sehr niedrige Pro-Kopf-Treibhausgasemissionen 
(Rao et al., 2014), sind aber überproportional von Kli- 
marisiken betroffen (Kasten 7.3-1). Gleichwohl wird 
bei der Betrachtung anderer Entwicklungsindikatoren 
deutlich, dass eine Entkopplung von Emissionen und 
Zugang zu bestimmten Basisinfrastrukturen in vie- 
len Ländern mit höherem und mittlerem Einkommen 
bereits gelungen ist (Rao et al., 2014). 

7. 3.4. 2 
Teilhabe 

Die Teilhabemöglichkeiten der Bevölkerung sind in 
informellen Siedlungen bzw. Slums sehr unterschied- 
lich ausgeprägt. Dabei ist vor allem die substanzielle 
Teilhabe in einigen Bereichen kontextspezifisch (d.h. 
in der Siedlung selbst räumlich verortet), während die 
ökonomische und politische Teilhabe nicht zwingend 
wohnortspezifisch, sondern stark an nationalstaatliche 
Voraussetzungen gebunden sind. So können aber mit 
dem Wohnort eine Stigmatisierung und Benachteili- 
gung auf dem Arbeitsmarkt sowie geringere Partizipati- 
onschancen verbunden sein (UN-Habitat, 2003). Auch 
der geringere sozioökonomische Status der Bewohner 
und ihre oftmals rechtlich ungesicherte Situation stel- 
len oft eine Barriere dar, die den Zugang zu sozialer Inf- 
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Kasten 7.3-1 

Klimarisiken für informelle Siedlungen und Slums 

Von den Folgen und Risiken des Klimawandels wird die in 
Slums und informellen Siedlungen lebende Bevölkerung 
überproportional betroffen sein (Revi et al., 2014b). Die 
besondere Vulnerabilität ergibt sich zum einen aus den cha- 
rakteristischen Lebensbedingungen in Slums, wo beispiels- 
weise die eng besiedelten Flächen und unbefestigten Bauten 
bei Extremwetterereignissen kaum Schutz bieten. Zum ande- 
ren fehlt den Bewohnerinnen häufig das Wissen über klima- 
wandelbedingte Veränderungen oder es stehen keine finanzi- 
ellen Ressourcen zur Verfügung, um sich an eine veränderte 
Umwelt anzupassen. Die Folgen zeigten sich z.B. 2013 beim 
Taifun Haiyan, der mehr als 6.300 Todesopfer forderte. In der 
besonders betroffenen Stadt Tacloban, in der allein 2.500 
Personen starben, waren Taifune zwar bekannt, jedoch nicht 
die darauffolgende Sturmflut, die in dieser Region erstmalig 
in diesem Ausmaß auftrat (Lagmay et al., 2015). Auch war 


rastruktur, wie Bildungs-, Gesundheits- und sozialen 
Sicherungssystemen negativ beeinflusst. Hier beste- 
hen große Unterschiede auf Länder- und Städteebene. 
Während etwa in Kairo (Kap. 5.3) der informelle Sied- 
lungsbau größtenteils zu „adäquaten" Stadtquartie- 
ren geführt hat, variiert die Infrastrukturausstattung in 
Mumbai (Kap. 5.2) stark in Abhängigkeit vom jeweili- 
gen Rechtsstatus eines Slums. Bei limitiertem Zugang 
zu Basisinfrastrukturen kann beispielsweise das Feh- 
len sanitärer Anlagen zu einer starken Einschränkung 
im Tagesablauf - insbesondere für Frauen - führen 
(Kap. 6.7.2). Der fehlende Zugang zu Bildung kann eine 
Fortsetzung bestehender Verhältnisse bedeuten, da die 
sozioökonomischen Aufstiegsmöglichkeiten der loka- 
len Bevölkerung eingeschränkt sind (Kap. 3.4). 

Die in informellen Siedlungen lebende Bevölkerung 
ist in der Regel nicht amtlich registriert. Dies kann z.B. 
ihre politische Teilhabe, wie die Teilnahme an Wahlen, 
verhindern (Satterthwaite et al., 2011). Die in Slums 
lebenden Menschen sind meist auch in ihrer ökonomi- 
schen Teilhabe beschränkt (Kasten 2.1-3), da sie typi- 
scherweise zu den untersten urbanen Einkommens- 
gruppen zählen; hinzu kommen oft extrem hohe Ein- 
kommensungleichheiten innerhalb dieser Städte (Kas- 
ten 2.1-6). 

7. 3.4. 3 
Eigenart 

Die Eigenart informeller Siedlungen ist regional und 
auch innerhalb von Städten sehr unterschiedlich ausge- 
prägt, denn sie ist das Ergebnis ortsspezifischer Bedin- 
gungen (z.B. Bevölkerungsstruktur, Lösungsansätze, 
verfügbare Ressourcen). Informelle Siedlungen bieten 
durch ihre inkrementeile Entwicklung bzw. ihren Kon- 


Haiyan in der Intensität, mit der er auf die Küstenstädte traf, 
einer der stärksten dokumentierten Taifune. 68% der Eva- 
kuierungsunterkünfte lagen innerhalb der Überflutungszo- 
ne; viele Personen, die dort Schutz suchten, starben. Zwar 
wurden Warnungen vor der Sturmflut herausgegeben, aber 
Überlebende berichteten, dass sie nicht wussten, was eine 
Sturmflut ist. Informelle Siedlungsgebiete waren besonders 
von den Zerstörungen betroffen (Lagmay et al., 2015). 

Extremwetterereignisse außerhalb des Erfahrungshori- 
zonts der Bevölkerung können trotz Warnungen für das Indi- 
viduum in ihrer Intensität überraschend sein. Gerade Men- 
schen, deren Beschäftigung stark mit der Umwelt verbunden 
ist, die aber keine formelle Bildung erfahren haben, können 
bei plötzlichen, schwerwiegenden Umweltveränderungen ihr 
traditionelles Wissen nicht mehr anwenden. Dies vergrößert 
die Verwundbarkeit bei singulären plötzlichen Extremwetter- 
ereignissen, aber ebenso erschwert fehlendes lokales Wissen 
über zukünftige schrittweise Veränderungen die Anpassungs- 
kapazität der Bevölkerung. 


solidierungsprozess Möglichkeiten, sich an bestehende 
Herausforderungen (z.B. Nachverdichtung, Infra- 
strukturausbau) kontinuierlich anzupassen (Echanove, 
2013). Vor dem Hintergrund einer zumindest in abso- 
luten Zahlen wachsenden Slumbevölkerung besteht die 
akute Notwendigkeit, wissenschaftlich und politisch 
Transformationspfade zur Entwicklung eines „funktio- 
nalen Slums" zu beschreiten. Dabei sollten insbeson- 
dere auch von der Slumbevölkerung selbst entwickelte 
Lösungen unterstützt und weiterentwickelt werden 
(Kap. 6.2.2, 6.3.2). 


7.3.5 

Lösungsräume und Governance-Optionen 

International besteht dringender und großer Hand- 
lungsbedarf zur Verbesserung der Lebensbedingun- 
gen in Slums: „Ohne signifikante Verbesserungen der 
rechtlichen, regulatorischen und finanziellen Sys- 
teme ist das Problem der heutigen Slums nur ein erster 
Blick auf eine noch schlechtere Zukunft" (UN-Habitat, 
2003:xxxii; eigene Übersetzung). Der Übergang einer 
bisher stark ländlich geprägten in eine nun überwie- 
gend urbane Weltgesellschaft vollzieht sich in vie- 
len Städten oftmals in informellen Siedlungsprozes- 
sen. Während manchen Menschen der materielle und 
soziale Aufstieg gelingt, verbleiben viele in absoluter 
Armut, auch über Generationen hinweg. 

Verbesserung der Lebenssituationen in Slums als 
Teil der Weltinnenpolitik 

An den gegenwärtigen internationalen Migrations- 
bewegungen wird z.B. sichtbar, dass die dahinter lie- 
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genden Ursachen wie Konflikte, sozioökonomische Dis- 
paritäten und lokale Umweltveränderungen nicht allein 
durch unilaterale Strategien zu bewältigen sind. Viel- 
mehr bedarf die Verbesserung der Lebenssituation die- 
ser Menschen auch einer „Weltinnenpolitik", die zur 
Schaffung und Sicherung von Stabilität und der Wah- 
rung planetarischer Leitplanken beiträgt. Dies kann nur 
mit staatlicher Unterstützung erfolgen. Um die SDGs zu 
erreichen, in denen auch die Beseitigung von Armut 
in all ihren Formen (SDG Nr. 1) und der Zugang zu 
adäquatem Wohnraum (Unterziel von SDG Nr. 11) ent- 
halten sind, bedarf es großer Reformen und Investiti- 
onen (Kap. 8.2.2). Werden diese nicht getätigt, ist zu 
erwarten, dass sich die Slumpopulation bis 2030 auf 
2 Mrd. Menschen verdoppeln wird (UN DESA, 2013). 
Hierbei ist vor allem relevant, wie informelle Siedlun- 
gen funktional sein können, d.h. gesellschaftlich und in 
ihrer baulich-räumlichen Struktur lebenswert gestaltet 
werden und auch ihren Bewohnern ökonomische Pers- 
pektiven bieten können. Es ist kaum anzunehmen, dass 
bis 2030 alle informellen Siedlungen in herkömmliche 
städtebauliche Strukturen übergeführt werden können. 
Während die Fortschritte der Menschheit im Bereich 
der Technologien und der Produktivität enorm waren, 
fanden entsprechende Innovationen kaum Anwendung 
in Siedlungen mit prekären Wohnverhältnissen. 

Informelle Siedlungen als Orte der Transition und 
Transformation 

Um der Vielfalt informeller Siedlungen gerecht zu wer- 
den, bedarf es lokal angepasster Lösungsstrategien. Für 
eine Transformation in Städten wird allerdings entschei- 
dend sein, dass nicht nur Symptome behandelt, son- 
dern vielmehr die Ursachen der Entstehung bekämpft 
werden. Der Ursprung der meisten informellen Sied- 
lungen mit prekären Wohnverhältnissen liegt in der 
Ausgrenzung eines großen Teils der Bevölkerung von 
den formalen Wohnungs- und Arbeitsmärkten sowie 
von den „formalen Stadtbereichen", einschließlich der 
Grün- und Erholungsräume. Bislang begegneten Stadt- 
und Nationalregierungen diesem Problem nur unzu- 
reichend. Nach Ansicht des WBGU müssen verschie- 
dene Maßnahmen auf Mikro-, Meso- und Makroebene 
ergriffen werden, damit zukünftig adäquates Wohnen 
für alle Bevölkerungsgruppen ermöglicht wird. 

7. 3. 5.1 

Mikroebene: Lebensbedingungen verbessern 

Zur Verbesserung der Lebensbedingungen in informel- 
len Siedlungen ist es zunächst erforderlich, die Vielfalt 
der Siedlungsformen mit sehr unterschiedlichen Pro- 
blemlagen und lokalen Ressourcen Ernst zu nehmen. 
Nach Jahren der Kritik an Begriffen wie „informelle 
Siedlung" und „Slum" (UN-Habitat, 2014b; Echanove, 


2013; Huchzermeyer, 2014) sollte eine international 
verwendete Klassifizierung vereinbart werden. Diese 
sollte vor allem die Befriedigung materieller Bedürf- 
nisse (vor allem Wohnen, Infrastruktur), sozialer 
Bedürfnisse (vor allem Zugang zu sozialer Infrastruk- 
tur, Sicherheit) und institutionell-politischer Bedürf- 
nisse (vor allem Rechtssicherheit) angemessen berück- 
sichtigen. Denn gerade in Siedlungen, in denen z.B. in 
die Infrastruktur investiert wurde, können soziale Pro- 
bleme (z.B. Arbeitslosigkeit, Alkoholismus) materielle 
Fortschritte konterkarieren. 

Wissenschaftlich nutzbare, standardisierte Daten 
sind bislang kaum verfügbar (UN-Habitat, 2015g). 
Dies erschwert es, Entscheidungen auf einer robus- 
ten Wissensgrundlage zu treffen, um eine Verbesse- 
rung der Lebenssituation in Slums herbeizuführen. 
Heute bestehen durch die Verbreitung von Mobilte- 
lefonen und Smartphones auch in den Slums größere 
Möglichkeiten, Informationen zu sammeln und zu 
verbreiten. Für ein würdiges Leben ist es notwendig, 
eine Basiswohninfrastruktur zu gewährleisten. Dafür 
könnten die Zielgröße von 10m 2 für jeden Bewohner, 
sichere Land- bzw. Wohnrechte, Zugang zu sauberem 
Trinkwasser und Elektrizität sowie Zugang zu sanitären 
Anlagen als Anhaltspunkte für adäquaten Wohnraum 
diskutiert werden. 

Lokalspezifische Lösungen gelingen besser, wenn 
die vor Ort lebende Bevölkerung beteiligt wird. Dabei 
sind die Beteiligungsmöglichkeiten in Abhängigkeit 
von nationalen und lokalen Bedingungen sehr unter- 
schiedlich. Insbesondere ist erforderlich, die Rechte 
der Bevölkerung in informellen Siedlungen zu stärken 
und durch kollaborative Governance ihre Artikulations- 
und Gestaltungsfähigkeit zu unterstützen (Kap. 8.3.1) 
sowie die existierenden informellen und formalen 
Strukturen miteinander zu verbinden (Kap. 8.3.2). Um 
dies zu ermöglichen, müssen Lokalregierungen mit den 
informell agierenden Akteuren in ihrer Stadt kooperie- 
ren. Da die Artikulationsmöglichkeiten der in informel- 
len Siedlungen lebenden Bevölkerung in vielen Städten 
allerdings meist sehr schwach sind, bieten CBOs, NRO 
(z.B. Indian Alliance: Kap. 6.4.1) und transnationale 
Netzwerke (z.B. Shack/Slum Dwellers International: 
Kap. 6.2.2) eine große Chance, die in informellen Sied- 
lungen lebenden Menschen auf ihre Rechte aufmerk- 
sam zu machen, ihre Interessen zu artikulieren und 
durchzusetzen (Herrle et al., 2013, 2015a). Dies bein- 
haltet z.B. den Zugang zu Bildungs- oder Gesundheits- 
einrichtungen als wichtige Ressourcen, um die Lebens- 
situation zu verbessern. 

Ein besonderer Fokus sollte auf die Beteiligung von 
Frauen in Planungsprozessen und deren Ermächtigung 
(Empowerment) gelegt werden, da Frauen zum einen 
besonders verwundbar sind, zum anderen ihnen eine 
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Schlüsselrolle im Haushalt wie auch in den Siedlun- 
gen selbst zukommt (UN-Habitat, 2003; Chant und 
Mcllwaine, 2016; Moser, 1992; Satterthwaithe und 
Mitlin, 2014:215ff.). Positive Beispiele sind z.B. Spar- 
gruppen, die Kleininvestitionen ermöglichen, den sozi- 
alen Zusammenhalt stabilisieren und die physische Inf- 
rastruktur in informellen Siedlungen verbessern kön- 
nen (d'Cruz und Mudimu, 2013). Ein anderes Beispiel 
sind „Women's Safety Audits" in Neu-Delhi, die der 
Identifizierung spezieller Risikobereiche für Frauen in 
informellen Siedlungen zur Verbesserung der Sicher- 
heitslage dienen (UN-Habitat, 2014b). 

7. 3. 5. 2 

Mesoebene: Gesamtstädtische Aufwertungs- 
strategien und das Recht auf adäquates Wohnen 

Bei der Vielzahl an Maßnahmen zur Verbesserung der 
Wohnverhältnisse in informellen Siedlungen haben 
sich vor allem Aufwertungsprojekte (Slum Upgrading) 
als sozial und ökonomisch am tragfähigsten erwiesen 
(Kap. 7.3.1). Durch Aufwertungsprojekte werden die 
Wohnverhältnisse allerdings oft nur in wenigen Sied- 
lungen verbessert, ohne dass damit die Ursachen der Slu- 
mentwicklung in einer Stadt systematisch beseitigt wer- 
den (Augustinus, 2010:132). Nach der UN-Sonderbe- 
richterstatterin für adäquates Wohnen ist dies im Ergeb- 
nis meist ein Nullsummenspiel: Für jeden aufgewerteten 
Slum entsteht ein neuer (Farha, 2015: 17). Um eine groß- 
flächige Aufwertung der Siedlungen zu erreichen sowie 
die Entstehung neuer informeller Siedlungen zu verhin- 
dern, bedarf es von staatlicher Seite gesamtstädtischer 
Strategien zur Landnutzung, Finanzierung und Planung 
innerhalb einer umfassenden, staatlich geförderten Woh- 
nungspolitik (Augustinus, 2010: 132). Die Lehren aus 
dem MDG-Prozess zeigen, dass es vor allem einer Kom- 
bination aus Politikreformen sowie der Implementierung 
gerechter Planung und Wirtschaftspolitik zur Vermei- 
dung zukünftigen Anwachsens informeller Siedlungen 
und Slums bedarf. Sinnvoll sind komplementäre Ansätze, 
die von Bewusstseinsbildung über höhere Budgets für 
die Infrastrukturversorgung und Politikreformen bis zur 
Stärkung von Institutionen reichen (UN, 2015d:61). 
Auch UN-Habitat verfolgt mittlerweile die Strategie 
„Citywide Slum Upgrading", die einen gesamtstädti- 
schen Ansatz zur Aufwertung und Vermeidung infor- 
meller Siedlungen verfolgt (UN-Habitat, 2014b). Solche 
integrativen Maßnahmen sind nach Ansicht des WBGU 
unterstützenswert. Zudem sollte das Recht auf adäqua- 
tes Wohnen als Bestandteil der Menschenrechtsagenda, 
in der urbanen Gesetzgebung eingeführt werden, damit 
die Wohnverhältnisse in bestehenden Siedlungen ver- 
bessert und mehr Wohnraum für bedürftige Bevölke- 
rungsgruppen geschaffen werden können (Farha, 2015). 

In den letzten Jahrzehnten wurde der staatlich 


geförderte, soziale Wohnungsbau stark vernachlässigt 
und in den meisten Städten dem privaten Sektor über- 
lassen (Rolnik, 2012; Farha, 2015). Somit konnte in 
vielen Städten der Welt der Bedarf an günstigen Wohn- 
raum nicht gedeckt werden. National- und Lokalregie- 
rungen sollten wieder stärker Politiken verfolgen, die 
die Schaffung von adäquatem Wohnraum ermöglichen. 
Insbesondere sollte der soziale Wohnungsbau (wieder) 
in den Fokus von Stadtplanung genommen werden. 
Dabei ist wichtig, eine Durchmischung unterschiedli- 
cher Einkommensgruppen innerhalb des Quartiers zu 
erreichen und keine segregierten Sozialwohnungsquar- 
tiere zu bauen. Bei staatlich gefördertem Wohnungs- 
bau sollten auch Umwelt- und Klimaschutzanforderun- 
gen berücksichtigt werden. Zur Schaffung adäquater 
Lebensumstände kann auch die Nutzung natürlicher 
Baumaterialien, die oft leichter oder auch günstiger 
verfügbar sind, sowie eine modulare und erweite- 
rungsfähige Bauweise beitragen. Insbesondere sollte 
der Einsatz lokal angepasster, alternativer Baumateria- 
lien und Gebäudeisolierungen, wie z.B. Holz, Bambus, 
Stein oder Lehm gefördert werden (Kap. 4.4.1). Ebenso 
sollten verstärkt erneuerbare Energien genutzt werden, 
da diese meist nicht von einem städtischen Stromnetz 
abhängig und damit auch weniger anfällig für Strom- 
ausfälle sind. 

Neben baulichen Verbesserungen bestehender 
Slumsiedlungen ist es ebenso notwendig, adäquate 
temporäre Unterkünfte für Flüchtlinge und Migranten 
zu schaffen. Solche Unterkünfte sollten innerhalb kur- 
zer Zeit auf- und abbaubar sein, um der Fortschreibung 
von informellen Siedlungen und Slums vorzubeugen 
(Kap. 6.4.3). 

7. 3. 5. 3 

Makroebene: Vermögensumverteilung und 
Korruptionsbekämpfung 

Damit Städte integrative Strategien zur Aufwertung 
und Vermeidung informeller Siedlungen mit inadäqua- 
ten Wohnverhältnissen entwickeln und umsetzen kön- 
nen, müssen nach Ansicht des WBGU auf globaler 
Ebene insbesondere zwei zentrale Ursachen beseitigt 
werden: die extremen Vermögensdisparitäten und die 
Korruption. 

Nur eine gerechte Verteilung von Vermögen, was in 
Städten auch eine Reform der urbanen Landrechte ein- 
schließen kann (Kap. 4.3.3), ermöglicht einen gerech- 
ten Zugang zu Wohnraum für alle Bevölkerungsgrup- 
pen. Wird in den nächsten Jahrzehnten die Frage der 
Verteilungsgerechtigkeit global nicht gelöst, wer- 
den auch weiterhin Milliarden Menschen ökonomisch 
marginalisiert und ihre einzige Lebensmöglichkeit in 
informellen Siedlungen finden. Auch im Rahmen der 
Entwicklungszusammenarbeit besteht Handlungsbe- 
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darf (Kap. 9. 3. 1.5). Insbesondere sollte der finanzielle 
Beitrag der OECD-Staaten zur Entwicklungszusammen- 
arbeit mindestens 0,7% des Bruttonationaleinkom- 
mens betragen. 

Die Umsetzung geeigneter Strategien zur Verbes- 
serung der Lebensbedingungen urbaner Armutsgrup- 
pen erfordert zudem eine urbane Governance, die im 
Sinne einer gerechten Verteilung von Gütern und Chan- 
cen handelt. Zurzeit wird dies in vielen Städten durch 
weitverbreitete Korruption im öffentlichen und priva- 
ten Sektor verhindert. Für eine „gute urbane Gover- 
nance" ist es somit zentral, dass Korruption auf loka- 
ler, nationaler und internationaler Ebene erfolgreich 
bekämpft wird. Vor allem in den schnell wachsenden 
Städten der Schwellen- und Entwicklungsländer ist die 
weit verbreitete Korruption in Politik, Verwaltung und 
privaten Unternehmen dafür mitverantwortlich, dass 
Gelder verschwinden oder in falsche und unausgereifte 
Projekte investiert werden. Dies untergräbt zudem das 
Vertrauen der Bevölkerung in Regierung, Verwaltung 
und Gesellschaft. 

Durch eine gerechte(re) Vermögensverteilung und 
Bekämpfung von Korruption auf allen Governance- 
Ebenen werden die Grundlagen geschaffen, um lokal 
erfolgreiche Reformen einer Stadtentwicklung zu rea- 
lisieren, die die Bedürfnisse der gesamten Stadtbevöl- 
kerung berücksichtigt und gerechte Verwirklichungs- 
chancen bietet. 


7.4 

Reife Städte und Stadtquartiere 

Am Ende dieses „Jahrhunderts der Städte" wird der 
Großteil der Urbanisierung vermutlich vollzogen sein. 
Von 1 Mrd. in Städten lebenden Menschen 1950 über 
etwa 6 Mrd. 2050 (ca. 66% der Weltbevölkerung) wer- 
den 2100 rund 9 Mrd. Menschen (ca. 80%) Städte 
bewohnen (OECD, 20 15a: 20). So wird ein immer grö- 
ßerer Teil der Menschheit auch in „reifen" Stadtgebie- 
ten leben. Viele dieser als „reif" zu bezeichnenden Sied- 
lungsformen sind Jahrhunderte oder Jahrtausende alt 
und verfügen meist über eine ausgeprägte Infrastruk- 
tur, ein großes Angebot an Dienstleistungen und ein 
hohes Maß an Urbanität (Kap. 2.2. 1.3). 

Urbane Strukturen konnten sich in den heute als 
reif bezeichneten Siedlungen langsam entwickeln und 
an die wechselnden Bedürfnisse der Menschen und die 
technologische Entwicklung anpassen. Unterbrechun- 
gen gab es durch Phasen von Dekadenz und Zerstö- 
rung. Aufgrund der geringen Vorbestimmtheit und der 
relativen Autonomie und Eigendynamik der Einzel- 
vorhaben kann somit von einem liberalen Urbanisie- 
rungsmuster gesprochen werden, exemplarisch in mit- 


telalterlichen Siedlungen oder frühen Industriesiedlun- 
gen (Curdes, 1997). Zuvor geplante Siedlungsteile, wie 
römische Militärsiedlungen, wurden häufig überformt, 
mittelalterliche Siedlungskerne um Ringe mit geplan- 
ten Quartieren ergänzt, so etwa in London, München, 
Wiesbaden oder Dresden (Curdes, 1997). 

Im 20. Jahrhundert kamen als dominante Urbanisie- 
rungsmuster Suburbanisierung und die Nachfrage nach 
zentralen Innenstadtlagen auf (OECD, 2015a: 3 0 f f . ) . 
Das führt im 21. Jahrhundert vor allem in Industrie- 
ländern, in denen reife Stadtmuster überwiegend anzu- 
treffen sind, zu Problemlagen im Blick auf die Erhal- 
tung der natürlichen Lebensgrundlagen, auf den Schutz 
spezifischer Eigenart und auf tendenziell abnehmende 
Teilhabemöglichkeiten. 


7.4.1 

Gewachsene Städte 

„Stadt ist in irgendeiner Form immer schon da, ent- 
standen aus geographischen Gegebenheiten, über Jahr- 
hunderte angehäuften Investitionen, technischen und 
militärischen Erfordernissen, ökonomischen Interes- 
sen, politischen Machtverhältnissen, wechselnden 
städtebaulichen Leitbildern und aus den Geschichten, 
sozialen Beziehungen und Hoffnungen der Menschen" 
(Siebei, 2015:431). Die kontrafaktische Hoffnung von 
Stadtplanung war immer wieder, sie könne tabula rasa 
machen und ein urbanes Ensemble „von Null an" errich- 
ten. Doch nicht einmal in die Wüste gesetzte Stadtquar- 
tiere wie Masdar City sind ohne jede Geschichte; auf die 
Spezifika und Determinanten von Topographie, Klima 
und Geopolitik muss die Planung auch hier Bezug neh- 
men. 

Gewachsene Städte findet man nicht nur in Indus- 
trieländern. Zu den ältesten, durchgängig besiedelten 
Städten zählt auch Guangzhou (Kap. 5.5), das schon im 
9. Jahrhundert v. Chr. besiedelt und ab dem 3. Jahrhun- 
dert die Hauptstadt des Nanyue-Königreiches war. Seit- 
her ging diese historische Stadt in einer gigantischen 
Metropolregion am Perlflussdelta auf, in der heute 
mehr als 45 Mio. Menschen leben. Die meisten „reifen 
Städte" sind Mittel- und Großstädte sowie Metropolen 
in Europa, die eine römisch-germanische und mittelal- 
terliche Vorgeschichte mitbringen, und Städte in Europa 
und auf anderen Kontinenten, die im Zuge der Industri- 
alisierung und Massenwanderung nach diesem Vorbild 
entstanden sind (Kap. 2.2). Das gilt für nord- und süd- 
amerikanische Einwanderermetropolen (wie New York 
und Buenos Aires), für US-Städte im Rust Belt, der sich 
entlang der Großen Seen von Chicago über Detroit, 
Cleveland und Pittsburgh bis an die Ostküste zu den 
Metropolregionen Boston und New York City erstreckt, 
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sowie für im Rahmen der forcierten Industrialisierung 
aus dem Boden gestampfte geplante Stadtneubauten in 
Industrialisierungsregionen der Sowjetunion, der Man- 
dschurei und Japans (z.B. Nabereschnyje Tschelny, 
Changchun, Tsukuba Science City). 

Die Morphologie moderner Städte wird durch die 
permanente, mal langwährende, mal überstürzte Über- 
formung antiker, mittelalterlicher und siedlungskoloni- 
aler Grundrisse durch Fabrikanlagen, Mietwohnungs- 
komplexe und Dienstleistungsgebäude charakterisiert. 
Auf diese Weise wurden die technologische Innovation 
und der seit dem 19. Jahrhundert rasante Zuwachs an 
Bevölkerung bewältigt; „Stadtmaschinen" waren die 
zentralen Arenen sozialen Wandels. Diesen Prozess 
kann man mithilfe der zentralen Faktoren Macht, Not 
und Zeit beschreiben. 

7.4.1.1 

Macht als Kontrolle 

Die Hälfte des globalen Sozialprodukts konzentriert 
sich heute in 380 westlichen Metropolen (Seto et ab, 
2014:933) und damit auch die Macht wirtschaftlicher, 
politischer und wissenschaftlicher Eliten. Diese stel- 
len sich in markanten Repräsentationsbauten aus, doch 
zum Metropolenbild gehören ebenso eine vor allem 
im Bauwesen anzutreffende Korruption und verbrei- 
tete Wirtschaftskriminalität (z.B. die im US-amerika- 
nischen Gilded Age entstandenen Vermögenseliten; 
Cashman, 1993), des weiteren Zonen von Unsicher- 
heit und „No-go Areas", denen jeweils mit (heute elek- 
tronischen) Überwachungs- und Kontrolltechnologien 
begegnet wird. 

7.4.1.2 

Not (im Reichtum) 

Städte waren somit stets auch Orte subversiver Prak- 
tiken. Mit sozialer Anomie und Aufständen reagierten 
die Unterschichten auf ihre Proletarisierung, darunter 
Hunderttausende vom Land zugewanderte, entwur- 
zelte Arbeitskräfte, die aus ordnungspolitischer Warte 
als „gefährliche Klassen" (Chevalier, 1958; Lenger, 
2013:245ff., 514ff.) betrachtet wurden. Wohlfahrts- 
staatliche Reformen milderten Armut und Unsicher- 
heit ab und erlaubten massenhaften sozialen Aufstieg. 
Das politisch-kulturell je verschiedene Zusammenwir- 
ken von Bürgertum und Arbeiterklasse stellte sozialen 
Frieden her und führte zu einer in den Städten relativ 
egalitären Ressourcenverteilung. Die Luftangriffe ins- 
besondere auf europäische Städte während des Zwei- 
ten Weltkrieges führten häufig zu einer großflächigen 
Zerstörung gewachsener Strukturen, auf die oft ein 
rascher Wiederaufbau in den 1950er Jahren folgte. Mit 
der Deindustrialisierung ab den 1980er Jahren gerieten 
Städte (z.B. Ruhrgebiet) häufig in Finanznot, verbun- 


den mit Abwanderung und demografischen Schrump- 
fungsprozessen (Kap. 5.6). 

7.4. 1.3 

(Gestaute) Zeit 

Sogenannte „reife" Städte haben eine lange und wech- 
selvolle Geschichte, die an zahlreichen Erinnerungs- 
orten präsent ist oder hervorgerufen werden kann. 
Das Vergehen von Zeit wird im städtischen Raum les- 
bar und sichtbar, es zeigt sich in der Veränderung von 
Gebäuden, Parzellen und Vierteln. In reifen Städten mit 
bereits ausdifferenzierten Infrastrukturen bestehen 
starke Pfadabhängigkeiten; die bauliche Vergangen- 
heit steckt den Rahmen ab, innerhalb dessen sich diese 
Städte weiterentwickeln können. Neue Bedürfnisse 
können sich nur schrittweise in der vorhandenen Infra- 
struktur materialisieren. Die Struktur ist zäh und behä- 
big, Innovationen müssen sich legitimieren, da sie hohe 
mentale und materielle Veränderungskosten erzeugen 
können - Bauwerte, kulturelle Gewohnheiten, Orien- 
tierungen im Raum werden bedroht, eventuell auch 
politische Ordnungsmuster. 

7.4.2 

Der Infrastrukturfluch 

Für die gewachsene Stadt bedeutet Weiterentwick- 
lung Bauen im Bestand, d.h. weniger neu bauen und 
stattdessen anbauen, abreißen, umbauen oder einge- 
meinden. Dabei geht es vor allem um Instandhaltung 
und Instandsetzung, und auch darum „die vorhandene 
Stadt so umzubauen, dass sie die Interessen, Bedürf- 
nisse und Hoffnungen der gegenwärtigen Bewohner 
erfüllt, ohne Geschichte zu vernichten und ohne die 
Interessen, Bedürfnisse und Hoffnungen, die künftige 
Bewohner an die Stadt herantragen werden, in jedem 
Sinne des Wortes zu verbauen" (Siebei, 2015:433). Das 
kommt einer Quadratur des Kreises gleich. Das Postu- 
lat der Nachhaltigkeit, insbesondere auch der Erhalt der 
natürlichen Lebensgrundlagen, stellt hohe Anforderun- 
gen an die Innovationsfähigkeit „reifer" Städte. Mate- 
rial- und Zeitaufwand für grundstürzende Veränderun- 
gen sind hoch, die Veränderungsraten langsam. 

Eine Betrachtung reifer Stadtmuster unter den nor- 
mativen Prämissen Eigenart, Erhaltung der natürlichem 
Lebensgrundlagen und Teilhabe (Kap. 3), macht viel- 
fältige Potenziale, aber auch existenzielle Bedrohungen 
sichtbar. 

Reife Städte oder Stadtquartiere verfügen meist über 
eine langfristig gewachsene Eigenart; sie bieten der 
Bevölkerung oft vielfältige Teilhabemöglichkeiten, die 
jedoch durch wachsende sozioökonomische Ungleich- 
heiten und populistische Kampagnen geschwächt wer- 
den. Die größten Probleme reifer Städte liegen in der 
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Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen, die aus- 
differenzierten Infrastrukturen haben sich zu einem 
nur mit großem Aufwand zu verändernden „Infrastruk- 
turfluch" mit entsprechend hohen ökologischen Fuß- 
abdrücken entwickelt. Dieser Begriff ist in der Litera- 
tur noch nicht verankert und wird in Analogie zu „Res- 
sourcenfluch" gebraucht. Letzterer entsteht, wenn 
rohstoffreiche Staaten auf Grundhoher Bodenren- 
ten und Kapitalakkumulation auf Modernisierungsal- 
ternativen verzichten (Frey, 2012; Leggewie, 2013a). 
Infrastrukturfluch kann man somit eine Pfadabhängig- 
keit nennen, die - u. a. mitten in der ersten Ölkrise und 
Weltwirtschaftsflaute und ungeachtet des Berichts des 
Club of Rome über die Grenzen des Wachstums - auf 
den Ausbau einer bestimmten kostenintensiven sowie 
unflexiblen Infrastruktur setzte, wie jene der individu- 
ellen Automobilität und des LKW-Verkehrs, und nach- 
folgende Generationen damit zwingt, diesen Pfad wei- 
ter auszubauen. 

Es gilt daher vor allem die Herausforderungen für die 
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen zu benen- 
nen, um Hilfestellungen aus den Bereichen Eigenart 
und Teilhabe identifizieren zu können. In reifen Stadt- 
mustern lassen sich drei Treiber identifizieren, die in 
einem Infrastrukturfluch kulminieren: die ökonomi- 
sche Geographie, Soziodemographie und urbane Form, 
inklusive verbauter Technologie. 

1. In reifen Städten oder Stadtquartieren in Indust- 
rieländern ist in der Regel der Anteil der aus Ent- 
wicklungs- und Schwellenländern importierten 
Güter sehr hoch, weshalb reife Stadtmuster zumeist 
Netto-Konsumenten sind (Seto et al., 2014:946; 
Chavez und Ramaswami, 2011). Abhängig vom 
Energiemix und der Struktur der industriellen Pro- 
duktion entstehen hier hohe Treibhausgasemissi- 
onen. Auch wenn sie ihre Einnahmen überwiegend 
aus Dienstleistungen erwirtschaften, müssen die 
Ressourcen- und Umweltwirkungen der andernorts 
ansässigen Industrie, deren Produkte in reifen Städ- 
ten oder Stadtquartieren verbraucht werden, in die 
Bilanz der urbanen Stoffkreisläufe einbezogen wer- 
den (Brownsword et ab, 2005; Dhakal, 2009, 2010; 
Kennedy et ab, 2012). Für den Zusammenhang zwi- 
schen höheren städtischen Einkommen, höherem 
Energieverbrauch und Treibhausgasemissionen gibt 
es zahlreiche Belege (Seto et ab, 2014:947). 

2. Soziodemographische Faktoren sind nur ein unter- 
geordneter Treiber für die Emissionen reifer Städte 
oder Stadtquartiere (Seto et ab, 2014:947). Wachs- 
tumsraten sind meist niedrig und die Bevölkerungs- 
zahl ist stagnierend bis schrumpfend, was sich in 
einigen Weltregionen aufgrund der gegenwärtigen 
Flüchtlingswanderungen jedoch ändern könnte. 

3. Die baulich-räumliche Gestalt reifer Städte oder 


Stadtquartiere ist für die Treibhausgasemissionen 
höchst relevant, da sie die urbane Energienutzung 
wesentlich vorbestimmen (Seto et ab, 2014:947). 
Die über lange Zeit gewachsenen Infrastrukturen 
und eingesetzten Technologien führen zu Pfadab- 
hängigkeiten, die hohe Emissionen in der alltägli- 
chen Nutzung erzeugen. Inwiefern neue Technolo- 
giekonzepte wie Smart Cities nachhaltige Lösungen 
bieten, gilt es zu untersuchen (Kasten 2. 1-4, 2.1-5). 
Zu den gewachsenen Infrastrukturen wie Straßen und 
Brücken, Netzen und Leitungen, Kanälen und Müllhal- 
den kommen im digitalen Zeitalter neue Kommunikati- 
onsnetze dazu, während Straßen und Brücken nun mit- 
tels hoher Investitionssummen instandgesetzt werden 
und somit die Treibhausgasmissionen in die Zukunft 
verlängern. Zudem erfordert der Aufbau neuer Ener- 
gie- und Mobilitätsinfrastrukturen die Schaffung von 
Speichern für erneuerbare Energien und den Bau von 
Trassen. Die Herstellung dieser neuen Infrastruktur 
steht unter erheblichem Zeitdruck, zugleich sind gerade 
Großprojekte häufig nur zeitlich verzögert umsetz- 
bar (Westphal, 2012:2). Während ein neues Strom- 
netz aufgebaut wird, gibt es kostspielige Reparaturbe- 
darfe bei Straßen, Brücken und Gebäuden, die also eine 
doppelte Finanzierungskonkurrenz bewirken. Zugleich 
entstehen neue Zielkonflikte wie jene beim Trassenaus- 
bau zwischen Natur- und Klimaschutz. 

Dabei ist ein Infrastrukturfluch, der langfristig 
unerwünschte Pfadabhängigkeiten mit hohen Emis- 
sionsmustern zementiert, nicht durch den Austausch 
von auf fossilen Energieträgern beruhenden Infra- 
strukturen durch dekarbonisierte Infrastrukturen 
allein zu überwinden. Standardbeispiel ist das Auto, 
dessen Otto- oder Dieselmotor durch einen Elektro- 
motor ersetzt wird, während man das generelle Mobili- 
tätsmuster unverändert beibehält. Ein anderes Beispiel 
stellt die energetische Gebäudesanierung dar, die wenig 
am restlichen Strom- und Energieverbrauch oder an der 
Raumordnung ändert. Diese nicht holistisch gedach- 
ten Maßnahmen können zu einem lokalen und globa- 
len Rebound-Effekt führen (Sorrell, 2007; Sorrell und 
Dimitropoulos, 2008). Zur technisch-organisatorischen 
Pfadabhängigkeit tritt also auch ein mentaler, durch 
schwer problematisierbare und auflösbare Gewohnhei- 
ten bedingter Infrastrukturfluch (Welzer, 2011). 

Die besondere Herausforderung reifer Städte oder 
Stadtquartiere lässt sich am Beispiel der zum großen 
Teil auf Verschuldung beruhenden Verkehrsinfrastruk- 
tur exemplifizieren, deren Aufrechterhaltung und 
Erweiterung jene finanziellen Mittel beansprucht, die 
für eine klimaverträgliche Energie- und Verkehrswende 
eventuell nicht mehr bereit stehen. Ein Beispiel ist der 
Zustand der Autobahnbrücken im hoch verschuldeten 
Nordrhein-Westfalen (NRW), das insbesondere auch 
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Abbildung 7.4-1 

Entkopplung von 
Wirtschaftswachstum 
(Bruttowertschöpfung pro 
Kopf) und C-Emissionen in 
drei Städten. 

Quelle: Floater und Rode, 
2014:34 


in den urbanen Gegenden auf den individuellen Nah- 
verkehr ausgelegt ist. In NRW werden seit 2012 für 
3,5 Mrd. € fast 400 Brücken saniert, verstärkt und teil- 
weise neu gebaut, um den ständig wachsenden Schwer- 
lastverkehr tragen zu können (Leggewie, 2013b). 

Ein Blick in die USA, nach Japan und Europa, wo 
reife Städte oder Stadtquartiere in erster Linie zu finden 
sind, verdeutlicht die Herausforderungen. In den USA 
entsteht ein großer Teil der Treibhausgasemissionen 
durch den Autoverkehr, der emissionsgemindert und 
zugleich effektiver gestaltet werden muss, was ohne 
den massiven Ausbau öffentlichen Nahverkehrs kaum 
möglich erscheint (OECD, 2015a: 119). Japan hinge- 
gen, wie eine Reihe (ost)europäischer Städte sowie 
die ehemaligen Industriezentren der USA, müssen sich 
an alternde Gesellschaften anpassen (Oswalt, 2004). 
Dies bedeutet Infrastrukturen so umzugestalten, dass 
Sozial- und Gesundheitsleistungen ortsnah wahrge- 
nommen werden können, zugleich aber auch soziale 
Netzwerke erhalten bleiben und die Menschen aktiv 
Lebensqualität erfahren können (IPCC, 2014c; OECD, 
2015a: 120). Für europäische Städte besteht die Her- 
ausforderung vor allem darin, Infrastrukturen so zu 
gestalten, dass sie die im Verhältnis zu anderen Weltre- 
gionen kleinen Städte nachhaltig miteinander vernet- 
zen (OECD, 2015a: 120). 


7.4.3 

Lösungsräume und Governance-Optionen 

Stadtverwaltungen und Stadtgesellschaften können ein 
großes kreatives Potenzial zur Lösungsfindung mobili- 
sieren, wenn sie auf ihre Stärken in Bezug auf Eigen- 
art und Teilhabe zurückgreifen. Es gilt daher. Teilhabe 
und Eigenart fördernde Konzepte der Nachhaltigkeit zu 
identifizieren. Weltweit haben sich unter ganz unter- 
schiedlichen Bedingungen Innovationsspielräume für 
Pioniere des Wandels herausgebildet (Kap. 6). Reifen 
Städten kommt die Verfügbarkeit und gegebenenfalls 
Mobilisierung umfassender finanzieller Ressourcen zu 
Gute, die den Umbau der bestehenden Verkehrsinfra- 
struktur und die Umstellung auf erneuerbare Energien 
und höhere Ressourcen- und Energieeffizienz mög- 
lich erscheinen lässt. Voraussetzung ist auch hier die 
Inklusivität und sozioökonomische Teilhabe der Stadt- 
bevölkerung und funktionierende Partizipationsstruk- 
turen. Wenn Städte langsam wachsen, stagnieren oder 
schrumpfen, können Vorteile des demografischen Wan- 
dels genutzt werden. Dies ist allerdings nur möglich, 
wenn eine solide finanzielle Ressourcengrundlage erhal- 
ten bleibt. In vielen deindustrialisierten Regionen ist dies 
nicht der Fall. Reife Städte oder Stadtquartiere können 
auch ihr großes Potenzial als Zentren von Technologiew- 
issen nutzen, das Voraussetzung für die urbane Trans- 
formation zur Nachhaltigkeit ist (IPCC, 2014c: 946 ff.). 
Abbildung 7.4-1 zeigt beispielsweise, dass eine Ent- 
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kopplung von Wirtschaftswachstum und Treibhausgas- 
emissionen möglich ist. Dabei ist selbstverständlich die 
Auslagerung emissionsstarker Güter zu berücksichtigen. 
Die Beispiele veranschaulichen also nicht die indirek- 
ten Emissionen, lassen aber dennoch einen ersten mög- 
lichen Trend erahnen. Damit zeigt sich zumindest, dass 
eine Entkopplung von Transport, Heizung und Elektri- 
zität von direkten Emissionen möglich ist. 


7.5 

Urbanisierungsschub bis 2050: Sechs 
Entwicklungsrisiken globalen Wandels 

Aus der Summe und Kumulation der Urbanisierungsdy- 
namiken in den drei Stadtkonfigurationen ergeben sich, 
wenn man durch die Brille des normativen Kompasses 
schaut, sechs globale System- und Entwicklungsrisiken, 
die vor allem für Entscheidungsträger internationaler 
Kooperation von großer Bedeutung sind (Tab. 7.5-1). 
In der folgenden Auflistung stehen N für die Erhaltung 
der natürlichen Lebensgrundlagen, T für Teilhabe und 
E für Eigenart: 

> N Erdsystem : Entwicklung innerhalb der planetarischen 
Leitplanken 

Ob die planetarischen Leitplanken eingehalten wer- 
den können, entscheidet sich in den reifen Städten 
sowie den schnell wachsenden, neuen Stadtquartie- 
ren Asiens und Afrikas. Nur wenn hier klimaverträg- 
liche Städte entstehen, können gefährlicher globaler 
Umweltwandel und eine damit verbundene globale 
Bedrohung des Wohlstands verhindert werden. 

> N lokal : Lokale Umweltbedingungen als zentrale 
Bedingung für urbane Lebensqualität 

Gute lokale Umweltbedingungen (z.B. Zugang zu 
sauberem Trinkwasser, ausreichend gute Luftquali- 
tät, Abwasser- und Abfallentsorgung) sind -Voraus- 
setzung für menschliche Lebensqualität. Insbeson- 
dere die Lebensqualität von 2-3 Mrd. Menschen, 
die 2050 in informellen Siedlungen leben könn- 
ten, hängt demnach von wirkungsvollen lokalen 
Umweltpolitiken ab. 

> T substanziell/äkonomisch : Substanzielle Teilhabe und sozio- 
ökonomische Dimensionen 

In allen Städtekonfigurationen nehmen sozioöko- 
nomische Ungleichheiten und Exklusionsdynami- 
ken zu, die die Lebensqualität und die Stabilität der 
Stadtgesellschaften bedrohen. Dies gilt für Paris, 
Los Angeles, Kairo, Goma, Rio de Janeiro gleicher- 
maßen. Besonders bedroht sind von diesen Trends 
die 2-3 Mrd. Menschen, die 2050 in informellen 
Siedlungen leben könnten. Diese lokalen Exklusi- 
ons-dynamiken können auch Fluchtdynamiken in 


Gang setzen und die internationale Sicherheit bedro- 
hen. 

> T politlsch : Politische Teilhabe und Partizipation als 
Voraussetzung und Ziel für Lebensqualität 

Für die 2-3 Mrd. Menschen, die 2050 in prekären, 
informellen Siedlungen leben könnten, ist politische 
Teilhabe kaum zu realisieren. Not, oft auch Gewalt, 
zuweilen bewundernswerte Selbstorganisation, die 
auf die Abwesenheit öffentlicher Grundvorsorge 
reagiert, dominieren diese urbanen Gemeinschaften. 
In den neu entstehenden, geplanten Siedlungen, ins- 
besondere Asiens, aber auch Afrikas, werden neue 
Mittelschichten politische Teilhabe einfordern. Wo 
diese nicht zuerkannt wird, drohen politische Insta- 
bilitäten - entsprechende Dynamiken in der Türkei, 
in Tunesien, Ägypten oder auch China verweisen auf 
diese Zusammenhänge. 

> E abhängig/Teilhabe : Eigenart als Dimension urbaner 
Lebensqualität und Ressource der Nachhaltigkeits- 
transformation - abhängig von Chancen der Teilhabe 
Die Entwicklung von Eigenart als Bedingung für 
Lebensqualität und Ressource von Nachhaltigkeits- 
transformationen ist von den vorhandenen Teil- 
habe-möglichkeiten abhängig. In den reifen und neu 
geplanten Städten und Stadtquartieren wird Eigen- 
art durch soziale und politische Ungleichheiten 
unterminiert, in den informellen Siedlungen durch 
schiere Not und prekäre Teilhabechancen. Damit ist 
Eigenart für über die Hälfte der Weltbevölkerung 
bedroht. 

> E abhangig/Zeit;Not : Eigenart in informellen und neu 
geplanten Städten - Quadratur des Kreises? 
Eigenart im Sinne von kreativer und von Bürgern 
geprägter Stadtentwicklung ist für die 1-2 Mrd. 
Menschen, die bis 2050 in neu geplante Städte und 
Stadtquartiere -Asiens und Afrikas ziehen, auf- 
grund der Geschwindigkeit des Städtebaus und der 
zumeist vorherrschenden Top-down-Planung nur 
schwer realisierbar. In informellen Siedlungen, in 
denen Not und nicht selten auch Gewalt regieren, in 
denen kaum öffentliche Institutionen funktionieren 
und wo zusätzlich 1-2 Mrd. Menschen unter pre- 
kären Wohnverhältnissen leben könnten, wird sich 
Eigenart kaum ausprägen können. 
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Tabelle 7.5-1 

Urbanisierungsschub bis 2050: Entwicklungsrisiken des globalen Wandels. 
Quelle: WBGU 
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1 Ob die planetarischen Leitplanken, insbesondere die 2 “C-Leitplanke für globale Erwärmung, eingehalten werden können, 
entscheidet sich in den reifen Städten bzw. Quartieren sowie den schnell wachsenden geplanten, neu hinzukommenden 
Städten und Stadtquartieren Asiens und Afrikas. 

2 Das Wohlbefinden von 2-3 Mrd. Menschen, die 2050 in informellen Siedlungen leben könnten, wird durch oft prekäre 
lokale Umweltbedingungen (Zugang zu Wasser, Luftqualität, Abwasserentsorgung) gefährdet. 

3a Sozioökonomische Ungleichheiten und Exklusionsdynamiken bedrohen die Lebensqualität von 2-3 Mrd. Menschen, die 
2050 in informellen Siedlungen leben könnten. Lokale Exklusionsdynamiken können auch Fluchtdynamiken in Gang 
setzen. 

3b Sozioökonomische Ungleichheiten nehmen in allen Städtekonfigurationen zu. 

4a Für die 2-3 Mrd. Menschen, die 2050 in prekären, informellen Siedlungen leben könnten, ist politische Teilhabe kaum zu 
realisieren. 

4b In den neu entstehenden, geplanten Siedlungen Asiens, aber auch Afrikas, werden einige hundert Millionen Menschen, 
die zu den globalen Mittelschichten aufschließen, politische Teilhabe einfordern. Wo diese nicht zuerkannt wird, drohen 
politische Instabilitäten. 

5a Entwicklung von Eigenart, als Bedingung für Lebensqualität und Ressource von Nachhaltigkeitstransformationen, ist 
von der Existenz von Teilhabebedingungen abhängig. Stets prekäre Teilhabemöglichkeiten in informellen Siedlungen 
unterminieren für die 2-3 Mrd. Menschen, die dort 2050 leben könnten, die Chancen, Eigenart zu entwickeln. 

5b In vielen reifen und neu geplanten Städten bzw. Stadtquartieren wird Eigenart durch soziale und politische Ungleichheiten 
unterminiert. 

6 Eigenart im Sinne einer von Bürgern geprägten Stadtentwicklung, ist für die 1-2 Mrd. Menschen, die bis 2050 in neu 
geplante Städte und Stadtquartiere Asiens und Afrikas ziehen, aufgrund der Geschwindigkeit des Städtebaus und der 
vorherrschenden Top-down-Planung kaum realisierbar. In informellen Siedlungen, in denen Not und nicht selten auch 
Gewalt regieren, in denen kaum öffentliche Institutionen funktionieren und wo zusätzlich 1-2 Mrd. Menschen unter 
prekären Wohnverhältnissen leben könnten, wird sich Eigenart kaum ausprägen können. 
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Transformative urbane Governance: 
Städte befähigen 



Wie in Kapitel 2 gezeigt, müssen Städte nicht nur als 
Mitverursacher globalen Wandels, sondern auch auf 
Grund ihrer transformativen Potenziale zu Haupt- 
arenen der Großen Transformation zur Nachhaltigkeit 
werden. Der WBGU hat mit dem neu entwickelten nor- 
mativen Kompass (Kap. 3) einen Orientierungsrah- 
men vorgelegt, der einen Entfaltungsraum skizziert, in 
dem Städte sich nachhaltig entwickeln können. Inner- 
halb dieses Raums sollte es möglich sein, die natürli- 
chen Lebensgrundlagen dauerhaft zu sichern, Teilhabe 
für alle Menschen zu erreichen und durch die in der 
Dimension Eigenart formulierten Prinzipien der Gestal- 
tungsautonomie und Anerkennung von Differenz soli- 
darische Lebensqualität zu ermöglichen. 

Das nachfolgende Konzept einer transformativen 
urbanen Governance enthält Prinzipien, Instrumente 
und Maßnahmen, die essenziell für die Gestaltung eines 
Such- und Transformationsprozesses zur Nachhaltigkeit 
sind. Unter urbaner Governance versteht der WBGU 
Handlungen staatlicher und nicht staatlicher Akteure 
und Institutionen mit dem Ziel, die gemeinsamen Anlie- 
gen einer Stadt zu organisieren (Kap. 2.5). Es handelt 
sich dabei um einen andauernden Prozess, durch den 
widersprüchliche Interessen in Einklang gebracht und 
kooperatives Handeln befördert werden kann. Urbane 
Governance besteht sowohl aus formellen Institutionen 
und Instrumenten als auch informellen Verfahrenswei- 
sen und Maßnahmen. Der WBGU spricht von transfor- 
mativer urbaner Governance, wenn es sich um Gover- 
nance-Strukturen handelt, die zentral für die erfolgrei- 
che Transformation zur Nachhaltigkeit sind, indem sie 
grundlegenden Wandel befördern und über inkremen- 
teile Änderungen hinausgehen. Das Governance-Ver- 
ständnis des WBGU ist außerdem gegenüber solchen 
Auffassungen abzugrenzen, die Governance lediglich 
mit Regierungshandeln gleichsetzen. Das WBGU-Ver- 
ständnis von Governance schließt zwar das Handeln 
von Stadt- oder Nationalregierungen ein (Kap. 8.2), 
umfasst allerdings darüber hinaus auch Aktivitäten 
der Zivilgesellschaft (Kap. 8.3), Privatwirtschaft sowie 
Wissenschaft und schließt die Rolle von Städten in 
Global Governance-Strukturen ein (Kap. 8.4). Eine der 


zentralen Herausforderungen transformativer urbaner 
Governance besteht darin, diese verschiedenen Ele- 
mente und Ebenen zu einer polyzentrischen Verant- 
wortungsarchitektur zu verknüpfen, mit der die Trans- 
formation zur Nachhaltigkeit gelingen kann (Kap. 8.5). 
Die Frage „Wer regiert die Stadt?" kann nicht allein 
durch eine Analyse der zur Regierung legitimierten 
Träger von Hoheitsgewalt beantwortet werden, son- 
dern muss immer eine Vielzahl verschiedener privater 
Akteure - wie etwa Grundstückseigentümer und Inves- 
toren - umfassen (Kap. 2.5.1, 4.3). Aufgrund der gro- 
ßen Diversität der Städte und der Herrschaftsverhält- 
nisse in Städten ist es unmöglich, ein allgemeingültiges 
Konzept transformativer urbaner Governance zu ent- 
wickeln. Der WBGU hat deshalb versucht, Prinzipien 
zu entwickeln, die sich in vielen urbanen Kontexten 
anwenden lassen, die zugleich aber entwicklungsoffen 
für die Anpassung an lokale Gegebenheiten sind. 


8.1 

Herausforderungen für transformative urbane 
Governance 

Um die Große Transformation in Städten erfolgreich 
gestalten zu können, muss transformative urbane 
Governance Antworten auf die zentralen Herausforde- 
rungen finden, die sich durch die Urbanisierungsdyna- 
mik ergeben. 

Zunächst betrifft dies das Ausmaß der Verände- 
rungen. Die Urbanisierungsdynamik, insbesondere in 
Asien und Afrika, wird weiter zunehmen und voraus- 
sichtlich bis 2050 etwa 2,5 Mrd. Menschen zusätzlich 
in die Städte bringen (UN DESA, 2015). Für all diese 
Menschen müssen adäquate Wohnmöglichkeiten, 
Arbeit und lebenswerte Städte geschaffen werden. Mit 
Blick auf die planetarischen Leitplanken wird außerdem 
deutlich, wie grundlegend sich Wirtschaftssystem und 
Lebensstile im Zuge der Großen Transformation verän- 
dern müssen. Um die 2 °C-Leitplanke zu halten, muss 
das Energiesystem bis spätestens 2070 dekarbonisiert 
sein (WBGU, 2014a). Dies macht es auch in allen Städ- 


Drucksache 18/9590 


-382- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


ten notwendig, innerhalb der nächsten 50 Jahre C0 2 - 
Emissionen aus fossilen Quellen auf Null zu senken. 
Damit ist ein fundamentaler Wandel der baulich-räum- 
lichen Gestalt von Städten sowie der urbanen Mobili- 
tät verbunden. Das Überspringen technologischer Ent- 
wicklungsstufen (Leapfrogging) und die Vermeidung 
unerwünschter Pfadabhängigkeiten durch modulare 
und flexible Baumuster können hierbei zentrale Gestal- 
tungselemente sein. Allerdings gilt es, eine Reihe von 
Zielkonflikten, z. B. zwischen schnellem Bauen und 
Ansprüchen an Klima- und Ressourcenschutz, aufzu- 
lösen. 

Eine weitere große Herausforderung transformativer 
Stadtentwicklung liegt in der zu erwartenden Zunahme 
der Zahl von Menschen, die in informellen, inadäqua- 
ten und prekären Wohnverhältnissen leben müssen. 
Bereits heute leben mehr als 800 Mio. Menschen in 
Slums. Eine Teillösung wird in einer möglichst raschen 
Verbesserung der Lebensverhältnisse in Slums (slum 
upgrading) und prekären informellen Siedlungen liegen, 
eine andere Teillösung darin, solche Quartiere möglichst 
gar nicht erst entstehen zu lassen (Kap. 7.3.5). Hier 
kommt es insbesondere darauf an, dass in der Stadt- 
entwicklung stärker auf die Bedürfnisse benachteiligter 
Bevölkerungsgruppen eingegangen wird. 

Die urbane Transformation zur Nachhaltigkeit ist 
auch mit der Anforderung verbunden, die Nutzung 
von Ressourcen in Städten möglichst weitgehend in 
eine Kreislaufwirtschaft zu überführen (Kap. 4.4). 
Dabei geht es um ressourcenschonende Ver- und Ent- 
sorgungsinfrastrukturen, die anpassungsfähig, flexibel 
und resilient sind. Gemeint sind hier insbesondere die 
Verminderung des Abfallaufkommens und die effizien- 
tere Nutzung von Ressourcen, die Wiederverwendung 
von Materialien und die Wiederverwertung organischer 
Abfälle, etwa zur Bodendüngung: Diese Vorgehens- 
weise ist bekannt unter „reduce, reuse, recycle, reco- 
ver" (Abb. 2.3-12). Es geht aber auch um den Lebens- 
zyklus von Gebäuden, die modular geplant und gebaut 
werden sollten. Dadurch werden sie schon in der Nut- 
zungs- und Modernisierungsphase flexibel nutzbar und 
leicht rückbaufähig. Außerdem bleiben die Baustoffe 
wiederverwertbar (Kap. 4.4.4). 

Viele Städte oder Stadtquartiere müssen sich zudem 
auf klimawandelbedingte Änderungen, die sowohl 
schleichend, als auch in Form abrupter Extremwetter- 
ereignisse auftreten können, einstellen und entspre- 
chend vorsorgend reagieren. Rund die Hälfte aller 
Städte weltweit mit mehr als 100.000 Einwohnern liegt 
in Gebieten, die von Wasserknappheit betroffen sind, 
und viele Städte übernutzen bereits heute ihre Grund- 
wasserressourcen (Kap. 2. 3. 4. 2). Städte in flachen Küs- 
tenzonen sind besonders durch den steigenden Mee- 
resspiegel und Sturmfluten gefährdet. Solche Ereignisse 


können gravierende Folgen für die Versorgung einer 
Stadt mit Wasser, Strom und Lebensmitteln haben. Die 
Herausforderung für Städte besteht darin, die Anpas- 
sung an Klimaänderungen zu verbessern: Städte müs- 
sen sich auf diese Risiken einstellen und für den Schutz 
der Bevölkerung, für die Priorisierung künftiger Inf- 
rastrukturinvestitionen sowie für die Integration von 
Klimaschutz und Anpassung an Klimawandel in lang- 
fristige Planungen vorausschauende Strategien ent- 
wickeln. Modulares Bauen und Bebauungsformen mit 
guter Rückbaumöglichkeit können hier Teil der Lösung 
sein. Es wäre zu prüfen, inwiefern der Städtebau auch 
flexible Interimslösungen bei rasch notwendigen Ant- 
worten auf größere Migrationsbewegungen ermögli- 
chen kann. Auch hier könnte in modularem Bauen eine 
Antwort liegen (Kap. 4.2.3). 

Eine weitere zentrale Herausforderung ist der Fak- 
tor Zeit. Der Urbanisierungsprozess läuft mit großer 
Geschwindigkeit ab. Um die zusätzlichen Bewohner 
unterzubringen, müssen zeitnah neue Infrastruktur 
und Stadtquartiere entstehen. Durch diese dürfen aber 
keinesfalls Pfadabhängigkeiten geschaffen werden, die 
langfristig das Einhalten der planetarischen Leitplan- 
ken verhindern. Transformative urbane Governance- 
Strukturen müssen es also ermöglichen, kurzfristig und 
schnell zu handeln und gleichzeitig eine langfristig- 
dauerhafte Veränderung herbeizuführen. 

Die Komplexität der Veränderungsprozesse und die 
hieraus resultierenden Unsicherheiten sind eine wei- 
tere zentrale Herausforderung. Der lange Zeithori- 
zont, die Reichweite der nötigen Veränderungen und 
die Geschwindigkeit, mit der sie umgesetzt werden 
müssen, werden Wechselwirkungen und nicht inten- 
dierte, unvorhersehbare Entwicklungen und Probleme 
auslösen, auf die unmittelbar reagiert werden muss. 
Ein Blick in die Geschichte lehrt, dass es technologi- 
sche Entwicklungen geben wird, die die Transformation 
befördern können, die wir heute aber schwer antizipie- 
ren und in unsere Transformationsstrategien integrie- 
ren können (Osterhammel, 2009; Leggewie und Mess- 
ner, 2012). Die Digitalisierung ist eines der jüngsten 
Beispiele; sie hat in den vergangenen Jahren verschie- 
dene gesellschaftliche Bereiche grundlegend verändert 
(Kasten 2.1-4, 2.1-5, 8.2-3, 8.3-1). Die Gestaltung des 
Transformationsprozesses findet also mit Blick auf Pro- 
bleme und Lösungsansätze unter großer Unsicherheit 
statt. Transformative urbane Governance muss Struk- 
turen und Prozesse bieten, die mit dieser Unsicherheit 
umgehen können. 

Eine der größten Herausforderungen für Stadt- 
gesellschaften und Entscheidungsträger ist es, sich auf 
das Wagnis der Großen Transformation einzulassen. 
Dazu müssen sie tradierte Denkpfade verlassen und 
einen Paradigmenwechsel auf allen Ebenen einleiten. 
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Ein Paradigmenwechsel verändert die althergebrachten 
Denk- und Handlungsmuster nicht nur inkrementeil, 
sondern meist radikal (Kuhn, 1962; Messner, 2015). 
Für eine Mehrheit der Betroffenen jenseits der Pioniere 
des Wandels (Kap. 6) erfolgt er abrupt und kann irritie- 
ren, überfordern oder Ängste auslösen. Diese mentale 
und soziale Herausforderung für Akteure ist nicht zu 
unterschätzen und sie brauchen Unterstützung dabei, 
die Irritation als Chance für Innovation (John, 2013) 
zu begreifen. 

Aufgrund der skizzierten Entwicklungen werden 
Gestaltungselemente wie Anpassungsfähigkeit, Flexibi- 
lität, Resilienz und Modularität sowie das Überspringen 
technologischer Entwicklungsstufen (Leapfrogging) 
insgesamt in einer auf Nachhaltigkeit ausgerichteten 
transformativen urbanen Governance immer wichtiger. 

Der WBGU hat bereits in seinem Gutachten „Gesell- 
schaftsvertrag für eine Große Transformation" (WBGU, 
2011:290f.) grundlegende Elemente skizziert, die not- 
wendig sind, um die Große Transformation erfolgreich 
zu gestalten. Diese sind: 

> wissenschaftlich-technische Kapazitäten, 

> neue, progressive Wirtschaftszweige und eine hohe 
Netto-Investitionsquote, die eine schnelle Diffusion 
von Innovationen ermöglichen, 

> Akteurskonstellationen, in denen Pioniere des Wan- 
dels Impulse setzen können, 

> ein gestaltender Staat, der die Transformation durch 
aktive Prioritätensetzung befördert und seine Bür- 
gerinnen durch erweiterte Partizipationsmöglichkei- 
ten einbindet. 

Das Fundament für diese Elemente bildet ein neuer, 
virtueller Gesellschaftsvertrag, der das gesellschaft- 
liche Verständnis der Notwendigkeit einer Transfor- 
mation beinhaltet und somit Legitimität und Akzep- 
tanz für die Große Transformation schafft (WBGU, 
2011). Dieses Transformationskonzept bildet auch die 
Grundlage für den Transformationsprozess in Städten. 
Alleine wird es der gestaltende (National-)Staat, den 
der WBGU (2011) für den Transformationsprozess als 
zentralen Akteur identifiziert, in Städten nicht schaf- 
fen, die Transformation zu gestalten. Durch die Analy- 
sen der vorangegangenen Kapitel 5 und 7 wird deut- 
lich, dass die hohe Diversität der Städte, die unter- 
schiedlichen Transformationserfordernisse, die sich aus 
den verschiedenen urbanen Konstellationen ergeben, 
und die Pluralität der möglichen Transformationspfade 
es unmöglich machen, Blaupausen für Transformations- 
pfade zu entwickeln, die von oben herab (top down) in 
allen Städten implementiert werden könnten. 

Wie in Kapitel 7 dargestellt, haben reife Städte und 
Stadtquartiere in der OECD-Welt geringere Transfor- 
mationsbedürfnisse im Bereich Teilhabe, stehen aber 
vor der Herausforderung, ihre existierenden Infra- 


strukturen so umzugestalten, dass ihre Emissionen 
und ihr Ressourcenverbrauch nicht zu Verletzungen 
der planetarischen Leitplanken führen. Neu zu pla- 
nende Städte und Stadtquartiere in Entwicklungs- und 
Schwellenländern stehen vor der Aufgabe, Eigenart 
zu ermöglichen und ihr dynamisches Wachstum so zu 
gestalten, dass sie nicht die gleichen ressourceninten- 
siven Entwicklungspfade wie reife Städte in Industri- 
eländern begehen. In informellen Siedlungen stellt die 
Realisierung von Teilhabe - insbesondere substanzieller 
Teilhabe - die größte Herausforderung dar, die gelöst 
werden muss; es fehlt dort oftmals auch an politischer 
Teilhabe, Eigenart oder an Maßnahmen zur Erhaltung 
der natürlichen Lebensgrundlagen. 

Aus Sicht des WBGU ist den soeben beschriebenen 
Herausforderungen zu begegnen, indem Stadtverwal- 
tungen zur Transformation befähigt werden (Kap. 8.2). 
Dies zielt nicht nur auf Entscheidungsbefugnisse, die 
Städten gewährt werden müssen, sondern auch auf 
die Ausstattung mit Finanzmitteln sowie das Recht der 
Vertretung ihrer Belange auf nationaler Ebene. Fer- 
ner hält es der WBGU für erforderlich, die Einbezie- 
hung von Stadtbewohnerinnen zu stärken (Kap. 8.3). 
Schließlich sollten Städte befähigt werden, sich inter- 
national zu vernetzen und ihre Interessen auch auf der 
globalen Ebene einzubringen (Kap. 8.4). Die verschie- 
denen Top-down- und Bottom-up-Prozesse, die hier- 
durch entstehen, sollten im Sinne des WBGU in eine 
neuartige polyzentrische Verantwortungsarchitektur 
für eine urbane Transformation münden, die die Mehr- 
ebenenstruktur, in der Städte ihre Entscheidungen zu 
treffen haben, neu gestaltet (Kap. 8.5). 


8.2 

Stadtregierungen zur Transformation befähigen 

Aus Sicht des WBGU ist es für das Gelingen der Gro- 
ßen Transformation wesentlich, Städte zu befähigen, 
Verantwortung für ihre eigenen Entwicklungspfade 
zu übernehmen. Aufgrund der Bandbreite möglicher 
Ausgangssituationen sind die Anforderungen an die 
Befähigungsstrategien unterschiedlich herausfordernd 
(Kasten 8.2-1). Allgemein bedarf es entsprechender 
städtischer Entscheidungskompetenzen, die von über- 
geordneten regionalen oder nationalen Ebenen nach 
unten abgegeben werden müssen, wenn sie noch nicht 
auf städtischer Ebene angesiedelt wurden (Kap. 8.2.1). 
Außerdem muss die Ausstattung mit finanziellen Res- 
sourcen dem Umfang der zu erledigenden Aufgaben 
entsprechen (Kap. 8.2.2). Da öffentliche Mittel allein 
nicht ausreichen werden und private Investitionen in 
erheblichem Ausmaß notwendig sind, bedarf es Struk- 
turen, die die Gestaltungs- und Planungsmacht städ- 
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Kasten 8.2-1 

Szenarien der Leistungsfähigkeit von 
Stadtregierungen 

Erkennt man die Notwendigkeit an, dass Städte Verantwor- 
tung für ihre eigenen Transformationspfade und die damit 
verknüpften Aufgaben übernehmen müssen, ist klar, dass 
städtische Institutionen - insbesondere Bürgermeister, Stadt- 
räte und Stadtverwaltungen - über angemessene Befugnisse 
und Mittel verfügen müssen, damit sie diese Verantwortung 
wahrnehmen können. Die folgenden Szenarien veranschauli- 
chen die Bandbreite möglicher Ausgangssituationen, in denen 
sich Städte und städtische Institutionen derzeit befinden. 

Im besten Fall verfügt eine Stadt über eine kompetente 
Stadtregierung mit Fachleuten für die ihr übertragenen Auf- 
gaben. Sie hat Zugang zu unterschiedlichen Finanzierungs- 
quellen [inklusive der privaten Kapitalmärkte!, plant ihre 
Einnahmen und Ausgaben über längere Zeiträume und auf 
der Grundlage verlässlicher Finanzbeziehungen mit dem Nati- 
onalstaat. Sie ist mit ihrem Umland und mit der Nationalre- 
gierung durch ein dichtes Geflecht von sektoralen Institutio- 
nen verknüpft und sie hat eine gewachsene Identität sowie 
eine funktionierende Bürgerschaft, welche die Stadtregierung 
wählt und kontrolliert. 


tischer Institutionen und der Bewohner einer Stadt 
gegenüber Immobilieninvestoren stärken (Kap. 8.2.3). 

8.2.1 

Städtische Entscheidungsbefugnisse stärken 

Zur Stärkung städtischer Entscheidungsbefugnisse ist 
aus Sicht des WBGU die konstitutionelle Anerkennung 
von Städten der Ausgangspunkt, um innerhalb nati- 
onalstaatlicher Verfassungen die Existenz der Städte 
zunächst zu sichern. Im besten Fall würde die natio- 
nalstaatliche Verfassung städtische Autonomieberei- 
che, beispielsweise über ein kommunales Selbstverwal- 
tungsrecht, anerkennen (Kap. 8.2. 1 . 1). Die Kompetenz- 
und Aufgabenverteilung innerhalb einer Mehrebenen- 
Governance sollte sich am Subsidiaritätsprinzip, wie es 
in Kapitel 8.2. 1.2 definiert wird, orientieren. Zudem 
sollten Konsultationsprozesse zwischen lokalen, regio- 
nalen und nationalen Ebenen etabliert werden, um eine 
Einbeziehung der Städte in alle Belange mit Stadtbezug 
zu gewährleisten (Kap. 8.2. 1.3). Die im Folgenden ent- 
wickelten Inhalte einer Mehrebenen-Governance sollen 
als Orientierungsrahmen dienen, sind aber - in Abhän- 
gigkeit von politisch-rechtlichen Rahmenbedingun- 
gen und aufgrund der Vielfalt städtischer Transforma- 
tionspfade - in ihrer Erreichbarkeit und Umsetzbarkeit 
unterschiedlich herausfordernd. Die Charakterisierun- 
gen in Kasten 8.2-1 ebenso wie die in Kapitel 7 entwi- 
ckelten Muster urbaner Entwicklung machen deutlich, 


Im weitaus häufigeren Fall haben Städte keine derartigen 
Ausgangsbedingungen. Dies trifft vor allem auf Städte zu, die 
im Wesentlichen das Produkt ungesteuerten und schnellen 
Wachstums sind. Ihre Bürgerschaft ist zersplittert und nur in 
den Zentren der Mittel- und Oberschichten ansatzweise orga- 
nisiert. Diese Städte sind ständig mit dem Problem fehlender 
Zuständigkeiten konfrontiert, weil die politischen und Ver- 
waltungsstrukturen nicht schnell genug an die veränderten 
Bedingungen angepasst werden können. Sie verfügen kaum 
über Zugang zu den Finanzmärkten und verschulden sich im 
Wesentlichen gegenüber dem Zentralstaat bzw. gegenüber 
ihren Zulieferern. Sie sind nicht in der Lage, eine mittelfristige 
Haushalts- und Investitionsplanung durchzuführen, weil ihre 
Einnahmequellen und ihre Ausgabenverpflichtungen extrem 
volatil sind. Ihre Infrastrukturen (Transport, Energie, Trink- 
wasser, Abwasserentsorgung, Straßenbau) weisen trotz gro- 
ßer Anstrengungen einen hohen Modernisierungsrückstand 
auf, was zu einer De-facto-Privatisierung zahlreicher öffent- 
licher Leistungen führen kann. Stark vereinfacht lässt sich 
sagen, dass die meisten Städte in Industrieländern sowie eini- 
ge Metropolen in Schwellenländem eher durch die erste Skiz- 
ze charakterisiert sind, wohingegen die meisten Städte in 
Entwicklungs- und Schwellenländem eher der zweiten Skizze 
entsprechen, wobei die Übergänge innerhalb der gesamten 
Bandbreite fließend sind. 


wie hoch und wie unterschiedlich die Hürden zur Errei- 
chung dieser Ziele sein können. Während es beim infor- 
mellen Siedeln vorrangig um eine nachhaltige Grundbe- 
dürfnissicherung geht, müssen reife Städte oder Stadt- 
quartiere bereits in Beton gegossene Pfadabhängigkei- 
ten durchbrechen. Bei neu zu planenden Städten und 
Stadtteilen ist die zu befähigende städtische Ebene 
womöglich noch gar nicht vorhanden, sondern entwi- 
ckelt sich erst nach Entstehung der Infrastrukturen. Hat 
die Stadt ausreichende Kompetenzen im Sinne des Sub- 
sidiaritätsprinzips oder kann sie ihre Belange in Gesetz- 
gebungsprozesse mit Stadtbezug einbringen, so ist sie 
auch eher gewappnet, um beispielsweise mit den spe- 
zifischen Herausforderungen in den analysierten Sied- 
lungsmustern (Kap. 7) im Hinblick auf eine umfassende 
Transformation zur Nachhaltigkeit umzugehen. 

8.2.1.1 

Konstitutionelle Anerkennung und kommunales 
Selbstverwaltungsrecht 

Die rechtliche Anerkennung von Städten als Regie- 
rungs- und Verwaltungseinheiten ist innerhalb nati- 
onalstaatlicher Rechtssysteme sehr unterschiedlich 
gestaltet (Kap. 2.5.3. 1). Die Bandbreite reicht von einer 
Anerkennung lediglich mittels einfacher Gesetze oder 
gar Verordnungen bis hin zur rechtlichen Anerken- 
nung in der Nationalverfassung (Shah, 2006a: 1, b: 1). 
Als Ausgangspunkt der Stärkung städtischer Entschei- 
dungsbefugnisse ist daher die Anerkennung von Städ- 
ten innerhalb der nationalstaatlichen Verfassungen zu 
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fordern. Eine Version konstitutioneller Anerkennung 
ist beispielsweise in der südafrikanischen Verfassung zu 
finden, die die lokale Ebene als eine der Governance- 
Ebenen akzeptiert (Lazar und Leuprecht, 2007:8; 
South African Constitution: Chapter 3:40). 

Aktuelle Forschungen identifizieren ein Kontinuum 
der Befähigung der städtisch-lokalen Ebene, wobei eine 
starke Befähigung mit vollständiger lokaler Unabhän- 
gigkeit gleichzusetzen ist und eine schwache Befähi- 
gung durch geringe oder keine eigenen Entscheidungs- 
befugnisse gekennzeichnet ist (Stadt als „Geschöpf 
des Staates"; Rodriguez und Shoked, 2014:146). An 
Beispielen lässt sich allerdings zeigen, dass in Meh- 
rebenensystemen, in denen größere lokale Autono- 
mie herrscht, die Effektivität der lokalen Ebene im 
Vergleich besser bewertet wird (Lazar und Leuprecht, 
2007:12). Umfassende Studien hierzu stehen vor der 
Herausforderung, dass eine Methodik, die einen nati- 
onalstaatenübergreifenden Vergleich ermöglicht, noch 
nicht vollständig entwickelt ist (Wolman, 2008; Wol- 
man et al., 2010; Kap. 10.1.4). Anknüpfend an diese 
Überlegungen sowie die bereits existierende Aufgaben- 
fülle der städtischen Ebene (Kap. 2.5.3. 1; UCLG, 2013) 
und ferner die Anforderungen, die die Umsetzung 
der Großen Transformation den Städten abverlangt, 
braucht es aus Sicht des WBGU - gekoppelt an die ver- 
fassungsrechtliche Existenzsicherung - einer gewissen 
Form der konstitutionellen Anerkennung von Städten 
als Träger eigener Aufgaben, im Idealfall ein kommuna- 
les Selbstverwaltungsrecht. Das kommunale Selbstver- 
waltungsrecht wird beispielsweise in der Europäischen 
Charta zur lokalen Selbstverwaltung folgendermaßen 
definiert: „Kommunale Selbstverwaltung bedeutet das 
Recht und die tatsächliche Fähigkeit der kommunalen 
Gebietskörperschaften, im Rahmen der Gesetze einen 
wesentlichen Teil der öffentlichen Angelegenheiten in 
eigener Verantwortung zum Wohl ihrer Einwohner zu 
regeln und zu gestalten" (European Charter of Local 
Self-Government, 1985: Art. 3). In dieser oder in ande- 
ren Varianten sichert es den Städten Selbstverwaltung 
in bestimmten Bereichen zu, die beispielsweise Pla- 
nung, Finanzen, Personalangelegenheiten oder Orga- 
nisation umfassen (in Deutschland: Art. 28 Abs. 2 
Grundgesetz). Zu einer Form der konstitutionellen 
Anerkennung sollte auch ein gerichtlich durchsetzba- 
res Abwehrrecht zählen, mit dem Städte ihr Recht auf 
gewisse Autonomiebereiche gegenüber anderen Gover- 
nance-Ebenen durchsetzen können. 


8.2.1.2 

Aufgaben- und Kompetenzverteilung unter 
Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzips 

Welche Ebene in einem Mehrebenensystem bestimmte 
Kompetenzen erhält und Aufgaben wahrnimmt bzw. 
wahrnehmen sollte, ist Teil einer Vielzahl wissen- 
schaftlicher Analysen und Theorien (Lazar und Leu- 
precht, 2007; Shah, 2006a, b; Scharpf, 2009a; Frug, 
2014b; Rodriguez und Shoked, 2014; Blank, 2010). Die 
Analysen zeigen, dass Stadtregierungen und -Verwal- 
tungen eine Vielzahl von Entscheidungen und Aufga- 
ben im Mehrebenen-Governance-System bereits wahr- 
nehmen (Kap. 2.5.3. 1) und dass sie stark von dem Rah- 
men, den ihnen der Nationalstaat setzt, abhängig sind 
(Kap. 2. 5. 3. 2). Verschiedene Theorien befassen sich 
mit den Definitionen und Kerninhalten von Föderalis- 
mus, Dezentralisierung, Devolution, lokaler Autonomie 
oder Subsidiarität als möglichen Konzepten zur Vertei- 
lung von Kompetenzen und Aufgaben zwischen ver- 
schiedenen Governance-Ebenen (Blank, 2010). Wäh- 
rend in der Theorie diese Modelle der Kompetenzver- 
teilung mit einer gewissen Trennschärfe voneinander 
abzugrenzen sind (Blank, 2010:511), finden sich in der 
Praxis häufig Mischformen (Rodriguez und Shoked, 
2014; Kap. 2. 5. 3. 2). Auch die im Folgenden aufgeführ- 
ten Beispiele entstammen Mehrebenensystemen, die 
unterschiedlich föderal oder dezentral organisiert sind. 
Unabhängig von der Frage, was von welcher Ebene ent- 
schieden wird, ist die klare Abgrenzung von Kompeten- 
zen einer der wichtigsten Hebel für eine effiziente Auf- 
gabenwahrnehmung (Lazar und Leuprecht, 2007: 13). 

Gründe für eine polyzentrische Aufgabenverteilung 
Die Auswertung der genannten Analysen sowie der vor- 
angehenden Kapitel lässt aus der Sicht des WBGU dar- 
über hinaus zwei allgemeine Aussagen zu: Erstens, dass 
die lokale, städtische Ebene gewisse Merkmale birgt, 
die erweiterte Kompetenzen im Vergleich zu ande- 
ren Governance-Ebenen rechtfertigen, und zweitens, 
dass Aufgaben und Kompetenzen weder ausschließlich 
dezentral noch ausschließlich zentral, sondern polyzen- 
trisch und am Subsidiaritätsprinzip orientiert zwischen 
den Governance-Ebenen verteilt sein sollten. Einen 
Überblick über den polyzentrischen Ansatz des WBGU 
bietet Kasten 8.2-2. 

Städtische Verwaltungen und Regierungen zeichnen 
sich zunächst nicht nur dadurch aus, dass sie näher an 
den Bürgerinnen sind, sondern auch durch eine größere 
Nähe zu den Gütern, die sie bewirtschaften und den 
Dienstleistungen, die sie erbringen (Blank, 2010: 553; 
Frug, 2014b: 4). Dies macht es für sie im Vergleich zur 
nationalen Ebene u. a. einfacher, die relevanten Infor- 
mationen zur Entscheidungsfindung einzuholen (Blank, 
2010: 553). Zudem sind Städte im Idealfall zentrale 
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Orte für politische Deliberation und das Erleben von 
Gemeinschaft und Lebensqualität (Blank, 2010: 553 f.; 
Frug, 2014b: 2; Kap. 2.4). 

Neben diesen städtischen Merkmalen führt eine 
ausschließlich zentrale Aufgabenwahrnehmung durch 
die Nationalregierung dazu, dass der in Kapitel 5 und 
Kapitel 7 beschriebenen Diversität der städtischen 
Umstände und Entwicklungen nicht hinreichend Rech- 
nung getragen werden könnte (Frug, 2014b: 2). Eine 
vollständige lokale Unabhängigkeit als (dezentraler) 
Gegenentwurf würde andererseits das Risiko bergen, 
dass bestimmte Aspekte, die sinnvoll zentral geregelt 
werden könnten - wie beispielsweise einheitliche, lan- 
desweite Lehrpläne für Schulen oder Standards zum 
Schutz der Umwelt - ausgehebelt werden könnten 
(Frug, 2014a: 14, b: 2). Unter spezifischen Bedingun- 
gen kann es trotz des Subsidiaritätsprinzips sinnvoll 
sein, dass übergeordnete Ebenen entscheiden. Auf- 
grund der Tatsache, dass die Rahmenbedingungen von 
Rechtsordnung zu Rechtsordnung variieren, lässt sich 
nicht pauschal mittels eines Katalogs festlegen, wel- 
che Entscheidungen eine derartige Hochzonung von 
Kompetenzen von einer lokalen auf eine regionale oder 
nationale Ebene bedingen. Beispielsweise kommt sie in 
Betracht, wenn benachbarte Städte in enger ökonomi- 
scher Konkurrenz stehen, durch stetige Deregulierung 
neue Investoren anziehen, dadurch aber gesamtgesell- 
schaftlich nachteilige Entwicklungen in Gang setzen. 
Hier könnte es zweckmäßig sein, dass die regionale oder 
nationale Ebene koordinierend eingreift und für alle 
Städte verbindliche Mindeststandards setzt. Eingriffe 
sind auch dann sinnvoll, wenn aufgrund von Klientel- 
politik oder gar Korruption auf der lokalen Ebene Teile 
der Bevölkerung ausgegrenzt oder benachteiligt wer- 
den (Frug, 2014a: 14). Das Städtebeispiel von Kopen- 
hagen zeigt, dass es empfehlenswert ist, bestimmte 
Aufgaben, wie die Koordinierung und Steuerung eines 
Transportsystems, auf regionaler Ebene durchzuführen 
(Kap. 5.4). Im Bereich der regionalen Planung illustriert 
das Beispiel des Ruhrgebiets, dass regionale Masterpla- 
nung funktionieren kann (Kap. 5.6.5). 

Will man in bestimmten Bereichen eine gewisse 
Standardisierung erreichen, so ist es sinnvoll, die nati- 
onalstaatliche Ebene ebensolche Standards setzen zu 
lassen: So sollte ein Staat Gemeinwohlziele für alle 
Städte in seinem Territorium festlegen. Die Erfüllung 
von Gemeinwohlzielen sollte allerdings den Städten 
einen Gestaltungsspielraum lassen. Der Nationalstaat 
kann nur die Grenzen dieses Spielraums kontrollieren. 
Gleiches kann für die regionale Ebene gelten, die sinn- 
voll Regelungen für einen größeren räumlichen Bereich 
treffen kann. Das transformative Handlungsfeld „Mate- 
rialien und Stoffströme" (Kap. 4.4) bietet hierzu ein 
gutes Beispiel: Um dort optimale Ergebnisse zu erzielen, 


sind Regelungen auf nationaler oder gar internationaler 
Ebene erforderlich, die gemeinsame Ziele oder Steue- 
rungsmechanismen enthalten. Werden solche Regelun- 
gen sowie Standards allerdings auf diesen übergeord- 
neten Ebenen ausgehandelt und vereinbart, so müssen 
Umsetzung und Durchführung auf der lokalen Ebene 
und ihre diesbezüglichen Kapazitäten und finanziellen 
Ressourcen mitberücksichtigt werden (Kap. 8.2.2). 

Im Gegensatz dazu lässt sich beispielsweise im 
transformativen Handlungsfeld „urbane Gesundheit" 
(Kap. 4.5) erkennen, dass Vorgaben auf nationaler 
Ebene zwar wichtig sind, um bestimmte Standards für 
einen Gesamtstaat zu gewährleisten, dass die lokale 
und damit die Stadtebene aber besondere Bedeu- 
tung entfaltet, wenn es beispielsweise um Aspekte der 
Gesundheitsvorsorge geht. Polyzentrische Governance- 
Ansätze erlauben es also, problem- und kontextspezi- 
fisch die Vorteile zentraler und dezentraler Politikge- 
staltung miteinander zu verbinden und deren jeweilige 
Nachteile und Grenzen zu minimieren (Ostrom, 2010). 

Umsetzung mittels des Subsidiaritätsprinzips 
Als Richtschnur für die Entscheidung, auf welcher 
Ebene welche Entscheidung bestmöglich getroffen 
wird, kann das Subsidiaritätsprinzip dienen, das allge- 
mein besagt, dass immer die kleinste dazu geeignete 
Einheit eine Aufgabe wahrnehmen sollte (Blank, 2010). 
Im europäischen Recht wird dieses Prinzip derart spe- 
zifiziert, dass die „Zuständigkeitsprärogative" dabei bei 
der „kleineren Einheit [...] nach Maßgabe ihrer Leis- 
tungsfähigkeit" (Calliess, 2011: Art. 5 EUV Rn. 20) 
liegt. Dieser Interpretation schließt sich der WBGU an 
und wendet sie auf die Kompetenz- und Aufgabenver- 
teilung im Mehrebenensystem an: Die lokale Ebene ist 
danach nicht immer, sondern in Abhängigkeit von ihrer 
Leistungsfähigkeit, die Ebene, auf der Entscheidungen 
getroffen werden sollten. Das oben genannte Selbstver- 
waltungsrecht sowie die Stärkung kommunaler Finanz- 
und Personalkapazitäten sind damit wesentliche Vor- 
aussetzungen, um dem Subsidiaritätsprinzip Geltung 
zu verschaffen, denn ohne diese Voraussetzungen wird 
das Kriterium der Leistungsfähigkeit substanzlos. Die 
vom WBGU anvisierte Umsetzung des Subsidiaritäts- 
prinzips würde aufgrund des Merkmals der besten Eig- 
nung zudem umfassen, dass bestimmte Aufgaben aus 
einem Bereich, wie beispielsweise Umweltschutz, von 
verschiedenen Ebenen geteilt wahrgenommen werden 
könnten, solange die jeweilige Ebene die am besten 
geeignete Ebene für den Teilbereich der Aufgabe ist. 
Folgt man dieser Perspektive, können zugleich Politik- 
verflechtungsfallen und Koordinationsblockaden ver- 
mieden werden (Scharpf, 2009b). 

Das Prinzip, Entscheidungen auf der niedrigsten 
möglichen Ebene zu treffen, muss dabei nicht bei den 
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Kasten 8.2-2 

Der polyzentrische Ansatz des WBGU 

Polyzentrische Ansätze könnten die Attraktivität von Städ- 
ten stärken, die Nachteile überzogener Konzentration und 
Verdichtung von Städten vermeiden und zugleich die Vorteile 
dezentraler Siedlungsmuster mobilisieren. Die konventionelle 
Dichotomie zwischen Stadt- und Landflucht, von Konzentra- 
tion und Dispersion von Siedlungsstrukturen, wird durch eine 
Perspektive überwunden, die statt auf klare Trennungen zwi- 
schen „Stadt" und „Land" und auf „Zentrum" und „Periphe- 
rie" systematisch auf Vernetzungen zwischen Siedlungspolen 
sowie auf Zwischenräume setzt, die kleine und große Städte 
sowie rurale Räume verbinden. 

Polyzentrische Stadtentwicklung ist beispielsweise ein 
Rahmenkonzept der EU und richtet sich auf Brückenbildung 
zwischen Agglomeration und dekonzentrierter Region, nicht 
auf die Polarisierung. Eine Stärkung von Klein- und Mittel- 
städten sowie deren Vernetzung mit größeren Städten ver- 
bindet die Vorteile von Agglomeration und Dezentralität mit- 
einander. 

Eine solchermaßen hybride Siedlungsstrategie, die poly- 
zentrische Ansätze betont, ist für eine Reihe von Dimensio- 
nen der urbanen Entwicklung relevant: 

> Polyzentrische Raumstrukturen ermöglichen eine bessere 
Ressourcennutzung, wenn Wasser, Nahrungsmittel oder 
Energie nicht mehr von weit her in die wenigen Zentren 
transportiert werden müssen. Dezentrale Versorgung mit 
erneuerbaren Energien und digitale Vernetzung können 
die Vorteile polyzentrischer Raumstrukturen unterstützen 
(Kap. 2.3.21. 


Stadtregierungen selbst enden, sondern bedeutet, dass 
dort, wo dies möglich ist, Entscheidungsbefugnisse 
auf die Quartiers- oder Nachbarschaftsebene bzw. die 
niedrigstmögliche Verwaltungseinheit der Stadt dele- 
giert werden sollten. Dies vereinfacht die Einbindung 
der Bewohner und die Gestaltung von Partizipations- 
prozessen (Kap. 8.3.1). Diese Anwendung des Subsidi- 
aritätsprinzips könnte die Entstehung einer polyzentri- 
schen Mehrebenen-Governance-Struktur unterstützen 
(Kap. 8.5). 

8.2. 1.3 

Einbindung in regionale und nationale 
Gesetzgebungsprozesse 

Für eine stärkere Berücksichtigung städtischer Belange 
ist eine Einflussnahme auf nationale wie regionale Poli- 
tiken und Gesetzgebung mit Stadtbezug wesentlich. Die 
Frage, ob ein System grundsätzlich zentral oder dezent- 
ral ausgestaltet ist, ist dabei nicht zwingend bedeutsam 
(Lazar und Leuprecht, 2007:12). Eine solche Einbin- 
dung würde die vorgeschlagene Um- und Durchsetzung 
des Subsidiaritätsprinzips allerdings befördern (Kap. 
8.2. 1.2), denn so könnten Konsultationen über die 
beste Eignung einer Governance-Ebene zur Wahrneh- 


> Polyzentrische Siedlungsstrukturen und polyzentrische 
Städte begünstigen kulturelle Identitätsbildung, verbin- 
den Diversität von Stadtgesellschaften mit überschaubaren 
Siedlungsmustern sowie Quartieren, können Segregations- 
trends einhegen und öffnen Räume für Konnektivität und 
Innovation (Kap. 2.4.2, 3.5.3). 

> Polyzentrische Stadtstrukturen erhöhen die Absorptions- 
fähigkeit und Resilienz von Stadtgesellschaften gegenüber 
Schocks wie klimainduzierten Extremwetterereignissen 
oder Immigrationsschüben (Kap. 5.4, 8.1). 

> Polyzentrische Entscheidungsfindung und polyzentrische 
Govemance-Strukturen in Städten setzen auf die Beteili- 
gungsmöglichkeiten der lokalen Zivilgesellschaft und kol- 
laborative Governance (Kap. 8.3). 

> Städte sollten zudem in eine polyzentrische Verantwor- 
tungsarchitektur eingebettet sein. Indem Städten und ihren 
Zivilgesellschaften in den Nationalstaaten mehr Gestal- 
tungsfähigkeit eingeräumt wird (vertikale Einbettung der 
Städte plus lokale Gestaltungsspielräume) und diese sich 
horizontal vernetzen können, entsteht eine lokal-national- 
global gestaffelte Governance- und Verantwortungsarchi- 
tektur, bei der Verantwortungen an verschiedenen, von 
einander (teilweise) unabhängigen Knotenpunkten über 
unterschiedliche Governance-Ebenen verteilt sind. Diese 
polyzentrische Governance-Perspektive stellt Abstim- 
mungsmechanismen und Reflexivitäten her, die die relative 
Unabhängigkeit (Independenz) von Städten (aber auch 
Staaten), bei gleichzeitig hoher Interdependenz zwischen 
ihnen betont" (Kap. 8.2, 8.5). 


mung einer Aufgabe ermöglicht werden. Der Schlüssel 
liegt in der institutionalisierten Möglichkeit zur Inter- 
aktion zwischen der lokalen und den anderen Ebenen 
eines Staates. Während dies in Deutschland beispiels- 
weise durch die Geschäftsordnung des Bundestages für 
Gesetzentwürfe gilt, die die kommunale Ebene betref- 
fen, regelt in Mexiko die Verfassung explizit die Einbe- 
ziehung der Kommunen in Bereiche, die sie betreffen - 
beispielsweise in das nationale Planungssystem (Lazar 
und Leuprecht, 2007:8). Angezweifelt wird indes, ob 
dieses Recht in Mexiko durchgesetzt wird (Lazar und 
Leuprecht, 2007:9). Obwohl in Deutschland im Zuge 
der Föderalismusreform diskutiert wurde, die Einbezie- 
hung der Kommunen in Gesetzgebungsbelange, die sie 
betreffen, im Grundgesetz allgemein festzulegen, ver- 
blieb lediglich eine Bestimmung in der Geschäftsord- 
nung des Bundestages (Söbbeke, 2006). § 69 Abs. 5 
der Geschäftsordnung bestimmt, dass Bundestagsaus- 
schüsse bei der Beratung von Gesetzentwürfen, die 
kommunale Belange berühren - insbesondere wenn die 
Kommunen diese auszuführen haben oder wenn ihre 
Finanzen oder Verwaltungsstrukturen betroffen sind - 
den kommunalen Spitzenverbänden die Möglichkeit zur 
Stellungnahme geben müssen. Ein anderes Beispiel für 
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eine Möglichkeit der Kommunen, auf materielle Recht- 
setzung Einfluss zu nehmen, findet sich im (Landes-) 
Planungsrecht; so entsenden Kommunen Vertreter in 
Regionalräte, die wiederum die Aufstellung von Regi- 
onalplänen beschließen (z. B. §§ 6 ff. Landesplanungs- 
Gesetz NRW). In den USA existiert eine formelle Inter- 
aktion zwischen lokaler und nationaler Ebene dagegen 
nicht; dennoch sind Kooperationen auf administrativen 
Ebenen nicht ausgeschlossen (Lazar und Leuprecht, 
2007: 8; Vorschlag für eine Restrukturierung in den 
USA: Frug, 2014a). Generell gilt: Wenn Städten Kon- 
sultationsmöglichkeiten eröffnet würden, wäre sicher- 
gestellt, dass die Belange von Städten gehört und ernst 
genommen werden können. 

8.2.2 

Finanzierung der nachhaltigen Stadtentwicklung 

Durch die rasante Urbanisierung wächst der Handlungs- 
und Investitionsdruck auf lokale, nationale und inter- 
nationale Akteure, um bis 2050 adäquate Versorgungs- 
strukturen für zusätzliche 2,5 Mrd. Stadtbewohner- 
innen bereitzustellen (UN DESA, 2014). Schätzungen 
des Finanzierungsbedarfs für Modernisierung, Erweite- 
rung und Neubau von Infrastruktur in den nächsten 15 
Jahren liegen im hohen zweistelligen Billionenbereich: 
So schätzt CCFLA (2015) den Bedarf auf 93.000 Mrd. 
US-$, Gouldson et al. (2015) auf 89.000 Mrd. US-$ und 
McKinsey (2013) auf 57.000 Mrd. US-$. Während die 
Kosten einer klimaresilienten und emmissionsarmen 
urbanen Infrastruktur relativ genau beziffert werden 
(CCFLA, 2015), werden Finanzmittel für eine sozialver- 
trägliche Stadtgestaltung sowie die Stärkung oder den 
Aufbau einer (transformativen) Governance, insbeson- 
dere für zusätzliche Planstellen, zum jetzigen Zeitpunkt 
noch wenig thematisiert. 

Städte müssen über ausreichende finanzielle Kapa- 
zitäten verfügen, um wachsende lokale Aufgaben 
wahrzunehmen, nachhaltige Investitionen zu tätigen, 
Anreize für die Generierung privater Mittel setzen zu 
können und eine mit Nachhaltigkeitskriterien in Ein- 
klang stehende Lenkungswirkung in Bezug auf private 
Investitionen ausüben zu können. Insbesondere in Ent- 
wicklungs- und Schwellenländern ist die Planungs- und 
Gestaltungshoheit in vielen Städten durch zu geringe 
finanzielle, institutionelle und personelle Kapazitäten 
bereits jetzt eingeschränkt (Kap. 2.5.3, 2.5.4). Jedoch 
ist auch in Städten, die bereits über effiziente Verwal- 
tungen und weitreichende Finanzautonomie verfügen, 
die lokale Einkommensbasis regelmäßig zu gering, um 
neben der Erfüllung öffentlicher Aufgaben auch die für 
die Transformation zur Nachhaltigkeit erforderlichen 
umfangreichen Infrastrukturinvestitionen zu finanzie- 


ren. Da öffentliche Einnahmen in vielen Ländern allein 
nicht ausreichen um die urbane Transformation zur 
Nachhaltigkeit zu bewerkstelligen, ist privates Enga- 
gement nötig, um die Finanzierungslücke zu schließen 
(Merk et al., 2012). 

8. 2.2.1 

Kommunale Verwaltung und Finanzbasis stärken 

Interne Finanzierung 

Zuständigkeiten und Instrumentenportfolios im Mehr- 
ebenensystem sind abhängig von den jeweiligen nati- 
onalen Rahmenbedingungen. Handlungskompetenzen 
von Städten unterscheiden sich insofern stark. Gene- 
rell lässt sich beobachten, dass sowohl die administ- 
rative Kompetenz der lokalen Ebene als auch die fis- 
kalische Dezentralisierung mit dem Wohlstandsniveau 
eines Landes zunehmen (Ivanyna und Shah, 2012). 
Um ihre finanzielle Situation zu verbessern, sollten 
Städte und Kommunen sowohl auf der Einnahmen- 
seite als auch auf der Ausgabenseite langfristige finan- 
zielle Zielvorgaben festlegen und möglichst Finanzie- 
rungsinstrumente einsetzen, die eine Lenkungswirkung 
im Sinne des WBGU-Kompasses entfalten. Zunächst 
geht es darum, ein professionelles und transparentes 
Finanzmanagement aufzubauen und darin enthaltene 
Wirtschaftlichkeitsprinzipien und Kontrollmechanis- 
men konsequent anzuwenden (Meyer, 2016). Ein pro- 
fessionelles städtisches Finanzmanagement kann nicht 
nur den städtischen Finanzbedarf erheblich reduzie- 
ren, sondern es ist auch die Grundlage dafür, die Kre- 
ditwürdigkeit zu verbessern und potenzielle Investoren 
zu gewinnen. 

Gleichzeitig müssen die Potenziale der Einnahmen- 
seite in Wert gesetzt werden, da das Potenzial bestehen- 
der Finanzierungsinstrumente in vielen Städten welt- 
weit noch nicht ausgeschöpft ist. Der Anteil der durch 
Grundsteuern generierten Einnahmen liegt in Indus- 
triestaaten beispielsweise zwischen 40% und 50% 
(UN-Habitat, 2015c); in den angelsächsischen Ländern 
werden lokale Steuereinnahmen nahezu ausschließlich 
über die Grundsteuer generiert (Kap. 2.5.4). Die Erhe- 
bung von Grundsteuern setzt jedoch Katasterämter 
sowie Kapazitäten zur Wertermittlung von Grundstü- 
cken und Gebäuden voraus, welche insbesondere in 
Entwicklungs- und Schwellenländern häufig nicht vor- 
handen sind (Kap. 4. 3. 1.3). Daher liegt in diesen Län- 
dern der Anteil der Grundsteuer an den lokalen Einnah- 
men im Durchschnitt lediglich bei 3-4% (UN-Habitat, 
2015c). Grundsteuern können eine dynamische und 
regelmäßige Einkommensquelle insbesondere in schnell 
wachsenden Städten bilden, da dort hohe Preissteige- 
rungen zu erwarten sind. Weiterhin sind Grunder- 
werbssteuern insbesondere in Städten, die attraktiv für 
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Investoren sind und somit ein relativ hohes Transakti- 
onsvolumen aufweisen, eine relevante Einnahmequelle 
(UN-Habitat, 2009a). Um neben der Stärkung der kom- 
munalen Einnahmen eine Lenkungswirkung im Sinne 
der Nachhaltigkeit zu erzielen, könnten beispielsweise 
progressive Steuersätze, die individuelle Bewertung 
höherwertiger Grundstücke und Immobilien oder die 
Kopplung des Steuersatzes an den Flächenverbrauch in 
Betracht gezogen werden. Die Einrichtung der entspre- 
chenden personellen und institutionellen Kapazitäten 
würde ein erhebliches Einnahmepotenzial generieren 
und eine effiziente Verwaltung der Einnahmen erleich- 
tern (von Haldenwang et al., 2015). 

Auch die Erhebung von Gebühren für kommunale 
Leistungen wie Wasserversorgung oder Abfallentsor- 
gung ist in Entwicklungs- und Schwellenländern weit- 
gehend ungenutzt (UN-Elabitat, 2009a). Neben der 
Finanzierung der entsprechenden kommunalen Leis- 
tung würden Nutzungsgebühren auch Anreize für den 
nachhaltigen Umgang mit Ressourcen setzen. Beispiels- 
weise erzeugen Abfallgebühren für den Verbraucher 
einen finanziellen Anreiz, weniger Müll zu produzieren 
oder stärker auf Recycling zu achten. 

Neben der Einführung neuer Finanzierungsinstru- 
mente und dem Aufbau entsprechender Verwaltungs- 
einrichtungen bildet die Steigerung der Zahlungsbereit- 
schaft der Bevölkerung einen Hebel, um Steuern und 
Gebühren auf lokaler Ebene effektiver einzusetzen. 
Die Erfahrungen zeigen, dass die Zahlungsbereitschaft 
auch in einkommensschwachen Bevölkerungsgruppen 
grundsätzlich vorhanden ist, wenn eine Verbesserung 
der Versorgungssituation spürbar ist (Ikeda, 2014). 
Damit Leistungsempfänger die Qualität der öffent- 
lichen Verwaltung beurteilen können, bedarf es der 
Transparenz über Einnahmen und die Verwendung der 
Mittel. Darüber hinaus ist eine leichtere Zuordnung der 
Einnahmequellen und der Verwendung der Einnahmen 
möglich, wenn Gebühren für lokale öffentliche Leis- 
tungen so gut wie möglich an die Kosten der öffentli- 
chen Leistung angepasst werden (World Bank, 2015d). 
Städte und Kommunen sollten daher Informationen 
über öffentliche Einnahmen und Ausgaben für Infra- 
struktur und öffentliche Leistungen gegenüberstellen 
und öffentlich verfügbar machen. 

Die Fähigkeit von Städten und Kommunen, eigene 
Einnahmen zu erzielen, ist neben der personellen und 
institutionellen Ausstattung auch an den Zuschnitt 
der Verwaltungseinheiten gebunden. Die administra- 
tiven Grenzen stimmen jedoch oftmals nicht mit der 
sozioökonomischen Einheit des Stadtgebietes über- 
ein. Lokale Arbeitsmärkte beispielsweise sind über 
Pendlerbewegungen definiert. Arbeitnehmer, die wei- 
tere Pendelstrecken zurücklegen, konsumieren einen 
Teil der von ihnen benötigten öffentlichen Leistungen 


am Arbeitsort. Ihre Steuern und Gebühren zahlen sie 
jedoch innerhalb der Wohngemeinden. Dies erschwert 
die Finanzierung lokaler Ausgaben durch lokale Ein- 
nahmen, da diese sich auf unterschiedliche Kommunen 
verteilen. 

Insbesondere in Großstädten und Agglomeratio- 
nen sind die Governance-Strukturen fragmentiert. In 
schnell wachsenden Städten ändert sich die räumli- 
che Ausdehnung des Stadtgebietes schnell und oftmals 
unabhängig von den bestehenden Verwaltungsstruktu- 
ren. Dadurch erhöht sich der Kooperationsaufwand zur 
Bereitstellung öffentlicher Leistungen, die über admi- 
nistrative Grenzen hinausreichen. Studien in OECD- 
Ländern belegen, dass stark fragmentierte Gover- 
nance-Strukturen beispielsweise Investitionen in die 
Verkehrsinfrastruktur beeinträchtigen, eine effektive 
Stadtplanung erschweren und die Produktivität einer 
Stadt verringern (Ahrend et al., 2014a, b). Daher soll- 
ten langfristig funktionale und administrative Grenzen 
in Einklang gebracht und auf eine verbesserte Koordi- 
nation der lokalen Gebietszuständigkeiten hingearbei- 
tet werden. 

Externe Finanzierung 

Die Dezentralisierung fiskalischer Kompetenzen und 
die Verteilungsschlüssel der Transferzahlungen sind 
weltweit sehr unterschiedlich ausgestaltet. Im Regelfall 
reichen die eigenen lokalen Einnahmen nicht aus, um 
die lokalen öffentlichen Aufgaben zu erfüllen (Faust 
und von Haldenwang, 2010). In vielen Städten in Ent- 
wicklungsländern fehlt es darüber hinaus an einer flä- 
chendeckenden Versorgung mit lokalen öffentlichen 
Leistungen. Hauptziel der Zuweisungen der National- 
staaten an die lokale Ebene sollte daher die Sicherstel- 
lung einer soliden Basisfinanzierung der Kommunen 
sein, um einen Mindeststandard an öffentlichen Ver- 
sorgungsleistungen und somit die substanzielle Teil- 
habe zu gewährleisten. Stabile jährliche Zuweisungen 
sind auch nötig, um den Kommunen eine langfristige 
Budgetplanung zu erlauben. Eine relative Stabilität der 
Transferzahlungen kann beispielsweise durch deren 
Kopplung an die nationalen Einnahmen erreicht wer- 
den. Dazu sollte der Anteil der Zuweisungen an den 
nationalen Einnahmen über mehrere Jahre festgelegt 
werden (World Bank, 201 5d). 

Neben einer Grundsicherung sollten Transferzahlun- 
gen dazu eingesetzt werden, die lokalen Verwaltungs- 
kompetenzen zu stärken. Der Aufbau von Verwaltungs- 
strukturen und Governance-Kompetenzen stellt in vie- 
len Städten das größte Hindernis dar, um eigenstän- 
diger als bisher gegenüber dem Nationalstaat agieren 
zu können und in der Lage zu sein, die ihnen zur Ver- 
fügung stehenden Finanzierunginstrumente effektiv 
zu nutzen. Indien setzt beispielsweise eine Kopplung 
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der Transferzahlung seit 2005 erfolgreich ein, um den 
Aufbau von lokalen Verwaltungsstrukturen voranzu- 
treiben. Dort können Kommunen nationale Finanzie- 
rung für Infrastrukturprojekte, Governance und Basis- 
dienstleistungen beantragen, wenn sie sich verpflichten 
Reformen zu durchlaufen. Im Fokus stehen der Aufbau 
effizienter Finanzmanagementsysteme, Katasterämter 
und administrative Kompetenzen zur Gebührenerhe- 
bung oder Ermittlung von Grundstücks- und Immobili- 
enverkehrswerten (UN-Habitat, 2015c). 

In Ländern, die bereits über eine flächendeckende 
Versorgung mit öffentlichen Leistungen verfügen, soll- 
ten die Verteilungsschlüssel vorhandene Entwicklungs- 
potenziale unterstützen. Dabei sollte bei der Nutzung 
steuerlicher Anreize darauf geachtet werden, dass eine 
Balance zwischen ökonomischer Effizienz und sozialer 
Gerechtigkeit bestehen bleibt und ein Steuerunterbie- 
tungswettbewerb zwischen den Kommunen und Städ- 
ten vermieden wird. 

Finanzmärkte 

Die stärkere Nutzung von Finanzmärkten ist mit- 
tel- bis langfristig bedeutend für die Finanzierung der 
für die Transformation zur Nachhaltigkeit erforderli- 
chen Infrastrukturinvestitionen (Meyer, 2016). In den 
Städten der Industrieländer war der Zugang zu Kredi- 
ten und zu den Finanzmärkten für einen Großteil der 
Infrastrukturinvestitionen in den letzten zwei Jahr- 
hunderten essenziell. Voraussetzung dafür ist jedoch, 
dass Städte und Kommunen in der Lage sind, ausrei- 
chende eigene Einnahmen zu erzielen und dass ein pro- 
fessionelles und transparentes lokales Finanzmanage- 
ment etabliert ist. Diese Voraussetzungen sind in vie- 
len Städten nicht gegeben. Die Entwicklung von Inst- 
rumenten für ein effizientes Schuldenmanagement und 
der Erzielung stetiger Einnahmen auf lokaler Ebene ist 
daher zentral. 

Für Städte und Kommunen, die regelmäßige und 
umfangreiche eigene Einnahmen generieren sowie ein 
erfolgreiches Finanzmanagement vorweisen können, 
sollte eine Erleichterung des Zugangs zu den Kapi- 
tal- und Finanzmärkten geprüft werden. Dabei muss 
gewährleistet sein, dass das aufgenommene Kapital für 
Investitionen - und nicht zur Finanzierung laufender 
Ausgaben - verwendet wird, um leichtfertige Schul- 
denfinanzierung auszuschließen. Da es für kommunale 
Kredite, Kommunalanleihen, Green Bonds (nachhaltige 
Anleihen) und ähnliche Finanzierungsinstrumente bis- 
lang kaum Standards und Sekundärmärkte gibt, ist es 
wichtig, die bestehenden Instrumente und den entspre- 
chenden Markt weiterzuentwickeln, um die Finanzrisi- 
ken sowohl für Investoren als auch für die Stadtverwal- 
tung möglichst gering zu halten. 

Branchen, die das Potenzial haben, eine große trans- 


formative Wirkung zu erzielen, sollten durch gezielte 
Kreditvergabe von nationalen und regionalen Banken, 
beispielsweise durch Festlegung eines Kreditvergabe- 
anteils, gefördert werden (priority sector lending). Dies 
gilt insbesondere für Technologien, die Entwicklungs- 
sprünge erlauben (Leapfrogging), wie beispielsweise 
erneuerbare Energien, Mikronetze oder öffentliche 
Verkehrssysteme. 

8. 2. 2. 2 

Privates Kapital für urbane Infrastruktur 
mobilisieren 

Die Finanzierung der nachhaltigen Stadtentwicklung 
steht im Kontext der Debatte über ein global nachhal- 
tiges Finanz- und Wirtschaftssystem. Im Zuge der glo- 
balen Finanzkrise wurden in den letzten Jahren umfas- 
sende Reformen angestoßen (FSB, 2014), um das glo- 
bale Finanzsystem krisensicherer zu machen und 
Finanzstabilität zu gewährleisten. Seit der Einigung auf 
die Agenda 2030 mit den SDGs als einheitliche interna- 
tionale Entwicklungsziele (Kap. 8. 4. 1.1) und Klimaziele 
durch das Übereinkommen von Paris (Kap. 8.4. 1.2) im 
Jahr 2015 werden neben der Stabilität der Finanz- 
märkte auch der Beitrag des Finanzsystems zur Rea- 
lisierung dieser Ziele diskutiert. Um die 17 SDGs bis 
2030 sowie eine langfristige Beschränkung der Erder- 
wärmung auf weniger als 2 °C, idealerweise nicht mehr 
als 1,5°C, zu erreichen, werden umfassende finanzielle 
Mittel benötigt. Daher ist eine Verbindung des finan- 
ziellen Ordnungsrahmens mit den nachhaltigen Ent- 
wicklungszielen sowie eine zunehmende Koordinie- 
rung und Zusammenarbeit zwischen dem öffentlichen 
Sektor und der Finanzwirtschaft nötig (UNEP und IEH, 
2015). Im Pariser Übereinkommen ist dieses Ziel bereits 
völkerrechtlich verankert: Artikel 2 definiert das in Ein- 
klang bringen von Finanzflüssen mit „einem Weg hin 
zu einer hinsichtlich der Treibhausgase emissionsar- 
men und gegenüber Klimaänderungen widerstandsfä- 
higen Entwicklung" als eines von drei Zielen (UNFCCC, 
2015a: Artikel 2(1)). 

Auf internationaler und auf Länderebene wurden 
bereits konkrete rechtlich bindende oder freiwillige Maß- 
nahmen zur stärkeren Verknüpfung des Finanzsystems 
mit Nachhaltigkeitszielen umgesetzt sowie nachhaltige 
Marktstandards etabliert und verbreitet. Auf Grundlage 
der über 100 Maßnahmen in 40 Ländern, die die Bedeu- 
tung von Nachhaltigkeitskriterien bei Finanzierungsfra- 
gen stärken, spricht die UNEP Inquiry bereits von einer 
„quiet revolution" im globalen Finanzsystem (UNEP und 
IEH, 2015). Beispiele sind die wachsende Zusammen- 
arbeit zwischen Versicherungsindustrie und den Ver- 
einten Nationen (Start der Principles for Sustainable 
Insurance Initiative im Juni 2015) sowie die Förderung 
nachhaltiger Rechnungslegungsstandards und Offenle- 
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gungsvorschriften durch eine nachhaltige Börseninitia- 
tive (Sustainable Stock Exchanges Initiative), der der- 
zeit 24 Börsenplätze angehören. Darüber hinaus gibt es 
zahlreiche Initiativen und Organisationen mit dem Ziel, 
nachhaltige Entwicklung über Finanzmärkt zu befördern, 
wie die Divestitionsinitiative (WBGU, 2014a) und reli- 
giöse Banken oder diverse Finanzierungsinitiativen, die 
eigenständige Prinzipien definieren, um Investitionen in 
Unternehmen oder Projekte mit unerwünschten gesell- 
schaftlichen Auswirkungen zu vermeiden. Das Finan- 
zierungsvolumen dieser Initiativen ist zwar noch gering, 
weist aber erhebliche Wachstumsraten auf. Beispiels- 
weise betrug der Gesamtumfang des Anleihenmarktes 
2014 100.000 Mrd. US-$. Der Anteil der zertifizierten 
grünen Anleihen (Green Bonds) ist mit einem Wert von 
36 Mrd. US-$ sehr gering, entspricht jedoch einer Ver- 
dreifachung gegenüber dem Vorjahresvolumen (CCST, 
2015). Auch die Dynamik der Divestitionsinitiative hat 
sich im letzten Jahr bedeutend gesteigert. Mit der Axa 
(Mai 2015) und der Allianz (November 2015) haben 
sich zwei der weltweit größten Vermögensverwalter der 
Bewegung angeschlossen. Der norwegische Staatsfond 
hat im Mai 2015 mit seiner Ankündigung, 945 Mrd. 
US-$ aus der Kohleindustrie abzuziehen, die bislang 
umfangreichste Divestition beschlossen. 

Da jede der Initiativen eigene Definitionen 
entwickelt und Green Bonds mittlerweile von den ver- 
schiedensten Akteuren aufgelegt werden (Entwick- 
lungsbanken, Regierungen, Unternehmen und konven- 
tionelle Banken), gibt es zurzeit eine große Anzahl von 
Kriterien und Standards. Langfristig sollten einheitliche 
Zertifizierungskriterien und Standards entwickelt wer- 
den und freiwillige Leitlinien wie die von der Interna- 
tional Capital Market Association entwickelten „Green 
Bond Principles" (ICMA, 2015) oder die auf eine UN- 
Initiative zurückgehenden „Principles of Responsible 
Investment" (PRI, 2015) verschärft und verpflichtend 
werden. Zudem ist es notwendig, bestehende Initiati- 
ven um stadtspezifische Kriterien zu erweitern, um so 
Investoren weiter für die stadtgesellschaftliche Erwar- 
tung an urbane Lebensqualität zu sensibilisieren. An 
diesem Prozess sollten externe und unabhängige Eva- 
luatoren, wie z.B. die International Climate and Envi- 
ronmental Research University of Oslo, maßgeblich 
beteiligt sein und ihre Kompetenzen und personellen 
und finanziellen Kapazitäten dementsprechend ausge- 
weitet werden. 

Die Mobilisierung privaten Kapitals ist insbeson- 
dere in Sektoren möglich, in denen langfristig positive 
Renditeerwartungen bestehen. Beispielsweise rechnen 
sich Investitionen in klimaverträgliche Infrastrukturen 
nach ca. 16 Jahren, da sie zu erheblichen Einsparun- 
gen im Energieverbrauch führen (Gouldson et al., 2015). 
Allerdings sind Investitionen mit hohem Investitionsbe- 


darf und langem Investitionshorizont aufgrund regulato- 
rischer, politischer und technologischer Unsicherheit mit 
hohen Risiken behaftet. Gerade institutionelle Anleger 
wie Versicherungen und Pensionsfonds sind durch recht- 
liche Auflagen daran gebunden, das ihnen anvertraute 
Kapital sicher und ertragsorientiert anzulegen (UNEP 
und IEH, 2015). 

Die zentralen Voraussetzungen für die Mobilisierung 
von privatem Kapital für nachhaltige Investitionen in 
(Energie-)Infrastruktur hat der WBGU bereits in sei- 
nem Politikpapier zur Finanzierung der globalen Ener- 
giewende benannt (WBGU, 2012). Nur bei Vorliegen 
einer ambitionierten, langfristigen und verbindlichen 
nationalen Transformationsstrategie können Planungs- 
und Rechtssicherheit hergestellt und die Koordination 
aller beteiligten Akteure ermöglicht werden. Dafür sind 
langfristig stabile und verbindliche Ziele nötig, die unter 
Einbeziehung der lokalen Ebene und unter Berücksich- 
tigung erfolgreicher lokaler Maßnahmen definiert wer- 
den sollten, um unterschiedliche lokale Kontexte zu 
berücksichtigen. 

Da in den kommenden Dekaden viele Städte neu 
entstehen und in bestehenden Städten vielfach ein 
neuer Innovationszyklus etwa für Energieinfrastruk- 
turen beginnt, benötigen Sachinvestoren und Kapi- 
talgeber dringend verbindliche Aussagen dazu, wel- 
che Planungsansätze und Technologien langfristig von 
Regierung und Kommunen unterstützt werden (WBGU, 
2012 ). 

Aufgrund geringerer politischer Stabilität, höheren 
Währungsschwankungen und Inflationsgefahr sind die 
Investitionsrisiken in Entwicklungsländern besonders 
hoch. Die vorhandene Absicherung privater Investi- 
tionen, etwa über die International Finance Corpora- 
tion und die Multilateral Investment Guarantee Agency, 
reicht in den ärmsten Ländern nicht aus, um die benötig- 
ten Investitionen zu mobilisieren (UNCTAD, 2015). Um 
mehr Kapital für Investitionen in urbane Infrastrukturen 
und Gebäude zu mobilisieren, benötigen private Inves- 
toren daher zusätzliche Versicherungsinstrumente und 
Garantien. Die Zertifizierung von Green Bonds und die 
Einigung auf einheitliche Standards und Kriterien sollten 
daher mit dem Ausbau eines globalen Versicherungs- 
und Garantiemechanismus für Investitionen in nachhal- 
tige urbane Infrastruktur einhergehen. 

8. 2. 2. 3 

Internationale Entwicklungs- und 
Klimafinanzierung koordinieren 

Für Städte in Entwicklungsländern und insbesondere 
jene, die zur Gruppe der am wenigsten entwickelten 
Länder zählen, sind finanzielle Unterstützungsmaßnah- 
men im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit 
essenziell. 
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Auch hier ist die Finanzierung der Transformation 
zur Nachhaltigkeit in Städten nur durch eine koordi- 
nierte und kohärente Finanzierungsstrategie zu errei- 
chen. Es ist daher entscheidend, dass Investitionen von 
öffentlichen und privaten Akteuren auch im Rahmen 
der internationalen Zusammenarbeit auf internatio- 
naler, nationaler und lokaler Ebene aufeinander abge- 
stimmt werden und langfristig stabile und verbindliche 
Ziele gesetzt werden. 

Da Entwicklungskooperationen generell mit den 
nationalen Regierungen eingegangen werden, die weni- 
ger detaillierte Kenntnisse über die lokalen Bedürfnisse 
der Stadtbewohner haben, ist der direkte Beitrag inter- 
nationaler Geber zur Stadtplanung und Stadtentwick- 
lung bislang relativ gering (Satterthwaite und Mitlin, 
2014). In diesem Zusammenhang gilt es, einen stärke- 
ren Fokus in der internationalen Zusammenarbeit auf 
die Stadtentwicklung zu legen. 

Im Addis-Abeba-Aktionsplan vom Juli 2015, mit 
dem sich 193 Länder auf ein tragfähiges Rahmenwerk 
für die Umsetzung der neuen globalen Entwicklungs- 
ziele und eine stärkere Verknüpfung der internationalen 
Entwicklungs- und Klimaagenden einigen konnten, wird 
explizit auf den Investitionsbedarf in Städten und die 
Notwendigkeit verstärkter internationaler Kooperation 
zum Auf- und Ausbau lokaler Verwaltungskapazitäten 
hingewiesen (UN, 2015a: Action Area 34). Der Finan- 
zierung nachhaltiger Stadtentwicklung wird somit auf 
internationaler Ebene mehr Bedeutung beigemessen. Vor 
dem Hintergrund der globalen Urbanisierungsdynamik 
sollten nationale und multilaterale Akteure der Entwick- 
lungspolitik ihre operativen Strategien kohärent an den 
internationalen Vereinbarungen ausrichten. 

In der Zusammenarbeit mit nationalen Regierun- 
gen sollte sichergestellt werden, dass auch eine direkte 
Förderung der Städte und Kommunen im Zuge der 
internationalen Zusammenarbeit möglich ist. Interna- 
tionale Finanzmittel (z. B. von Entwicklungsbanken, 
dem Green Climate Fund oder Mittel der öffentlichen 
Entwicklungszusammenarbeit) sollten problemange- 
messen an die Kommunen gelenkt werden. Außerdem 
sollten sie insbesondere zum Abbau struktureller Eng- 
pässe wie der Sicherstellung der städtischen Basisinfra- 
struktur und Grundfunktionen, der Stärkung des städ- 
tischen Managements, der Einrichtung von Kommu- 
nalfinanzierungsinstrumenten und der direkten Mobi- 
lisierung privater Mittel eingesetzt werden (Meyer, 
2016). Die meisten internationalen Entwicklungsban- 
ken verlangen allerdings für subnationale Finanzierun- 
gen eine Garantie der Nationalregierung. Sie sind nicht 
bereit oder es ist ihnen - wie etwa der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau - nicht erlaubt, Projektfinanzierun- 
gen zu tätigen und entsprechende Projektrisiken zu 
tragen (Canuto und Liu, 2010). Hier sind Änderungen 


und Instrumente für das Risikomanagement notwen- 
dig, so dass langfristig mehr Geld bei den Kommunen 
ankommt. 

Die Bedeutung der Klimafinanzierung für die inter- 
nationale Finanzierung ist insbesondere seit der Klima- 
konferenz in Kopenhagen 2009 stark gestiegen. Indus- 
trieländer haben damals zugesagt, ab 2020 jährlich 100 
Mrd. US-$ für die internationale Klimafinanzierung 
bereitzustellen. Zentraler Baustein der internationalen 
Klimafinanzierung ist der Green Climate Fund (GCF), 
der einen erheblichen Anteil der von den Industrielän- 
dern zugesagten Mittel verwalten soll. Als Vision for- 
muliert der GCF einen Paradigmenwechsel hin zu einer 
klimaverträglichen und klimaresilienten Entwicklung; 
seine Investitionen zielen auf transformative Aus- 
wirkungen (GCF, 2015). Eines von fünf Zielen für die 
Ausgaben des Fonds ist es, klimakompatible Städte zu 
gestalten. Auf die klimaverträgliche Stadtentwicklung 
wird also insgesamt ein starker Fokus gelegt. 

Bislang ist es jedoch noch nicht gelungen, sich auf 
eine Festlegung der Anrechnungsregeln für die Klima- 
finanzierung der Industriestaaten zu einigen. Nach den 
geltenden Anrechnungsregeln treten inhaltliche und pla- 
nerische Überschneidungen zwischen Klima- und Ent- 
wicklungsfinanzierung auf, so dass ein erheblicher Anteil 
der Klimafinanzierung bereits durch die bestehende Ent- 
wicklungsfinanzierung abgedeckt ist (Meyer, 2016). 
Diese Doppelanrechnungen gilt es transparent darzustel- 
len und möglichst zu vermeiden, um eine Zusätzlichkeit 
der Klimafinanzierung zur Entwicklungsfinanzierung zu 
gewährleisten. 

8.2.3 

Städtische Gestaltungs- und Planungsmacht 
stärken 

Wie im vorangegangenen Kapitel 8.2.2 skizziert, muss 
die kommunale Ebene finanziell gestärkt werden, um 
eigenständiger als bisher gegenüber dem Nationalstaat 
wie auch gegenüber privaten Akteuren agieren zu kön- 
nen. Hierfür ist es von zentraler Bedeutung, dass öffent- 
liche Akteure über ausreichend Expertise verfügen, 
um die langfristigen Implikationen von Stadtentwick- 
lungs- und Planungsprozessen vorherzusehen und um 
das öffentliche Interesse gegenüber privaten Interessen 
durchsetzen zu können. Die Chancen, dies zu erreichen, 
sind aus Sicht des WBGU vielversprechend, wenn die 
institutionellen und personellen Kapazitäten in städti- 
schen Verwaltungen gestärkt, effektive Planungsstruk- 
turen etabliert und Korruption bekämpft werden. Dar- 
über hinaus gilt es, die Möglichkeiten der Digitalisie- 
rung in der Verwaltung zu nutzen, um besser vernetzte 
Strukturen zu schaffen (Kasten 8.2-3). 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


- 393 - 


Drucksache 18/9590 


Kasten 8.2-3 

Smart cities: Stärkung polyzentrischer Strukturen 
durch digitale Technologie 

Bislang werden Verwaltungsstrukturen vor allem durch sek- 
torale Zuständigkeiten geprägt, was oftmals eine Fragmen- 
tierung der Prozesse und Bürokratie begünstigt (Goldsmith 
und Crawford, 2014). Im Zuge der Digitalisierung werden 
Möglichkeiten geschaffen, durch digitale Medien und Infor- 
mationsausaustausch die vertikale Organisation von Ver- 
waltungsstrukturen aufzubrechen und ressortübergreifend 
anzulegen (UN, 2014). Darüber hinaus wird mit dem Ausbau 
der digitalen Infrastruktur und der Entwicklung von auf Soft- 
ware basierten Lösungen innerhalb der Verwaltung nicht nur 
die Hoffnung auf einen verbesserten Austausch zwischen den 
Ressorts und Behörden verbunden, sondern auch die Erleich- 
terung der Interaktion mit Akteuren außerhalb von Regie- 
rung und Verwaltung (World Bank, 2016a). 

Die Möglichkeiten einer ressortübergreifenden Reorgani- 
sation der Verwaltungsstrukturen wurden bereits innerhalb 
des Informationsmanagements demonstriert. Im DataBridge- 
Projekt der Stadt New York wurden beispielsweise vorhande- 
ne Daten verschiedener Behörden in einer Datenaustausch- 
plattform zusammengeführt (DataBridge.gov). Die Kombi- 
nation der Informationen aus verschiedenen Abteilungen 


8.2.3.1 

Institutionelle und personelle Kapazitäten stärken 
und effektive Planungsstrukturen schaffen 

Insbesondere in Entwicklungs- und Schwellenländern 
ist die Planungs- und Gestaltungshoheit in vielen Städ- 
ten durch zu geringe finanzielle (Kap. 8.2.2. 1), insti- 
tutionelle und personelle Kapazitäten eingeschränkt 
(Kap. 5.3, 5.7). Daher gilt es in vielen Städten, zunächst 
eine handlungs- und durchsetzungsfähige Verwaltung 
aufzubauen, die in der Lage ist, die ihr zugestande- 
nen Kompetenzen effektiv anzuwenden. Dafür müssen 
Regierungen effektive und adäquate Formen der Stadt- 
planung und des urbanen Managements einführen und 
umsetzen. Entscheidend ist dabei, dass Bau- und Pla- 
nungsregeln sowie wirtschaftliche Steuerungsinstru- 
mente in gesamtstädtische Konzepte der Transforma- 
tion eingebunden werden. 

In wachsenden Städten sollte insbesondere eine 
transformative Flächennutzung durchgesetzt werden, 
um langfristig negative Pfadabhängigkeiten zu vermei- 
den (Kap. 4.3.3) sowie Immobilienspekulation zu ver- 
hindern. Dies erfordert neben Strategien der nachhal- 
tigen Bebauung sowie einer Eigentumsverfassung vor 
allem innovative Instrumente der Landerschließung 
(Kap. 4.2.3). 

Handlungs- und durchsetzungsfähige urbane Pla- 
nungsstrukturen und große Entscheidungsbefugnisse 
auf der städtischen Ebene sind wenig hilfreich, wenn 
Stadtverwaltungen nicht über die entsprechenden 


und Behörden bietet die Möglichkeit neue Erkenntnisse zu 
gewinnen, die aus einer rein sektoralen Betrachtung nicht 
abzuleiten wären (Goldsmith und Crawford, 2014). Durch 
Weiterreichen der gewonnenen Erkenntnisse an die einzel- 
nen Ressorts können diese verbesserte Entscheidungen tref- 
fen und ihre Ressourcen effizienter einsetzen. 

Im Bereich des Notfall- und Katastrophenmanagements 
ist die Debatte über ressortübergreifende Kooperationen ver- 
gleichsweise weit vorgeschritten. Beim Eintritt einer Kata- 
strophe agieren öffentliche Organisationen und betroffene 
Akteure (wie Notfallzentren, Feuerwehr, Militär, Polizei, 
Sanitäter sowie private und zivilgesellschaftliche Akteure) in 
einer unbekannten, sich schnell verändernden Situation und 
müssen in kürzester Zeit gewichtige Entscheidungen treffen. 
Daher ist der Einsatz von ressortübergreifenden Informati- 
onsmanagementprojekten sowie Kollaborationen zwischen 
und innerhalb von Organisationen und der Zivilgesellschaft 
essenziell, um die Krisenreaktion auf eine möglichst umfang- 
reiche Informationslage zu basieren (Kapucu et al., 2010). Für 
den Aufbau solcher Datenaustauschplattformen werden ins- 
besondere IT- und Datenanalysten zur Bereitstellung sowie 
Pflege der Infrastruktur sowie zur Zusammenführung und 
statistischen Auswertung der Informationen benötigt. Auf- 
grund der möglichen Sensibilität der Daten müssen verwal- 
tungsintern auch in Bezug auf Datenschutz Kompetenzen 
aufgebaut werden. 


Kapazitäten verfügen, um diese Möglichkeiten zu nut- 
zen. Hier bestehen insbesondere zwei Herausforderun- 
gen, die angegangen werden müssen: 

1. Stadtplanerinnen und andere Mitarbeiter der städ- 
tischen Verwaltung, die mit Stadtentwicklungsbe- 
langen befasst sind, sollten über eine Ausbildung 
verfügen, in der Stadtentwicklung mit Transfor- 
mationserfordernissen verbunden wird. Sie brau- 
chen zum einen Wissen über die Auswirkungen 
stadtplanerischer Entscheidungen auf die natürli- 
chen Lebensgrundlagen und über die Möglichkei- 
ten zu deren Erhaltung. Zum anderen sollten sie die 
grundlegenden wissenschaftlichen Erkenntnisse 
zur guten Lebensqualität in der Stadt kennen und 
über methodische Kompetenzen im Bereich Partizi- 
pation und Bürgerinnenbeteiligung verfügen. Beide 

- ökologische und sozialwissenschaftliche Aspekte 

- sollten Kernelemente der Ausbildung von Plane- 
rinnen und Mitarbeitern der Stadtverwaltung sein 
und weltweit dort, wo dies bisher nicht geschehen 
ist, in die entsprechenden Studiengänge integriert 
werden. 

2. Neben Verbesserungen in der Ausbildung müssen 
Städte unabhängiger in ihrer Personalpolitik wer- 
den. Insbesondere in vielen Entwicklungs- und 
Schwellenländern verfügen Stadtverwaltungen 
nicht über die Möglichkeit, eigenverantwortlich 
Personal auszuwählen und ihnen ein konkurrenz- 
fähiges Gehalt zu bezahlen. Dort haben oftmals 
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Regional- oder Zentralregierungen die Personal-, 
Organisations- und Finanzhoheit über kommunale 
Verwaltungen. Mitarbeiter werden durch höhere 
Instanzen eingestellt und an Stadtverwaltungen 
abgeordnet. Auch dort, wo Stadtverwaltungen die 
Möglichkeit haben, selbst Personal auszuwählen, ist 
die Einkommenshöhe häufig zentral festgelegt. Sie 
liegt in der Regel für kommunale Mitarbeiter nied- 
riger als bei entsprechenden Stellen in der National- 
verwaltung. Dies macht die kommunale Verwaltung 
als Arbeitgeber weniger attraktiv und erschwert 
es, gutes Verwaltungspersonal zu finden (Sud und 
Yilmaz, 2013: 120f.). Die Stärkung der Personalau- 
tonomie sollte immer auch mit Korruptionspräven- 
tion einhergehen, um die Entstehung von Kliente- 
lismus zu unterbinden. 

8. 2. 3. 2 

Gemeinwohlverträglichkeit von Privatinvestiti- 
onen sicherstellen und Immobilienspekulationen 
begrenzen 

Seit den 1990er Jahren erfährt der Immobilieninvest- 
mentmarkt einen zunehmenden Bedeutungsgewinn. 
Immobilienentwicklung wird in zunehmendem Maße 
von international agierenden institutioneilen Inves- 
toren wie offenen Immobilienfonds, Beteiligungs- 
gesellschaften, Immobilienaktiengesellschaften und 
Real Estate Investment Trusts betrieben, die nicht in 
den Städten verwurzelt sind, in denen sie investieren. 
Um zu gewährleisten, dass nicht die Renditebestrebun- 
gen dieser Investoren oder gar spekulative Immobilien- 
investitionen die Entwicklung einer Stadt beeinflussen, 
müssen Stadtverwaltungen dazu in der Lage sein, die 
Einbeziehung gemeinwohlorientierter Aspekte in pri- 
vaten Immobilienprojekten sicherzustellen. 

Immobilienspekulation lässt sich durch Besteu- 
erungsmaßnahmen (z.B. Grunderwerbsteuern oder 
Grundsteuern) und die Kontrolle von Leerstand redu- 
zieren (Kasten 4.3-5; Kap. 5.8). Auflagen in Planungs- 
und Genehmigungsverfahren, wie z.B. die Schaffung 
von öffentlich zugänglichen Freiräumen oder Sozial- 
wohnungen, können auch bei privaten Immobilienpro- 
jekten die gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt sichern. 
Außerdem ist es notwendig, Beteiligungsmechanismen 
verbindlich in Planungsverfahren zu integrieren (Kap. 
8.3.1). Zusätzlich sollten private Akteure auf nachhal- 
tige Standards verpflichtet werden, um die Berücksich- 
tigung öffentlicher Interessen sicherzustellen. Neben 
der Debatte über nachhaltige Standards im Finanz- 
sektor (Kap. 8. 2. 2. 2) wird diese auch zunehmend in 
der Realwirtschaft geführt. Der United Nations Global 
Compact fördert nachhaltige Geschäftspraktiken, die 
mit zehn allgemeingültigen Prinzipien in den Bereichen, 
Menschenrechte, Arbeits- und Umweltstandards sowie 


Korruptionsbekämpfung in Einklang stehen müssen. 
Sektorspezifische Empfehlungen zur Umsetzung der 
Prinzipien für die Bau- und Immobilienwirtschaft lie- 
gen bereits vor (KIT, 2015). Bislang ist die Einhaltung 
dieser Prinzipien freiwillig; langfristig sollte Verbind- 
lichkeit hergestellt werden. 

Zur Förderung einer gemeinwohlorientierten Wohn- 
raumentwicklung ist eine diversifizierte Wohnungs- 
und Immobilienpolitik erstrebenswert (Kap. 4.3.3). 
Neben der skizzierten Regulierung des privaten Woh- 
nungsmarkts sollten kommunale und staatliche Akteure 
den sozialen Wohnungsbau fördern und alternative 
Besitzformen wie beispielsweise Genossenschaften 
unterstützten. Da die zentrale Aufgabe von Wohnungs- 
genossenschaften die Bereitstellung günstigen Wohn- 
raums ist, sind diese Wohnungsformen insbesondere 
für einkommensschwache Bevölkerungsgruppen rele- 
vant. Durch ihre demokratischen Strukturen stellen sie 
außerdem sicher, dass die Bewohner die Entwicklung 
und Gestaltung ihres Zuhauses mitbestimmen können. 

Letztlich zeigen die Erfahrungen aus der jüngs- 
ten Finanzkrise, dass Länder, in denen es einen ver- 
gleichsweisen hohen Mieteranteil gibt, nicht so anfäl- 
lig für Spekulationsblasen im Bereich Wohnimmobilien 
waren. Mietmärkte sollten deshalb gestützt und mit 
starkem Mieterschutz ausgestattet werden. 

8. 2. 3. 3 

Korruptionsprävention 

Korruption, definiert als der Missbrauch anvertrauter 
Macht zum privaten Nutzen oder Vorteil (TI, 2015a), 
zieht sich durch alle gesellschaftlichen, politischen und 
wirtschaftlichen Bereiche städtischer Entwicklung und 
stellt damit eines der zentralen Hindernisse der urba- 
nen Transformation dar. Insbesondere die Bestechung 
und Bestechlichkeit von Beamten oder Politikern (UN- 
Habitat und TI, 2004) sowie die große Korruptionsbe- 
reitschaft von Wirtschaftsunternehmen - insbeson- 
dere im Bausektor (TI, 2005; Kenny, 2007; Wells, 2014; 
WEF, 2015) - verursachen nicht nur immense materi- 
elle Schäden, sondern untergraben zusätzlich das Ver- 
trauen und damit auch das Fundament jeder urbanen 
Gesellschaft. Diese Gefahr kann sich insbesondere in 
Umbruchsituationen von Städten erhöhen: Häufig feh- 
len klare Regelungen und Verantwortlichkeiten, so dass 
korrupte Handlungen recht einfach verdeckt werden 
können. Aufgrund der geringen Aufdeckungsgefahr 
kann sich gleichzeitig die Korruptionsbereitschaft stark 
erhöhen (Klitgaard et al., 1996: 12). 

Der WBGU sieht daher die Korruptionspräven- 
tion als einen zentralen Punkt transformativer urba- 
ner Governance. Da nahezu alle Bereiche städtischer 
Governance strukturelle Einfallstore für Korruption 
bieten, muss auch die Prävention vielschichtig anset- 
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zen. Dabei geht es vor allem darum, sowohl die Kor- 
ruption auf der Regierungsebene (grand corruption), 
an der Schnittstelle zwischen Staat und Bürger (petty 
corruption) als auch im Bereich der Erlangung politi- 
scher Einflussnahme (political corruption) wirksam ein- 
zudämmen. Dazu müssen alle städtischen Akteure in 
Antikorruptionstrategien eingebunden werden. Bei der 
Korruptionsprävention in Städten sollten die Schwer- 
punkte zunächst auf Antikorruptionsstrategien der 
öffentlichen Hand sowie - aufgrund der großen Wachs- 
tumsdynamik von Städten - auf den korruptionsanfäl- 
ligen Bausektor gelenkt werden. Diese zwei Felder sind 
weltweit sehr korruptionsanfällig (TI, 2005) und vor 
allem in Schwellen- und Entwicklungsländern häufig 
stark miteinander verwoben (Kenny, 2007). Insbeson- 
dere in autokratischen Staatsstrukturen, in denen die 
politischen und wirtschaftlichen Sektoren eng mitei- 
nander verwoben sind, ist die Korruptionsanfälligkeit 
sehr hoch (z.B. Kairo: Kap. 5. 3. 2. 4). Die meisten schnell 
wachsenden Städte liegen zudem in Staaten (wie bei- 
spielsweise China, Indien, Nigeria), in denen der öffent- 
liche Sektor nach dem Korruptionswahrnehmungsindex 
(Corruption Perceptions Index - CPI) von Transparency 
International als sehr korrupt wahrgenommen wird (TI, 
2015b). Leidtragende von Korruption in Städten sind in 
der Mehrzahl benachteiligte Bevölkerungsgruppen, die 
häufig einen überdurchschnittlichen Anteil ihres Ein- 
kommens für Bestechungsgelder verwenden müssen 
(Kenny, 2007; TI, 2013). Im Bereich der Boden- und 
Immobilienmärkte sind zum Teil Strukturen organisier- 
ter Kriminalität involviert (Kasten 4.3-3). 

Die öffentliche Hand sollte sich den Grundsätzen 
von Integrität, Transparenz und Rechenschaft ver- 
pflichten (TI, 2015a; Kap. 2.5). Zudem sollten im Rah- 
men der transformativen urbanen Governance das Leis- 
tungsprinzip, eine angemessene Besoldung im öffent- 
lichen Dienst, die Entwicklung von Verhaltenskodizes 
und weitere Instrumente der Korruptionsprävention 
eingeführt werden (UN-Habitat und TI, 2004). Insbe- 
sondere der Grundsatz der Transparenz kann ein beson- 
ders wirksames Mittel zur Bekämpfung von Korruption 
sein (UN-Habitat und TI, 2004), wenn beispielsweise 
ein möglichst unbeschränkter Zugang der Zivilgesell- 
schaft zu Informationen über Entscheidungen und Ver- 
antwortlichkeiten der öffentlichen Hand besteht. Par- 
allel dazu muss die Zivilgesellschaft durch Stärkung 
freier Medien - sowie die Schaffung von Transparenz- 
maßnahmen - dabei unterstützt werden, Korruption 
öffentlich zu machen und Maßnahmen zur Korrupti- 
onsbekämpfung aktiv einzufordern. Auch NRO soll- 
ten in die Korruptionsbekämpfung eng eingebunden 
werden. Dies kann z.B. das öffentliche Bewusstsein 
über die schädlichen Folgen von Korruption in Städten 
schärfen, korruptionsfördernde Strukturen identifizie- 


ren und städtische Integritätssysteme stärken. NRO 
wie z.B. Transparency International versuchen darüber 
hinaus, die unterschiedlichen Akteure aus Politik, Wirt- 
schaft und Zivilgesellschaft integrativ im Kampf gegen 
Korruption zusammenzubringen (TI, 2015a). Daneben 
kann Transparenz in der Verwaltung als strategischer 
Ansatzpunkt zur Reform lokaler Governance genutzt 
werden, da sich auf lokaler Ebene Korruption stärker 
auswirkt und zusätzlich weitere Reformen - z.B. auf 
nationale Ebenen - katalysiert werden können (UN- 
Habitat und TI, 2004: 2). 

Um die Korruption im Bausektor zu bekämpfen, soll- 
ten neben der Schaffung von Transparenz in öffentli- 
chen Vergabeverfahren vor allem auch die Einbindung 
von Ingenieurbüros und Wirtschaftsunternehmen in die 
Korruptionsbekämpfung vorangetrieben werden, z.B. 
durch firmeninterne Antikorruptionsverpflichtungen. 


8.3 

Zivilgesellschaft stärken: Bewohner einbinden, 
kollaborativ handeln 

Selbst Stadtverwaltungen, die zur Transformation befä- 
higt wurden und über entsprechende Entscheidungs- 
autonomie und finanzielle Ressourcen verfügen, wer- 
den die Große Transformation in ihrer Stadt nicht 
alleine umsetzen können: Ressourcen und Akzeptanz 
aus der Bevölkerung sind unabdingbar. Wie in Kapitel 
2.5.5 ausgeführt, zählen deshalb Öffentlichkeit, Par- 
tizipation, Transparenz und geteilte Verantwortung zu 
wichtigen Bausteinen einer Good Urban Governance. 
In Kapitel 2.5.5 werden verschiedene Partizipations- 
formate dargestellt, inklusive der Stärke der Beteili- 
gung: von Information über Konsultation, partizipa- 
tive (Mit-)Entscheidung bis hin zu autonomem Han- 
deln. Um dies zu realisieren, müssen formelle Partizipa- 
tionsstrukturen gestärkt (Kap. 8. 3. 2.1) sowie Frei- und 
Experimentierräume geschaffen und integriert wer- 
den (Kap. 8. 3. 2. 2). Dies gilt insbesondere für geplante 
und reife Stadtstrukturen bzw. für Städte, in denen ein 
hoher - möglicherweise sogar zu stark regulierender 
- Grad an Formalisierung vorzufinden ist. Bewohnern 
in informellen Siedlungen auf Augenhöhe zu begeg- 
nen bedeutet, konstruktiv mit den dortigen Strukturen 
umzugehen und diese, wenn sie nicht kriminell sind, 
nach Möglichkeit anzuerkennen (Kap. 8.3.3). Sowohl 
für stark formalisierte als auch informelle Stadtstruktu- 
ren ist die Stärkung der zivilgesellschaftlichen Akteure 
ein wichtiges Element kollaborativer Governance (Kap. 
8.3.4). 
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8.3.1 

Chancen und Grenzen kollaborativer Governance 

In Anlehnung an Herrle et al. (2015a) nutzt der WBGU 
den Begriff der kollaborativen Governance. Er ist enger 
als der Begriff der Partizipation, der auch wenig betei- 
ligende Formen wie die Bereitstellung von Informa- 
tion enthält. Kollaborative Governance beruht auf star- 
ken Partizipationsstrukturen (Kap. 2.5.5), fördert und 
erkennt zivilgesellschaftliche Eigeninitiative an und 
bindet die Bewohnerinnen einer Stadt als gleichberech- 
tigte Akteure in Governance-Prozesse ein (für gute Bei- 
spiele partizipativer Stadtentwicklung: Kap. 6.5). Für 
die grundsätzliche Befürwortung kollaborativer Ele- 
mente in der urbanen Governance gibt es eine Reihe 
von Argumenten. Sie unterteilen sich in moralisch- 
demokratische, funktionale und soziale Gründe. Horelli 
(2002) führt aus, dass die Einbeziehung der Betrof- 
fenen ein demokratisches Recht und eine Pflicht dar- 
stellt. Matthies und Blöbaum (2008: 815) weisen mit 
Hülsmann (1998) darauf hin, dass Beteiligungsmög- 
lichkeiten auch die demokratische und politische Qua- 
lifizierung und damit den Erhalt der Demokratie selbst 
unterstützen. Die vom WBGU beschriebene Dimen- 
sion der politischen Teilhabe (Kap. 3.4.3) umfasst die- 
ses Element ebenfalls. Zudem erhöht oder schafft Par- 
tizipation im Übergangsbereich von demokratischen zu 
funktionalen Argumenten die Legitimität von Entschei- 
dungen. Um die Innovativität, Flexibilität und Adap- 
tivität zu ermöglichen, die es braucht, um die Trans- 
formation trotz aller Unsicherheiten auf lokaler Ebene 
zu gestalten, sollten wirtschaftliche, zivilgesellschaftli- 
che und wissenschaftliche Akteure einer Stadt an Pla- 
nungs- und Entscheidungsprozessen teilhaben. Ein sol- 
ches Komanagement erleichtert es. Gefahren und Her- 
ausforderungen frühzeitig wahrzunehmen und loka- 
les Wissen zu integrieren, so wie es in der Forschung 
zu Resilienz von Ökosystemen bereits dargelegt wurde 
(Wilkinson, 2012a; Boyd und Juhola, 2014). In sozia- 
ler Hinsicht ermöglicht kollaborative Governance einen 
breiten Dialog und damit eine bessere Abschätzung 
möglicher nicht intendierter Konsequenzen von Maß- 
nahmen. So wie Diversität in Ökosystemen Resilienz 
erhöht, hilft eine pluralistische Sichtweise, teilweise mit 
inter- und transdiziplinären Komponenten, ein System 
für unvorhergesehene Ereignisse zu rüsten. Kann man 
auf vielfältige Sichtweisen zurückgreifen, erhöhen sich 
die Chancen innovative Lösungsansätze zu entwickeln. 
Anfänglicher Mehraufwand umfangreicher Beteili- 
gungsverfahren zahlt sich regelmäßig aus, da zum 
einen eine Einbindung unterschiedlicherer Sichtweisen 
zu tragfähigeren Ergebnissen führt. Zum anderen ver- 
ringert sich das Risiko von Protesten und juristischen 
Interventionen und bewirkt somit über den gesamten 


Projektzyklus betrachtet häufig eine Beschleunigung 
der Prozesse (Messner, 1997; Abelson und Gauvin, 
2006; Dietz und Stern, 2008; Ostrom, 2010). 

Die psychologische Forschung lenkt den Blick 
zusätzlich auf positive Effekte für die menschlichen 
Bedürfnisse nach Autonomie und Selbstverwirk- 
lichung (Matthies und Blöbaum, 2008:815). Mitarbeit 
und Akzeptanz sind dementsprechend häufiger und 
erfolgsversprechender, wenn Bewohner Planungen 
nachvollziehen und verstehen können, ein Gefühl der 
Selbstwirksamkeit im Prozess entsteht, persönlicher 
Nutzen erkennbar ist und die Identifikation mit einer 
Maßnahme ermöglicht wird (Energy Trans, 2014). Dies 
entspricht ebenfalls den Forderungen des WBGU nach 
politischer Teilhabe (Kap. 3.4.3) und Gestaltungsauto- 
nomie (Kap. 3.5.2). 

Neben allen positiven Aspekten von Beteiligung 
müssen aber auch die Einschränkungen und Grenzen 
erwähnt werden. Zum einen wird Beteiligung auch von 
strukturell befähigten Kommunen häufig unzulänglich 
und intransparent umgesetzt. Bürger versprechen sich 
von ihrer Beteiligung Gestaltungsspielräume, die dann 
unter Umständen weder rechtlich bestehen noch tat- 
sächlich erfüllt werden können, weil die Verfahren eine 
Mitsprache entweder nicht zulassen oder es am Wil- 
len, Wissen bzw. an den Ressourcen zur langfristigen 
Berücksichtigung der Beteiligungsergebnisse mangelt. 
Seile (2011) spricht in diesen Fällen von „Particitain- 
ment", denn häufig ist keine echte ergebnisoffene 
Beteiligung, sondern vielmehr eine Akzeptanzbeschaf- 
fung für möglicherweise ungeliebte Maßnahmen das 
Ziel. Ebenso ist Partizipation in den meisten Phasen des 
Entwicklungs- und Umsetzungsprozesses einer Maß- 
nahme wichtig: von der Initiierung über die Implemen- 
tierung bis hin zur Evaluation und Aufrechterhaltung 
und nicht nur an einzelnen Punkten (Nanz und Leg- 
gewie, 2016). Beteiligungsverfahren dürfen außerdem 
nicht als Wunderwaffe missverstanden werden. Auch 
wenn es wie oben beschrieben Hinweise auf die funk- 
tional positiven Effekte von Beteiligungsverfahren gibt, 
so sind auch transparente und faire Verfahren keine 
Garantie für die Akzeptanz von Vorhaben oder Planun- 
gen (Energy Trans, 2014: 5 f.). Hierbei muss zwischen 
Prozess- und Ergebnisqualität unterschieden werden. 
Die Bewertung von Beteiligung muss sich primär an der 
Güte der Partizipationsmöglichkeit und der Prozess- 
fairness messen, nicht am Erreichen eines bestimmten 
Ergebnisses, das im schlimmsten Fall schon vorher fest- 
steht. Zudem kann es, insbesondere bei einer für die 
Bevölkerung als neu erlebten Erweiterung der Mitge- 
staltungsmöglichkeiten, zu einer Zunahme von Ableh- 
nung und Kritik von Plänen und Maßnahmen kom- 
men. Möglicherweise hängt dies mit einer durchaus 
erwünschten Steigerung an erlebter Selbstwirksamkeit 
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zusammen, verdeutlicht jedoch, dass auch formale faire 
Beteiligungsstrukturen nicht automatisch zu weniger 
Reibung zwischen hoheitlichen und gesellschaftlichen 
Akteuren führen (Energy Trans, 2014: 2 f.). 

8.3.2 

Potenziale für Kollaboration nutzen und 
Diskurs- und Experimentierräume schaffen 

Das Ringen gesellschaftlicher Gruppen um die besten 
Lösungen für eine nachhaltige Entwicklung profitiert 
von bekannten Rahmenbedingungen, Prozesstrans- 
parenz und -kompetenz sowie klaren und wahrgenom- 
menen Verantwortlichkeiten. Im Sinne des WBGU- 
Kompasses und wie in diesem Kapitel 8.3 eingangs 
beschrieben, müssen Diskurs- und Experimentierräume 
geschaffen, unterschiedliche gesellschaftliche Grup- 
pen auf Augenhöhe in die Stadtentwicklung einbezo- 
gen und Freiräume für eigenes Engagement eröffnet 
werden. Die Fallbeispiele in Kapitel 6 zeigen, wie bei- 
spielsweise Kinder aktiv in die Planung lebensfreund- 
licher Stadtumgebungen integriert werden (Kap. 6.5.1) 
oder Anwohnerinnen bei der Entwicklung von Lärm- 
minderungsstrategien ihre eigenen Ideen erfolgreich 
einbringen (Kap. 6.5.2). Kompetenzen zur Gestaltung 
kollaborativer Prozesse müssen häufig in der kommu- 
nalen Verwaltung und bei Stadtplanerinnen zunächst 
geschaffen werden. Reife oder geplante Städte und 
Stadtquartiere verfügen oft über einen hohen Grad an 
funktionierenden politischen und Verwaltungsstruk- 
turen, in vielen Städten sind kollaborative Verfahren 
bereits in den verfassten Grundlagen oder im instru- 
menteilen Repertoire vorhanden. Hier existieren güns- 
tige Bedingungen für eine strukturelle Ausweitung und 
stärkere Implementierung von Praktiken kollaborativer 
Governance, die genutzt werden sollten (Kap. 8.3.2. 1). 
Gleichzeitig haben sich physische sowie Verwaltungs- 
und Entscheidungsstrukturen in einem Teil der reifen 
Städte und Stadtteile über lange Zeit verfestigt. Dort 
ist es daher eine besondere Herausforderung, Experi- 
mentier- und Freiräume in stark formalisierten Struktu- 
ren zu etablieren (Kap. 8. 3. 2. 2). Für Städte mit schwa- 
chen Verwaltungen und einem hohen Grad an Informa- 
lität besteht die Herausforderung eher darin, zunächst 
die formalen Grundlagen für die kollaborative Gover- 
nance zu schaffen und die hierfür nötigen gesellschaft- 
lichen Akteure zu identifizieren und formal einzubin- 
den. Unabhängig vom Kontext müssen Verfahrenswei- 
sen und Methoden der kollaborativen Governance im 
Rahmen von Planungsprozessen und dafür notwendi- 
gen sozialwissenschaftlichen Grundlagen weltweit Teil 
der Ausbildung von Stadtplanern werden. Dies ist bis- 
her jedoch nur an wenigen Universitäten der Fall. 


8.3.2.1 

Ausweitung vorhandener Kollaborations- 
strukturen 

Es gibt seit Jahrzehnten viel Erfahrung und ein gutes 
Grundlagenwissen über sinnvoll einsetzbare Möglich- 
keiten der Beteiligung und Kollaboration. Der WBGU 
empfiehlt einen kollaborativen Governance-Ansatz 
und plädiert dafür, dass überall dort, wo sich Beteili- 
gung sinnvoll realisieren lässt, starke Partizipationsin- 
strumente genutzt werden sollten. Zusätzlich erfüllen 
auch schwächere Partizipationsinstrumente wie etwa 
das Bereitstellen von Informationen oder Bevölke- 
rungsumfragen eine wichtige Funktion. Zum einen las- 
sen sich stark partizipative Instrumente nicht bei allen 
Themen oder auf allen Ebenen einsetzen. Zum ande- 
ren können auch durch schwächere Instrumente grund- 
legende Veränderungsprozesse in Gang gesetzt werden 
(Cornwall, 2008:274). 

Bei der Auswahl und Durchführung von Beteili- 
gungsformaten (Tab. 2.5-3) sollte konsequent auf 
Qualität geachtet werden. Dazu gehören die Transpa- 
renz und Verfahrensklarheit, die auf Dauer angelegte 
Einbindung von Bürgerinnen, eine gelebte Kultur der 
proaktiven Beteiligung und eine an die Anforderun- 
gen angepasste Auswahl der zu beteiligenden Gesell- 
schaftsgruppen und Instrumente. Bürger können ent- 
weder offen, gezielt oder nach dem Zufallsprinzip zu 
Veranstaltungen eingeladen werden. Bei offenen Betei- 
ligungsstrukturen besteht allerdings die Gefahr, dass 
diese von einzelnen Gruppen - die meist schon eine 
privilegierte Stellung haben - genutzt werden, um ihre 
eigene Position auszubauen. Es kann so zu ungleicher 
Beteiligung etwa hinsichtlich ethnischer Unterschiede 
oder unterschiedlicher Einkommensverhältnisse kom- 
men. Auch Geschlechtergerechtigkeit ist ein wichtiger 
Aspekt: Während insbesondere Frauen viele alltägli- 
che Familienaufgaben im Stadtraum erledigen, sind es 
insbesondere in traditionellen und patriarchalen Struk- 
turen vor allem Männer, die Partizipationsstrukturen 
und damit die Einflussmöglichkeiten auf die Stadtge- 
staltungnutzen (Lama-Rewal, 2011; Kemitraan, 2014). 
Die Herausforderung besteht darin, inklusive Struktu- 
ren zu schaffen, an denen sich auch marginalisierte 
Gruppen der Bevölkerung in gleichem Maße beteiligen. 
Es ist dabei notwendig, die Menschen so zu befähigen, 
dass alle die gleichen Verwirklichungschancen haben, 
an Partizipationsprozessen mitzuwirken. 

Je umfassender die Beteiligung, desto breiter das 
Spektrum an Methoden, aus dem geschöpft werden 
kann (Horelli, 2002). Die Methoden sollten angepasst 
sein an den Entscheidungsgegenstand und die Ziel- 
gruppen, z.B. Alter, Bildungsniveau, Vorwissen oder 
Zeitverfügbarkeit sollten berücksichtigt werden. Das 
Instrumentarium an etablierten Formaten ist in den 
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letzten Jahrzehnten stetig gewachsen und umfasst u. a. 
Zukunftswerkstätten, Runde Tische, Planungszellen, 
Fokusgruppen, Weltcafes, Szenarioworkshops, Befra- 
gungen, Bürgerforen, Open-Space- oder Barcamp- 
Veranstaltungen, Bürgerhaushalte oder -rate und eine 
Reihe von Mediationsverfahren (Nanz und Fritsche, 
2012; Energy Trans, 2014: 7). Wichtig ist, dass sich For- 
mate, die die urbane Lebensqualität erhöhen sollen, nah 
an den räumlichen Aneignungsprozessen und räumli- 
chen Alltagssettings orientieren und soziale Kohäsion 
und Ortsbindung befördern. Kusenbach (2003) und 
Kuopa (in Horelli et ab, 2013) nutzen hier beispiels- 
weise die Alltagspraxis des Gehens durch die eigene 
Lebensumgebung, um bedeutsame, alltagsrelevante 
Orte aufzuspüren und diese bei der Stadtentwicklung 
zu berücksichtigen. Hilfreich ist auch die räumliche 
Fokussierung auf kleine und überschaubare Stadtein- 
heiten wie Quartiere oder Blöcke. Die Aufmerksamkeit 
auf diese kleinteiligen räumlichen Strukturen schafft 
mehr Möglichkeiten zur Identifikation und zur Akti- 
vierung der Bevölkerung. Barcelona bildet beispiels- 
weise aus mehreren zusammengeschlossenen Wohn- 
blöcken so genannte „Superblöcke", um innerhalb des 
Superblocks autofreie Straßen, Begegnungs- und Frei- 
räume organisieren zu können (BCN, 2007: 14ff.). So 
können auch für die Planung und Umsetzung von Maß- 
nahmen, die Information, Aktivierung und Beteiligung 
der Bewohner lokale Koordinierungsstellen geschaffen 
werden, ähnlich dem Quartiersmanagement. 

In Städten mit stabiler und für alle Bürgerinnen ver- 
fügbarer digitaler Infrastruktur können und sollten 
auch digitale und internetbasierte Instrumente für die 
Stadtplanung und Stadtteilentwicklung genutzt wer- 
den (Kasten 8.3-1). Sie können eine bessere Beteili- 
gung der Öffentlichkeit, insbesondere von Kindern und 
Jugendlichen, ermöglichen (Horelli und Kaaja, 2002). 
Die Potenziale wurden bereits in Kapitel 6 am Beispiel 
zivilgesellschaftlicher Initiativen deutlich, die sich um 
digitale Kartographieinstrumente und den Ausbau von 
offen zugänglichen Informations- und Mitgestaltungs- 
plattformen herum gebildet haben (Kap. 6.5.3). Ver- 
schiedene Praxisbeispiele zeigen jedoch, dass Stadtver- 
waltungen neue Technologien eher zögerlich adaptieren 
(Horelli und Kaaja, 2002). Eine Basis für digital unter- 
stützte, partizipative Stadtplanung wäre also zunächst, 
die entsprechende Kompetenz zu entwickeln und die 
Technologien und ihre Ergebnisse in die institutioneilen 
Prozesse zu integrieren. Dabei gilt es, partizipativ ent- 
wickelte Inhalte auch in den Entscheidungs- und Pla- 
nungsprozessen zu berücksichtigen und sie nicht nur 
als unwichtigen Zusatz zu behandeln. Wichtig für die 
Teilnehmenden - etwa Kinder und Jugendliche - ist es 
außerdem, Effekte ihrer Beteiligung möglichst zeitnah 
zu spüren (Horelli und Kaaja, 2002). Online- und Off- 


line-Formate haben jeweilige Stärken und Schwächen 
und können auch zweckmäßig miteinander kombiniert 
werden. So kann ein Austausch von Mensch zu Mensch 
parallel zur Ansprache und Einbeziehung von räumlich 
entfernten Personen geschaffen werden (Energy Trans, 
2014:9). 

8. 3.2. 2 

Freiräume für Bürgerengagement und Kreativität 
schaffen und nutzen 

Beteiligung der Bevölkerung beinhaltet nicht nur die 
Integration in hoheitlich organisierte, formale Pro- 
zesse. Es geht auch darum, im städtischen Raum Expe- 
rimentierräume zu schaffen: Für die Städte der Zukunft 
braucht es überzeugende Modellvorhaben der Gestal- 
tung durch Bürgerinnen und urbane Experimentier- 
räume guten, nachhaltigen Stadtlebens, die sich zur 
Nachahmung eignen und aus deren Erfolgen oder 
Scheitern Lehren gezogen werden können. Derartige 
kleinräumige, urwüchsige Beispiele aus Kunst, Kultur 
oder politischer Selbstverwaltung, die im Kontrast zu 
sehr stark geplanten Stadtvierteln und Projekten ste- 
hen, gibt es weltweit unzählige. Ein interessantes, über- 
regionales Beispiel stellt die Transition-Town-Bewegung 
dar. Das offene Konzept für die von unten organisierte 
Transformation einer Stadt in Richtung Zukunftsfähig- 
keit und Resilienz wurde ursprünglich zwar nur für die 
englische Kleinstadt Totnes entworfen (Hopkins, 2008). 
Binnen weniger Jahre gründeten sich jedoch, inspiriert 
durch Leitfäden, Workshops und Filme, tausende ähn- 
liche Initiativen in über 43 Ländern auf allen Kontinen- 
ten; über 1.100 haben sich registrieren lassen (Transi- 
tion Network, o.J.). Wie wenige andere steht die Tran- 
sition-Town-Bewegung für einen positiven Umgang mit 
Herausforderungen und eine Motivierung der lokalen 
Bevölkerung durch lebenswerte Visionen der persön- 
lichen Umgebung (Maschkowski und Wanner, 2014). 

Die Stärke solcher lokaler und oft kleinräumiger 
und unabhängiger Initiativen liegt darin, dass sie lokal 
angepasste und ungewöhnliche Alternativen Vorschlä- 
gen, Nischen ausfindig machen und dort eigene Expe- 
rimente starten. Sie sind damit Vorreiterinnen und 
mögliches Vorbild für stärkere öffentliche oder private 
Akteure und professionalisieren sich im Verlauf selbst. 
Die Impulse, die von solchen Initiativen ausgehen, sind 
eher selten im technischen Bereich angesiedelt. Häu- 
figer werden soziale, ökologische oder wirtschaftliche 
Themen bearbeitet. Problematische soziale Praktiken 
werden identifiziert, benannt und von Betroffenen 
selbst werden Impulse zur Veränderung gegeben. In 
urbanen Räumen findet sich eine Vielzahl solcher Bot- 
tom-up-Prozesse, die sich im Einklang mit den Zielen 
nachhaltiger Stadtentwicklung befinden. Zum Beispiel 
entwickeln und betreiben Transition-Initiativen zusam- 
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Kasten 8.3-1 

Smart cities: digitale Partizipation 

Die Digitalisierung verändert die Ausgestaltung des Verhält- 
nisses zwischen Bürgern und Verwaltungen und lässt Forde- 
rungen nach neuen Möglichkeiten der digitalen Beteiligung 
lauter werden (UN, 2014k Die zunehmend digitalisierten For- 
men von Daten- und Informationsaustausch zwischen Bür- 
gern und (Stadt-)Verwaltungen, die unter Nutzung digitaler 
Kooperationsräume und Techniken realisiert werden, fassen 
Goldsmith und Crawford (2014) unter dem Begriff „respon- 
sive city" zusammen. Zu den Beteiligungsformaten gehören 
nach Kubicek et al. (20113 Bürgerhaushalte, Konsultationen 
zu Leitbildern und Planungsvorhaben sowie Konsultationen 
innerhalb der Gesetzgebung (Tab. 2.5-33. 

Gemein ist den Ansätzen, dass die Bürgerinnen, insbeson- 
dere die Empfänger spezifischer Leistungen, anstelle ihres 
passiven Konsums öffentlicher Dienstleistungen aktiver an 
deren Ausgestaltung beteiligt werden. Dabei begünstigt die 
Digitalisierung die Aktivierung der Bürgerschaft zum einen 
durch den Abbau von Informationsasymmetrie und eine 
Erhöhung der Transparenz, welche die Entscheidungsbasis 
außerhalb der Verwaltung verbessern, sowie zum anderen 
durch Prozessoptimierungen, die den Organisations- und 
zeitlichen Aufwand von Beteiligung verringern (Goldsmith 
und Crawford, 20143. Traditionell müssen Bürger an Betei- 
ligungsveranstaltungen an einem bestimmten Tag an einem 
bestimmten Ort physisch anwesend sein, um ihre Stimme 
abgeben oder ihre Meinung kundtun zu können. Durch 
elektronische Formate entfällt ein Großteil des Zeit- und 
Transportaufwands, was den Verfahrensaufwand erheblich 
reduziert. Beispielsweise stieg in Belo Florizonte, Brasilien, 
die Beteiligung am dortigen Bürgerhaushaltsmodell nach der 
Einführung digitaler Instrumente von durchschnittlich 1,5% 


men mit anderen Akteuren urbane Gärten, Reparatur- 
cafes oder lokale Märkte (Hopkins, 2013). Sie erstellen 
auf eigene Faust und in Zusammenschlüssen Energie- 
wendepläne für die eigene Stadt oder engagieren sich 
für mehr lokalen Klimaschutz. Im Projekt „Transition 
Streets" werden beispielsweise kleine Nachbarschafts- 
gruppen gebildet, die sich mit Hilfe eines Leitfadens 
gegenseitig darin unterstützen, Ressourcen und Energie 
einzusparen, soziale Netzwerke zu stärken und ressour- 
censparende Mobilitäts- und Konsummuster gemein- 
sam zu erproben (Ward et al, 2011). Das globale Netz- 
werk verbreitet das Projekt, und die Idee wird in adap- 
tierter Form in anderen Städten umgesetzt. Andere 
Beispiele erzählen vom Umbau einer städtischen Müll- 
halde zu einem Aktions- und Lernpark in Südafrika, 
von zahlreichen Lokalwährungen in Großbritannien 
oder von Austausch- und Begegnungsorten zur kons- 
truktiven Erörterung der eigenen Zukunftsfähigkeit im 
krisenbetroffenen Spanien (Transition Network, 2015). 

An solchen Projekten kann und sollte transforma- 
tive urbane Governance anknüpfen. Die Herausforde- 


auf 10% (Peixoto, 2009). Weitere Möglichkeiten zur Koope- 
ration oder Koproduktion von Lösungen bieten Einladungen 
an Bürgerinnen, um digitale Dienstleistungen (z. B. Apps oder 
Webseiten) zu testen oder Ausschreibungen, um serviceori- 
entierte Programme zu entwickeln. 

Gleichzeitig entstehen durch neue Beteiligungsformate 
Möglichkeiten, Aufmerksamkeit auf vernachlässigte Themen- 
bereiche zu lenken sowie fehlende oder unzureichende Infor- 
mationslagen der Regierung zu ergänzen und zu korrigieren. 
Beispielsweise lenkt die deutsche Webseite www.Leerstands- 
melder.de (Kap. 6.5.3) Aufmerksamkeit auf die trotz Woh- 
nungsknappheit bestehenden Leerstände in Deutschland, 
indem sie Nutzern die Möglichkeit bietet, leerstehende Woh- 
nungen und Gebäude in eine Karte einzutragen. In Entwick- 
lungsländern setzt man Hoffnungen auf die partizipatorische 
Kartierung informeller Siedlungen, um Rechte und Ansprü- 
che auf öffentliche Versorgungsstrukturen in vernachlässig- 
ten Stadtvierteln geltend zu machen (Lemma et al., 2005). Die 
Vereinten Nationen weisen darauf hin, dass der Umfang von 
digitale Verwaltungsdienstleistungen in fast allen Ländern in 
den letzten Jahren zugenommen hat, die digitale Kluft zwi- 
schen Ländern, Regionen und Individuen jedoch weiterhin 
groß ist (UN, 2014). Im Zusammenhang mit den Möglichkei- 
ten digitaler Beteiligung wird die Notwendigkeit einer inklu- 
siven Netzpolitik daher besonders deutlich. Die digitale poli- 
tische Teilhabe beruht auf einem kostengünstigen Netzzu- 
gang für alle Bürger (inklusive benachteiligter und vulnerab- 
ler Gruppen), Angeboten in eigener Sprache und einfach zu 
bedienenden Portalen. Darüber hinaus gilt es, anstelle einer 
lediglich rezeptiven Nutzung des Internets eine aktivere Nut- 
zung, wie Kommentierung und Teilen von Inhalten bis hin 
zum Schreiben eigener Programme und Applikationen, zu 
fördern. Daher ist die Ausbildung von digitalen Medien- und 
Datenkompetenzen nicht nur für öffentliche Administration- 
en, sondern auch für alle Bürgerinnen nötig. 


rang ist dabei, den richtigen Moment und die geeig- 
nete Form der gezielten Förderung oder Unterstützung 
zu finden, um die kreativen und selbstorganisierten 
Prozesse nicht zu stören, die Projekte aber auch nicht 
durch mangelnde Beachtung zu schwächen. Für die 
Umsetzung und Skalierung von Nischeninnovationen 
bedarf es unterschiedlicher Schnittstellen mit Politik, 
Verwaltung sowie Wirtschaft, gegenseitigen Interesses 
und wechselseitiger Unterstützung. Politik und Ver- 
waltung sollten eine Sensibilität für den Wert kreativer 
Nischen entwickeln. 

Die Innovativität und Kreativität zu fördern kann 
in stark gesteuerten und geplanten Städten bedeu- 
ten, hoheitliche Regulierung in Experimentierräumen 
bewusst abzubauen. Am Beispiel Kopenhagen (Kap. 5.4) 
wurde gezeigt, wie eine Verwaltung versucht, Innova- 
tion und Kreativität über die Schaffung von Freiräumen 
zu fördern. Vormals industriell genutzte innerstädtische 
Gebiete werden zu „Creative innovative environments" 
erklärt, in denen sich Pioniere in den Bereichen Mode, 
Design und Kultur mit wenig bürokratischen Hürden 
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und zum Teil staatlich gefördert ansiedeln konnten. 
Zwei Strategien werden verfolgt: Talentkultivierung, 
d.h. die finanzielle und strategische Förderung krea- 
tiver Projekte, sowie Deregulierung, also der Rückzug 
der Verwaltung aus kreativen Räumen. Die Transition- 
Town-Bewegung oder andere Graswurzelinitiativen 
suchen sich diese Freiräume häufig selbst bzw. fordern 
sie von den lokalen Autoritäten ein. Eine Sondersitua- 
tion stellen Städte dar, die durch Schrumpfungs- oder 
Strukturwandlungsprozesse eher ungewollt Freiräume 
produzieren und somit den Boden für unerwartete und 
schwer vorherzusehende kreative Prozesse bereiten. 
Die bekanntesten Beispiele sind Detroit, Manchester 
und Liverpool, das Ruhrgebiet oder altindustrielle Zen- 
tren wie Halle und Leipzig (Oswalt und Rieniets, 2005). 
Dort können kreative Zwischennutzungskonzepte 
Raum für neue Gestaltung und Wiederbelebung bieten. 

Ein weiterer Baustein zur Schaffung von Mög- 
lichkeitsräumen für Innovativität und Kreativität ist 
die gezielte Förderung von Diversität. Ein offensiv 
nach außen kommuniziertes weltoffenes Image, hohe 
urbane Lebensqualität und ein liberaler Umgang mit 
unterschiedlichen Lebensentwürfen können, wie das 
Beispiel Kopenhagen zeigt, anziehend auf die Creative 
dass wirken und eine produktive Mischung verschie- 
dener Kulturen im urbanen Raum erzeugen. Kultu- 
relle Diversität zu ermöglichen, bedeutet daneben aber 
auch, Inklusion zu fördern. Der Ansatz von Kopenha- 
gen, einer Metropole mit hohem Anteil an Migranten, 
ist ein gutes Governance-Beispiel: Es wurde ein Diver- 
sity Board ins Leben gerufen, an dem Vertreterinnen 
verschiedener Institutionen, Unternehmen, zivilgesell- 
schaftlicher Gruppen und Minderheiten beteiligt sind. 
Dieses Gremium hat die Kopenhagen Charter for Diver- 
sity und einen Aktionsplan zur Erreichung der Inklu- 
sionsziele entwickelt. Zur kontinuierlichen Selbstkon- 
trolle wurde ein Inklusionsbarometer entwickelt, das 
in Bezug auf acht Integrationsziele jährlich den Fort- 
schritt feststellen soll. Ähnliche Strategien verhalten 
auch Manchester und Liverpool zu neuer Attraktivität. 

Insgesamt plädiert der WBGU für Governance- 
Strukturen, die sich sowohl aus vertikalen Governance- 
Strukturen, die durch formale Partizipation gekenn- 
zeichnet sind, als auch aus horizontalen Governance- 
Strukturen zusammensetzt, die eine breite kollabora- 
tive Einbeziehung der Bevölkerung implizieren und 
gezielt Freiräume schaffen und öffnen. Auf der hori- 
zontalen Ebene ergeben sich daraus zahlreiche Inter- 
ventions- und Anknüpfungschancen für gesellschaft- 
liche Impulse und Initiativen der Veränderung. Im 
Wechselspiel, in Kollaboration und auch im konstruk- 
tiven Konflikt entstehen so Laboratorien für die Große 
Transformation. Voraussetzung für dieses Zusammen- 
spiel sind jedoch funktionierende hoheitliche Struktu- 


ren sowie eine ausreichend organisierte und mit Rech- 
ten ausgestattete Zivilgesellschaft. 

8.3.3 

Informelle Strukturen integrieren 

In vielen Städten bzw. Stadtgebieten vollzieht sich die 
urbane Entwicklung weitgehend unabhängig von staat- 
lich gesetzter Steuerung in informellen Urbanisierungs- 
prozessen. Diese Prozesse beziehen sich vor allem auf 
informelle Boden- und Immobilienmärkte, betreffen 
daneben aber in der Regel alle Bereiche des städtischen 
Lebens (Kasten 2.1-3; Kap. 7.3). Während sich infor- 
melle Prozesse in der OECD-Welt meist auf komple- 
mentäre Stadtentwicklungsprozesse beziehen, die for- 
male Prozesse ergänzen, finden sich in Entwicklungs- 
und Schwellenländern informelle Prozesse, die paral- 
lel zu den (meist unzureichenden) formalen Prozessen 
der Stadtentwicklung entstehen und diese weitrei- 
chend ersetzen. Häufig dominieren diese supplemen- 
tären informellen Urbanisierungsprozesse weite Teile 
der urbanen Entwicklung in Städten in Schwellen- und 
Entwicklungsländern (Kap. 2. 5. 2. 2). Während dies frü- 
her zumeist als Problem angesehen wurde, wird mitt- 
lerweile in diesen Prozessen, etwa dem selbstorgani- 
sierten Städtebau, auch ein großes Lösungspotenzial 
gesehen. Dies betrifft sowohl die Schaffung von Wohn- 
raum und Beschäftigungsmöglichkeiten, als auch eine 
Selbstverwaltung durch die Bewohner. Für arme Bevöl- 
kerungsgruppen, die vielfach von den formalen Woh- 
nungs- und Arbeitsmärkten ausgegrenzt werden, sind 
die selbstorganisierten informellen Siedlungen häufig 
die einzige Möglichkeit, in Städten zu (über)leben. 

Die Lebensbedingen in informellen Siedlungen 
unterscheiden sich stark: Während der informelle 
Siedlungsbau in einigen Konstellationen zu adäqua- 
ten Stadtquartieren führen kann, wie vielfach in Kairo 
(Kap. 5.3), sind die Verhältnisse in anderen Städten 
bzw. Stadtgebieten mehrheitlich prekär, wie z.B. in 
Mumbai (Kap. 5.2). Auch die informellen Governance- 
Strukturen variieren: Während in einigen Siedlungen 
dem Gemeinwohl verpflichtete CBOs die Quartiere 
steuern, herrschen in anderen Konstellationen krimi- 
nelle Slumlords, die die prekäre Lage der Bewohner zu 
ihren eigenen Gunsten ausnutzen. Da die Große Trans- 
formation zur Nachhaltigkeit in den Städten eingelei- 
tet werden muss, ist es notwendig, in den informel- 
len Siedlungen konstruktiv auf den dort existierenden 
Governance-Strukturen aufzubauen. Nonkonformis- 
tische Aktivitäten und gewohnheitsrechtliche Verfah- 
ren der Boden- bzw. Wohnraumbeschaffung sollten 
kollaborativ integriert, kriminelle Praktiken hingegen 
reduziert werden. In vielen Städten wurden in Slum- 
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Upgrading-Projekten bereits Erfahrungen gemacht, wie 
durch Befähigungsprozesse Verantwortungsarchitektu- 
ren dezentralisiert und dereguliert werden sollten (UN- 
Habitat, 2003:131). So gibt es Beispiele für die Inte- 
gration des informellen Wirtschaftssektors in Städten 
(Kasten 5.3-2). Zudem wird die Expertise der Lokalbe- 
völkerung genutzt, um lokale Daten zu sammeln, lokal 
angepasste Aufwertungsstrategien zu entwickeln sowie 
das nachhaltige Management der informellen Quar- 
tiere zu organisieren (UN-Habitat, 2014b). Insbeson- 
dere in Südamerika gibt es zahlreiche Beispiele für die 
erfolgreiche Integration von informellen Strukturen in 
Upgrading-Programmen von Städten (Kap. 5.8). 

Gelungene Beispiele kollaborativer Governance 
beschreiben Herrle et al. (2015a) anhand zivilgesell- 
schaftlicher transnationaler Netzwerke in Schwel- 
len- und Entwicklungsländern. Dortige Initiativen aus 
benachteiligten Teilen der Stadtbevölkerung haben 
sich über transnationale Netzwerke so konstruktiv und 
erfolgreich in die Debatte und auch die Förderung von 
Aufwertungsprojekten eingebracht, dass die städti- 
schen Verwaltungen - vorausgesetzt, dass sie diesen 
Bewegungen offen gegenüber treten - mittlerweile mit 
ihnen kooperieren (Herrle et al, 2015a; Kap. 6.2.2). 
Entscheidend wird künftig außerdem sein, dass von 
staatlicher Seite gesamtstädtische Strategien z.B. Land- 
nutzung, Finanzierung, Planung oder Management 
innerhalb einer umfassenden, staatlich geförderten 
Wohnungspolitik entstehen, die die informellen Pro- 
zesse konstruktiv nutzen und fördern (Kap. 7.3.5). 

Da die Transformation zur Nachhaltigkeit ohne 
staatliche Strukturen schwerer zu realisieren ist, sind 
mittel- und langfristig informelle Strukturen durch for- 
male zu ergänzen. Dort, wo informelle Strukturen einer 
nachhaltigen Entwicklung nicht entgegenstehen, sollte 
nach Möglichkeit ihre Legalisierung erfolgen. Die Aner- 
kennung informeller Siedlungen ist dabei häufig zent- 
ral. Inwieweit diese Prozesse dabei z.B. die Formalisie- 
rung von Besitztiteln erfordern, muss kontextbezogen 
auf lokaler Ebene entschieden werden (Kasten 4.3-2). 

Die bisher skizzierten Aspekte beziehen sich vor 
allem auf den Umgang mit existierenden informel- 
len Siedlungen bzw. Governance-Strukturen. Die 
schnell fortschreitende Urbanisierung wird allerdings 
auf absehbare Zeit zum Anwachsen bzw. Entstehen 
weiterer informeller Strukturen führen, denn infor- 
melle Siedlungen oder informelle Governance-Struk- 
turen entstehen auch weiterhin dort, wo die forma- 
len Mechanismen versagen und beispielsweise nicht in 
ausreichendem Maß bezahlbarer Wohnraum zur Verfü- 
gung gestellt wird. Dies lässt sich allerdings in vielen 
Fällen nicht kurzfristig realisieren. Daher müssen auch 
existierende informelle Strukturen strategisch genutzt 
und möglichst Anreize generiert werden, die die Anfor- 


derungen von Teilhabe, Eigenart und Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen berücksichtigen. Es 
bedarf zudem leistungsfähiger urbaner Planungs- und 
Governance-Strukturen - also einer erheblichen Stär- 
kung der Planungs- und Verwaltungskapazitäten einer 
Kommune. Dabei gilt es aber auch hier, dem Staat nicht 
primär die Rolle des Planers und Umsetzers von Stadt- 
entwicklung zuzuschreiben, sondern ihn vielmehr als 
Partner, Beschleuniger oder Moderator zu verstehen. 
Dies bedeutet beispielsweise, dass von staatlicher Seite 
versucht werden muss, künftige Entwicklungskorridore 
von Städten strategisch zu formulieren und durchzu- 
setzen und deren Entwicklung gemeinsam mit loka- 
len Akteuren der informellen Stadtentwicklungspro- 
zesse zu gestalten. Dies bedeutet auch, dass der Staat 
nicht den privaten Märkten - informell oder formell - 
die Steuerung der Quartiere überlassen darf. Vielmehr 
sollte er verhindern, dass benachteiligte Bevölkerungs- 
gruppen durch Boden- und Immobiliengeschäfte ver- 
trieben werden (Kap. 8.2.3; Kasten 4.3-2). 

Insgesamt ist es erforderlich, dass die Rechte der 
Bevölkerung auch in informellen Siedlungen gestärkt, 
durch kollaborative Governance ihre Artikulations- und 
Gestaltungsfähigkeit unterstützt und die existierenden 
informellen und formalen Strukturen miteinander ver- 
bunden werden. Dazu müssen zum einen Lokalregie- 
rungen mit den informell agierenden Akteuren in ihrer 
Stadt direkt verhandeln. Da die Rolle der informellen 
Siedler in vielen Städten häufig sehr schwach ist, bieten 
transnationale Netzwerke wie z.B. Shack/Slum Dwel- 
lers International (Kap. 6.2.2) eine große Chance, um 
lokale zivilgesellschaftliche Gruppen zu stärken. 

8.3.4 

Zivilgesellschaftliche Netzwerke und ihre 
Bedeutung für Stadtentwicklung 

Unabhängig davon, ob sie in reifen Städten bzw. Stadt- 
quartieren agieren, sich in schnell wachsenden geplan- 
ten Stadtteilen oder in informellen Siedlungen formie- 
ren, stehen lokale zivilgesellschaftliche Gruppen oft- 
mals vor ähnlichen Herausforderungen: Sie müssen 
eigene Strukturen und Strategien entwickeln, um ihre 
Anliegen zu vertreten und durchsetzen zu können. Sie 
sind regelmäßig mit Akteuren konfrontiert, die mächti- 
ger und besser mit Ressourcen ausgestattet sind. Regio- 
nale wie transnationale Vernetzung mit anderen Grup- 
pen hilft dabei, mit diesen Herausforderungen besser 
umzugehen. 

Vernetzungs- und Organisationsstrukturen für und 
zwischen lokalen Initiativen befördern das Potenzial 
und die Sichtbarkeit lokaler Gruppen. Die Beispiele 
Transition Network (Kap. 8. 3. 2. 2) oder Shack/Slum 
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Dwellers International (Kap. 6.2.2) zeigen, dass durch 
eine nicht hierarchisch übergeordnete, aber unterstüt- 
zende und inspirierende Organisation die Reichweite 
von Aktionen potenziert werden kann. So stand das 
Transition Network im Dezember 2015 mit 479 offizi- 
ellen Transition-Town-Initiativen aus über 43 Ländern 
in regem Kontakt. Shack/Slum Dwellers International 
sind in 33 Ländern aktiv und vernetzten viele lokale 
Gruppen in informellen Siedlungen (SDI, 2015). Durch 
die Netzwerke werden Informationen gesammelt und 
zusammengeführt, Finanzierungen über Spargruppen 
ermöglicht, Publikationen sowie Trainings verbreitet 
und so Lerneffekte erzeugt, die den lokalen Gruppen 
dabei helfen, effektive Strukturen aufzubauen und 
schlagkräftige Strategien zu entwickeln (Fokdal et al., 
2015: 76). Lokalgruppen erfahren zudem Unterstüt- 
zung durch die Zugehörigkeit zu einer transnationalen 
Bewegung, und das Netzwerk als Ganzes wird durch 
die vielen Beispiele lebendig, anschaulich und überzeu- 
gend. Durch Netzwerke lassen sich initiativenübergrei- 
fende Projekte starten und Öffentlichkeitsarbeit bün- 
deln und so die Sichtbarkeit lokaler Gruppen und ihrer 
Anliegen erhöhen. Außerdem ermöglicht der Zusam- 
menschluss in Netzwerken den Zugang zu internatio- 
nalen Politikzirkeln und Finanzierungsquellen wie gro- 
ßen Stiftungen, der kleineren lokalen Gruppen allein 
verschlossen bleiben würde (Fokdal et al., 2015: 81). 

Gleichzeitig bringen diese Netzwerke aber auch neue 
Herausforderungen mit sich. Zum einen muss der Spa- 
gat zwischen lokalen Anliegen und transnationalen 
Herausforderungen gemeistert werden, ohne die Ver- 
bindung zur Basis zu verlieren. Zum anderen sind sol- 
che transnationalen Netzwerkstrukturen - gerade wenn 
sie wenig formalisierte und institutionalisierte Gruppen 
vernetzen - intransparent und schwer zu durchblicken. 
Dies birgt zum einen Legitimitätsprobleme, zum ande- 
ren erschwert es den Zugang solcher Netzwerke zu För- 
dergeldern (Fokdal et al., 2015:81). 

Welche Rolle transnationale Netzwerke gerade in 
Entwicklungs- und Schwellenländern zusammen mit 
lokalen Gruppen spielen können, beschreiben Herrle 
et al. (2015a) anhand verschiedener urbaner sozioöko- 
nomisch benachteiligter Gruppen, die für angemesse- 
nen Wohnraum streiten. Aufgrund ihrer Erfolge neh- 
men Kommunen diese Gruppen zunehmend ernst. Sie 
kooperieren mit ihnen, binden sie kollaborativ ein und 
versuchen so, in diesem Bereich Fortschritte zu erzielen 
(Herrle et al„ 2006, 2015a). 

Um transnationale Netzwerke zu fördern und ihr 
Potenzial besser ausschöpfen zu können, sollten von 
Seite des Staats und großer Stiftungen mehr und bes- 
sere finanzielle Förderungsmöglichkeiten geschaffen 
werden. Es braucht niedrigschwellige Förderung, mit 
niedrigen Hürden, so dass nicht nur große, etablierte 


zivilgesellschaftliche Akteure Zugriff auf Fördergelder 
haben. Zusätzlich sollte auch in Capacity Development 
investiert werden, um in den Netzwerken, das Know- 
How und die Fähigkeiten zu schaffen, Gelder beantra- 
gen zu können. 


8.4 

Strukturen der Global Governance zeitgemäß 
gestalten 

Auch wenn Städte aufgrund fehlender Völkerrechts- 
subjektivität bisher keine formale Rolle in internatio- 
nalen Governance-Strukturen spielen können, so sind 
doch die Ergebnisse internationaler Verhandlungen 
relevant für ihre Transformationsanstrengungen. Die 
im September 2015 verabschiedete Agenda 2030 mit 
einem eigenen SDG zu Städten und das Übereinkom- 
men von Paris enthalten direkte und indirekte Impli- 
kationen für die Große Transformation zur Nachhaltig- 
keit in Städten. 

Trotz mangelnder formaler Einbindung in interna- 
tionale Umweltverhandlungen sind Städte aufgrund 
ihres Ressourcenverbrauchs und der großen und wei- 
ter steigenden Zahl in Städten lebender Menschen 
von immer größerer Bedeutung. Aber nicht nur ihr 
Anteil an den Ursachen globaler Umweltveränderun- 
gen, sondern auch ihre potenziellen Lösungskapazitä- 
ten machen sie zu relevanten Akteuren der Transforma- 
tion. Städte, zusammengeschlossen in Städtenetzwer- 
ken, haben in den vergangenen Jahren insbesondere 
im Bereich Klimaschutz eine Vorreiterrolle eingenom- 
men und beachtliche Erfolge erzielt, obwohl zeitgleich 
zwischenstaatliche Verhandlungen und Anstrengun- 
gen von Stillstand geprägt waren (WBGU, 2014a:83f. 
und 91 ff.). Vor dem Hintergrund dieser positiven Ent- 
wicklungen gibt es Überlegungen, die Rolle von Städ- 
ten im internationalen Governance-System aufzuwer- 
ten (Aust, 2015b). Auch die Diskussion über ein Par- 
lament der Bürgermeister (Barber, 2013) zeigt, dass 
die gegenwärtigen globalen Governance-Strukturen 
mit Blick auf die Rolle von Städten nicht mehr zeitge- 
mäß sind (Kap. 8.4.2). Nicht einmal bei den Habitat- 
Konferenzen zu Urbanisierung und Stadtentwicklung 
haben Städte ein dauerhaft fest verankertes Mitspra- 
cherecht. Eine bessere Einbindung von Städten in glo- 
bale Governance-Strukturen ist nicht nur notwendig, 
um der gewachsenen Rolle von Städten Rechnung zu 
tragen, sondern würde auch die Große Transformation 
befördern (WBGU, 2011). 
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Kasten 8.4-1 

Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung 

Am 25. September 2015 wurde auf dem Gipfel der Vereinten 
Nationen in New York die „Agenda 2030 für nachhaltige Ent- 
wicklung" verabschiedet CUNGA, 2015h Das völkerrechtlich 
unverbindliche Zielsystem der Agenda 2030, die dem soft law 
zuzuordnen ist, ist universell. Diese neue Entwicklungsagen- 
da mit ihren 17 SDGs löst die Millennium-Entwicklungsziele 
(MDGs) ab. Die MDGs sind acht Entwicklungsziele, auf die 
sich die internationale Gemeinschaft verpflichtet hat und 
in deren Zentrum die Überwindung von Armut steht (UN, 
2015d). Anders als die MDGs gilt die Agenda 2030 sowohl 
für Entwicklungs- und Schwellenländer als auch für Indust- 
rieländer und dient damit als Grundlage für eine veränderte 
globale Partnerschaft. Die 17 SDGs verknüpfen das Prinzip 
der Nachhaltigkeit mit der ökonomischen, ökologischen und 
sozialen Entwicklung (Loewe und Rippin, 2015). Die SDGs 
lauten (UNGA, 2015; BMZ, 2015): 

1 . Armut in jeder Form und überall beenden. 

2. Den Hunger beenden, Ernährungssicherheit und eine 
bessere Ernährung erreichen und eine nachhaltige Land- 
wirtschaft fördern. 

3. Ein gesundes Leben für alle Menschen jeden Alters 
gewährleisten und ihr Wohlergehen fördern. 

4. Inklusive, gerechte und hochwertige Bildung gewährleis- 
ten und Möglichkeiten des lebenslangen Lernens für alle 
fördern. 

5. Geschlechtergerechtigkeit und Selbstbestimmung für alle 
Frauen und Mädchen erreichen. 

6. Verfügbarkeit und nachhaltige Bewirtschaftung von 
Wasser und Sanitärversorgung für alle gewährleisten. 

7. Zugang zu bezahlbarer, verlässlicher, nachhaltiger und 
zeitgemäßer Energie für alle sichern. 

8. Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirtschafts- 
wachstum, produktive Vollbeschäftigung und menschen- 
würdige Arbeit für alle fördern. 

9. Eine belastbare Infrastruktur aufbauen, inklusive und 
nachhaltige Industrialisierung fördern und Innovationen 


8.4.1 

Bedeutung internationaler Verhandlungen für die 
Transformation in Städten 


8.4. 1.1 

Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung 

Die im September 2015 von der UN-Generalversamm- 
lung verabschiedete Agenda 2030 mit ihren 17 Zielen 
zur nachhaltigen Entwicklung (SDGs) hat erhebliche 
Implikationen für Städte und Stadtentwicklung (Kas- 
ten 8.4-1). Auch wenn lokale Regierungen und lokale 
Governance vor allem im SDG Nr. 1 1 „Städte und Sied- 
lungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nachhal- 
tig machen" adressiert werden, haben alle Ziele direkt 
oder indirekt mit Städten zu tun. Auch andere SDGs 
weisen Bezüge zu lokalen Regierungen und lokaler 
Governance auf. Diese werden dort aber nicht expli- 


unterstützen. 

10. Ungleichheit innerhalb von und zwischen Staaten verrin- 
gern. 

11. Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig 
und nachhaltig machen. 

12. Für nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster sorgen. 

13. Umgehend Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawan- 
dels und seiner Auswirkungen ergreifen. 

14. Ozeane, Meere und Meeresressourcen im Sinne einer 
nachhaltigen Entwicklung erhalten und nachhaltig nut- 
zen. 

15. Landökosysteme schützen, wiederherstellen und ihre 
nachhaltige Nutzung fördern, Wälder nachhaltig bewirt- 
schaften, Wüstenbildung bekämpfen, Bodenverschlech- 
terung stoppen und umkehren und den Biodiversitätsver- 
lust stoppen. 

16. Friedliche und inklusive Gesellschaften im Sinne einer 
nachhaltigen Entwicklung fördern, allen Menschen 
Zugang zur Justiz ermöglichen und effektive, rechen- 
schaftspflichtige und inklusive Institutionen auf allen 
Ebenen aufbauen. 

17. Umsetzungsmittel stärken und die globale Partnerschaft 
für nachhaltige Entwicklung wiederbeleben. 

Auf der Rio+20-Konferenz der Vereinten Nationen im Jahr 
2012 hatten die Mitgliedstaaten beschlossen, Ziele für eine 
nachhaltige Entwicklung zu erarbeiten (UNCSD, 2012). Die 
seit dem Weltgipfel von Rio de Janeiro über Umwelt und Ent- 
wicklung im Jahr 1992 laufenden Prozesse sollten am Zielsys- 
tem der SDGs neu ausgerichtet werden. Mit der Agenda 2030 
werden die Weichen für die Umwelt- und Entwicklungspolitik 
der nächsten Dekaden gestellt. Als politische Zielsetzungen 
der Weltgemeinschaft haben die SDGs eine zentrale orientie- 
rende Bedeutung für die zukünftige globale nachhaltige Ent- 
wicklung. Der WBGU hat im Vorfeld der Verhandlungen zur 
Agenda 2030 gefordert, die SDGs nicht auf Armutsbekämp- 
fung zu reduzieren, sondern alle Dimensionen nachhaltiger 
Entwicklung zu erfassen. Insbesondere müssen die globalen 
Umweltveränderungen einbezogen und die planetarischen 
Leitplanken ernst genommen werden, denn andernfalls wird 
auch Armutsbekämpfung unmöglich (WBGU, 2014b). 


zit genannt, auch wenn SDG Nr. 10 (Ungleichheit) und 
SDG Nr. 17 (Globale Partnerschaften) zumindest die 
Bedeutung von Governance „auf allen Ebenen" erwäh- 
nen. Das Konzept der Dezentralisierung, ein wichtiges 
Element der Stärkung der lokalen Ebene und der Stei- 
gerung ihrer Handlungsfähigkeit, wird in der Agenda 
2030 dagegen nicht erwähnt. 

Die Integration eines dezidierten Städteziels als 
SDG Nr. 11 in die Agenda 2030 war vor allem vor dem 
Hintergrund der großen Bedeutung von Städten und 
der Urbanisierung für globale Entwicklung ein gro- 
ßer Erfolg, auch wenn die Operationalisierung offen 
bleibt (Brandi, 2015). Zugleich wird die lokale Ebene 
als Querschnittsbereich von allen anderen Zielen der 
Agenda 2030 zumindest mittelbar adressiert. Insoweit 
sollten die lokale Ebene, lokale Regierungen und die 
lokale Governance bei der Ausformulierung der Indi- 
katoren für die 17 SDGs berücksichtigt und integriert 
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werden. 

In diesem Kontext kann auch die bei Habitat III zu 
formulierende New Urban Agenda - die voraussicht- 
lich den Status einer völkerrechtlich unverbindlichen 
Erklärung haben wird - eine wichtige Rolle spielen. 
Sie kann wichtige Anregungen dafür geben, wie lokale 
Regierungen dazu beitragen können, dass die SDGs 
erfolgreich umgesetzt werden (Parnell, 2016; Missel- 
witz und Villanueva, 2015). Darüber hinaus sollten 
Städte dazu beitragen, die entsprechenden Fortschritte 
bei der Implementierung der SDGs durch Monitoring 
und Review zu begleiten. Die New Urban Agenda sollte 
als eine sinnvolle Ergänzung der Agenda 2030 gesehen 
werden und als deren Fortschreibung mit Blick auf die 
wichtige Rolle von lokalen Regierungen für die Zukunft 
lokaler und globaler Entwicklung. 

8.4.1.2 

Internationale Klimapolitik: Implikationen des 
Übereinkommens von Paris für Städte 

Die Klimarahmenkonvention (UNFCCC) richtet sich 
zuvorderst an ihre Mitgliedstaaten als Akteure im 
Klimaschutz. In den letzten Jahren sind - nicht zuletzt 
aufgrund des Engagements von Netzwerken wie ICLEI 
und C40 (Kasten 2.5-6) - auch zunehmend Beiträge 
von nicht staatlichen und subnationalen Akteuren, 
wie Städten, zum Klimaschutz sowie ihre Rolle bei der 
Anpassung an den Klimawandel in den Fokus gerückt. 
Erste Analysen zeigen, dass die Klimaaktivitäten die- 
ser Akteure substanzielle Beiträge leisten (Chan et 
al., 2015a, b). Die Entscheidung der 21. Vertragsstaa- 
tenkonferenz der UNFCCC, die das am 12. Dezember 
2015 angenommene Übereinkommen von Paris beglei- 
tet, begrüßt explizit die Bemühungen von Städten 
und anderen nicht staatlichen Akteuren in Bezug auf 
den Klimawandel und lädt sie ein, ihre Bemühungen 
zur Emissionsminderung auszuweiten und ihre Resili- 
enz gegenüber den Auswirkungen des Klimawandels 
auszubauen (UNFCCC, 2015a). Die Lima-Paris Action 
Agenda (LPAA), die bereits 2014 angestoßen und im 
Abschlussdokument der COP 2 1 noch einmal hervorge- 
hoben wurde, fasst diese Aktivitäten zusammen. Wäh- 
rend der COP 21 in Paris wurde außerdem zur Mobili- 
sierung aller Akteure eine Fünfjahresvision formuliert, 
die vier Ziele umfasst (UNFCCC, 2015b): 

> Die Zahl der Städte und Regionen zu erhöhen, die 
Klimaaktionspläne implementieren; 

> Unter der Berücksichtigung besonders vulnerabler 
Bevölkerungsgruppen, die Resilienz in einer größt- 
möglichen Zahl von Städten zu erhöhen; 

> Innovative Finanzierungsinstrumente entwickeln 
sowie Projektmanagement und Projektplanung ver- 
bessern, um den Fluss von finanziellen Ressourcen 
auf die lokale Ebene zu fördern; 


> Partnerschaftsinitiativen fördern, bei denen Akteure 
aus verschiedenen Governance-Ebenen kooperie- 
ren. 

Unter das LPAA fallen unterschiedlichste Arten von 
Initiativen, wie z.B.: 

> Compact of Mayors: wurde 2014 von Michael 
Bloomberg, dem UN-Sondergesandten für Städte 
und Klimawandel, zusammen mit UN-Habitat sowie 
den Städtenetzwerken C40, ICLEI und UCLG gestar- 
tet und ist weltweit die größte städtische Initiative 
zur Reduktion von Treibhausgasen und der Anpas- 
sung an den Klimawandel. 

> Covenant of Mayors: wurde 2008 von der EU ange- 
stoßen, um die Umsetzung der EU-Klimaschutzziele 
auf lokaler Ebene zu fördern. Bürgermeister von 
6.664 EU-Kommunen, die etwa 42% der Bevölke- 
rung der EU repräsentieren, waren bis Ende 2015 
dem Covenant beigetreten (Covenant of Mayors, 
2015). 

> C40 Clean Bus Declaration: Eine Initiative des C40 
Netzwerks, dem 23 seiner Mitglieder beigetreten 
sind, mit dem Ziel die Emissionen aus dem öffentli- 
chen Personennahverkehr durch die Einführung von 
Elektro-, Wasserstoff- oder Hybridantrieb bei Bus- 
sen zu senken (C40, 2015a). 

> Carbon Neutral Cities Alliance: ein 2014 gegründetes 
Städtenetzwerk aus bisher 17 Metropolen, die sich 
zum Ziel gesetzt haben, bis 2050 80% ihrer Emissi- 
onen zu reduzieren und dazu u. a. klimaneutrale Pla- 
nungsstandards entwickeln wollen (CNCA, 2015). 

> Municipal Solid Waste Initiative: unterstützt Städte 
dabei, die Emissionen aus dem Bereich Abfallentsor- 
gung zu minimieren und dies über die Schaffung von 
bilateralen Städtekooperationen zu fördern (LPAA, 
2015a). 

> Global Alliance for Buildings and Construction: wurde 
während der COP 21 mit dem Ziel gestartet, das 
große Reduktionspotenzial des Bausektors zu heben 
(LPAA, 2015b). 

Die Projekte dieser und anderer Initiativen lassen sich 
auf NAZCA (Non-State Zone for Climate Action), einem 
Internetportal des UNFCCC-Sekretariats, nach Initiati- 
ven oder Städten geordnet einsehen (UNFCCC, 2016). 

Die steigende Anerkennung von Städten als Akteure 
im internationalen Klimaschutz zeigt sich u. a. auch im 
Green Climate Fund, der neben Staaten auch Städte als 
Geber zulässt, was bisher von Brüssel und Paris genutzt 
wurde. 
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8.4.2 

Städte und die Völkerrechtsordnung: 
Transformationspotenziale? 

Die steigende Zahl transnationaler Städtenetzwerke 
und die positiven Impulse, die Initiativen wie C40 
oder ICLEI im Bereich Klimaschutz geben, haben eine 
Debatte um die Rolle von Städten und Städtenetzwer- 
ken in der Global Governance entfacht (Acuto, 2013c; 
Bouteligier, 2013; Barber, 2013; Curtis, 2014; Aust, 
2015b). Die rechtliche Diskussion zu solchen transna- 
tionalen urbanen Aktivitäten (Kap. 2.5.6) zeigt regel- 
mäßig die Grenzen nationaler Rechtssysteme sowie des 
internationalen Rechtssystems für diese Aktivitäten 
auf. Städte als Teile des Nationalstaats stoßen mit ihren 
„außenpolitischen" Maßnahmen - wie etwa der Ver- 
pflichtung zur CO z -Reduzierung - dann an innerstaat- 
liche Grenzen, wenn das nationale Recht ihnen ein der- 
artiges „außenpolitisches" Tätigwerden untersagt. For- 
derungen, wie die von Benjamin Barber, ein Parlament 
der Bürgermeister als Ergänzung oder gar als Ersatz für 
das aus seiner Sicht überkommene internationale Staa- 
tensystem zu schaffen (Barber, 2013:357) werden bis- 
lang von der Völkerrechtswissenschaft kritisch betrach- 
tet (Aust, 2015b:266f.). Sie würden Grundprinzipien 
des Völkerrechts verletzen, wie etwa das Souveränitäts- 
prinzip, wenn sie das seit dem Westfälischen Frieden 
1648 etablierte Nationalstaatensystem ersetzen wür- 
den. Zwar könnten Städte oder ihre Netzwerke durch 
völkerrechtliche Vereinbarungen mit Rechten ausge- 
stattet werden, so dass sie gegebenenfalls eine partielle 
Völkerrechtssubjektivität erlangen würden. Volle Völ- 
kerrechtssubjektivität und damit eine Gleichstellung 
mit Nationalstaaten kommt ihnen gleichwohl nicht zu. 
Aus Sicht des WBGU ist fraglich, ob eine völkerrechtli- 
che Gleichstellung von Städten oder ihren Netzwerken 
mit den Staaten für eine Transformation zur Nachhal- 
tigkeit, die durch den normativen Kompass mit seinen 
Dimensionen Erhaltung der natürlichen Lebensgrund- 
lagen, Teilhabe und Eigenart konkretisiert wird, förder- 
lich ist. 

Städten wird ein großes Potenzial für die Lösung 
lokaler wie globaler Umweltprobleme bescheinigt. Die- 
ses international sichtbare Potenzial entsteht durch 
den Zusammenschluss in Netzwerken und durch das im 
Vergleich zu Staaten weitaus ambitioniertere Beschrei- 
ten von Pfaden, insbesondere im Elinblick auf den 
Klimaschutz. Ob von Städten und ihren Bündnissen 
freiwillig auferlegte Klimaschutzverpflichtungen stär- 
ker gefördert und gar ausgeweitet werden, wenn diese 
wie Nationalstaaten als Völkerrechtssubjekte Ver- 
pflichtungen wie die zum Schutz des Klimas verhan- 
deln und verbindlich vereinbaren können, ist jedoch 
fraglich. Es ist zu befürchten, dass sich Verhandlungen 


zwischen Städten genauso langwierig und schwerfällig 
entwickeln würden wie zwischen den Staaten und dass 
sich die Komplexität der Verhandlungen aufgrund der 
weit größeren Zahl an Akteuren noch erhöhen würde. 
Ein Verhandlungsverfahren, das schon zwischen den 
knapp 200 Staaten weltweit seine Grenzen erkennen 
lässt, auf die Städte zu übertragen, könnte das Gegen- 
teil von dem bewirken, was mit einer Anerkennung der 
Völkerrechtssubjektivität der Städte intendiert ist (z.B. 
Aust, 2015b:275). 

Vorteile könnten indes darin bestehen, dass die Ver- 
einbarungen der Städte, sofern sie ambitionierter sind 
als die staatlichen oder internationalen Klimaschutz- 
bemühungen, Druck auf Nationalstaaten ausüben und 
diese zu einem ambitionierteren ffandeln bewegen. Es 
bestünde jedoch das Risiko, dass ein derartiges Aus- 
üben von Druck durch die Städte vom Nationalstaat 
untersagt wird und sich daraufhin Städte aus ihrer 
ambitionierten Rolle zurückziehen. Die immer mehr an 
Dringlichkeit gewinnende Forderung nach der Trans- 
formation zur Nachhaltigkeit könnte insofern durch die 
Anerkennung von Städten und ihrer Bündnisse als Völ- 
kerrechtssubjekte sogar (aus)gebremst werden. 

Bei Initiativen wie dem Global Parliament of May- 
ors (Barber, 2013), welches zunächst als ein „Netz- 
werk der Netzwerke" (Barber, 2013:339) bestehende 
Städtenetzwerke zusammenführen würde, stellt sich 
außerdem die Frage nach der Legitimation dieses Bür- 
germeisterparlaments. Fraglich ist, wer an diesem Par- 
lament durch welche Formen der Wahl beteiligt werden 
kann. Wie sähe die demokratische Legitimation eines 
solchen Parlaments aus? Insbesondere drängt sich 
durch Barbers mehrfachen Verweis auf die Dysfunkti- 
onalität der Nationalstaaten (Barber, 2013:338ff.) die 
Frage auf, wie die zukünftige Rolle eines solchen Par- 
laments ausgestaltet sein könnte: Soll es später auch 
Entscheidungen zu Lasten von nicht im Parlament ver- 
tretenen Städten treffen dürfen? Die 300 von Barber 
anvisierten Vertreter würden - auch mit einem Rota- 
tionsverfahren - nur einen Teil der Städte repräsentie- 
ren, aber die Landbevölkerung und somit einen großen 
Teil der Bevölkerung nicht (Aust, 2015b). Außerdem ist 
völlig unklar, wie eine Lösung aussehen würde, wenn 
Städte die aus den potenziellen Parlamentsbeschlüs- 
sen resultierenden Pflichten aufgrund der ihnen nati- 
onalstaatlich gesetzten Grenzen nicht erfüllen können. 
Welche rechtliche Wirkung haben diese Parlamentsbe- 
schlüsse gegenüber völkerrechtlichen Verträgen? Die 
Probleme und Fragen, die sich bei genauerer Betrach- 
tung der Implikationen einer Völkerrechtssubjektivität 
von Städten oder bei einem Parlament der Bürgermeis- 
ter, welches irgendwann verbindliche Beschlüsse tref- 
fen könnte, eröffnen, haben den WBGU davon Abstand 
nehmen lassen, solch weitreichende Forderungen zu 
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unterstützen. Darüber hinaus ist es fraglich, ob dies 
überhaupt notwendig ist, um das transformative Poten- 
zial von Städten und Städtenetzwerken zu stärken. 

Aus Sicht des WBGU kommen zwischenstaatlichen 
Verhandlungen - wie beispielsweise den Verhandlun- 
gen unter der Klimarahmenkonferenz - und städtischen 
Aktivitäten unterschiedliche Rollen zu: Erstere braucht 
es für eine globale Zielsetzung, die zur Lösung bestimm- 
ter Probleme - wie dem Klimawandel - notwendig ist. 
Städte wiederum sind die zentrale Umsetzungsebene, 
auf der viele solcher Ziele implementiert werden müs- 
sen. Bei Städten sollte deshalb das Augenmerk inter- 
nationalen Austauschs auf gegenseitigem Lernen lie- 
gen, um solche Umsetzungsprozesse zu beschleuni- 
gen. Durch den Austausch zwischen Zielsetzungs- und 
Umsetzungsebene werden die Bedürfnisse von Städten 
bei internationalen Verhandlungen berücksichtigt und 
deren Ergebnisse auf die städtische Ebene übersetzt. 
Um dies zu erreichen, ist es aus Sicht des WBGU not- 
wendig, Städte und Städtenetzwerke stärker in formale 
Strukturen der Global Governance zu integrieren, ohne 
ihnen den Status von Völkerrechtssubjekten zu verlei- 
hen. Es reicht aus, städtische „Außenpolitik" zu ermög- 
lichen (Kap. 8.4.2. 1), Städtenetzwerke zu stärken und 
besser auf UN-Ebene einzubinden (Kap. 8. 4. 2. 2). Im 
Bereich internationaler Klimapolitik ist das Überein- 
kommen von Paris ein erster Schritt in diese Richtung. 

Eine wissenschaftliche Diskussion von weitergehen- 
den Ideen - wie Barbers Parlament der Bürgermeis- 
ter - ist dennoch sinnvoll. Es ist empfehlenswert, eine 
mögliche Öffnung der Völkerrechtsordnung gegenüber 
Städten im Blick zu behalten, da sie die Lösung glo- 
baler Probleme zu ihrem Ziel erklärt hat, diese Prob- 
leme sich aber nicht nur zwischen Staaten auswirken, 
sondern auch auf lokaler, städtischer Ebene. Werden 
auf städtischen Ebenen Strategien entwickelt, die zur 
Lösung globaler Probleme beitragen können, so sollten 
diese nicht nur nicht behindert, sondern anerkannt, 
belohnt und durch Anreizmechanismen gefördert wer- 
den. Eine angemessene Form der Einbeziehung lokaler 
Lösungsstrategien auf völkerrechtlicher Ebene bedarf 
daher weiterer Forschung, die die Rahmenbedingungen 
hierfür ausleuchtet (Kap. 10.1.4; Kasten 10.1-10). 

8.4.2. 1 

Ermöglichung städtischer „Außenpolitik“ 

Es ist grundsätzlich positiv zu bewerten, dass Städte 
durch eigene Klimaschutzziele oder die Durchsetzung 
internationaler Arbeitsstandards einen Beitrag zur 
Bekämpfung globaler Probleme wie Klimawandel oder 
Kinderarbeit leisten. Städtische, örtliche Kompetenzen 
können zur Eindämmung von Kinderarbeit beitragen. 
Ein Beispiel ist das Verwendungsverbot für Grabmale 
aus ausbeuterischer Kinderarbeit in einer städtischen 


Friedhofssatzung (Kap. 2. 5. 6. 2). Diese Beispiele zei- 
gen besonders deutlich, wie sehr internationale Stan- 
dards sich bis auf die lokale Ebene auswirken können. 
Auch der WBGU hat sich bereits in seinem Gutachten 
„Klimawandel als Weltbürgerbewegung" dafür ausge- 
sprochen, die Aktivitäten der Städte zur Bekämpfung 
des Klimawandels zu fördern (WBGU, 2014a). Diese 
Förderung ist nach Überzeugung des WBGU Aufgabe 
der Nationalstaaten: Sie kann z.B. durch Abbau recht- 
licher Hemmnisse oder durch finanzielle Mittel erfol- 
gen. Auch die Forschung benötigt Ergänzung und Aus- 
weitung (Aust, 2015b: 267 mit Verweis auf vergleich- 
bare Forschung in Kanada, Südafrika und den USA) um 
Möglichkeiten der Förderung positiver Stadtinitiativen 
durch die Nationalstaaten in ihrem Rechtskreis aufzu- 
zeigen. Weitere Forschungen der genannten Art sollten 
in internationalem Austausch angeregt werden, ebenso 
wie eine politische Auseinandersetzung innerhalb der 
Nationalstaaten zu dieser Frage (Kap. 10.1.4; Kasten 
10 . 1 - 10 ). 

8.4.2. 2 

Stärkung von Städtenetzwerken 

Über die Ermöglichung und Förderung der Teilnahme 
von Städten hinaus braucht es Maßnahmen, die die 
Städtenetzwerke selbst und ihre Integration in Global- 
Governance-Strukturen stärken. 

Die erste Maßnahme liegt bei den Städtenetzwerken 
selbst: Hier ließe sich über eine Bündelung bestehen- 
der Initiativen eine Abstimmung der Aktivitäten und 
größere Sichtbarmachung erreichen. Um die für Städte 
signifikanten Vorteile von Netzwerken beizubehalten 
und zugleich relevante Ideen zu ihrer Rolle in der Glo- 
bal Governance aufzugreifen, wäre eine Bündelung der 
Netzwerkaktivitäten etwa durch einen Dachverband zu 
befürworten. Dieser könnte als Sprachrohr für beste- 
hende Nachhaltigkeitsnetzwerke der Städte fungie- 
ren und Aufgaben wie Harmonisierung der Interessen 
und Aktivitäten nach innen sowie Öffentlichkeitsarbeit 
und Lobbyismus nach außen für die Netzwerke über- 
nehmen. Ein positives Beispiel aus dem Bereich Klima- 
schutz ist der Compact of Mayors, eine Klimaschutzin- 
itiative, in der die Städtenetzwerke ICLEI, United Cities 
and Local Governments (UCLG) und C40 ihre Kräfte 
bündeln (Kap. 8.4. 1.2). 

Zweitens sollten Städtenetzwerke als Akteure bes- 
sere Anerkennung in der derzeitigen internationa- 
len Politik finden. Die Vorreiterfunktion von Städte- 
netzwerken sollte beispielsweise durch eine politische 
Stimme im Rahmen von UN-Prozessen belohnt werden. 
Anhand der Verhandlungen unter der Klimarahmen- 
konvention (Kap. 8. 4. 1.2) lässt sich eine Einbeziehung 
der Städtenetzwerke und ihrer Initiativen verdeutli- 
chen. Der WBGU hat bereits in seinem Sondergutach- 
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ten zum Klimaschutz vorgeschlagen, Städtenetzwerke 
anzuerkennen und wie NRO mit Rechten, aber eben 
nicht mit Pflichten auszustatten (WBGU, 2014a). So 
sollten ihre Interessen berücksichtigt und ihnen Beteili- 
gungs- und Kontrollrechte eingeräumt werden. Zudem 
bedarf es weiterer Überlegungen, wie man beispiel- 
weise die Klimaschutzbemühungen der Städte transpa- 
rent und sichtbar machen kann, insbesondere in Fällen, 
in denen die nationalstaatliche Ambition diesbezüglich 
weit hinter der Ambition einer oder mehrerer Städte 
aus diesem Staat zurückbleibt. Die Beteiligungsstruk- 
turen, auf die man sich für Fiabitat III nach zähem Rin- 
gen am Ende mit einem Beschluss der UN-Generalver- 
sammlung geeinigt hat, spiegeln diese Anforderungen 
zum Teil wieder. Sie erlauben es Städten und zivilge- 
sellschaftlichen Vertretern, an allen offiziellen Treffen 
teilzunehmen sowie schriftlich und mündlich zu inter- 
venieren. Darüber hinaus dürfen Städte Empfehlungen 
abgeben und Side Events und Roundtables veranstal- 
ten. Außerdem garantiert ihnen der Beschluss Zugang 
zu allen offiziellen Dokumenten (UN, 2015c). Die Rege- 
lungen, die 1996 für Habitat II galten, gingen jedoch 
darüber hinaus. Damals hatten Vertreter von Städten 
und zivilgesellschaftlichen Organisationen Zugang zu 
allen - nicht nur den offiziellen - Verhandlungsrunden. 
Nach Habitat III sollten die Erfahrungen evaluiert und 
verglichen werden. Die UN sollte dann sicherstellen, 
dass eine angemessene Regelung zum Standard für alle 
für Städte relevanten Verhandlungen wird, und nicht 
ständig neu darüber gestritten werden muss, ob und 
wie Städte und NRO Zugang erhalten sollen. 

Drittens ist vorstellbar, dass Städte als weiteren 
Anreiz auch finanzielle Unterstützung erhalten. Inter- 
nationale Fonds bzw. Finanzierungsmechanismen 
könnten kollektive städtische Pioniere (und andere 
Zusammenschlüsse von Akteuren) mit zusätzlichen 
Ressourcen ausstatten, wenn sie eine aktive Rolle in 
der globalen Governance spielen. 

Die hier genannten Maßnahmen müssen sorgfältig 
durchdacht und entwickelt werden, denn die Probleme 
hinsichtlich Legitimation und Repräsentation, die es 
auch beim globalen Parlament der Bürgermeister gäbe, 
sind auch bei informelleren Städtenetzwerken evident. 
Um dem entgegenzuwirken, sollte sorgfältig darauf 
geachtet werden, dass Städte in ihrer regionalen Viel- 
falt und entsprechend unterschiedlicher Städtegrößen 
vertreten sind. Es sollte vermieden werden, dass Met- 
ropolen aufgrund ihrer Personalressourcen und ihrer 
wirtschaftlichen Macht Städtenetzwerke dazu nutzen, 
um ihre Vormachtstellung zu zementieren. 


8.4.3 

UN-Habitat: Notwendigkeit und Potenziale einer 
Reform 

UN-Habitat, das United Nations Human Settlements 
Programme, ging 2000 aus dem 1977 gegründeten 
United Nations Centre for Human Settlements und 
der United Nations Commission on Human Settle- 
ments hervor. Obwohl es eng mit den Habitat-Konfe- 
renzen (Kap. 8.4.4) verknüpft ist - sein Mandat u.a. 
auf Ergebnisse der Konferenzen aufbaut und es auch 
sehr stark in die Vorbereitung der Konferenzen invol- 
viert ist - ist UN-Habitat als UN-Programm von die- 
sen zwischenstaatlichen Verhandlungen zu unterschei- 
den. UN-Habitat ist als Programm des UN-Systems 
stark von schwankenden, freiwilligen Beiträgen abhän- 
gig. Das Budget von UN-Habitat umfasste im Jahr 
2012 186,3 Mio. US-$ (als aktuellste verfügbare Zahl). 
Davon kamen 10,7 Mio. US-$ als Kernfinanzierung 
von der UN. Weitere 175,6 Mio. US-$ waren freiwillige 
Beiträge von Mitgliedsstaaten, wovon allerdings fast 
94% zweckgebunden waren (UN-Habitat, 2013e:45). 
Zum Vergleich: UNEP, das UN-Umweltprogramm, ver- 
fügte im Jahr 2012 mit 237 Mio. US-$ (UNEP, 2013c) 
über ein Budget, das etwa ein Drittel höher lag, hatte 
dabei aber erheblich höhere Sichtbarkeit und wirksa- 
meren Einfluss auf internationale Politikprozesse als 
UN-Habitat. 

Die Arbeit von UN-Habitat beinhaltet im Wesentli- 
chen zwei Komponenten: Zum einen handelt es sich um 
inhaltlich-normative Policy-Arbeit, wie die Erstellung 
von Studien und Berichten zu Herausforderungen oder 
Lösungsansätzen sowie die Organisation von Work- 
shops. Zum anderen geht es um technische Zusammen- 
arbeit, die mit 69% den Großteil des Budgets umfasst. 
Ursprünglich als allgemeines Programm für Siedlungen 
aufgesetzt, wurde nachhaltige Urbanisierung in den 
vergangenen Jahren zum zentralen Anliegen von UN- 
Habitat. Es ist das einzige UN-Programm, das sich mit 
diesem Thema beschäftigt. Die Arbeit des in Nairobi, 
Kenia, ansässigen Programms wird von fünf Regional- 
büros unterstützt und fokussiert seit einer Neuaus- 
richtung in 2011 auf sieben Themenfelder (UN-Habi- 
tat, 2013d): Urbane Governance, Planung und Urban 
Design, städtische Wirtschaft, urbane Basisdienstleis- 
tungen, Wohnungsbau und Slum Upgrading, Risiko- 
vermeidung und Wiederaufbau sowie Forschung und 
Capacity Development. 

Die Arbeit von UN-Habitat wurde 2011 von der 
britischen Regierung (DFID, 2011), 2015 von der 
UN (2015b) und im Zuge der Erstellung des Strate- 
gischen Plans für 2014-2019 auch von UN-Habitat 
(20 1 3d) selbst evaluiert. Diese Evaluierungen haben 
große Schwächen offengelegt. Die britische Regierung 
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hat als Reaktion auf ihre Evaluation ihre finanziellen 
Beiträge zum Kernbudget von UN-Habitat gestrichen 
(DFID, 2013:12). Hauptkritikpunkte waren schlech- 
tes finanzielles Management, mangelnde Transparenz 
und schlechtes Wissensmanagement (DFID, 2011; 
UN, 2015b). UN-Habitat räumt ein (2013d: 5), dass 
die Strategiepläne zunächst unabhängig vom Arbeits- 
programm und dem Budget von UN-Habitat entstan- 
den sind, was zu ineffektiven Management- und Moni- 
toringstrukturen geführt hat. Zu den Ursachen zählen 
verschleppte Reformprozesse, die auch bedingt durch 
den Führungswechsel - Joan Clos löste im Jahr 2010 
Anna Tibaijuka als Exekutivdirektorin von UN-Habi- 
tat ab - nur zögerlich und inkonsequent umgesetzt 
wurden. In den externen Evaluierungen wurde außer- 
dem kritisiert, dass es bisher keine konsequente pro- 
grammweite Verankerung von klimapolitischen Fragen 
(Klima-Mainstreaming) gegeben hat (UN, 2015b: 24) 
und einige der Regionalbüros immer noch schwer- 
punktmäßig im ländlichen Raum arbeiten, obwohl 
nachhaltige Urbanisierung das Hauptanliegen von UN- 
Habitat ist (UN, 2015b: 1). 

Angesichts der Herausforderungen der schnell vor- 
anschreitenden Urbanisierung ist UN-Habitat aus Sicht 
des WBGU innerhalb der UN -Architektur ein viel zu 
schwacher Akteur, der nicht in der Lage ist, die an ihn 
gestellten Erwartungen zu erfüllen. Die durch die Eva- 
luierungen offensichtlich gewordenen Management- 
probleme müssen dringend behoben werden. Um als 
relevanter und vertrauenswürdiger Partner im Bereich 
Urbanisierung tätig zu sein, sind transparente und 
effektive Managementstrukturen Voraussetzung. Die 
im Strategieplan für 2014-2019 angedachten Manage- 
mentreformen (Einführung einer flacheren, weniger 
hierarchischen Organisationsstruktur sowie besserer 
Projektmanagementstrukturen) und internen Moni- 
toringmechanismen können dazu einen Beitrag leis- 
ten. Darüber hinaus braucht es schnellere und flexi- 
blere Entscheidungsstrukturen. UN-Habitat verfügt 
über einen Governing Council, der lediglich alle zwei 
Jahre tagt, und hat nicht wie UNICEF oder UNDP ein 
mit weniger Akteuren besetztes Executive Board, das 
mehrmals jährlich Zusammentritt. Entscheidungen (wie 
etwa der Beschluss eines Arbeitsprogramms oder eines 
Budget) brauchen so einen Vorlauf von mehr als drei 
Jahren. Dies erschwert es, flexibel auf neue Herausfor- 
derungen reagieren zu können. So dringend notwen- 
dig Managementreformen sind, sie alleine reichen nicht 
aus, um UN-Habitat zu einem ausreichend wirksamen 
Programm zu machen. 

Aus Sicht des WBGU sollte UN-Habitat dazu in die 
Lage versetzt werden, (1) relevantes Wissen zu Urba- 
nisierung und nachhaltiger Stadtentwicklung zu gene- 
rieren sowie die Erhebung städtischer Daten zu koordi- 


nieren. Da es als Teil des UN-Systems als politisch neu- 
tral gilt, ist UN-Habitat besonders geeignet, (2) eine 
unterstützende Rolle bei der Ziel- und Politikformulie- 
rung vor allem in Entwicklungsländern zu unterstützen. 
UN-Habitat sollte (3) als Multiplikator den Austausch 
von Wissen und Erfahrungen zur Umsetzung der Gro- 
ßen Transformation in Städten und nachhaltiger Urba- 
nisierung befördern und internationale Verhandlungs- 
und Austauschprozesse dazu anstoßen. Darüber hinaus 
sollte UN-Habitat (4) Städten innerhalb des UN-Sys- 
tems eine stärkere Stimme geben. 

Es bestehen verschiedene Optionen, um die Rolle 
von UN-Habitat innerhalb der UN-Architektur zu stär- 
ken und das Thema Urbanisierung besser zu verankern. 
Angesichts der Herausforderungen, die die Urbanisie- 
rung an die Menschheit stellt, wäre es angemessen, 
UN-Habitat in eine UN-Organisation für Urbanisie- 
rung und Stadtentwicklung zu überführen. Dies hätte 
im Vergleich zum jetzigen Programmstatus den Vorteil 
der besseren Finanzierung und größerer Eigenständig- 
keit und Unabhängigkeit. UN-Organisationen können 
eigene Verfahrensregeln beschließen, wie beispiels- 
weise die International Labour Organisation, in der 
auch Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter Mitglie- 
der sind. Städte und Städtenetzwerke zu integrieren 
wäre so deutlich einfacher. 

Es ist auch denkbar, UN-Habitat mit UNEP zu fusio- 
nieren und dann zu einer eigenständigen Organisation 
aufzuwerten. Beide Programme kämpfen mit finanzi- 
ellen und organisatorischen Limitierungen auf Grund 
ihres Programmstatus. Eine Fusion und engere Ver- 
zahnung zwischen Urbanisierungs- und Umweltfragen 
könnte wertvolle Synergien erzeugen. Da beide Pro- 
gramme in Nairobi angesiedelt sind, wären auch die 
logistischen Herausforderungen einer solchen Zusam- 
menlegung vergleichsweise überschaubar. Allerdings 
besteht das Risiko, durch eine Zusammenlegung Urba- 
nisierungs- und Stadtentwicklungsbelange zu schwä- 
chen. UN-Habitat als kleinerer und deutlich weniger 
sichtbarer Partner liefe Gefahr, von UNEP eingeso- 
gen zu werden und wäre in einer zusammengeführ- 
ten Struktur kaum mehr sichtbar. Darüber hinaus zeigt 
die Erfahrung - insbesondere hinsichtlich der Versu- 
che, UNEP zu einer Umweltorganisation der Vereinten 
Nationen aufzuwerten (WBGU, 2000; Biermann, 2000; 
Meyer-Ohlendorf und Knigge, 2007) - dass die Schaf- 
fung einer neuen UN-Organisation kein Unterfangen 
ist, dessen Erfolg sicher ist oder das sich schnell Umset- 
zen ließe. Im Angesicht des Zeitdrucks sollte keine die- 
ser Optionen alleine verfolgt werden. 

Ein dritter Ansatz wäre, Urbanisierung in allen UN- 
Institutionen als Querschnittsthema fest zu verankern 
und UN-Habitat in eine Interagency Task Force zu 
überführen - wie es sie beispielsweise mit UN-Energy 
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auch im Bereich Energie gibt. Dies hätte den Vorteil, 
dass sich alle UN-Institutionen mit dem Thema aus- 
einandersetzen. Allerdings besteht die Gefahr, dass am 
Ende, wenn sich die Aufmerksamkeit auf andere The- 
men verschiebt, ohne dezidiertes Programm überhaupt 
keine Institution mehr vorhanden ist, die sich ernsthaft 
mit dem Thema beschäftigt. 

Die vierte Variante sieht - zumindest zunächst und 
als Vorstufe zu einer möglichen Aufwertung von UN- 
Habitat in eine UN-Organisation - vor, den Programm- 
status UN-Habitats zu erhalten, es aber umzustruktu- 
rieren und auszubauen. Ziel sollte es sein, UN-Elabitat 
zu einem starken Programm zu machen, dessen Gestal- 
tungsmöglichkeiten und Wirkmächtigkeit mindes- 
tens auf Augenhöhe mit Programmen wie UNEP liegt. 
Zusätzlich sollte das Thema Urbanisierung institutio- 
nenübergreifend innerhalb der Vereinten Nationen zu 
einem zentralen Querschnittsthema gemacht werden. 
Die Berufung eines Sondergesandten des Generalsekre- 
tärs für Urbanisierung würde die Bedeutung des The- 
mas unterstreichen und die Auseinandersetzung damit 
- sowohl innerhalb der UN als auch bei den Mitglieds- 
ländern - befördern. 

Damit UN-Elabitat die aus Sicht des WBGU zentrale 
Rolle als Wissensgenerator, Beratungsinstitution und 
Multiplikator angemessen ausfüllen kann, sollte es sich 
viel stärker auf seine Policy-Arbeit konzentrieren. Hier 
gilt es, eine große Lücke zu füllen, während UN-Habi- 
tat bei der technischen Zusammenarbeit nicht nur mit 
anderen UN-Organisationen, sondern auch mit bilate- 
ralen Entwicklungsakteuren konkurriert. Im Blick auf 
die inhaltliche Arbeit sollte nicht nur Stadtplanung und 
Urban Design, sondern insbesondere auch die globalen 
Herausforderungen durch Urbanisierung im Fokus ste- 
hen. Es ist notwendig, die Qualität der Policy-Arbeit zu 
steigern, um UN-Habitat wieder zu einem Innovativen 
und relevanten Kooperationspartner für Nationalregie- 
rungen und Stadtverwaltungen zu machen. Dazu wäre 
es hilfreich, das Personal in den Programmabteilungen 
deutlich zu vergrößern und die Fähigkeiten der Regio- 
nalbüros, beratend tätig zu werden, zu stärken. 

Zur Stärkung und wissenschaftlichen Fundierung 
der Policy-Arbeit bräuchte UN-Habitat aus Sicht des 
WBGU eine wissenschaftliche Abteilung und einen 
Chief Scientist. Eine solche Abteilung sollte in der Lage 
sein, neues Wissen zu generieren sowie existierende 
Urbanisierungsdaten zu bündeln und bereitzustel- 
len. Eine wissenschaftliche Abteilung könnte in enger 
Zusammenarbeit mit einschlägigen Forschungsinstitu- 
tionen die Erhebung hinreichend aufgelöster Urbani- 
sierungsdaten weiterentwickeln, bei der auch möglichst 
Klein- und Mittelstädte berücksichtigt werden sollten. 
Auch bei der Entwicklung von Indikatoren und dem 
Monitoring (etwa zum SDG Nr. 11) könnte UN-Habitat 


so eine wichtige Rolle spielen. Als Basis für den Ausbau 
der wissenschaftlichen Kapazitäten könnte, ähnlich 
wie bei UNEP, eine zu erstellende Wissenschaftsstrate- 
gie für UN-Habitat dienen (UNEP, 2011a). Ergänzend 
zu dieser Arbeit durch UN-Habitat sollte ein interna- 
tionales Wissenschaftspanel zu Urbanisierung einge- 
richtet werden. Analog zum IPCC und dem IPBES sollte 
das Panel regelmäßig Sachstandsberichte über wichtige 
Urbanisierungstrends erarbeiten. Nur so lassen sich 
effektive und wissenschaftlich fundierte Politiken ent- 
wickeln. 

Um besser auf die Bedürfnisse von Städten einge- 
hen und diesen innerhalb der UN eine stärkere Stimme 
geben zu können, sollte UNACLA (United Nations 
Advisory Comittee of Local Authorities), der Städte- 
beirat von UN-Habitat, gestärkt werden. Um den Aus- 
tausch mit und zwischen Nationalregierungen zu inten- 
sivieren, ist es außerdem sinnvoll, regelmäßig regionale 
Ministertreffen abzuhalten, bei denen die nationalen 
Bau- und Stadtentwicklungsministerinnen sich über 
gemeinsame Herausforderungen verständigen kön- 
nen. Hier lässt sich an die regionalen Ministertreffen 
anknüpfen, die zuletzt zur Vorbereitung von Habitat III 
abgehalten wurden. 

Für die Durchführung der genannten Aufgaben sollte 
die internationale Staatengemeinschaft nicht nur eine 
zügige Reform von UN-Habitat in die Wege leiten, son- 
dern auch die Finanzierung von UN-Habitat verbessern. 
Zieht man die für technische Zusammenarbeit zweck- 
gebundenen Mittel und die damit verknüpften Stellen 
ab, verbleiben ein winziges Budget und ein kleiner Stab 
von weniger als 400 Personen. Das reicht nicht aus, um 
der Rolle eines Wissensgenerators, Impulsgebers oder 
Multiplikators gerecht zu werden. Es ist nachvollzieh- 
bar, dass Staaten wie das Vereinigte Königreich oder die 
Niederlande angesichts ineffektiver Managementstruk- 
turen, wenig innovativer Policy-Arbeit und mangelnder 
Überprüfbarkeit von Erfolgen Zahlungen zum Kernbud- 
get von UN-Habitat gestoppt haben. Aber um den Auf- 
gaben gerecht zu werden und den Umbau vorantreiben 
zu können, ist es notwendig, solche Zahlungen schnell 
wieder aufzunehmen und das Budget für inhaltlich-nor- 
mative Policy-Arbeit und Kapazitätsentwicklung auf ein 
ähnliches Niveau wie bei UNEP zu heben. 

Aus Sicht des WBGU sollte die zukünftige Rolle von 
UN-Habitat bei der nachhaltigen Gestaltung der Urbani- 
sierung Thema der Habitat-lII-Konferenz sein. Das Man- 
dat für UN-Habitat sollte so modifiziert werden, dass 
das Programm den zuvor genannten Aufgaben effektiv 
nachgehen kann. 
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8.4.4 

New Urban Agenda: Habitat III für die Große 
Transformation nutzen 

Habitat III ist die erste große UN-Konferenz nach dem 
Gipfeljahr 2015 mit der dritten internationalen Kon- 
ferenz zur Entwicklungsfinanzierung, der Verabschie- 
dung der Agenda 2030 und der COP 21 in Paris. Um 
die dort angestoßenen Prozesse auch lokal relevant 
zu machen und die Große Transformation auf urbaner 
Ebene weltweit zu stärken, müsste Habitat III aus Sicht 
des WBGU folgende Resultate produzieren: 

1. Prozedurale Erneuerung: Angesichts der mit gro- 
ßer Geschwindigkeit voranschreitenden Urbanisie- 
rung und der Pfadabhängigkeiten, die beim Auf- 
bau neuer Infrastrukturen geschaffen werden, ist 
aus Sicht des WBGU ein 20-jähriger Rhythmus der 
Habitat-Konferenzen nicht angemessen. Die Konfe- 
renz sollte alle vier Jahre stattfinden. Um die Rolle 
von Städten und Städtenetzwerken zu stärken, 
müssten die für Habitat III verabschiedeten Rede- 
und Beteiligungsrechte für Städte dauerhaft veran- 
kert und nicht zu jeder Konferenz neu fest gelegt 
werden, um eine Verzögerung der Verhandlungen 
wie bei Habitat III zu vermeiden. Die neuen Habitat- 
Konferenzen können so zum Vorreiter bei der Betei- 
ligung von Städten und Städtenetzwerken werden, 
im Rahmen derer ausprobiert werden kann, wie die 
Rolle von Städten und Städtenetzwerken innerhalb 
von UN-Verhandlungen genau ausgestaltet werden 
können (Kap. 8.4.2.21 

2. Die urbane Transformation befördern: Habitat III 
sollte mit der New Urban Agenda einen entschei- 
denden Impuls zur Großen Transformation in Städ- 
ten und dem globalen Diskurs geben. Als Vehi- 
kel und Kristallisationspunkt könnte aus Sicht des 
WBGU eine Charta für die urbane Transformation 
dienen, die im Post-Habitat III-Prozess bis 2020 
entstehen könnte (Kap. 8.5, 9.2). 

3. Brücke zur Agenda 2030 und zum Übereinkommen 
von Paris schlagen : Die New Urban Agenda sollte 
versuchen, eine Brücke zwischen der Agenda 2030 
sowie den Ergebnissen der internationalen Klima- 
verhandlungen und den Städten zu bauen. Beides 
sind globale Governance-Prozesse, deren Stadt- 
bezug gelegentlich explizit gemacht wird. In großen 
Teilen fehlt diese Verbindung allerdings und sollte 
durch Habitat III als erster Implementierungskonfe- 
renz (Adelphi und Urban Catalyst, 2015) nach dem 
Gipfeljahr 2015 hergestellt werden: Sie sollte die 
Ergebnisse von Agenda 2030 und des Übereinkom- 
mens von Paris auf die lokale Ebene übersetzen und 
beispielsweise die SDGs, die zwar städtische Rele- 
vanz haben, aber noch nicht spezifisch formuliert 


sind, durch stadtspezifische Unterziele ergänzen 
(Adelphi und Urban Catalyst, 2015: 13ff.). Dabei 
sollte vermieden werden, abgekoppelte Parallel- 
strukturen zu schaffen und stattdessen ein enger 
Bezug zu den anderen Verhandlungen hergestellt 
werden (Schreiber et al., 2016). 

4. Implementierungs- und Monitoringstrukturen schaf- 
fen: Mit Habitat III sollten effektive Implementie- 
rungs- und Monitoringprozesse initiiert werden, die 
sicherstellen, dass die New Urban Agenda nicht nur 
ein Versprechen bleibt, sondern in konkrete Trans- 
formationsprozesse mündet. Hier lohnt sich ein kri- 
tischer Blick zurück auf Habitat II, wo solche Struk- 
turen nur unzureichend etabliert wurden. 

Ein Monitoringprozess zur New Urban Agenda sollte 
sich am Monitoringprozess zur Agenda 2030orientieren 
und versuchen, möglichst viele Synergien zu nutzen. 
Dies bedeutet in erster Linie auf die Indikatoren der 
SDGs zurückzugreifen und diese dort, wo sie nicht 
stadtspezifisch sind, zu ergänzen (Adelphi und Urban 
Catalyst, 2015: 13 ff.). Die Ergebnisse eines solchen 
Monitoringprozesses sollten regelmäßig auf den Habitat- 
Konferenzen und im Rahmen des World Urban Forum 
diskutiert werden, das als wichtiges globales Austausch- 
forum von Stakeholdern geschätzt wird (UN, 2015b: 13) 
und im Wechsel mit den Habitat Konferenzen weiter 
stattfinden sollte. 


8.5 

Eine polyzentrische Verantwortungsarchitektur 
errichten 

Die skizzierten Herausforderungen für Städte, die sich 
zum einen aus der gegenwärtigen und zukünftigen 
Urbanisierungsdynamik ergeben, sowie jene, die aus 
der skizzierten, notwendigen Transformation zur Nach- 
haltigkeit resultieren, machen es erforderlich, dass 
Städte nicht nur auf lokaler, sondern auch auf nationa- 
ler und globaler Ebene tätig werden. 

Auf lokaler Ebene ist es - wie gezeigt - erforderlich, 
die Verantwortung der Städte für ihre eigenen Trans- 
formationspfade nicht nur anzuerkennen, sondern sie 
auch zur Verantwortungswahrnehmung zu befähigen. 
Verantwortung sollte Städten für ihre lokalen Ange- 
legenheiten übertragen werden. Top-down-Struktu- 
ren, in denen Nationalstaaten ihren Städten Vorgaben 
machen und keine oder kaum eigene Gestaltungsspiel- 
räume eröffnen, sollten vermieden werden. Insge- 
samt plädiert der WBGU für einen Mix: Vertikale, Top- 
down-Governance-Strukturen sollten durch Bottom- 
up-Ansätze ergänzt werden. Insbesondere sollte die 
Planungs- und Gestaltungsmacht von Städten für die 
Organisation ihrer eigenen Angelegenheiten gestärkt 
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werden (Kap. 8.2). Während diese Entscheidungs- 
macht den Städten in vielen Städten in Entwicklungs- 
und Schwellenländern erst übertragen werden müsste, 
gilt es in vielen Industrieländern, Entscheidungen der 
vergangenen Jahrzehnte gegebenenfalls zu korrigieren, 
durch die Städte einen nicht unerheblichen Teil ihrer 
Steuerungsfähigkeiten und ihrer finanziellen Ressour- 
cen verloren haben. 

Außerdem sollten vertikale Governance-Strukturen 
horizontal erweitert werden. Das kann zum einen auf 
der lokalen Ebene geschehen, indem die Stadtgesell- 
schaften kollaborativ in Entscheidungsprozesse ein- 
bezogen werden. Zum anderen findet eine horizontale 
Erweiterung der Verantwortung statt, wenn Städte sich 
in Städtenetzwerken national und international ver- 
netzen. Um dies zu fördern und zu verstärken, muss 
es insbesondere ein Anliegen der Nationalstaaten sein, 
Städte bzw. ihre Stadtregierungen zu befähigen, den 
Transformationsprozess gestalten zu können. Städte 
müssen mit entsprechenden Entscheidungskompeten- 
zen und Ressourcen ausgestattet werden. 

Die Herausforderungen sind allerdings so groß, dass 
selbst Stadtregierungen, die gut mit Ressourcen aus- 
gestattet sind, scheitern würden, wenn sie den Trans- 
formationsprozess in ihren Städten alleine organisieren 
und durchsetzen wollten. Ihre Gestaltungs- und Steu- 
erungsmöglichkeiten haben Grenzen und die Transfor- 
mationen einer Stadt wird nur dann dauerhaft Erfolg 
haben, wenn sie von der gesamten Stadtgesellschaft 
getragen wird und diese Verantwortung übernimmt. 
Dazu müssen insbesondere die in der Teilhabe- und 
Eigenartdimension des normativen Kompasses formu- 
lierten Grundlagen auch während des Transformations- 
prozesses berücksichtigt werden. Es bedarf einer funk- 
tionierenden Öffentlichkeit (Kasten 2.5-3) mit offe- 
nen Diskursräumen, in die alle Akteure eingebunden 
werden. Sie bilden den Rahmen für einen gemeinsa- 
men Suchprozess, der die Vision für die Große Trans- 
formation einer Stadt entstehen lässt. Nur so entstehen 
Legitimität und Unterstützung, die die Erfolge dieses 
Transformationsprozesses dauerhaft sichern (Kap. 8.3). 
Auf nationaler Ebene steht im Mittelpunkt, die Auto- 
nomie und Gestaltungsmöglichkeiten von Städten bzw. 
Stadtverwaltungen zu stärken. Während es auf loka- 
ler Ebene darauf ankommt, die Bewohner einer Stadt 
einzubinden und dazu zu befähigen, den Transformati- 
onsprozess mitzugestalten, müssen Städte auf nationa- 
ler Ebene ihre Interessen artikulieren und einbringen, 
damit sie mit den notwendigen Entscheidungsbefugnis- 
sen und Finanzmitteln ausgestattet werden. 

Das Ergebnis dieser Verschränkung vertikaler und 
horizontaler Governance-Strukturen über verschiedene 
Governance-Ebenen ist eine polyzentrische Verant- 
wortungsarchitektur. Langjährige Umweltökonomie- 


forschung zu Gemeingütern und gemeinsamem Han- 
deln hat gezeigt, dass solche polyzentrischen Struktu- 
ren in der Regel bessere Ergebnisse erzielen und sicher- 
stellen, dass Prozesse fortgesetzt werden können, auch 
wenn einzelne Ebenen oder Institutionen blockiert sind 
(Messner, 1997; Stichweh, 2004; Ostrom, 2010, 2014, 
2015; Messner und Weinlich, 2016). 

Diese neben der räumlichen Idee der polyzentri- 
schen Regionalentwicklung zweite Dimension eines 
Polyzentrismus, nämlich eine polyzentrische Gover- 
nance- und Verantwortungsarchitektur, wie sie der 
WBGU hier skizziert, bildet die Grundlage für Lösun- 
gen zu den eingangs geschilderten Herausforderun- 
gen transformativer urbaner Governance. Wesentliche 
Anforderungen an diese polyzentrische Verantwor- 
tungsarchitektur sind: 

> Um das Ausmaß der Veränderungen im zur Verfü- 
gung stehenden Zeitrahmen realisieren zu können, 
wird schnell deutlich, dass Städte - insbesondere in 
Entwicklungs- und Schwellenländern - nicht den 
tradierten Entwicklungspfaden folgen können, son- 
dern Leapfrogging betreiben - also nicht nachhaltige 
Entwicklungsstufen überspringen müssen. 

> Um dem Faktor Zeit gerecht zu werden und gleich- 
zeitig schnell handeln und langfristige Zielen Umset- 
zen zu können, ist es notwendig Städte als transito- 
rische Räume zu verstehen. Zur Befriedigung gegen- 
wärtiger Bedürfnisse geschaffene Strukturen müs- 
sen flexibel und veränderbar sein. Es braucht 
Rückbauoptionen, die es ermöglichen, Städte im 
Rahmen des normativen Kompasses nachhaltig zu 
entwickeln und unerwünschte Pfadabhängigkeiten 
zu vermeiden. Dazu hilft es, Stadt modular zu den- 
ken. 

> Um den Transformationsprozess trotz großer 
Unsicherheit steuern zu können, ist ein hohes Maß 
an Flexibilität und Adaptivität notwendig. Nur über 
die kollaborative Einbindung unterschiedlicher 
Akteure und die Etablierung von Komanagement- 
strukturen entstehen pluralistische Sichtweisen und 
somit eine breite Wissensbasis, die notwendig ist, 
um sich adaptiv verhalten und flexibel auf unvor- 
hergesehene Herausforderungen und Ereignisse 
reagieren zu können (Folke, 2006; Wilkinson, 
2012a; Boyd und Juhola, 2014). Wichtig ist es hier- 
für, Diskursräume zu stärken sowie Frei- und Expe- 
rimentierräume zu schaffen (Kap. 8.3), in denen es 
Raum für Kreativität gibt (Kap. 3. 5. 3. 3) und neue 
intersektorale und transdisziplinäre Ansätze auspro- 
biert werden können sowie Akzeptanz für diese 
geschaffen wird. Dies ermöglicht es gleichzeitig, 
Ängste und Irritationen abzubauen, die durch die 
Paradigmenwechsel im Zuge der Großen Transforma- 
tion entstehen. 
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Kirchen, Wissenschaft 


Abbildung 8.5-1 

Elemente polyzentrischer Verantwortungsarchitektur. Die Grafik deutet die verschiedenen Elemente an. Die ursprünglich in 
den meisten Ländern im wesentlichen vertikal ausgerichtet und top down geprägten Governance-Strukturen, in denen Städte 
wenig Autonomie haben, werden durch die schwarzen Pfeile symbolisiert. Zivilgesellschaftliches Engagement gibt es, z.B. durch 
Nichtregierungsorganisationen (NRO) oder Community Based Organizations (CBOs). Es ist aber meist schlecht eingebunden. 
Durch die Schaffung und Stärkung transformativer urbaner Governance-Strukturen (in rot dargestellt), wie der kollaborativen 
Governance und der „städtischen Außenpolitik" kommt es zu einer horizontalen Erweiterung der vertikalen Strukturen und 
einer Ergänzung um Bottom-up-Prozesse. 

Quelle: WBGU 


Eine polyzentrische Verantwortungsarchitektur 
bedingt auch, dass Städten auf globaler Ebene Rechte 

- wie etwa Rede- und Beteiligungsrechte in internatio- 
nalen Diskursen und Konventionen - eingeräumt wer- 
den sollten. Damit würden Nationalstaaten die Ver- 
antwortungsarchitektur horizontal erweitern. Außer- 
dem sollten Städte ermutigt und unterstützt werden, 
sich in Städtenetzwerken national und international zu 
vernetzen, um so horizontale Governance-Strukturen 
ebenfalls zu stärken. 

Die in diesem Kapitel skizzierte polyzentrische Ver- 
antwortungsarchitektur gehört aus Sicht des WBGU 
zu den zentralen Elementen eines Gesellschaftsver- 
trags für die urbane Transformation. Auf Basis dieser 
Elemente sollten auf allen Governance-Ebenen Chartas 
für die urbane Transformation entstehen (Kap. 9.2). Die 
New Urban Agenda sollte - wie bereits zuvor skizziert 

- die Grundlage dafür legen, dass die Staaten bis 2020 
eine globale Charta erarbeiten können. Analog sollte es 
solche Chartas auf regionaler (z.B. EU) und nationaler 
Ebene geben. Aber auch jede einzelne Stadtgesellschaft 
selbst sollte ihren innerstädtischen Gesellschaftsvertrag 
für eine urbane Transformation in einer Charta konkre- 
tisieren. 
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9.1 

Herausforderungen 

Bereits heute lebt mehr als die Hälfte der Menschheit in 
Städten. Es wird erwartet, dass dieser Anteil bis Mitte 
des Jahrhunderts auf rund zwei Drittel ansteigt, so dass 
dann ca. 6,5 Mrd. Menschen in Städten leben werden. 
Ausgangslage und Dynamiken unterscheiden sich in 
den Weltregionen fundamental: Während in Europa 
und Nordamerika der größte Urbanisierungsschub 
bereits im letzten Jahrhundert erfolgte, verzögert auch 
in Lateinamerika, und in diesen Regionen heute bereits 
mehr als drei Viertel der Menschen in Städten leben, 
sind es in Asien und Afrika heute noch deutlich weni- 
ger als die Hälfte. Die Wucht der derzeitigen Urbani- 
sierungsdynamik konzentriert sich daher vor allem in 
Asien und Afrika (Kap. 2.1). Die Auswirkungen sind so 
groß, dass man sich diesem Trend stellen muss. Es ist 
anzunehmen, dass bis Mitte des Jahrhunderts zusätz- 
lich etwa 2,5 Mrd. Menschen in Städten leben werden 
(UN DESA, 2014). Vor dem Hintergrund der bestehen- 
den kognitiven, technischen, ökonomischen und insti- 
tutionellen Pfadabhängigkeiten würde ein „Weiter so", 
also eine ungestaltete, gleichsam automatisch ablau- 
fende Urbanisierung zu einer nicht nachhaltigen Welt- 
Städte-Gesellschaft führen. Bereits heute leben mehr 
als 850 Mio. Menschen in inadäquaten Wohnverhält- 
nissen ohne substanzielle Basisversorgung (UN DESA, 
2015). In Afrika südlich der Sahara leben derzeit mehr 
als 60% der Stadtbevölkerung in Slums, in Asien sind es 
etwa 30% (UN DESA, 2015). Bis 2050 könnte sich die 
Zahl der in inadäquaten Wohnverhältnissen lebenden 
Menschen um 1-2 Mrd. erhöhen, sofern keine wirksa- 
men Maßnahmen dagegen unternommen werden (UN 
DESA, 2013). Die Differenz zu den insgesamt etwa 2,5 
Mrd. zusätzlich erwarteten Stadtbewohnern, also bis 
etwa 1,5 Mrd. Menschen, würden in diesem Fall dem- 
nach nicht in Slums, sondern in neuen, in kurzer Zeit 
entstehenden Stadtquartieren hinzukommen. Dieser 
Umzug der Menschheit könnte der wirkungsmächtigste 
Prozess sozialen Wandels im 21. Jahrhundert werden. 


Damit sind immense Herausforderungen für die 
Sicherung adäquater Wohn- und Lebensverhältnisse 
in bestehenden und in großer Zahl neu entstehenden 
Städten oder Stadtquartieren verbunden. Zusätzlich 
sehen sich viele Städte mit den Herausforderungen des 
Klimawandels konfrontiert, z.B. müssen Antworten 
auf die Bedrohung zahlreicher Küstenstädte durch den 
Anstieg des Meeresspiegels und Sturm- und Überflu- 
tungsrisiken gefunden werden (Revi et al., 2014a). Der 
Urbanisierungsprozess geht mit einer besonders hohen 
Wachstumsdynamik in Mittelstädten einher (medium 
sized cities: 1-5 Mio. Einwohner). 

Die Herausforderung besteht auch darin, der wach- 
senden Stadtbevölkerung langfristig einen angemesse- 
nen Zugang zu Infrastrukturen und Einkommensmög- 
lichkeiten sowie eine gute Lebensqualität zu ermög- 
lichen, sie zur Mitgestaltung zu gewinnen und zu 
befähigen und gleichzeitig den Urbanisierungsschub 
ressourcenschonend und klimaverträglich zu gestalten, 
so dass planetarische Leitplanken eingehalten werden. 
Dafür sind fundamentale Veränderungen in der urba- 
nen Entwicklung erforderlich, die der WBGU als Große 
Transformation zur Nachhaltigkeit beschrieben hat 
(WBGU, 2011; Kap. 3.1). 

9.1.1 

Stadtentwicklung neu ausrichten und gestalten 

Wie wir in den Städten leben ist gestaltbar und nicht 
das Ergebnis einer unausweichlichen Urbanisierungs- 
dynamik. Ob Wohnen erschwinglich ist, ob Städte in 
wohlhabende und prekäre Stadtquartiere zerfallen, ob 
Straßenlärm und Luftverschmutzung hingenommen 
werden, ob Durchgangsstraßen die Städte zerschneiden 
oder ob sich Mobilität in Städten dem Primat des pri- 
vaten Autoverkehrs unterordnen muss, kann von den 
Städten und Stadtgesellschaften beeinflusst werden. 
Dabei gehen die Verbesserung der Lebensbedingungen 
in den Städten und der Beitrag der Städte für die glo- 
bale Transformation zur Nachhaltigkeit Hand in Hand. 
Städte sind eingebunden in eine Hierarchie von Regie- 
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rungsebenen und Zuständigkeiten, sind vielfach finan- 
ziellen Zwängen und unkontrollierten Dynamiken aus- 
gesetzt, die ihre Steuerungsfähigkeit begrenzen. Den- 
noch gibt es nach Ansicht des WBGU erhebliche Mög- 
lichkeiten, die Stadtentwicklung in einem positiven 
Sinn zu gestalten. 

Städte sind zudem keine isolierten Akteure. Insbe- 
sondere große Städte haben sich in Städtenetzwerken 
mit eigener Stimme organisiert, in denen Erfahrung und 
Wissen ausgetauscht und Interessen gebündelt werden. 
Angesichts dieser wachsenden Bedeutung der Städte in 
der globalen Nachhaltigkeitspolitik sollte ihre Hand- 
lungsfähigkeit als globale Akteure und Beitragende zur 
globalen Transformation zur Nachhaltigkeit entspre- 
chend gestärkt werden. 

Wesentliche Elemente dieser globalen Transforma- 
tion zur Nachhaltigkeit sind erhebliche Veränderungen 
der aktuellen Stadtentwicklungsdynamiken: 

> Erstens die physische Entwicklung der Städte, ihre 
bauliche und räumliche Gestalt, ihre Vernetzung, 
ihre Infrastrukturen und Gebäude: Hier besteht in 
den nächsten beiden Dekaden eine historische Gele- 
genheit, da ein erheblicher Teil der städtischen 
Räume neu-, um- oder ausgebaut wird. Noch nie in 
der Menschheitsgeschichte wurde in so kurzer Zeit 
eine solch umfassende urbane Infrastruktur aus 
Gebäuden, Mobilitäts- und Energiesystemen gebaut. 
Mit der Ausgestaltung dieser Entwicklung wird sich 
weitgehend entscheiden, ob die Erhaltung der natür- 
lichen Lebensgrundlagen gelingen kann und die sub- 
stanzielle Teilhabe aller Menschen ermöglicht wird. 
Die Menschheit kann sich neue Pfadabhängigkeiten 
schaffen und sich damit den Weg in eine nachhaltige 
Zukunft verbauen oder es gelingt ihr rasch umzu- 
steuern und technologische Entwicklungsstufen zu 
überspringen, damit ein nachhaltiger Urbanisie- 
rungspfad eingeschlagen werden kann. 

> Zweitens die Stärkung und Mobilisierung der Stadt- 
gesellschaften selbst: Diese müssen in die Lage ver- 
setzt werden, ihre Interessen wirkungsmächtig gel- 
tend zu machen. Hier besteht eine besondere Her- 
ausforderung, aber auch Chance darin, dass sich 
weltweit Stadtgesellschaften neu formieren 
(Kap. 2.4). 

Als übergreifende Zielrichtung sieht der WBGU maß- 
voll verdichtete, ressourcenschonende und auf Kreis- 
laufwirtschaft umgestellte, energieeffiziente und 
perspektivisch emissionsneutrale Städte, die von einer 
sozialen Durchmischung ihrer Quartiere geprägt sind 
und in denen die Stadtgesellschaften an der urbanen 
Entwicklung substanziell beteiligt sind. Zudem sollten 
verstärkt polyzentrische Raumentwicklungskonzepte 
und dezentrale Siedlungsstrukturen gefördert werden, 
um sozial- und wirtschaftsräumliche Disparitäten zu 


vermeiden und möglichen Agglomerationsnachteilen in 
Wachstumsregionen entgegenzuwirken. 

Solche Städte sind zum einen Städte, in denen Woh- 
nen erschwinglich ist, die gesamte Stadtbevölkerung 
Zugang zu Basisinfrastrukturen hat, es ausreichend 
Grün- und Erholungsräume gibt, der private Autover- 
kehr zugunsten öffentlicher und nicht motorisierter 
Mobilitätssysteme stark vermindert ist, die Wege etwa 
vom Wohnort zur Arbeit kurz sind, Kinder sich gefahr- 
los im öffentlichen Raum aufhalten können und öffent- 
liche Plätze Orte des Austausches und der Kommuni- 
kation sind. 

Dies sind zum anderen Städte, in denen Verantwort- 
lichkeiten so geordnet sind, dass Eigentums- und Nut- 
zungsrechte im Sinne von Gemeinwohlinteressen aus- 
geübt, politische Teilhabe ermöglicht, Innovationen 
stimuliert und Mitbestimmungsprozesse etabliert wer- 
den, die die Stadtbevölkerung bei der Stadtentwicklung 
nicht nur rhetorisch in den Mittelpunkt stellen. 

Städte und Stadtgesellschaften sind zentrale Arenen 
der Transformation zur Nachhaltigkeit und besitzen 
eine große transformative Kraft. Diese Kraft gilt es zu 
mobilisieren und zu nutzen. Städte sind zugleich unter- 
schiedlich, sie besitzen eine Eigenart, die historisch 
gewachsen ist. Transformationsstrategien zur Nach- 
haltigkeit sollen diese Eigenart berücksichtigen und als 
Veränderungsressource nutzen. 

9.1.2 

Die transformative Kraft von Städten und 
Stadtgesellschaften nutzen 

Die vorliegenden Empfehlungen sind auf eine Einord- 
nung der Urbanisierungsdynamik in den globalen Wan- 
del und insbesondere auf eine langfristig angelegte 
urbane Transformationsstrategie ausgerichtet. Ziel war 
es, zentrale Handlungsansätze für eine zukunftsgerich- 
tete, transformative Stadtentwicklungspolitik zu iden- 
tifizieren. Die Auswahl erfolgte mit Blick auf die erfor- 
derlichen Größenordnungen, die Zeithorizonte, die 
spezifischen Beschleunigungserfordernisse und Zeit- 
fenster zur Vermeidung unerwünschter Pfadabhän- 
gigkeiten. Damit möchte der WBGU einen Beitrag zur 
internationalen Urbanisierungsdebatte leisten, in der 
zwar eine hohe Konvergenz in der Problemwahrneh- 
mung besteht, es aber an der Einbettung der Emp- 
fehlungen in ein übergeordnetes, langfristig angeleg- 
tes Transformationskonzept mangelt (Kap. 2.6). Aus- 
gerichtet ist dieses Konzept an dem vom WBGU vor- 
geschlagenen normativen Kompass, bestehend aus den 
Elementen „Erhaltung der natürlichen Lebensgrundla- 
gen", „Teilhabe" und „Eigenart" (Kap. 3). 

Bei der Formulierung der Empfehlungen ließ sich 
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der WBGU auch von der Einsicht leiten, dass es ange- 
sichts der kulturellen, geographischen und strukturel- 
len Vielfalt sowie des sehr unterschiedlichen Entwick- 
lungsniveaus und der Problemdiversität von Städten 
keine Blaupausen für eine nachhaltige Stadtentwick- 
lung geben kann. 

Adressat der Empfehlungen ist primär die Bundes- 
regierung, vor allem als Akteur auf der internationa- 
len Bühne. Viele Empfehlungen richten sich aber auch 
direkt an Stadtregierungen und Stadtgesellschaften 
und appellieren an deren transformative Kraft. 


9.2 

Elemente eines Gesellschaftsvertrags für die 
urbane Transformation 

Die Große Transformation zur nachhaltigen Gesellschaft 
erfordert einen generationenübergreifenden Orientie- 
rungsrahmen für ein gutes Zusammenleben von bald 
9 Mrd. Menschen. Der WBGU spricht in diesem Zusam- 
menhang von einem „neuen Weltgesellschaftsver- 
trag für eine klimaverträgliche und nachhaltige Welt- 
wirtschaftsordnung" (WBGU, 2011). In einer solchen 
gedachten Übereinkunft verpflichten sich Individuen 
und zivilgesellschaftliche Gruppen, Staaten und die 
Staatengemeinschaft sowie Unternehmen und die Wis- 
senschaft, gemeinsam Verantwortung für den Erhalt 
der natürlichen Lebensgrundlagen zu übernehmen. Ein 
solcher Gesellschaftsvertrag ist eine Voraussetzung, um 
gesellschaftliche Teilhabe und die Legitimität der urba- 
nen Transformation sicherzustellen. 

Auch für die in diesem Gutachten im Mittelpunkt 
stehende weltweite Urbanisierungsdynamik hält der 
WBGU es für notwendig, einen globalen Konsens für 
urbane Lebensqualität unter Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen der Menschheit zu erzielen. Ele- 
mente einer solchen Konsensbildung sind international 
bereits erarbeitet worden. Mit der Verabschiedung der 
Sustainable Development Goals (SDGs) und des Über- 
einkommens von Paris zum Klimaschutz sind 20 f 5 
wesentliche Weichenstellungen gelungen. Die UN- 
Konferenz Habitat III bietet die Chance, diese globale 
Konsensbildung weiter voranzutreiben. 

Vor diesem Hintergrund lässt sich die Idee eines 
Weltgesellschaftsvertrags präzisieren und als „Gesell- 
schaftsvertrag für die urbane Transformation" kon- 
kreter gestalten. Er könnte sich weltweit und auf allen 
Governance-Ebenen in Form ausformulierter Chartas 
widerspiegeln. Habitat III bietet die Chance, den Aus- 
handlungsprozess für eine Charta auf der globalen 
Ebene auf den Weg zu bringen. In diesem Dokument 
sollten die Staaten die Perspektive urbaner Transforma- 
tion als Leitidee verankern und ausgestalten. Sie soll- 


ten zudem formulieren, wie entsprechende Transforma- 
tionsprozesse auf anderen Governance-Ebenen, insbe- 
sondere auf lokaler Ebene, unterstützt werden können. 

Auch Stadtgesellschaften sollten die Möglichkeit 
nutzen, die Vision und den Pfad einer Transformation 
in ihrer Stadt in einer jeweils eigenen Charta auszufor- 
mulieren. Gemeinsame Vorstellungen über die Rich- 
tung zukünftiger Stadtentwicklungspolitiken sollten 
partizipativ ausgehandelt und als offizielles Dokument 
fixiert werden. Aufgrund der Diversität der Städte und 
Stadtgesellschaften werden diese Übereinkünfte unter- 
schiedlich ausfallen, sie könnten sich jedoch an dem 
normativen Kompass für urbane Transformation, den 
der WBGU vorschlägt, orientieren. Ähnliche Chartas 
können auch auf regionaler (z.B. in der EU) und nati- 
onaler Ebene sinnvoll sein. Ein solcher Prozess würde 
von Pionieren urbaner Entwicklung getragen und zur 
Herausbildung einer transnationalen und polyzentri- 
schen Verantwortungsarchitektur zur Gestaltung der 
Urbanisierung im 21. Jahrhundert beitragen (Kap. 8). 

Die Idee solcher Chartas knüpft an eine Reihe exis- 
tierender politischer Erklärungen und Agenden an, die 
auf verschiedenen Ebenen in den letzten Dekaden von 
Staaten- und Städtebündnissen, Bürgermeistern und 
Nichtregierungsorganisationen verabschiedet worden 
sind und bereits wichtige Aspekte beinhalten, die für 
eine urbane Transformation notwendig sind. Eine der 
prominentesten ist die „Leipzig Charta zur nachhalti- 
gen europäischen Stadt" von 2007, eine wegweisende 
Erklärung für Europa (Kap. 2. 2. 2. 6). Die Leipzig Charta 
fokussiert auf integrierte Stadtentwicklungspolitik 
sowie benachteiligte Stadtquartiere und enthält viele 
Elemente, die auch vom WBGU unterstützt werden. 
Die Leipzig Charta müsste jedoch in globaler Perspek- 
tive weiterentwickelt und um die fundamentale Her- 
ausforderung globaler Umweltveränderungen erweitert 
werden. 

Zudem hat sich unter der Bezeichnung „Recht auf 
Stadt" (Kasten 3.5-1) über soziale Protestbewegungen 
und Städtenetzwerke ein globaler Diskurs entwickelt, 
im Rahmen dessen verschiedenste Akteure für gerech- 
tere Städte und bessere Teilhabemöglichkeiten eintre- 
ten. Dabei sind z.B. die „World Charter on the Right to 
the City" (2001) und die „Global Charter - Agenda for 
Human Rights in the City" (2005) entstanden, in denen 
zentrale Grundlagen für inklusive Städte formuliert 
werden. Als Diskussionsanstoß zur Vorbereitung von 
Habitat III haben die zivilgesellschaftlichen und privat- 
wirtschaftlichen Partner der World Urban Campaign die 
Erklärung „The Future We Want - The City We Need" 
(WUC, 2014) veröffentlicht, die 2016 in einer über- 
arbeiteten Fassung erscheint (WUC, 2016). Dort for- 
mulieren sie Prinzipen eines neuen urbanen Paradig- 
mas sowie einen entsprechenden politischen Fahrplan 
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für die nächsten 20 Jahre. Diese Beispiele zeigen, dass 
es Erfahrungen mit der Aushandlung solcher Chartas 
gibt und dass Netzwerke existieren, mit deren Hilfe 
die Formulierung solcher Chartas für urbane Transfor- 
mation vorangetrieben werden kann. Die bestehenden 
Erklärungen thematisieren allerdings nicht ausreichend 
die Herausforderungen einer umfassenden urbanen 
Transformation zur Nachhaltigkeit wie sie der WBGU 
empfiehlt. 

Der Gesellschaftsvertrag selbst hätte einen virtuel- 
len Charakter im Sinne einer gesellschaftlichen Über- 
einkunft über die urbane Transformation. Er sollte sich 
aber weltweit und auf verschiedenen Governance-Ebe- 
nen in Form ausformulierter Chartas widerspiegeln. Die 
drei zentralen Elemente (Tab. 9.2-1) eines derartigen 
Vertrags sind: 

> eine polyzentrische Verantwortungsarchitektur 
(Kap. 9.2.3); 

> eine Transformation der vom WBGU priorisierten 
urbanen Handlungsfelder in Richtung Nachhaltig- 
keit (Kap. 9.3); 

> eine Berücksichtigung des normativen Kompasses 
des WBGU (Kap. 9.2.1). 

9.2.1 

Normativer Kompass 

Für die Gestaltung der fundamentalen Umbruchsitua- 
tionen im Jahrhundert der Urbanisierung hat der 
WBGU einen normativen Kompass entwickelt, der drei 
Dimensionen umfasst (Kap. 3): 

> Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen: Alle 
Städte und Stadtgesellschaften sollten Entwick- 
lungspfade einschlagen, die den planetarischen Leit- 
planken Rechnung tragen sowie lokale Umwelt- 
probleme lösen. 

> Teilhabe: In allen Stadtgesellschaften sollten univer- 
selle Mindeststandards für substanzielle, politische 
und ökonomische Teilhabe eingehalten werden. 

> Eigenart: Mit der Dimension der „Eigenart" erkennt 
der WBGU zum einen die soziokulturelle wie räum- 
liche Diversität der Städte und Stadtgesellschaften an 
(deskriptive Eigenart). Zum anderen betont Eigenart 
als Ziel- oder Orientierungsdimension urbaner Trans- 
formationen (normative Eigenart), dass in urbanen 
Lebensräumen Voraussetzungen dafür geschaffen 
werden sollten, dass (a) Menschen in den räumlichen 
Strukturen Selbstwirksamkeit entfalten und urbane 
Lebensqualität für sich empfinden und hersteilen 
können, dass sich (b) Ortsidentität und soziale Kohä- 
sion entwickeln können und dass (c) soziale sowie 
ökonomische Kreativitäts- und Innovationspotenziale 
gestärkt werden, die durch ortsgebundene Interakti- 


onen (Konnektivität) zwischen Akteuren aus ver- 
schiedenen gesellschaftlichen Sphären entstehen. 

9.2.2 

Transformative Handlungsfelder als Teil des 
Gesellschaftsvertrags 

Als transformative Handlungsfelder in Städten werden 
hier jene Bereiche der Stadtentwicklung bezeichnet, in 
denen der WBGU die größten potenziellen Hebelwir- 
kungen für die urbane Transformation zur Nachhaltig- 
keit sieht (Kap. 4.1, 9.3). Diese zentralen Handlungs- 
felder stehen zum einen für Lösungsoptionen, die auf- 
grund ihres Potenzials zur Vermeidung von Pfadabhän- 
gigkeiten und ihres großen Zusatznutzens besonders 
geeignet sind, Systemumschwünge zur Nachhaltigkeit 
auszulösen. Zum anderen stehen transformative Hand- 
lungsfelder auch für große Herausforderungen, deren 
Bewältigung wegen ihrer Dringlichkeit und Größen- 
ordnung ebenfalls elementar für die Transformation 
zur urbanen Nachhaltigkeit sind. Die Empfehlungen zu 
den transformativen Handlungsfeldern finden sich in 
Kapitel 9.3. 

9.2.3 

Polyzentrische Verantwortungsarchitektur 

Um die Große Transformation in den Städten Umset- 
zen zu können und vom Transformationspotenzial der 
Städte zu profitieren, empfiehlt der WBGU, die Rolle von 
Städten und Stadtgesellschaften zu stärken und ihnen 
mehr Autonomie gegenüber nationalstaatlicher Macht 
einzuräumen. Nationalstaaten sollten die Voraussetzun- 
gen schaffen, dass Städte für ihre eigenen Transforma- 
tionspfade Verantwortung übernehmen und mit ande- 
ren Städten kooperieren können. Dies erfordert nicht 
nur die Anerkennung des Rechts auf Selbstverwaltung 
und -Organisation der lokalen Angelegenheiten. Städte 
sollten auch das Recht erhalten, ihre Interessen in nati- 
onalen Gesetzgebungsprozessen einzubringen. Auch auf 
internationaler Ebene sollten ihnen Beteiligungs- und 
Rederechte bei Verhandlungen gewährt werden. 

Neben einer Erweiterung der Rechte und Einfluss- 
nahmen von Städten in der vertikalen Verantwortungs- 
struktur bedarf es auch einer horizontalen Erweiterung 
der Verantwortungsarchitektur (Kap. 8). Auf der inter- 
nationalen Ebene sollten Städte befähigt werden, sich 
zu vernetzen und gemeinsame Strategien und Konzepte 
für Transformationspfade zu entwickeln. Auf der loka- 
len Ebene sollten Städte die Zivilgesellschaft stärken 
und befähigen, sich in Entscheidungsprozesse einzu- 
bringen. Durch die Vernetzung vertikaler und horizon- 
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Tabelle 9.2-1 

Drei zentrale Elemente eines Gesellschaftsvertrages für die urbane Transformation zur Nachhaltigkeit. 

Quelle: WBGU 

Zentrale Elemente eines Gesellschaftsvertrags für die urbane Transformation 

Polyzentrische Verantwortungsarchitektur 

> Städte konstitutionell anerkennen 

> Recht auf Selbstverwaltung zur Gestaltung lokaler Angelegenheiten gewähren 

> Entscheidungskompetenzen nach Subsidiaritätsprinzip verteilen 

> Finanzierung sichern 

> Institutioneile und personellen Kapazitäten stärken und effektive Planungsstrukturen schaffen 

> Städte in nationalen Entscheidungsprozessen und bei internationalen Verhandlungen 
konsultieren 

> Stadtgesellschaften zur Mitgestaltung des Transformationsprozesses befähigen 

> Chartas für urbane Transformation auf lokaler, nationaler, regionaler und globaler Ebene 
vereinbaren 

Transformative Handlungsfelder in Städten 

International diskutierte Felder 

> Dekarbonisierung, Energie und Klimaschutz 

> Mobilität und Verkehr 

> Armutsbekämpfung und sozioökonomische Disparitäten 

> Baulich-räumliche Gestalt von Städten (urban form) 

> Anpassung an den Klimawandel 
Schwerpunkte: International wenig diskutierte Felder 

> Urbane Flächennutzung 

> Materialien und Stoffströme 

> Urbane Gesundheit 

Normativer Kompass 

> Natürliche Lebensgrundlagen erhalten 

> Teilhabe sicherstellen 

> Eigenart fördern 


taler Strukturen über die verschiedenen Ebenen hinweg 
entsteht eine polyzentrische Verantwortungsarchitektur. 
Chartas zur urbanen Transformation, die nach Vorstel- 
lung des WBGU auf lokaler, nationaler, regionaler und 
internationaler Ebene entstehen sollen, bilden deren 
Basis. 


9.2.4 

Weitere zu berücksichtigende Elemente 

Bei der Aushandlung des Gesellschaftsvertrags für die 
urbane Transformation zur Nachhaltigkeit und dessen 
Operationalisierung in Form von Chartas sollten neben 
den in Tabelle 9.2-1 aufgeführten zentralen Elementen 
des Gesellschaftsvertrags die Entwicklungsrisiken des 
globalen Wandels (Kap. 7.5; Tab. 7.5-1) sowie die Vor- 
aussetzungen für die Transformationsfähigkeit der Städte 
(Kap. 9. 2. 4. 2; Tab. 9.2-2) als weitere Elemente berück- 
sichtigt werden. 


9. 2.4.1 

Urbanisierungsschub bis 2050: Sechs 
Entwicklungsrisiken des globalen Wandels 

Aus der Summe und Kumulation der Urbanisierungs- 
dynamiken in den drei Stadtkonfigurationen ergeben 
sich, wenn man durch die Brille des WBGU-Kompas- 
ses schaut, sechs globale System- und Entwicklungs- 
risiken, die vor allem für Entscheidungsträger interna- 
tionaler Kooperation von großer Bedeutung sind. In 
Kapitel 7.5 und Tabelle 7.5-1 sind diese Entwicklungs- 
risiken detailliert dargestellt. 

9. 2.4. 2 

Voraussetzungen für die Transformationsfähigkeit 
von Stadtgesellschaften 

Fortgang und Erfolg der Großen Transformation 
(WBGU, 2011) hängen im Wesentlichen von den Ent- 
scheidungen ab, die in den nächsten Jahren in den 
Städten getroffen werden. Es muss ein Paradigmen- 
wechsel stattfinden: weg von inkrementeilen Ansät- 
zen, hin zu transformativen Änderungen, um lang- 
fristig die natürlichen Lebensgrundlagen der Mensch- 
heit und die Lebensqualität der Menschen zu erhalten. 
Dabei geht es um die Sicht aus einer erstrebenswerten 
Zukunft zurück auf heute: Wie kann jede Stadtgesell- 
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Tabelle 9.2-2 

Voraussetzungen für die Transformationsfähigkeit von Stadtgesellschaften. 

Quelle: WBGU 

1. Städte als zentrale Arenen der Transformation anerkennen und stärken 

2. Öffentliche Gestaltungs- und Planungshoheit in Stadträumen re-etablieren 

3. Städte sollen Verantwortung für die eigenen Transformationspfade übernehmen 

4. Öffentliche Diskurs- und Experimentierräume schaffen und Teilhabe der Stadtbevölkerung zulassen und fördern 

5. Normativen Kompass für integrative Lösung von Zielkonflikten nutzen 

6. Inklusives Wachstum: Sozioökonomische Disparitäten abbauen 

7. Anpassungsfähigkeit von Städten an rasche Änderungen stärken 

8. Regionalplanung sollte polyzentrische Urbanisierung fördern 

9. Rolle von Wissenschaft und Bildung in der urbanen Transformation stärken 


schaff für sich einen Transformationspfad finden, um 
diese nachhaltige Zukunft zu ermöglichen? Dafür müs- 
sen die Diversität der Städte sowie die Potenziale ihrer 
Akteure ernst genommen und genutzt werden. Vor die- 
sem Hintergrund identifiziert der WBGU folgende Vor- 
aussetzungen für die Transformationsfähigkeit von 
Stadtgesellschaften. 

1. Städte als zentrale Arenen der Transformation 
anerkennen und stärken 

Wesentliche Elemente der Transformation werden in 
Städten entschieden. Ein Beispiel ist etwa die Infra- 
strukturentwicklung (Energie, Wasser/ Abwasser, 
Abfall, Mobilität). Auf der Ebene der Städte können 
integrative Lösungen in vielen Transformationsfeldern 
gefunden werden, so etwa bei der urbanen Flächen- 
nutzung, dem Umgang mit Materialien und Stoffströ- 
men sowie der urbanen Gesundheit. Auch bei ande- 
ren transformativen Handlungsfeldern, wie etwa Ener- 
gie und Klimaschutz, Mobilität und Verkehr, baulich- 
räumlicher Gestalt, Anpassung an den Klimawandel 
oder Armutsbekämpfung und sozioökonomische Dis- 
paritäten, bieten Städte wichtige Lösungspotenziale 
(Kap. 4, 9.3). Dabei sollten Synergien zwischen loka- 
ler Entwicklung und globalen Herausforderungen 
genutzt werden, etwa neue Mobilitätskonzepte umge- 
setzt und die Teilhabe (Zugang zu Mobilität) und die 
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen (z.B. Ver- 
meidung von Treibhausgasemissionen) vereinbart wer- 
den. Städte können diese Potenziale aber nur nutzen, 
wenn sie ausreichende Entscheidungsbefugnisse besit- 
zen und gegebenenfalls auch nationalstaatliche Ein- 
und Übergriffe abwehren können. Voraussetzung einer 
bereits oben beschriebenen polyzentrischen Verant- 
wortungsarchitektur ist es daher, dass Städte im Zeit- 
alter globaler Urbanisierung das Recht erhalten, ihre 
lokalen Angelegenheiten selbst zu regeln. Dies gilt auch 
für die Rolle der Städte als Akteure der internationalen 


Kooperation: Vieles spricht dafür, Städte als Akteure 
auf internationaler Ebene anzuerkennen und zu befä- 
higen, Entscheidungen zugunsten einer transformati- 
ven Urbanisierung zu treffen. 

2. Öffentliche Gestaltungs- und Planungshoheit in 
Stadträumen re-etablieren 

Wie in vielen globalen Berichten über Urbanisierung 
festgestellt wird (Kap. 2.6), sollte die öffentliche Hand 
die Planungs- und Gestaltungshoheit in den Städten 
zurückerlangen, die oftmals durch zu geringe finanzi- 
elle, institutioneile und personelle Kapazitäten unter- 
miniert wird. Eine schwache Governance macht Städte 
zum einen anfällig für Korruption, zum anderen über- 
lässt sie die Stadtgestaltung verstärkt privaten Akteu- 
ren, wie z.B. Immobilieninvestoren oder gar gewalt- 
tätigen Organisationen. Lokale Regierungen und Ver- 
waltungen sollten (mehr) Verantwortung für die 
Stadtentwicklung sowie die notwendigen Infrastruk- 
turinvestitionen übernehmen. Oftmals sind indes die 
hierzu erforderlichen finanziellen Ressourcen nicht 
oder nicht ausreichend vorhanden. Um Städte auch 
finanziell handlungsfähig zu machen, sollte das Volu- 
men der kommunalen Haushalte steigen, damit Inves- 
titionen intensiviert und die Nutzung eigener Finanzie- 
rungsquellen (z.B. kommunale Steuern und Gebühren) 
verbessert werden können. Darüber hinaus mangelt es 
oftmals an angemessenen institutionellen und perso- 
nellen Kapazitäten, inklusive geeigneter Ausbildungs- 
möglichkeiten. Entsprechend werden rechtliche Vorga- 
ben nicht vollzogen (Vollzugsdefizite). Korruptionsbe- 
kämpfung in den Städten ist eine zentrale Bedingung 
zur Stärkung ihrer Gestaltungs- und Planungshoheit. 
Der WBGU schlägt deshalb eine finanzielle, institutio- 
nelle und politische Stärkung der Städte vor, damit sie 
mehr Verantwortung für Stadtentwicklung und Infra- 
struktur übernehmen können. 
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3. Städte sollen Verantwortung für die eigenen 
Transformationspfade übernehmen 

Der WBGU hat Muster urbaner Entwicklung identifi- 
ziert (neu zu planende Städte und Quartiere, informeller 
Siedlungsbau, reife Städte und Quartiere), die immense 
Herausforderungen und Chancen für eine Transforma- 
tion zur Nachhaltigkeit zeigen (Kap. 7). Unabhängig 
vom jeweiligen Muster müssen Städte lokal und global 
zunehmend Verantwortung für die Große Transforma- 
tion zur Nachhaltigkeit übernehmen. Städte werden so 
sinnbildlich zu „Reallaboren" für transformative Lösun- 
gen, denn es gibt keine Blaupausen für nachhaltige 
Stadtentwicklung. Die Entwicklung einer Vielfalt an 
Transformationspfaden ist ein wichtiger gemeinschaft- 
licher Suchprozess unter Einbindung lokaler Akteure, 
für den der WBGU einen normativen Kompass anbie- 
tet. Die Diversität der Pfade bietet Chancen, Innovati- 
onen zu ermöglichen und Lernprozesse zwischen Städ- 
ten anzustoßen. Bündnisse, wie z. B. Local Governments 
for Sustainability (ICLEI), City Alliance - Cities without 
Slums, Right to the City Alliance, C40 Cities oder der 
Compact of Mayors, sind hierfür geeignete Foren. 

4. Öffentliche Diskurs- und Experimentierräume 
schaffen und Teilhabe der Stadtbevölkerung 
zulassen und fördern 

Transformation erfordert Dialog, gemeinsame Lern- 
prozesse und Konfliktregulierung. Stadtgesellschaf- 
ten müssen sich über die Ziele der Transformation und 
damit ihrer langfristigen Zukunft verständigen, etwa 
in Form ihrer eigenen Charta für die urbane Transfor- 
mation. Voraussetzung ist die Etablierung urbaner Dis- 
kursräume, in denen zivilgesellschaftliche Akteure, 
Nichtregierungsorganisationen, Wirtschaft und Wis- 
senschaft öffentlich, transparent und auf Augenhöhe 
mit der urbanen Administration diskutieren und ver- 
handeln können. So wird erstens die individuelle Ver- 
antwortungsübernahme der Stadtbevölkerung ermög- 
licht und zweitens die Eigenart einer Stadt gestärkt. 
Eine besondere Rolle kommt dabei dem Einbezug 
und der Stärkung von Gruppen zu, die in besonderem 
Maße auf menschenorientierte Gestaltung öffentlicher 
Räume angewiesen sind. 

Während in neu entstehenden Stadtquartieren und 
bei nachholender Entwicklung der erforderliche Wan- 
del vor allem durch grundlegende Änderungen etwa 
hinsichtlich der baulich-räumlichen Gestalt einer Stadt 
(urban form), der Gebäudestandards und der verwen- 
deten Baumaterialien (Überspringen technologischer 
Entwicklungsstufen) bereits angelegt werden kann, 
steht in bereits existierenden Städten die Überwindung 
von Pfadabhängigkeiten, z.B. durch die Ermöglichung 
von Experimentierräumen, im Zentrum. Die konkrete 
Ausgestaltung der Transformation ist hier ein gemein- 


schaftlicher Suchprozess, bei dem viele Lösungen unter 
Einbindung lokaler Akteure auf lokaler Ebene erst noch 
gefunden werden müssen. Frei- und Experimentier- 
räume für Innovationen urbaner Gestaltung sind dafür 
essenziell. Diese Form der Teilhabe der Bürger erhöht 
zugleich die Legitimation der Stadtregierung. Stadt- 
gesellschaften sollten daher geeignete Rahmenbedin- 
gungen (z.B. Förderstrukturen) schaffen und die dafür 
notwendigen Handlungskompetenzen fördern. Zivilge- 
sellschaftliche Akteure, Wirtschaft und Wissenschaft 
werden, bei entsprechender Befähigung, diese Frei- 
räume nutzen und eine Vielfalt an Ideen und innovati- 
ven Lösungsansätzen produzieren, die zur Entwicklung 
nachhaltiger Entwicklungspfade beitragen können. 
Diese Ergebnisse sollten genutzt und, wo sinnvoll, in 
institutioneile, legitimierte und verbindliche Struktu- 
ren eingebunden werden. 

5. Normativen Kompass für integrative Lösung von 
Zielkonflikten nutzen 

Bei der Suche nach Lösungen für Zielkonflikte sollte 
bei der Gestaltung urbaner Entwicklungsprozesse auf 
Basis des normativen Kompasses (Kap. 3) ein integ- 
rativer Ansatz verfolgt werden. Hierbei sollten Syner- 
gien genutzt werden: Zum Beispiel ist eine Verbesse- 
rung der urbanen Luftqualität nicht nur ein Gewinn für 
die Gesundheit, sondern auch ein Beitrag zum Klima- 
schutz und letztlich für das Wohlbefinden und die 
Lebensqualität in der Stadt. Ein sektorales Herangehen 
oder ein sequenzielles Abarbeiten einzelner Ziele kann 
erhebliche Zielkonflikte auslösen, z.B. im Spannungs- 
verhältnis der kurzfristigen Interessen in der Immo- 
bilienwirtschaft, den Gestaltungsinteressen öffentli- 
cher Akteure und der Lebensqualität der Stadtbevölke- 
rung. Diese Zielkonflikte müssen möglichst frühzeitig 
erkannt und berücksichtigt werden. So ist es zum Bei- 
spiel keine Lösung, zunächst über ressourcen- und kli- 
maschädliches Wachstum sozioökonomische Probleme 
zu lösen und erst später das „Reparieren" von Umwelt- 
schäden in Angriff zu nehmen. Würde etwa eine Mehr- 
zahl der schnell wachsenden Städte in den Schwellen- 
ländern einem solchen Vorgehen folgen, würden zwar 
die neuen globalen Mittelschichten zunächst wachsen, 
aber in den kommenden Dekaden zugleich planetari- 
sche Leitplanken überschritten und damit die Grund- 
lagen vieler zukünftiger Generationen gefährdet. Auch 
der Aspekt der Eigenart darf nicht vernachlässigt wer- 
den. Damit ist der Verlust urbanen Kulturerbes, iden- 
titätsstiftender Wahrzeichen oder gemeinschaftlich 
nutzbarer Parkanlagen ebenso gemeint wie die ver- 
passte Chance, soziale Kohäsion und damit wichtige 
Resilienzfaktoren in einem solchen Prozess zu stär- 
ken. Angesichts der komplexen Herausforderungen 
und des Zeitdrucks der Transformation sind von Beginn 
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an integrative, holistische und systemische Lösungen 
gefordert. 

6. Inklusives Wachstum: Sozioökonomische 
Disparitäten abbauen 

Die besonders in Städten steigenden Einkommens- und 
Vermögensdisparitäten wirken sich negativ auf den 
sozialen Zusammenhalt der Stadtgesellschaften, auf die 
urbane wirtschaftliche Entwicklung, die Regierbarkeit 
von Städten und ihre Sicherheit aus (Kap. 3.4.2). Eine 
zentrale Bedingung für die Transformationsfähigkeit 
von Städten ist daher der Abbau sozioökonomischer 
Disparitäten. Mit der Debatte zu inklusivem Wachstum 
und der Verabschiedung des SDG Nr. 10 „Ungleichheit 
innerhalb von und zwischen Staaten verringern", das 
u. a. die Sicherstellung von überdurchschnittlichen Ein- 
kommenszuwächsen für die unteren 40% der Einkom- 
mensschichten beinhaltet (Unterziel des SDG Nr. 10), 
besteht nun ein Rahmen für nationale Politikgestal- 
tung, auf den sich Städte berufen können und zu dem 
sie ihren Teil beitragen sollten. Städte können einen Bei- 
trag beim Abbau sozialräumlicher Disparitäten leisten, 
indem z. B. eine adäquate und erschwingliche Wohn- 
versorgung für alle sichergestellt, Zugangsbarrieren 
zu Bildung und zu Gesundheitsdienstleistungen besei- 
tigt, nicht motorisierte Mobilität oder ÖPNV besonders 
gefördert oder Basisinfrastrukturen wie Wasser- und 
Sanitäreinrichtungen gebaut werden. Außerdem soll- 
ten Beteiligungs Strukturen so gestaltet werden, dass 
die gesamte Stadtbevölkerung einkommensunabhängig 
und gleichberechtigt die Entwicklung einer Stadt mit- 
gestalten kann. Diese Ziele sollten prominent in urbane 
Entwicklungsstrategien eingebettet werden und sind 
ebenso elementar für die Transformationsfähigkeit 
einer Stadt wie etwa die Sicherstellung ihrer finanziell- 
administrativen Ausstattung. Angesichts der Heraus- 
forderungen, die sich mit der großen Zahl von Flücht- 
lingen für viele Städte und Stadtgesellschaften (z.B. im 
Nahen Osten und in Europa) stellen, ist es umso wich- 
tiger Polarisierungstendenzen entgegenzuwirken. Ent- 
scheidend ist es, rasch kostengünstige, lebenswerte, 
menschliche, ökologisch nachhaltige Lösungen für 
Flüchtlingsunterkünfte und -Siedlungen zu finden und 
so Städte in ihrer Rolle als zentrale Orte der kulturellen 
Menschheitsentwicklung zu stärken. 

7. Anpassungsfähigkeit von Städten an rasche 
Änderungen stärken 

Die Transformation der Städte zur Nachhaltigkeit ist 
ein langfristig angelegter Prozess, der mit grundlegen- 
den Umsteuerungen in der Stadtentwicklung verbun- 
den ist. Gleichzeitig sind die Herausforderungen und 
Probleme, die sich Städten und Stadtgesellschaften 
heute stellen, sehr unterschiedlich. Entsprechend sind 


Lösungsansätze vielfältig und abhängig von lokalen 
Bedingungen. Die Vielfalt der Herausforderungen wird 
mit Städtebeispielen verdeutlicht (Kap. 5). Anhand 
dreier Siedlungsmuster (neu zu planende, informelle 
und reife Siedlungen) wird in Kapitel 7 gezeigt, welche 
grundsätzlichen Unterschiede in den Transformations- 
erfordernissen und Lösungsansätzen bestehen. 

In neu entstehenden Städten und Stadtquartieren 
geht es z.B. darum, nicht nachhaltige Entwicklungs- 
pfade und damit verbundene Pfadabhängigkeiten 
durch das Überspringen technologischer und institu- 
tioneller Entwicklungsstufen (Leapfrogging), ökono- 
mische und soziale Innovationen sowie Partizipation 
zu vermeiden. Aufgrund der starken Urbanisierungs- 
dynamik hält derzeit in vielen Städten der Welt die 
Entwicklung von Infrastrukturen nicht mit der Bevöl- 
kerungsentwicklung Schritt. Städte und Stadtquartiere 
können zudem neuen Dynamiken ausgesetzt sein, die 
sie zu Handeln unter hohem Zeitdruck und Unsicher- 
heit zwingen. Beispiele für solche Herausforderungen 
sind die erforderliche Anpassung an den Klimawan- 
del oder Schockereignisse wie große Fluchtbewegun- 
gen aus Krisengebieten oder nach Naturkatastrophen. 
Städte und Stadtquartiere sollten daher auch als tran- 
sitorische Räume verstanden werden, in denen heute 
schnell benötigte Strukturen geschaffen werden kön- 
nen, die aber langfristig flexibel und veränderbar sein 
müssen. Architektur und Städtebau sowie die urbane 
Governance müssen künftig somit einen Rahmen bie- 
ten, der Veränderungen, Ergänzungen und Erweiterun- 
gen verträgt und fördert. Das Überspringen technolo- 
gischer Entwicklungsstufen, Modularität, Flexibilität, 
Adaptivität und Resilienz können daher als Gestal- 
tungsmerkmale für eine Stadtentwicklung im Übergang 
gesehen werden (Kap. 8.1). 

8. Regionalplanung sollte polyzentrische 
Urbanisierung fördern 

Wenn sich Raumentwicklung auf wenige zentrale 
Orte konzentriert, begünstigt dies meist eine Verstär- 
kung sozialer und wirtschaftsräumlicher Disparitäten. 
Die Landes- und Regionalplanung sollte das Entstehen 
polyzentrischer Raumstrukturen fördern, so dass der 
Raum durch mehr als einen zentralen Ort geprägt wird. 
Auf diesem Prinzip beruht das Leitbild der „dezentralen 
Konzentration", das das Ziel verfolgt, durch Förderung 
dezentraler Siedlungs- und Infrastrukturen sozial- und 
wirtschaftsräumliche Disparitäten zu vermeiden und 
möglichen Agglomerationsnachteilen in Wachstumsre- 
gionen entgegenzuwirken. 
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9. Rolle von Wissenschaft und Bildung in der 
urbanen Transformation stärken 
Wissenschaft und Bildung tragen zu einem breiteren 
Verständnis der urbanen Transformation bei, machen 
dieses Wissen zugänglich und helfen dabei, für die 
jeweilige Stadt geeignete Transformationspfade zu 
identifizieren und umzusetzen (Kap. 10). Die inter- 
und transdisziplinäre Forschung eignet sich hier- 
für besonders, denn durch Einbeziehung der urbanen 
Akteure werden die Umsetzungschancen deutlich ver- 
bessert. In „Reallaboren" können Wissenschaftlerin- 
nen und Akteure durch Ausprobieren und Experimen- 
tieren gemeinsam Wissen und Problemlösungen für 
die urbane Transformation erarbeiten. Um dieses Wis- 
sen über die Transformation auch breiten Gesellschafts- 
schichten zugänglich zu machen, ist auch die Transfor- 
mationsbildung notwendig. 


9.3 

Transformative Handlungsfelder in Städten 

Im Folgenden werden zunächst Empfehlungen für die 
notwendigen Weichenstellungen in exemplarisch aus- 
gewählten transformativen Handlungsfeldern gege- 
ben, die bereits international diskutiert werden, die 
der WBGU aber vor dem Hintergrund der Transforma- 
tion in Bezug auf Zeithorizonte und Größenordnun- 
gen neu rahmt (Kap. 9.3.1). Dies sind die fünf Hand- 
lungsfelder (1) Dekarbonisierung, Energie und Klima- 
schutz, (2) Mobilität und Verkehr, (3) baulich-räumli- 
che Gestalt von Städten (urban form), (4) Anpassung 
an den Klimawandel sowie (5) Armutsbekämpfung und 
sozioökonomische Disparitäten. Ferner werden Emp- 
fehlungen zu drei in diesem Gutachten schwerpunkt- 
mäßig behandelten transformativen Handlungsfeldern 
gegeben, die aus Sicht des WBGU international noch 
zu wenig politische Beachtung finden (Kap. 9.3.2). 
Dies sind die Handlungsfelder (1) urbane Flächennut- 
zung, (2) Materialien und Stoffströme sowie (3) urbane 
Gesundheit (Tab. 9.3-1). 


9.3.1 

International im Fokus stehende transformative 
Handlungsfelder 

9.3.1.1 

Dekarbonisierung, Energie und Klimaschutz: 
Urbane Entscheidungskompetenz verbessern und 
Nullemissionen anstreben 

Städte sind für jeweils etwa 70% der globalen Ener- 
gienachfrage und der globalen energiebedingten Treib- 
hausgasemissionen verantwortlich (Seto et al., 2014; 
Kap. 4.2.1). 

Herausforderungen 

Für die urbane Transformation in Richtung Klimaver- 
träglichkeit geht es um zwei Dinge: Die direkten C0 2 - 
Emissionen in Städten müssen auf Null zurückgeführt 
und die Energienachfrage muss in Grenzen gehalten 
werden, um die globale Energiewende in Richtung C0 2 - 
emissionsfreier Energiesysteme zu ermöglichen. Dabei 
muss auch die so genannte „graue Energie" berücksich- 
tigt werden, d. h. die Energie, die direkt und indirekt für 
den Bau von Gebäuden und Infrastrukturen aufgewen- 
det wird. Gleichzeitig muss der Zugang zu Energie und 
Infrastrukturen für mehrere hundert Millionen heu- 
tiger und Milliarden zukünftiger Stadtbewohner erst 
noch geschaffen werden. Dezentrale Verbrennungsge- 
räte wie Öfen, Heizungen und Fahrzeuge sollten suk- 
zessive durch emissionsfreie Alternativen ersetzt wer- 
den. Dies gilt (u.a. aus Gesundheitsgründen) überwie- 
gend auch für die dezentrale Verbrennung biobasierter 
Stoffe. Essenziell ist die Dekarbonisierung der Energie- 
erzeugungssysteme, die aber nur zu einem Teil direkt 
in Städten beeinflussbar ist. Ansatzpunkt im Energie- 
bereich ist insbesondere die Nachfrageseite, vor allem 
durch Senkung der Energienachfrage von Gebäuden. 
Im Jahr 2010 waren Gebäude für 32% der globalen 
Endenergienachfrage und 19% der energiebedingten 
Treibhausgasemissionen verantwortlich, wobei 6,4% 
direkte Emissionen sind (Lucon et al., 2014). Insge- 
samt wäre bis 2050 eine Senkung der globalen Ener- 
gienachfrage von Gebäuden um 46% möglich (Ürge- 
Vorsatz et al., 2012). Ein Ansatzpunkt zur Effizienzver- 
besserung ist das Konzept, anstelle von Energie auf die 
Bereitstellung entsprechender Energiedienstleistun- 
gen zu fokussieren. Ein weiterer wichtiger Hebel ist der 
Transport, der im folgenden Abschnitt diskutiert wird. 
Ansatzpunkte sind hier eine Landnutzungsplanung zur 
Reduzierung der Nachfrage, öffentlicher Nahverkehr, 
Elektrifizierung sowie Frachtlogistik und -effizienz 
(Gouldson et al., 2015). Direkte und indirekte Emissi- 
onsminderungen können darüber hinaus im Abfallsek- 
tor, etwa durch Recycling, und durch integrative Pia- 
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Tabelle 9.3-1 

Kernempfehlungen für transformative Handlungsfelder. 
Quelle: WBGU 


Ziele 

Wichtige Maßnahmen und Handlungsansätze 

International diskutierte Felder 

Dekarbonisierung, Energie und Klimaschutz 

> Bis spätestens 2070 alle fossilen C0 2 -Emissions- 
quellen in Städten durch emissionsfreie Alternativen 
ersetzen 

> Bis 2030 Zugang zu bezahlbarer, verlässlicher, nach- 
haltiger und zeitgemäßer Energie für alle sichern 
(SDG 7) 

> Stadtentwicklung so ausrichten, dass 

Energienachfrage begrenzt wird 

> Dekarbonisierungsfahrpläne für alle Städte erstellen 

> Luftreinhaltung und Klimaschutz integrieren 

> Informelle Siedlungen: Chancen erneuerbarer Systeme 
nutzen 

> Neu entstehende Städte perspektivisch nur noch 
emissionsfrei planen und nachhaltigen Umgang mit 
Stoffströmen und Materialien sicherstellen 

Mobilität und Verkehr 

> Vollständige Dekarbonisierung der Verkehrssysteme 
bis spätestens 2070 erreichen 

> Inklusive urbane Mobilität (Unterziel SDG 11, 
accessible cities) bis 2030 umsetzen 

> In Innenstädten perspektivisch nur noch emissions- 
freie Mobilität zulassen 

> Wohn- und Arbeitsquartiere durchmischt und nur in 
fußläufiger Nähe zu ÖPNV bauen und entwickeln 
(Transit-oriented Development) 

> Öffentlichen Nahverkehr für alle zugänglich und Straßen 
für nicht motorisierten Verkehr sicherer machen 
(Pro-poor Transport Policies) 

> Motorisierten Individualverkehr in Innenstädten 
sukzessive reduzieren 

Baulich-räumliche Gestalt von Städten (urban form) 

> Nachhaltigkeit und Anpassungsfähigkeit im 

Städtebau verbinden 

> Inklusive Stadtquartiere schaffen 
(menschenorientiert, klimaverträglich) 

> Bereitstellung baulich-räumlicher Strukturen zur 
Schaffung urbaner Lebensqualität, wie z. B. gut 
zugängliche, sichere Räume mit Nischen für 

Interaktion und zur Erholung verschiedener 
Nutzergruppen 

> Konzepte für flexible und anpassungsfähige Stadt- 
quartiere entwickeln 

> Urbanisierungsschübe entschleunigen; polyzentrische 
Raumgestaltung statt konventionelle Landflucht 

> Ausgleich zwischen Verdichtung und Grün- bzw. 
Freiräumen suchen 

> Anreize für passive Energieeinsparung in der 
Quartiersentwicklung und Bauen erhöhen 

> In neuen Stadtgebieten Pianungsstrategien für 
nachhaltige Quartiere umsetzen 

Anpassung an den Klimawandel 

> Risiken des Klimawandels für Stadtgesellschaften 
mindern 

> Stadtentwicklung an Klimaänderungen anpassen 

> Anpassung als iterativen Lernprozess in Stadtplanung 
integrieren: u.a. wissenschaftliche Erkenntnisse 
einbeziehen 

> Bei langfristigen Infrastrukturentscheidungen 

Klimaschutz und Anpassung integrieren 

> Fähigkeiten vulnerabler Gruppen zum Umgang mit 
Klimaänderungen stärken 

> Lokale Datenverfügbarkeit verbessern 

Armutsbekämpfung und sozioökonomische Disparitäten 

> Inklusives Wachstum: Überproportionale Zuwächse 
für untere Einkommensgruppen sichern 

> Armut und sozioökonomische Disparitäten in Städten 
abbauen 

> Lebensqualität in informellen Siedlungen verbessern 

> Recht auf angemessene Wohnverhältnisse umsetzen 
und politische Teilhaberechte sichern 

> Paradigmenwechsel einleiten: Initiativen für die ärms- 
ten 40% der weltweiten Stadtgesellschaften stärken 

> Globale Initiative von UN-Habitat, UNDP, UNEP, 

Weltbank für die erwarteten zusätzlichen 1-2 Mrd. Men- 
schen, die in nicht adäquaten Wohnverhältnissen leben 

> Zunehmender Konzentration von Vermögen und 
Grundbesitz entgegenwirken 

> Relevante urbane Akteure (u.a. Stadtregierungen, 
Architektinnen, Planer), für Verbesserung der Lebens- 
qualität urbaner Armutsgruppen gewinnen; umfassende 
öffentliche und private finanzielle Ressourcen 
mobilisieren 

> Recht auf angemessene Wohnverhältnisse zum Kern- 
bestandteil der bi- und multilateralen Entwicklungs- 
zusammenarbeit machen 
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Ziele 

Wichtige Maßnahmen und Handlungsansätze 

> Bei urbanen Investitionen und Architekturwettbewerben 
Priorität auf die ärmsten 40% statt der reichsten 5% der 
Bevölkerung setzen 

> Urbanisierung als Förderbereich im Development 
Assistance Committee der OECD (OECD-DAC) 
aufwerten 

> Schwerpunktprogramm „Adequate Housing for All“ mit 
Fokus auf Regional- und Mittelstädten bei der Weltbank 
initiieren 

> Für alle Gruppen: Zugang zu Basisinfrastrukturen, 

Bildung und Gesundheitseinrichtungen sichern 

Schwerpunkte: International wenig diskutierte Felder 

Urbane Flächennutzung 

> Flächennutzung gemeinwohlorientiert gestalten 

> Flächennutzung flexibilisieren (u.a. Risikoanpassung 
und Vorsorge) 

> Flächendegradation minimieren 

> Sozialverträglichkeitsprüfung für Flächennutzungs- 
gestaltung einführen bzw. stärken 

> Transparenz und Dokumentationspflicht für Flächen- 
besitz und -nutzung sichern (ggf. Reform Bodenrecht) 

> Ausreichend städtische Räume im öffentlichen oder 
gemeinschaftlichen Eigentum halten 

> Grundstücke: Erstkaufrecht oder Vetorecht für 

Kommunen sichern 

> Fokal angepasste Planungssysteme etablieren 

> Korruption bekämpfen und land grabbing eindämmen 

> Boden- und Immobilienspekulation eindämmen 

> Flexible Gestaltungsmodelle berücksichtigen 
(Zwischennutzung, shared space, urban commons usw.) 

Materialien und Stoffströme 

> Möglichst vollständige Kreislaufwirtschaft in diesem 
Jahrhundert etablieren 

> Toxische oder umweltschädliche Stoffe substituieren 

> Wiedergewinnung nicht erneuerbarer Ressourcen 
sicherstellen 

Beispiele: 

> C0 2 -emissionsintensive Baumaterialien wie Stahlbe- 
ton durch klimaverträgliche Alternativen ersetzen 

> Verlust von Phosphor stoppen 

> Verwertung vom Elektroschrott nachhaltig gestalten 

> Fanglebig- und Reparierbarkeit von Produkten fördern 
(z.B. Ressourcenbesteuerung) 

> Verantwortlichen Umgang mit Abfall und Recycling 
fördern sowie illegalen Abfallhandel eindämmen 
(Basler Übereinkommen) 

> Bauvorschriften: Modulare Bau- und Konstruktionswei- 
sen, inkl. Rückbau- und Recyclingfähigkeit fördern, vor 
allem klimaverträgliche Baustoffe 

> Bei öffentlicher Beschaffung und Bauaufträgen 
nachhaltigen Umgang mit Materialien und Stoffströmen 
berücksichtigen 

Urbane Gesundheit 

> Globaler Paradigmenwechsel von Krankheitsbekämp- 
fung zu Gesundheitsförderung durch Stärkung von 
Ressourcen und Potenzialen für ein gesundes Feben 
in Städten 

> Gesundheitsförderung durch sektorübergreifende 
Stadtplanung bzw. -entwicklung und Stärkung 
kommunaler Planungskompetenz dauerhaft 
verankern 

> Gesundheitskompetenz und -handeln der Stadtbevöl- 
kerung fördern 

> Substanzielle Teilhabe sichern und Nahrungsversorgung 
verbessern 

> Städte gesundheitsfördernd gestalten mit Fokus auf 
Begegnungs- und Aktivitätsräumen 

> Selbstorganisation von Stadtbewohnerinnen stärken, 
kleinräumige gesundheitsfördernde Maßnahmen im 
Quartier ermöglichen 

> Urbane Epidemien und neue Infektionskrankheiten 
eindämmen durch Förderung der Resilienz der Bevölke- 
rung, Gesundheitsbildung und Verbesserung der 
Gesundheitsberichterstattung 

> Gesundheitsförderung durch sektorübergreifende Stadt- 
planung (Synergien Klimaschutz/Dekarbonisierung) 
anstreben 
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nung von Infrastrukturen (z. B. Energie, Wasser, Abfall) 
erreicht werden. Grübler et al. (2012: 1311) kommen 
zu dem Schluss, dass für die zukünftige Energienach- 
frage in Städten generell systemische Aspekte wich- 
tiger sind als Eigenschaften individueller Verbraucher 
und Technologien: So ist etwa der Anteil von öffentli- 
chem und unmotorisiertem Verkehr relevanter für die 
transportbedingte Energienachfrage als die Effizienz 
der Fahrzeugflotte. Die Energienachfrage in Einfamili- 
enhausgebieten mit Passivhausstandard und Hybridau- 
tos kann bedingt durch die langen Arbeitswege insge- 
samt höher sein als diejenige in dichteren und kompak- 
ten Städten mit einem hohen Anteil an ÖPNV sowie 
Fußgängern und Fahrradfahrern, auch wenn dort die 
Häuser schlecht gedämmt sind. Vor allem in Industri- 
eländern haben viele Städte bereits Klimaaktionspläne 
entwickelt, in Entwicklungs- und Schwellenländern mit 
hohen Urbanisierungsraten dagegen sehr viel weniger. 
Bisher lässt sich jedoch der Erfolg dieser Aktionspläne 
kaum nachweisen, und die Entwicklung der Emissions- 
minderung in den betroffenen Städten folgt weitge- 
hend der jeweiligen nationalen Entwicklung (Seto et 
al., 2014). 

Ziele 

Alle Städte sollten anstreben, spätestens 2070 ihre 
gesamten C0 2 -Emissionen aus fossilen Energieträgern 
auf Null zurückzuführen. Dieses Ziel der Emissions- 
freiheit ist deutlich ambitionierter als das Ziel der 
„Klimaneutralität", denn mit Klimaneutralität wird 
häufig ein Zustand beschrieben, bei dem etwa das Ver- 
kehrssystem einer Stadt noch Emissionen verursacht, 
diese aber durch Emissionsminderungen außerhalb 
der Stadtgrenzen „kompensiert" werden (Kap. 3.3.1; 
Tab. 9.3-1). Darüber hinaus sollten Städte anstreben, 
auch ihre indirekten C0 2 -Emissionen zu senken sowie 
die Stadtentwicklung so ausrichten, dass die Energie- 
nachfrage in Grenzen gehalten oder gesenkt wird. In 
Anbetracht der Zielsetzung des Übereinkommens von 
Paris, den Klimawandel nicht nur auf deutlich weni- 
ger als 2 °C zu begrenzen, sondern auch Maßnahmen 
in Hinblick auf eine Begrenzung auf 1,5°C zu ergrei- 
fen, empfiehlt der WBGU, mindestens im Stromsektor 
die Emissionen bereits bis 2050 auf Null zu bringen. Im 
Zentrum des Ausbaus der Energieinfrastrukturen sollte 
das SDG Nr. 7 („Zugang zu bezahlbarer, verlässlicher, 
nachhaltiger und zeitgemäßer Energie für alle sicher- 
stellen") stehen. 

Kernempfehlungen 

Aufgrund der starken Unterschiede zwischen den 
Städten, z.B. in Bezug auf den Entwicklungsstand, den 
Zugang zu Energie, die Urbanisierungsdynamik und 
die nationale Klimaschutzgesetzgebung, lassen sich 


keine pauschalen Empfehlungen zur Priorisierung von 
Maßnahmen, Investitionen oder Politiken auf Ebene 
der Städte geben. Städte müssen sich die Kompetenz 
erarbeiten, systemisch auf die Herausforderungen zu 
reagieren. Der WBGU empfiehlt, in jeder Stadt eine 
wissenschaftliche Basis für die Gestaltung einer kohä- 
renten klimaverträglichen Urbanisierungspolitik anzu- 
legen und Forschungsergebnisse in die Entscheidungs- 
findung zu integrieren, basierend auf einem Austausch 
zwischen Wissenschaftlern, Entscheidungsträgern und 
Stadtbevölkerung. Zusätzlich bedarf es valider und 
vergleichbarer Daten als Basis für stadtplanerische 
Entscheidungen sowie verbesserte Monitoring- und 
Evaluierungssysteme, insbesondere in Entwicklungs- 
ländern. 

> Dekarbonisierungsfahrpläne für alle Städte erstellen: 
Alle Städte sollten langfristige Strategien erarbeiten, 
wie sie eine Reduktion ihrer direkten und indirekten 
C0 2 -Emissionen aus fossilen Quellen und der 
Zementherstellung auf Null erreichen können. Dabei 
sollte eine Dekarbonisierung des Stromsektors bis 
etwa 2050 angestrebt werden, bis 2070 sollten in 
allen Sektoren Nullemissionen erreicht werden. 
Klimaneutralität, die auf Kompensationsmaßnah- 
men beruht, kann dabei nur ein Etappenziel sein 
(Kap. 3.3.1). 

> Luftreinhaltung und Klimaschutz integrieren: Luft- 
verschmutzung in Städten ist eng verknüpft mit der 
Energienutzung. Es bestehen erhebliche Synergien 
zwischen Politiken zur Luftreinhaltung in Städten 
und Strategien zum Klimaschutz (Kasten 4.5-4). 
Diese sollten genutzt werden. 

> Informelle Siedlungen - Chancen erneuerbarer 
Systeme nutzen: Der Zugang zu Elektrizität, saube- 
ren Brennstoffen sowie modernen Geräten zum 
Kochen für alle Menschen sollte mit hoher Priorität 
verfolgt werden. In informellen Siedlungen geht es 
vielfach darum, Hindernisse für einen formalen 
Zugang zu netzgebundener Elektrizität zu beseiti- 
gen. Netzunabhängige erneuerbare Energiequellen 
bieten ein erhebliches Potenzial für einen schnellen 
Ausbau der Elektrizitätsversorgung für städtische 
Armutsgruppen in informellen Stadtquartieren 
(GNESD, 2014; Singh et al„ 2014). 

> Neu entstehende Städte perspektivisch nur noch 
emissionsfrei planen: Neu entstehende Städte bzw. 
Stadtquartiere bieten die Chance einer integrierten 
Planung von baulich-räumlicher Gestalt, Transport- 
infrastrukturen und Energiesystemen. Es können 
erhebliche Effizienzpotenziale genutzt werden, etwa 
bei der Integration von Ressourcenströmen (Wasser, 
Abfall, Energie), die z.B. Energiekaskaden oder Wär- 
merückgewinnung erlaubt (Grübler et al., 2012). 
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9.3. 1.2 

Mobilität und Verkehr: Dominanz des 
motorisierten Individualverkehrs überwinden 

Die Begrenzung des Klimawandels erfordert eine voll- 
ständige Dekarbonisierung der Energie- und Verkehrs- 
systeme (Kap. 2.3.3. 1). Die Umgestaltung der urbanen 
Verkehrssysteme ist zudem Kernelement einer inklusi- 
ven Stadtentwicklung (Kap. 4.2.2; Tab. 9.3-1). 

Herausforderungen 

Die größte Herausforderung im Mobilitäts- und Ver- 
kehrssektor in Städten ist die Dominanz des motori- 
sierten Individualverkehrs. Dieses Modell hat wesent- 
lich zu einer selbstverstärkenden Krise geführt. Staus 
aufgrund steigenden Autoverkehrs begegnete man 
zumeist mit Ausbau des Straßennetzes, was zu weite- 
rem Verkehrsaufkommen, mehr Staus, Luftverschmut- 
zung und Lärmbelastung führte. Die Abkehr vom lange 
gültigen Leitbild der autogerechten Stadt ist nicht nur 
notwendig, um die Umweltbelastung in Städten und 
urbane Treibhausgasemissionen zu reduzieren. Es stellt 
gleichzeitig eine Chance dar, um über Städte hinaus das 
gesamte Verkehrssystem zu transformieren. In Städten 
ist es aufgrund der hohen Bevölkerungsdichte am ein- 
fachsten, Verkehrsstrukturen zu entwickeln, die ohne 
oder mit reduziertem motorisierten Individualver- 
kehr auskommen. Städter ohne eigenes Auto werden 
dann auch jenseits der Stadtgrenzen auf Bus und Bahn 
zurückgreifen. Je größer der Anteil der städtischen 
Bevölkerung, die kein eigenes Automobil mehr nutzt, 
desto größer die Nachfrage nach öffentlichen Verkehrs- 
angeboten außerhalb urbaner Zentren. Städte können 
also als wichtiger Hebel dienen, um das Verkehrssystem 
über die eigenen Grenzen hinaus zu transformieren. 

Die Folgen des aktuellen autozentrierten Entwick- 
lungsmodells sind enorm hohe Kosten durch luftver- 
schmutzungsbedingte Erkrankungen, Verluste an Pro- 
duktivität und verschwendete Treibstoffe (Kap. 4.2.2). 
Städtische Armutsgruppen sind dabei überproportional 
negativ betroffen. Während sie am stärksten unter den 
Folgen motorisierten Individualverkehrs leiden - da sie 
vielfach entlang lauter, abgasbelasteter Ausfallstraßen 
wohnen - profitieren sie am wenigsten von dessen Vor- 
teilen. Da zudem nur die wenigsten ein Auto besitzen, 
sind sie am stärksten auf leistungsfähige öffentliche 
Nahverkehrssysteme und nicht motorisierte Mobilität 
angewiesen, deren Ausbau vielerorts zugunsten des 
motorisierten Individualverkehrs zurückgestellt wurde. 

Kaum ein Element der urbanen Mobilität ist so 
ineffizient wie der motorisierte Individualverkehr. 
Automobile werden nur etwa 4% ihrer Lebenszeit 
bewegt und einen bedeutenden Teil dieser Zeit ver- 
bringen Autofahrer im Stau oder mit der Parkplatzsu- 
che (New Climate Economy, 2014:14). Dennoch gibt 


es einen globalen Trend einer zunehmenden Motori- 
sierung mit einer erwarteten Verdopplung von derzeit 
1 Mrd. auf 2 Mrd. privater Fahrzeuge bis 2030 (New 
Climate Economy, 2014: 14). Gleichzeitig aber befin- 
det sich Mobilität insbesondere in zahlreichen Städten 
in Industrieländern im Umbruch: die kontinuierliche 
Steigerung des motorisierten Verkehrsaufkommens ist 
in vielen Fällen an ihre Grenzen geraten. Stattdessen 
gibt es in einer wachsenden Zahl von Städten eine Stei- 
gerung der Fahrradnutzung und der Zahl der Fußgän- 
ger, eine zunehmende Bedeutung von Carsharing oder 
Mieträdern sowie multimodales Reisen unter Verwen- 
dung von Smartphones (Kap. 4.2.2; Abb. 4.2-1). Dies 
sind zentrale Elemente für einen transformativen Wan- 
del der urbanen Mobilität in Richtung Nachhaltigkeit. 
Dabei wird Elektromobilität zwar die Luftverschmut- 
zung in Städten deutlich senken helfen. Der immense 
Ressourcen- und Flächenverbrauch des Systems Auto, 
inklusive Stau- und Parkplatzproblemen sowie Lärm- 
belastung durch Rollgeräusche, wird aber nicht gelöst. 

Ziele 

Das international vereinbarte Ziel für nachhaltige Ent- 
wicklung (SDG Nr. 11) „Städte und Siedlungen inklusiv, 
sicher, widerstandsfähig und nachhaltig machen" gibt 
einen Rahmen für alle relevanten Akteure vor. Eines 
der Unterziele ist, bis 2030 den Zugang zu erschwing- 
lichen und nachhaltigen Transportsystemen für alle 
sicherzustellen, insbesondere durch die Förderung von 
ÖPNV (Tab. 9.3-1). Dabei sollten besonders die Bedürf- 
nisse vulnerabler Gruppen („Frauen, Kinder, Menschen 
mit Behinderung und ältere Menschen") berücksich- 
tigt werden. Neuere Untersuchungen zeigen zudem, 
dass die 724 größten Städte der Welt bis 2030 die glo- 
balen THG-Emissionen um jährlich bis zu 1,5 Mrd. t 
C0 2 eq, hauptsächlich durch transformativen Wandel 
des Transportsektors, senken könnten (New Climate 
Economy, 2014:3). 

Kernempfehlungen 

Planer und Entscheidungsträger sind vielerorts noch zu 
sehr dem Paradigma einer autogerechten Stadt verhaf- 
tet, so dass der Ausbau nachhaltiger urbaner Transport- 
systeme dem motorisierten Individualverkehr unterge- 
ordnet wird. Hier braucht es eine Verschiebung hin zu 
ÖPNV, Rad- und Fußmobilität (Tab. 9.3-1). 

> Verkehrs- und urbane Flächennutzungsplanung inte- 
grieren: Die in vielen Teilen der Erde bisher vernach- 
lässigte Integration von urbaner Verkehrs- mit urba- 
ner Flächennutzungsplanung ist eine international 
anerkannte, zentrale und universelle Erfolgsbedin- 
gung für eine nachhaltige Stadtentwicklung 
(Kap. 4.2.2). Mit dem Anspruch einer solchen Inte- 
gration geht ein Paradigmenwechsel einher, bei dem 
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sich das Verständnis der Planer von bloßen Infra- 
strukturentwicklern zu Förderern städtischer Mobi- 
lität erweitert. Dabei ist es aus Sicht des WBGU 
wichtig, Verkehr und Transport als Mittel zur Ermög- 
lichung urbaner Mobilität und nicht als Ziel per se zu 
sehen. Es sollte also die Erreichbarkeit priorisiert 
werden und nicht der Transport selbst. In Städten 
mit guter Erreichbarkeit (accessible cities) liegen 
nicht nur bestimmte Orte (Arbeit, Wohnen usw.) nah 
beieinander, diese Städte sind auch fußgänger- 
freundlich und verfügen über sichere Radwege 
sowie erschwingliche und qualitativ hochwertige 
öffentliche, klimaverträgliche und allen sozialen 
Gruppen zugängliche Transportmöglichkeiten. Dies 
sind Städte, in denen die gesamte Stadtbevölkerung 
von einer guten Erreichbarkeit profitiert. Stadtpla- 
nung, die dem Recht auf Grundversorgung mit 
Mobilität besonders auch für die wirtschaftlich 
benachteiligte Stadtbevölkerung gerecht wird, ist 
zentral für eine sozial inklusive Stadtentwicklung. 
Dabei darf Verkehrsplanung keinesfalls isoliert 
betrachtet werden, sondern muss im Sinne nachhal- 
tiger Stadtentwicklung die Förderung von ÖPNV, 
Rad- und Fußmobilität (transit-oriented develop- 
ment) ins Zentrum stadtplanerischer Überlegungen 
rücken. Die Entwicklungszusammenarbeit sollte 
sozial inklusive Stadtentwicklung auf Basis integ- 
rierter Stadt- und Verkehrsplanung unterstützen. 

> Stadt mit sozial inklusiver und umweltfreundlicher 
Erreichbarkeit fördern: Konkret sollten der Ausbau 
des ÖPNV, die Schaffung eigener Räume für nicht 
motorisierte Mobilität (dichte Fahrradwegnetze, 
Fußgängerzonen) und Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Straßenverkehrssicherheit im Vordergrund 
stehen (Tab. 9.3-1). Gleichzeitig ist eine stärkere 
Regulation des motorisierten Individualverkehrs 
durch Parkraumbewirtschaftung, City Maut und 
Tempo-30-Zonen sowie die Eindämmung von Ver- 
kehr mit hoher Luftverschmutzung durch die Ver- 
besserung von Fahrzeugstandards und den Einsatz 
ökonomischer Instrumente (Steuern, Gebühren) 
erforderlich (Kap. 4.2.2). Über diese Ansätze hin- 
ausgehend empfiehlt der WBGU die Schaffung von 
Experimentierräumen für Stadtteile, in denen nicht 
motorisierter individueller Mobilität und öffentli- 
chem Personennahverkehr uneingeschränkt Vorrang 
eingeräumt wird (in Innenstadtbereichen, wie etwa 
innerhalb des Berliner S-Bahn-Rings). Das Ziel sollte 
sein, die Vision einer Stadt der leichten und sozial 
inklusiven sowie umweltfreundlichen Erreichbarkeit 
robust in der Stadtentwicklungspolitik zu verankern. 
Entwicklungs- und Schwellenländer haben die Mög- 
lichkeit, beim Aufbau öffentlicher Verkehrssysteme 
durch das Überspringen technologischer Entwick- 


lungsstufen die Fehler der Industrieländer zu ver- 
meiden und keine negativen Spiralen mit immer grö- 
ßeren Staus in Gang zu setzen. Insgesamt müssen für 
nachhaltige Mobilität in den nächsten Jahren vor 
allem in Mittelstädten noch enorme Infrastruktur- 
investitionen geleistet werden. 

9.3.1.3 

Baulich-räumliche Gestalt von Städten, Nach- 
haltigkeit und Anpassungsfähigkeit verbinden 

Die baulich-räumliche Gestalt von Städten (urban form) 
hat einen erheblichen Einfluss auf viele Aspekte der 
Transformation zur Nachhaltigkeit, etwa auf Klima- 
schutz und Anpassung an den Klimawandel, Verkehr 
und Mobilität, den Zugang zu adäquatem Wohnraum 
und öffentlichen Räumen, und sie prägt die Ortsbin- 
dung und Identität der Stadtbevölkerung (Kap. 4.2.3; 
Tab. 9.3-1). 

Herausforderungen 

In den kommenden Dekaden kommt es darauf an, 
beim Aufbau neu entstehender Städte bzw. Stadtquar- 
tiere eine nachhaltige baulich-räumliche Gestalt a pri- 
ori sicherzustellen und so unerwünschte Pfadabhängig- 
keiten zu vermeiden. Derzeit weist die baulich-räumli- 
che Gestalt von Städten eine hohe Persistenz auf, da 
die Lebensdauer kapitalintensiver Gebäude und Infra- 
strukturen in der Regel auf viele Jahrzehnte ausgelegt 
ist. Weil ein bedeutender Teil des globalen Urbanisie- 
rungsprozesses sich als neu entstehende Städte bzw. 
neu entstehende Stadtquartiere ausprägt (Kap. 7.2), 
sieht der WBGU darin eine der zentralen Gestaltungs- 
aufgaben für Planer und alle an der urbanen Transfor- 
mation zur Nachhaltigkeit beteiligten Akteure. 

Weitaus aufwändiger und von der möglichen Ein- 
griffstiefe begrenzter ist die Veränderung der Struktur 
bereits bestehender Städte bzw. Stadtquartiere. Aber 
auch ihre baulich-räumliche Gestalt lässt sich so umge- 
stalten, dass sie den Anforderungen nachhaltiger Stadt- 
entwicklung stärker gerecht wird. Hier sind vor allem 
die Nach Verdichtung und die energetische Stadterneu- 
erung von Städten Optionen. Dabei müssen für mono- 
zentrische und polyzentrische Stadtstrukturen jeweils 
adäquate Anpassungsstrategien entwickelt werden. 

Städte befinden sich ständig in Veränderung, aber es 
gibt Entwicklungsdynamiken, auf die sich Städte nach 
dem Vorsorgeprinzip einstellen sollten. Dies betrifft 
zum einen schleichende Änderungen wie z.B. Klima- 
wandel oder Schrumpfungsprozesse. Zum anderen 
können Städte plötzlichen Dynamiken, wie z.B. Natur- 
katastrophen oder krisenbedingte große Fluchtbewe- 
gungen, ausgesetzt sein, auf deren Bewältigung sie nur 
unzureichend eingestellt sind. 
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Ziele 

Die baulich-räumliche Gestalt von Städten bestimmt 
ihren Energieverbrauch und die C0 2 -Emissionen sowie 
Lebensqualität und Gesundheit der urbanen Bevöl- 
kerung. Dabei kann es Zielkonflikte geben, etwa zwi- 
schen hoher Verdichtung und zu wenigen Frei- bzw. 
Grünräumen. Die Quartiere sollten zudem lokale Ein- 
kommensmöglichkeiten bieten, ein öffentliches Leben 
der Stadtbevölkerung ermöglichen, fahrrad- und fuß- 
gängerfreundlich sowie für alle Einkommensgruppen 
erschwinglich sein. Die von UN-Habitat veröffentlich- 
ten fünf Prinzipien einer „New Strategy of Sustaina- 
ble Neighbourhood Planning" (2015a) und die „Inter- 
national Guidelines on Urban and Territorial Planning" 
(2015b) können dabei als erste Ideengrundlage zur 
Entwicklung kompakterer Stadtquartiere dienen. 

Bei ihrer Planung sollten Synergien mit den anderen 
transformativen Handlungsfeldern (Kap. 4.6) genutzt 
werden. Die Stadtgestalt steht vor allem in starker 
Abhängigkeit zur städtischen Infrastruktur; z.B. gibt 
es enge Zusammenhänge zwischen der baulich-räum- 
lichen Gestalt von Städten, der Mobilitätsinfrastruktur, 
der Verkehrsnachfrage sowie der gefahrenen Kilome- 
ter. Voraussetzung für die Planung kompakter Quar- 
tiere und Städte ist eine transformative Flächennut- 
zungsgestaltung. Zur Sicherung von Möglichkeits- und 
Experimentierräumen sowie für die politische Teilhabe 
der Stadtbevölkerung sollten Städte öffentliche, halb- 
öffentliche und gemeinschaftliche Räume bereithalten. 
Um dies zu gewährleisten, sollten hinreichend städti- 
sche Räume im öffentlichen oder gemeinschaftlichen 
Eigentum sein (Kap. 4.3.3). 

Kernempfehlungen 

Der WBGU unterstützt die Forderungen nach lokal 
angepassten, adäquaten Designstrategien zur klimage- 
rechten Stadt- und Quartiersplanung, bei der neben 
dem jeweiligen geographischen und kulturellen Kon- 
text auch technische Möglichkeiten der Umsetzung und 
Instandhaltung beachtet werden müssen. Dabei bedarf 
es zudem geeigneter Governance-Strukturen und 
Finanzierungsmechanismen (Kap. 8). Beispielsweise 
sollten Regelungen geschaffen werden, die zur Anwen- 
dung von Strategien der passiven Energieeinsparung 
im Bausektor verpflichten sowie Anreizsysteme für 
Planer und Investoren zur Umsetzung aktiver Energie- 
einsparungsstrategien. Es sollte zudem eine lokal ange- 
passte, adäquate Qualitätssicherung zur Nachhaltigkeit 
im Städtebau gefördert werden. Dies kann zum einen 
die Energieeffizienz von Stadtquartieren erhöhen. Zum 
anderen kann z.B. eine Gestaltung von Außenräumen, 
die sich am Maßstab und den Bedürfnissen der Bewoh- 
nerinnen (nach Sicherheit, Erholung usw.) orientiert, 
die soziale Interaktionen fördern und die Lebensqualität 


in den Stadtquartieren steigern. 

Um auf schwer vorhersehbare Dynamiken wie z.B. 
große Fluchtbewegungen, Naturkatastrophen oder Kli- 
maänderungen besser reagieren zu können, sollte die 
Integration von flexiblen bzw. transitorischen Konzep- 
ten in Architektur und Städtebau stärker beachtet wer- 
den. Dies gilt vor allem für Städte mit risikoexponierter 
Lage (z.B. Städte mit besonderen Sturm- und Flutrisi- 
ken) oder Städte in Reichweite politischer Krisenherde 
oder Kriegsgebiete. Zudem können bei höherer Flexi- 
bilität neue Erkenntnisse oder technische Neuerungen 
der städtischen Infrastruktur leichter integriert werden. 

9.3.1.4 

Anpassung an den Klimawandel in die 
Stadtentwicklung integrieren 

Der Klimawandel wird tiefgreifende Auswirkungen auf 
ein breites Spektrum städtischer Funktionen, Infra- 
strukturen und Dienstleistungen haben und kann 
bestehende Probleme verstärken (Kap. 2. 3. 4. 4, 4.2.4). 
Die Auswirkungen des Klimawandels in Städten hän- 
gen von ihrer geographischen Lage, der Robustheit 
ihrer Infrastrukturen, der Vulnerabilität der Bevölke- 
rung und einer erfolgreichen Anpassung sowie Katas- 
trophenvorsorge ab. 

Herausforderungen 

Der Klimawandel wird zunehmend Auswirkungen auf 
die Lebensbedingungen der Stadtbevölkerung haben. 
Dabei geht es um direkte Effekte wie Temperatur- 
extreme, Dürren oder Überschwemmungen sowie 
um indirekte Effekte, etwa klimabedingte Änderun- 
gen der Nahrungsmittelverfügbarkeit in den Städten 
oder Auswirkungen auf die Wasser- oder Elektrizitäts- 
systeme. Der globale Klimawandel interagiert dabei 
mit klimatischen Besonderheiten der Städte (Rosen- 
zweig et al., 2011). Ein Beispiel ist der städtische Hitze- 
inseleffekt: Beton und andere Baumaterialien absorbie- 
ren Wärme, und durch die Beseitigung von Vegetation 
sowie die Versiegelung von Flächen nimmt die Ver- 
dunstung und ihre kühlende Wirkung ab. 

Man schätzt, dass sich durch einen Meeresspiegel- 
anstieg von einem halben Meter die Zahl der gefährde- 
ten Menschen mehr als verdreifachen und der Umfang 
der gefährdeten Vermögenswerte (z.B. Hafen- oder 
Industrieanlagen) verzehnfachen könnten (Hanson et 
al., 2011; Revi et al., 2014a: 19). Laut diesen Studien 
zählen Mumbai, Guangzhou, Shanghai, Miami, Ho-Chi- 
Minh-Stadt, Kolkata, New York, Osaka-Kobe, Alexan- 
dria, Tokyo, Tianjin, Bangkok, Dhaka und Hai Phong in 
Bezug auf Menschen und Vermögenswerte zu den am 
meisten gefährdeten Städten. 
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Ziele 

Die Risiken des Klimawandels für Stadtgesellschaf- 
ten sollten gemindert und die Anpassung an Klimaän- 
derungen sowie die Resilienz gegenüber Klimarisiken 
verbessert werden. Stadtregierungen und Stadtgesell- 
schaften sollten Katastrophenvorsorgestrategien ent- 
wickeln, bei Infrastrukturinvestitionen Klimaände- 
rungen berücksichtigen sowie Strategien für die Inte- 
gration von Klimaschutz und Anpassung in langfris- 
tige Planungen erarbeiten. Die Kosten können dabei 
erheblich sein; so werden etwa die Anpassungskos- 
ten für städtische Wasser- und Sanitärversorgungssys- 
teme allein für Afrika südlich der Sahara auf 2,7 Mrd. 
US-$ jährlich geschätzt (ohne die Kosten der Instand- 
setzung der heutigen Infrastruktur; Revi et al., 2014a). 
Anpassung an den Klimawandel ist ein iterativer Lern- 
prozess, der über inkrementelle bis hin zu einschnei- 
denden Maßnahmen (z. B. Umsiedlungen, Rückzug aus 
vormals besiedelten Gebieten) als Querschnittsthema in 
die Stadtplanung einbezogen werden sollte. 

Kernempfehlungen 

> Resiliente Infrastrukturen aufbauen: Im Zentrum 
einer erfolgreichen urbanen Anpassungspolitik ste- 
hen die Kommunen, weil die Anpassung von Städten 
wesentlich von der Integration in lokale Investitio- 
nen, Politiken und dem gesetzgeberischen Rahmen 
abhängt. Abhängig von der geographischen Lage 
sollten Städte ihre Infrastrukturen an zu erwartende 
Klimarisiken anpassen. Bei einer zu erwartenden 
Erhöhung von Starkniederschlägen wäre dies z.B. 
eine Erweiterung der Ableitungskapazitäten, in 
Überflutungsgebieten die Ausweisung von Flächen, 
die nicht besiedelt werden dürfen, oder eine Bevor- 
zugung redundanter Infrastruktursysteme. 

> Fähigkeiten vulnerabler Gruppen zum Umgang mit 
Klimaänderungen stärken: Ein zentraler Baustein zur 
Anpassung an Klimaänderungen ist die Stärkung der 
Fähigkeit insbesondere vulnerabler Gruppen in Ent- 
wicklungs- und Schwellenländern, Krisen und neue 
Herausforderungen durch den Klimawandel zu 
bewältigen. Im Kern handelt es sich hier um urbane 
Armutsbekämpfung, Sicherung des Zugangs zu 
Basisdienstleistungen, Stärkung von Selbst- 
organisation und Teilhabe an Entscheidungsprozes- 
sen sowie Ernährungssicherheit. 

> Katastrophenvorsorge stärken: Im Rahmen von 
Urban Risk Governance bzw. von Katastrophenvor- 
sorge kann die Fähigkeit von Städten mit Klimarisi- 
ken umzugehen deutlich verbessert werden. Kon- 
krete Handlungsfelder sind z.B. der Schutz ver- 
wundbarer Bevölkerungsgruppen durch Schaffung 
von Wohnraum in geschützteren Lagen, eine verbes- 
serte integrierte Landnutzungsplanung oder geän- 


derte Bauvorschriften, die zu hochwassersicheren 
Strukturen führen (Revi et al., 2014a). Schulungen 
der Bevölkerung und Stärkung von Rettungsdiens- 
ten für den Katastrophenfall sind weitere Bausteine 
zur Stärkung der Krisenbewältigungskapazitäten. 

> Wissenschaftliche Erkenntnisse in Entscheidungspro- 
zesse integrieren: Entscheidend für das urbane 
Klimarisikomanagement und den Umgang mit 
schleichenden Klimaänderungen in Städten ist auch 
die Berücksichtigung wissenschaftlicher Expertise 
bei Entscheidungsprozessen, wobei Wissenschaftler, 
Entscheidungsträger und vulnerable Bevölkerungs- 
gruppen beteiligt sein sollten (Revi et al., 2014a). 
Maßnahmen der Anpassung sollten nicht nur auf 
Erfahrungswerte der Vergangenheit reagieren, son- 
dern müssen zukünftig eintretende Ereignisse und 
Änderungen antizipieren. Das Wissen über diese 
zukünftigen, klimawandelbedingten Änderungen ist 
jedoch begrenzt und mit inhärenten Unsicherheiten 
verbunden. 

> Planung und Datenverfügbarkeit verbessern: Zudem 
besteht Bedarf nach einer Reform der Hochschulcur- 
ricula vor allem für Stadtplaner mit dem Ziel, Klima- 
schutz und Anpassung an Klimafolgen in Städten 
mehr Gewicht zu geben (Revi et al., 2014a: 585). Die 
mangelnde Verfügbarkeit valider und vergleichbarer 
Daten als Basis für stadtplanerische Entscheidungen 
(etwa über lokale Klimaänderungen) sowie fehlende 
Monitoring- und Evaluierungssysteme, insbeson- 
dere in Entwicklungsländern, sind ein weiterer viel- 
fach geäußerter Mangel (UKAID und DFID, 2012; 
Kap. 2.6). 

9.3. 1.5 

Armut und sozioökonomische Disparitäten in 
Städten abbauen 

Die Überwindung extremer Armut und großer sozio- 
ökonomischer Disparitäten in Städten ist eine der zent- 
ralen Herausforderungen einer nachhaltigen, inklusiven 
Urbanisierung (Kap. 4.2.5; Revi und Rosenzweig, 2013; 
UNEP, 2012a; UKAID und DFID, 2012; LSE Cities, 
2009). Dabei ist die sozioökonomische Ungleichheit 
in großen Städten oft besonders ausgeprägt und bildet 
sich meist in einer deutlichen sozialräumlichen Frag- 
mentierung mit armen und reichen Stadtvierteln ab 
(OECD, 20 15a: 94). 

Herausforderungen 

Heute lebt rund ein Viertel der Weltbevölkerung in 
informellen Siedlungen (ohne formale Wohnnutzungs- 
bzw. Eigentumsrechte), in denen Menschen inadäqua- 
ten Wohnverhältnissen ausgesetzt sind. Die internati- 
onalen Entwicklungsinstitutionen sprechen insbeson- 
dere in Bezug auf eine defizitäre Wohnsituation von 
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Slums (UN-Habitat, 2003). Derzeit leben in Afrika 
südlich der Sahara über 60% der Stadtbevölkerung in 
Slums, in Asien etwa 30%. Allein in China (180 Mio.) 
und Indien (104 Mio.) leben mehr als 280 Mio. Men- 
schen in Slums (UN-Habitat, 2013a). Zwar hat sich der 
relative Anteil der Slumbevölkerung in Städten verrin- 
gert (von 39% in 2000 auf 32% in 2010), ihre absolute 
Zahl stieg aber um über 100 Mio. Menschen an (von 
760 Mio. in 2000 auf 863 Mio. in 2010; UN-Habitat, 
2013a). Rund 750 Mio. Stadtbewohner (2012) haben 
keinen Zugang zu angemessener sanitärer Versorgung, 
und 150 Mio. Stadtbewohner (2012) haben keinen 
Zugang zu verbesserter Trinkwasserversorgung (WHO 
und UNICEF, 2014). 

Die Lösung dieser Probleme wird durch die wach- 
senden sozioökonomischen Disparitäten (Kasten 2.1-6) 
in vielen Städten der Erde zusätzlich erschwert. 
Dabei sind steigende Einkommensdisparitäten selbst 
in den großen Agglomerationen der OECD-Länder 
(OECD, 20 15a: 93) oder in Ländern zu beobachten, wo 
es Erfolge in der Umsetzung der MDGs gegeben hat. Die 
Vorstellung von wirtschaftlichem Wachstum, das mit- 
tels Durchsickereffekten automatisch auch die ärmeren 
urbanen Gruppen erreicht, hat sich empirisch als nicht 
zutreffend erwiesen. Trotz großer Wachstumsdynamik 
nimmt die sozioökonomische Polarisierung (drastische 
Unterschiede bei Einkommen, Beschäftigungsmöglich- 
keiten, Zugang zu öffentlichen Gütern und Dienstleis- 
tungen) zu und die Chancen für urbane Prosperität und 
Stabilität nehmen ab (UN-Habitat, 2013a:87f.). Vor 
diesem Hintergrund gewannen die Gerechtigkeitsfrage 
und das Konzept inklusiven Wachstums in der inter- 
nationalen Entwicklungsdebatte an Bedeutung. Dabei 
gelten die Minderung von Armut und sozioökonomi- 
schen Disparitäten als Schlüsselelemente für eine wirt- 
schaftlich erfolgreiche Stadtentwicklung. Sozial ausge- 
glichenere Städte gelten als die erfolgreicheren Städte 
(„more equal cities are more prosperous cities"; UN- 
Habitat, 2013a: 86). 

Ziele 

Der Abbau von Armut und sozioökonomischen Dispa- 
ritäten in Städten sollte zu einem zentralen Ziel urba- 
ner Politik werden. Dieser Herausforderung wird in der 
Regel durch wohlfahrtsstaatliche Programme begeg- 
net, wie z.B. verbesserte Systeme der sozialen Siche- 
rung. Allerdings ist es zunehmend deutlich gewor- 
den, dass über Dysfunktionen der Verteilung hinaus 
strukturelle Barrieren existieren, die Diskriminierung 
und Ausschluss verstetigen (UN-Habitat, 2013a: 89). 
Soziale Inklusion beinhaltet daher die Beseitigung von 
Barrieren, die den Zugang zu Waren, Dienstleistun- 
gen sowie Entwicklungs- und Entfaltungsmöglichkei- 
ten behindern. Konkret sollten überproportionale Ein- 


kommenszuwächse gerade für untere Einkommens- 
gruppen sichergestellt und die Lebensqualität in infor- 
mellen Siedlungen verbessert werden (Tab. 9.3-1). An 
dieser Stelle sind handlungs- und durchsetzungsfähige 
Regierungen auf lokaler und nationaler Ebene gefragt, 
die z.B. das Recht auf angemessene Wohnverhältnisse 
durchsetzen (Tab. 9.4-1). 

Bei der Bekämpfung von Einkommens- und Vermö- 
gensungleichheit sind vor allem auch Nationalstaaten 
gefordert: Sie müssen durch eine an Verteilungsge- 
rechtigkeit ausgerichtete Steuer- und Wirtschaftspo- 
litik sicherstellen, dass vor allem die sozial schwäche- 
ren Bevölkerungsschichten vom Wirtschaftswachstum 
profitieren. Inklusives Wachstum ist eine der Grundla- 
gen, um Ungleichheit zu begrenzen und zurückzudrän- 
gen (Tab. 9.4-1). Zwar können sich Städte den sozio- 
ökonomischen Strukturen nicht entziehen, die durch 
das nationale wirtschaftliche und politische System 
vorgegeben sind, aber sie können ihre Kompetenzen 
und Ressourcen dafür nutzen, sich in eine Richtung 
zu entwickeln, in der öffentliche Dienstleistungen und 
Infrastrukturen zu Kristallisationspunkten für bessere 
Lebensbedingungen werden (LSE Cities et al., 2013). 

Kernempfehlungen 

Stadtregierungen sollten aus Sicht des WBGU sicher- 
stellen, dass neben den bisherigen zentralen Akteuren 
(nationale Regierungen, private Investoren, internatio- 
nale Durchführungsorganisationen und NRO) auch die 
weniger organisierte Zivilgesellschaft adäquate Chan- 
cen bekommt, die Stadtentwicklung und Verbesserung 
ihrer Lebensbedingungen mitzugestalten. Zu oft sind 
es vor allem große und etablierte Nichtregierungsor- 
ganisationen, die aktiv an Stadtentwicklungsprozes- 
sen beteiligt werden; diese repräsentieren jedoch in der 
Regel eher besser gestellte und höher gebildete Grup- 
pen (Huchzermeyer, 2009). Hingegen werden z.B. in 
informellen Siedlungen lebende Menschen oder Mig- 
ranten selten beteiligt. Lokalregierungen sollten auch 
dafür sorgen, dass urbane Armutsgruppen Zugang 
zu Basisinfrastrukturen und -dienstleistungen erhal- 
ten. Insgesamt wird sich wirtschaftliche Entwicklung 
nur dann positiv auf die Lebensbedingungen urba- 
ner Armutsgruppen auswirken können, wenn auch 
die Bedeutung der informellen Wirtschaft anerkannt 
und deren Entwicklungspotenziale (z.B. in der infor- 
mellen Ausbildung, Kleinunternehmertum) adäquat 
berücksichtigt werden. Zudem bedarf es Investitio- 
nen in Strategien für eine verbesserte Resilienz gegen- 
über Naturkatastrophen, Wetterextremen und ande- 
rer Klimarisiken, von denen Armutsgruppen besonders 
häufig betroffen sind (Revi und Rosenzweig, 2013). 
Einige Städte und nationale Regierungen haben bereits 
begonnen die Gerechtigkeitsfrage auf die Agenda ihrer 
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Stadtentwicklungspolitik zu setzen, da sie diese als ein 
grundlegendes Element für Wohlstand ansehen (UN- 
Habitat, 2013a: 92). 

Übergreifend ist aus Sicht des WBGU ein Paradig- 
menwechsel mit Blick auf die Verankerung des The- 
mas Urbanisierung in der internationalen Zusammen- 
arbeit, insbesondere zur Verbesserung der Lebensbe- 
dingungen der heutigen und künftigen Slumbevölke- 
rung, erforderlich. Dazu braucht es eine Bündelung, 
Beschleunigung und erhebliche Aufskalierung aller 
politischen, ökonomischen, sozialen, planerischen und 
wissenschaftlichen Aktivitäten, die sich mit nachhalti- 
ger Stadtentwicklung befassen. Der WBGU plädiert für 
eine globale Initiative von UN-Habitat, UNDP, UNEP 
und Weltbank für die erwarteten 1-2 Mrd. Menschen, 
die bis 2050 zusätzlich in nicht adäquaten Wohnver- 
hältnissen leben könnten. 

Um zu verhindern, dass die Anzahl Menschen, 
die in inadäquaten Wohnverhältnissen leben, sich 
verdoppelt oder verdreifacht ist ein fundamentaler 
Perspektivwechsel notwendig, der nicht die Symptome 
bekämpft, sondern die Ursachen der Entstehung infor- 
meller Siedlungen mit nicht adäquaten Wohnverhält- 
nissen in den Fokus nimmt. Eine zunehmende Konzen- 
tration von Vermögen und Landbesitz steht im Wider- 
spruch zu gerechten Entwicklungschancen. Die Frage 
eines gerechten Zugangs zu Einkommens- und Ent- 
wicklungsmöglichkeiten für alle Menschen ist auch für 
die Entwicklung der Städte zentral. Die konventionelle 
Urbanisierung hat finanzielle, personelle und kreative 
Ressourcen insbesondere in die Quartiersentwicklung 
der oberen 1-20 % der Weltbevölkerung gelenkt. Hier 
ist eine neue Prioritätensetzung notwendig, wenn ver- 
hindert werden soll, dass 2050 3 Mrd. Menschen in 
inakzeptablen, lebensfeindlichen, informellen Quar- 
tieren leben. Insbesondere gilt es, relevante urbane 
Akteure wie Stadtregierungen, Architekten, Stadtpla- 
ner, Investoren, Entwicklungsbanken und zivilgesell- 
schaftliche urbane Akteure für die Stärkung und Ent- 
wicklung informeller, oft prekärer Stadtquartiere zu 
gewinnen, umfassende öffentliche und private finan- 
zielle Ressourcen zu mobilisieren. Raumplaner und 
Architekten auf die Transformationserfordernisse ein- 
zustellen, Ausbildungssysteme in diese Richtung zu 
reformieren und auch die notwendigen wissenschaft- 
lichen Kapazitäten zu stärken, um die Lebensqualität 
urbaner Armutsgruppen zu verbessern. Dabei sollten 
auch informelle Organisationsformen berücksichtigt 
werden. Stadtgesellschaften sollten dies als zentrale 
Zukunftsaufgabe annehmen und lokal die entspre- 
chenden Voraussetzungen schaffen. 

Im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit 
kann Deutschland, neben der Förderung inklusiver 
Wachstumsstrategien, einen wichtigen Beitrag zur Ver- 


besserung der Lebensbedingungen speziell der armen 
Bevölkerung in Städten in Entwicklungs- und Schwel- 
lenländern leisten. Dies stellt bereits einen Schwer- 
punkt des Sektorkonzepts zur nachhaltigen Stadtent- 
wicklung des BMZ dar. Zentrale Handlungsfelder bilden 
die Stärkung der kommunalen Wirtschaftsentwicklung, 
die Verbesserung der lokalen Anpassung an den Klima- 
wandel und eine stärkere Verflechtung zwischen Städ- 
ten und ihrem Umland. Darüber hinaus werden Lokal- 
verwaltungen und Entscheidungsträger bei der partizi- 
patorischen Planung und Umsetzung von Investitionen 
beispielsweise in städtische Basisinfrastruktur zur Ver- 
besserung der Lebensbedingungen der armen Bevölke- 
rung unterstützt (z.B. Cities Development Initiative for 
Asia). Im Hinblick auf die wachsende demographische 
und ökonomische Dynamik in Klein- und Mittelstädten 
und im Sinne transformativer Planung wäre vor allem 
ein zukünftiger Fokus auf Beratung und Befähigung 
staatlicher und nicht staatlicher lokaler Akteure in par- 
tizipatorischer Entwicklungsplanung in diesen Städten 
wichtig. 

Die Umsetzung des Rechts auf angemessene Wohn- 
verhältnisse in Entwicklungs- und Schwellenländern 
sollte zum Kernbestandteil der bi- und multilateralen 
Entwicklungszusammenarbeit werden (z.B. der UN, 
der Weltbank oder bilateraler staatlicher Zusammen- 
arbeit). Angemessene Wohnverhältnisse, verbunden 
mit Zugang zu Bildungschancen, sind Grundvorausset- 
zung und Ausgangspunkt für die Schaffung von Ent- 
wicklungs- und Teilhabemöglichkeiten für die städti- 
sche Armutsbevölkerung (Tab. 9.3-1). Dazu sollte von 
der Weltbank ein Schwerpunktprogramm „Adequate 
Housing for All", zugeschnitten auf die Gruppe der am 
schnellsten wachsenden Regional- und Mittelstädte 
(medium sized cities: 1-5 Mio. Einwohner), aufgelegt 
werden. In Asien und Afrika werden in den kommen- 
den Dekaden neue Städte, städtische Quartiere und 
Stadtgesellschaften entstehen, so dass ein Zeitfenster 
zur Vermeidung unerwünschter Pfadabhängigkeiten 
besteht. 


9.3.2 

International wenig diskutierte transformative 
Handlungsfelder 

9. 3.2.1 

Urbane Flächennutzung gemeinwohlorientiert 
gestalten 

Die Nutzung urbaner Flächen wird durch verschiedene 
Faktoren und sich wechselseitig beeinflussende Raum- 
ansprüche beeinflusst. Auf engem Raum konkurrie- 
ren urbane Flächen unterschiedlicher Nutzungen mit- 
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einander (z.B. für Wohnraum, Gewerbe, Grünräume), 
häufig eingebettet in einen sehr dynamischen Boden- 
und Immobilienmarkt. Die Nutzungsformen unter- 
liegen oftmals langfristigen Pfadabhängigkeiten und 
beeinflussen den Schutz ökologischer Ressourcen, die 
Emissionsintensität von Infrastrukturen, den Zugang 
zu technischen und sozialen Infrastrukturen sowie die 
Identität und Vielfalt von Städten (Kap. 4.3). 

Herausforderung 

Obwohl Städte nur einen geringen Teil der Erdoberflä- 
che bedecken, verursacht der aktuelle Urbanisierungs- 
prozess, der sich auch auf das stadtnahe Umland aus- 
dehnt, einen hohen Flächenverbrauch. Die schnellen, 
zum Teil unregulierten Urbanisierungsprozesse, vor 
allem in Asien und Afrika, führen zur Expansion urbaner 
Flächen und Infrastrukturen, durch die Pfadabhängig- 
keiten für die nächsten Dekaden gelegt werden. Gerade 
in den schnell wachsenden Städten trifft der rasante 
Flächenzuwachs allerdings häufig auf Strukturen einer 
unzureichenden Flächennutzungsplanung sowie einer 
schwachen urbane Governance. Informelle Nutzungs- 
strukturen und Aushandlungsprozesse sowie fehlende 
Rechtssicherheit (z.B. bei informellen Besitzverhältnis- 
sen) erschweren die nachhaltige Stadtentwicklung spe- 
ziell in Entwicklungs- und Schwellenländern. In bereits 
gebauten Stadtteilen besteht die Herausforderung, wie 
bestehende Flächennutzungsstrukturen, z.B. bei Stadt- 
teilerneuerungen, energieeffizienter und lebenswerter 
gestaltet werden können. 

Ziele 

Da die Verteilung und das Management urbaner Flächen- 
nutzungen sowie die Neu- und Überplanung von Flä- 
chen die zentralen Weichenstellungen für die gesamte 
urbane Entwicklung darstellen sowie die Funktionali- 
tät und Lebensqualität einer Stadt maßgeblich und über 
einen längeren Zeitraum beeinflussen, sind sie ein ent- 
scheidender Hebel für die Große Transformation. Im 
aktuellen Urbanisierungsprozess bieten sich zahlreiche 
Gelegenheiten, in die Flächennutzung nachhaltig gestal- 
tend einzugreifen. Um negative Pfadabhängigkeiten zu 
vermeiden, sollte sich eine transformative Flächennut- 
zung dabei möglichst auf zentrale Prinzipien konzen- 
trieren, die der WBGU in der Minimierung der Flächen- 
degradation durch dezentrale Konzentration und Revi- 
talisierung, einer klima- und umweltgerechten sowie 
sozialverträglichen Nachverdichtung, Gemeinwohlorien- 
tierung sowie der Flexibilisierung und Anpassungsfähig- 
keit von Flächennutzungen sieht. Zur Umsetzung dieser 
Prinzipien müssen die Eigentumsverfassungen der Städte 
und ihre Gestaltungselemente so strukturiert werden, 
dass eine Steuerung der Flächennutzung in Richtung 
einer Transformation zur Nachhaltigkeit ermöglicht wird. 


Kernempfehlungen 

Zur Steuerung der Flächennutzung und Stärkung der 
urbanen Governance steht eine Vielzahl an Instrumen- 
ten zur Verfügung. Aufgrund der großen Diversität von 
Städten und ihrer sich unterscheidenden (national-) 
gesetzlichen, kulturellen wie auch sozioökonomischen 
Voraussetzungen, muss jede Stadtregierung sorgfäl- 
tig prüfen, welche Hebel sich vor Ort umsetzen las- 
sen. Voraussetzung der Überlegungen muss eine dem 
städtischen Gemeinwohl zuträgliche Eigentumsverfas- 
sung sein. 

> Gemeinwohlorientierung der Flächennutzung: 
Urbane Flächen sollten als Allgemeingut anerkannt 
werden und die Nutzungszuweisung von Flächen am 
Gemeinwohl ausgerichtet sein. Die Regulierung bzw. 
Zuweisung urbaner Flächen sollte nicht allein dem 
Zugriff privater Eigentümer oder administrativer 
Entscheidungsträger überlassen werden, sondern (in 
weiten Teilen) einer gemeinwohlorientierten allge- 
meinen oder gemeinschaftlichen Nutzung Vorbehal- 
ten sein, aber gleichzeitig auch öffentliches und Pri- 
vateigentum ermöglichen. Dabei sollte auf die Diver- 
sität der Eigentumsmodelle zurückgegriffen werden 
und gemeinschaftliches Eigentum neben dem priva- 
ten und öffentlichen Eigentum an Flächen gefördert 
werden. Zudem sollten nicht nachhaltige, nicht 
öffentliche und nicht die Allmende schützende pri- 
vate Flächennutzungen stark reguliert werden. 
Gemeinschaftsrechte sollten gefördert und Schutz- 
und Abwehrrechte sozialer Stadtprojekte gegenüber 
privatwirtschaftlichen Aneignungen etabliert wer- 
den. Zusätzlich sollten Stadtverwaltungen Steue- 
rungsmechanismen schaffen, die eine Ausweisung 
und Sicherung öffentlicher Räume sowie urbaner 
Gemeinschaftsflächen ermöglichen und diese einer 
marktwirtschaftlichen Verwertungslogik entziehen. 
Gewinne aus der (privatwirtschaftlichen) Stadtent- 
wicklung sollten auch gemeinwohlorientieren Stadt- 
bauprojekten zugeführt werden (z. B. über eine Soli- 
daritätsquote). 

> Korruptionsprävention: Die Vergabe und die Nut- 
zung von Flächen bieten zahlreiche Einfallstore für 
Korruption, sowohl im politischen Bereich und der 
kommunalen Verwaltung als auch bei Unternehmen 
und Privatpersonen. Das Übereinkommen der Ver- 
einten Nationen gegen Korruption ist von 178 
Nationalstaaten ratifiziert worden (Stand: Dezember 
2015), bleibt in der urbanen Praxis bislang aber von 
geringer Wirkung. Um die Korruption in der Flä- 
chennutzung wirksam einzudämmen, müssen alle 
urbanen Akteure in die Korruptionsbekämpfung 
eingebunden werden. Dies könnte durch ein 
gesamtstädtisches Integritätsmanagement in der 
Flächennutzung erfolgen. Dabei sollte z.B. die 
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Umsetzung und Durchsetzung von Flächenzuwei- 
sung und -gestaltung in die Hände unparteiischer 
Gremien, z.B. überparteilicher Expertenausschüsse, 
gelegt werden, die sowohl das Allgemein- als auch 
das Individualwohl beachten. Zudem sollte die Spe- 
kulation und Korruption im Boden- und Immobili- 
enmarkt in Städten eingedämmt werden. Es sollten 
insbesondere Transaktionsgeschäfte in diesen Berei- 
chen transparent gestaltet und der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht werden. Eigentum an Boden 
und Immobilien durch anonyme Briefkastenfirmen 
sollte verboten werden. 

> Urbane Flächenerfassung und Steuerungsinstrumente 
der Flächennutzungsgestaltung: Die Verbesserung 
der Informationsgrundlage durch die Flächenerfas- 
sung mit Hilfe von Katastern, die Registrierung der 
Eigentums- bzw. Nutzungsrechte und die Qualifizie- 
rung von Flächeninformationen und -bewertungen 
sind eine wichtige Voraussetzung für nachhaltiges 
Flächenmanagement. So können Prozesse in der Pla- 
nung, Information, Organisation und Kooperation, 
Budget, Vermarktung und Durchsetzung unterein- 
ander abgestimmt werden. Die Wahl der konkreten 
Instrumente zur Flächenerfassung sollte sich an den 
Möglichkeiten der jeweiligen Stadt ausrichten. Ins- 
besondere in Entwicklungs- und Schwellenländern 
müssen dafür Formen gewählt werden, die sich ent- 
sprechend der gegebenen Kapazitäten und der urba- 
nen Governance realisieren lassen. Zudem sollten 
lokale und regionale (Planungs-)Kompetenzen und 
Ressourcen unter Berücksichtigung des Subsidiari- 
tätsprinzips gestärkt werden. Dazu müssen Städte 
die entsprechenden Kompetenzen sowie die perso- 
nellen und finanziellen Kapazitäten zur Um- und 
Durchsetzung haben, damit eine am normativen 
Kompass orientierte Flächennutzung etabliert wer- 
den kann. Werden dabei kurzfristige Lösungsstrate- 
gien zum Umgang mit aktuellen Problemen geschaf- 
fen, so sollten diese nicht unabhängig von (existie- 
renden) Bau- und Umweltstandards entwickelt wer- 
den, um langfristigen, negativen Pfadabhängigkeiten 
vorzubeugen. Ein Konfliktmanagement in der 
Flächennutzungsgestaltung sollte durch Informa- 
tions- und Interaktionsformen (u. a. Dialog, Media- 
tion, Quartiersmanagement) verankert werden. 
Urbane Bodenmärkte sollten stärker reguliert wer- 
den und z.B. sollte die Bemessungsgrundlage für 
Bodenmärkte sich nicht ausschließlich nach öko- 
nomischen Aspekten, sondern auch am urbanen 
Gemeinwohl ausrichten. Zudem sollten gerechte 
Steuermodelle geschaffen werden, die den Stadtver- 
waltungen ermöglichen, eine Grunderwerbssteuer 
zu erheben; Steuerschlupflöcher, z.B. durch „share 
deals", sollten geschlossen werden. 


> Diversifizierung von Eigentumsmodellen - Ermögli- 
chung von adäquatem Wohnen: Insbesondere in Ent- 
wicklungs- und Schwellenländern gibt es neben pri- 
vaten auch eine Vielzahl gewohnheitsrechtlicher 
und informeller Eigentumsmodelle. Diese zu forma- 
lisieren ist häufig schwer möglich, da sie teils lokalen 
Regeln und Traditionen unterliegen, teils die 
Ressourcen zum Umbau nicht vorhanden sind. 
Durch eine Integration gewohnheitsrechtlicher und 
informeller Eigentumsmodelle lässt sich in vielen 
Städten z.B. die Sicherheit und Legitimität von 
Wohnraum für ärmere Bevölkerungsgruppen auch 
ohne (privatwirtschaftliche) Formalisierung herstei- 
len. Voraussetzung dabei ist, dass sich auch diese 
Modelle dem Gemeinwohl verpflichten und z.B. 
nicht der (kriminellen) Bereicherung einiger Privat- 
leute dienen (z.B. von Slumlords bis Immobilienspe- 
kulanten). Für die Umsetzung ist entscheidend, wie 
hoheitliche Entscheidungsträger sich in Zukunft mit 
informellen Akteuren verständigen können 
(Kap. 8.3). 

Der WBGU hält folgende Gestaltungsprinzipien für 

wichtig, die in einer nachhaltigen Flächennutzungspla- 
nung Berücksichtigung finden sollten: 

> Nachverdichtung: Je nach Flächenverfügbarkeit soll- 
ten Städte ihren Flächenverbrauch durch maßvolle, 
sozialverträgliche Nachverdichtung minimieren. 
Städtebauliche Nachverdichtung bietet verschie- 
dene Synergiepotenziale durch die Minimierung des 
Flächenverbrauchs, Anpassung an den Klimawandel 
und Klimaschutz sowie die Verbesserung lebenswer- 
ter urbaner Räume. Auch ermöglichen „kompakte" 
Städte kurze Transportwege durch fußgängerfreund- 
liche Gestaltung und Kurzdistanzen. Regional sollte 
diese Nachverdichtung dezentral organisiert werden 
(dezentrale Konzentration), um einseitige Konzent- 
rationserscheinungen zu vermeiden und ausgegli- 
chene, polyzentrische Raum- und Siedlungsstruktu- 
ren zu entwickeln. 

> Flexibilisierung /Adaptivität: Da urbane Flächen 
durch sektorale Ansprüche häufig einseitig genutzt 
werden (z.B. Verkehrsflächen), sollte eine nachhal- 
tige Nutzung darauf zielen, Flächen gegenüber aktu- 
ellen und zukünftigen Nutzungs- und Schutzan- 
sprüchen möglichst anpassungsfähig zu gestalten 
und multisektorale Nutzungsformen zu ermöglichen. 
Mögliche Gestaltungsmodelle sind Zwischennutzun- 
gen, Shared-Space-Konzepte, Urban Commons, aber 
auch gemeinschaftsbasierte Wohnformen. 

> Begegnungsräume: Urbane Begegnungsräume ver- 
schiedener Art sind wichtig für das Zusammenleben, 
die soziale Kohäsion einer Gesellschaft sowie die 
urbane Lebensqualität. Freiräume bieten Raum für 
soziale, kulturelle oder sportliche Aktivitäten, die 
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Ausbildung sozialer Netzwerke, für zivilgesellschaft- 
liches Engagement und Kooperationen, z.B. zwi- 
schen Bürgern und der Stadtverwaltung und -poli- 
tik. Sie sind damit auch für die Bildung von Orts- 
identität ein zentraler Aspekt. Die Betrachtung von 
Freiräumen als Entfaltungs- und Experimentier- 
räume erfordert neue Formen der Planung unter 
Beteiligung aller relevanten Akteure (Beteiligungs- 
verfahren), bei der auch mögliche Interessenkon- 
flikte (z.B. zwischen verschiedenen Alters- oder 
Nutzergruppen) gelöst werden können. 

> Kontext: Für eine nachhaltige Flächennutzungs- 
gestaltung müssen die folgenden lokalen kontext- 
spezifischen Voraussetzungen berücksichtigt 

werden: Die verfügbaren Instrumente zur Flächen- 
nutzungsgestaltung (z.B. des Konfliktmanagements) 
sollten an das jeweilige gesellschaftliche, kulturelle 
und religiöse System angepasst sein und die unter- 
schiedlichen Geschwindigkeiten der Transfor- 
mationsphasen berücksichtigen (allmähliche Trans- 
formation und Förderung von Akzeptanz). Auch 
müssen je nach Kontext Kapazitäten und Expertise 
(z.B. zur Flächenerfassung) auf- oder ausgebaut 
werden (Fähigkeiten, Wissen, Archive, Institutio- 
nen). Gleichzeitig sollten eine größtmögliche Trans- 
parenz (Einsichtsrechte in Pläne, Beteiligungsver- 
fahren usw.) hergestellt und verschiedene Regulie- 
rungsmodelle (Informations- und Dialogformen, 
Betrachtung regionaler Modelle wie „social enginee- 
ring", d. h. die Regulierung des ethnischen Proporzes 
in Wohngebieten wie z. B. in Singapur, vor allem aber 
Quartiersmanagement) diskutiert werden. 

9. 3. 2. 2 

Nachhaltigen Umgang mit Materialien und 
Stoffströmen fördern 

Durch den technischen Fortschritt, die nachholende 
Entwicklung in vielen Ländern sowie die Urbanisie- 
rung und den damit verbundenen Aufbau neuer urba- 
ner Infrastrukturen wird eine erhebliche Ausweitung 
der weltweiten Material- und Stoffströme erwartet. 
Diese konzentrieren sich in den Städten, weshalb sich 
hier wesentliche Ansatzpunkte für eine transformative 
Umsteuerung finden (Kap. 4.4). 

Herausforderung 

Die Zunahme der Material- und Stoffströme ist mit 
einer Reihe unerwünschter Nebenwirkungen verbun- 
den, darunter die Zerstörung naturnaher Landschaf- 
ten, die Freisetzung toxischer Stoffe oder Treibhaus- 
gasemissionen. Zudem könnten bestimmte Schlüssel- 
ressourcen in wenigen Dekaden knapp werden, wenn 
die Extraktion unvermindert fortgeführt wird. Die 
Wirtschaft funktioniert heute überwiegend nach dem 


„linearen" Prinzip der Wegwerfwirtschaft, die aus Roh- 
stoffen Produkte macht und aus Produkten Abfall, 
der verbrannt, deponiert oder in die Umwelt entsorgt 
wird. Diese Art des Wirtschaftens stößt an planetari- 
sche Leitplanken und muss in eine nachhaltige Kreis- 
laufwirtschaft transformiert werden. Dieser Übergang 
bedeutet einen fundamentalen Wandel in den beste- 
henden industriellen und urbanen Systemen und stellt 
hohe Anforderungen an neu entstehende Strukturen. 
Er ist ein wichtiger Baustein der Großen Transforma- 
tion zur Nachhaltigkeit. Die unzureichenden Daten zum 
urbanen Metabolismus stellen dabei ein besonderes 
Problem dar. Angesichts der Größenordnung und der 
langfristigen Zeitskala bedeutet er eine ähnlich große 
Herausforderung wie die Dekarbonisierung der Ener- 
giesysteme oder der Übergang zu einem nachhaltigen 
Landnutzungs- und Wassermanagement. 

Ziele 

Ziele sollten sein, entlang des gesamten Lebenszyklus 
von Produkten, Infrastrukturen und Gebäuden nega- 
tive Effekte, wie die Akkumulation unerwünschter 
Stoffe in der Umwelt und toxische oder klima- bzw. 
umweltschädliche Auswirkungen zu vermeiden sowie 
Rohstoffe und Ressourcen für die Zukunft zu sichern. 
Das Denken in Stoffströmen und Lebenszyklen nicht 
nur von Produkten, sondern auch von Infrastrukturen 
und Gebäuden sowie die Beachtung der Auswirkun- 
gen von Emissionen oder Abfällen in den verschiede- 
nen Stadien von Produktion, Transport und Konsum 
bis hin zur Abfallbehandlung sind Voraussetzungen für 
eine nachhaltige Kreislaufwirtschaft. Der Übergang in 
eine nachhaltige und möglichst vollständige Kreislauf- 
wirtschaft in diesem Jahrhundert ist daher ein zentra- 
ler Baustein der Großen Transformation zur Nachhaltig- 
keit. Erster Ansatzpunkt ist die effiziente Verwendung 
von Ressourcen und die Reduktion von Materialströ- 
men. Zweitens geht es um die Verringerung ökologi- 
scher Fußabdrücke (z.B. durch Substitution von Mate- 
rialien) sowie drittens um das Schließen von Stoffkreis- 
läufen im jeweils notwendigen Maßstab. 

Stellvertretend für die Vielfalt der Problemlagen 
gibt der WBGU Kernempfehlungen besonders zu den 
vertieft behandelten Themen Baustoffe, Phosphor und 
Elektroschrott (Kap. 4.4). 

Übergreifende Empfehlungen zum Umgang mit 
Materialien und Stoffströmen 

> Toxische oder umweltschädliche Materialien substitu- 
ieren: Mit der Industrialisierung haben auch die 
Emissionen toxischer und umweltschädlicher Mate- 
rialien zugenommen (Kap. 2.3.3. 3). Langlebige 
Schadstoffe reichern sich in der Umwelt an und brin- 
gen erhebliche Gefährdungen für menschliche 
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Gesundheit und Umwelt mit sich. Nach Ansicht des 
WBGU sollten Materialien, deren Produktion, 
Nutzung oder Entsorgung zur Freisetzung solcher 
Stoffe führt, konsequent substituiert werden 
(Kap. 4.4.4). 

> Politiken zum effizienten Umgang mit Rohstoffen, 
Dematerialisierung und Förderung der Langlebigkeit 
von Produkten etablieren: Städte sollten ihre strate- 
gischen Möglichkeiten als Knotenpunkte globaler 
Ressourcenströme nutzen, um auf eine möglichst 
effiziente Verwendung von Rohstoffen und die 
Begrenzung von Materialströmen hinzuwirken. 
Städtische Infrastrukturen spielen hier eine Rolle, da 
ihr Design und ihre Nutzung maßgeblich die sozio- 
technische Umgebung prägen, in der sich Lebensstile 
der Menschen entfalten, mit direkten Auswirkungen 
auf Produktion, Nutzung und Entsorgung von Res- 
sourcen (UNEP, 2013d). Darüber hinaus können 
Rahmenbedingungen und ökonomische Anreize 
gesetzt werden, die einen effizienten Umgang mit 
Rohstoffen und eine Dematerialisierung befördern 
oder die Langlebigkeit und Reparierbarkeit von Pro- 
dukten in den Fokus nehmen. Beispiele sind Res- 
sourcenbesteuerung oder die Förderung von 
gemeinschaftlichem Konsum oder gemeinschaftli- 
cher Nutzung von Produkten (z.B. Carsharing). 

> Verantwortlichen Umgang mit Abfallströmen und 
Recycling fördern: Die Abfallströme der Stadt wer- 
den zunehmend als wertvolle Ressourcen angesehen 
(urban mining). Die Trennung der Abfallströme ist 
dabei von entscheidender Bedeutung, um die Belas- 
tung mit toxischen Stoffen zu vermeiden und das 
Recycling zu erleichtern. So sollten z.B. biobasierte 
Abfälle getrennt gesammelt und verwertet werden 
(z.B. Kaskadennutzung von Biomethan und Kom- 
postierung; Dehoust et al., 2014; Rutz et al., 2014). 
Papier, Glas, Metall und teils auch Plastik sollten 
möglichst flächendeckend durch Mülltrennung in 
den Haushalten getrennten Abfallströmen zugeführt 
und recycelt werden. So können Müllverbrennung 
und Deponierung im optimalen Fall weitgehend ver- 
mieden werden. Abfallgebühren bzw. stärkere 
Besteuerung von Ressourcenverbrauch können 
dabei helfen, Anreize zum Ressourcensparen zu set- 
zen (Hoornweg et al., 2013). Die regionale Vernet- 
zung industrieller Prozesse nach dem Konzept der 
„industriellen Ökologie" kann erhebliche Ressour- 
ceneinsparungen mit sich bringen und sollte geför- 
dert werden (Hoornweg et al., 2013; van Berkel et 
al., 2009). 


Kernempfehlungen zu den Themen Baustoffe, 

Phosphor und Elektroschrott 

> C0 7 -emissionsintensive Baumaterialien wie Stahlbe- 
ton beim Neubau durch emissionsarme Alternativen 
ersetzen: Angesichts der immensen Bautätigkeit in 
den Städten müssen die erheblichen prozessbeding- 
ten COj-Emissionen aus der Produktion von Beton 
und Stahl so schnell wie möglich reduziert bzw. 
alternative Baustoffe eingesetzt werden. Beispiels- 
weise wurde in China in den drei Jahren von 2008 
bis 2010 mit 4,9 Mrd. t mehr Zement verbaut als in 
den USA im gesamten 20. Jahrhundert (4,56 Mrd. t; 
Smil, 2014). Die globalen C0 2 -Emissionen aus der 
Zementproduktion steigen seit Jahren an und 
machen mittlerweile 6% der anthropogenen C0 2 - 
Emissionen (ohne Berücksichtigung von Landnut- 
zungsemissionen) aus (Global Carbon Project, 2015). 
Spätestens 2070 sollte weltweit eine C0 2 -emissions- 
freie Produktion erreicht werden. Baustoffe sollten, 
sofern möglich, wieder regional gewonnen und 
genutzt werden. Dies erleichtert die Kreislauffüh- 
rung und stärkt die regionale Identität und somit die 
Eigenart. Wo möglich, sollten emissionsintensive 
durch emissionsarme Baustoffe ersetzt werden. 

> Phosphor: Verschwendung von Nahrungsmitteln 
stoppen: Die Verschwendung von Nahrungsmitteln 
trägt u.a. zu den wachsenden Müllproblemen bei. 
Weltweit geht etwa ein Viertel aller produzierten 
Nahrungsmittelkalorien (bzw. ein Drittel des 
Gewichts) verloren oder wird verschwendet (Lipin- 
ski et al., 2013). Dies verschärft nicht nur den Druck 
auf die globale Landnutzung, sondern stellt auch 
eine Vergeudung der wertvollen Ressource Phos- 
phor dar. Noch verzehrfähige Lebensmittelabfälle in 
Industrie, Handel und Haushalten können in Indus- 
trieländern bis zu 50% des biogenen Mülls ausma- 
chen (Fraunhofer-Gesellschaft, 2014). Umgekehrt 
erhöhen die weggeworfenen Nahrungsmittel das 
städtische Abfallaufkommen und damit die Kosten. 
Die Vermeidung von Nahrungsabfällen ist daher ein 
wichtiger Ansatzpunkt für die Große Transformation 
zur Nachhaltigkeit (WBGU, 2011). 

> Phosphor: Ernährungsgewohnheiten: Ein hoher 
Anteil von Fleisch und Milchprodukten in der Ernäh- 
rung führt ebenfalls zu einem größeren ökologischen 
Fußabdruck und einem höheren Bedarf von Phos- 
phor, und ist auch aus gesundheitlicher Sicht proble- 
matisch (WBGU, 2014b). 

> Phosphor: Wiedergewinnung aus Abfall- und 
Abwasserströmen fördern: Inkrementelle Verbesse- 
rungen der bestehenden Systeme sind wichtig; lang- 
fristig ist aber ein strategisch ausgerichteter trans- 
formativer Wandel notwendig, um den Verlust von 
Phosphor zu stoppen und den Kreislauf so weit wie 
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möglich zu schließen (Kap. 4.4.2). Die Wiederge- 
winnung aus Abwasser- und Abfallströmen ist dabei 
eine unverzichtbare Zukunftsoption zur Schonung 
des mineralischen Rohstoffs Phosphor. Der WBGU 
empfiehlt, dass bis spätestens 2050 Phosphor aus 
städtischen Abwässern systematisch wiedergewon- 
nen werden sollte (WBGU, 2014b). 

> Elektroschrott: Erweiterte Eterstellerverantwortung, 
bewusste Verbraucherkultur und nachhaltiges 
Recycling fördern: Auf nationaler Ebene sollten die 
Hersteller von Elektrogeräten stärker in die Verant- 
wortung gezogen werden, um die Nachhaltigkeit 
ihrer Rohstoffquellen, die Langlebigkeit sowie die 
nachhaltige Endverwertung ihrer Produkte zu 
gewährleisten (Kap. 4.4.3). Die wiederverwend- 
baren Rohstoffe sollten leicht trennbar sein. Eine 
möglichst modulare Bauweise könnte die Trennung 
und die Reparatur der Komponenten in Elektrogerä- 
ten vereinfachen. Auf Konsumentenseite sollte mehr 
Aufklärungsarbeit über den nachhaltigen Umgang 
mit Elektrogeräten und die fachgerechte Entsorgung 
von Elektroschrott geleistet werden. Das informelle 
Recycling von Elektroschrott ist Einkommensgrund- 
lage hunderttausender Menschen (Lundgren, 2012) 
und sollte so entwickelt werden, dass diese nicht 
ihrer Existenzgrundlage beraubt werden. Urbane 
Infrastrukturen zur Weiterverarbeitung und Entsor- 
gung von Elektroschrott sowie die digitale Erfassung 
von Stoffströmen sind ebenfalls unerlässlich, um das 
globale Umweltproblem Elektroschrott zu bewälti- 
gen. 

> Elektroschrott: Umsetzung des Basler Übereinkom- 
mens stärken, illegalen Handel eindämmen: Das 
Basler Übereinkommen über die Kontrolle der 
grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher 
Abfälle und ihrer Entsorgung und seine vertragli- 
chen Ergänzungen (z.B. das Ban Amendment) bieten 
einen Rahmen für die Kontrolle des internationalen 
Handels mit Elektroschrott. Auch wenn das Basler 
Übereinkommen 183 Mitgliedstaaten (Stand: 
Februar 2016) verzeichnet, ist z.B. das Ban Amend- 
ment von 1995 noch nicht in Kraft getreten, und 
diese internationalen Regelungen bleiben in der 
Praxis von geringer Wirkung, wie die Zahlen eines 
Interpolberichts über den illegalen Handel mit 
Elektroschrott belegen (Huisman et al., 2015). Es 
sollten geeignete nationale Kontrollmechanismen in 
den Ursprungsländern implementiert werden, etwa 
zur Dokumentation und Kontrolle der Wiederver- 
wertungskette von Altgeräten (Reparatur oder 
Recycling), um das Verschwinden von Elektroschrott 
in illegale Kanäle zu verhindern. Eine lückenlose 
Verantwortungskette, welche eine erweiterte Her- 
stellerverantwortung voraussetzt, könnte den illega- 


len länderübergreifenden Fluss von Elektroschrott 
an der Quelle zum Versiegen bringen. 

9. 3. 2. 3 

Urbane Gesundheit: Ressourcen und Potenziale 
für ein gesundes Leben in Städten stärken 

Städte bergen u.a. je nach Entwicklungsstand, Lage 
und Größe spezifische gesundheitliche Chancen und 
Risiken für die urbane Bevölkerung. In Anbetracht der 
fortschreitenden globalen Urbanisierung ist die För- 
derung urbaner Gesundheit essenziell, denn diese ist 
sowohl Ziel als auch Ressource für die urbane Transfor- 
mation zur Nachhaltigkeit (Kap. 4.5). 

Herausforderung 

Städte können auf der einen Seite durch den verbes- 
serten Zugang zu Gesundheitseinrichtungen, durch 
dichtere soziale Netzwerke und bessere Verdienst- 
möglichkeiten günstigere Bedingungen für die Herstel- 
lung und den Erhalt von Gesundheit bieten als ländli- 
che und abgelegene Wohnorte. Auf der anderen Seite 
sind Menschen in Städten besonderen Gesundheitsbe- 
lastungen ausgesetzt, wie Lärm, Luftverschmutzung, 
hoher Dichte, erhöhten Kriminalitäts- und Unfallraten. 
Der WBGU identifiziert drei zentrale Herausforderun- 
gen für urbane Gesundheit in Städten: (1) Den Anstieg 
nicht übertragbarer Erkrankungen (z.B. Diabetes und 
kardiovaskuläre Erkrankungen) u.a. im Zusammen- 
hang mit der Ausbreitung ungesunder Lebensstile und 
Gewohnheiten (vor allem ungesunde Ernährung und 
mangelnde Bewegung), (2) das steigende Risiko urba- 
ner Epidemien (z.B. Denguefieber, SARS, Ebola) und 
neuer Infektionskrankheiten (z.B. durch Medikamen- 
tenresistenzen, H1N1) sowie (3) die Zunahme gesund- 
heitlicher Disparitäten zwischen verschiedenen Bevöl- 
kerungsgruppen innerhalb der Städte. 

Gesundheitsbezogene Interventionen sind in vie- 
len Städten bisher überwiegend sektoral und patho- 
genetisch, d.h. krankheitsfokussiert, ausgerichtet. Der 
WBGU spricht sich stattdessen für einen ganzheitli- 
chen, ressourcen- und prozessorientierten Ansatz zur 
Förderung urbaner Gesundheit aus, um den aktuellen 
und zukünftigen gesundheitlichen Herausforderungen 
in Städten zu begegnen. 

Ziel 

Ein Ziel der urbanen Transformation muss es sein, die 
Ressourcen und Potenziale für ein gesundes Aufwach- 
sen und Leben in Städten zu stärken und gleichzeitig 
die Belastungen und Hindernisse zu minimieren. Auf- 
grund der langfristigen Folgen gesundheitsfördernder 
und -beeinträchtigender Faktoren (z.B. Verwendung 
giftiger Baustoffe, hohe Emissionsbelastung im Kin- 
desalter, bewegungsbehindernde Stadtgestaltung) sind 
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die Pfadabhängigkeiten in diesem Bereich sehr hoch. 
Die Vermeidung solcher Pfadabhängigkeiten und die 
Förderung von Gesundheit als Teil einer nachhaltigen 
Stadtentwicklung sind daher essenziell. Gesundheits- 
förderung ist zudem ein wichtiges Querschnittsthema; 
eine ganzheitliche Betrachtung und Bearbeitung kann 
viele Synergien erzeugen. 

Kernempfehlungen 

Zur Förderung der Gesundheit in Städten aus einer salu- 
togenetischen Perspektive (Entstehung von Gesund- 
heit) empfiehlt der WBGU folgende prozedurale und 
sektorale Ansatzpunkte: 

> Stärkung integrativer, holistischer und partizipativer 
Planungsansätze: Aufgrund der Komplexität urba- 
ner Systeme sind sektorale, lineare oder zyklische 
Planungsansätze für die Verbesserung urbaner 
Gesundheit ungeeignet (Rydin et al., 2012). Gesund- 
heit als Querschnittsthema muss holistisch und inte- 
grativ betrachtet werden, da es in nahezu alle sekto- 
ralen Themen wie Mobilität, Wohnen oder Wasser- 
versorgung hineinreicht. Die Planungskompetenz 
für Städte liegt in vielen Ländern vor allem auf nati- 
onaler oder regionaler Ebene und sollte daher stär- 
ker auf kommunaler Ebene verankert werden, um 
der Diversität und Heterogenität der jeweiligen loka- 
len Herausforderungen gerecht zu werden. 

Dazu bedarf es auch der Integration und Interak- 
tion verschiedener Akteursgruppen. Dies betrifft 
zum einen die Einbindung von Zivilgesellschaft, 
Wissenschaft und Privatwirtschaft in Planungskon- 
zepte. Dazu sollten diese Gruppen auch angemes- 
sen über gesundheitsrelevante Themen (z.B. Luft- 
oder Wasserbelastung) informiert werden und Kla- 
gerechte, z.B. bei Überschreitung von Grenzwerten, 
innehaben. Aber auch auf der Ebene der lokalen 
Regierungen sind die Vernetzung verschiedener 
Planungsbehörden und die sektorenübergreifende 
Kommunikation zu gesundheitsbezogenen Problem- 
feldern zentral. Dies bedarf neuer Formen des Kom- 
munikationsmanagements, um auch Experten aus 
anderen Fachbereichen für die Gesundheitsförde- 
rung zu sensibilisieren. Aufgrund der nicht immer 
vorhersehbaren Emergenzen bei gesundheitsbe- 
zogenen Interventionen (z.B. Nutzungsarten von 
Erholungsflächen) ist es wichtig, viele kleinräumige 
Maßnahmen, die auch durch die Selbstorganisation 
der Bürger entstehen können, auszuprobieren und 
bei erfolgreicher Anwendung weiter auszubauen 
(Glouberman et al., 2006). Zudem sollten Maßnah- 
men aufgrund der hohen Fluktuation und Nichtline- 
ariät urbaner Systeme veränderbar sein. 

> Zielgruppenspezifische Interventionen und Förderung 
urbaner Armutsgruppen: Die Bevölkerung einer 


Stadt ist in der Regel durch eine hohe Heterogenität 
gekennzeichnet, die mit der Größe der Stadt 
zunimmt; für Maßnahmen müssen daher die religiö- 
sen, ethnischen, alters- oder geschlechtsbedingten 
sowie sozioökonomischen Hintergründe und sich 
daraus ergebenden divergierender Bedürfnisse und 
Vulnerabilitäten der spezifischen Zielgruppen iden- 
tifiziert und adressiert werden. 

Städte sind durch sozioökonomische Ungleichheit 
geprägt, die unterschiedliche Risikoexpositionen 
und einen ungleichen Zugang zu Ressourcen zur 
Folge haben. Daher gilt es im Interesse der urbanen 
Armutsbekämpfung sowie einer gesamtgesellschaft- 
lichen Entwicklung, sozioökonomische Disparitäten 
durch eine integrierte Stadtentwicklung abzubauen. 
Denn hohe Disparitäten wirken sich negativ auf die 
gesamte urbane Bevölkerung aus. 

> Gesundheitswissen und -handeln fördern: Die Bereit- 
stellung gesundheitsfördernder Infrastrukturen 
(z.B. öffentliche Sportplätze, Gesundheitsvorsorge) 
allein reicht nicht aus, um die gesamte Stadtbevölke- 
rung zu erreichen. Sicherzustellen ist zunächst eine 
hohe Transparenz der Möglichkeiten und Angebote 
und eine Senkung der Zugangsbarrieren (z.B. Kos- 
ten für Vorsorgebehandlungen oder Nutzung von 
Sportstätten). Es sollten gezielt dezentrale Orte und 
Gelegenheiten zur Vermittlung von Gesundheitswis- 
sen und Wissen zum Umgang mit Krankheit sowie 
der vorhandenen Möglichkeiten und Angebote 
geschaffen werden (z.B. Stadtteilläden oder Nach- 
barschaftszentren, stadtteilbezogene Mitmachaktio- 
nen und Kampagnen), um die Bevölkerung zu moti- 
vieren, gesundheitsfördernde Strukturen aktiv zu 
nutzen und ungesunde Lebensstile und Gewohnhei- 
ten zu reflektieren und zu verändern. Dezentrale 
Lösungen unter Einbezug bestehender sozialer Netz- 
werke ermöglichen zudem, das Potenzial lokalen 
Gesundheitswissens zu aktivieren und zu nutzen. 

> Förderung der Ernährungssicherung und gesunder 
Ernährungsstile: In Anbetracht der zunehmenden 
Gefährdung der globalen Ernährungssicherheit und 
der durch ungesunde Ernährungsmuster bedingten 
Krankheitslast sollte ein gleichberechtigter Zugang 
zu gesunden Nahrungsmitteln in Städten durch Ver- 
änderung der Versorgungssysteme gesichert wer- 
den. Dazu sollten Preissteigerungen und -Schwan- 
kungen, vor allem in Städten der Schwellen- und 
Entwicklungsländer, durch eine bessere Regulierung 
der Märkte abgefedert werden. Auch kann die lokale 
Nahrungsmittelverfügbarkeit durch die Förderung 
urbaner und periurbaner Landwirtschaft verbessert 
werden. Die Verfügbarkeit und Erschwinglichkeit 
gesunder Nahrung in der Nachbarschaft muss durch 
Bedarfsplanung sichergestellt werden. Dies beinhal- 
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tet auch die Notfallversorgung für urbane Armuts- 
gruppen, z.B. durch food banks. Zugleich sollte die 
Verschwendung von Nahrungsmitteln u. a. durch die 
Verbesserung von Lieferketten sowie Nahrungsmit- 
telspenden und Verhaltensänderungen auf Konsu- 
mentenebene durch Bewusstseinsbildung einge- 
dämmt werden. Die Stadtbevölkerung sollte zu 
gesunden Ernährungsmustern und dem achtsamen 
Umgang mit Lebensmitteln befähigt werden. 

> Schaffung und Sicherung von Räumen für Erholung, 
Aktivität und soziale Interaktion: Die gesamte Stadt- 
bevölkerung sollte Zugang zu gut erreichbaren, 
sicheren und ihren jeweiligen Bedürfnissen entspre- 
chenden Erholungsräumen erhalten. Diese Räume 
sollten sowohl Entspannung und Ruhe als auch 
Bewegung und gemeinschaftliche Aktivitäten 
ermöglichen, um diese wichtigen Ressourcen für die 
Erhaltung und die Wiederherstellung von Gesund- 
heit zu stärken. Auch die Förderung der „Begehbar- 
keit" (walkability) von öffentlichem Raum (z.B. 
durch sichere, attraktive Fußgängerwege, autofreie 
Quartiere) motiviert Bewegung und aktive Erholung. 
Um einen gerechten Zugang zu Erholungsräumen 
insbesondere in Quartieren mit einer einkommens- 
schwachen Bevölkerung zu wahren, sollten diese in 
öffentlicher Eland sein (keine Privatisierung). Insbe- 
sondere in dicht besiedelten Städten sind kleinräum- 
liche Lösungen, wie kleine Parkflächen in öffentli- 
chen Räumen (pocket gardens), zu empfehlen. Erho- 
lungsräume sollten an die lokalen soziokulturellen 
Praktiken und klimatischen Bedingungen angepasst 
und partizipativ entwickelt werden, um deren aktive 
Nutzung durch die Bevölkerung zu gewährleisten. 


9.4 

Governance 

Damit die Städte ihr transformatives Potenzial nutzen 
und so zu Hauptarenen der Großen Transformation zur 
Nachhaltigkeit werden können, entwickelt der WBGU 
Prinzipien für eine transformative urbane Governance 
(Kap. 8). Diese zielen darauf, globale Governance- 
Strukturen zeitgemäß zu gestalten, um das transfor- 
mative Potenzial von Städten auch auf internationaler 
Ebene zu nutzen, die Gestaltungsfähigkeit der Städte zu 
stärken sowie alle Teile der Stadtgesellschaft zur Mit- 
gestaltung der Transformation zu befähigen und einzu- 
binden, um so eine polyzentrische Verantwortungsar- 
chitektur zu schaffen (Tab. 9.4-1). 


9.4.1 

Transformatives Potenzial von Städten nutzen 
und Urbanisierung zu einem zentralen Thema 
internationaler Zusammenarbeit machen 

Obwohl das 21. Jahrhundert als ein Jahrhundert 
der Städte beschrieben werden kann, ist deren Rolle 
auf der internationalen Governance-Ebene marginal 
(Kap. 8.4.1). Eine der zentralen Empfehlung des WBGU 
ist es daher, die globalen Governance-Strukturen zeit- 
gemäß zu gestalten, um das transformative Potenzial 
der Städte auch auf dieser Ebene zu nutzen. Dies ließe 
sich durch die im Folgenden beschriebenen Maßnah- 
men umsetzen. 

„Städtische Außenpolitik“ fördern 
Städte engagieren sich in transnationalen Netzwerken, 
wie z.B. C40 und ICLEI (Kasten 2.5-6), betreiben also 
eine eigene Art von „Außenpolitik" (Kap. 8.4.2). Dieses 
Engagement hat zum Ziel, globale Herausforderungen, 
wie z.B. den Klimawandel zu bewältigen. Der (verfas- 
sungs-)rechtliche Rahmen innerhalb der Nationalstaa- 
ten wird diesem Engagement häufig nicht gerecht und 
sollte überprüft sowie derartig angepasst werden, dass 
dieses Engagement nicht behindert, sondern im besten 
Fall gefördert wird. 

Teilnahme- und Rederecht für Städtenetzwerke und 
Städte in internationalen Verhandlungen etablieren 
Auf internationaler Ebene sollten Städte als Akteure 
aufgewertet und sichtbarer gemacht werden. Dies 
bedeutet nicht, dass Städte per se mit Völkerrechtssub- 
jektivität versehen werden sollen, sondern dass ihre 
Rolle in internationalen Verhandlungen, die sie betref- 
fen, durch Teilnahme- und Rederechte für Städtenetz- 
werke und Städte, gestärkt werden soll (Kap. 8.4.2). 

Aktivitäten von Städtenetzwerken bündeln und 
Netzwerke stärken 

Städtenetzwerke sollten ihre Aktivitäten bündeln, 
indem sie z.B. einen Dachverband gründen, der ihre 
Aktivitäten noch sichtbarer machen kann. Neben der 
Einbeziehung in internationale Verhandlungen durch 
die Staaten könnten Städtenetzwerke zudem finanziell 
unterstützt werden. Um Legitimations- und Repräsen- 
tationsproblemen vorzubeugen, sollte sorgfältig darauf 
geachtet werden, dass Städte in ihrer regionalen Viel- 
falt und auch entsprechend unterschiedlicher Städte- 
größen vertreten sind. 

UN-Habitat reformieren 

Anknüpfend an frühere Empfehlungen des WBGU zur 
globalen Urbanisierungspolitik (WBGU, 2011) ist die 
Reform des UN-Habitat-Programms ein weiterer wich- 
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Tabelle 9.4-1 

Kernempfehlungen für die transformative urbane Governance. 

Quelle: WBGU 

Ziele Wichtige Maßnahmen und Handlungsansätze 

Globale/internationale Ebene 

> Transformatives Potenzial von > „Städtische Außenpolitik“ - das transnationale Engagement von Städten - 

Städten auf inter- und transnatio- fördern 

naler Ebene nutzbar machen > Teilnahme- und Rederecht für Städtenetzwerke und Städte in internationa- 

len Verhandlungen etablieren 

> Aktivitäten von Städtenetzwerken bündeln und Netzwerke stärken 


> Urbanisierung und nachhaltige 
Stadtentwicklung zu einem zentra- 
len Thema internationaler Zusam- 
menarbeit machen 


> UN-Habitat Reform: kurzfristig durch Managementreform, klarere 
Ausrichtung auf inhaltliche Arbeit und Policy-Entwicklung sowie Schaffung 
eigener wissenschaftlicher Abteilung 

> Mittelfristig Ausbau zur UN-Organisation herbeiführen 

> Habitat-Konferenzen weiterentwickeln: Habitat-Konferenzzyklus auf 4 
Jahre verkürzen; New Urban Agenda sollte institutioneile Architektur für 
Implementierung enthalten 

> AA, BMUB, BMZ: UN-Habitat Aufwertung fördern und in den Folgeprozess 
von Habitat III die Elemente des urbanen Gesellschaftsvertrages einbrin- 
gen 

> UN, Entwicklungsbanken und andere multilaterale Organisationen: 
Urbanisierung als Querschnittsthema verankern 

> Internationales wissenschaftliches Panel zu Urbanisierung und nachhalti- 
ger Stadtentwicklung einrichten 

> G20: Urbanisierung und Transformation generell und dauerhaft zum 
relevanten Thema machen; deutsche G20-Präsidentschaft sollte 2017 das 
Thema auf die Agenda setzen 

> BMZ, BMUB, BMBF: Urbanisierung zu zentralem Eckpunkt der Entwick- 
lungszusammenarbeit, Umweltzusammenarbeit bzw. wissenschaftlichen 
Kooperation machen 


Nationale Ebene 


> Städte mit notwendigen Entschei- > Subsidiaritätsprinzip konsequent umsetzen 
dungsbefugnissen ausstatten bzw. > Kommunales Selbstverwaltungsrecht oder andere Form der 
diese stärken konstitutionellen Anerkennung städtischer Autonomie realisieren 


> Städte durch Konsultationsmöglich- 
keiten besser in nationale und regi- 
onale Entscheidungsprozesse ein- 
binden 


> Kapazität städtischer Verwaltung > Ausbildung von Stadtplanern und städtischen Verwaltungsmitarbeitern 
stärken verbessern: ökologische und soziale Grundlagen zu einem Teil der Ausbil- 

dung machen 

> Städten Personalautonomie einräumen 


> Korruption bekämpfen > Transparenz, Integrität und Rechenschaftspflicht von Verwaltungen 

sichern 

> Informationsfreiheitsgesetze und gesetzlichen Schutz von Hinweisgebern 
(Whistleblower-Schutz) einführen 

> Antikorruptionsverpflichtungen und -programme in der Privatwirtschaft 
fördern 


> Gemeinwohlverträglichkeit von 
Privatinvestitionen sicherstellen 
und Immobilienspekulationen 
begrenzen 


> Sozialen Wohnungsbau fördern 

> Mietmärkte mit hohem Mieterschutz stärken 

> Alternative Eigentumsformen stärken 

> Innovative, sozialverträgliche Ansätze zu Grundsteuern und 
Grunderwerbssteuern entwickeln und einführen 

> Nachhaltige Investitionsstandards global etablieren 


> 
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Ziele 

Wichtige Maßnahmen und Handlungsansätze 

Lokale Ebene 

> Kollaborative Governance- 
Strukturen etablieren und gesamte 
Stadtbevölkerung integrieren 

> Starke Partizipationsinstrumente nutzen, wo sinnvoll 

> Informelle Siedlungen und 

Quartiere stärken und in die 
Stadtentwicklung einbeziehen 

> Bezahlbaren Wohnraum schaffen 

> Bestehende, gewohnheitsrechtliche Verfahren integrieren, kriminelle 
Praktiken zurückdrängen 

> (Transnationale) zivilgesellschaftli- 
che Netzwerke unterstützen 

> Finanzielle Unterstützung bereitstellen 

> Kapazitätsaufbau unterstützen 

> Bezug zu globalen Belangen 
verbessern 

> Fürsprecher für globale Themen institutionalisieren 


tiger Schritt zur Stärkung der Stadt- und Urbanisie- 
rungsthematik auf internationaler Ebene. Für eine all- 
gemeine Aufwertung des Programms bestehen aus 
Sicht des WBGU verschiedene Optionen mit unter- 
schiedlichem Ambitionsniveau (Kap. 8.4.3). Vor dem 
Hintergrund der globalen Urbanisierungsdynamik wäre 
eine Aufwertung zur UN-Organisation eine angemes- 
sene Maßnahme, in deren Zusammenhang auch eine 
mögliche Fusion mit UNEP überprüft werden sollte. 
Da die Erfahrung gezeigt hat, dass die Schaffung neuer 
UN-Organisationen lange Zeit in Anspruch nimmt und 
nicht immer von Erfolg gekrönt ist, sollte UN-Habitat 
kurz- und mittelfristig auch in der bestehenden Pro- 
grammstruktur um- und ausgebaut werden. Der WBGU 
sieht die Rolle von UN-Habitat insbesondere darin, 
relevantes Wissen zu generieren, in Entwicklungs- 
und Schwellenländern eine unterstützende Rolle bei 
der Policy-Formulierung einzunehmen, als Multiplika- 
tor den Austausch von Wissen zu Urbanisierung und 
nachhaltiger Stadtentwicklung zu befördern und Städ- 
ten innerhalb der UN eine stärkere Stimme zu geben. 
Ziel einer Reform sollte es sein, UN-Habitat zu einem 
starken Programm zu machen, dessen Gestaltungsmög- 
lichkeiten und Wirkmächtigkeit mindestens auf Augen- 
höhe mit Programmen wie UNEP sind. Dazu muss eine 
neue, effektivere und transparentere Management- 
struktur geschaffen werden - u.a. durch die Einrich- 
tung eines Executive Boards - die schnelle Entschei- 
dungen ermöglicht. Um die Qualität der Policy-Arbeit 
zu steigern, sollte UN-Habitat eine wissenschaftli- 
che Abteilung einrichten, einen Chief Scientist benen- 
nen und eine eigene wissenschaftliche Strategie entwi- 
ckeln. Diese wissenschaftliche Abteilung sollte in der 
Lage sein, neues Wissen zu generieren, existierende 
Urbanisierungsdaten zu bündeln und bereitzustellen 
und in enger Zusammenarbeit mit einschlägigen For- 
schungsinstitutionen die Erhebung hinreichend aufge- 
löster Urbanisierungsdaten weiterzuentwickeln. Auch 
bei der Entwicklung von Indikatoren und dem Moni- 


toring (etwa zum SDG Nr. 11) könnte UN-Habitat eine 
wichtige Rolle spielen. 

Zur Umsetzung dieser Empfehlung ist die Staaten- 
gemeinschaft gefordert. Eine Reform von UN-Habitat 
sollte während Habitat III diskutiert und ein entspre- 
chend modifiziertes Mandat beschlossen werden. Die 
Deutsche Bundesregierung, insbesondere AA, BMUB 
und BMZ, sollte die Reform und die Aufwertung von 
UN-Habitat fördern und ihre internationalen Netz- 
werke mobilisieren, um diese voranzubringen. 

Internationales wissenschaftliches Panel zu 
nachhaltiger Urbanisierung einrichten 
Zusätzlich zum Ausbau der wissenschaftlichen Kapa- 
zitäten von UN-Habitat würden regelmäßige globale 
Sachstandsberichte helfen, in der internationalen Staa- 
tengemeinschaft das Bewusstsein für Urbanisierung zu 
fördern und den aus globaler Sicht noch bestehenden 
Handlungsbedarf für die Transformation in Richtung 
Nachhaltigkeit zu präzisieren. Ein solcher wissenschaft- 
licher Ausschuss könnte ähnlich wie IPCC (Intergovern- 
mental Panel on Climate Change), IPBES (Intergovern- 
mental Science-Policy Platform on Biodiversity and 
Ecosystem Services) oder ITPS (Intergovernmental 
Technical Panel on Soils) eine integrierte Begutachtung 
des wissenschaftlichen Sachstands zur globalen Urba- 
nisierungsdynamik und der urbanen Transformation 
zur Nachhaltigkeit durchführen (Kap. 8.4.3). 

Habitat-Konferenzen weiterentwickeln 
Der WBGU empfiehlt eine Weiterentwicklung der Habi- 
tat-Konferenzen. Die Konferenzen sollten aufgrund 
der Dynamik und des Umfangs des Urbanisierungs- 
themas nicht mehr nur alle zwanzig Jahre stattfin- 
den. Der Konferenzrhythmus sollte auf vier Jahre ver- 
kürzt werden. Umfassende Teilnahme- und Rederechte 
für Städte und ihre Netzwerke sollten dauerhaft in den 
Verfahrensregeln der Konferenz festgelegt werden. 
Mit der New Urban Agenda könnte die Habitat III- 
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Konferenz einen entscheidenden Impuls zur Großen 
Transformation in den Städten leisten. Die New Urban 
Agenda sollte eine Brücke zur 2030 Agenda für Nach- 
haltige Entwicklung sowie zum Übereinkommen von 
Paris schlagen, indem sie deren Ergebnisse auf die 
lokale Ebene übersetzt - z. B. sollten die SDGs durch 
stadtspezifische Unterziele ergänzt werden. Außerdem 
sollte die New Urban Agenda den Prozess zur Erstel- 
lung einer internationalen Charta für die Transforma- 
tion zur nachhaltigen Urbanisierung auf den Weg brin- 
gen. Dieser sollte bis 2020 abgeschlossen sein und 
könnte als Vehikel und Kristallisationspunkt dienen, 
um die Idee des Gesellschaftsvertrags für die urbane 
Transformation in der internationalen Stadt- und Urba- 
nisierungspolitik zu etablieren (Kap. 8.4.4). Die Deut- 
sche Bundesregierung, insbesondere AA, BMUB und 
BMZ, sollte sich dafür einsetzen, die Elemente des 
Gesellschaftsvertrags und die Entwicklung einer Charta 
im Post-Habitat-III-Prozess zu verankern. 

G20: Urbanisierung und Transformation dauerhaft 
zum Thema machen 

Um die Auseinandersetzung mit Urbanisierung und 
Transformation weltweit zu beschleunigen und zu 
intensivieren, sollte sich die G20 dem Thema dauerhaft 
annehmen. Dabei kommt der Deutschen Bundesregie- 
rung mit ihrer G20-Präsidentschaft 2017 eine Schlüs- 
selrolle zu. Sie sollte diese Chance nutzen und das 
Thema auf die Agenda setzen. Der WBGU regt an, dafür 
eine entsprechende Initiative zusammen mit China, der 
Präsidentschaft von 2016, und Indien, der Präsident- 
schaft von 2018 - gleichzeitig die Länder mit den am 
schnellsten wachsenden Städten - ins Auge zu fassen. 
Zudem sollte bereits jetzt die chinesische Präsident- 
schaft bei der geplanten Skizzierung eines Aktions- 
plans für die Umsetzung der 2030 Agenda zur Nach- 
haltigen Entwicklung unterstützt werden. 

OECD-DAC-Kriterien: Urbanisierung und 
Stadtentwicklung zu übergeordnetem Förderbereich 
machen 

Urbanisierung und Stadtentwicklung spielen in der 
Entwicklungszusammenarbeit der OECD-Länder bisher 
keine gewichtige Rolle. Das Thema wird als „Stadtent- 
wicklung und -Verwaltung" vom Development Assis- 
tance Committee (DAC) der OECD dem übergeordne- 
ten Förderbereich „Andere multisektorale Maßnah- 
men" untergeordnet. Das OECD-DAC koordiniert die 
Entwicklungszusammenarbeit der OECD-Länder. Um 
die Wichtigkeit des Themas für die Transformation zur 
Nachhaltigkeit zu unterstreichen und für die Geber- 
länder Anreize für ein verstärktes Engagement im 
Bereich Urbanisierung und Stadtentwicklung zu set- 
zen, sollte das DAC „Urbanisierung und Stadtentwick- 


lung" als übergeordneten Förderbereich, etwa analog 
zu „Landwirtschaft" oder „Bodenschätze und Berg- 
bau", erfassen. 

Urbane Transformation als Kernthema in der 
Außen-, Entwicklungs-, Umwelt- und 
Forschungspolitik verankern 

Deutschland sollte in der internationalen Zusammenar- 
beit das Thema Urbanisierung und dessen Bedeutung 
für die Transformation zur Nachhaltigkeit vorantreiben 
und den Folgeprozess von Habitat III sowie die Imple- 
mentierung der Habitat-Beschlüsse aktiv unterstützen. 
Zudem sollte auch die Finanzierung dieser Prozesse 
gesichert werden, z.B. durch multilaterale und regi- 
onale Entwicklungsbanken oder Investitionsanreize. 
Das Thema „urbane Transformation zur Nachhaltig- 
keit" sollte von der deutschen Bundesregierung auf 
die Agenden der deutschen und europäischen Außen-, 
Entwicklungs-, Umwelt- und Forschungspolitik gesetzt 
werden. Auch bei der Umsetzung der deutschen Nach- 
haltigkeitsstrategie sollte dieses Thema ambitioniert 
und mit „mehr politischem Mut" (RNE, 2016) aufge- 
griffen werden. Bereits bestehende Aktivitäten soll- 
ten deutlich aufgestockt werden, um der Herausfor- 
derung in Bezug auf Dringlichkeit und Größenordnung 
gerecht werden zu können. Beispielsweise gilt es, in 
der UN Reformprozesse voranzutreiben, um das Thema 
Urbanisierung entsprechend seiner zentralen Bedeu- 
tung für die Transformation aufzuwerten (z.B. Stär- 
kung von UN-Habitat); in der Außenpolitik sollte die 
Rolle der Städte als internationale Akteure (etwa in der 
Klimapolitik) stärker berücksichtigt werden; im Rah- 
men der Entwicklungszusammenarbeit sollten mit Blick 
auf nachhaltige Urbanisierung und Fragen der Schaf- 
fung adäquater Wohnverhältnisse für Flüchtlinge aus- 
gewählte Pionierstädte besonders gefördert werden. 
Das BMZ sollte Urbanisierung und die damit zusam- 
menhängenden Herausforderungen (z.B. große Flucht- 
bewegungen, Klimaschutz und Anpassung an den Kli- 
mawandel, Ressourcennutzung) zu einem zentralen 
Eckpunkt der deutschen Entwicklungszusammenar- 
beit machen und das Engagement in diesem Bereich 
deutlich intensivieren. Innerhalb der Bundesregierung 
gilt es, personelle und finanzielle Ressourcen für die- 
ses Thema zu prüfen und gegebenenfalls aufzustocken. 
Auch die nationalen und internationalen Forschungs- 
agenden sollten sich verstärkt dem weltweiten Urba- 
nisierungsschub und seiner Rolle für die Transforma- 
tion widmen. 
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9.4.2 

Stadtverwaltungen zur Transformation befähigen 

Trotz zahlreicher wissenschaftlicher und politischer 
Diskussionen um die Rolle von Städten als Teile einer 
Mehrebenen-Governance ist die Gestaltungsfähigkeit 
der Städte nicht so weit ausgebaut, dass sie ihr trans- 
formatives Potenzial voll nutzen können. Um die bisher 
vornehmlich vertikal angeordneten Governance-Struk- 
turen horizontal zu erweitern und eine effektivere 
polyzentrische Verantwortungsarchitektur zu schaf- 
fen, sollte die Gestaltungsfähigkeit von Städten lang- 
fristig gestärkt werden. Hierbei müssen die Diversität 
der Entwicklungspfade und lokaler Herausforderungen 
berücksichtigt werden. Jedoch lässt sich situations- 
übergreifend feststellen, dass städtische Institutionen 
über ausreichend Kompetenzen, Personal, und Finan- 
zen verfügen müssen, um ihre Verantwortung für die 
Transformation wahrnehmen zu können. Es ist Aufgabe 
der Nationalregierungen und gegebenenfalls internati- 
onaler Zusammenarbeit, zusammen mit Städten diese 
Voraussetzungen zu schaffen. 

Subsidiaritätsprinzip konsequent umsetzen 
Der WBGU empfiehlt insbesondere die konsequente 
Umsetzung des Subsidiaritätsprinzips, nach dem die 
städtische Governance-Ebene alle Aufgaben wahrneh- 
men sollte, für die sie im Vergleich zu anderen Gover- 
nance-Ebenen am besten geeignet ist. Eine damit ver- 
bundene Zunahme an Aufgaben muss allerdings auch 
durch eine ausreichende Finanzierung gedeckt sein, 
um die Gestaltungsfähigkeit der Städte auch faktisch 
zu stärken (Kap. 8.2.2, 9.5). 

Die konsequente Umsetzung des Subsidiaritätsprin- 
zips bedeutet eine Überprüfung der Kompetenzvertei- 
lung zwischen den verschiedenen Governance-Ebenen 
innerhalb eines Staates im Hinblick auf die Frage, wel- 
che Aufgaben mit Stadtbezug am besten durch welche 
Ebene wahrgenommen werden sollten. Dabei sollte 
eine „Zuständigkeitsprärogative" (Calliess, 2011; Art. 
5 EUV, Rn. 20) für die Stadt als kleinste Einheit gelten. 

Städte in nationale Entscheidungsprozesse 
einbeziehen 

Überall dort, wo Städte Entscheidungen nicht selbst 
treffen, diese aber für ihr Handeln relevant sind, ist es 
sinnvoll, sie in regionale und nationale Gesetzgebungs- 
prozesse einzubinden. Die konkrete Ausgestaltung 
sollte den nationalen Gegebenheiten angepasst werden 
und kann von verbindlichen Konsultationsmöglichkei- 
ten bis hin zu Zustimmungsrechten der Städte reichen 
(Kap. 8.2. 1.2). 


Städte durch konstitutionelle Anerkennung 
rechtlich absichern 

Zusätzlich zum Subsidiaritätsprinzip und um städtische 
Mitsprachemöglichkeiten auf ein sicheres Fundament 
zu stellen, braucht es eine konstitutionelle Anerken- 
nung der Städte. Idealerweise sollte dies in Form eines 
kommunalen Selbstverwaltungsrechts geschehen, das 
gerichtlich durchsetzbar sein sollte (Kap. 8. 2. 1.3). 

Personelle Kapazität städtischer Verwaltung stärken 
Voraussetzung für gute Stadtentwicklung und die 
erfolgreiche Implementierung von Transformations- 
prozessen sind motivierte und gut ausgebildete Mitar- 
beiterinnen in den Stadtverwaltungen. Um die ökolo- 
gischen und sozialen Auswirkungen von Planungskon- 
zepten und Baumaßnahmen einschätzen und im Sinne 
der Großen Transformation handeln zu können, ist es 
notwendig, dass ökologische und sozialwissenschaft- 
liche Grundlagen in die Ausbildung von Stadtplaner- 
innen und städtischen Verwaltungsmitarbeitern integ- 
riert werden. Für die Nutzung der Möglichkeiten der 
Digitalisierung sollten entsprechende IT- und Daten- 
kapazitäten aufgebaut werden. Aufgrund der mögli- 
chen Sensibilität der Daten müssen verwaltungsintern 
Datenschutzkompetenzen aufgebaut werden. Zur Aus- 
wahl qualifizierter Mitarbeiter und der Schaffung 
attraktiver Arbeitsbedingungen ist es außerdem sinn- 
voll, den Stadtverwaltungen volle Personalhoheit ein- 
zuräumen (Kap. 8.2.3). 

Korruption bekämpfen 

Alle städtischen Akteure sollten in Antikorruptions- 
strategien eingebunden werden. Folgende Maßnah- 
men können Ansatzpunkte zur Korruptionsprävention 
in Städten bieten: 

> Stadtverwaltungen sollten transparent handeln und 
entscheiden sowie für diese Entscheidungen zur 
Rechenschaft gezogen werden können. Daher sollte 
sich jede Stadtverwaltung auf ein gesamtstädtisches 
Integritätsmanagement gesetzlich verpflichten. Ins- 
besondere sollte ein möglichst unbeschränkter 
Zugang der Zivilgesellschaft zu Informationen über 
Entscheidungsprozesse der Verwaltung im Zusam- 
menhang mit öffentlichen Aufträgen gesichert wer- 
den. Der WBGU empfiehlt außerdem feste Regeln 
zur Informationsfreiheit (Informationsfreiheitsge- 
setze) sowie einen wirksamen Schutz von Hinweis- 
gebern (Whistleblower-Schutz). 

> Stadtverwaltungen sollten außerdem Maßnahmen 
zur Korruptionsprävention in öffentlichen Vergabe- 
verfahren etablieren und z.B. die Anwendung eines 
Integritätspaktes bei öffentlichen Bauaufträgen ein- 
führen. Die freihändige Vergabe und beschränkte 
Ausschreibungen sollten auf zugelassene Ausnah- 
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men beschränkt werden. Daneben sollten Stadtver- 
waltungen z.B. feste Verhaltensregeln zur Annahme 
von Geschenken, Belohnungen und sonstigen Vor- 
teilen festlegen. Außerdem sollten Städte ein Regis- 
ter über korruptionsauffällige Unternehmen einfüh- 
ren. 

> Auch wirtschaftliche Akteure in Städten, insbeson- 
dere der Bausektor, sollten sich auf Antikorruptions- 
vereinbarungen verpflichten. Es sollten z.B. firmen- 
interne Compliance-Programme entwickelt werden, 
die u.a. den Beschäftigten die Möglichkeit geben, 
Korruption in ihrem Tätigkeitsbereich anonym anzu- 
zeigen (z.B. über eine Ombudsperson). 

Gemeinwohlverträglichkeit von Privatinvestitionen 
sicherstellen und Immobilienspekulationen 
begrenzen 

Um die Gestaltungsfähigkeit von Stadtgesellschaften zu 
erhalten, sollten außerdem die Gemeinwohlverträglich- 
keit von Privatinvestitionen sichergestellt und Immo- 
bilienspekulationen begrenzt werden. Lokale und nati- 
onale Maßnahmen sollten gut ineinandergreifen und 
von globalen Initiativen flankiert werden. Zur Förde- 
rung einer gemeinwohlorientierten Wohnraumentwick- 
lung ist eine diversifizierte Wohnungs- und Immobili- 
enpolitik erstrebenswert. Zu den Maßnahmen gehören 
die Stärkung und der Ausbau des sozialen Wohnungs- 
baus, um einen Teil des Wohnungsangebots dem (spe- 
kulativen) Markt zu entziehen und zur Sicherung sub- 
stanzieller Teilhabe für bedürftige Bevölkerungsgrup- 
pen zu reservieren. Außerdem sollten ein Mietmarkt, 
der durch starken Mieterschutz (Kündigungsschutz, 
Begrenzung von Mietpreissteigerungen) charakterisiert 
ist, sowie alternative Eigentumsformen wie Genossen- 
schaften gefördert werden. Die Einführung und Erhe- 
bung von Grundsteuern und Grunderwerbssteuern 
ermöglicht es, einen Teil der Spekulationsgewinne zu 
vergesellschaften. Hier sind innovative Weiterentwick- 
lungen notwendig, bei der auch die Sozialverträglich- 
keit mitberücksichtigt wird. Ergänzt werden sollten 
diese Maßnahmen auf globaler Ebene durch überprüf- 
bare, nachhaltige Investmentstandards, durch die sich 
Immobilieninvestoren selbst verpflichten (Kap. 8.2.3). 

9.4.3 

Kollaborative Governance etablieren: 
Stadtgesellschaften zur Mitgestaltung 
befähigen und einbinden 

Auch institutionell und finanziell gestärkte Stadtregie- 
rungen und -Verwaltungen werden die Große Transfor- 
mation in ihren Städten nicht alleine umsetzen kön- 
nen. Eine der wesentlichen Empfehlungen des WBGU 


ist es daher, alle Teile der Stadtgesellschaft zur Mitge- 
staltung der Transformation zu befähigen und sie ein- 
zubinden. Kernelement dieser Befähigung und Einbin- 
dung ist die Umsetzung einer kollaborativen Gover- 
nance. Kollaborative Governance beruht auf starken 
Partizipationsstrukturen, fördert und erkennt zivilge- 
sellschaftliche Eigeninitiative an und bindet die Bevöl- 
kerung einer Stadt als gleichberechtigte Akteurin- 
nen in Governance-Prozesse ein (Kap. 8.3). Sie setzt 
ein ernsthaftes Interesse an den Belangen der Stadt- 
bevölkerung voraus, der man auf Augenhöhe begeg- 
nen muss und die, dort wo es sinnvoll ist, eingebun- 
den werden muss. Um das Konzept einer kollaborativen 
Governance umzusetzen, sollten formelle Diskursräume 
gestärkt und Frei- und Experimentierräume geschaffen 
werden. Dort wo informelle Siedlungen und Strukturen 
existieren, sollten diese nicht beseitigt, sondern aner- 
kannt und integriert werden. 

Diskursräume stärken 

Um öffentliche Diskursräume zu stärken, sollten die 
Voraussetzungen für effektive Partizipationspro- 
zesse geschaffen werden. Hierzu sollten Stadtverwal- 
tung und Stadtplaner mit den entsprechenden Kom- 
petenzen und Informationen ausgestattet werden. Bei 
Stadtplanern sollte dies fester Bestandteil ihrer Aus- 
bildung werden. Sind diese Voraussetzungen geschaf- 
fen, so steht ein breites Spektrum an Partizipations- 
formen zur Verfügung, bei deren Auswahl insbeson- 
dere auf eine inklusive Gestaltung geachtet werden 
sollte. Digitale Technologien bieten hierzu große Chan- 
cen. Voraussetzungen dafür sind der Internetzugang für 
alle Bürger (inklusive benachteiligter und vulnerabler 
Gruppen) und digitale Medien- und Datenkompeten- 
zen in allen Teilen der Zivilgesellschaft, die sich nicht 
nur auf rezeptive Nutzung (Lesen von Webseiten usw.) 
beschränkt, sondern eine aktive Nutzung (Kommen- 
tieren, Teilen, Erstellen von Webseiten usw.) mit ein- 
schließt (Kap. 6, 8.3). 

Frei- und Experimentierräume schaffen 
Zusätzlich zu diesen formalisierten Diskursmöglichkei- 
ten sollten in Städten Frei- und Experimentierräume 
geschaffen werden, die ein Ausprobieren nachhaltiger 
Lebensweisen durch die Stadtbevölkerung ermöglichen 
(Kap. 8.3.2). Wenn solche Experimentierräume bereits 
genutzt werden, wie z.B. in Form urbaner Gärten oder 
lokaler Märkte, sollten diese anerkannt und gefördert 
werden, ohne die kreativen Prozesse zu stören. Für die 
Umsetzung und Skalierung von Nischeninnovationen 
bedarf es unterschiedlicher Schnittstellen mit Politik, 
Verwaltung und Wirtschaft, gegenseitiges Interesse 
und Unterstützung. Politik und Verwaltung sollten eine 
Sensibilität für den Wert kreativer Nischen entwickeln. 
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Informelle Quartiere in die Stadtentwicklung 
einbeziehen und bezahlbaren Wohnraum schaffen 
Informelle Siedlungen und Quartiere sind integrale 
Bestandteile vieler Städte, die sich trotz ihrer schwie- 
rigen Ausgangslage am normativen Kompass orientie- 
ren und in Richtung Transformation entwickeln soll- 
ten. Dabei ist entscheidend, dass bereits bestehende 
(gewohnheitsrechtliche) Verfahren integriert wer- 
den und gleichzeitig kriminelle Praktiken zurückge- 
drängt werden. Insgesamt ist es erforderlich, dass die 
Rechte der Bevölkerung auch in informellen Siedlungen 
gestärkt und ihre Artikulations- und Gestaltungsfähig- 
keit durch kollaborative Governance unterstützt wer- 
den. Die existierenden informellen und formellen urba- 
nen Strukturen müssen miteinander verbunden wer- 
den, und Lokalregierungen sollten mit den informell 
agierenden Akteuren in ihrer Stadt direkt kommunizie- 
ren und kooperieren. Zusätzlich sollten Lokalregierun- 
gen (wieder) stärker die Belange benachteiligter Bevöl- 
kerungsgruppen in der Stadtplanung berücksichtigen 
und Konzepte zur Schaffung von günstigem Wohnraum 
in ihren Städten umsetzen. Hierfür bedarf es gegebe- 
nenfalls auch nationaler Programme. 

(Transnationale) Zivilgesellschaftliche Netzwerke 
unterstützen 

Darüber hinaus sollten (transnationale) zivilgesell- 
schaftliche Netzwerke stärker unterstützt werden. 
Initiativen, wie z.B. Slum Dwellers International oder 
die Transition-Town-Bewegung, sollten gefördert wer- 
den, da ihnen als internationale Multiplikatoren eine 
wichtige Rolle bei der internationalen Verbreitung 
transformativer urbaner Ansätze zukommt. Diese 
Unterstützung sollte auf allen Governance-Ebenen 
stattfinden. 


9.5 

Finanzierung 

Übergreifend zu den transformativen Handlungsfeldern 
und der urbanen Governance sind Finanzierungsfra- 
gen für die urbane Transformation zentral (Kap. 2.5.4, 
8.2.2; Tab. 9.5-1). 


9.5.1 

Herausforderungen 

Städten fehlen ausreichende finanzielle Kapazitäten, 
um die wachsenden lokalen Aufgaben und Infrastruk- 
turinvestitionen wahrnehmen zu können. Schätzungen 
des Finanzierungsbedarfs für Modernisierung, Erweite- 
rung und Neubau von Infrastruktur in den nächsten 15 


Jahren liegen im hohen zweistelligen Billionenbereich 
(CCFLA, 2015: US-$ 93 Bio.; Gouldson et al„ 2015: 
US-$ 89 Bio.; McKinsey, 2013: US-$ 57 Bio.). Für eine 
transformative Stadtentwicklung muss daher privates, 
öffentliches und internationales Kapital in ausreichen- 
der Höhe mobilisiert werden. 

In vielen Städten, insbesondere in Entwicklung- und 
Schwellenländern, gilt es, zunächst eine handlungs- und 
durchsetzungsfähige Verwaltung aufzubauen, die eigen- 
ständiger als bisher gegenüber dem Nationalstaat agieren 
kann und in der Lage ist, die ihr zur Verfügung stehenden 
Finanzierunginstrumente effektiv zu nutzen. 

9.5.2 

Ziele 

Ziel ist es, die kommunalen Verwaltungskapazitäten zu 
stärken und eine solide Finanzbasis herzustellen, um 
die Handlungs- und Durchsetzungsfähigkeit von Stadt- 
regierungen und Verwaltungen zu verbessern. 

Da öffentliche Mittel allein nicht ausreichen, um den 
Finanzierungsbedarf für Modernisierung, Erweiterung 
und Neubau von Infrastruktur zu decken, ist ein wei- 
teres Ziel, privates Kapital für urbane Infrastrukturen 
zu mobilisieren. Dabei sollten sich private Akteure auf 
nachhaltige Standards verpflichten, um die Berücksich- 
tigung öffentlicher Interessen durchzusetzen. 

Darüber hinaus sollten die internationale Entwick- 
lungs- und Klimafinanzierung koordiniert und stärker 
auf die nachhaltige Stadtentwicklung ausgerichtet 
werden. 


9.5.3 

Kernempfehlungen 

9.5.3.1 

Ziel 1: Kommunale Verwaltung und Finanzbasis 
stärken 

National: Solide Grundfinanzierung durch 
ausreichende Transferzahlungen gewährleisten 
Auch bei Erreichen eines effizienten Einsatzes der 
jeweiligen Finanzierungsinstrumente wird die finanzi- 
elle Ausstattung von Kommunen und Städten in Ent- 
wicklungsländern schwach bleiben. Hauptziel der 
Zuweisungen der Nationalstaaten an die lokale Ebene 
sollte daher die Sicherstellung eines Mindeststandards 
für die flächendeckende Versorgung mit öffentlichen 
Leistungen sein (substanzielle Teilhabe). Dafür muss 
eine relative Stabilität der jährlichen Zuweisungen 
gewährleistet sein, um eine langfristige Budgetplanung 
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Tabelle 9.5-1 

Kernempfehlungen für die Finanzierung der urbanen Transformation. Die genannten Maßnahmen müssen meist auf allen drei 
Ebenen aufgegriffen und vernetzt werden. 

Quelle: WBGU 


Ziele 

Wichtige Maßnahmen und Handlungsansätze 

Globale Ebene 

> Internationale Entwicklungs- und Klima- 
finanzierung koordinieren und stärker auf 
die nachhaltige Stadtentwicklung ausrichten 

> Internationale Kooperationen an bereits vereinbarten Zielen zur 
nachhaltigen Stadtentwicklung ausrichten 

> Internationale Finanzmittel problemangemessen an Kommunen 
lenken 


> Klärung der Anrechnungsregeln des Green Climate Fund (GCF) 
klären, um Doppelanrechnungen zwischen Entwicklungs- und 
Klimafinanzierung zu vermeiden 

> Privates Kapital für urbane Infrastruktur 
mobilisieren 

> Lokale Faktoren bei der Verknüpfung des Finanzsektors mit 
nachhaltigen Entwicklungszielen berücksichtigen 

> Bestehende Kriterien und Standards durch externe Evaluatoren 
prüfen lassen 

> Entwicklung verbindlicher Kriterien und Standards für nachhaltige 
Investitionen und Erweiterung um stadtspezifische Kriterien 

> Globalen Versicherungsmechanismus für urbane Infrastruktur und 


Weiterentwicklung innovativer Finanzierungsinstrumente 
einführen 

Nationale Ebene 

> Kommunale Verwaltung und Finanzbasis 
stärken 

> Solide Grundfinanzierung von Städten durch ausreichende 
Transferzahlungen gewährleisten 

> Transferzahlungen zur Stärkung des endogenen Finanzierungs- 
potenzials einsetzen und vorhandene Entwicklungspotenziale 
unterstützen 

> Erleichterte Nutzung der Finanzmärkte prüfen 

> Privates Kapital für urbane Infrastruktur 
mobilisieren 

> Langfristige und verbindliche nationale Transformationsstrategie 
erarbeiten 


> Inklusive Finanzinstitutionen schaffen 

Lokale Ebene 

> Kommunale Verwaltung und Finanzbasis 
stärken 

> Potenzial bestehender Finanzierungsinstrumente besser nutzen 

> Transparenz über kommunale Einnahmen und Leistungen 
herstellen 

> Lokale Gebietszuständigkeiten koordinieren und administrative 
und funktionale Grenzen in Einklang bringen 

> Privates Kapital für urbane Infrastruktur 
mobilisieren 

> Gemeinschaftliche Finanzierungsformen ausbauen 


zu erlauben. Dies kann z.B. durch einen über mehrere 
Jahre festlegten Anteil der Zuweisungen an den natio- 
nalen Einnahmen erreicht werden. 

National: Transferzahlungen zur Stärkung des 
endogenen Finanzierungspotenzials einsetzen und 
Entwicklungspotenziale unterstützen 
Um die städtische Finanzierung langfristig nachhaltiger 
zu gestalten, empfiehlt der WBGU, Transferzahlungen 
insbesondere in Entwicklungs- und Schwellenländern 
darauf auszurichten, das endogene Finanzierungspo- 
tenzial von Städten zu stärken. Möglichkeiten hierfür 
bietet die Bindung der Transferzahlungen an Refor- 
men für den Aufbau neuer Strukturen, wie z.B. effi- 
ziente Finanzmanagementsysteme, Katasterämter und 
administrative Kompetenzen zur Gebührenerhebung 


oder Ermittlung von Grundstücks- und Immobilienver- 
kehrswerten. In hochentwickelten Ländern, die bereits 
über eine flächendeckende Versorgung mit öffentlichen 
Leistungen verfügen, sollten die Verteilungsschlüssel 
vorhandene Entwicklungspotenziale unterstützen. 

National: Erleichterte Nutzung der Finanzmärkte 
prüfen 

Für Städte und Kommunen, die regelmäßige und 
umfangreiche eigene Einnahmen generieren sowie ein 
erfolgreiches Finanzmanagement vorweisen können, 
sollte eine Erleichterung des Zugangs zu den Kapi- 
tal- und Finanzmärkten geprüft werden. Die Entwick- 
lung von Instrumenten für ein effizientes Schulden- 
management auf lokaler Ebene ist hierfür zentral. Dar- 
über hinaus muss gewährleistet sein, dass das auf- 
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genommene Kapital für Investitionen und nicht zur 
Finanzierung laufender Ausgaben verwendet wird, um 
leichtfertige Schuldenfinanzierung auszuschließen. Da 
es für kommunale Kredite, Kommunalanleihen, Green 
Bonds und ähnliche Finanzierungsinstrumente bislang 
kaum Standards und Sekundärmärkte gibt, ist es wich- 
tig, die bestehenden Instrumente und den entspre- 
chenden Markt weiterzuentwickeln, um die Finanz- 
risiken sowohl für Investoren als auch für die Stadtver- 
waltung möglichst gering zu halten. Branchen, die das 
Potenzial haben eine große transformative Wirkung zu 
erzielen, sollten durch gezielte Kreditvergabe von nati- 
onalen und regionalen Banken, z.B. durch Festlegung 
eines Kreditvergabeanteils, gefördert werden (prio- 
rity sector lending). Dies gilt insbesondere für Techno- 
logien, die Entwicklungssprünge (Leapfrogging) erlau- 
ben, wie z.B. erneuerbare Energien und Mikronetze. 
Entwicklungsbanken sollten diese Ziele mit entspre- 
chenden Programmen unterstützen. 

Lokal: Potenzial bestehender 
Finanzierungsinstrumente nutzen 
Da sich die Flandlungskompetenzen einzelner Städte 
und die nationalen Rahmenbedingungen weltweit 
stark unterscheiden, müssen Zuständigkeiten und Ins- 
trumentenportfolios an den jeweiligen nationalen und 
lokalen Kontext angepasst sein. Um ihre finanzielle 
Situation zu verbessern, sollten Städte und Kommu- 
nen langfristige finanzielle Zielvorgaben festlegen und 
möglichst Finanzierungsinstrumente einsetzen, die 
eine Lenkungswirkung im Sinne des normativen Kom- 
passes des WBGU entfalten. 

Das Potenzial bestehender Finanzierungsinstru- 
mente ist in vielen Städten noch nicht voll ausge- 
schöpft. Neben zusätzlichem Einnahmepotenzial für 
Städte und Kommunen durch Steuern, insbesondere 
Grundsteuern, ist auch die Erhebung von Gebühren für 
kommunale Leistungen, wie Wasserversorgung, Abfall- 
entsorgung usw., in vielen Städten weltweit ungenutzt 
(UN-Habitat, 2009a). Grundsteuern bilden eine dyna- 
mische und regelmäßige Einkommensquelle insbeson- 
dere in schnell wachsenden Städten, da dort hohe Preis- 
steigerungen zu erwarten sind. Weiterhin sind Grund- 
erwerbssteuern insbesondere in Städten, die attraktiv 
für Investoren sind und somit ein relativ hohes Trans- 
aktionsvolumen aufweisen, eine relevante Einnahmen- 
quelle. Stadtregierungen sollten prüfen, wie Grund- 
steuern eingesetzt werden können, um neben der Stär- 
kung der kommunalen Einnahmen eine transformative 
Wirkung zu erzielen. Dies könnte z.B. durch progres- 
sive Steuersätze, den Einsatz individueller Werterfas- 
sung anstatt Zonierungen für höherwertige Grundstü- 
cke und Immobilien oder die Kopplung des Steuersat- 
zes an den Flächenverbrauch erreicht werden. 


Lokal: Transparenz über Einnahmen und Leistungen 
herstellen 

Eine durch Erhebung von Steuern und Gebühren ver- 
besserte lokale finanzielle Ausstattung sollte mit einer 
sichtbaren Verbesserung der entsprechenden kom- 
munalen Leistungen einhergehen, um den Erwartun- 
gen der Bevölkerung gerecht zu werden und ihre Zah- 
lungsbereitschaft zu steigern. Um für Transparenz zu 
sorgen, empfiehlt der WBGU, dass Städte und Kommu- 
nen Informationen über öffentliche Einnahmen sowie 
Ausgaben für Infrastruktur und öffentliche Leistungen 
im Zusammenhang darstellen und öffentlich verfügbar 
machen. 

Lokal: Gebietszuständigkeiten koordinieren und 
administrative und funktionale Grenzen in Einklang 
bringen 

Um das lokale Einnahmenpotenzial bestmöglich aus- 
zuschöpfen, sollten Städte und Kommunen sich über 
lokale Gebietszuständigkeiten hinaus koordinieren und 
wo möglich langfristig die administrativen und funkti- 
onalen Grenzen in Einklang bringen, z.B. durch Zusam- 
menschlüsse von Kommunen. Die rasante Urbanisie- 
rung führt zu einer Veränderung der räumlichen Aus- 
dehnung des Stadtgebietes. Dadurch ergeben sich 
Probleme in der Koordination der Aufgabenbewälti- 
gung sowie in der effizienten Nutzung lokaler Finan- 
zierungsquellen. Der räumliche Zuschnitt öffentlicher 
Leistungen (z.B. Abfallentsorgung, Wasserversorgung) 
muss daher insbesondere in schnell wachsenden Städ- 
ten verändert und lokale Gebietszuständigkeiten dem- 
entsprechend angepasst werden (interkommunale 
Kooperationen). 

9.53.2 

Ziel 2: Privates Kapital für urbane Infrastruktur 
mobilisieren 

Global: Lokale Faktoren bei der Verknüpfung des 
Finanzsektors mit nachhaltigen Entwicklungszielen 
berücksichtigen 

Die zunehmende Verbindung des finanziellen Ord- 
nungsrahmens mit nachhaltigen Entwicklungszielen 
(UNEP und IEH, 2015) sowie die Änderung der Denk- 
und Handlungsweise von kurz- zu langfristig sind 
Trends, die in die richtige Richtung gehen. Maßnahmen 
auf städtischer Ebene, deren Bedeutung innerhalb der 
bestehenden Initiativen an vielen Stellen hervorgeho- 
ben wird, sollten gleichermaßen in einen gemeinsamen 
Handlungsrahmen unter Berücksichtigung der höher 
liegenden Ebenen überführt werden. 
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Global: Bestehende Kriterien und Standards durch 
externe Evaluatoren prüfen 

Bestehende Kriterien und Standards, wie die von der 
International Capital Market Association entwickel- 
ten „Green Bond Principles" (ICMA, 2015) oder die 
auf eine UN-Initiative zurückgehenden „Principles of 
Responsible Investment" (PRI, 2015), sollten durch 
externe und unabhängige Evaluatoren, wie die Interna- 
tionale Climate and Environmental Research University 
of Oslo (CICERO), geprüft werden. Die Kompetenzen 
und Kapazitäten der evaluierenden Institutionen soll- 
ten dementsprechend ausgeweitet werden. 

Global: Verbindliche Kriterien und Standards 
für nachhaltige Investitionen prüfen und um 
stadtspezifische Kriterien erweitern 
Langfristig sollten einheitliche Kriterien und Standards 
entwickelt werden und freiwillige Leitlinien in diesem 
Zusammenhang verschärft und verpflichtend werden, 
um Transparenz in Bezug auf die Sozial- und Umwelt- 
verträglichkeit von Investitionen und Finanzierungs- 
flüssen herzustellen (z.B. durch Carbon-Disclosure- 
Regeln, Impact Reporting). Die bestehenden Initiativen 
sollten um stadtspezifische Kriterien erweitert werden, 
um Investoren stärker für die stadtgesellschaftliche 
Erwartung an urbane Lebensqualität zu sensibilisieren. 

Global: Versicherungsmechanismus für 
urbane Infrastruktur einführen und innovative 
Finanzierungsinstrumente weiterentwickeln 
Zur Gewährleistung von Bestandsschutz und Vertrau- 
ensschutz bedarf es verbindlicher Aussagen dazu, wel- 
che Planungsansätze langfristig von Regierung und 
Kommunen unterstützt werden und welchen Anfor- 
derungen eingesetzte Technologien genügen müssen 
(WBGU, 2012). Insbesondere in Entwicklungsländern 
sollten Investitionsrisiken und Rechtsunsicherheit ver- 
mindert werden, um mehr Kapital für Investitionen 
in urbane Infrastrukturen und Gebäude zu mobilisie- 
ren (WBGU, 2012). Der WBGU empfiehlt hierfür die 
Einführung eines globalen Versicherungsmechanismus 
für urbane Infrastruktur sowie die Weiterentwicklung 
innovativer Finanzierungsinstrumente, wie z.B. das 
Bündeln städtischer Investitionen (pooling) in recht- 
lich selbständige Gesellschaften (special purpose vehic- 
les) und die Platzierung von Anleihen oder Ertragsrech- 
ten dieser Gesellschaften (z. B. Yieldcos) auf dem Kapi- 
talmarkt. 

National: Festlegung einer langfristigen und 
verbindlichen nationalen Transformationsstrategie 
Zentral für die Mobilisierung von privatem Kapital für 
Investitionen in Infrastruktur ist die Festlegung einer 
langfristigen und verbindlichen nationalen Transforma- 


tionsstrategie, um Planungs- und Rechtssicherheit zu 
verbessern und eine Koordinierung auf unterschiedli- 
chen administrativen Ebenen sowie mit privaten Akteu- 
ren zu ermöglichen. An der Entwicklung der nationalen 
Transformationsstrategie sollten auch lokale Akteure 
beteiligt sein, um die diversen lokalen Ausgangssitu- 
ationen zu berücksichtigen und erfolgreiche Maßnah- 
men auf der städtischen Ebene in einen gemeinsamen 
Handlungsrahmen zu überführen. 

National: Inklusive Finanzinstitutionen schaffen 
In Entwicklungsländern gilt es, insbesondere inklusive 
Finanzinstitutionen auszubauen und Finanzdienstleis- 
tungen für arme Bevölkerungsgruppen zugänglich zu 
machen. Durch den Einsatz von durch Mobilfunk über- 
tragenem Zahlungsverkehr und die steigenden Rück- 
überweisungen von Migranten ergeben sich neue 
Möglichkeiten für Mikrofinanzprodukte sowie Peer- 
to-Peer-Kredite, die die Zahlungsfähigkeit der ärmsten 
Bevölkerungsgruppen verbessern und neue Anreize 
schaffen, insbesondere die Infrastruktur in informellen 
Siedlungen auszubauen. Der WBGU empfiehlt, diese 
Entwicklungen durch die internationale Entwicklungs- 
hilfe sowie öffentliche und internationale Entwick- 
lungsbanken verstärkt zu fördern. 

Lokal: Gemeinschaftliche Finanzierungsformen 
ausbauen 

Auch im Bereich der Finanzierung nachhaltiger Stadt- 
entwicklung ist die Partizipation der Stadtbevölkerung 
zentral, und vorhandenes Engagement sollte unter- 
stützt werden. Dazu sollten gemeinschaftliche Finan- 
zierungsformen wie Energie- und Wohngenossenschaf- 
ten gefördert und verbreitet werden. Darüber hinaus 
empfiehlt der WBGU die Prüfung des Potenzials von 
Crowdsourcing-Plattformen zur Finanzierung von 
Nachbarschaftsprojekten und die Auswertung der dort 
entstehenden Daten, um abzuleiten, welche Projekte 
für lokale Gemeinschaften wichtig sind. 

9.53.3 

Ziel 3: Internationale Entwicklungs- und 
Klimafinanzierung stärker auf Stadtentwicklung 
ausrichten 

Global: Internationale Kooperationen an 
vereinbarten Zielen ausrichten 
Für Städte in Entwicklungsländern sind finanzielle 
Unterstützungsmaßnahmen im Rahmen der internatio- 
nalen Zusammenarbeit von zentraler Bedeutung. Der 
WBGU unterstützt, dass im Addis-Abeba-Aktionsplan 
vom Juli 2015, in dem sich 193 Ländern auf ein trag- 
fähiges Rahmenwerk für die Umsetzung der neuen glo- 
balen Entwicklungsziele und eine stärkere Verknüpfung 
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der internationalen Entwicklungs- und Klimaagenden 
geeinigt haben, der Investitionsbedarf in Städten sowie 
der Bedarf an verstärkter internationaler Kooperation 
zum Aufbau und zur Stärkung lokaler Verwaltungs- 
kapazitäten mitberücksichtigt wurden (UN, 2015a: 
Action Area 34). Darüber hinaus ist als eines von fünf 
Zielen für die Ausgaben des Green Climate Fonds das 
Ziel „Creating climate-compatible Cities" genannt, so 
dass dem Bereich Stadtentwicklung in den bisherigen 
Ankündigungen, nach Einschätzung des WBGU, bereits 
ausreichend Bedeutung zukommt. 

Nationale und multilaterale Akteuren in der interna- 
tionalen Zusammenarbeit sollten einen stärkeren Fokus 
auf die Stadtentwicklung legen und vor dem Hinter- 
grund der globalen Urbanisierungsdynamik ihre opera- 
tiven Strategien kohärent an den internationalen Ver- 
einbarungen ausrichten sowie vereinbarte Ziele konse- 
quent umsetzen. 

Global: Internationale Finanzmittel 
problemangemessen an Kommunen lenken 
In der Zusammenarbeit mit nationalen Regierungen 
sollte sichergestellt werden, dass auch eine direkte För- 
derung der Städte und Kommunen im Zuge der inter- 
nationalen Zusammenarbeit möglich ist. Der WBGU 
empfiehlt, internationale Finanzmittel (z.B. Mittel der 
öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit, der Ent- 
wicklungsbanken, des Green Climate Fund) probleman- 
gemessen an Kommunen zu lenken und insbesondere 
zum Abbau struktureller Engpässe, wie der Sicherstel- 
lung der städtischen Basisinfrastruktur und Grundfunk- 
tionen, der Stärkung des städtischen Managements, der 
Einrichtung von Kommunalfinanzierungsinstrumenten 
und der direkten Mobilisierung privater Mittel, einzu- 
setzen (Meyer, 2016). Da die meisten internationalen 
Entwicklungsbanken eine Garantie der Nationalregie- 
rung für subnationale Finanzierungen verlangen und es 
einigen Entwicklungsbanken - wie etwa der KfW Ban- 
kengruppe - nicht erlaubt ist, Projektfinanzierungen 
zu tätigen und die damit verbundenen Projektrisiken 
zu tragen, sind entsprechende Änderungen und Inst- 
rumente für das Risikomanagement notwendig, so dass 
langfristig mehr Geld bei den Kommunen ankommt. 

Global: Anrechnungsregeln des Green Climate Fund 
klären, um Doppelanrechnungen zu vermeiden 
Mit dem Green Climate Fund, in den auch Städte einzah- 
len, stehen zukünftig erhebliche Mittel zur Verfügung, 
die auch für die urbane Transformation in Richtung 
Klimaverträglichkeit genutzt werden können. Bislang 
ist es jedoch noch nicht gelungen, sich auf eine Festle- 
gung der Anrechnungsregeln für die Klimafinanzierung 
der Industriestaaten zu einigen. Nach den geltenden 
Anrechnungsregeln treten inhaltliche und planerische 


Überschneidungen zwischen Klima- und Entwicklungs- 
finanzierung auf (KfW, 2015). Der WBGU empfiehlt, 
Unklarheiten bei den Anrechnungsregeln transparent 
darzustellen und zeitnah aufzulösen. 


9.6 

Zusammenschau 

Das vorliegende Gutachten skizziert die besonderen 
Herausforderungen und Chancen dieses Jahrhunderts 
der Städte mit Blick auf die erforderliche Transforma- 
tion zur Nachhaltigkeit. Charakteristisch für die Debatte 
um die Suche nach Lösungen ist die enorme Vielfalt an 
Instrumenten und Lösungspfaden. Daraus folgt die Ein- 
sicht, dass es keine Blaupausen für nachhaltige Stadt- 
entwicklung geben kann. Dennoch wagt der WBGU in 
Tabelle 9.6-1 eine Ordnung, Verdichtung und Zuspitzung 
der in Kapitel 9. 1 bis 9.5 gegebenen Empfehlungen und 
priorisiert in zweierlei Hinsicht: 

1. In dem durch vielfältige Dynamiken gekennzeich- 
neten globalen Urbanisierungsschub lassen sich 
sechs zentrale Entwicklungsrisiken identifizieren 
(Kap. 7.5). 

2. Zur Bewältigung dieser herausragenden urba- 
nen Problemlagen und der Gestaltung der urba- 
nen Transformation zur Nachhaltigkeit lassen sich 
notwendige Paradigmenwechsel und übergeord- 
nete Zielsetzungen sowie dazu passende Maßnah- 
men mit besonders großer Hebelwirkung zuordnen. 
Dabei geht es nicht nur um Planungs- und Gover- 
nance-Fragen, sondern vielfach auch um die Akti- 
vierung des transformativen Potenzials der Stadtge- 
sellschaften selbst. 

Als übergreifende Maßnahmen empfiehlt der WBGU, das 
Thema „Urbanisierung und Transformation" dauerhaft 
zu einem Tagesordnungspunkt der G20 aufzuwerten. 
Die deutsche G20-Präsidentschaft im Jahr 2017 sollte 
dazu genutzt werden das Thema auf die Agenda zu set- 
zen. Zudem empfiehlt der WBGU der Bundesregierung, 
sich für eine Reform des UN-Habitat-Programms sowie 
die Schaffung eines internationalen wissenschaftlichen 
Panels zu Urbanisierung und nachhaltiger Stadtentwick- 
lung einzusetzen. Die internationale Forschung sowie 
die inter- und transdisziplinäre Arbeitsweise in diesem 
Bereich sollten gestärkt werden. Denn am Ende bleibt 
die urbane Transformation zur Nachhaltigkeit, trotz des 
vorhandenen breiten Instrumentenportfolios, auch ein 
gesellschaftlicher Suchprozess. 
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Tabelle 9.6-1 

Herausragende Risiken des globalen Urbanisierungsschubs: Übergeordnete Zielsetzungen und Maßnahmen zur Problemlösung 
mit großer Hebelwirkung. 

Quelle: WBGU 

Urbanisierungsschub bis 2050 - Ziele Maßnahmen und Handlungsansätze 

Sechs Entwicklungsrisiken des 
globalen Wandels 


Entwicklung innerhalb der 
planetarischen Leitplanken: 

Ob planetarische Leitplanken einge- 
halten werden können, entscheidet 
sich in den reifen Städten sowie den 
schnell wachsenden, neuen Stadt- 
quartieren Asiens und Afrikas. 

Nur wenn dort klimaverträgliche, 
nachhaltige Städte entstehen, 
können ein gefährlicher globaler 
Umweltwandel und eine damit 
verbundene globale Bedrohung 
von Wohlstand und Lebensqualität 
verhindert werden. 


> Bis spätestens 2070 alle fossilen 
C0 2 -Emissionsquellen in Städten 
durch emissionsfreie Alternativen 
ersetzen 

> Stadtentwicklung so ausrichten, 
dass Energienachfrage begrenzt 
wird 

> Möglichst vollständige Kreislauf- 
wirtschaft in diesem Jahrhundert 
etablieren 

> C0 2 -emissionsintensive Baumate- 
rialien wie Stahlbeton durch klima 
verträgliche Alternativen ersetzen 


> Dekarbonisierungsfahrpläne für alle 
Städte erstellen 

> Neu entstehende Städte perspekti- 
visch nur noch emissionsfrei planen 
und nachhaltigen Umgang mit 
Materialien und Stoffströmen 
sicherstellen 

> Wohn- und Arbeitsquartiere durch- 
mischt und nur in fußläufiger Nähe 
zu ÖPNV bauen und entwickeln 
(Transit-oriented Development) 

> Verstärkt Anreize für passive Ener- 
gieeinsparung bei der Quartiersent- 
wicklung und Bauen setzen 

> Bauvorschriften: Modulare Bau- und 
Konstruktionsweisen, inkl. Rückbau- 
und Recyclingfähigkeit, fördern, vor 
allem klimaverträgliche Baustoffe 


Lokale Umweltbedingungen als 
zentrale Dimensionen urbaner 
Lebensqualität: 

Gute lokale Umweltbedingungen 
sind Voraussetzung für menschliche 
Lebensqualität. 

Insbesondere die Lebensqualität von 
2-3 Mrd. Menschen, die 2050 vo- 
raussichtlich in informellen Sied- 
lungen leben, hängt von wirkungs- 
vollen lokalen Umweltpolitiken ab. 


> Risiken des Klimawandels für 
Stadtgesellschaften mindern 

> Toxische oder umweltschädliche 
Stoffe substituieren 

> In Innenstädten perspektivisch nur 
noch emissionsfreie Mobilität 
zulassen 


> Luftreinhaltung und Klimaschutz 
integrieren 

> Motorisierten Individualverkehr in 
Innenstädten sukzessive reduzieren 

> Verantwortlichen Umgang mit 
Abfall und Recycling fördern sowie 
illegalen Abfallhandel eindämmen 
(Basler Übereinkommen) 

> Städte gesundheitsfördernd gestal- 
ten mit Fokus auf Begegnungs- und 
Aktivitätsräumen 

> Anpassung an den Klimawandel als 
iterativen Lernprozess in Stadtpla- 
nung integrieren: u.a. wissenschaft- 
liche Erkenntnisse einbeziehen 


Substanzielle Teilhabe und 
sozioökonomische Dimensionen: 

Weltweit steigen sozioökonomische 
Ungleichheiten und Exklusion in 
Städten und bedrohen Lebensqualität 
sowie Stabilität von Stadtgesell- 
, schäften. 

Besonders bedroht sind die 2-3 Mrd. 
Menschen, die 2050 voraussichtlich 
in informellen Siedlungen leben. 
Ungleichheit und Exklusion können 
Fluchtdynamiken auslösen und so die 
internationale Sicherheit bedrohen. 


> Paradigmenwechsel einleiten: 
Initiativen für die ärmsten 40% der 
weltweiten Stadtgesellschaften 
stärken 

> Inklusives Wachstum: Überpropor- 
tionale Zuwächse für untere 
Einkommensgruppen sichern 

> Zugangzu Basisinfrastrukturen, 
Bildung und Gesundheitsreinrich- 
tungen sichern 

> Inklusive urbane Mobilität 
(Unterziel SDG 11, accessible 
cities) bis 2030 implementieren 

> Bis 2030 Zugang zu bezahlbarer, 
verlässlicher, nachhaltiger und zeit- 
gemäßer Energie für alle sichern 
(SDG 7) 


> Globale Initiative von UN-Habitat, 
UNDP, UNEP, Weltbank für die 
erwarteten zusätzlichen 1-2 Mrd. 
Menschen, die in nicht adäquaten 
Wohnverhältnissen leben. 

> Recht auf angemessene Wohnver- 
hältnisse zum Kernbestandteil der 
bi- und multilateralen Entwicklungs- 
zusammenarbeit machen 

> UN, Entwicklungsbanken, multilate- 
rale Organisationen: Urbanisierung 
als Querschnittsthema verankern 

> Schwerpunktprogramm „Adequate 
Housing for All“ mit Fokus auf Regi- 
onal- und Mittelstädte bei der Welt- 
bank initiieren 

> Gesundheitsförderung durch sekto- 
rübergreifende Stadtplanung und 
-entwicklung sowie Stärkung kom- 
munaler Planungskompetenz dauer- 
haft verankern 

> OECD-DAC: Urbanisierung als 
Förderbereich aufwerten 
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Urbanisierungsschub bis 2050 - Ziele Maßnahmen und Handlungsansätze 

Sechs Entwicklungsrisiken des 
globalen Wandels 


Politische Teilhabe und Partizipa- 
tion als Voraussetzung für Lebens- 
qualität und Ziel von Transforma- 
tion: 

Für 2-3 Mrd. Menschen, die 2050 
voraussichtlich in prekären, infor- 
mellen Siedlungen leben, ist poli- 
tische Teilhabe kaum zu realisieren. 
Not, oft auch Gewalt, zuweilen be- 
wundernswerte Selbstorganisation, 
die auf die Abwesenheit öffentlicher 
Grundvorsorge reagiert, dominieren 
diese urbanen Gemeinschaften. 

In den neu entstehenden, geplanten 
Siedlungen, insbesondere Asiens, 
aber auch Afrikas, werden neue 
Mittelschichten politische Teilhabe 
einfordern. Wo diese nicht zuerkannt 
wird, drohen politische Instabilitäten. 


> Recht auf angemessene Wohnver- 
hältnisse umsetzen und politische 
Teilhaberechte sichern 

> Städte mit notwendigen Entschei- 
dungsbefugnissen ausstatten bzw. 
diese stärken 

> Städte durch Konsultationsmög- 
lichkeiten besser in nationale und 
regionale Entscheidungsprozesse 
einbinden 

> Kollaborative Governance: 
Strukturen etablieren und gesamte 
Stadtbevölkerung integrieren 

> Informelle Siedlungen und Quar- 
tiere stärken und in die Stadtent- 
wicklung einbeziehen 

> (Transnationale) zivilgesellschaftli- 
che Netzwerke unterstützen 

> Bezug zu globalen Belangen ver- 
bessern 


> Starke Partizipationsinstrumente 
nutzen 

> (Transnationale) zivilgesellschaft- 
liche urbane Netzwerke unterstüt- 
zen 

> Korruption bekämpfen und land 
grabbing eindämmen 

> Boden- und Immobilienspekulation 
eindämmen (Grundstücke - 
Erstkaufrecht oder Vetorecht für 
Kommunen sichern, nachhaltige 
Investitionsstandards global 
etablieren) 

> Innovative, sozialverträgliche 
Ansätze zu Grundsteuern und 
Grunderwerbssteuern entwickeln 
und einführen 

> Fürsprecher für globale Themen 
institutionalisieren 


Eigenart als Dimension urbaner 
Lebensqualität und Ressource der 
Nachhaltigkeitstransformation - 
abhängig von Chancen der Teilha- 
be: 

Eigenart als Bedingung für Lebens- 
qualität und Ressource für Transfor- 
mationen ist von Teilhabe abhängig. 
In reifen und neu geplanten Städ- 
ten/Quartieren wird Eigenart durch 
soziale und politische Ungleichheiten 
unterminiert. 


> Flächennutzung gemeinwohlorien- 
tiert gestalten 

> Baulich-räumliche Strukturen zur 
Schaffung urbaner Lebensqualität 
bereitstellen, wie z.B. gut zugängli- 
che, sichere Räume mit Nischen für 
Interaktion und zur Erholung ver- 
schiedener Nutzergruppen 


> Ausreichend städtische Räume in 
öffentlichem oder gemeinschaftli- 
chem Eigentum halten 

> Sozialverträglichkeitsprüfung für 
Flächennutzung einführen bzw. 
stärken 

> Mietmärkte mit hohem Mieter- 
schutz stärken, bezahlbaren 
Wohnraum schaffen 


In informellen Siedlungen wird Eigen- 
art durch Not und prekäre Teilhabe 
unterminiert. 

Eigenart ist für über 50% der 
Weltbevölkerung bedroht. 

Eigenart in informellen und neu 
geplanten Städten - Quadratur des 
Kreises? 

Für 1-2 Mrd. Menschen, die bis 2050 
voraussichtlich in neu geplanten 
Städten und Stadtquartieren Asiens 
und Afrikas leben, ist Eigenart im 
Sinne kreativer und von Stadtbewoh- 
nerinnen geprägter Stadtentwicklung 
nur schwer realisierbar. Gründe: hohe 
Geschwindigkeit des Städtebaus und 
vorherrschende Top-down-Planung. 

In informellen Siedlungen, in denen 
Not und nicht selten auch Gewalt 
regieren, in denen kaum öffentliche 
Institutionen funktionieren und wo 
zusätzlich 1-2 Mrd. Menschen unter 
prekären Wohnverhältnissen leben 
könnten, wird sich Eigenart kaum 
ausprägen können. 


> Urbanisierungsschübe entschleuni- 
gen; polyzentrische Raumgestal- 
tung statt konventionelle Stadt- 
flucht 

> Lebensqualität in informellen 
Siedlungen verbessern 

> Untere 40% der Einkommens- 
gruppen ins ins Zentrum der Stadt- 
entwicklung stellen 

> Inklusive Stadtquartiere schaffen 
(menschenorientiert, klimaverträg- 
lich) 

> Baulich-räumliche Strukturen zur 
Schaffung urbaner Lebensqualität 
bereitstellen, wie z. B. gut zugängli- 
che, sichere Räume mit Nischen für 
Interaktion und zur Erholung 
verschiedener Nutzergruppen 


> Lokal angepasste Planungssysteme 
etablieren 

> Paradigmenwechsel einleiten: Initia- 
tiven für die ärmsten 40% der welt- 
weiten Stadtgesellschaften stärken 

> Zunehmender Konzentration von 
Vermögen und Grundbesitz entge- 
gen wirken 

> Relevante urbane Akteure (u.a. 
Stadtregierungen, Architekten, 
Planer), für Verbesserung der 
Lebensqualität urbaner Armuts- 
gruppen gewinnen; umfassende 
öffentliche und private finanzielle 
Ressourcen mobilisieren 
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Forschung zur nachhaltigen 
Urbanisierung 



Mit Blick auf die Transformation zu nachhaltigen Städ- 
ten und auf nachhaltige Urbanisierung kommt der 
Forschung eine besondere Rolle zu. Bereits in seinem 
Hauptgutachten zur Großen Transformation (WBGU, 
2011) hat sich der WBGU mit der Bedeutung von For- 
schung und Bildung für Transformationsprozesse aus- 
einandergesetzt. 

Im damaligen Gutachten unterschied er zwischen 
Transformationsforschung, die „Übergangsprozesse 
exploriert, um Aussagen über Faktoren und kausale 
Relationen in Transformationsprozessen zu treffen“ 
(WBGU, 2011:374) und transformativer Forschung, 
die „in indirektem Bezug zur Transformation [steht], 
indem sie Umbauprozesse durch spezifische Innovati- 
onen in den relevanten Sektoren befördert" (WBGU, 
2011:374). Damit ist eine Forschung gemeint, die 
„Transformationsprozesse konkret durch die Entwick- 
lung von Lösungen sowie technischen und sozialen 
Innovationen [unterstützt] . Dies schließt Verbreitungs- 
prozesse in Wirtschaft und Gesellschaft sowie die Mög- 
lichkeiten zu deren Beschleunigung ein und erfordert 
zumindest in Teilen systemische Betrachtungsweisen, 
darunter die Beteiligung von Stakeholdern" (WBGU, 
2011:374). Der Beirat schlägt die transformative und 
Transformationsforschung nicht als Ersatz, sondern 
als Ergänzung von Grundlagen- und angewandter For- 
schung vor (Kasten 10-1). 

Das bessere Verständnis von Urbanisierungsprozes- 
sen im Kontext einer Großen Transformation wirft die 
Frage nach der dafür notwendigen Transformations- 
bzw. transformativen Forschung auf. Im vorliegenden 
Gutachten plädiert der WBGU dafür, auch die For- 
schungslandschaft zu Stadtentwicklung und Urbanisie- 
rung um transformative bzw. Transformationsforschung 
zu erweitern, um einer an gesellschaftlichen Zielen ori- 
entierten Forschung mehr Raum zu verschaffen. 

Dabei bewegt sich der WBGU mit seinem Gutach- 
ten zur urbanen Transformation in einem intensiv 
beforschten Feld. Allein in Deutschland existiert eine 
Vielzahl an mit Stadtforschung befassten universi- 
tären und außeruniversitären Institutionen und For- 
schungsprogrammen (Kap. 10.2). Entsprechend sind 


viele Forschungsfragen zur künftigen urbanen Agenda 
zumindest teilweise bereits gestellt worden. Einige 
Forschungsfragen bedürfen nach Auffassung des 
WBGU aber weiterer Vertiefung oder sind ganz neu 
zu stellen. Ziel dieses Kapitels ist es nicht, die beste- 
hende Forschung zur urbanen Transformation umfas- 
send aufzuarbeiten, sondern - vor dem Hintergrund 
der Transformationsanalyse des WBGU - notwendige 
Schwerpunktverschiebungen für die künftige Stadtfor- 
schungsagenda zu identifizieren. 

Das vorliegende Kapitel konzentriert sich auf die 
Forschung für urbane Transformationsprozesse. Zwar 
ist dem Beirat bewusst, dass die Bildung für eine nach- 
haltige Stadtentwicklung - vor allem für die Ermögli- 
chung akteursübergreifender, kollaborativer Stadtge- 
staltung gerade im Zusammenspiel mit der Forschung 
- zentral ist (Kasten 10-2). Eine umfassende Analyse 
transformativer Bildungsprozesse im urbanen Raum 
wäre jedoch ein eigenes Forschungsdesiderat. 

Das vorliegende Kapitel folgt einer dreigliedri- 
gen Struktur, die in Tabelle 10-1 verdeutlicht wird. In 
Kapitel 10.1 werden Schlüsselfragen einer urbanen 
Transformation skizziert. Orientierung dafür bieten die 
drei zentralen Dimensionen des normativen Kompasses 
(Kap. 3): (1) Erhaltung der natürlichen Lebensgrundla- 
gen als Ausdruck der Einhaltung globaler und lokaler 
ökologischer Leitplanken bzw. Grenzen, (2) Teilhabe als 
Ausdruck einer menschengerechten Stadtentwicklung 
und (3) Eigenart als Perspektive für die Vielfalt und die 
spezifischen Entwicklungsdynamiken urbaner Trans- 
formationsprozesse. Abgerundet werden diese Dimen- 
sionen durch die Querschnittsfrage nach der geeigne- 
ten Governance urbaner Transformation. Dabei geht 
es nicht nur um ein inhaltliches Programm im Sinne 
einer Transformationsforschung, sondern auch um ein 
methodisches (Weiter-)Entwicklungsprogramm für die 
Grundlagenforschung sowie angewandte und transfor- 
mative Forschung. 

Kapitel 10.2 beleuchtet bestehende Forschungs- 
programme und -institutionen anhand eines erwei- 
terten Kriterienrasters, das die Anforderungen an die 
Grundlagen- und anwendungsbezogene Forschung 
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Kasten 10-1 

Wissenschaft im Kontext der Großen 
Transformation 

Der WBGU betont ausdrücklich die Freiheit der Forschung: 
Grundlagenforschung soll durch transformative oder Trans- 
formationsforschung nicht in Frage gestellt, sondern ergänzt 
werden. Transformative und Transformationsforschung sollen 
das Spektrum verschiedener Wissenschaftstypen - von diszi- 
plinärer Grundlagenforschung bis zu anwendungsorientierter 
inter- und transdiziplinärer Forschung - erweitern. 

Traditionelle disziplinäre CGrundlagen-)Forschung bildet 
das Zentrum des Wissenschaftssystems. Die erkenntnis- 
orientierte Forschung verhilft zum breiteren Verständnis 
der gesellschaftlichen, natürlichen und technischen Umwelt. 
Damit ist dieser Forschungstypus auch eine wichtige Basis 
von Meinungsbildung und Demokratie. Neben der Grundla- 
genforschung haben die anwendungsorientierte Forschung 
und Technologieentwicklung einen festen Platz in der For- 
schungs- und Forschungsförderlandschaft. 


Die auf Nachhaltigkeit ausgerichtete transformative und 
Transformationsforschung sind in der Forschungslandschaft 
aus Sicht des Beirats noch nicht ausreichend entwickelt oder 
verwurzelt. Der WBGU plädiert dafür, das Forschungssystem 
entsprechend zu erweitern, um einer an gesellschaftlichen 
Zielen orientierten Forschung zusätzlichen Raum zu verschaf- 
fen CWBGU, 2011). 

Die Entgrenzung des Wissenschaftssystems im Verhältnis 
zum System gesellschaftlicher und politischer Prozesse hat 
inzwischen eine intensive Wissenschafts- und politiktheoreti- 
sche Debatte ausgelöst (z.B. Strohschneider, 2014; Ober, 
2014; Schneidewind, 2014; Grunwald, 2015). Eine stärkere 
Politisierung von Wissenschaft sollte auch im Kontext poten- 
zieller Gefahren gesehen werden, wie z.B. dem Missbrauch 
von Forschung durch totalitäre Systeme oder der Ausrichtung 
an den Zielen von Interessengruppen in Demokratien. Der 
WBGU betont deshalb die Bedeutung einer Auseinanderset- 
zung mit dem Wesen der Forschung und der Ausrichtung an 
Nachhaltigkeitszielen. Für den gesellschaftlichen Umgang mit 
umfassenden Transformationsprozessen ist diese Diskussion 
von zentraler Bedeutung. 


Tabelle 10-1 

Forschung zur urbanen Transformation: Anforderungen, inhaltliche Schlüsselthemen und grundlegende Empfehlungen. 
Quelle: WBGU 

Inhaltliche Schlüsselthemen Anforderungen an eine Grundlegende Empfehlungen für 

einer Forschung für die urbane transdisziplinäre Forschung zur eine weiterentwickelte Forschung 

Transformation urbanen Transformation zur urbanen Transformation 


Systemische Betrachtung 
möglichst unter Beachtung aller 
Dimensionen des normativen 
Kompasses: 

> Urbaner Metabolismus (z.B. 
Baustoffe, Phosphor, 
Elektroschrott) 

> Baulich-räumliche Gestalt 

> Teilhabe (urbane Lebens- 
qualität, Ungleichheit) 

> Urbane Gesundheit 

> Mobilität und Verkehr 

> Urbane Flächennutzung 

> Governance (Indikatoren und 
Ermöglichung städtischer 
„Außenpolitik“) 

Querschnittsfragen der 
Forschung für die urbane Trans- 
formation: 

> Datenbasis für eine globale 
urbane Transformations- 
forschung 

> Metareflektion überTransdiszi- 
plinarität und Partizipation 

> Zielkonflikte und Synergien 
zwischen der Erhaltung natürli- 
cher Lebensgrundlagen, 
Teilhabe und Eigenart im 
urbanen Raum 


> Normative Orientierung: Leitbild der 
nachhaltigen Stadtentwicklung im 
Kontext der Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen, Teilhabe und 
Eigenart 

> Strukturprinzipien: Ausrichtung der 
Forschung am gesellschaftlichen 
Bedarf durch Kodesign und 
Koproduktion von Wissen; 
Lösungsorientierung; Reflexivität 

> Ergebnisse und Auswirkungen: 
Generierung nachhaltiger Alternativen 
zu bestehenden Technologien und 
sozialen Praktiken durch technologi- 
sche, soziale oder Governance-Innova- 
tionen, Entwicklung von Kapazitäten 
auf individueller und institutioneller 
Ebene, Strukturbildung 


Koordination eines partizipativen 

Roadmap-Prozesses, mit dem BMBF 

als zentralem Akteur: 

1. Grundlagenforschung zur urbanen 
Transformation stärken 

2. Neue Dateninfrastrukturen als 
Basis für die Indikatorenbildung 
und das Monitoring der urbanen 
Transformation aufbauen 

3. Neue Formen der globalen 
Agenda-Setting-Prozesse für eine 
urbane Transformationsforschung 
etablieren 

4. Langfristige transdisziplinäre 
Forschungszentren auf Stadt- und 
Regionalebene aufbauen 

5. Capacity Development im 
Forschungsbereich international 
vorantreiben 
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Kasten 10-2 

Bildung für nachhaltige Städte 

Der WBGU sieht es als zentral an, neben der Produktion von 
transformationsbezogenem Wissen, dieses auch gesellschaft- 
lich zu verankern und für gesellschaftliche Transformations- 
prozesse verfügbar zu machen. Eine solche Perspektive reicht 
weit über Wissenschaft hinaus und umfasst auch allgemei- 
ne Bildungsprozesse. Dies gilt für Grundlagen- wie anwen- 
dungsbezogene Forschung gleichermaßen. Zudem hat der 
WBGU bereits in seinem Gutachten zur Großen Transforma- 
tion (WBGU, 2011) neben „Transformationsforschung" und 
„transformativer Forschung" auch zwischen „Transformati- 
onsbildung" und „transformativer Bildung" unterschieden 
(Abb. 10-1). 

Transformationsbildung stellt dabei „der Gesellschaft die 
Erkenntnisse der Transformationsforschung zur Verfügung". 
Dabei soll sie „geeignete Narrative des Wandels" entwickeln, 
„um diese über kreative Formen der Wissenskommunikation 
in den Alltagsdiskurs einzuspeisen und dort weiter zu ent- 
falten" WBGU, 2011:24). „Transformative Bildung generiert 
ein Verständnis für Handlungsoptionen und Lösungsansätze" 
(WBGU, 2011:24). In einem erweiterten Verständnis von 
transformativer Bildung involviert sie die Lernenden selbst in 
Transformationsprozesse und macht dies zur Grundlage des 
Lernens (Schneidewind und Singer-Brodowski, 2014:227 ff.). 

Transformationsbildung und transformative Bildung zielen 
letztlich auf eine Literacy im Hinblick auf Transformations- 
prozesse ab. Mit einer transformativen Literacy ist die Fähig- 
keit gemeint, „Transformationsprozesse adäquat in ihrer Viel- 
dimensionalität zu verstehen und eigenes Handeln in Trans- 
formationsprozesse einzubringen" (Schneidewind, 2013:83). 
Dies gilt für den urbanen Wandel in besonderer Weise. Urba- 
ne Transformationsprozesse sind Ausdruck des engen Zusam- 
menspiels von technologisch-infrastrukturellen, ökonomi- 
schen, institutioneilen, sozialen und kulturellen Dynamiken. 
Dies wird im vorliegenden Gutachten deutlich und drückt sich 
in den unterschiedlichen Städtebeispielen (Kap. 5) sowie dem 
Zusammenspiel von Erhaltung der natürlichen Lebensgrund- 
lagen, Teilhabe und Eigenart (Kap. 3) aus. 

Das Gutachten zeigt, dass neben dem Verständnis von 
Komplexität und den vielschichtigen Dynamiken gesell- 
schaftlicher Entwicklung auch individuelle und kollektive 
Kreativität und Innovativität wichtige Eigenschaften für die 
Transformation sind (Kap. 3.5, 8.3). Hier gilt es, einerseits 
die Fähigkeiten zum produktiven und kreativen Umgang mit 
Herausforderungen zu steigern und andererseits die Unsi- 
cherheiten und Ängste in Bezug auf Risiken und die Gefahr 
des Scheiterns zu reduzieren, die unweigerlich mit der Kon- 
frontation mit komplexen und ungewohnten Aufgaben ein- 
hergehen. Innovativität bedeutet daher auch, Unsicherheiten 
als Chancen wahrzunehmen (John, 2005). 


spezifiziert und die Transformations- und transforma- 
tive Forschung aus dem WBGU-Gutachten zur Großen 
Transformation aus dem Jahre 2011 weiterentwickelt. 
Das Kapitel konzentriert sich auf Schlüsselprogramme 
und -Institutionen, denen aus Sicht des WBGU beson- 
dere Relevanz zukommt. 

Kapitel 10.3 entwirft Eckpunkte einer neuen inhalt- 



Transformations- Transformations- 
forschung (Tf) bildung (Tb) 



transformative transformative 
Forschung (tF) Bildung (tB) 



Abbildung 10-1 

Typisierung der Forschung und Bildung für die 
Transformation. 

Quelle: WBGU, 2011:23 

Transformative Bildung bedeutet ein Lernen im Wand- 
lungsprozess - in Hochschulen, in Schulen und außerhalb 
von Bildungseinrichtungen, auch im Informellen. Quartiere 
und Städte im Wandel spielen daher nicht nur für Transfor- 
mations- und transformative Forschung eine wichtige Rolle, 
sondern sind immer auch Lern- und Bildungsorte für Akteure. 

Urbane Reallabore etwa, wie sie im vorliegenden For- 
schungskapitel als aktuelle Ansätze diskutiert werden, sind 
dabei wichtige Orte für die Verbindung von transformativen 
Forschungs- und Bildungsprozessen. Transformative For- 
schung und Bildung, die in urbane Transformationsprozesse 
eingebettet werden, erhöhen dabei die Reflexivität urbaner 
Transformation. Konkret stellt sich dabei die Frage, wie Kon- 
texte und Orte des Lernens und der Sozialisation geschaffen 
werden können, die transformative Bildung ermöglichen. 
Dabei gilt es, nicht nur kollektive, sondern auch individuelle 
Lern- und Entwicklungsprozesse in Anknüpfung an psycho- 
logische Forschung gezielt dahingehend zu betrachten, wie 
Reflexivität, Komplexitätsverständnis, Kreativität und Inno- 
vativität als Teil transformativer Bildung erhöht werden kön- 
nen. In der umweltpsychologischen Forschung (Degen et al., 
2014; Funke, 2001; Lantermann, 2001; Dörner et al., 1983) 
sowie der Forschung zu Umweltbildung und Bildung für 
nachhaltige Entwicklung (de Haan und Erben, 2014; Bor- 
mann und de Haan, 2008; Hein und Kruse-Graumann, 2004) 
bestehen hierfür bereits Anknüpfungspunkte, die entspre- 
chend erweitert und ergänzt werden können. 


liehen urbanen Forschungsagenda und geht dabei auch 
auf die damit verbundenen institutionellen Konsequen- 
zen ein. Die Empfehlungen richten sich dabei sowohl an 
die Forschungspolitik als auch an Forschungsinstitutio- 
nen, die im Feld der Stadtforschung tätig sind. 
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10.1 

Städte und die Große Transformation: wichtige 
Forschungslinien 

Die Auswahl der in diesem Kapitel dargestellten For- 
schungsthemen folgt den Schwerpunkten dieses Gut- 
achtens und beruht auf den im Gutachten identifizier- 
ten Wissenslücken. Vertiefend wurden außerdem wich- 
tige globale Berichte zu Urbanisierungsfragen (Kap. 2.6) 
sowie Forschungsagenden internationaler Programme 
und Forschungsverbünde in Hinsicht auf offene For- 
schungsfragen ausgewertet. Zusätzlich wurden Dis- 
kussionen mit nationalen und internationalen Exper- 
ten geführt sowie offene Forschungsfragen in einem 
Fachgespräch mit Expertinnen aus Stadt- und Urbani- 
sierungsforschung und -praxis am 20. November 2015 
in Berlin diskutiert (Kasten 10.1-1). 

Besonders drängende Forschungsfragen zu den im 
Gutachten identifizierten transformativen Handlungs- 
feldern, die wegen ihrer Dringlichkeit und Größenord- 
nung sowie ihres Potenzials zur Vermeidung von Pfad- 
abhängigkeiten und für großen Zusatznutzen beson- 
ders geeignet sind, Systemumschwünge zur Nachhal- 
tigkeit auszulösen (Kap. 4.1), werden im folgenden Text 
in Kästen dargestellt (Kästen 10.1-2 bis 10.1-11). 

10 . 1.1 

Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 

Die Forschung zur Umweltdimension urbaner Trans- 
formation widmet sich den planetarischen Leitplan- 
ken und den natürlichen Lebensgrundlagen im Kon- 
text der Stadtentwicklung auf lokaler, regionaler, nati- 
onaler und globaler Ebene (Kap. 3.3). Dabei standen 
Klimaschutz und die Anpassung von Städten an den 
Klimawandel in den letzten Jahren zunehmend im Zen- 
trum der Forschung. Dennoch gibt es noch immer einen 
Mangel an konsistenten und vergleichbaren C0 2 -Emis- 
sionsdaten auf Stadtebene. Darüber hinaus ist wenig 
erforscht, welche politischen Maßnahmen sich auf 
städtischer Ebene am besten eignen, um dem Klima- 
wandel zu begegnen und wie effektiv Städte vorhan- 
dene Klimaaktionspläne umsetzen (Seto et al., 2014; 
Corfee-Morlot et al., 2009; UKAID und DFID, 2012; 
UN-Habitat, 2011a; Urban Climate Change Research 
Network, 2011; Heinrichs et al., 2011). 

Aus Sicht des WBGU gilt es, in Zukunft insbeson- 
dere die Stoffstromdimension urbaner Entwicklung 
verstärkt zu erforschen (Kasten 10.1-2). International 
liegen bisher nur für sehr wenige Städte umfassende 
Analysen des urbanen Metabolismus vor (Kap. 2.3.2). 
Sollen Städte bis 2070 nicht nur klimaneutral sein, son- 


dern in diesem Jahrhundert auch weitgehend geschlos- 
sene Stoffkreisläufe (auf lokaler, nationaler oder glo- 
baler Ebene) erreicht werden, besteht großer Daten-, 
Forschungs- und Monitoringbedarf zum Metabolis- 
mus in Städten, auch in Bezug auf die Interaktion mit 
dem Umland und in der globalisierten Welt (z. B. UNEP, 
2012a; Urban Europe, 2015a). 

Städte werden bisher selten als Ökosystem betrach- 
tet. Themen wie Biodiversität in Städten oder die klima- 
tischen Auswirkungen auf in der Stadt lebende Spezies 
sind nicht ausreichend erforscht. Auch zu potenziellen 
Leistungen des Ökosystems Stadt (ecosystem Services) 
oder den Wechselwirkungen zwischen Vegetation und 
urbanem Metabolismus besteht weiterer Forschungs- 
bedarf (Revi et al„ 2014a; UNEP, 2012a). 


10.1.2 

Teilhabe 

Teilhabe in ihren substanziellen, ökonomischen und 
politischen Dimensionen zielt mitten in die gesellschaft- 
liche und soziale Organisation in Städten (Kap. 3.4). Zu 
diesen Fragen liegt heute schon umfassende Forschung 
vor - in konzeptioneller wie empirischer Hinsicht. 

Die unzureichende Datenverfügbarkeit auf städti- 
scher Ebene stellt in vielen Städten ein Problem dar. 
Der Mangel an vergleichbaren Daten vor allem zu 
sozialen Gruppen innerhalb von Städten (z.B. aufge- 
schlüsselt nach ethnischer Zugehörigkeit, sozioökono- 
mischem Status) oder zu Migrationsströmen in Städten 
erschwert die Erforschung von Aspekten der Teilhabe. 
Hier liegt aus Sicht des WBGU eine zentrale Herausfor- 
derung für die Grundlagen- und anwendungsbezogene 
Forschung. 

Auch der Ausbau einer transformativen Forschung 
zu Teilhabeprozessen in Städten (in ihrer katalytischen 
Wirkung und im internationalen Maßstab) eröffnet 
neue Möglichkeiten eines globalen wechselseitigen Ler- 
nens, da sich Herausforderungen substanzieller, ökono- 
mischer und politischer Teilhabe in strukturähnlichen 
Formen und mit teilweise übertragbaren Lösungsmus- 
tern sowohl in Industrieländern als auch in Entwick- 
lungs- und Schwellenländern zeigen. Prägte lange ein 
Entwicklungsmodell der materiellen Grundsicherung, 
der wachsenden ökonomischen Teilhabe an dynamisch 
wachsenden Marktgesellschaften sowie der politische 
Teilhabe im Sinne einer repräsentativen Demokratie das 
Leitbild globaler Entwicklung, so wird diese Leitorien- 
tierung in jüngerer Zeit in Frage gestellt: Auch in den 
Industrieländern treten Herausforderungen substan- 
zieller Teilhabe in Städten auf (durch Segregation etwa 
im Bildungs- oder Gesundheitswesen oder die Zunahme 
von Migrations- und Flüchtlingsbewegungen). Das 
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Kasten 10.1-1 

Anregungen aus der deutschen Stadtforschung 
und -praxis 

Am 20. November 2015 veranstaltete der WBGU ein Fach- 
gespräch zum Thema „Forschung für Nachhaltige Urbanisie- 
rung" mit führenden Experten aus der deutschen Stadtfor- 
schung und -praxis. Aus dem Fachgespräch kristallisierten 
sich die folgenden Empfehlungen heraus: 

> Inter- und Transdisziplinarität wird zwar bereits oft gefor- 
dert, die derzeitigen Förder- und Wissenschaftsstrukturen 
(Anreizsysteme, Karrierechancen, Projektlaufzeiten} sind 
aber nicht entsprechend ausgebildet. Die vorherrschende, 
zumeist sektorale Betrachtungsweise wird der Komplexität 
der Städte nicht gerecht. 

> Stadt und Urbanisierung sind internationale Themen, die 
auch international beforscht werden müssen. Neben der 
Kooperation von Industrieländern mit Entwicklungs- und 
Schwellenländern sind vermehrt Süd-Süd-Kooperationen 
nötig, um relevantes und kontextspezifisches Wissen auf- 
zubauen und auszutauschen. 

> Seitens der Städte besteht Bedarf an wissenschaftlich fun- 
dierten Handlungsempfehlungen. Die Dringlichkeit der 
Handlungsnotwendigkeit steht jedoch im Kontrast zur 
langfristig angelegten Forschung. Die unterschiedlichen 
Zeithorizonte erschweren es, wissenschaftliche Erkennt- 
nisse rechtzeitig der Praxis zur Verfügung stellen zu kön- 
nen. 

> Eine Partnerschaft auf Augenhöhe mit internationalen 
Akteuren auf unterschiedlichen Ebenen ist unter den der- 
zeit vorherrschenden ungleichen finanziellen Bedingungen 
der Forschungsfinanzierung schwer herzustellen. Darüber 
hinaus erfordert die Kooperation mit den Forschungspart- 
nern einen langjährigen Vertrauensaufbau, was Projekte 
voraussetzt, die über längere bzw. lange Zeit durchgeführt 
werden. Die derzeit üblichen Strukturen von kurzen Lauf- 


ökonomische Wachstumsmodell mit breiter Mittel- 
schichtbeteiligung funktioniert nicht mehr in allen ent- 
wickelten Volkswirtschaften. Bisherige Muster ökono- 
mischer Teilhabe sind gefährdet, was z.B. an der hohen 
Jugendarbeitslosigkeit in vielen südeuropäischen Staa- 
ten deutlich wird. Muster repräsentativer Demokratie 
werden ebenfalls fragiler - durch Tendenzen der poli- 
tischen Radikalisierung und dem Verlangen nach mehr 
direkter Partizipation in politischen Prozessen. 

Nicht nur Entwicklungs- und Schwellenländer, son- 
dern auch viele Industrieländer sind daher auf der 
Suche nach neuen materiellen, ökonomischen und 
politischen Teilhabemustern, die den Herausforderun- 
gen ungleicher werdender Gesellschaften Rechnung 
tragen. Daher wirken Bewegungen des „Buen Vivir" in 
Südamerika oder neue Formen der „Glückspolitik" in 
Bhutan impulsgebend für Debatten in Industrieländer 
(etwa zu Postwachstumsgesellschaften). Die Ausein- 
andersetzung mit solchen Entwicklungen bedarf mehr 
als einer nur empirisch beobachtenden Transformati- 


zeiten von Forschungsprojekten ist ungeeignet, die benö- 
tigte Vertrauensbasis gerade in Schwellen- und Entwick- 
lungsländern herzustellen. 

> Nachhaltigkeit sollte querschnittsmäßig in allen Program- 
men der Bundesregierung mit Stadtfokus verpflichtend 
aufgenommen werden, ohne dabei zur Floskel oder Wort- 
hülse degradiert zu werden. 

Forschungsbedarf besteht aus Expertinnensicht zu folgenden 

Themen: 

> Stoffkreisläufe, Metabolismus der Stadt 

> Stadt-Land-Interaktion; Globalisierungsprozesse, Verbin- 
dungen der Städte untereinander 

> Sektorübergreifendes Handeln und Governance, auch in 
informellen Kontexten speziell von Entwicklungs- und 
Schwellenländern 

> Immanente Zielkonflikte zwischen Bürgerbeteiligung und 
normativen Nachhaltigkeitszielen 

> Vielfalt der Transformationspfade, Identität, Individualität 
und Eigenlogik sowie Diversität der Städte als Kontext der 
Transformation 

> Datengrundlagen, vergleichbare Messmethoden und Indi- 
katoren zu Resilienz, besonders im Kontext der stadtbe- 
zogenen Nachhaltigkeitsziele (Sustainable Development 
Goals, SDGs) 

> Übertragbarkeit von kontextualisiertem Wissen, Skalier- 
barkeit von Forschungsergebnissen 

> Ökonomie der Transformationsprozesse in Städten 

> Bedeutung und Beitrag individueller Verhaltensände- 
rungen 

> Transformationsgerechtigkeit und Wohlfahrt für alle Bevöl- 
kerungsgruppen 

> Ökosystemleistungen und Biodiversität in Städten, soge- 
nannte grüne Infrastruktur 

> Rolle von Städtenetzwerken auf globaler Ebene 

Außerdem sehen die Expertinnen Bedarf für methodische 

Reflexionen über gegenseitiges Lernen, den Aufbau von 

Reallaboren sowie über partizipative Prozesse. 


onsforschung. Sie sollte konkrete Teilhabeexperimente 
aktiv begleiten und katalysieren und zum Austausch 
von Erfahrungen und Akteurinnen beitragen. 

Neue oder wiederentdeckte Formen alternativer 
Ökonomie (genossenschaftliche Strukturen, Regional- 
geld, Selbstversorgungsdynamiken) gilt es ebenso 
zu erforschen wie alternative Partizipationsformen. 
Hierzu eignen sich beispielsweise globale, miteinan- 
der vernetzte Reallabore (UNEP, 2012a; Schneidewind 
und Singer-Brodowski, 2014). Städte und ihre Quar- 
tiere sind hierfür prädestinierte Untersuchungsräume 
(Kap. 10.2.1). 

Einige Fragenkomplexe im Kontext der Teilhabe 
bedürfen einer weitergehenden anwendungsbezoge- 
nen Forschung, zum Beispiel zur Ungleichheit in Städ- 
ten. Bisher gibt es kaum international vergleichbare 
Daten zu sozialer oder ökonomischer Ungleichheit in 
Städten; diese sind nur für eine kleine Gruppe von 
Städten verfügbar. Weiterhin sollte auch zu Finanzie- 
rungsmodellen für ein inklusives und gerechtes städti- 
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Kasten 10.1-2 

Forschungsfeld Materialien und Stoffströme 
Baumaterialien 

Angesichts der künftig neu entstehenden urbanen Infra- 
strukturen und Wohngebäude für Milliarden von Menschen 
sieht der WBGU Forschungsbedarf zu neuen Baumaterialien, 
die ressourcenschonend, erschwinglich und klimaverträglich 
sind (Kap. 4.4.1]. Städtebau mit den heute üblichen Baumate- 
rialien wird das Einhalten planetarischer Leitplanken unmög- 
lich machen. Es gilt deshalb, die Forschung zu alternativen 
Baumaterialien weiter fortzuführen und zu verstärken. Dabei 
wäre es sinnvoll, auch auf regionales Wissen zurückzugrei- 
fen, z. B. zur besseren Ausnutzung der Potenziale traditionel- 
ler Baustoffe wie z.B. Holz oder Lehm. Daneben gilt es, auf 
der systemischen Ebene auch die Dynamik einer Verbreitung 
neuer Produkte zu untersuchen. Dabei ist auch die Rolle der 
Governance zu beleuchten, die die Nutzung neuer bzw. tra- 
ditioneller Baustoffe regelt. Ein weiterer zu erforschender 
Aspekt ist die Skalierbarkeit von Baustoffen im Gesamtsys- 
tem, z.B. gänzlich neuer Materialien oder neuartiger Verfah- 
ren zur Herstellung von Karbonverbundstoffen. Auch beim 
Einsatz von Holz und den damit verbundenen systemischen 
Auswirkungen besteht erheblicher Forschungsbedarf. Um die 
Nachhaltigkeit des Baustoffs Holz zu gewährleisten, müssen 
hohe Anforderungen an die Flächenbewirtschaftung gestellt 
und Landnutzungskonkurrenzen beachtet werden (WBGU, 
2009a], 

Phosphorkreislauf 

Aufgrund der großen Unsicherheiten bei Daten, Ressourcen, 
Flüssen und Modellen sowie zur Förderung und Verbreitung 
relevanter Technologien, Praktiken und Politikmaßnahmen 
empfiehlt der WBGU, ein globales wissenschaftliches Phos- 


sches Wohlfahrtssystem geforscht werden (z.B. Urban 
Climate Change Research Network, 2011). 

Auch zur politischen Teilhabe besteht Forschungs- 
bedarf (Kasten 10.1-11). Im urbanen Kontext sollte 
erforscht werden, wie Stadtplanungs- und -entwick- 
lungsprozesse inklusiv gestaltet werden können (Urban 
Europe, 2015a). Dazu zählt u.a. die Forschung zu Befä- 
higung und Motivation von Menschen aus unterschied- 
lichen sozialen Milieus und Altersgruppen zur Parti- 
zipation, um deren Bedürfnisse besser erfassen und 
berücksichtigen zu können. Der Social-design-Ansatz 
bietet mögliche Anknüpfungspunkte, die jedoch auf 
ihre Übertragbarkeit in verschiedene kulturelle Kon- 
texte geprüft werden müssen. Neben einer Erweite- 
rung und Validierung des Methodenrepertoires sollte 
den Blockaden für inklusive Partizipation sowohl auf 
Seiten der Stadtbewohnerinnen als auch auf Seiten der 
Stadtentwickler (Verwaltung, Architekten, Immobilien- 
branche) besondere Aufmerksamkeit zukommen: Wie 
lässt sich mehr Akzeptanz für Beteiligung schaffen? 
Wie können entsprechende Ressourcen aktiviert und 
Freiräume geschaffen werden? 


phor-Assessment (WBGU, 2014b). Die seit einigen Jahren 
vermehrte Aufmerksamkeit in Wissenschaft und Forschung 
für dieses Thema sowie die entstehenden wissenschaftli- 
chen Netzwerke bereiten hierfür den Boden. Dabei sollte 
der Phosphorkreislauf im Rahmen einer holistischen inter- 
und transdisziplinären Nachhaltigkeitsforschung betrachtet 
werden. Diese sollte die Weiterentwicklung der Verfahren 
zur Wiedergewinnung von Phosphor aus Abwässern, Haus- 
müll und Asche ebenso umfassen wie die Kooperation mit 
Partnerinnen aus Entwicklungs- und Schwellenländern zur 
gemeinsamen Erforschung und Anpassung der Verfahren zur 
Wiedergewinnung von Phosphor (Kap. 4.4.2). 

Elektroschrott 

Eine global orientierte Forschung in Bezug auf Ströme von 
Elektroschrott (Kap. 4.4.3) ist notwendig. Eine quantitative 
Analyse der Materialflüsse in der Elektronikindustrie wird 
erschwert durch die mangelnde Datenlage speziell außerhalb 
Europas und der schwierigen Erfassung der oft informell 
organisierten Behandlung von Elektroschrott in Haushalten 
und auf Wertstoffhöfen. Weiterhin existiert noch kein Sys- 
tem, welches die Trennung von reparierbaren oder noch funk- 
tionierenden Elektrogeräten von Elektroschrott gewährleis- 
tet. Hierdurch könnte der Bedarf nach Neugeräten gesenkt 
und gleichzeitig einkommensschwachen Bevölkerungsschich- 
ten Zugang zu ansonsten unerschwinglichen Elektrogeräten 
ermöglicht werden. Auch fehlen Studien zur Effektivität von 
wirtschaftlichen Anreizen (beispielsweise Mikrokredite, For- 
malisierung der Wertstoffsammlerinnen in Schwellen- und 
Entwicklungsländern), zu sozialen Lösungsansätzen zu städ- 
tischen und staatlichen Regulierungen im Bereich der Abfall- 
Governance (Sammelsysteme, Abgaben zur Steuerung des 
Abfallaufkommens usw.) sowie einfache technische Metho- 
den zur sicheren und lukrativen Weiterverarbeitung von 
Elektroschrott. 


10.1.3 

Eigenart 

Die Dimension der Eigenart ist ein Plädoyer für die 
Vielfalt urbaner, zukunftsgerechter Entwicklungspro- 
zesse (Kap. 3.5). Sie betont die Bedeutung gewachsener 
Identitäten und Ortsfaktoren und die Notwendigkeit 
von Kreativität bei der Erarbeitung von Entwicklungs- 
pfaden. Aus Sicht des WBGU ist die städtische Eigenart 
Voraussetzung für eine auf Individualität, Eigenlogik 
und Diversität beruhende Vielfalt städtischer Transfor- 
mation. Der Forschung kommt in diesem Zusammen- 
hang die Rolle zu, Phänomene, Prozesse und Akteure 
der Eigenart zu erkunden, zu unterstützen und voran- 
zutreiben. 

Neben der Stärkung und Begleitung experimentel- 
ler Setting, wie sie sich zum Beispiel in urbanen Real- 
laboren auf Quartiers- und Stadtebene zeigen, spielen 
mit Stadtakteuren gemeinsam konzipierte Realexpe- 
rimente bei der Förderung von Eigenart eine wichtige 
Rolle. Entscheidend ist, dass dies im Modus der Trans- 
disziplinarität erfolgt (Kap. 10.2.1). Die gestaltenden 
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Kasten 10.1-3 

Forschungsfeld baulich-räumliche Gestalt von 
Städten (urban form) 

Der Zusammenhang zwischen baulich-räumlicher Gestalt von 
Städten und Klimawandel sowie die Wechselwirkungen zwi- 
schen der urbanen Form (Dichte der Bebauung und Bevölke- 
rung, Art der Bebauung usw.) und dem Verkehrssystem sind 
ebenso wenig erforscht wie die daraus resultierenden Emissio- 
nen und Einsparpotenziale (Kap. 4.2.3; Seto et al., 2014; 


Kasten 10.1-4 

Forschungsfeld „Jenseits eines dysfunktionalen 
Kapitalismus“ 

Die Auseinandersetzung mit urbaner Transformation, die dem 
im Gutachten beschriebenen normativen Kompass - Erhal- 
tung natürlicher Lebensgrundlagen, Teilhabe und Eigenart 
- folgt, kommt nicht umhin, auch Fragen nach einer Weiter- 
entwicklung kapitalistischer Verwertungslogiken zu stellen, 
die die heutige Stadtgestaltung prägen. 

Ökonomische Schätzungen gehen davon aus, dass in den 
kommenden 30 Jahren mehr als 50 Bio. US-$ an Investitionen 
für einen nachhaltigen Infrastrukturumbau der Städte welt- 
weit benötigt werden (Kap. 8.2.2). Angesichts des vorhan- 
denen globalen Finanzkapitals handelt es sich hier um eine 
beträchtliche, aber durchaus mobilisierbare Summe. Dennoch 
ist unter den aktuellen ökonomischen Randbedingungen nur 
teilweise (UNEP und IEH, 2015) damit zu rechnen, dass es 
gelingen wird, diese 50 Bio. US-$ an Realinvestitionen in die 
nötigen Verkehrs-, Gebäude- und Industrieinfrastrukturen zu 
mobilisieren. Die institutionelle Ausgestaltung des aktuellen 
Kapital- und Finanzsystems schafft vielfältige Fehlanreize 


Akteure - diese reichen von Stadtplanerinnen und 
Immobilienunternehmen bis zu zivilgesellschaftlichen 
Gruppen und Künstlerinnen - gilt es in Prozessen des 
Kodesigns und der Koproduktion mitzunehmen und 
in Experimente und Gestaltungspfade im Sinne von 
Eigenart der Stadtentwicklung einzubinden. Aktions- 
forschung mit Wissenschaftlerinnen vor Ort wird dabei 
selber zu einem Modus der urbanen Eigenartsproduk- 
tion. Forschungsthemen und -komplexe, die explizit in 
die Richtung von Eigenart weisen, sind in der bisheri- 
gen Stadtforschung erst in Ansätzen ausgewiesen. 

Der WBGU empfiehlt in diesem Gutachten, die 
Betrachtung von urbanem Wohlstand und Stadt- 
entwicklung stärker an urbaner Lebensqualität zu 
orientieren (Kap. 2.4). Die Prinzipien und Indikatoren 
für Eigenart spielen dabei eine besondere Rolle, weil 
sie - im Unterschied zur Teilhabedimension - in den 


OECD, 2010). Darüber hinaus sind aus Sicht des WBGU auch 
die Potenziale flexibler, leicht anpassungsfähiger urbaner 
(Infra-)Strukturen wenig untersucht. Flexible Strukturen 
könnten unerwünschte Pfadabhängigkeiten vermeiden und 
Optionen für nachträgliches Umsteuern offenhalten helfen; 
der Bedarf dafür entsteht oft in Krisensituationen und unter 
Zeitdruck. Weiterer Forschungsbedarf besteht zum Städtebau 
mit „menschlichem Maß" im umweltpsychologischen Sinn, 
also zur urbanen Form und ihren Wechselwirkungen, z. B. mit 
sozialer Kohäsion und Inklusion, Sicherheit, Geschlechterge- 
rechtigkeit oder Gesundheit. 


u.a. (1) für Finanzspekulation (und damit verbundener Bil- 
dung von Spekulationsblasen), (2) für singuläre Konzentra- 
tion von Investitionen auf einzelne ökonomisch besonders 
attraktive Länder und Standorte (wie z.B. begehrte Innen- 
stadtlagen), (3) für einseitige Fokussierung auf bestimmte 
Infrastrukturformen (z.B. Immobilien im Luxuspreissegment, 
Bau von Büroimmobilien). 

Damit von der Politik zielgerichtet und wirksam gegenge- 
steuert werden kann, ist es wichtig zu klären, ob es sich hier 
nur um Formen partiellen Marktversagens handelt oder um 
systematisches Versagen des bestehenden Finanzkapitalis- 
mus mit Blick auf übergeordnete Nachhaltigkeits- und Teilha- 
befragen (zu solchen Positionen: Klein, 2015; Streeck, 2013). 
Daran entscheidet sich, ob die Mobilisierung des Realkapitals 
für globale nachhaltige urbane Transformationen nur geringe 
institutionelle Anpassungen (wie z.B. angepasste Standards 
der Finanzbranche, verbesserte staatliche Anreize zur nach- 
haltigen Investitionssteuerung) oder eine Reihe institutionel- 
ler Reformen des Finanzsektors erfordert (UNEP und IEH, 
2015). Die wissenschaftliche Debatte über diese Fragen 
bedarf einer größeren Vielfalt auch heterodoxer Forschungs- 
zugänge und -ansätze in den Sozial- und Wirtschaftswissen- 
schaften. 


gängigen Indikatorensystemen bisher kaum verankert 
sind. Diese Handlungsempfehlung des WBGU ist mit 
einem erheblichen Forschungsbedarf verknüpft. Dieser 
betrifft zum einen die Entwicklung von Indikatoren- 
systemen für Eigenart, im Sinne eines Repertoires aus 
universell gültigen (wie räumliche Ermöglichung von 
Erholung und sozialer Interaktion, Förderung von Inno- 
vativität), aber auch lokalspezifisch zu bestimmenden 
und zu kombinierenden Kategorien für Eigenart. In 
Kapitel 3.5.4 schlägt der WBGU einige Indikatoren und 
Kategorien vor, die eine erste Orientierung geben kön- 
nen (Tab. 3.5-2). Da objektive Kriterien und quantita- 
tive Methoden der Bevölkerungs- und Haushaltsbefra- 
gung die lokalen Spezifika der Herstellung von Lebens- 
qualität und Eigenart nur unzureichend erfassen, 
sollten verstärkt Methoden der qualitativen Sozialfor- 
schung eingesetzt werden. Die Bedeutung von urbanen 
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Kasten 10.1-5 

Forschungsfeld Mobilität und Verkehr 

Der öffentliche Nahverkehr ist ein exzellentes Beispiel für die 
Verschränkung von technologischen, ökologischen und sozi- 
alen Komponenten (Kap. 4.2.2). Neue ressourceneffiziente 
Infrastrukturen und Technologien können sich nur erfolgreich 


Kasten 10.1-6 

Forschungsfeld urbane Lebensqualität 

Mit „solidarischer Lebensqualität" führt der WBGU einen 
neuen Begriff in die Debatte ein, der Impulse für die For- 
schung geben kann (Kap. 3.2). Hierbei sollte es einerseits 
darum gehen, neue gesellschaftliche Diskursräume zu eröff- 
nen, die sich u.a. mit der Entkopplung von Lebensqualität 
und ressourcenintensiven Lebensstilen befassen. Betrachtet 
werden sollte beispielsweise, wo und wie solche Diskurse 


Räumen für soziale Interaktion und soziale Kohäsion 
sowie für die Entstehung von Kreativität und Innova- 
tion lassen sich zum Teil nur mit qualitativen, raumsen- 
siblen und interaktiv-teilnehmenden Methoden erfas- 
sen. Notwendig sind koordinierte, international ver- 
netzte Forschungsaktivitäten, die in unterschiedlichen 
kulturellen Stadtkontexten vergleichend Indikatoren 
und Methoden entwickeln. 


10.1.4 

Governance 

Die Governance in Städten, von Städten und durch 
Städte ist zentral für das Heben des transformativen 
Potenzials von Städten für eine nachhaltige Entwick- 
lung. Sie spielt daher in diesem Gutachten eine ent- 
scheidende Rolle. In Kapitel 8 wird deutlich, dass eine 
zukunftsfähige urbane Transformation, ausgerichtet 
am normativen Kompass mit der Erhaltung der natürli- 
chen Lebensgrundlagen, Teilhabe und Eigenart sowohl 
erhebliche Anforderungen an die Governance innerhalb 
von Städten als auch innerhalb des Nationalstaats und 
auf globaler Ebene stellt. Eine über die verschiedenen 
Governance-Ebenen hinweg verteilte, polyzentrische 
Verantwortungsarchitektur ist aus Sicht des WBGU 
eine vorteilhafte Lösung. Hierfür liegen jedoch kaum 
empirische Erfahrungswerte vor. Neue praktikable 
Governance -Architekturen lassen sich in gut vernetz- 


behaupten, wenn diese auch durch die Bevölkerung ange- 
nommen werden. Deshalb ist integrierte Forschung zu Nut- 
zerverhalten und -psychologie, Anreizsystemen, Kosteneffi- 
zienz und der Interrelation von Verkehr und neuen Baumate- 
rialien ebenso notwendig wie Forschung zu neuen Technolo- 
gien. Auch besteht weiterer Bedarf an ökonomischer For- 
schung zu neuen Geschäftsmodellen für die Einführung neuer 
Transportsysteme (Sims et al., 2014; Urban Europe, 2015b). 


stattfinden können und wie sie Veränderungen in individuel- 
len Orientierungen und Lebensstilen anregen (beispielsweise 
die Transition-Town-Bewegung, die Commons-Bewegung 
oder die Collaborative bzw. Sharing Economy). Andererseits 
sollten Ansätze der Glücksforschung, der Forschung zur kol- 
lektiven Selbstwirksamkeit sowie zum Guten Leben aus Reli- 
gion, Philosophie, Psychologie, Soziologie und Ökonomie 
verknüpft und daraus in Kombination mit Erkenntnissen aus 
Geographie und Stadtplanung ein komplexes Verständnis von 
solidarischer Lebensqualität entwickelt werden. 


ten und reflexiv begleiteten Experimenten und Pilot- 
versuchen entwickeln. Bei der Entwicklung einer poly- 
zentrischen Governance-Struktur kommt begleiten- 
der Wissenschaft eine zentrale Rolle zu. Für effektive 
Governance braucht es einen neuen Pakt von Wissen- 
schaft und Gesellschaft, im Sinne einer engen Koopera- 
tion von Stadtverwaltung und -gesellschaft mit beglei- 
tenden Wissenschaftsinstitutionen. 

Aus Sicht des WBGU sollte insbesondere zu drei 
größeren Themenkomplexen weiter geforscht werden: 
Erstens zur Governance innerhalb der Städte - insbe- 
sondere in Bezug auf informelle Strukturen, zweitens 
zur Governance zwischen Städten auf globaler Ebene 
(Corfee-Morlot et al., 2009) und drittens zum Zusam- 
menspiel der verschiedenen Governance-Ebenen in 
einer polyzentrischen Struktur. 

Die Governance in Städten stellt ein zwar regional 
sehr unterschiedlich, aber insgesamt relativ gut unter- 
suchtes Forschungsfeld dar (Kap. 8). Was bisher nur 
in Ansätzen vorhanden ist, sind komparative Unter- 
suchungen, die über den Vergleich einzelner oder weni- 
ger Städte und urbaner Governance-Strukturen hinaus- 
gehen und durch die klarer wird, welche Instrumente 
und Strukturen in welchen politischen, rechtlichen, 
ökonomischen und kulturellen Kontexten gut einge- 
setzt werden können. 

Darüber hinaus bleiben eine Reihe weiterer wich- 
tiger Forschungsfragen offen. Dazu zählen Fragen zur 
sektorübergreifenden Governance sowie zu Hand- 
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Kasten 10.1-7 

Forschungsfeld urbane Gesundheit 

Wenige globale Berichte zu Urbanisierungsfragen sind auf 
urbane Gesundheit ausgerichtet. Intraurbane gesundheitliche 
Disparitäten rücken erst langsam in den Fokus von Forschung 
und Politik (Kap. 4.5). Es fehlen disaggregierte Daten für die 
Beschreibung urbaner Gesundheit, d.h. Daten zur Morbidi- 
tät, Mortalität oder Risikofaktoren, die mit demographischen, 
sozioökonomischen und räumlichen Variablen verknüpft sein 
sollten. Solche Daten sind wichtig für die Planung, Evaluie- 
rung und Weiterentwicklung von Maßnahmen zur Förde- 
rung und Kontrolle urbaner Gesundheit. Auch gibt es ins- 
besondere in Bezug auf Entwicklungs- und Schwellenländer 


Kasten 10.1-8 

Forschungsfeld urbane Flächennutzung 

Im Forschungsfeld der urbanen Flächennutzung identifi- 
ziert der WBGU mehrere Themenkomplexe, zu denen weiter 
geforscht werden sollte (Kap. 4.3). So sind unterschiedliche 
Modelle von Eigentum noch nicht ausreichend erforscht: 
Neben dem privaten oder öffentlichen Eigentum und Besitz an 
Flächen bestehen weitere Eigentumsmodelle, die, basierend 
auf vielschichtigen kulturellen und historischen Einflüssen, 
auch kollektive Formen des Eigentums anerkennen. Gerade 
diese tradierten Eigentumsmodelle, die sich hauptsächlich in 
Schwellen- und Entwicklungsländern finden, sollten weiter 
erforscht werden und in transformative (Forschungs-)Ansät- 
ze zur Flächennutzungsgestaltung einbezogen werden. Nicht 
selten finden sich Mischformen, so z.B. wenn Eigentums- 
modelle ländlicher Regionen durch Stadterweiterungen auf 
urbane Modelle treffen. Die Verzahnung solcher Modelle mit 
gesetzlich fixierten Modellen bedarf vertiefter Analyse und 
weiterer Forschung unter Berücksichtigung des Transforma- 
tionsgedankens. 

Außerdem sollte verstärkt zur Übertragbarkeit von 
Konzepten geforscht werden. Ziele wie beispielsweise die 
Implementierung eines städtischen Katastersystems sind 
anspruchsvoll und lassen sich nicht überall auf die gleiche 
Art und Weise umsetzen. Stadtgestaltung, insbesondere 
Flächennutzungsgestaltung, muss lokale und soziokulturel- 
le Bedingungen und Voraussetzungen berücksichtigen. Dies 
erfordert eine Forschung, die die lokalen Umstände mit kon- 
kreten Fragestellungen verknüpft, wie beispielsweise einem 
Kataster- und Registrierungssystem für Stadtflächen, das 
lokalen Umständen gerecht wird. Solche Forschungen sind 
aus Sicht des WBGU entscheidend, um das Muster der meist 
nicht funktionierenden blaupausenartigen Übertragung von 
Flächenmanagementsystemen oder Planungsmodellen von 
einem urbanen Kontext in einen anderen zu durchbrechen. 

Ein weiterer zu bearbeitender Themenkomplex sind 
urbane Gemeinschaftsgüter (urban commons). Angelehnt 
an allgemeine Theorien zu den Gemeinschaftsgütern wird 
in der Wissenschaft mittlerweile eine Vielzahl von Debat- 
ten geführt. Dabei liegt der Fokus meist auf vergleichswei- 
se kleinen Projekten, wie z.B. dem urban gardening oder 


wenig Erkenntnisse dazu, wie sich etwa Klimawandel auf die 
Gesundheit in Städten auswirkt, durch welche Mechanismen 
Resilienz gefördert werden kann, welchen Zugang zu Gesund- 
heitsdienstleistungen die verschiedenen Bevölkerungsgrup- 
pen haben oder welche Zusammenhänge zwischen Kultur, 
(urbaner) Natur und Gesundheit bestehen. Darüber hinaus 
sollte breiter dazu geforscht werden, wie nicht übertragbare 
Erkrankungen in Städten reduziert werden können oder wie 
Verhaltensänderungen in der Bevölkerung zielgruppenspezi- 
fisch angestoßen werden können. 

Weiterhin empfiehlt der WBGU vertiefende Forschung 
dazu, wie ein Paradigmenwechsel von einer nachsorgenden 
zu einer vorsorgenden, gesundheitsfördernden Perspektive 
gestaltet werden könnte und welche Instrumente, Anreize, 
Akteure und Politiken dazu beitragen könnten. 


Lebensmittelkooperativen. Für die Transformation in Städten 
ist zu klären, inwieweit sich Ideen der urban commons und 
des urban commoning auf die Quartiers- oder Stadtebene 
skalieren lassen, um so gegebenenfalls die Transformation 
zur Nachhaltigkeit befördern zu können. Dabei könnte auch 
das von Ostrom (1990) beschriebene Wirtschaftsmodell der 
Gemeinschaftsgüter stärker berücksichtigt werden. 

Die Schaffung von (adäquatem) Wohnraum ist eng mit 
der Flächennutzungsgestaltung verbunden. Insbesondere der 
Zugang zu Flächen und die Formen des Eigentums scheinen 
dabei eine entscheidende Rolle zu spielen. Die genaueren 
Zusammenhänge sollten im jeweiligen lokalen Kontext inten- 
siver erforscht werden. 

Der WBGU empfiehlt darüber hinaus, zum Zusammen- 
hang von Immobilienspekulation und Wohnungsleerstand zu 
forschen. Trotz des weltweiten Mangels an Wohnraum zeigen 
sich in vielen Städten häufig hohe Leerstandsraten im Woh- 
nungswesen. Dies bezieht sich nicht allein auf den Bereich der 
Luxusimmobilien, sondern kann auch informelle Wohnungs- 
märkte betreffen (z.B. in Kairo: Kap. 5.3). Die genaueren 
Zusammenhänge sollten intensiver erforscht werden. 

Trotz unterschiedlicher nationaler und lokaler politischer 
Systeme und unterschiedlicher Regulierungssysteme in Städ- 
ten scheint die Immobilienwirtschaft weltweit einen star- 
ken Einfluss auf die Stadtgestalt zu haben. Dies führt in der 
Regel dazu, dass sich die von Immobilieninvestoren gesteu- 
erte Stadtentwicklung wenig bzw. nicht am Gemeinwohl der 
Stadtbevölkerung orientiert. Die genaueren Zusammenhänge 
sollten intensiver erforscht und Alternativen entwickelt wer- 
den. 

Aus Sicht des WBGU sind auch die Bemessungsgrundlagen 
für Grundstücke und Immobilien nicht hinreichend erforscht, 
die u. a. für die Erhebung von Grunderwerbssteuern und die 
Bemessung von Wertsteigerungen auf Grundbesitz entschei- 
dend sind. Die Festlegung der Bemessungsgrundlagen ist 
häufig intransparent und orientiert sich primär am Marktwert 
des Objekts. Für eine Transformation der Städte zur Nachhal- 
tigkeit sollte stärker das urbane Gemeinwohl berücksichtigt 
werden. 

Dringend empfiehlt der WBGU zudem, Forschung zur 
Korruptionsprävention im urbanen Raum im Allgemeinen 
und bei der Flächennutzungsgestaltung im Speziellen auszu- 
weiten und Modelle zur Korruptionsprävention zu entwickeln. 
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Kasten 10.1-9 

Forschungsfeld Stadtleben und Urbanität 

Die zunehmende Diversität und Ungleichheit von Städten, 
die zu sozialräumlichen Disparitäten und politischen Konflik- 
ten um die Aneignung öffentlicher und privater Stadträume 
geführt haben, sollten ebenso vertieft untersucht werden wie 
Fragen der Sicherheit urbaner Räume und die Auswirkungen 
der Gebote der sozialen und ökologischen Dimensionen von 
Nachhaltigkeit. 

Als theoretisch, empirisch wie praktisch ausgerichtete 
Teildisziplin ist die Stadt- und Raumforschung besonders 
anschlussfähig für inter- und transdisziplinäre Ansätze, wobei 
partizipative und kollaborative Praktiken des urban design 
eine zunehmende Rolle spielen sollten. Eine besondere Her- 
ausforderung stellt die Intensivierung der Forschung zu Mig- 
ration und Diversität, u.a. durch Flüchtlingsströme dar. Als 
aktuelle Trends und Desiderate sind zu erkennen: 

> Die Rolle der globalen Ökonomie für urbanes Leben-, Die 
Dynamiken und lokalen Auswirkungen der globalen 
Finanz- und Immobilienwirtschaft auf urbanes Leben lassen 
sich vielerorts beobachten, dennoch existieren hierzu bis- 
lang erst wenige wissenschaftliche Untersuchungen. Damit 
hängen Fragen der Reurbanisierung und der Auf- sowie 
Abwertung innerstädtischen Wohnens zusammen. Studien 
im Bereich zunehmend internationaler Arbeitsmärkte und 
der damit verbundenen transnationalen Migration sind 
unerlässlich. 

> Urbanes Leben in einer globalisierten Welt: Die Urbani- 
sierung als globales Phänomen bedarf spezifischer Erfor- 
schung. Hierunter fallen Fragen nach dem Bevölkerungs- 
wachstum in Megastädten mit vielfältigen ökologischen 
und sozialen Problemen [z.B. mangelnden Infrastrukturen! 
sowie heterogenen urbanen Lebensweisen. 

> Urbanität: Die besondere Qualität der Stadt, die Urbani- 
tät, gilt es vor dem Hintergrund, dass immer mehr Men- 
schen in Städten leben werden, besser zu verstehen. Zu 
den unterschiedlichen Zugängen der Urbanität zählen kul- 
turelle Diversität und symbolische Grenzziehungen, Ästhe- 
tisierung und Kulturalisierung von Stadt, Bedeutungs- 
veränderung des öffentlichen Raums sowie Refiguration 
sozialer Räume durch digitale Medien. Letztlich gilt es all- 
gemein nach baulichen Aspekten wie den Wirkungen von 
Architektur und gesellschaftlichen Qualitätserwartungen 
zu fragen. 

> Stadt und Umwelt: Der Klimawandel geht wie viele andere 


lungsspielräumen und Aushandlungsprozessen zwi- 
schen unterschiedlichen formellen und informellen 
Akteursgruppen in Hinsicht auf transformative Pro- 
zesse. Bisher ist es z.B. in großen Teilen offen, wie die 
Große Transformation in informellen Siedlungen vor- 
angetrieben und gestaltet werden kann. Es sollte eine 
kollaborative Herangehensweise entwickelt werden, 
mit der existierende informelle Strukturen intelligent 
in Transformationsstrategien integriert werden können. 
Schon auf Basis des normativen Kompasses wird deut- 
lich, dass informelle Siedlungen nicht einfach „ersetzt" 
werden dürfen. Dies wirft unterschiedliche Fragen sozi- 


Umweltveränderungen auf gesellschaftlichen Wandel 
zurück, mit ihm einher und er verändert letztlich Stadt- 
gesellschaften. Umweltsozialwissenschaftliche Forschung 
sollte vertieft Fragen nach Lebensstilen, Konsumpraktiken 
und räumlichen Konfigurationen bearbeiten, wie etwa das 
Stadtdesign und dessen Wirkung auf Mensch und Umwelt. 

> Digitalisierung: Eine der größten gesellschaftlichen Ver- 
änderungen der letzten Jahrzehnte ist zweifelsohne die 
voranschreitende Digitalisierung. Sie spielt im Kontext der 
Urbanisierung mit spezifischen Konzepten wie der Smart 
City eine bedeutende Rolle [Kasten 2.1-4, 2.1-51. Frage- 
stellungen unterschiedlicher Aggregationsniveaus umfas- 
sen etwa: Wie werden sich die Städte unter dem aktuellen 
Leitbild der Smart City verändern? Wie lassen sich die res- 
sourcenschonenden Aspekte einer Smart City mit grund- 
legenden Parametern einer freiheitlich- demokratischen 
Stadtgesellschaft zusammenbringen? Welche Möglich- 
keiten bietet die Digitalisierung für eine partizipative und 
menschenfreundliche Urbanität? Wie kann Datenmiss- 
brauch im Kontext der Smart Cities verhindert werden? 

> Öffentlichkeit: Ein genuines Merkmal der Stadt ist es, poli- 
tische Öffentlichkeit zu erzeugen, was im Kontext der 
Großen Transformation und ihrer Verhandlung von Bedeu- 
tung erscheint. Es droht jedoch ein Verlust urbaner Öffent- 
lichkeit durch Entwicklungen der Privatisierung, Kommer- 
zialisierung und Eventisierung. Eine offene Frage ist, ob 
Public Spaces in neue Stadtöffentlichkeiten wie Shopping 
Malis, Fußgängerzonen, Public-Viewing-Meilen, Museums- 
und Theaterbezirke eingebaut werden können, oder auch 
im öffentlichkeitsfähigen Cyberraum Entsprechungen fin- 
den könnten. Daher ist die empirische Erforschung existie- 
render Orte der Öffentlichkeit, an denen sich Menschen 
begegnen, artikulieren und über die res publica austau- 
schen, anhand physikalisch-baulicher und sozial-dyna- 
mischer Kategorien [z.B. soziale Dichte, Atmosphären, 
Identität) bedeutend. Welche Räume stehen zur Verfü- 
gung, wenn man [Individuen, Gruppen, Organisationen) 
sich öffentlich versammeln, Meinungen bilden und Zustim- 
mung oder Widerspruch zu einer res publica äußern 
möchte? Welche Raumtypen lassen sich identifizieren und 
wie beeinflussen diese die Verhandlung der res publica? 
Was sind (physisch-bauliche wie sozial-dynamische) 
Gründe dafür, dass ein Raumtyp in besonderem Maße 
demokratische Performanz erzeugt? Die Debatte um virtu- 
elle und postdemokratische Öffentlichkeit sollte auch an 
Debatten um die Fortentwicklung der Demokratie 
anknüpfen. 


alwissenschaftlicher und juristischer Natur auf, etwa: 
Wie unterscheiden sich Machtstrukturen innerhalb und 
zwischen unterschiedlichen formellen und informellen 
Kontexten? Warum unterscheiden sie sich und wo lie- 
gen aus welchen Gründen Gemeinsamkeiten? Was sind 
die zentralen Herausforderungen, wenn informelle und 
formelle Bereiche miteinander verknüpft werden? Eine 
Formalisierung informeller Strukturen verläuft nicht 
zwangsläufig zugunsten von Armutsgruppen. Deshalb 
sollten diese Prozesse genauer untersucht und verstan- 
den werden, um sie gegebenenfalls steuern zu kön- 
nen. Es braucht mehr Wissen dazu, wann eine Integ- 
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Kasten 10.1-10 
Forschungsfeld Governance 

Governance-Indikatoren 

Zur Bestimmung der Qualität urbaner Governance existieren 
verschiedene Ansätze. Zu keinem der entwickelten Indizes 
gibt es aber bisher Datensätze, bei denen tragfähige Daten 
über einen längeren Zeitraum für eine Vielzahl von Städten 
verfügbar sind (Nuissl und Hilsberg, 2009; Stead, 2014; für 
eine Auswertung: UNDP, 2009). Zwar existieren umfangrei- 
che Fragebögen und Kriterien für die Bestimmung von Gover- 
nance auf lokaler Ebene, jedoch werden diese nicht umfang- 
reich genug erhoben, um zu einem aussagekräftigen Index 
aggregiert werden zu können. Eine auf wenigen Indikatoren 
beruhende Ausnahme bildet der Urban Governance and 
Legislation Index (UGL) des City Prosperity Index (CPI). Der 


ration von informellen Strukturen sinnvoll ist, wie dies 
geschehen könnte und mithilfe welcher Kriterien der 
Prozess bewertet und gestaltet werden könnte. 

Umfassend sind auch die Forschungslücken mit 
Blick auf die Frage einer globalen Governance durch 
Städte. Der WBGU hat bereits in seinem Sondergutach- 
ten „Klimawandel als Weltbürgerbewegung" (WBGU, 
2014a) die Aktivitäten der Städte zur Bekämpfung des 
Klimawandels befürwortet, da internationales (Nicht-) 
Handeln sich bis auf die lokale Ebene auswirkt. Poly- 
zentrische Verantwortungsarchitekturen erhöhen die 
Wahrscheinlichkeit, dass Gemeinschaftsgüterprobleme, 
wie etwa der Klimawandel, erfolgreich gelöst werden 
(Ostrom, 2010). Gleichzeitig wirft städtische „Außen- 
politik" weitere Fragen auf, z.B. danach, ob die (Nicht-) 
Rolle von Städten in globalen Governance-Strukturen 
noch zeitgemäß ist. Städte müssen gestärkt und bes- 
ser in die globalen Governance-Strukturen eingebun- 
den werden. Aber wie sollte dies aussehen und was sind 
Vor- und Nachteile unterschiedlicher Modelle? Jenseits 
plakativer Forderungen einer „Weltherrschaft der Bür- 
germeister" (Barber, 2013) ist es sinnvoll, sich mit der 
Rolle von Städten in künftigen globalen Governance- 
Regimen auseinanderzusetzen (Aust, 2013). Erste sol- 
cher Regime deuten sich in Städte-Clubs und weiteren 
internationalen Netzwerkstrukturen unter prominen- 
ter Beteiligung von Städten und Bürgermeisterinnen an 
(Kap. 8.4). Ein Hinwirken auf eine Öffnung der Völker- 
rechtsordnung gegenüber Städten sollte geprüft wer- 
den, da diese zur Lösung globaler Probleme, die sich 
nicht nur zwischen Staaten, sondern auch auf lokaler 
Ebene auswirken, beitragen könnten. Werden auf loka- 
ler Ebene Strategien entwickelt, die zur Lösung globa- 
ler Probleme beitragen können, sollten diese zumin- 
dest nicht behindert, sondern vielmehr anerkannt und 
gefördert werden. Es bedarf daher weiterer Forschung 


WBGU sieht Forschungsbedarf hinsichtlich der Weiterent- 
wicklung eines Indexes zum Vergleich der Qualität urbaner 
transformativer Governance. 

Ermöglichung „städtischer Außenpolitik“ 

Forschung zur Ermöglichung „städtischer Außenpolitik", die 
etwa durch Städtebündnisse betrieben werden kann, steht 
noch am Anfang (z.B. Aust, 2015a mit Verweis auf Untersu- 
chungen in Kanada, Südafrika und den USA). Sie bedarf der 
Ergänzung und Ausweitung: Es sollten Möglichkeiten ermit- 
telt werden, wie Nationalstaaten in ihrem Rechtskreis positi- 
ve einzelstädtische oder Verbundinitiativen fördern können 
(Stichwort: Innovationsförderung durch Recht und Ökono- 
mie). Ferner sollte untersucht werden, welche Hemmnisse 
für derartige positive Städteinitiativen in rechtlicher, sozio- 
ökonomischer oder politischer Art bestehen. 


dazu, wie lokale Lösungsstrategien in die völkerrecht- 
liche Ebene einfließen könnten (Kasten 10.1-10). 

Ferner besteht Bedarf an Forschung zu einer länger- 
fristigen Umstrukturierung von UN-Habitat bzw. der 
Rolle des Programms im Kontext globaler Governance. 
Hier geht es darum, die verschiedenen vom WBGU in 
die Diskussion geworfenen Optionen zu untersuchen 
und zu evaluieren (Kap. 8.4.3). 

Mit Blick auf die polyzentrische Verantwortungs- 
architektur bedarf es weiterer Forschung hinsichtlich 
der Frage, wie das Zusammenspiel der verschiedenen 
Governance-Ebenen optimiert werden kann. Welche 
Strukturen haben sich in welchen Kontexten bewährt? 
Welche Strukturen bergen die Gefahr, transformative 
Prozesse zu blockieren? Es sollte weiter überprüft wer- 
den, inwieweit sich Erkenntnisse zu polyzentrischer 
Governance aus der Umweltökonomie (Ostrom, 2010) 
auf Urbanisierung und Stadtentwicklung übertragen 
lassen. Darüber hinaus gibt es Forschungsbedarf hin- 
sichtlich der Interaktion zwischen polyzentrischen 
Raumstrukturen und polyzentrischen Verantwortungs- 
architekturen. Generell gilt, dass räumliche Daten (z.B. 
Satellitenbilder, GIS-Daten) in großen Teilen der Sozial- 
wissenschaften bisher selten mit politischen oder sozi- 
alen Daten (Wahlzyklen, Einkommensentwicklungen 
usw.) zu analytischen Zwecken verknüpft werden. 
Die Forschung dazu steht an vielen Punkten noch am 
Anfang und sollte intensiviert werden (Geoghegan et 
al„ 1998). 
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Kasten 10.1-11 

Methodische und inhaltliche Reflexion einer 
Forschung für urbane Transformation 

Datenbasis für eine global orientierte Forschung für 
urbane Transformationen 

Weltweit bestehen große Lücken in der stadtbezogenen 
Datenbasis in zahlreichen Forschungsfeldern [z.B. in Bezug 
auf urbanen Metabolismus, urbane Gesundheit, Governance, 
Migration und Flächennutzung}. Die Datenbasis einzelner 
Initiativen und Forschungsvorhaben sollte aus Sicht des 
WBGU grundsätzlich erweitert und verbessert werden. For- 
schung, die globalen urbanen Wandel erfolgreich begleiten 
will, ist auf solide und vergleichbare Datengrundlagen und 
Monitoring angewiesen. Die Initiative der C40-Städte, ihre 
Emissionsdaten auf einer Vergleichsplattform zur Verfügung 
zu stellen (C40, 2015a}, ist aus Sicht des WBGU sehr begrü- 
ßenswert. 

Konkrete Daten auf globaler und nationaler Ebene sind 
dabei ebenso notwendig wie Daten auf regionaler und urbaner 
Ebene sowie zu verschiedenen Bevölkerungsgruppen innerhalb 
der Stadt. Das Wissen über Quartiers- und Stadtstrukturen, 
Aktivitätsmuster, Ressourcen- und Energieverbrauch usw. ist 
nicht nur Basis für weitere Grundlagen-, Anwendungs- und 
Transformationsforschung, sondern auch für eine gesellschaft- 
liche Beobachtung von Transformationsprozessen. Erst durch 
vergleichbare innerstädtische Daten wird die oft über die 
Datenverfügbarkeit geleitete Binnenlogik vieler disziplinärer 
Forschungszugänge überwunden. Der WBGU regt deshalb den 
Aufbau globaler Dateninfrastrukturen an (Kap. 10.3}. 

Transdisziplinarität und Partizipation 

Im deutschsprachigen und internationalen Nachhaltigkeitsdis- 
kurs sind bereits wichtige Kriterien zur Bewertung von sozi- 
al-ökologischen Forschungs- und Transformationsprozessen 
zusammengetragen worden. Diese zielen stark auf eine Begut- 
achtung und Qualitätskontrolle von Prozessen und Abläufen ab 
(Jahn und Keil, 2015; Jahn et al., 2012}. Ferner wurden in den 
letzten Jahren innovative Beiträge zur Beurteilung gesellschaft- 
licher Auswirkungen von Forschung erarbeitet, die fortgeführt 
werden sollten. Weitere Forschungsfragen ergeben sich aus 
Barrieren und Hindernissen für Transdisziplinarität. Neuaus- 
richtungen der derzeitigen Förder- und Wissenschaftsstruktu- 
ren (z.B. Anreizsysteme, Karrierechancen, Projektlaufzeiten) 
sind nötig. Es besteht weiterer Bedarf an der Entwicklung von 
transdisziplinären Methoden. Wie kann die transdisziplinäre 
Forschung gelingen? Wie können verschiedene Wissensfor- 
men und Akteure verknüpft werden? Welche Möglichkeiten 
gibt es, die Zivilgesellschaft außerhalb des Ehrenamtes für die 
Kooperation systematisch zu unterstützen und zu stärken? 
Auch zur Erhöhung der Verzahnung und Kompatibilität von 
transdisziplinärer Forschung mit dem etablierten disziplinären 
wissenschaftlichen System (Exzellenzkriterien, Honorierung 
außerdisziplinärer Fortschritte usw.) besteht Forschungsbedarf. 

Die Grenzen und Probleme transdisziplinärer Forschung 
sollten weiter wissenschaftlich untersucht werden. Wie kann 
sichergestellt werden, dass die einbezogenen Stakeholder 
keine Partikularinteressen vertreten, die die Ausrichtung des 
Forschungsprojekts beeinflussen? Wer hat die Prozesshoheit, 
d.h. wer bestimmt, warm welche Akteure in welchem Maß 
einbezogen werden? Dabei bestehen Anknüpfungspunkte 
zum Forschungsfeld Partizipation. 

Während die Notwendigkeit und Chancen von Partizi- 


pationsinstrumenten (Kap. 2.5.5, 8.3) bereits debattiert 
wurden, wird bisher weniger zu den mit Partizipation einher- 
gehenden Problemen geforscht. Beispielsweise stellt sich die 
Frage, wie Transparenz sowie Verantwortung und Rechen- 
schaftspflicht von Partizipation in verschiedenen Kontex- 
ten sichergestellt werden können, wenn sie nicht nur einen 
legitimierenden Effekt haben sollen. Forschungsprojekte 
sollten auf zeigen, welche Instrumente sich auf welcher Ebene 
sinnvoll einsetzen lassen. Die Entwicklung eines integrierten 
Forschungsprogramms zur Partizipation sollte gefördert wer- 
den. Dieses sollte die unterschiedlichen Aktivitäten zur Wei- 
terentwicklung und Evaluierung von Partizipationsprozessen 
übergreifend systematisieren. Ein zentrales Ziel könnte dabei 
sein - ähnlich wie im Fall der Mediation - Standards der Aus- 
bildung und Praxis zu erarbeiten und zu institutionalisieren. 

Zielkonflikte und Synergien zwischen der Erhaltung 
natürlicher Lebensgrundlagen, Teilhabe und Eigenart 
im urbanen Raum 

Im vorliegenden Gutachten betrachtet der WBGU urbane 
Nachhaltigkeit anhand des normativen Kompasses mit den 
Dimensionen Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen, 
Teilhabe und Eigenart (Kap. 3). Zu den Beziehungen der 
Dimensionen untereinander besteht weiterer Forschungs- 
bedarf. 

Oft ergeben sich bei Berücksichtigung einer Dimension 
des Kompasses bereits positive Nebeneffekte für eine andere 
Dimension. Beispielsweise können umweltschützende Maß- 
nahmen in der Stadt zum Erhalt oder der Schaffung von 
Grünräumen führen. Die Synergien aus dem Zusammenspiel 
der Dimensionen gilt es noch auszuloten. Es können sich aber 
auch Zielkonflikte ergeben, z.B. wenn die Erhaltung natür- 
licher Lebensgrundlagen dazu führt, dass Flächen für Ver- 
kehrsinfrastrukturen und Wohnraum fehlen. Auch können 
normative Ansprüche an die Transformation dem Anspruch 
an partizipative Entscheidungen widersprechen. Es gilt des- 
halb weiter zu erforschen, welche Zielkonflikte und Syner- 
gien sich aus Teilhabe, Eigenart und dem Erhalt natürlicher 
Lebensgrundlagen ergeben und wie diese zu lösen bzw. zu 
stärken sind. 

Muster der Betrachtung 

Ein erster Ansatz um kontextualisierte Erfahrungen in andere 
Kontexte zu übertragen, besteht in der Entwicklung von 
Mustersprachen. Alexander beschreibt in seinen Werken „A 
Pattern Language" (1977) und „TheTimeless Way of Building" 
(1979) universelle gestalterische Prozesse mit dem Ziel einer 
menschenorientierten und lebensfreundlichen Architektur 
(Leitner, 2007, 2015). Alexander identifiziert 253 Muster, die 
er mittels der Kategorien Name, Bewertung, Bild, Kontext, 
Problem, Kräfte, Lösungen und Ergebnis ordnet und die sich 
Wissenschaftler, Praktiker und Laien für je spezifische Gestal- 
tungsprozesse nutzbar machen können. Verändert sich die 
Welt, so verändern sich auch Muster oder es treten neue 
hinzu. Die Suche nach urbanen Mustern im Kontext der Gro- 
ßen Transformation ist in einem Möglichkeitsraum zu unter- 
nehmen, der sich anhand der Grade von Formalisierung, Reife 
und Planung (Kap. 7) aufspannt und die Dimensionen von 
Eigenart, Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen und 
Teilhabe abdeckt. Aus Sicht des WBGU gilt es, Muster in die- 
sem Möglichkeitsraum zu finden und zu erforschen, wie die 
Übertragung der sich bewährenden Muster unter Berücksich- 
tigung der Eigenart möglich werden kann. 
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10.1.5 

Querschnittsaspekte einer urbanen 
Transformationsforschung 

Um transformativ wirken zu können, müssen For- 
schungsergebnisse an den lokalen urbanen Kontext 
angepasst sein. Daraus ergibt sich jedoch die Frage, wie 
dieses kontextualisierte Wissen auf andere Städte über- 
tragbar ist, d.h. es wird notwendig, wissenschaftlich 
über die Übertragbarkeit von Ergebnissen zu reflektie- 
ren (Future Earth, 2014a). 

Die These des vorliegenden Gutachtens ist, dass 
eine Übertragbarkeit zumindest in Ansätzen, muster- 
haft oder anhand guter Praxisbeispiele möglich ist. Die 
Forschung zu den Möglichkeiten dieser Übertragbar- 
keit steht jedoch erst am Anfang. Ferner wird bisher 
selten gefragt, was und vor allem wie über Grenzen von 
Kontinenten, Ländern und Städten hinweg ein stadtbe- 
zogenes Lernen voneinander möglich ist und ein darauf 
aufbauendes positives Verhalten erzeugt bzw. vertieft 
werden kann. Der WBGU empfiehlt deshalb, die Über- 
tragbarkeit und Skalierbarkeit von Forschungsergeb- 
nissen zu einem Forschungsthema zu machen. Es gilt, 
allgemeine Prinzipien zu identifizieren, die die Grund- 
lage einer Übertragbarkeit jenseits starrer Blaupausen 
sein können. Dazu zählt u.a., die Faktoren von Wirk- 
samkeit, Anpassungsfähigkeit, Systemzusammenhän- 
gen oder Pfadabhängigkeiten zu identifizieren. 


10.2 

Programme und Institutionen: wo steht die 
urbane Nachhaltigkeitsforschung? 

Eine wirkungsvolle Stadtforschung im Sinne der Trans- 
formation zur Nachhaltigkeit muss aus Perspektive des 
WBGU nicht nur inhaltlich drängende Fragen beant- 
worten, sondern auch institutionell adäquat aufgestellt 
sein, um transformative Prozesse bestmöglich unter- 
stützen zu können. 

Unter Rückgriff auf die schon im WBGU-Gutachten 
zur Großen Transformation entwickelten Kriterien für 
eine transformative Forschung (WBGU, 2011:343 ff., 
361) werden im folgenden die Anforderungen an die 
Stadtforschung skizziert (Kap. 10.2.1). Sie bilden eine 
Leitlinie zur Einordnung bestehender und künftiger 
urbaner Nachhaltigkeitsforschung. 

Dieser Rahmen ermöglicht eine Analyse des 
bestehenden Forschungssystems zur Stadtforschung: 
Wie sind Forschungsprogramme und Forschungs- 
institutionen aufgestellt, die heute schon mit stadt- 
bezogenen Forschungsschwerpunkten die Richtung 
und Dynamik der urbanen Transformationsforschung 
prägen? Dabei liegt der Schwerpunkt auf nationalen 


Institutionen und Programmen. Diese werden durch 
einen Blick auf das EU-Forschungsrahmenprogramm, 
die globale Future-Earth-Initiative zur Rahmung der 
Global-Change-Forschung sowie die Betrachtung aus- 
gewählter internationaler Institutionen guter Praxis 
abgerundet. 

Die deutsche Stadtforschung kann sich nicht nur 
inhaltlich, sondern auch institutionell auf ein weites 
Spektrum bestehender Bausteine einer umfassenden 
urbanen Transformationsforschung sowie einer trans- 
formativen Forschung stützen. Programme und Institu- 
tionen, die in dieser Hinsicht besondere Akzente setzen, 
stehen daher im Mittelpunkt der Betrachtung. Auf der 
Programmebene sind dies national das Future-Mega- 
cities-Programm des BMBF, der durch mehrere Minis- 
terien gemeinsam angestoßene Agendaprozess der 
Nationalen Plattform Zukunftsstadt, das DFG-Schwer- 
punktprogramm Megastädte und der Aufbau urbaner 
Reallabore in Baden-Württemberg (Kap. 10.2.2). Diese 
Programmbetrachtungen werden durch einen Blick auf 
die EU-Forschungsrahmenprogramme und die Future- 
Earth-Initiative international ergänzt (Kap. 10.2.3). 

Bei der Betrachtung der universitären und außeruni- 
versitären Forschung in Deutschland stehen die großen 
Institutionen im Mittelpunkt (Kap. 10.2.4). Dazu gehö- 
ren das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumfor- 
schung (BBSR) als Ressortforschungseinrichtung mit 
besonderen inhaltlichen und methodischen Akzentset- 
zungen für die deutsche Stadt- und Urbanisierungsfor- 
schung und das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) 
im Rahmen der kommunalen Selbstorganisation. Zen- 
tral sind ferner die Akademie für Raumforschung und 
Landesplanung - Leibniz-Forum für Raumwissenschaf- 
ten (ARL) als Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft und 
das Leibniz-Institut für Raumbezogene Sozialforschung 
(IRS). 

Zudem existieren mehrere Schwerpunkte der Urba- 
nisierungsforschung an deutschen Universitäten. Hier 
sind in den letzten Jahren interdisziplinäre Verbünde 
innerhalb der Hochschulstrukturen gestärkt worden. 
Die nationale Betrachtung wird durch einen Blick auf 
ausgewählte internationale Beispiele guter Praxis abge- 
rundet. Tabelle 10.2-1 gibt eine Übersicht über die aus- 
gewählten Institutionen und Programme, die in diesem 
Kapitel 10.2 untersucht werden. 

Das vorliegende Gutachten will und kann keine 
umfassende Evaluierung der betrachteten Programme 
und Institutionen leisten. Es möchte vielmehr auf 
bestehende interessante Akzentsetzungen und beden- 
kenswerte Akzentverschiebungen im institutioneilen 
System der urbanen Transformationsforschung verwei- 
sen, um die Rolle von Forschung und Wissenschaft in 
Transformationsprozessen zu stärken. Diese Impulsset- 
zungen werden im Kapitel 10.3 zu Empfehlungen ver- 
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Tabelle 10.2-1 

Übersicht über die in Kapitel 10.2 näher betrachteten Forschungsprogramme und -institutionen. 
Quelle: WBGU 


Forschungsprogramme 


Forschungsinstitutionen 


National 


> Nationale Plattform Zukunftsstadt 

> BMBF-Programm Future Megacities 

> DFG-Schwerpunktprogramm Megastädte: 
Informelle Dynamik des Globalen 
Wandels 

> Helmholtz-Initiative Risk Habitat 
Megacities 

> Morgenstadt-Initiative der Fraunhofer- 
Gesellschaft 

> Urbane Reallabore Baden-Württemberg 


> Flelmholtz-Gemeinschaft 

> Fraunhofer-Gesellschaft 

> Leibniz-Gemeinschaft 

> Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung 

> Deutsches Institut für Urbanistik 

> Verschiedene universitäre Forschungsinstitute 


International > Horizon 2020 und weitere 

EU-Programme 
> Future Earth 


> Verschiedene inter- und transdisziplinäre 
universitäre und nicht universitäre 
Forschungsinstitute 


dichtet. 


10.2.1 

Anforderungen an die Rahmenbedingungen einer 
nachhaltigen Stadtforschung 

Die Ausrichtung von Forschung bestimmt, inwiefern 
sie transformativ wirken kann. Oft bestimmen nicht 
nur die Forschungsinteressen der Wissenschaftlerin- 
nen, sondern auch übergeordnete Forschungspro- 
gramme von Institutionen oder Förderorganisationen 
die Inhalte, Ziele und Struktur der Forschung. Damit 
beeinflussen sie deren Ergebnisse und Auswirkungen. 

Im folgenden Kapitel formuliert der WBGU Anfor- 
derungen an eine Stadtforschungsprogrammatik. Diese 
sind zu großen Teilen aus dem Transformationsgutach- 
ten (WBGU, 2011:343 ff., 361) heraus weiterentwi- 
ckelt und zum Teil wörtlich entnommen, stellenweise 
erweitert und auf den speziellen Kontext der Stadt- und 
Urbanisierungsforschung abgestimmt. 

Die Analyse entlang der Kriterien (Tab. 10.2-2) 
zeichnet ein qualitatives Bild der verschiedenen Dimen- 
sionen von Forschungsprogrammen und skizziert deren 
transformatives Potenzial (Kap. 10.2.2). Gleichzeitig 
dienen die Kriterien auch als Basis von Empfehlungen 
im Sinne guter wissenschaftlicher Vorgehensweise der 
Forschungsförderung. 

Ebenso versteht der WBGU die Kriterien als eine 
Anregung für Forscher und Wissenschaftlerinnen, die 
eigene Forschung transformativ zu gestalten. Die Krite- 
rien ermöglichen auf der Ebene konkreter Forschungs- 
projekte eine Reflexion darüber, inwieweit die For- 
schung schon in Einklang mit transformativen Ansprü- 
chen steht. Zwischen den Analysekriterien bestehen 
oft konditionale oder kausale Verflechtungen. So wird 


beispielsweise die Transdisziplinarität als Vorausset- 
zung für die Entstehung gesellschaftlicher Relevanz der 
Forschung verstanden. 

Der WBGU betont ausdrücklich die Freiheit der For- 
schung. Hinsichtlich künftiger Forschungsprogramme, 
die auf eine transformative Wirkung abzielen, emp- 
fiehlt der Beirat, sich inhaltlich an den im Kapitel 10.1 
identifizierten Forschungsfeldern zu orientieren und 
darüber hinaus die folgenden Empfehlungen für eine 
transformative Forschung zu berücksichtigen. 

10.2.1.1 

Ziele 

Die vom WBGU beschriebene urbane Transformation 
soll zu Städten führen, die die natürlichen Lebens- 
grundlagen erhalten, die Teilhabe gewährleisten und 
Eigenart ermöglichen (normativer Kompass: Kap. 3). 
Diese Ziele sollten als Orientierungspunkte den Rah- 
men festschreiben, an dem sich Forschungsaktivitäten 
ausrichten. 

Im Sinne einer nachhaltigen Urbanisierung befür- 
wortet der WBGU eine ganzheitliche Betrachtung des 
Systems Stadt. Damit einhergehend sollten mögliche 
Wechselwirkungen des Forschungsgegenstands mit 
Umweltproblemen, nachhaltigem Wachstum sowie Fra- 
gen der Verteilungsgerechtigkeit auf lokaler und globa- 
ler Ebene berücksichtigt werden. 

Über die Forschungsthematik hinaus können nor- 
mative Ziele auch durch den gewählten Forschungs- 
modus angesteuert werden. Aspekte der Teilhabe kön- 
nen beispielsweise nicht nur in Forschungsfragen zu 
Ungleichheit oder partizipativer Governance in die For- 
schung einfließen, sondern durch interdisziplinäre For- 
schungsansätze aktiv umgesetzt werden, so dass die 
Forschung selbst zur Bürgerpartizipation und -eman- 
zipation beiträgt. 
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Tabelle 10.2-2 


Kriterien zur Analyse von Forschungsförderung. 

Quelle: adaptiert und weiterentwickelt aus WBGU, 2011: 

361. 

Analysebereich 

Anforderungen 

Kriterien 

Ziele 

Nachhaltige Stadtentwicklung 
im Kontext der Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen, 
Teilhabe und Eigenart 

Reflexion von Wechselwirkungen des eigenen Forschungs- 
gegenstandes mit anderen Dimensionen des normativen 
Kompasses aus natürlichen Lebensgrundlagen, Teilhabe und 
Eigenart sowie von potenziellen Zielkonflikten 

Struktur 

Gesellschaftliche Relevanz 
und Problemorientierung 

Ausrichtung der Forschungsthemen auch am Bedarf von Politik 
und Gesellschaft; lösungsorientierte, innovationsorientierte, 
angewandte Forschung 


Interdisziplinarität 

Kooperation zwischen Ingenieur-, Natur-, Kultur- und 
Sozialwissenschaften 


Transdisziplinarität 

Problembezug, Kooperation mit Stakeholdern (auch: Kodesign 
und Koproduktion der Wissensprozesse) 


Offenheit für reflexive 

Forschung 

Lernende, reflexive Forschung und flexible Förderprogramme 


Offenheit für Experimente 

Modellvorhaben, innovative Methoden, z.B. urban labs und 
Reallabore 


Zeitrahmen 

Adäquater Zeithorizont und adäquate Laufzeiten 


Internationale Reichweite 

Integration von Wissenschaftlerinnen insbesondere aus 
Entwicklungs- und Schwellenländern 


Rekombination von Wissen 

Gezielte Recherche und Kombination von bestehendem und 
neu zu schaffendem Wissen hinsichtlich Innovationschancen 

Ergebnisse und 
Auswirkungen 

Technologische und soziale 
Innovationen 

Generierung nachhaltiger Alternativen zu bestehenden 
Technologien und sozialen Praktiken; Stärkung einer 
Lösungsorientierung 


Verbreitungsbedingungen von 
Innovationen 

Berücksichtigung globaler Diffusion, Akzeptanz und nationaler 
bzw. internationaler Rahmenbedingungen 


Politische Strategien 

Erarbeitung und Diskussion möglicher politischer Maßnahmen 
zur Verbesserung der Verbreitungsbedingungen bzw. 

Umsetzung der Transformation 


Kapazitätsentwicklung 

Entwicklung von Kapazitäten auf individueller und 
institutioneller Ebene, Strukturbildung 


Implementierung 

Langfristige Implementierung und Verstetigung von 
Forschungsergebnissen und Innovationen 


10.2.1.2 

Strukturelle Anforderungen 

Gesellschaftliche Relevanz und Problemorientierung 
Um die Transformation zu unterstützen, sollte sich For- 
schung nicht nur an einem übergeordneten normati- 
ven Rahmen orientieren, sondern sich daneben auch 
auf spezifische gesellschaftliche Problemlagen bezie- 
hen. Forschung sollte also einerseits generelle Ziele der 
nachhaltigen Stadtentwicklung verfolgen und anderer- 
seits eng an die Bedürfnisse und Anforderungen der 
jeweiligen Stadt gekoppelt sein, die wiederum in For- 
schungsfragen zu übersetzen sind. Während die Orien- 
tierung an gesellschaftlichen Problemen eine Voraus- 
setzung dafür ist, relevantes Handlungswissen auf ver- 
schiedenen Ebenen (Politik, Zivilgesellschaft, Wirt- 
schaft) zu generieren und damit transformativ zu 
wirken, können aus dem gleichzeitig normativen und 


partizipativen Ansatz auch Zielkonflikte entstehen, die 
reflektiert werden sollten. 

Interdisziplinarität 

Als Interdisziplinarität bezeichnet der WBGU „die 
Kooperation mehrerer unabhängiger Einzelwis- 
senschaften, die eine gemeinsame wissenschaftli- 
che Frage mit ihren eigenen Methoden zu beantwor- 
ten versuchen." Dabei werden verschiedene Aspekte 
zusammengeführt, was im Idealfall zu neuen holisti- 
schen Lösungsstrategien führt (WBGU, 2011:343). 

Die Herausforderungen und Probleme beim Über- 
gang zur nachhaltigen, lebenswerten Stadt sind weder 
rein technische noch rein gesellschaftliche Prob- 
leme. Zusätzlich sind die Probleme oft komplex, da 
sich verschiedene urbane Sektoren verschränken. Erst 
die Betrachtung des systemischen Problemkontexts 
ermöglicht es, eine Vielzahl potenzieller Transforma- 
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tionspfade aufzuzeigen. Diese können sowohl (hoch-) 
technologischer als auch gesellschaftlicher oder politi- 
scher Natur sein (Stirling, 2009; STEPS Centre, 2010). 

Der WBGU befürwortet es deshalb, Fragen zur 
Transformation von urbanen Systemen interdisziplinär 
zu erforschen. Dies sollte durch die Forschungsförde- 
rung ermöglicht und gefördert werden. Forschungspro- 
gramme sollten die zu generierenden Ergebnisse, etwa 
die möglichen Transformationspfade, nicht durch eine 
Vorgabe der zu generierenden Innovation (etwa einer 
spezifischen Technologie) beschränken. 

Transdiziplinarität 

Zunehmend setzt sich die Erkenntnis durch, dass wegen 
der Vielschichtigkeit der Transformationsprozesse nicht 
wissenschaftliche Akteure mit ihrem Wissen einbezo- 
gen werden sollte. Im transdisziplinären Prozess wer- 
den deshalb Akteure aus Politik, Wirtschaft und Zivil- 
gesellschaft als Stakeholder in den Forschungsprozess 
eingebunden. Dies kann das Kodesign, also das gemein- 
same Festlegen von Forschungszielen, und die Kopro- 
duktion umfassen, also die Kooperation in der Wis- 
sensgenerierung und im Erarbeiten von Lösungswe- 
gen. Durch eine Ausrichtung auf realweltliche Pro- 
bleme kann sich die Akzeptanz forschungsgeleiteter 
Problemlösungen und deren langfristiger Implementie- 
rung erhöhen und somit können Transformationspro- 
zesse angestoßen werden. Transdisziplinarität ersetzt 
dabei nicht die disziplinäre Grundlagenforschung, die 
anwendungsbezogene Forschung oder die interdiszi- 
plinäre Wissensintegration, sondern trägt als weiterer 
möglicher Forschungstyp dazu bei. Wissen auf breiter 
gesellschaftlicher Basis zu integrieren und sozial robust 
zu machen (Gibbons et al., 1994; Cash et al., 2003). 

Reflexive Forschung und Förderprogramme 
Der WBGU begreift die Große Transformation als einen 
gesellschaftlichen und wissenschaftlichen Suchpro- 
zess. Transformatives Forschen bedeutet daher nicht, 
einem starren Katalog von Forschungsfragen nachzu- 
gehen bzw. einem strengen Regelwerk des Forschungs- 
modus zu folgen, sondern sowohl Inhalte als auch 
Organisationsformen der Forschung immer wieder auf 
den Prüfstand zu stellen. Die Forschung selbst - und 
damit auch die sie rahmenden Forschungsprogramme - 
sollten deshalb dynamisch angelegt sein. 

Städte sind divers. Die Auseinandersetzung mit den 
jeweiligen Akteurskonstellationen und das Verständ- 
nis der jeweiligen Dynamik sind Voraussetzung, um 
Governance-Strukturen und Transformationspfade zu 
identifizieren sowie Entwicklungs- und Veränderungs- 
prozesse anzustoßen. Strukturell sollte deshalb die 
Nachsteuerung von Forschungsprojekten seitens des 
Förderprogramms ermöglicht werden, wenn sich aus 


dem Forschungsgegenstand Rückwirkungen auf For- 
schungsfragen und -budgets ergeben. 

Reflexive Forschung bedeutet also auch, dass Mög- 
lichkeiten der Selbstreflexion und damit einer Neu- 
justierung der Forschungsausrichtung gegeben sein 
sollten. Die Einführung von neueren transdiziplinären 
Forschungsansätzen birgt sowohl Chancen als auch Risi- 
ken. Beispielsweise entstehen aus Erfahrungen mit Real- 
laboren oder anderen experimentellen Forschungsmodi 
neue Forschungsfragen zur Methodologie der transfor- 
mativen Forschung (und auch der Partizipation allge- 
mein) in Bezug auf die Prozesshoheit (Kasten 10.1-11). 

Ebenso beinhaltet der transformative Gedanke die 
Notwendigkeit zur Reflexion über die Inhalte der For- 
schung. Forschung und forschungsgetragene Innova- 
tionen - ob wirtschaftlich, technologisch oder sozial 
- können sich negativ auf soziale und ökologische 
Systeme auswirken. Systemische Wechselwirkungen 
einschließlich potenziell unerwünschter und nicht 
geplanter Auswirkungen von Innovationen sollten also 
bereits im Forschungsprozess mitgedacht werden. 

Die Grüne Revolution z.B. führte zu einer mar- 
kanten Steigerung der landwirtschaftlichen Produk- 
tion in Entwicklungsländern (Bohle, 1981), so dass 
zuvor auftretende große Hungerkrisen endeten, z.B. 
in Indien. Gleichzeitig hatte die Grüne Revolution aber 
auch negative systemische Auswirkungen. Sozioöko- 
nomische Abhängigkeiten verstärkten sich, weil Bau- 
ern nun hochertragreiches Saatgut, Mineraldünger und 
Pflanzenschutzmittel von großen Unternehmen bezie- 
hen mussten (FAO, 1996; Bohle 1989). Auch auf die 
Umwelt hatte die Grüne Revolution Auswirkungen: 
z. B. hatte die intensivierte Landwirtschaft in Monokul- 
turen vielerorts Bodenerosion sowie den Verlust bio- 
logischer Vielfalt zur Folge, und die vermehrte Bewäs- 
serung führte zu einer Versalzung der Böden (Smith, 
2009; Conway et ab, 2010). 

Offenheit für Experimente 

Aktionsforschung im Sinne einer reflektierenden und 
gleichzeitig involvierten Forschung bietet sich an, um 
über Städte und Urbanisierung zu forschen. Bei der 
Analyse urbaner Transformationsprozesse zeigt sich 
gegenüber generellen Aspekten der Transformations- 
bzw. transformativen Forschung, dass Wissenschaft- 
lerinnen in der Stadtforschung häufig selbst in Trans- 
formationsprozesse involviert und somit zu Akteuren 
der Transformation geworden sind. Dies ist auch auf 
die Bereitschaft zurückzuführen, neue methodische 
Ansätze und Experimente zu erproben. Forschungs- 
ansätze wie sustainable living labs, sustainability labs, 
urban transformation labs, Reallabore usw. (Nevens et 
ab, 2013; Schneidewind, 2014; Bergvall-Käreborn et ab, 
2009; Liedtke et ab, 2015; Karvonen und Heur, 2014; 
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Wittmayer et al., 2014) haben sich inzwischen so weit 
bewährt, dass sie als Methoden in Stadtforschungspro- 
grammen vorgegeben werden (Urban Europe, 2015a). 

Der WBGU befürwortet die Erprobung innovati- 
ver Methoden in der Urbanisierungsforschung, denn 
dem Modus des Ausprobierens und Experimentierens 
kommt bei der Gestaltung der urbanen Transformation 
eine zentrale Rolle zu. Er sollte deswegen noch stärker 
zum Bestandteil lösungsorientierter, urbaner Forschung 
werden. Experimentierräume wie Reallabore bieten 
Potenzial, das noch weiter gedacht werden sollte, um 
potenzielle Veränderungen und deren Auswirkun- 
gen erfassen zu können. Auch sollte weiter mit neuen 
Methoden zum gegenseitigen Lernen experimentiert 
werden, die verschiedene wissenschaftliche Gemein- 
schaften und Akteure mit unterschiedlichen Mentali- 
täten, Kulturen und Sprachen verbinden. Methodisch 
und inhaltlich sollten neue Wege eingeschlagen und 
Risiken eingegangen werden. Forschung sollte aus 
Sicht des WBGU verstärkt aus sogenannten Misserfol- 
gen lernen, um Lernchancen und Erfahrungen konst- 
ruktiv zu nutzen. Zur Forschungsfreiheit gehört, dass 
sogenannte Misserfolge keine potenzielle Bedrohung 
für spätere Projektanträge befürchten lassen. 

Zeitrahmen 

Die Transformation zu nachhaltigen Städten ist eins der 
dringendsten Probleme unserer Zeit. Daher sollte sie 
forschungspolitische Priorität erlangen und es sollten 
adäquate finanzielle Mittel dafür bereitgestellt werden. 
Gleichzeitig ergibt sich Spannung aus dem unterschied- 
lichen Zeitrahmen von Forschung und Handlungsbe- 
darf in Städten. 

Um eine langfristige und dauerhafte Transformation 
zur nachhaltigen Stadtentwicklung und Urbanisierung 
zu befördern, benötigt die Wissenschaft - insbeson- 
dere eine reflexive und transformative Wissenschaft 
- Zeit. Das Wesen der Wissenschaft bringt mit sich, 
dass Forschungsfragen methodisch sauber beantwortet 
und innovative Lösungen solide entwickelt und erprobt 
werden müssen, insbesondere wenn dabei ungünstige 
neue Pfadabhängigkeiten ausgeschlossen werden sol- 
len. Dagegen steht einerseits die vorherrschende pro- 
jektbasierte Forschungsförderung über kurze Zeit- 
räume, die sich schnelle, vorzeigbare Innovationen ver- 
spricht, aber dem Zeitbedarf nicht gerecht wird, den 
der transdisziplinäre Dialog mit Stakeholdern in For- 
schungsprojekten erfordert. Andererseits stehen auch 
die Dringlichkeit und der akute Bedarf an konkreten 
Lösungen in Städten in Konflikt mit langfristig angeleg- 
ter Forschung. Hier sollten neue Wege gefunden wer- 
den, um beiden Ansprüchen Rechnung zu tragen. 


Internationalität 

Weltweit sind Städte Treiber und Betroffene des globa- 
len Wandels und mit ähnlichen sozialen, ökologischen 
oder ökonomischen Problemen konfrontiert. Auch die 
urbane Transformation zur Nachhaltigkeit sollte glo- 
bal vonstatten gehen, um planetarische Leitplanken 
gemeinsam einhalten zu können. 

Internationale Forschungskooperation kann dazu 
beitragen, Synergien zu erzeugen und Lösungsansätze 
für ähnliche urbane Probleme zu finden. Die Zusam- 
menarbeit kann dabei einen mehrfach gerichteten 
Nord-Süd-, Süd-Süd- und Nord-Nord-Erkenntnis- 
transfer bzw. Austausch zu Lösungsstrategien umfas- 
sen, an dem alle am transdisziplinären Prozess invol- 
vierten Akteure beteiligt sind. Die Rollenverschiebung 
vom Wissens- und Technologietransfer hin zu einem 
gleichberechtigten Wissensaustausch und gegenseiti- 
gen Lernen stellt große Herausforderungen an die For- 
schungsprozesse und die betroffenen Wissenschaftler, 
z.B. in Bezug auf Kooperation, Kommunikation und 
Reflexion von Rollenverständnis und Aufgaben. 

Aus Sicht des WBGU sollten Forscherinnen noch 
stärker international kooperieren - über alle Länder- 
gruppen hinweg. Dies sollte auch durch die Forschungs- 
förderinstitutionen gefordert und finanziell unterstützt 
werden, wobei die Förderung nicht nur die Forschung, 
sondern auch die Implementierung der Forschungser- 
gebnisse umfassen sollte. Die derzeit üblichen Regeln 
eines „no exchange of funds", die eine Kooperation auf 
Augenhöhe speziell mit Kolleginnen in Schwellen- und 
Entwicklungsländern verhindern, sollten überdacht 
werden. 

Rekombination bestehenden Wissens 
Der WBGU (2011:343) schreibt zur Rekombination 
bestehenden Wissens: „Forschung für die Transforma- 
tion sollte im Rahmen von Such- und Vernetzungspro- 
zessen bestehendes und neu zu schaffendes Wissen 
kombinieren und weiterentwickeln, sowohl zwischen 
Disziplinen als auch zwischen Grundlagen- und ange- 
wandter Forschung. Dies könnte z.B. geschehen, indem 
die Ergebnisse der Grundlagenforschung in der Breite 
auf transformatorische Innovationschancen durchsucht 
und diese mit der anwendungsorientierten Forschung 
zur technologischen bzw. sozialen Umsetzung transfor- 
mativen Handelns verbunden werden." 

10.2.1.3 

Ergebnisse und Auswirkungen 

Forschung zielt darauf ab, die Transformation zur nach- 
haltigen lebenswerten Stadt effektiv zu unterstüt- 
zen. Das bedeutet, dass am Ende des Forschungs- und 
Entwicklungsprozesses nicht nur wissenschaftliche 
Erkenntnisse wie Veröffentlichungen stehen, sondern 
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Ergebnisse in Form von (anwendungsfähigen) Lösun- 
gen für Probleme. 

Die Entwicklung angepasster Lösungen, d.h. tech- 
nologischer und sozioökonomischer Innovationen, ist 
ein notwendiger Bestandteil von Forschung. Die Praxis 
zeigt, dass sich wissenschaftsbasierte Innovationen ins- 
besondere dann erfolgreich durchsetzen, wenn sie auf 
den Bedarf der Nutzer abgestimmt sind. Transdiszipli- 
narität (Kap. 10.2.1.2) ist aus Sicht des WBGU also eine 
wichtige Voraussetzung, um durch Forschung transfor- 
mative Auswirkungen zu erlangen. 

Dies gilt für Innovationen, die auf neuesten wissen- 
schaftlichen Erkenntnissen beruhen, wie für Lösungen, 
die in anderen Kontexten bereits erfolgreich als Innova- 
tion eingeführt werden konnten. Eine standardmäßige 
Übertragung von Innovationen ist aufgrund unter- 
schiedlicher gesetzlicher Rahmenbedingungen, kultu- 
reller und sozialer Normen sowie ökonomischer und 
politischer Gegebenheiten nicht möglich. Die Imple- 
mentierung von nachhaltigen Alternativen zu beste- 
henden Technologien und sozialen Praktiken bedarf 
also einer genauen Bestimmung der gesellschaftlichen 
Voraussetzungen für die Verbreitung einer Innovation 
und einer Anpassung an die Eigenart des spezifischen 
Stadtkontextes. Für die Verbreitung der Lösungen in 
transdisziplinären Prozessen sollten politische Strate- 
gien und Instrumente entwickelt werden. 

Über die Erarbeitung transformativer Innovationen 
hinaus kann Forschung weitere positive gesellschaftli- 
che Auswirkungen haben. So können durch Forschung 
transformative Kapazitäten auf individueller und insti- 
tutioneller Ebene gestärkt werden. Insbesondere durch 
Kooperationen zwischen Forschenden in Industrielän- 
dern und Wissenschaftlerinnen in Entwicklungs- und 
Schwellenländern können Bildungs-, Wissenschafts- 
und Forschungsstrukturen entstehen oder gestärkt 
werden, die längerfristig dem sogenannten Braindrain 
aus Entwicklungs- und Schwellenländern entgegenwir- 
ken und einen breiten Aufbau zukünftiger Forschungs- 
kapazitäten ermöglichen. 

Aus Sicht des WBGU ist die langfristige Implemen- 
tierung und Verstetigung von Forschungsergebnissen 
und Innovationen - also die Anwendung oder Umset- 
zung von Forschungsergebnissen im Problemkontext - 
ausschlaggebend für die transformative Wirkung. Der 
Übergang zwischen Forschungsarbeit, Anwendung und 
Verstetigung ist dabei fließend. Deshalb sollte schon im 
Forschungsprozess die Implementierung der Ergebnisse 
mitbedacht, relevante Stakeholder einbezogen und 
mögliche Finanzierung der Anwendung von Ergebnis- 
sen bedacht werden. 


10.2.2 

Nationale Forschungsprogramme 

Urbanisierung und Stadt finden thematisch sowohl 
über das Bundesministerium für Bildung und For- 
schung (BMBF), das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB), das 
Ministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) wie 
auch das Ministerium für Verkehr und digitale Infra- 
struktur (BMVI) Eingang in die deutsche Forschungs- 
politik und Forschungsförderung. Eine übergeordnete 
Rolle spielt die ressortübergreifende neue Hightech- 
Strategie (Bundesregierung, 2014). Diese ist das Herz- 
stück der deutschen Forschungspolitik. In ihrer aktuel- 
len Fassung bettet sie Technologieforschung und -ent- 
wicklung in den gesellschaftlichen Kontext ein. Damit 
hätte sie aus Sicht des WBGU das Potenzial, sich von 
einem wirtschafts- und technologiegetriebenen Inno- 
vationsansatz hin zu einer umfassenderen Transforma- 
tionsforschung zu bewegen. Dazu wäre es jedoch not- 
wendig, auch das zugrunde liegende Nachhaltigkeits- 
konzept auf den Prüfstand zu stellen und den sozialen 
und ökologischen Nutzen nicht einem primär wirt- 
schaftlichen Nutzen zu unterstellen. 

Mit Blick auf die nachhaltige Urbanisierung 
ist positiv anzuerkennen, dass die „C0 2 -neutrale, 
energieeffiziente und klimaangepasste Stadt" inner- 
halb der Hightech-Strategie eines von zehn soge- 
nannten Zukunftsprojekten der Bundesregierung ist 
(Bundesregierung, 2014:50). Zu dessen Umsetzung 
entwickelten die vier an der Hightech- Strategie betei- 
ligten Ressorts zwischen 2013 und 2015 ihre stadtbe- 
zogenen Forschungsaktivitäten in einem gemeinsamen 
Plattform- und Beteiligungsprozess koordiniert weiter. 
Unter dem Titel „Nationale Plattform Zukunftsstadt" 
(Kap. 10.2.2.1) stellte dieser Prozess in mehrfacher 
Hinsicht forschungspolitisch eine wichtige Weiterent- 
wicklung dar. 

Aktuell ist die nachhaltige Urbanisierung promi- 
nent in diversen BMBF-Initiativen verankert. So wid- 
mete sich das Wissenschaftsjahr 2015 dem Thema 
„Zukunftsstadt" (BMBF, 2015d). Konkrete Förderung 
für Urbanisierungs- und Stadtforschung findet haupt- 
sächlich im Rahmenprogramm „Forschung für Nachhal- 
tige Entwicklung" (FONA) statt (BMBF, 2015b). Bereits 
im Wissenschaftsjahr 2012 zum Thema „Zukunftspro- 
jekt Erde" startete das BMBF unter demTitel „Zukunfts- 
WerkStadt" eine Forschungsinitiative zur nachhalti- 
gen Entwicklung in deutschen Städten, die 2015 unter 
dem Schirm von Wissenschaftsjahr und Leitinitiative 
Zukunftsstadt in einer zweiten Phase fortgesetzt wurde 
(BMBF, 2015a). Im internationalen Kontext hat das 
vom BMBF aufgelegte Forschungsprogramm „Future 
Megacities" in vielerlei Hinsicht Zeichen gesetzt und 
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wird im Folgenden näher betrachtet (Kap. 10.2.2.2). 

Das BMUB fördert Forschung in den im „Forschungs- 
rahmen des BMUB und Ressortforschungsplan 2015" 
identifizierten Prioritäten. Für den Bereich Stadt- und 
Urbanisierungsforschung greift es dabei auf die Kom- 
petenzen von Umweltbundesamt (UBA) und Bundes- 
institut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) 
zurück, die im Sinne einer Ressortforschung sowohl 
selbst forschen als auch Forschungsaufträge innerhalb 
der Schwerpunkte des Forschungsrahmens an Externe 
vergeben (Kap. 10.2.4). Die Stadt- und Urbanisierungs- 
forschung ist innerhalb des Forschungsrahmens inter- 
disziplinär orientiert und deckt thematisch eine große 
Bandbreite an Themen ab. Diese reichen von allge- 
meinen Themen der Raumordnung, Stadtentwicklung, 
Wohnungswesen und Bauwesen über experimentelle 
und anwendungsorientierte Forschung im Wohnungs- 
und Städtebau bis hin zu Verkehrsforschung und For- 
schung zur „Zukunft Bau", die u.a. Energieeffizienz 
und erneuerbare Energien, Gebäudemodernisierung, 
nachhaltiges Bauen und Baumaterialien umfasst. 

Drei Programme stehen im Zentrum der vorliegenden 
Betrachtungen, die sich im Hinblick auf ihre Ausrich- 
tung (disziplinär, inter- bzw. transdisziplinär) und ihren 
Fokus (national bzw. international) unterscheiden: 

> Die „Nationale Plattform Zukunftsstadt" und die 
Reallabore in Baden-Württemberg sind als transdis- 
ziplinär angelegter Prozess bzw. Programm national 
orientiert. 

> Das BMBF-Programm „Future Megacities", das EU- 
Programm „Horizon 2020" sowie das internationale 
Programm „Future Earth" sind interdisziplinär und 
teils transdisziplinär ausgerichtet und international 
orientiert. 

> Das DFG-Schwerpunktprogramm „Megastädte: 
Informelle Dynamik des Globalen Wandels" war 
interdisziplinär und international angelegt. 

10.2.2.1 

Nationale Plattform Zukunftsstadt 

Ziele 

Die Nationale Plattform Zukunftsstadt (NPZ) war ein 
über zwei Jahre (2013-2015) angelegter Agendapro- 
zess zur Identifizierung prioritärer Handlungs- und For- 
schungsfelder für urbane Räume. Im Jahr 2016 startete 
darauf aufbauend die Innovationsplattform Zukunfts- 
stadt der Bundesregierung. 

Struktur 

Die NPZ wurde als Beteiligungsplattform eingerichtet, 
zu der Vertreterinnen aus Wissenschaft und Forschung, 
Wirtschaft, Zivilgesellschaft, Politik und Ministerien 
und insbesondere aus Städten und Kommunen bzw. 


deren Verbänden eingeladen wurden. Auch wenn die 
Mehrheit der Stakeholder aus Wissenschaft und Wirt- 
schaft kam, eröffnete die breite Einbindung gesell- 
schaftlicher Akteure neue Möglichkeiten an der 
Schnittstelle von klassischer Forschung und späterer 
langfristiger Implementierung innovativer Forschungs- 
ansätze in Städten, z.B. hinsichtlich der Generierung 
neuer Themen und deren Priorisierung. 

Um der Diversität unterschiedlicher Perspekti- 
ven gerecht zu werden, erfolgte deren Integration 
in einem systematischen, mehrstufigen Prozess. Die 
Ergebnisse verschiedener Arbeitsgruppen und Diskus- 
sionen wurden in eine strategische Forschungs- und 
Innovationsagenda integriert und den Ressorts im Feb- 
ruar 2015 als Leitfaden für künftige Ausschreibungen 
übergeben (BMBF, 2015c). 

Ergebnisse und Auswirkungen 

In der Forschungs- und Innovationsagenda wurde der 
oft technologische Fokus vieler BMBF-Forschungs- 
programme durch eine Stärkung sozial-, kultur- und 
wirtschaftswissenschaftlicher Perspektiven ergänzt. 
So wurde z.B. „Soziokulturelle Qualität und urbane 
Gemeinschaften" als strategisches Leitthema und 
„Zivilgesellschaftliche Akteure als Treiber urbaner 
Transformation" als eines der prioritären Innovations- 
felder identifiziert (BMBF, 2015c). Schon im Rahmen 
des NPZ-Prozesses entstanden transdisziplinäre BMBF- 
Ausschreibungen, die Kommunen und spätere Imple- 
mentationsprozesse integrativ mitdachten, wie die Aus- 
schreibungen zu „Kommune Innovativ" (BMBF, 2014) 
und „Wettbewerb Zukunftsstadt" (BMBF, 2015g). 
Außerdem basiert die Fördermaßnahme zur „Nachhal- 
tigen Transformation urbaner Räume" innerhalb des 
Förderschwerpunkts „Sozial-ökologische Forschung" 
(SÖF) auf Ergebnissen des NPZ-Prozesses. Erste For- 
schungsprojekte starten 2016 (BMBF, 2015e). 

Weitere zukünftige Ausschreibungen werden zei- 
gen, ob die in der strategischen Forschungs- und Inno- 
vationsagenda formulierten Ansprüche an holistische 
inter- und transdisziplinäre Stadtforschung in die Tat 
umgesetzt werden oder sich der traditionell im BMBF 
verankerte technologische Lösungsansatz, der unter 
der Oberfläche der strategischen Forschungs- und 
Innovationsagenda durchscheint, durchsetzen kann. 

Das Programm ist ein im Schwerpunkt nationales 
Forschungsprogramm geblieben. Angesichts der im hier 
vorliegenden Gutachten dargelegten Bedeutung glo- 
baler Vernetzung und globalen Lernens in Urbanisie- 
rungsprozessen wäre eine stärker internationale Aus- 
richtung und Vernetzung wünschenswert gewesen. 

Insgesamt ist die NPZ positiv zu bewerten. Der 
Prozess stellte an sich eine Art forschungspolitischen 
Reallabors und damit eine Weiterentwicklung der 
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Forschungsprogrammpolitik des Bundes dar. Im Rah- 
men des Prozesses wurden Ansätze und Instrumente 
erprobt, wie z. B. Stakeholder-Beteiligung und Instru- 
mente der Prozessstrukturierung, die sich auch in der 
künftigen Gestaltung anderer Themen- und Programm- 
bereiche gewinnbringend einsetzen lassen. Zu über- 
legen wären gesonderte Formate des Kapazitätsent- 
wicklung für zivilgesellschaftliche Organisationen, die, 
anders als Wissenschaft und Wirtschaft, bislang wenig 
Erfahrung mit nationalen wissenschaftlichen Agenda- 
Setting-Prozessen gesammelt haben. 

10.2.2.2 

BMBF-Programm Future Megacities 

Das BMBF-Programm zur „Forschung für die nachhal- 
tige Entwicklung der Megastädte von morgen" (Future 
Megacities) startete im Jahr 2004 und lief bis 2014. 
Insgesamt war das Programm mit einem Fördervolumen 
von 50 Mio. € ausgestattet, die sich in der Hauptphase 
über neun Verbundprojekte verteilten (PT-DLR, 2015). 

Ziele 

Das Programm zielte laut Ausschreibung darauf ab, 
„Lösungsvorschläge und Strategien für eine nach- 
haltige Gestaltung der (mega-)urbanen Regionen 
der Zukunft zu erarbeiten und in Form von Pilotstu- 
dien auch umzusetzen" (BMBF, 2004). Die von 2005 
an geförderten Projekte fokussierten auf eine große 
Bandbreite spezifischer Urbanisierungsprobleme (wie 
Wassermanagement, urbane Landwirtschaft, Mobili- 
tät, energieeffizientes Wohnen) in Partnerstädten wie 
Addis Abeba, Casablanca, Hefei, Ho-Chi-Minh-Stadt, 
Hyderabad, Johannesburg, Teheran/Karadsch, Lima 
und Urumqi. Das Programm verfolgte eine systemi- 
sche Betrachtungsweise. Die einzelnen Projekte waren 
interdisziplinär besetzt und versuchten von einer spe- 
zifischen Problemstellung ausgehend einen Beitrag zur 
Stadtentwicklung zu liefern. 

Erkenntnisse aus sechs der im Future-Megacities- 
Programm geförderten Projekte fließen seit 2014 in das 
BMBF-geförderte Anschlussprojekt „Rapid Planning" 
ein. Das Projekt, in das auch UN-Habitat eingebunden 
ist, zielt auf eine Methodenentwicklung, die Stadtver- 
waltungen bei Entscheidungen unterstützt, die meh- 
rere Sektoren der Stadtplanung betreffen. Daneben 
entwickelt es konkrete Einsteigerprojekte (AT- Verband, 
2015). 

Struktur 

Das Future-Megacities-Programm war darauf ausge- 
richtet Lösungen zu generieren. Dabei wurde - anders 
als in technologie-orientierten Förderprogrammen des 
BMBF - kein Lösungsansatz vorgegeben. Die Forsche- 
rinnen konnten also gemeinsam mit den lokalen Stake- 


holdern über angemessene Innovationen reflektieren. 
Das Programm war offen für innovative partizipative 
Methoden, jedoch waren die Möglichkeiten des lernen- 
den Forschens und der Neuorientierung durch festge- 
legte Projektfördermechanismen begrenzt. 

Der Fokus auf schnell wachsende Megastädte in 
Entwicklungs- und Schwellenländern war durch das 
Programm vorgegeben. Die Gestaltung des Programms 
erfolgte in Deutschland, die Megastädte selbst waren 
kaum in die Phase des Agenda Setting eingebunden. 
Innerhalb der Projektdefinition und -durchführung 
legte das BMBF Wert auf die transdisziplinäre Koope- 
ration mit lokalen Wissenschaftlerinnen und Stake- 
holdern, konnte diese aber nur in begrenztem Umfang 
finanzieren. 

Ergebnisse und Auswirkungen 
Angesichts der Lösungsorientierung des Future-Mega- 
cities-Programms wurde in der letzten Förderphase die 
Implementierung von Pilotprojekten und Ergebnissen 
erwartet. Die insgesamt lange Laufzeit des Programms 
über neun Jahre ist im Hinblick auf die Generierung 
von Transformationswissen als positiv zu bewerten. Die 
langfristige Verstetigung der Innovationen war nicht 
Teil der Förderung durch das Programm. Es bleibt abzu- 
warten, ob die transdisziplinäre Einbindung der loka- 
len Stakeholder ausreicht, um auch auf lange Sicht zu 
gewährleisten, dass sich die eingeführten Innovationen 
bewähren. 

Das BMBF legte großen Wert auf eine Übertrag- 
barkeit der Ergebnisse auf andere Städte. Die notwen- 
dige Anpassung der Innovation an den lokalen Kon- 
text (bzw. an die Berücksichtigung der Eigenart als eine 
der Dimensionen des normativen Kompasses) und die 
gewünschte Übertragbarkeit der Lösungsansätze ste- 
hen potenziell in Konflikt und bilden eine methodische 
Herausforderung. 

Über die Implementierung der Projektergebnisse in 
Form von Innovationen hinaus hatte dieses Programm 
einen weiteren transformativen Anspruch: Begleitende 
Maßnahmen, wie Schulungen für technisches Personal 
und ein Stipendienprogramm für den wissenschaftli- 
chen Nachwuchs, sollten auch strukturell transformativ 
wirken und zum Aufbau technischer und wissenschaft- 
licher Kapazitäten beitragen. 

10.2.2.3 

DFG-gefördertes Schwerpunktprogramm 
Megastädte 

Im Gegensatz zu einer politischen Förderinstitution wie 
dem BMBF macht die DFG traditionell keine Themen- 
vorgaben, sondern fördert Forschungsarbeiten zu von 
Forscherinnen selbst identifizierten Forschungsthe- 
men. Das Schwerpunktprogramm 1233 „Megastädte: 
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Informelle Dynamik des Globalen Wandels" wurde von 
2004 bis 2014 durch die DFG als Forschungsprogramm 
der am Schwerpunkt beteiligten Institutionen gefördert 
(DFG-Schwerpunktprogramm Megacities, 2009). 

Ziele 

Das DFG-Schwerpunktprogramm forschte in 17 Teilpro- 
jekten zu Formen der Informalität im urbanen Kontext 
in Städten im chinesischen Perlflussdelta (um Guang- 
zhou, Shenzhen und Hong Kong) sowie in der Haupt- 
stadt Bangladeschs, Dhaka. Der thematische und regi- 
onale Fokus belegt das Forschungsinteresse der betei- 
ligten Forscher. Anders als das explizit transformative 
Future-Megacities-Programm des BMBF förderte die 
DFG in ihrem Programm Grundlagenforschung und wis- 
senschaftliche Erkenntnis zum Forschungsthema ohne 
Anspruch darauf, spätere Auswirkungen und Umset- 
zungen zu beeinflussen. 

Struktur 

Das Megastädte-Schwerpunktprogramm der DFG war 
mit 16 beteiligten Fachdisziplinen interdisziplinär breit 
angelegt und spielte damit eine Vorreiterrolle in der 
sonst eher disziplinär orientierten Förderung. Grund- 
lage der Auswahl der untersuchten Städte war der lokale 
Problemkontext. Die Wissensproduktion zu den politi- 
schen, ökonomischen und sozialen Aspekten der glo- 
balisierten Megaurbanisierung sowie der substanziellen 
Teilhabe innerhalb informeller Prozesse zielte auf eine 
spätere Anwendung des Wissens ab. Unterstützend 
wirkte, dass in den untersuchten Städten enge Rück- 
kopplungsprozesse zwischen Wissenschaft und Politik 
sowie zu Forschungs- und Lehrinstitutionen stattfan- 
den. Die Forschung fand in enger Kooperation mit For- 
scherinnen aus China und Bangladesch statt; insgesamt 
waren mehr als 100 Wissenschaftler beteiligt (DFG- 
Schwerpunktprogramm Megacities, 2009). 

Ergebnisse und Auswirkungen 
Mit 450 Publikationen insgesamt, darunter mehr als 
160 referierte Aufsätze und 26 Monographien ein- 
schließlich Dissertationen hat das Schwerpunktpro- 
gramm ein sehr hohes Maß an wissenschaftlichen 
Ergebnissen erbracht. Das gesteckte Ziel wissenschaft- 
licher Exzellenz wurde erreicht. Inhaltlich hatte das 
Programm den Anspruch, theoretisch-konzeptionelle 
Ansätze und Modelle zur Erklärung informeller Struk- 
turen in Megastädten zu entwickeln und die Viel- 
schichtigkeit der Phänomene, Prozesse und Akteure 
informeller Praktiken und Arrangements zu verstehen. 
Darüber hinaus wurden Fragen zu neuen Governance- 
Formen und Selbstorganisation, der Funktionsweise 
urbaner Ökonomien, informeller Siedlungsentwicklung 
und Ressourcen- und (inter-)nationalen Migrations- 


strömen vertieft analysiert. Damit liegt ein großer Wis- 
sensfundus vor, der genutzt werden kann, um die Aus- 
wirkungen auf die urbane Nachhaltigkeit in Megastäd- 
ten zu verstehen und Transformationsprozesse zu kata- 
lysieren. 

10.2.2.4 

Urbane Reallabore in Baden-Württemberg 

Ziele 

Seit 2012 fördert das Ministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst in Baden-Württemberg auf Nach- 
haltigkeit ausgerichtete Forschung innerhalb seiner 
Initiative Wissenschaft für Nachhaltigkeit. Grundlage 
für die Neuausrichtung war u. a. der Bericht einer vom 
Ministerium eingesetzten Expertenkommission (MWK, 
2013). 2013 und 2015 erfolgten zwei Ausschreibungen 
zum Thema „Reallabor" (mit sieben ausgewählten Real- 
laboren, davon sechs urban ausgerichtet) und „Realla- 
bor Stadt" (mit sieben ausgewählten urbanen Realla- 
boren) mit Fokus auf den gesellschaftlichen Herausfor- 
derungen des urbanen Raums. Mit 15 Mio. € werden 
in beiden Programmen Kooperationsprojekte zwischen 
Forschungs- und Praxisakteuren gefördert. Die For- 
schung in den Reallaboren wird durch eine umfassende 
Begleitforschung unterstützt (MWK, 2015; Schäpke et 
al., 2015). 

Struktur 

Das Programm fördert ausdrücklich die Forschung in 
Reallaboren, in denen die Stadt selbst zum Labor und 
Ort der transdisziplinären problemorientierten For- 
schung wird. Es zielt damit auf den Aufbau von Infra- 
strukturen für eine transdisziplinäre und transfor- 
mativ wirkende Stadtforschung. Die Forschungsthe- 
men werden in den Reallaboren gemeinsam mit den 
Praxispartnerinnen und der Zivilbevölkerung erarbei- 
tet, die so von Beginn an in den Forschungsprozess 
eingebunden waren. Aus den unterschiedlichen loka- 
len Problemlagen ergaben sich daher auch unterschied- 
liche thematische Stoßrichtungen der Projekte: Wäh- 
rend z.B. in Heilbronn zu selbstfahrenden Transportwa- 
gen zur Reduzierung des Warennahverkehrs geforscht 
wird, blickt das Reallabor Karlsruhe aus verschiedenen 
Perspektiven auf Fußgängerinnen; in Tübingen wird 
die Förderung alternativer Energien untersucht, das 
Reallabor Rhein-Neckar widmet sich der wirtschaft- 
lichen und sozialen Integration von Flüchtlingen, und 
das „Stadt:quartier 4.0" in Stuttgart befasst sich mit 
der digital simulierten Stadtteilplanung mit direkter 
Bürgerbeteiligung (MWK, 2015). 

Um die Forschung in den Reallaboren zu reflektie- 
ren und zu systematisieren, wird das Programm wissen- 
schaftlich begleitet. Gemeinsam mit den Reallaboren 
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untersucht die Begleitforschung, welche übergreifen- 
den Erkenntnisse sich aus diesen Projekten gewinnen 
lassen, u. a. hinsichtlich der Methodik, des transdiszip- 
linären Prozesses oder der Übertragbarkeit von Ergeb- 
nissen (BF-Teams, 2015). 

Ergebnisse und Auswirkungen 
Durch seine transdisziplinäre Anlage und die Aus- 
richtung des Programms auf einen transdisziplinären 
Modus der Innovationsgenerierung setzt das Programm 
interessante Impulse für eine transformativ wirkende 
Stadtforschung. Obwohl das Programm national und 
regional ausgerichtet ist, werden Programmerkennt- 
nisse auch international gestreut. Ein Transfer der in 
Baden-Württemberg gemachten Erfahrungen auf inter- 
nationale Problemlagen der Urbanisierung wäre aus 
Sicht des WBGU ebenso wünschenswert wie eine Fort- 
führung des Programms. 

10.2.3 

Internationale Forschungsprogramme 

10.2.3.1 

EU-Programme 

Das Thema Stadt und Urbanisierung ist in den EU-For- 
schungsrahmenprogrammen breit vertreten. Bereits 
im 7. EU-Forschungsrahmenprogramm gab es mehrere 
Ausschreibungen zu Fragen urbaner Transformation. 
Insbesondere in den Themenschwerpunkten Energie, 
Transport, Umwelt sowie Sozial- und Geisteswissen- 
schaften wurden Forschungsprojekte zu verschiedenen 
Aspekten nachhaltiger urbaner Entwicklung gefördert. 
Auch im Arbeitsprogramm Informations- und Kommu- 
nikationstechnologie wurde Stadtforschung zu Smart 
Cities unterstützt. Daneben wurden in diesen The- 
menbereichen auch internationale Forschungsprojekte 
gefördert, um den internationalen Austausch zu Fragen 
nachhaltiger Stadtentwicklung über die Grenzen Euro- 
pas hinaus zu unterstützen. Teil dieser Initiativen war 
der Aufbau von Netzwerken und Plattformen wie zum 
Beispiel der CIVITAS-Initiative zu nachhaltiger Mobi- 
lität in Europa und der EU-China Urbanisation Part- 
nership. Im 6. und 7. EU-Forschungsrahmenprogramm 
geförderte Projekte deckten eine Reihe von Aspek- 
ten nachhaltiger Stadtentwicklung ab, wie zum Bei- 
spiel Energieeffizienz, nachhaltige Mobilität, Gesund- 
heit und Lebensqualität, integrierte Stadtplanung, 
Resilienz, sowie integrierte Daten und Informations- 
management. Als unterstützende und koordinierende 
Maßnahmen zielten die Projekte auf eine Bestandsauf- 
nahme der EU-geförderten Stadtforschungsaktivitäten, 
eine Priorisierung von Forschungsfragen, sowie die 


Vernetzung zwischen Forscherinnen, Stakeholdern und 
Politik. 

Das Thema Stadt ist auch im aktuellen EU-For- 
schungsrahmenprogramm Horizon 2020 prominent 
vertreten. Als thematischer Schwerpunkt wird For- 
schung zu Smart Cities in verschiedenen thematischen 
Programmen gefördert. Dabei sind Aspekte der nach- 
haltigen Entwicklung als Querschnittsthema in die 
Ausschreibungen integriert (Europäische Kommission, 
2015a). 

Neben der Förderung konkreter Forschungspro- 
jekte in Horizon 2020 sind Städte das Thema weite- 
rer forschungspolitischer Initiativen der EU. Im Jahr 
2012 wurde das Städtenetzwerk European Innovation 
Partnership (EIP) on Smart Cities and Communities ins 
Leben gerufen. Die EIP dient dem gegenseitigen Ler- 
nen zwischen den Partnern aus verschiedenen euro- 
päischen Kommunen und dem Austausch im Hinblick 
auf Innovationen und Synergien. Die EIP findet unter 
dem Schirm der Digital Agenda for Europe statt, einer 
Initiative im Rahmen von Horizon 2020 (Europäische 
Kommission, 2015b). 

Die Joint Programming Initiative Urban Europe (JPI 
Urban Europe) ist ein seit 2010 bestehendes Bünd- 
nis von zwölf verschiedenen EU-Staaten, die auf die 
Transformation europäischer Städte hin zu nachhalti- 
gen und lebenswerten Lebensräumen abzielt. Partner 
der JPI Urban Europe sind hauptsächlich Ministerien 
der EU-Staaten und Forschungseinrichtungen. Die JPI 
Urban Europe koordiniert Forschungs- und Innovati- 
onsaktivitäten der einzelnen Mitgliedstaaten und der 
EU-Forschungsrahmenprogramme und entwickelt eine 
gemeinsame strategische Forschungsstrategie. Diese 
wurde in einem Multistakeholder-Prozess unter zusätz- 
licher Beteiligung von EU-Kommission, Forschungsins- 
titutionen, Förderinstitutionen und Stadtrepräsentan- 
ten entworfen. Die Forschungsempfehlungen basieren 
also auf wissenschaftlichen Erkenntnissen, Prioritäten 
und Strategien auf kommunaler, nationaler und EU- 
Ebene, und den Anforderungen verschiedener zivilge- 
sellschaftlicher Akteurinnen (Urban Europe, 2015b). 

Dagegen ist die Smart Cities Member States Initi- 
ative eher technologieorientiert. Gegründet 2011 im 
Zuge des European Strategie Energy Technology Plan 
unterstützt das Bündnis aus 21 EU-Mitglied- und asso- 
ziierten Staaten die Entwicklung von Technologien zur 
Energieeffizienz und nachhaltigem Verkehr in Städten, 
um zu einer kohlenstoffarmen Wirtschaft im Sinne der 
Europa-2020-Ziele und der European Energy Roadmap 
2050 beizutragen (Klima- und Energiefonds, 2013). Als 
Ergänzung zu den in Horizon 2020 geförderten großen 
Leuchtturmprojekten fördern JPI Urban Europe und 
die Smart Cities Member States Initiative eine gemein- 
same Ausschreibung, die sich explizit auch an kleinere 
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Städte richtet (Urban Europe, 2015b). 

Das Thema der Stadt wird darüber hinaus auch in 
weiteren EU-Institutionen behandelt. Im Institute for 
Environment and Sustainability des Joint Research 
Centre, das im Auftrag der EU-Kommission forscht, 
fand im Februar 2014 eine Konferenz zu Citizen Science 
and Smart Cities statt. Darüber hinaus plant das Euro- 
pean Institute of Technology and Innovation für 2018 
eine Knowledge and Innovation Community zu urbaner 
Mobilität. 

Struktur 

Wie in vorangegangenen Forschungsrahmenprogram- 
men fördert die EU durch Horizon 2020 Verbundfor- 
schungsprojekte, die sich an Forschungsverbünde mit 
Partnerinnen aus mindestens drei EU-Staaten rich- 
tet. Die Ausschreibungen sind zusätzlich für interna- 
tionale Partner offen. Die Forschungsförderung der EU 
ist stark an gesellschaftlichen Problemen orientiert. Die 
Anwendung von Ergebnissen bzw. der Transfer von 
Forschungserkenntnissen in die Gesellschaft werden 
als sehr wichtig erachtet. Die inter- und oft transdiszip- 
linäre Ausrichtung der Konsortien ist deshalb ein Aus- 
wahlkriterium. 

Seit 2012 schreibt die JPI Urban Europe auch stadt- 
bezogene Forschungsprojekte in Ergänzung zu natio- 
nalen und EU-Programmen aus. Dabei liegen themati- 
sche Schwerpunkte auf dem Wandel der Stadt zu Inno- 
vationszentren, nachhaltigen und intelligenten Trans- 
port- und Logistiksystemen, sozialer Kohäsion und 
Integration sowie dem ökologischen Fußabdruck der 
Stadt. Grundprinzipien sind die langfristige, bedarfso- 
rientierte Ausrichtung und die Generierung von Inno- 
vationen durch Inter- sowie Transdisziplinarität in teils 
experimentellen Setups wie Urban Living Labs (Urban 
Europe, 2015b). 

Ergebnisse und Auswirkungen 
Insgesamt fördert die Europäische Kommission eine 
große Bandbreite stadtrelevanter Forschung. Dabei 
liegt innerhalb von Horizon 2020 jedoch viel Gewicht 
auf Digitalisierung und Technologieentwicklung. Damit 
besteht die Gefahr, Nachhaltigkeitsziele aus den Augen 
zu verlieren und neue Pfadabhängigkeiten zu schaf- 
fen. Aus Sicht des WBGU sollte die Transformation 
der Städte zur Nachhaltigkeit prioritäres Ziel der For- 
schungsbemühungen sein. Dabei sollten auch nicht 
technologische Pfade geöffnet werden und bleiben. 
Die Forschungsagenda und Forschungsförderung der 
JPI Urban Europe gibt Impulse dafür, wie eine trans- 
disziplinäre und reflexive Forschung gestaltet werden 
kann. Der WBGU begrüßt solche integrierten Ansätze 
und empfiehlt, sozial-ökologische Aspekte auch im 


größeren Maßstab in die Forschungsprogramme der EU 
aufzunehmen. 

10.2.3.2 
Future Earth 

Future Earth ist ein internationales Forschungspro- 
gramm zum Globalen Wandel, das im Rahmen der 
Rio+20-Konferenz 2012 durch den International Coun- 
cil for Science (ICSU), den International Social Science 
Council (ISSC), das Beimont Forum der Forschungsför- 
dereinrichtungen, UNESCO, UNEP und UNU ins Leben 
gerufen wurde (Future Earth, 2014b). Future Earth ist 
Nachfolger der auslaufenden Programme Earth Science 
System Partnership (ESSP), International Geosphere- 
Biosphere Programme (IGBP), International Human 
Dimensions Programme (IHDP) und Diversitas zur Bio- 
diversitätsforschung. Das World Climate Research Pro- 
gramme (WCRP) wird als eigenständiges Programm 
bestehen bleiben und eng mit Future Earth Zusammen- 
arbeiten. Future Earth umfasst auch das Urbanization 
and Global Environmental Change Project (UGEC), das 
unter dem IHDP startete und 2005 eine Forschungs- 
agenda zu Urbanisierung und globalem Wandel veröf- 
fentlichte (IHDP, 2005). 

Ziele 

Future Earth ist ein Forschungsprogramm, das die 
Transformation zur globalen Nachhaltigkeit unterstüt- 
zen soll (Future Earth, 2014a). Anders als die in den 
vorangegangenen Abschnitten beschriebenen nationa- 
len und europäischen Forschungsprogramme ist Future 
Earth nicht mit festen Budgets ausgestattet, sondern 
dient als Dach für die globale Koordination der For- 
schungstätigkeiten im Bereich der Nachhaltigkeit und 
des globalen Wandels. Future Earth initiiert Forschung, 
synthetisiert Forschungsergebnisse und versteht sich 
als Multiplikator und Schnittstelle zur internationalen 
Politik. 

Die Finanzierung der Forschung selber speist sich 
weiterhin aus nationalen und regionalen Mitteln (im 
Rahmen von institutioneller oder programmorientier- 
ter Förderung) und dem Beimont Forum. Future Earth 
und die nationalen Forschungsaktivitäten stehen daher 
in einem synergetischen Verhältnis. 

Konzeptionell untergliedert sich Future Earth in drei 
Teilbereiche: (1) Dynamic planet - Treiber des Globalen 
Wandels, (2) Global development - Globale Entwick- 
lungsherausforderungen in Relation zu ökologischem 
und sozialem Wandel, auch im Kontext der SDGs, und 
(3) Transformations towards sustainability - lösungs- 
orientierte Forschung zu den institutionellen, ökono- 
mischen, sozialen, technologischen und psychologi- 
schen Voraussetzungen der Transformation (Future 
Earth, 2014b). Es fasst damit naturwissenschaftliche, 
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technische, ökonomische, soziale und kulturelle Fragen 
des globalen Wandels zur Nachhaltigkeit in einem For- 
schungsprogramm zusammen. Future Earth etabliert 
gerade Knowledge for Action Networks, die integra- 
tive Forschung zu zunächst acht Themen voranbringen 
sollen. Eines dieser Future Earth Knowledge for Action 
Networks wird das Thema Städte und nachhaltige 
Urbanisierung intensiv und interdisziplinär beforschen 
(Future Earth, 2014b). 

Daneben sind aus Sicht des WBGU auch die Bemü- 
hungen des Urbanization and Global Environmental 
Change Project, eine Future Earth Urban Platform zu 
gründen, um den Austausch zwischen Forschern, Ent- 
scheidungsträgerinnen und Stakeholdern auf verschie- 
denen Ebenen zu ermöglichen (UGEC, 2016), positiv 
zu bewerten. 

Struktur 

Im Unterschied zu den Vorgängerprogrammen, die 
öfters für die fehlende interdisziplinäre Verschränkung 
und gesellschaftliche Anbindung kritisiert wurden 
(Reid et al., 2010; WBGU, 2011), betont Future Earth 
seinen inter- und transdisziplinären Charakter. Das Pro- 
gramm versteht sich als globale Forschungsplattform, 
auf der sich diverse Akteure vernetzen, gemeinsam for- 
schen und Wissen austauschen, um Transformationen 
zur globalen Nachhaltigkeit zu unterstützen (Future 
Earth, 2014a). Durch Future Earth sollen sozial-, geis- 
tes-, ingenieur- und naturwissenschaftliche Forschung 
noch enger zueinander finden. Darüber hinaus wird ein 
Dialog mit diversen gesellschaftlichen Akteure geführt. 
So sind u.a. Regierungsvertreter, Wirtschaftsakteu- 
ren, Vertreterinnen von Forschungsförderorganisa- 
tionen und Zivilgesellschaft sowohl auf Programme- 
bene (Kodesign) als auch auf Forschungsebene (Kopro- 
duktion) in Future Earth eingebunden. Sie bestimmen 
aktiv die Forschungsagenda mit, um die gesellschaft- 
liche Relevanz der Forschung sicherzustellen (Future 
Earth, 2014b). 

Ergebnisse 

Future Earth zielt durch seine Lösungsorientierung 
sowie die Kodesign- und Koproduktionstrategie dar- 
auf ab, dass resultierende Forschungsergebnisse effi- 
zient zur Anwendung kommen können. Durch die 
breite Aufstellung des Programms können Innovatio- 
nen auf politischer, technologischer oder sozialer Ebene 
entstehen - Future Earth schließt keine Stoßrichtun- 
gen aus. Es bleibt abzuwarten, ob sich die transdiszi- 
plinäre Struktur positiv auf die eigentliche Implemen- 
tierung von Innovationen und deren Verstetigung aus- 
wirkt. Eine Herausforderung von Future Earth ist es, 
eine adäquate Finanzierung der in der Forschungs- 
strategie ausgearbeiteten Prioritäten sicherzustellen 


(Future Earth, 2013). Dennoch bietet Future Earth aus 
Sicht des WBGU die Chance, inhaltliche und struktu- 
relle Impulse zu geben und zu einem Dachprogramm für 
internationale Forschungsaktivitäten zu werden. Dies 
würde ermöglichen, Forschungsprogramme und -akti- 
vitäten zur nachhaltigen Urbanisierung besser aufein- 
ander abzustimmen und zu vernetzen. 


10.2.4 

Nationale Forschungsinstitutionen 

Während Forschungsprogramme temporär begrenzte 
Impulse für die (Neu-)Ausrichtung urbaner Transfor- 
mationsforschung setzen, sichern Forschungsinstitute 
sowie universitäre Forschungszentren die dauerhafte 
Bearbeitung von Themen mit Stadtfokus in der Wissen- 
schaf tslandschaft ab. Durch die Finanzverantwortung 
für die Hochschulen sowie die Kofinanzierung der gro- 
ßen Forschungsorganisationen durch die Bundeslän- 
der verbinden sich hier die Ebenen von Bundes- und 
Landeswissenschaftspolitik. Die folgende Charakteri- 
sierung wichtiger Institutionen der außeruniversitären 
und universitären Forschung zu urbanen Transformati- 
onen kann nur ein Überblicksbild des aktuellen Stands 
sowie von Entwicklungstendenzen skizzieren, so gibt 
es z.B. kein Institut der Max-Planck-Gesellschaft, das 
sich explizit mit der urbanen Transformation beschäf- 
tigt (Kap. 10.3.1). 

Im Folgenden werden Impulse für eine Weiterent- 
wicklung der Institutionenlandschaft vor dem Hin- 
tergrund des vorliegenden Urbanisierungsgutachtens 
gegeben. 

10.2.4.1 

Helmholtz-Gemeinschaft 

Die Großforschungseinrichtungen der Helmholtz- 
Gemeinschaft sind im Wesentlichen auf Technologie- 
forschung ausgerichtet. Insbesondere im Forschungs- 
bereich Energie weisen die Forschungsfragen vielfäl- 
tige urbane Bezüge auf. Über technologische Aspekte 
hinausgehend werden Fragen der urbanen Transforma- 
tion jedoch im Wesentlichen nur am Karlsruhe Insti- 
tut für Technologie (KIT) - das u. a. am Aufbau eines 
der Baden-Württembergischen Reallabore federfüh- 
rend beteiligt ist - sowie am Umweltforschungszen- 
trum (UFZ) in Leipzig erforscht. Insgesamt werden 
Urbanisierungs- und Stadtforschung in der Helmholtz- 
Gemeinschaft zunehmend auch inter- und transdiszipli- 
när behandelt. Derzeit beschäftigen sich Forscherinnen 
des UFZ im Bereich Umwelt- und Stadtsoziologie inner- 
halb des Forschungsschwerpunkts „urbane Transforma- 
tionen" mit nachhaltiger Stadtentwicklung. Dabei liegt 
der Fokus auf urbaner Ressourceneffizienz, Lebens- 
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qualität und Resilienz. Die Forschung zielt darauf ab, 
„unterschiedliche Pfade und Optionen, Chancen und 
Risiken sowie Steuerungsmöglichkeiten urbaner Trans- 
formationen zu erkunden" (UFZ, 2016). 

Von 2007 bis 2011 förderte die Helmholtz-Gemein- 
schaft die interdisziplinäre Zusammenarbeit unter den 
ihr angehörigen Instituten zum Thema „Risk ffabitat 
Megacity". Sechzig Forscherinnen nahmen an der 
durch das UFZ koordinierten Initiative teil. Themati- 
scher Schwerpunkt des Programms waren die Prozesse 
und Risiken der Megaurbanisierung; seit 2011 wird die 
Initiative unter dem Fokus der Anpassung an den Kli- 
mawandel fortgesetzt. Wie im DFG-Schwerpunktpro- 
gramm beweist auch der Fokus der Helmholtz-Gemein- 
schaft das Forschungsinteresse an Stadt- und Urbani- 
sierungsthemen; der thematische Fokus der Initiative 
war nicht vorgegeben. 

Normativ war die Helmholtz-Megastadt-Initiative 
in den Nachhaltigkeitsdiskurs eingebettet. Im Unter- 
schied zum vergleichenden Aufbau der DFG- und 
BMBF-Programme fokussierte die Helmholtz-Initiative 
ausschließlich auf Santiago de Chile. Die Stadt wurde 
aufgrund ihrer für Megastädte typischen Eigenschaf- 
ten und weniger aufgrund einer speziellen lokalen Pro- 
blemlage als Forschungssubjekt ausgewählt. Die For- 
schungsinitiative war breit interdisziplinär angelegt. 
Kooperiert wurde mit chilenischen wissenschaftlichen 
Partnerinnen und darüber hinaus mit der regionalen 
Regierung Santiagos (Gobierno Regional). Die Initiative 
zeigte entsprechend transdisziplinäre Ansätze. 

Ergebnisse und Auswirkungen 

Ähnlich wie das Schwerpunktprogramm der DFG war 
die Helmholtz-Megastadt-Initiative auf die Wissens- 
produktion (mit potenzieller späterer Anwendung) aus- 
gerichtet. Unter Einbeziehung lokaler Stakeholder soll- 
ten Szenarien, Strategien und Instrumente des Risiko- 
managements entwickelt werden. Die beteiligten Diszi- 
plinen und die Art der Forschungsergebnisse zielten auf 
eine Verwendung in Form einer verbesserten Gover- 
nance ab. 

Mit dem Aufbau eines urbanen Reallabors Quartier 
Zukunft in der Karlsruher Oststadt geht das Karlsruhe 
Institut für Technologie einen Schritt weiter und beglei- 
tet federführend ein eigenes urbanes Reallabor. Das 
koordinierende Institut für Technikfolgenabschätzung 
und Systemanalyse bettet diese Aktivitäten in syste- 
mische Betrachtung zur Energiewende ein (KIT, 2016). 

10.2.4.2 

Fraunhofer-Gesellschaft 

Die Institute der Fraunhofer-Gesellschaft forschen 
anwendungsnah zu einer Vielzahl von zumeist tech- 
nologischen und industriebezogenen Themen. Die 


Transformation von Städten insbesondere im Hin- 
blick auf ihre technologischen Aspekte spielt daher 
in einer großen Zahl von Fraunhofer-Instituten eine 
wichtige Rolle. So hatte die Fraunhofer-Gemeinschaft 
auch eine federführende Rolle bei der Koordination 
des Prozesses zur Nationalen Plattform Zukunftsstadt 
(Kap. 10.2.2.1). Grundlage für die Stadtforschung in 
der Fraunhofer-Gesellschaft ist insbesondere das seit 
2011 bestehende Innovationsnetzwerk Morgenstadt, 
das eine Plattform für die stadtbezogene Forschung 
der Fraunhofer-Gesellschaft bietet. Im Wissenschafts- 
jahr 2015 zur Zukunftsstadt unterstützte die Fraunho- 
fer-Gesellschaft mit der Initiative Morgenstadt - City 
of the Future ein Zukunftsprojekt der Bundesregierung 
zur C0 2 -neutralen, energieeffizienten und klimaange- 
passten Stadt im Rahmen der neuen Hightech-Stra- 
tegie. Ziel der Morgenstadt-Initiative ist es, eine for- 
schungsbasierte Vision nachhaltiger und lebenswer- 
ter Städte in Deutschland zu entwerfen (FhG, 2015). 
Innerhalb der Morgenstadt-Initiative besteht das Inno- 
vationsnetzwerk Morgenstadt: City Insights, ein Ver- 
bund verschiedener Fraunhofer-Institute, Städte- und 
Industriepartner zur Erforschung von Systeminnovatio- 
nen für Städte und deren anschließender Umsetzung in 
sogenannten City Labs. Entwickelt werden sollen tech- 
nologische Innovationen für nachhaltige Infrastruktur 
in Bereichen von Governance, Wirtschaft, Information 
und Kommunikation, Mobilität und Verkehr, Logistik 
und Produktion, Sicherheit, Gebäude, Energie, Wasser 
sowie Abfall (IAO, 2014). Die Morgenstadt-Initiative 
zeigt, dass Stadt- und Urbanisierungsforschung auch 
in der anwendungs- und technologieorientierten For- 
schung zunehmend an Bedeutung gewinnt. 

10.2.4.3 

Leibniz-Gemeinschaft 

In der nicht universitären Forschungslandschaft 
Deutschlands ist die Leibniz-Gemeinschaft diejenige 
Forschungsgemeinschaft, die aufgrund ihrer Institute 
aus unterschiedlichen disziplinären Feldern das größte 
Potenzial zur interdisziplinären Bearbeitung von urba- 
nen Transformationsfragestellungen besitzt. In ihrer 
wirtschafts-, sozial- und raumwissenschaftlichen Sek- 
tion verfügt die Leibniz-Gemeinschaft über eine Reihe 
von Instituten, die explizit mit Fragen der Raum- und 
Stadtforschung befasst sind (Leibniz-Gemeinschaft, 
2016). Dazu zählen u.a. die Akademie für Raumfor- 
schung und Landesplanung (ARL), das Leibniz-Institut 
für Länderkunde (IfL), das Leibniz-Institut für ökologi- 
sche Raumentwicklung (IÖR), das Leibniz-Institut für 
raumbezogene Sozialforschung (IRS) sowie das Institut 
für Landes- und Stadtentwicklungsforschung (ILS) in 
Dortmund als Leibniz-assoziiertes Institut. Diese haben 
sich zum Raumwissenschaftlichen Netzwerk der Leib- 
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niz-Gemeinschaft zusammengeschlossen (5R-Netz- 
werk, 2013). Die Leibniz-Institute arbeiten oft inter- 
disziplinär, teilweise auch transdisziplinär. Dabei haben 
sich unterschiedliche institutioneile Formen zur inter- 
disziplinären Bearbeitung herausgebildet. Von beson- 
derem Interesse ist dabei das Modell der Akademie 
für Raumforschung und Landesplanung (ARL, 2015a; 
Leibniz-Gemeinschaft, 2015). 

Die ARL forscht aus wirtschaftlicher, sozialer und 
ökologischer Perspektive inter- und transdisziplinär 
zu Stadtentwicklung und Urbanisierung. Im Modell 
der ARL forschen Wissenschaftler und Praxispartne- 
rinnen gemeinsam im Netzwerk (ARL, 2015a). Auch 
die strategische Themenwahl findet in einem umfas- 
senden mehrstufigen gemeinsamen Kodesignprozess 
statt. Dadurch wird „zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
die Kommunikation mit den wesentlichen Adressa- 
ten an der Schnittstelle von Wissenschaft und Praxis 
zu Fragen der räumlichen Entwicklung" gewährleistet 
und die Forschungsthemen auf den Bedarf der Akteu- 
rinnen in der Stadtentwicklungspraxis ausgerichtet 
(ARL, 2011: 1). Die ARL versteht sich somit als Ver- 
mittlungsinstanz „zwischen Wissenschaft, Verwaltung, 
Politik, Wirtschaft und Öffentlichkeit" (ARL, 2011: 2). 
Inhaltlich orientiert sich die ARL an der Nachhaltigkeit 
als Leitbild. Ihr Fokus liegt derzeit noch auf nationa- 
len Problemstellungen, jedoch weitet die ARL im Rah- 
men einer Internationalisierungsstrategie ihre interna- 
tionalen Aktivitäten in Form von Kooperationen und 
Arbeitskreisen sukzessive weiter aus. 

Auch für globale Fragestellungen der Urbanisierung 
kann das institutionelle Muster der ARL mit seiner 
transdisziplinären Netzwerkorganisation nach Ansicht 
des WBGU ein Beispiel guter Praxis sein. Mit Blick auf 
neue internationale Forschungsverbundstrukturen 
können auch assoziierte Institute, analog des an die 
Leibniz-Gemeinschaft assoziierten Instituts für Landes- 
und Stadtentwicklungsforschung (ILS), ein hilfreicher 
Orientierungspunkt sein. Die Leibniz-Gemeinschaft 
besitzt dabei selbst das Potenzial, sich in der Stadtfor- 
schung noch stärker international zu orientieren und 
sich koordiniert in die nationalen und internationalen 
Agenda-Setting-Prozesse, wie Future Earth, einzubrin- 
gen. 

10.2.4.4 

Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung 

Neben den außeruniversitären Forschungsinstitu- 
ten der großen Forschungsgemeinschaften existieren 
weitere außeruniversitäre Stadtforschungseinrichtun- 
gen mit spezifischer Mission und institutioneller Auf- 
hängung. Dazu gehört das Bundesinstitut für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung (BBSR) als führende Res- 


sortforschungseinrichtung des BMUB (seit 2013, vor- 
her BMVBS) in Bezug auf Urbanisierungsfragen. Im 
Auftrag des BMUB konzipiert, vergibt und betreut das 
BBSR Forschungsaufträge in verschiedenen Unterpro- 
grammen des Umweltforschungsplans sowie weiterer 
Programme wie der nationalen Stadtentwicklungspoli- 
tik, der städtebaulichen Begleitforschung, im Rahmen 
des Programms Zukunft Bau oder der Begleitforschung 
zum KfW-Programm „Energetische Stadtsanierung". 
Von der Antrags- über die Auftragsforschung bis zur 
Förderung von Pilot- und Modellvorhaben nutzt das 
BBSR die Breite der wissenschaftlichen Forschungsfor- 
mate. Zudem ist das BBSR auch selbst forschend tätig. 

Die beim BBSR angesiedelten und im Kontext des 
Umweltforschungsplans geförderten Programme grei- 
fen in ihrer Gesamtheit die nachhaltige Stadtentwick- 
lung als normatives Leitbild auf. Fragen der Erhaltung 
natürlicher Lebensgrundlagen bzw. der ökologischen 
Nachhaltigkeit im urbanen Kontext spielen dabei eine 
wichtige Rolle. Auch die Dimensionen sozialer und poli- 
tischer Teilhabe kommen als Teilziele in einzelnen Pro- 
grammen zum Tragen. Innerhalb des Unterprogramms 
zum Experimentellen Wohnungs- und Städtebau 
(ExWoSt) werden u. a. Bürgerbeteiligungsverfahren 
für Zuwandererinnen oder die Integration von Flücht- 
lingen thematisiert. Aus den geförderten Forschungs- 
projekten sollen konkrete Ergebnisse resultieren. Ziel 
des ExWoSt-Programms ist es anwendungsorientiert 
zu forschen, um politische Empfehlungen zum gesetz- 
lichen Rahmen und zur Förderpolitik im Wohnungs- 
und Städtebau zu geben. Daneben sollen auch andere 
gesellschaftliche Akteure wie lokale Behörden, Stadt- 
planerinnen oder Stadtbevölkerung von den Modell- 
projekten profitieren. Diese sollen als Beispiele guter 
Praxis dienen und nachgeahmt werden. Die Modell- 
projekte sind dadurch in hohem Maße transdisziplinär 
angelegt. Die Initiative für neue Modellvorhaben soll 
nicht von Wissenschaftlern, sondern von „Akteuren 
im Bereich des Wohnungs- und Städtebaus in Abstim- 
mung mit ihren Ländern" ausgehen (BBSR, 2015). Mit 
ExWoSt wurden daher bereits sehr viele Bausteine und 
Elemente umgesetzt, die aktuell unter der Leitidee von 
urbanen Reallaboren aufgegriffen und weiterentwi- 
ckelt werden. 

Der Forschungsrahmen und die Ressortforschung 
des BMUB sind überwiegend national ausgerichtet, 
greifen aber auf europäische und internationale For- 
schungserfahrungen und -kenntnisse zurück oder bin- 
den diese ein. Internationale Kooperationen sind der- 
zeit nur in wenigen Forschungsprojekten angelegt. 
Durch die von der Bundesregierung aufgelegte Urbani- 
sierungsstrategie wird dieser Kontext jedoch an Bedeu- 
tung gewinnen. 
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10.2.4.5 

Deutsches Institut für Urbanistik 

Das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) ist eine 
weitere außeruniversitäre Forschungs-, Fortbildungs- 
und Informationseinrichtung und das größte Stadtfor- 
schungsinstitut im deutschsprachigen Raum. Zu etwa 
25% ist es durch Kommunen und den Bund grund- 
finanziert. Die Forschung ist eng auf den Bedarf der 
deutschen Städte und Gemeinden ausgerichtet und 
überwiegend anwendungsorientiert. Das Difu versteht 
sich als „Schnittstelle zwischen Forschung und kom- 
munaler Praxis" (Difu, 2013). Auf Grundlage der für 
die Stadtentwicklung relevanten Megatrends befasst 
sich das Institut mit Themen wie Suffizienz, Energie- 
wende, neuen Governance-Modellen oder städtischer 
Ungleichheit. Das Difu befasst sich inhaltlich also 
sowohl mit der Erhaltung der natürlichen Lebensgrund- 
lagen als auch mit der Teilhabe in der Stadt. 

Als Zuwendungsgeber leiten die Städte die aus 
ihrer Sicht relevanten und aktuellen Fragen in die For- 
schungsagenda des Difu ein. Dieses Kodesign ist der 
Ausgangspunkt für eine am Bedarf orientierte Bera- 
tung und Forschung (Difu, 2015a). 

10.2.4.6 

Nationale universitäre Forschungslandschaft 

Zentrale Bausteine der Stadtforschung finden sich auf- 
grund der vielfältigen technologischen, ökonomischen, 
sozialen und kulturellen Bezüge urbaner Transforma- 
tion heute an jeder deutschen Hochschule. Jedoch gibt 
es eine Reihe von Universitäten, die in der Vergangen- 
heit eine kritische Masse an stadtbezogenen Lehrstüh- 
len und Forschungsschwerpunkten herausgebildet, 
den Stadtbezug zu einem Profilbildungsmerkmal ihrer 
Hochschule gemacht und dies in entsprechende inter- 
disziplinäre institutioneile Strukturen übersetzt haben. 
Im Folgenden sollen drei Universitäten stellvertretend 
für eine Reihe weiterer stadtbezogen forschungsstarker 
Standorte näher betrachtet werden, um Muster, Mög- 
lichkeiten und Grenzen universitärer Stadtforschung zu 
betrachten. Dies soll helfen zu beurteilen, inwiefern es 
gelingen kann, den im Gutachten aufgestellten Krite- 
rien einer urbanen Transformations- und transforma- 
tiven Forschung im Kontext universitärer Forschung 
gerecht zu werden. 

HafenCity Universität Hamburg 
Die zum 1. Januar 2006 aus der Zusammenführung 
von vier Fachbereichen aus drei Hamburger Hochschu- 
len neu gegründete HafenCity Universität Hamburg - 
Universität für Baukunst und Metropolenentwicklung 
(HCU) ist ein ambitioniertes und explizit auf urbane 
Transformationsprozesse zielendes Hochschulprojekt 
in Deutschland. 


Bei der HCU handelt es sich um eine der wenigen 
interdisziplinär organisierten und missionsorientierten 
Hochschulen in Deutschland, die sich dem Ziel ver- 
schrieben hat, „neue Lösungsansätze für die Probleme 
unserer Städte im 21. Jahrhundert (zu) entwickeln" 
(HCU, 2016). Dazu verbindet die HCU Forschung und 
Lehre in fünf relevanten Feldern der Stadtforschung: 
Architektur, Bauingenieurwesen, Geomatik, Kultur der 
Metropole/Urban Design und Stadtplanung, und zielt 
damit auf einen fachlichen Brückenschlag zwischen 
Technik- bzw. Ingenieur-, Planungs- und Kulturwis- 
senschaften. 

Institutionell setzt die HCU dies durch den Verzicht 
auf Fakultätsstrukturen sowie durch interdisziplinär 
ausgerichtete Studiengänge und Forschungsschwer- 
punkte um. Diese flexible und offene Struktur wurde 
auch gewählt, um schnell und pragmatisch zu aktuel- 
len Themen mit Politik, Zivilgesellschaft und Wirtschaft 
Zusammenarbeiten zu können. Auch zehn Jahre nach 
der Gründung bleibt das Projekt HCU ambitioniert, da 
sich die überzeugende Mission der Hochschule kons- 
tant mit der Genese aus vorher bestehenden Fachbe- 
reichen unterschiedlicher Hochschulen, Finanzierungs- 
herausforderungen und disziplinären Drittmittel-, 
Gratifikations- und Reputationsmechanismen im Wis- 
senschaftssystem konfrontiert sieht (HCU, 2015). 

Technische Universität Berlin 

Die Technische Universität Berlin (TU Berlin) verfügt 
traditionell über umfassende Forschungs- und Lehrbe- 
züge in der Stadt- und Raumforschung. Im Rahmen von 
Fakultätsrestrukturierungen wurde diese 2005 in einer 
eigenen Fakultät für Planen, Bauen, Umwelt zusam- 
mengefasst, die alle bau- und raumbezogenen Wissen- 
schaften an der TU Berlin verknüpft und damit eine 
einzigartige Bündelung von Architekten und Bauinge- 
nieurinnen, Stadt- und Regionalplanern, Landschafts- 
architektinnen und Umweltplanern, Geoingenieurin- 
nen, Sozialwissenschaftlern, Geodätinnen und Ökolo- 
gen innerhalb einer Fakultät schafft. 

In den letzten Jahren sind wichtige Impulse für 
die nationale und internationale Stadtforschung von 
der TU Berlin ausgegangen. Forscherinnen waren an 
Schlüsselprogrammen der inter- und transdisziplinä- 
ren Stadtforschung federführend beteiligt, wie z.B. am 
Future-Megacities-Programm des BMBF. Die TU Berlin 
ist aktuell darum bemüht, diese Potenziale noch konse- 
quenter in eine auf transdisziplinäre Forschung zielende 
Gesamtstrategie zu übersetzen. Urbane Fragestellungen 
wie z.B. das Themenfeld Stadtentwicklung Berlin spie- 
len dabei eine zentrale Rolle (TU Berlin, 2015). 

Ähnlich wie bei der HCU besteht die Herausforde- 
rung darin, diese transdisziplinäre Ausrichtung im Kon- 
text herkömmlicher Exzellenzorientierung und diszipli- 
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Tabelle 10.2-3 

Tabellarische Übersicht über ausgewählte interessante Institutionen transdisziplinärer Urbanisierungsforschung im 
internationalen Kontext. 

Quelle: WBGU 

Institution Kurzcharakterisierung 

African Center for Cities in Interdisziplinäres Forschungs- und Lehrprogramm zur urbanen Transformation einer 
Kapstadt, Südafrika großen Zahl afrikanischer Universitäten und Forschungsreinrichtungen (ACC, 2016). 


Arizona State University in Führende US-Universität im Hinblick auf interdisziplinäre Nachhaltigkeitsforschung. 
Tempe, USA Mit dem Julie Ann Wrigley Global Institute of Sustainability eigenes Nachhaltigkeits- 

institut mit Fokus auf urbane Prozesse (ASU, 2015). 


Centre for Urban Resilience Das Centre for Urban Resilience and Energy forscht zu den Zusammenhängen zwi- 
and Energy in Manchester, sehen Transformationen im Bereich Energie, Stadt und Umwelt (CURE, 2015). 
Großbritannien 


CEPT University in Lehre, Forschung und Beratung der CEPT University decken ein breites Spektrum von 

Ahmedabad, Indien urbanem Design, Stadtplanung und Städtebau über soziale Ungleichheit, Verkehr 

und Dekarbonisierung ab (CEPT, 2016). 


Cooperative Research Centre 
for Water Sensitive Cities in 
Melbourne, Australien 


Am Cooperative Research Centre for Water Sensitive Cities forscht ein interdiszipli- 
näres und internationales Forschungsteam zu Lösungen der nachhaltigen Wasserver- 
sorgung australischer Städte (CRCWSC, 2014). 


Dutch Research Institute for Forscherinnen des DRIFT widmen sich den systemischen Transitionen zur Nachhal- 
Transitions in Rotterdam, tigkeit. Empirisch wird auch in und zu Städten geforscht (DRIFT, 2014). 

Niederlande 


ETH Zürich, Schweiz 


Global Cities Research 
Institute in Melbourne, 
Australien 


An der ETH wird zum Themenschwerpunkt Zukunftsstädte geforscht. Dabei rücken 
ökologische, soziale und ökonomische Fragen der Nachhaltigkeit in den Fokus. Enge 
Kooperationen bestehen mit asiatischen und afrikanischen Partnern an gemein- 
samen Zentren wie z.B. am Singapore-ETH Centre for Global Environmental Sustai- 
nability (ETH Zürich, 2016). 

Forscher des Global Cities Research Institute der australischen RMIT University ar- 
beiten zu urbanen Herausforderungen, u.a. Nachhaltigkeit. Regionale Schwerpunkte 
sind Städte in Südostasien und im Pazifikraum (GCRI, 2016). 


Indian Institute for Human Nicht staatliches Forschungs- und Lehrinstitut für Fragen der Raum- und Stadtent- 
Settlements in Bangalore, Wicklung in Indien (I I HS, 2013). 

Indien 


Institute for Global En- 
vironmental Strategies - 
Kitakyushu Urban Centre 
in Kitakyushu, Japan 

Institute for Housing and 
Urban Development in 
Rotterdam, Niederlande 


Institute of Urban 
Environment in Xiamen, 
China 


Intel Collaborative Research 
Institute Cities in London, 
Großbritannien 


Forschung im Bereich klimaverträglicher nachhaltiger Stadtentwicklung zu Themen 
wie Abfallentsorgung, Wasser und Abwasser, Luftverschmutzung und Klimawandel in 
der asiatischen Region (IGES, 2016). 


Die Forschung am Institute for Housing and Urban Development der Universität 
Rotterdam konzentriert sich auf die Urbanisierung in Entwicklungs- und Schwellen- 
ländern. Ein Schwerpunkt liegt auf internationaler Kapazitätsentwicklung - sowohl in 
den angebotenen Studiengängen als auch in E-Iearning-Kursen, wie z. B. zum Thema 
Transition Management in and for Cities (IHS, 2016). 

Das Institute of Urban Environment ist der chinesischen Wissenschaftsakademie 
angegliedert und befasst sich mit urbaner Ökologie und Gesundheit, städtischer 
Luftverschmutzung, Umwelttechnologie und Kreislaufwirtschaft sowie urbanem 
Umweltmanagement (IUE, 2016). 

UCL, Imperial College und Intel forschen am Intel Collaborative Research Institute 
Cities zur Nachhaltigkeit in der Smart City. Ein Schwerpunkt liegt auf der Technolo- 
gieentwicklung (ICRI Cities, 2012). 


International Institute for Das International Institute for Industrial Environmental Economics erforscht die 
Industrial Environmental Transition zu einer klimaverträglichen und ressourceneffizienten Wirtschaft (IIIEE, 
Economics in Lund, Schweden 2016). 


LSE Cities in London, Forscher des LSE Cities an der renommierten London School of Economics beschäfti- 

Großbritannien gen sich aus sozioökonomischer Perspektive mit Urbanisierung (LSE Cities, 2016). 
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School of Planning and 
Architecture in Delhi, Indien 


Stockholm Resilience Centre 
in Stockholm, Schweden 


Tyndall Centre for Climate 
Change Research in Norwich, 
Großbritannien 

Universität Säo Paulo, 
Brasilien 


Urban and Regional 
Development Institute in 
Jakarta, Indonesien 

Urban Indian Health Institute 
in Seattle, USA 

Urban Land Institute in 
Washington, DC, USA 


World Bank Urban 
Development Research in 
Washington, DC, USA 

World Resources Institute 
Ross Center for Sustainable 
Cities in Washington, DC, 
USA 


Die School of Planning and Architecture ist eine der führenden indischen Hochschu- 
len im Bereich Architektur und Stadtplanung. Forschung findet z.B. zu Themen wie 
urbaner Armut und Ungleichheit, Auswirkungen von und Adaptation an den Klima- 
wandel oder Nahverkehr statt (SPA, 2008). 

Am Stockholm Resilience Centre, das transdisziplinär und aus sozial-ökologischer 
Perspektive Resilienz erforscht, entsteht ein neuer Schwerpunkt zu urbaner Resilienz, 
der international orientiert ist (Stockholm Resilience Centre, 2015). 

Im Themenschwerpunkt „Cities and Coasts“ des transdisziplinären Tyndall Centre for 
Climate Change Research wird zu Risiken, Vulnerabilität und Adaptation von Küsten- 
städten an den Klimawandel geforscht (TCCR, 2016). 

An der Fakultät für Architektur und Stadtplanung der Universität Säo Paulo forscht 
man zu verschiedenen Themen der nachhaltigen Urbanisierung, wie u.a. adäquatem 
Wohnen oder der Energieeffizienz von Gebäuden (FAUUSP, 2016). 

Unabhängiges Forschungsinstitut, an dem zur nachhaltigen urbanen und regionalen 
Entwicklung in Indonesien geforscht wird (URDI, 2016) 


Am UIHI wird zu urbaner Gesundheit, insbesondere der indigenen Bevölkerungs- 
gruppen Nordamerikas, geforscht (UIHI, 2016). 

Interdisziplinäres Forum zu Grundbesitz und Immobilien in Städten, das auf den Aus- 
tausch zwischen Wissenschaft und Praxis und Politik zielt. Ableger mit regionalem 
Fokus auf Europa und asiatisch-pazifischem Raum (ULI, 2016). 

Bei der Weltbank wird zu urbaner Entwicklung insbesondere aus der Perspektive der 
Armutsminderung geforscht (World Bank, 2016b). 


Das 2014 gegründete Ross Center for Sustainable Cities des World Resources 
Institute forscht global und umsetzungsorientiert zu verschiedenen Urbanisierungs- 
aspekten. Dabei wird ein transdisziplinärer Ansatz genutzt, um über Sektoren hinweg 
konkrete Lösungen zu erarbeiten (WRI RCSC, 2016). 


närer Reputations- und Kooperationsmuster langfristig 
auf der Ebene von Fakultät und Gesamtuniversität 
umzusetzen. 

Universitätsallianz Ruhr und Institut für Landes- und 
Stadtentwicklungsforschung als Ruhrgebietscluster 
Das Ruhrgebiet ist nicht nur einer der bedeutendsten 
urbanen Ballungsräume in Europa (Kap. 5.6), sondern 
verfügt auch über eine intensive Forschungslandschaft. 
Ein wichtiger Baustein sind dabei die drei Ruhrgebiets- 
universitäten Duisburg-Essen, Dortmund und Bochum, 
die sich 2007 zur Universitätsallianz Ruhr zusammen- 
geschlossen haben (UA Ruhr, 2014). Fragen der Stadt- 
forschung spielen an allen drei Ruhrgebietsuniversitä- 
ten eine zentrale Rolle. Die Fakultät für Raumplanung 
in Dortmund spielt eine herausragende Rolle unter 
den raumwissenschaftlichen Fakultäten in Deutsch- 
land. Mit dem Profilschwerpunkt Urbane Systeme 
(Universität Duisburg-Essen, 2015) hat bisher aber 
nur die Universität Duisburg-Essen unter den Ruhrge- 
bietsuniversitäten die Stadtforschung zu einem stra- 
tegischen Profilschwerpunkt gemacht. In diesem wer- 
den die Kompetenzen von rund 70 Wissenschaftlerin- 
nen zu den Themen urbane Gesundheit, Umwelt, Ener- 
gie, Infrastruktur, Logistik, Kultur und Gesellschaft im 
Rahmen einer interdisziplinären, anwendungsorien- 


tierten Metropolenforschung inhaltlich gebündelt und 
in eigene interdisziplinäre Studiengänge eingebunden. 
Transdisziplinäre Ansätze befinden sich noch in einem 
frühen Entwicklungsstadium und beschränken sich auf 
einzelne Forschungsfelder. 

Durch die Stadtbezüge in allen Ruhrgebietsuniver- 
sitäten, das institutionelle Dach der Universitätsallianz 
Ruhr und ergänzende außeruniversitäre Forschungs- 
einrichtungen wie das Institut für Landes- und Stadt- 
entwicklungsforschung (Kap 10.2.4.3) verfügen die 
Ruhruniversitäten über ein umfassendes Potenzial, sich 
zu einem universitätsübergreifenden internationalen 
Zentrum der transdisziplinären urbanen Transforma- 
tionsforschung zu entwickeln; zahlreiche gemeinsame 
Projekte belegen dies. Ein gemeinsames Kompetenzfeld 
Metropolenforschung, das die an den drei Universitä- 
ten vorhandenen Kompetenzen bündelt, befindet sich 
seit Anfang 2016 im Aufbau. 

10.2.5 

Forschungslandschaft international 

Noch vielfältiger als die nationalen sind Institutionen 
der universitären und außeruniversitären Urbanisie- 
rungsforschung im internationalen Kontext. An die- 
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ser Stelle ist es nicht möglich, einen Einblick in alle 
bestehenden internationalen erfolgreichen Institutio- 
nen zu geben. Der folgende Abschnitt beschränkt sich 
daher auf einen beispielhaften Überblick (Tab. 10.2-3) 
zu einigen interessanten internationalen Knoten der 
Urbanisierungsforschung. Aus ihnen können Impulse 
für eine Weiterentwicklung der deutschen Forschungs- 
landschaft gezogen werden. Es wäre sinnvoll, dies in 
einer umfassenderen Expertise aufzuarbeiten. Wich- 
tig erscheint, insbesondere die Stadtforschungsland- 
schaft von Schwellen- und Entwicklungsländern stär- 
ker in den Blick zu nehmen, um die dringend benötigte 
Stadtforschung vor Ort vertieft zu verankern. 

10.2.6 

Bewertung der bestehenden Programm- 
und Institutionenlandschaft einer urbanen 
Transformationsforschung 

Die Forschungslandschaft für die wissenschaftliche 
Untersuchung und Begleitung urbaner Transformati- 
onsprozesse in Deutschland ist inhaltlich, methodisch 
und institutionell breit und beeindruckend. Viele For- 
schungsfragen zur urbanen Transformation werden 
bereits heute im deutschen Forschungssystem aufge- 
griffen (Kap. 10.1). 

Schaut man auf die Summe der vorhandenen Pro- 
gramme, Institutionen und Ansätze lässt sich feststel- 
len, dass eigentlich alle Bausteine für eine ambitionierte 
urbane Transformationsforschung im Sinne des WBGU 
existieren. 

An verschiedenen außeruniversitären und univer- 
sitären Stadtforschungsschwerpunkten in Deutschland 
schaffen Wissenschaftlerinnen disziplinäre und inter- 
disziplinäre Wissensgrundlagen für urbane Transforma- 
tionen. Die Grundlagenforschung in diesem Bereich ist 
im Wissenschaftssystem gut verankert und wird ver- 
einzelt durch Forschungsprogramme wie etwa das DFG- 
Schwerpunktprogramm Megastädte gefördert. 

Im Bereich der Grundlagenforschung sollten aus 
Sicht des WBGU innovative und vor allem interdiszipli- 
när zu beantwortende inhaltliche Fragestellungen ver- 
tieft sowie infrastrukturelle und institutioneile Rah- 
menbedingungen, unter denen Grundlagenforschung 
stattfindet, weiter verbessert werden. 

> Inhaltlich entwickelten sich in den vergangenen Jah- 
ren in zumeist thematisch wie regional ausgerichte- 
ten Forschungsverbünden punktuell Forschungs- 
schwerpunkte zu interdisziplinären Fragestellungen, 
z.B. innerhalb der Stadtklima-Community, innerhalb 
der Aktivitäten von UGEC oder der deutschen 
Megastadtinitiativen (Kap. 10.2.2, 10.2.3). Innova- 
tive interdisziplinäre Zukunftsfelder, wie die zuneh- 


mende Vernetzung von Städtesystemen, Konse- 
quenzen urbaner Umwelt in kognitiven Erkennungs- 
und emotionalen Entwicklungsprozessen (in 
Kindheit, Jugend, Alter) und politisch-soziale Früh- 
erkennungssysteme von Krisen und Konflikten soll- 
ten gezielt gefördert werden. 

> Infrastrukturen bedarf es systematischer Erschlie- 
ßung, Bereitstellung und Zugangsverbesserungen 
spezifisch auf Städte gerichteter Daten- und Litera- 
turbanken, einschließlich von Daten und Informati- 
onen, die derzeit noch außerhalb klassischer Wis- 
sensinfrastrukturen liegen (z.B. graue Literatur, 
stadtbezogene Statistiken, Primärdaten aus Schwel- 
len- und Entwicklungsländern, Digitalisierung von 
Kulturgutinformationen). Großgeräte speziell für 
sozialwissenschaftliche Forschung (z.B. für urbane 
Bild-, Film- Tonarchive, Satellitenbildbanken) sind 
kaum vorhanden. Ferner mangelt es an stadtbezoge- 
nen sozialen Forschungsinfrastrukturen (Orte kom- 
munikativen Austausches zur Entwicklung innovati- 
ver Forschungsfragestellungen) sowie deren lang- 
fristiger Finanzierung. 

> Institutionell fehlen interdisziplinäre und internatio- 
nale, etablierte Plattformen, Think Tanks und Insti- 
tutionen im Bereich der Grundlagenforschung, spe- 
ziell solche, die international und global ausgerichtet 
sind (z.B. europäische Netzwerke, kontinentüber- 
greifende Netzwerke der Entwicklungsländer). 

Auch in der anwendungsbezogenen Forschung bestehen 
empfindliche Lücken: Explizit stadtorientierte anwen- 
dungsbezogene Forschung bedarf verstärkter Anerken- 
nung in den Wissenschaftlergemeinschaften sowie ver- 
stärkter Finanzierungsinstrumente. Anwendungsbezo- 
gene Stadtforschung existiert bisher zudem bestenfalls 
in Ansätzen in den meisten Schwellen- und Entwick- 
lungsländern. Etablierte lehrforschungsorientierte Aus- 
bildungsnetzwerke existieren zumeist nur innerhalb 
und für Städte der Industrieländer. Etablierte Struktu- 
ren und Institutionen der anwendungsbezogenen For- 
schungszusammenarbeit in und mit den Entwicklungs- 
und Schwellenländern sollten systematisch ausgeweitet 
werden. Auf Städte gerichtete nationale Entwicklungs- 
programme mit interdisziplinärem, holistischem Ansatz 
sollten gefördert werden. Die Jawaharlal Nehru Natio- 
nal Urban Renewal Mission in Indien, ein Programm der 
indischen Regierung im Umfang von 20 Mrd. US-$, das 
über sieben Jahre läuft, ist ein positives Beispiel in die- 
ser Richtung (MUD, 2011). 

Bausteine für eine transdisziplinäre Forschung sind 
heute schon vielfältig zu finden: 

> Obgleich verbesserbar, wurden im Prozess der Nati- 
onalen Plattform Zukunftsstadt etwa neue Partizi- 
pationsansätze für ein Kodesign komplexer For- 
schungsprogramme erprobt. 
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> Projektbezogene Koproduktion von Wissen war ein 
wichtiger Baustein des vom BMBF geförderten 
Future-Megacities-Programmes. Auch in vielen 
Initiativen des 8. EU-Forschungsrahmenprogramms 
Horizon 2020 finden sich vielfältige Anforderungen 
an das Kodesign und die Koproduktion von For- 
schungsprojekten im Urbanisierungskontext. 

> Mit den etwa in Baden-Württemberg gegründeten 
urbanen Reallaboren, den im EU-Kontext geförder- 
ten living labs sowie den umfassenden Erfahrungen 
mit dem Programm zum Experimentellen Woh- 
nungs- und Städtebau sind Forschungsthemen für 
eine urbane Transformationsforschung auf einem 
guten Weg. 

> Auch existieren vielfältige institutioneile Formen, 
um inter- und transdisziplinäre Forschung zu för- 
dern: Dazu gehören Netzwerke, wie sie z.B. in der 
Leibniz-Gemeinschaft mit der ARL existieren, uni- 
versitäre Zentrenbildung bis hin zur Gründung von 
auf urbane Probleme fokussierten Universitäten, 
wie im Falle der HCU in Hamburg. Unterschiedliche 
Formen der Trägerschaft außeruniversitärer For- 
schungsinstitute sind eine wichtige institutioneile 
Randbedingung zur Einlösung transdisziplinärer 
Forschungsdesigns. Sie reichen von klassischen For- 
schungsinstitutionen in den großen Forschungsge- 
meinschaften über Ressortforschungseinrichtungen 
wie dem BBSR mit unmittelbarer Politikberatungs- 
nähe bis hin zum Difu als einem von den Kommunen 
selbst getragenen Forschungsinstitut. 

> Auf der Programmebene zeigen z. B. die Forschungs- 
agenda und Forschungsförderung der europäischen 
Joint Programming Initiative Urban Europe, wie eine 
sektorübergreifende und reflexive Forschung gestal- 
tet werden kann. Auch das Future-Megacities-Pro- 
gramm des BMBF (und weitere transdisziplinäre 
BMBF-Ausschreibungen in anderen Bereichen der 
Nachhaltigkeitsforschung) können als Beispiele 
guter Praxis einer systemischen, interdisziplinären, 
internationalen Forschung dienen. 

Die Ansätze einer transdisziplinären Forschung für die 
urbane Transformation dürfen nicht darüber hinweg- 
täuschen, dass es sich immer noch um Nischenphäno- 
mene handelt. Ein Großteil der Stadtforschung funk- 
tioniert in disziplinärer und interdisziplinärer Form. 
Transdisziplinäre Forschungsstrukturen mit den dafür 
nötigen Infrastrukturen, die ein Kodesign und eine 
Koproduktion ermöglichen und die methodischen 
Anforderungen an einen begleitenden Kapazitätsauf- 
bau erfüllen, wurden bisher nicht begründet. 

Insgesamt gilt, dass sich viele Forschungsinstitutio- 
nen und -programme dem normativen Ziel der Nach- 
haltigkeit verschrieben haben. Die untersuchten Pro- 
gramme oder Institutionen decken die Bandbreite 


der vorgeschlagenen Anforderungen an eine trans- 
formative Stadtforschung (Tab. 10.2-2) bisher nicht 
ab. Während einige Programme und Institutionen als 
vorbildlich hinsichtlich ihres transdisziplinären Auf- 
baus (z.B. ARL oder Difu), ihrer innovativen Metho- 
den (z.B. die Reallabore Baden-Württemberg) oder 
ihres partizipativen Agendaprozesses (z.B. die Natio- 
nale Plattform Zukunftsstadt) zu bewerten sind, fehlt 
ihnen eine internationale Ausrichtung und Vernetzung. 
Andere Programme sind zwar international orientiert, 
aber inhaltlich zu einseitig ausgerichtet. Das EU-For- 
schungsrahmenprogramm Horizon 2020 legt z.B. viel 
Gewicht auf Digitalisierung und Technologieentwick- 
lung. Damit besteht die Gefahr, umfassende Nachhal- 
tigkeitsziele im Sinne des normativen Kompasses aus 
den Augen zu verlieren und neue Pfadabhängigkeiten 
zu schaffen. 


10.3 

Auf dem Weg zu einer neuen urbanen 
Forschungsagenda 

10.3.1 

Fünf grundlegende Empfehlungen für eine refor- 
mierte Forschung zur urbanen Transformation 

Auf Grundlage der Analyse und Bewertung von 
Forschungsdesideraten (Kap. 10.1) sowie existie- 
renden Forschungsprogrammen und -institutionen 
(Kap. 10.2) empfiehlt der WBGU fünf grundlegende 
Elemente zu einer weiterentwickelten Forschung für 
urbane Transformationen. Dazu zählt erstens die Stär- 
kung der Grundlagenforschung zur urbanen Transfor- 
mation, zweitens der Aufbau neuer Dateninfrastruk- 
turen, drittens ein neugestaltetes Agenda Setting, vier- 
tens die globale Etablierung innovativer Methoden, z.B. 
von urbanen Reallaboren sowie fünftens ein Vorschlag 
für einen globalen Kapazitätsaufbau für wissenschaftli- 
che und gesellschaftliche Akteure. Als Konsequenz aus 
diesen Empfehlungen regt der WBGU einen Roadmap- 
Prozess an, in den alle relevanten Akteure eingebun- 
den werden sollten. 

1. Stärkung der Grundlagenforschung zur urbanen 
Transformation 

Urbane Transformationsforschung bewegt sich mit 
ihrem transdisziplinären Anspruch im Spannungs- 
feld von Grundlagen- und Anwendungsforschung. Ein 
vertieftes Verständnis urbaner Transformationspro- 
zesse erfordert es, zahlreiche Fragenkomplexe und For- 
schungsdesiderate der Grundlagenforschung aufzu- 
greifen. Während in der Helmholtz-Gemeinschaft, der 
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Fraunhofer-Gesellschaft sowie der Leibniz-Gemein- 
schaft vielfältige Stadtbezüge und teilweise instituts- 
übergreifende Programme existieren (Kap. 10.2.4), 
spielen Fragen der Urbanisierung in den auf Grund- 
lagenforschung spezialisierten Instituten wie der Max 
Planck-Gesellschaft kaum eine Rolle. In der universi- 
tären Forschung existieren bisher nur wenige Schwer- 
punkte zur Stadt- und Urbanisierungsforschung, spe- 
ziell nicht mit Blick auf vergleichende Urbanisierungs- 
prozesse sowie die Urbanisierungsdynamik in Schwel- 
len- und Entwicklungsländern. 

Der WBGU schlägt deshalb vor, ein eigenes Max- 
Planck- Institut für Urbane Transformation als Knoten- 
punkt für die Grundlagenforschung zur urbanen Trans- 
formation einzurichten. Ein solches Institut könnte ein 
Nukleus der vielfältigen Fragen der Grundlagenfor- 
schung im Kontext urbaner Transformation im deut- 
schen und internationalen Wissenschaftssystem wer- 
den. Es könnte Brücken zu Forschungen der vielfäl- 
tigen anderen Max-Planck-Institute herstellen, die 
in ihrer Forschung urbane Bezüge haben. Gerade das 
Zusammenspiel ökologischer, technischer, ökonomi- 
scher, sozialer und kultureller Dynamiken in Urbani- 
sierungsprozessen benötigt profunde Grundlagen des 
Verständnisses, der Beschreibung und der Modellie- 
rung komplexer Systeme. Ein Max-Planck-Institut für 
Urbane Transformation könnte sich zu einem wichti- 
gen Motor interdisziplinärer Grundlagenforschung ent- 
wickeln, das insbesondere auch die Grenzen zwischen 
Technik- und Naturwissenschaften auf der einen sowie 
Sozial- und Kulturwissenschaften auf der anderen Seite 
überbrückt. 

Weitergehend sollten die großen deutschen For- 
schungsförderer, also die verschiedenen Bundes- und 
Landesministerien, die DFG, der DAAD, die Alexander 
von Humboldt-Stiftung, aber auch die Wissenschafts- 
akademien sowie private Stiftungen, verstärkt Schwer- 
punktförderungen im Bereich urbaner Transformati- 
onsforschung ermöglichen. Dazu zählen im engeren 
Sinne die Förderung von Forschungsvorhaben, Pro- 
jekten, Graduiertenschulen, aber auch Netzwerken, 
Konferenzen, oder Plattformen. 

2. Neue Dateninfrastrukturen 
Aus Sicht des WBGU benötigt die Forschung für urbane 
Transformation neue Dateninfrastrukturen. Um die Ent- 
wicklungsparameter transformativer Stadtentwicklung 
entlang des normativen Kompasses im zeitlichen Längs- 
und thematischen Querschnitt sowie international ver- 
gleichend im Detail analysieren zu können, bedarf es 
kompakter Indikatorensets auf Stadtebene sowie auf der 
Ebene nationaler Städtesysteme. Diese schaffen auch die 
Grundlage dafür, dass Städte als eigenständige Akteure 
in der globalen Umwelt- und Klima-Governance auf- 


treten können. Basierend auf bestehenden Indikatoren- 
sets - wie die vom BBSR über Jahre hinweg vorbildlich 
entwickelten Indikatorenbündel zur Nachhaltigkeitsent- 
wicklung (BBSR, 2016) - sollten gezielt soziale, politi- 
sche und ökonomische Indikatoren geschaffen werden, 
die im internationalen Vergleich erhoben und aktuali- 
siert werden können. 

Insbesondere in Entwicklungs- und Schwellenlän- 
dern werden die für Indikatorenbildung benötigten 
Daten bisher weder kontinuierlich noch vergleichbar 
erhoben (Kasten 10.1-11). Dies bezieht sich auf all- 
gemeine Nachhaltigkeitsparameter wie z.B. demogra- 
phische und Migrationsdaten, siedlungs- und wohn- 
bezogene Daten, Infrastrukturen, ökologische Para- 
meter oder wirtschaftliche Basisdaten sowie speziell 
auf Handlungsfelder wie den urbanen Metabolismus, 
Verkehr, Gesundheit oder urbane Flächennutzung. Der 
WBGU empfiehlt deshalb, international vergleichbare 
und flächendeckende Datenerfassungs-, Monitoring- 
und Steuerungsstrukturen einzurichten. 

Über einzelne Handlungsfelder hinausreichend 
kennzeichnet Eigenart als Dimension des normativen 
Kompasses das Entstehen individueller und spezifi- 
scher Wege der urbanen Transformation. Während sich 
blaupausenartige Übertragungen von Lösungen von 
einer auf andere Städte als wenig tragfähig erwiesen 
haben, wäre ein Transfer über Muster denkbar. Diese 
beschreiben wiederkehrende Strukturprinzipien, die 
auf konkrete Situationen übertragen werden können. 
Über z.B. in der Architektur (Alexander, 1977) ent- 
wickelte Mustersprachen (Stark, 2014) ist es möglich, 
Muster urbaner Transformation zu erfassen und so 
für internationale Lernprozesse verfügbar zu machen 
(Hopkins, 2011). Der Aufbau entsprechender Muster- 
datenbanken zu erfolgreichen urbanen Transformatio- 
nen stellt ein weiteres wichtiges Feld des Aufbaus von 
Dateninfrastrukturen dar. 

Beim Aufbau von Dateninfrastrukturen sollten die 
Möglichkeiten eines Crowdsourcing durch innovative 
Formen der Bürgerwissenschaft angedacht werden 
(Wechsler, 2014). Durch die in den letzten Jahren erheb- 
lich gewachsenen (technologischen) Möglichkeiten der 
Datenerfassung über Fernerkundung sowie Daten- und 
Trackingmöglichkeiten durch die globalisierte Smart- 
phone-Nutzung ist das Potenzial für belastbare Daten- 
erhebungen sehr gestiegen. In diesem Kontext besteht 
Bedarf an Methodenentwicklung, Prozessinnovationen 
und Grundlagenforschung zur Zuverlässigkeit der über- 
lieferten Informationen oder zu Gerechtigkeits- und 
Teilhabeaspekten der Bürgerwissenschaft. 

Ein Beispiel für die Verknüpfung von technologi- 
schen Potenzialen mit Ansätzen der Bürgerwissen- 
schaft ist das Geo-Wiki des Internationalen Instituts 
für angewandte Systemanalyse, auf der sich Bürgerin- 
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Kasten 10.3-1 

Gute Praxis des BMBF zur Kapazitätsentwicklung 
in anderen Förderbereichen 

Mit dem West African Science Service Center on Climate 
Change and Adapted Land Use (WASCAL) und dem Southern 
African Science Service Centre for Climate Change and Adap- 
tive Land Use (SASSCAL) fördert das BMBF seit 2010 zwei 
Forschungsinitiativen innerhalb von FONA, die der WBGU als 
exemplarisch erachtet und die als Modelle für neue Stadtfor- 
schungsinitiativen herangezogen werden könnten. Die beiden 
BMBF-geförderten Science Service Center zu Klima und 
Landnutzung im westlichen bzw. südlichen Afrika wurden 
gemeinsam mit den Partnerregierungen der Länder aufgebaut 
und sollen zukünftig finanziell durch die Partnerländer getra- 
gen werden. Das BMBF fördert SASSCAL und WASCAL mit 
insgesamt 100 Mio. € und geht nicht nur finanziell über her- 
kömmliche Ansätze der Projektförderung hinaus. Die Zentren 
verbinden interdisziplinäre Forschungsaktivitäten mit dem 


nen mit Hilfe ihrer Smartphones am Umweltmonitoring 
beteiligen können (IIASA, 2016). 

3. Neue Formen des Agenda Setting 
Die Kopplung der Forschung zu urbanen Transforma- 
tionen an Praxis und Institutionen ist Voraussetzung 
dafür, die Transformation in Städten adäquat zu unter- 
stützen. Der WBGU empfiehlt deshalb sowohl den For- 
schungsförderern als auch den Forschenden, schon bei 
der Konzeption von transformativen Forschungspro- 
grammen die Schlüsselakteure urbaner Transformation 
einzubeziehen (Kodesign). Dabei gilt es den spezifischen 
Bedarf und den jeweiligen Kontext der Partnerländer 
und -Städte zu berücksichtigen. In internationalen For- 
schungsprogrammen sollte deshalb besonderer Wert 
auf ein gemeinsames Agenda Setting mit den Partnern 
gelegt werden. Neuere international ausgerichtete For- 
schungsprogramme des BMBF etwa sind bereits heute 
mehrheitlich abgestimmt mit den Regierungen der Part- 
nerländer (Kasten 10.3-1). Im Hinblick auf die ange- 
strebte Partnerschaft auf Augenhöhe zwischen natio- 
nalen und internationalen Akteuren ist das Kodesign 
von Forschungsprogrammen ein Schlüsselelement, so 
dass alle Partner inhaltliche und finanzielle Verantwor- 
tung übernehmen können. Stadtverwaltungen, Wirt- 
schaft und ein breites Spektrum zivilgesellschaftlicher 
Akteure als Stakeholder einer urbanen Transformation 
sollten in den Agendaprozess für neue Forschungspro- 
gramme eingebunden werden, wenn seitens der For- 
schungsförderer der Anspruch besteht, dass die For- 
schung nicht allein grundlegende Erkenntnisse liefern, 
sondern auch transformativ wirken soll. 

Die im Kontext der Nationalen Plattform Zukunfts- 
stadt gesammelten Partizipationserfahrungen könnten 


Aufbau von regionalen Forschungsinfrastrukturen sowie 
Kapazitätsaufbau in Graduiertenschulen (SASSCAL, 2015; 
WASCAL, 2014). Derartige Förderinitiativen sind innerhalb 
des BMBF-Portfolios aufgrund ihres großen Umfangs nicht 
die Regel. Ansätze wie eine transdisziplinäre Ausrichtung 
oder die Verzahnung mit Elementen von Kapazitätsaufbau 
zeigen sich jedoch auch innerhalb der traditionellen pro- 
jektartigen Forschungsförderprogramme. Neben dem Future- 
Megacities-Programm (Kap. 10.2.2.2) ist z.B. die Bekannt- 
machung des BMBF in Zusammenarbeit mit dem DAAD zur 
Förderung von Maßnahmen für Forschung und integrierte, 
postgraduale Aus- und Fortbildung ein Beispiel guter Praxis 
für die Verzahnung von Forschung und Kapazitätsaufbau 
(BMBF, 20 1 5f) zu gemeinsam zu bestimmenden Themen, u. a. 
im Feld globaler Herausforderungen. Auch das gemeinsame 
Agenda Setting mit den ausländischen Partnern in Förderini- 
tiativen wie CLIENT zur Forschung zu Umwelttechnologien in 
Kooperation mit den BRICS-Staaten (BMBF, 2010) ist aus 
Sicht des WBGU richtungsweisend. 


systematisch ausgewertet und für die Programmkonzep- 
tion zukünftiger transformativer Forschung weiterentwi- 
ckelt werden. Die Erfahrung zeigt, dass eine systemati- 
sche Einbeziehung von Stakeholdern notwendig ist. Dies 
setzt die Kenntnis und somit die Analyse der Akteurs- 
landschaft vor dem Agenda Setting voraus. Ansätze 
eines Kodesigns auf der Ebene transformativer For- 
schungsprogramme sollten sich in der Gestaltung einzel- 
ner Forschungsprojekte finden. Der frühe Einbezug der 
Akteure bei der Ausformulierung und Ausgestaltung der 
Forschungsfragen erscheint von zentraler Bedeutung. 
Durch den langfristigen Aufbau von Kooperations- und 
Vertrauensbeziehungen gilt es, die gemeinsame Gestal- 
tung von Forschungsprojekten voranzutreiben. Die For- 
schungsförderung sollte entsprechend flexibel auf den 
erhöhten zeitlichen und finanziellen Bedarf transdiszi- 
plinärer Forschung eingehen. Die bisherige Praxis etwa 
des BMBF, Vorphasen und Anbahnungsmaßnahmen von 
Forschungsprojekten zu finanzieren, sollte weiter aus- 
gebaut werden. 

4. Aufbau von innovativen langfristigen 
Forschungszentren auf Stadt- und Regionalebene: 
„50 globale urbane Reallabore auf 50 Jahre“ 
Kernbestandteile der Stärkung lokaler Stadtgesellschaften 
bei der Gestaltung urbaner Entwicklung sind die Erzeu- 
gung, Bereitstellung und Anwendung regional-sozialen 
Stadtwissens. Ein solcher Wissensfundus, der vor allem 
von lokalen raumbezogenen, historischen und gesell- 
schaftlichen Erfahrungen, Netzwerkenund Kompeten- 
zen getragen ist, sollte durch die Schaffung und kontinu- 
ierliche Unterstützung von Forschungszentren auf Stadt- 
und Regionalebene ermöglicht werden. Die Etablierung 
urbaner Think Tanks, internationaler Forschungsver- 
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bünde und Institutionsnetzwerke ist aus Sicht des WBGU 
speziell zur institutioneilen Einbindung in Schwellen- 
und Entwicklungsländern essenziell. 

Aufgrund der Bedeutung internationaler interdiszi- 
plinärer Forschung für die urbane Transformation soll- 
ten Forschungsinfrastrukturen auf lange Zeiträume hin 
und möglichst global miteinander vernetzt aufgebaut 
werden. 

Der Vorschlag 50 globale urbane Reallabore auf 50 
Jahre steht für die Idee der Vernetzung und Internati- 
onalisierung. Damit regt der WBGU an, global verteilt 
50 urbane Reallabore entstehen zu lassen, die Wissen 
über Transformationsprozesse im urbanen Kontext 
aufbauen, untereinander austauschen und internatio- 
nal verfügbar machen. Aufbau und Finanzierung dieser 
Reallabore sollten durch eine gemeinsame Anstrengung 
nationaler Forschungsfinanzierung, über Stiftungen, 
Fonds der Entwicklungs- und internationalen Zusam- 
menarbeit sowie europäischer Forschungsfinanzie- 
rung auf den Weg gebracht werden. Diese Maßnahmen 
könnten z. B. unter dem Dach der Future-Earth-Initia- 
tive koordiniert werden. Die Empfehlung versinnbild- 
licht die Langfristigkeit, die ein solches Unterfangen 
von Beginn an auszeichnen sollte. In der bisherigen, 
über kurze Zeiträume angelegten Projektförderung 
zeigt sich, dass mit Ende der Projektlaufzeit viele der 
von den Projekten auf gebauten Kooperationsstruktu- 
ren wieder zusammenbrechen. Um dauerhaft transfor- 
mativ zu wirken, braucht Forschung langfristige und 
stabile Strukturen. Die langfristige Etablierung etwa 
urbaner Reallabore benötigt daher Ansätze, die über 
klassische Möglichkeiten der Projektfinanzierung hin- 
ausreichen. Dies nimmt etablierte Forschungsinstitute 
und Universitäten stärker in die Pflicht und ermöglicht 
Langzeituntersuchungen mit entsprechenden Koope- 
rationen. Es erfordert auch eine engere Abstimmung 
zwischen den traditionell für die Forschungsförde- 
rung verantwortlichen Ministerien, wie dem BMBF, mit 
den Ressorts für Entwicklungszusammenarbeit (BMZ) 
sowie Stadt- und Infrastrukturgestaltung (BMUB). 

Ein globaler Wissensaustausch zur urbanen Trans- 
formation durch die Vernetzung der Reallabore würde 
aus Sicht des WBGU einen Mehrwert generieren: Das 
in den einzelnen Reallaboren entstehende, kontex- 
tualisierte Wissen könnte mit den Erkenntnissen ande- 
rer Forschungsinitiativen nach Größen, Konstellatio- 
nen, Weltregionen und Formen urbaner Transforma- 
tionsprozesse verglichen werden, um verallgemein- 
erbare Schlussfolgerungen daraus zu ziehen. Bei der 
Errichtung der Reallabore sollte eine enge Kooperation 
mit den jeweils führenden Zentren der Grundlagenfor- 
schung und der angewandten transdisziplinären For- 
schung zu urbanen Transformationen gesucht und diese 
sollten in die Reallaborinfrastrukturen einbezogen wer- 


den, um den Anschluss an das Wissenschaftssystem zu 
gewährleisten. 

Seitens der Städte besteht oft schneller Handlungs- 
bedarf. Aus wissenschaftlichen Erkenntnissen abgelei- 
tete und kurzfristig verfügbare Handlungsempfehlun- 
gen würden Entscheidungen erleichtern. Hier sollte 
ein Mechanismus gefunden werden, wie Städte ihren 
Forschungsbedarf und ihr Wissen kurzfristig an die 
Wissenschaftler herantragen können und wie die Wis- 
senschaft schnell auf den Bedarf eingehen kann, ohne 
wissenschaftliche Prinzipien zu verletzen. Reallabore 
könnten hier als Schnittstellen zwischen Wissenschaft, 
Politik und Gesellschaft fungieren, um den kurzfristi- 
gen Austausch über transformationsrelevantes Wissen 
zu befördern. 

Langfristig angelegte Reallabore als inhaltliche und 
methodische Experimentierräume bieten großes Poten- 
zial, das nicht durch inhaltliche, methodische oder 
andere Zielvorgaben verschlossen werden sollte. For- 
schung sollte aus Sicht des WBGU verstärkt auch aus 
sogenannten Misserfolgen lernen, um alle Lernchancen 
und Erfahrungen konstruktiv zu nutzen. Sogenannte 
Misserfolge dürfen keine potenzielle Bedrohung für 
spätere Projektanträge befürchten lassen, vielmehr 
sollte das Lernen daraus als Erfolg verbucht werden 
können. 

5. Kapazitätsentwicklung und Wissensaustausch 
Um Forschung zu urbanen Transformationen für reale 
Transformationsprozesse nutzen und Erkenntnisse 
umsetzen zu können, bedarf es aus Sicht des WBGU 
internationalen Kapazitätsaufbaus. Insbesondere in 
Entwicklungs- und Schwellenländern und in enger 
Kooperation mit Akteuren aus Entwicklungs- und 
Schwellenländern gilt es, ausgewählte Knotenpunkte 
der Grundlagen- und angewandten Forschung zu urba- 
nen Transformationen zu etablieren. 

Bestehende Ansätze der Kapazitätsentwicklung in 
der internationalen Forschungskooperation etwa des 
BMBF (Kasten 10.3-1) lassen sich auf greifen, mit den 
Anforderungen an eine transformativ wirkende Urba- 
nisierungsforschung verbinden und entsprechend 
ausbauen: Analog zum Aufbau regionaler Klimafor- 
schungszentren mit angegliederten Graduiertenschu- 
len empfiehlt der WBGU den Aufbau globaler urbaner 
Transformationsforschungszentren, um innerhalb von 
Entwicklungs- und Schwellenländern die benötigten 
disziplinären Forschungskapazitäten aufzubauen und 
Infrastrukturen zu schaffen. 

Ferner bedarf es weltweit eines Kapazitätsaufbaus 
mit inter- und transdisziplinären sowie partizipativen 
Methoden. Sowohl bei Wissenschafts- als auch bei 
Praxisakteuren mangelt es oft an Expertise, existie- 
rende partizipative oder transdisziplinäre Methoden 
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anzuwenden. Der WBGU sieht daher Bedarf an einer 
weitergreifenden Kompetenzentwicklung bei allen 
relevanten Akteuren, die an transdisziplinären bzw. 
partizipativen Prozessen beteiligt sind. Kollektives Ler- 
nen erfordert, ebenso wie Partizipation, Maßnahmen 
der Begleitung und Unterstützung. Es erscheint loh- 
nenswert, die Weiterentwicklung von Methoden und 
Instrumenten durch Institutionalisierung und Erarbei- 
tung von Qualitätsstandards zu professionalisieren. 

Neben dem Aufbau von Kapazitäten sollte auch der 
Austausch von urbanem Wissen international gestärkt 
werden. Netzwerke zwischen Industrieländern und 
Entwicklungs- und Schwellenländern wie auch inner- 
halb und zwischen Industrie-, Entwicklungs- und 
Schwellenländern sind nötig, um relevantes und kon- 
textspezifisches Wissen auszutauschen. Dies erfordert 
geeignete Strukturen für den Wissensaustausch ins- 
besondere in den Wissenschaftssystemen in Entwick- 
lungs- und Schwellenländern (Tab. 10.2-3). Mit den 
Global Urban Commons, dem Urban Gateway, dem 
World Urban Forum oder Connective Cities bestehen 
mehrere Initiativen zur Vernetzung von internationa- 
ler Forschung und Praxis - auf virtuellen Plattformen 
im Internet ebenso wie auf regelmäßig stattfindenden 
Konferenzen. Aus Sicht des WBGU ist es empfehlens- 
wert, solche Vernetzungsinitiativen weiter voran zu 
treiben. 


10.3.2 

Der Weg nach vorne: Eine Roadmap für die 
Ausrichtung der transformationsbezogenen 
Stadtforschung 

Bereits heute existieren vielfältige Bausteine guter 
Praxis urbaner Forschung in unterschiedlichen Pro- 
grammen und Institutionen (Kap. 10.2). Der WBGU 
sieht ein großes Synergiepotenzial in deren Verknüp- 
fung. Um die verschiedenen Elemente optimal mitein- 
ander zu verbinden, bedarf es eines strukturierten und 
systematischen Austauschprozesses über die unter- 
schiedlichen Institutionen hinweg. Dies ist eine Heraus- 
forderung, die sich nicht nur an einzelne Forschungs- 
institute und Fachbereiche richtet, sondern ein stra- 
tegisches und abgestimmtes Handeln der großen For- 
schungsgemeinschaften und Universitäten erfordert. 
Die künftige Programmgestaltung sollte mit Vertrete- 
rinnen von Städten sowie mit den ministeriellen Akteu- 
ren auf Landes- und Bundesebene abgestimmt werden. 

Speziell die Idee langfristig angelegter transforma- 
tiver Reallabore (50 globale urbane Reallabore auf 50 
Jahre) im globalen Kontext erfordert eine neue Dimen- 
sion interministerieller Kooperation. Hier könnte an die 
positiven Erfahrungen im Rahmen der interministeri- 


ellen Kooperation im Prozess der Nationalen Plattform 
Zukunftsstadt angeknüpft werden. 

Eine engere Kooperation zwischen BMBF und BMZ 
könnte dabei helfen, die Herausforderungen begrenzter 
Projektlaufzeiten in der herkömmlichen Forschung zu 
überwinden. Das BMZ sollte seine Erfahrungen aus der 
Implementierung entwicklungspolitischer Projekte bei- 
tragen. Daneben könnte das BMBF in Hinsicht auf die 
Konzeption stärker experimentorientierter Forschungs- 
designs von den Erfahrungen des BMUB aus Program- 
men wie dem Experimentellen Wohnungs- und Städte- 
bau profitieren. 

Es bietet sich an, entsprechende Synergiepotenzi- 
ale zwischen Ministerien und weiteren Akteuren aus- 
zuloten. Der WBGU schlägt deshalb die Entwicklung 
eines Roadmap-Prozesses zur urbanen Transforma- 
tion vor. Dieser sollte national durch das BMBF ange- 
stoßen werden, sich auf die partizipativen Muster des 
NPZ-Prozesses stützen und könnte eng mit nationalen 
Forschungsinstitutionen, Forschungsförderern sowie 
mit globalen Programmen und Plattformen wie Hori- 
zon 2020, dem Beimont Forum der Forschungsförder- 
organisationen für Globalen Wandel oder Future Earth 
abgestimmt werden. 

Am Ende dieses Prozesses könnte ein Fahrplan 
für eine ausgebaute globale, nachhaltigkeitsbezo- 
gene Urbanisierungsforschung im Bereich der Grund- 
lagen- und Anwendungs-, aber auch transformativen 
Forschung stehen, der deren institutionelle Veranke- 
rung im außeruniversitären wie auch im universitären 
Bereich umreißt. Auf diese Weise wäre die Forschung 
aus Sicht des WBGU bestmöglich aufgestellt, um die 
nationalen und internationalen urbanen Transformati- 
onsprozesse im Sinne der im Gutachten dargestellten 
Orientierung an der Erhaltung der natürlichen Lebens- 
grundlagen, Teilhabe und Eigenart zu begleiten. 
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Glossar 



Dekarbonisierung 

Die Dekarbonisierung der Energiesysteme beschreibt 
den Prozess des Übergangs von kohlenstoffreichen 
Energiequellen (Kohle) zu weniger kohlenstoffintensi- 
ven (Erdöl und Erdgas) und zunehmend zu C0 2 -emis- 
sionsfreien Energieträgern (Solarenergie, Windkraft, 
Wasserkraft). 

Digitalisierung 

Digitalisierung bezeichnet die zunehmende Konver- 
tierung von Informationen und Kommunikation in ein 
numerisches Format (digit = Ziffer). Im Unterschied 
zu analogen Formaten, die eine „Analogie der Wirk- 
lichkeit" abbilden (beispielsweise Flüssigkeitsstand im 
Thermometer, Auslenkungen der Rille auf einer Schall- 
platte), werden digitale Informationen im binären For- 
mat, als Zahlenfolge von 0 und 1 dargestellt, das von 
elektronischen Medien, insbesondere Computern, ver- 
arbeitet werden kann. Die Digitalisierung ermöglicht 
die massenhafte Sammlung, Speicherung und Über- 
tragung von Daten, die neue Formen der Kommunika- 
tion (Mobilfunk, Internet) erlaubt und zu weitreichen- 
den Änderungen der gesellschaftlichen und wirtschaft- 
lichen Strukturen und Prozesse führt. Die fortschrei- 
tende Digitalisierung führt auch zu einer zunehmenden 
Vernetzung physischer und digitaler Infrastruktur, ein 
Phänomen, das im Stadtkontext unter dem Begriff 
„Smart City" thematisiert wird. 

Entwicklungsländer 

Entwicklungsländer werden nicht einheitlich defi- 
niert. Gemeinsame Merkmale sind ein großer Anteil 
der Bevölkerung mit nur unzureichend Zugang zu Nah- 
rungsmitteln, ein niedriges Pro-Kopf-Einkommen und 
Armut, mangelhafte Gesundheitsversorgung und nied- 
rige Lebenserwartung, mangelnde Bildungsmöglichkei- 
ten sowie ein niedriger Lebensstandard. In der inter- 
nationalen Zusammenarbeit wird meist die Liste der 
Entwicklungsländer des Entwicklungsausschusses 
(DAC) der OECD verwendet, in der die Länder nach 
Pro-Kopf-Einkommen in vier Gruppen eingeteilt wer- 


den. Die Weltbank klassifiziert Volkswirtschaften 2016 
auf der Basis des jährlichen Pro-Kopf-Einkommens als 
„Länder mit niedrigem Einkommen" (weniger als 1.045 
US-$), „Länder mit niedrigerem mittleren Einkom- 
men" (1.046-4.125 US-$), „Länder mit höherem mitt- 
leren Einkommen" (4.126-12.745 US-$) und „Länder 
mit hohem Einkommen" (mehr als 12.745 US-$). Nach 
UNDP und OECD werden die Länder aus den ersten drei 
Kategorien als Entwicklungsländer bezeichnet. 

Eigenart 

Eigenart beschreibt eine von drei Zieldimensionen des 
-» normativen Kompasses für die Transformation zur 
Nachhaltigkeit, wie sie der WBGU ins Zentrum dieses 
Gutachtens stellt. Eigenart umfasst auf der einen Seite 
das Typische einer jeden Stadt, das anhand ihrer sozial- 
räumlichen und gebauten Strukturen, ihrer soziokultu- 
rellen Charakteristiken und der lokalen urbanen Prak- 
tiken beschrieben werden kann (deskriptive Eigen- 
art). Auf der anderen Seite ist Eigenart eine Ziel- oder 
Orientierungsdimension der -» Transformation der 
Städte zur Nachhaltigkeit, die betont, dass soziokultu- 
relle Diversität in und von Städten sowie die Eigenstän- 
digkeit der Stadtbevölkerung bei der Herstellung urba- 
ner — » Lebensqualität und Identität zentrale Kompo- 
nenten menschenorientierter urbaner Transformation 
sind (normative Eigenart). Hierfür sind aus Sicht des 
WBGU zwei essenzielle Prinzipien für Stadtentwick- 
lung nötig: die Anerkennung von Gestaltungsautono- 
mie und damit der Mitformung und Aneignung urba- 
ner Räume durch die Bewohnerinnen sowie die Aner- 
kennung von Differenz, das heißt die Anerkennung der 
Vielfalt der kulturellen Ausdrucksformen (UNESCO, 
1997) und der individuellen Möglichkeit der Aneig- 
nung kultureller Identitäten. 

Flächennutzungsgestaltung 

Die (urbane) Flächennutzungsgestaltung steuert die 
Prozesse der Verteilung, Neu- und Überplanung von 
Flächen in der Stadt sowie die Planung und das Manage- 
ment urbaner Flächennutzungen. Da sich hieraus 
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wesentliche Weichenstellungen für die städtische wie 
auch für die globale Entwicklung ergeben, ist die Flä- 
chennutzungsgestaltung ein zentrales — » transformati- 
ves ldandlungsfeld zur Gestaltung der -* Großen Trans- 
formation zur Nachhaltigkeit in der Stadt. Vorausset- 
zung einer transformativen Flächennutzungsgestal- 
tung ist eine dem städtischen Gemeinwohl verpflichtete 
Eigentumsverfassung. 

Gentrifizierung 

Gentrifizierung bezeichnet die Veränderung der Sozial- 
struktur eines Viertels, die durch den Zuzug von Bevöl- 
kerungsgruppen mit höherem sozioökonomischen Status 
und Abwanderung von Gruppen mit niedrigerem sozio- 
ökonomischen Status ausgelöst wird. Der Prozess geht 
in der Regel mit Steigerungen der Wohnungspreise und 
Mieten sowie einer Aufwertung des Wohnungsbestandes 
und des lokalen Umfelds einher. Während in Städten mit 
hoher Eigentümerquote (z.B. viele Städte in Großbritan- 
nien oder den USA) einkommensschwächere Gruppen 
die Viertel verlassen, um durch den Wohnungsverkauf 
Gewinne aufgrund der Preissteigerungen zu realisieren, 
werden in Städten mit hohem Mieteranteil (z.B. viele 
Städte in Deutschland oder der Schweiz) einkommens- 
schwächere Bevölkerungsgruppen durch die steigenden 
Mieten verdrängt. Gentrifizierung wird meist durch den 
Zuzug von Kreativen und Studierenden (Pioniere) ein- 
geleitet, die kulturelle Impulse setzen und damit eine 
Aufwertungsspirale in Gang setzen. 

Gesellschaftsvertrag 

Gesellschaftsvertrag bezeichnet ein hypothetisches Kon- 
strukt mit dem in sogenannten Vertragstheorien staatli- 
che Ordnung begründet wird. Nach den Vertretern der 
klassischen Vertragstheorie - wie Thomas Flobbes, John 
Locke oder Jean-Jacques Rousseau - schließen sich Indi- 
viduen aus freien Willen in einem politischen Gemein- 
wesen zusammen und verpflichten sich, zum Schutz 
vor Gewalt und der Abwendung anderer Übel, des- 
sen Regeln zu befolgen und Pflichten nachzukommen. 
Die zentrale Idee des vom WBGU (2011) vorgeschlage- 
nen neuen Weltgesellschaftsvertrags für eine — » Große 
Transformation zur Nachhaltigkeit ist, dass Individuen 
und die Zivilgesellschaften, die Staaten und die Staaten- 
gemeinschaft sowie die Wirtschaft und die Wissenschaft 
kollektive Verantwortung für die Vermeidung gefährli- 
chen Klimawandels und die Erhaltung der — » natürli- 
chen Lebensgrundlagen der Menschheit übernehmen. 
Im vorliegenden Gutachten wird dieses Konzept auf die 
-» Transformation der Städte übertragen. Zentrale Ele- 
mente eines Gesellschaftsvertrags für die urbane Trans- 
formation sind der — * normative Kompass, die -> trans- 
formativen Handlungsfelder sowie eine — > polyzentri- 
sche Verantwortungsarchitektur. 


Governance 

Governance bezeichnet Steuerungs- und Regelungs- 
strukturen auf unterschiedlichsten Ebenen, die von 
hoheitlichen Akteuren, nicht hoheitlichen Akteu- 
ren oder beiden Akteursgruppen gemeinsam etab- 
liert werden. Das Konzept ist ursprünglich in Abgren- 
zung zum Begriff Government (Regierung) entstanden 
und besagt, dass politische Steuerung nicht nur hierar- 
chisch vom Staat, sondern auch von zivilgesellschaftli- 
chen Akteuren wie Nichtregierungsorganisationen und 
Unternehmen wahrgenommen wird. 

Governance-Strukturen 

Governance-Strukturen im Mehrebenensystem las- 
sen sich je nach Anordnung in vertikale oder horizon- 
tale Strukturen unterscheiden. Vertikale Governance- 
Strukturen sind hierarchische Anordnungen, in der 
eine übergeordnete Ebene (z.B. Nationalstaat) gegen- 
über einer untergeordneten Ebene (z.B. Städte) wei- 
sungsbefugt ist und für sie bindende Entscheidungen 
trifft. Horizontale Governance-Strukturen beschreiben 
den freiwilligen Zusammenschluss von Akteuren auf 
einer Ebene, beispielsweise den von Städten in Städ- 
tenetzwerken. Governance-Strukturen, in denen ver- 
tikale und horizontale Strukturen über verschiedene 
Ebenen hinweg miteinander verschränkt sind, charak- 
terisiert der WBGU als — * polyzentrische Verantwor- 
tungsarchitektur. 

Große Transformation 

Das Konzept einer „großen Transformation" wurde 
1944 durch den ungarischen Ökonomen Karl Polanyi in 
seiner gleichnamigen Analyse der industriellen Revo- 
lution geprägt. Es analysiert den umfassenden syste- 
mischen Wandel nationaler Ökonomien in Wechselwir- 
kung mit den Strukturen der Weltwirtschaft. In Anleh- 
nung an Polanyis Transformationsverständnis definiert 
der WBGU (2011) eine die — » planetarischen Leitplan- 
ken berücksichtigende Große Transformation als umfas- 
senden Wandel in Richtung Nachhaltigkeit, der einen 
Umbau der nationalen Ökonomien und der Weltwirt- 
schaft innerhalb dieser Leitplanken vorsieht, um irre- 
versible Schädigungen des Erdsystems sowie von Öko- 
systemen und deren Auswirkungen auf die Menschheit 
zu vermeiden. 

Inklusives Wachstum (inclusive growth) 

Als inklusiv wird Wachstum bezeichnet, wenn die unte- 
ren Einkommensgruppen überdurchschnittliche Einkom- 
menszuwächse verzeichnen und so -» Einkommensun- 
gleichheit reduziert wird. Laut Definition der Weltbank 
ist Wachstum inklusiv, wenn die Ärmsten 40% der Ein- 
kommensverteilung relativ gesehen größere Einkom- 
menszuwächse erfahren als der Rest der Gesellschaft. 
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Industrieländer 

Industrieländer sind diejenigen Länder, die nicht als 
— » Entwicklungsländer oder -* Schwellenländer gel- 
ten. Die Einteilung erfolgt dabei nicht vorrangig nach 
dem Grad der Industrialisierung der Volkswirtschaft, 
sondern überwiegend auf der Basis des Pro-Kopf-Ein- 
kommens. Man spricht auch von OECD-Staaten. 

Informelle Wirtschaft 

Informelle Wirtschaft bezeichnet wirtschaftliche Akti- 
vitäten überwiegend in -» Entwicklungsländern und 
— » Schwellenländern, die nicht staatlich registriert und 
kontrolliert sind und damit auch nicht staatlich gefördert 
oder geschützt werden. In vielen Städten dieser Länder- 
gruppen sind über die Hälfte der Bevölkerung im infor- 
mellen Sektor beschäftigt. Typische Beschäftigungsfel- 
der sind Straßenhandel, Dienstleistungen wie Taxi- und 
Transportdienste, Kleinreparaturen, Betrieb von Garkü- 
chen oder Sammlung von Altstoffen. Aufgrund geringer 
Eintrittsbarrieren bietet der informelle Sektor vor allem 
ärmeren Bevölkerungsgruppen eine Einkommensmög- 
lichkeit. 

Informelle Governance 

Komplementäre informelle Governance ergänzt formale 
Prozesse oder bereitet diese vor, z.B. wenn sich Stadt- 
räte vor einem Beschluss absprechen. Supplementäre 
informelle Governance entsteht parallel zu existieren- 
den formalen Prozessen, z.B. in Form selbstorganisier- 
ter Initiativen parallel zu existierenden städtischen Ver- 
waltungsstrukturen. 

Informelle Siedlung 

Informelle Siedlungen sind Siedlungen, deren Ent- 
wicklung sich (weitgehend) unabhängig von staatlich 
gesetzten Regelungen vollzieht. 

Lebensqualität 

Lebensqualität wird nicht als statischer Zustand ver- 
standen, den Menschen in „objektiv" positiven Lebens- 
umständen zu einem bestimmten Zeitpunkt erreichen. 
Vielmehr wird angenommen, dass Menschen Lebens- 
qualität aktiv für sich „hersteilen". Das bedeutet, sie 
können auch unter ganz unterschiedlichen, teils sehr 
erschwerten Bedingungen Lebensqualität empfinden. 
Es gibt aber persönliche, soziale, räumliche und gesell- 
schaftliche Faktoren, die dies mehr oder weniger gut 
ermöglichen. In Untersuchungen zur Lebensqualität 
werden häufig neben einer subjektiven Einschätzung 
der Lebenszufriedenheit, dem aktuellen Wohlbefinden 
und der Zufriedenheit mit verschiedenen Lebensberei- 
chen auch soziostrukturelle Merkmale wie Einkommen 
und Berufstätigkeit, aber auch soziales Kapital und 
Gesundheitszustand erhoben. 


Nachhaltige Entwicklung 

Nachhaltige Entwicklung wurde 1987 von der Brundt- 
land-Kommission als Entwicklung definiert, die den 
Bedürfnissen der heutigen Generation entspricht, ohne 
die Möglichkeiten zukünftiger Generationen zu gefähr- 
den, ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedigen und ihren 
Lebensstil zu wählen. Heute existiert eine Vielzahl von 
Nachhaltigkeitsdefinitionen. Allen gemeinsam ist der 
Anspruch, dass ökonomische, soziale und umweltver- 
trägliche Entwicklung gleichzeitig vorangetrieben wer- 
den müssen. 

Natürliche Lebensgrundlagen 

Die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen der 
Menschheit ist eine von drei Zieldimensionen des 
-» normativen Kompasses für die Transformation zur 
Nachhaltigkeit und umfasst zwei Aspekte: (1) Mit der 
Einhaltung -* planetarischer Leitplanken sollen nicht 
nachhaltige Entwicklungspfade des globalen Umwelt- 
wandels vermieden werden, zu dem Städte erheblich 
beitragen. (2) In Städten ist auch die Vermeidung loka- 
ler Umweltprobleme zentral. Diese lokalen Umwelt- 
probleme sind häufig nicht unabhängig von globalen 
Umweltveränderungen, sondern können durch diese 
verstärkt werden. 

Neu geplante Städte und Stadtquartiere 

Unter diesem Begriff fasst der WBGU öffentlich oder 
privat geplante Stadt- bzw. Quartiersneugründungen, 
die in sehr kurzer Zeit Wohnraum für Millionen von 
Menschen schaffen sollen. In der Regel werden diese 
Siedlungen durch zentral gefasste Entscheidungen 
geplant und umgesetzt. 

Normativer Kompass 

Der WBGU skizziert im vorliegenden Gutachten einen 
„normativen Kompass" für die Transformation zur 
Nachhaltigkeit. Der Kompass soll als Orientierungsrah- 
men für die -* Große Transformation im Allgemeinen 
und für die -» Transformation der Städte im Besonde- 
ren dienen. Er umschreibt den Raum, in dem in Städ- 
ten Entwicklungspfade zu einer am Menschen orien- 
tierten Urbanisierung realisiert werden sollten und jen- 
seits dessen eine nachhaltige Entwicklung gefährdet 
ist. Nach dem normativen Kompass soll die Transfor- 
mation durch ein Zusammenwirken und eine Balance 
von drei Dimensionen erreicht werden: der Erhaltung 
der -» natürlichen Lebensgrundlagen, der -» Teilhabe 
und der -* Eigenart. 

Ökonomische Teilhabe 

Ökonomische -» Teilhabe umfasst den Zugang zu Ein- 
kommen, eine Integration in ein formales oder infor- 
melles Wirtschaftssystem, insbesondere den Arbeits- 
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und Immobilienmarkt, sowie eine inklusive Verteilung 
der verfügbaren Einkommen und Vermögen. Siehe auch 
-» politische Teilhabe und -» substanzielle Teilhabe. 

Pfadabhängigkeit 

Pfadabhängigkeit ist eine Situation, in der eine lau- 
fende Entwicklung durch historische Entwicklungen 
oder Entscheidungen bestimmt wird und damit einem 
Pfad folgt, dessen Struktur sich im Laufe der Zeit ver- 
festigt (Lock-in-Effekt). Dass sich beispielsweise eine 
Technologie gegenüber einer anderen durchsetzt, ist 
nicht unbedingt auf ihre Überlegenheit zurückzufüh- 
ren, sondern kann das Ergebnis historischer Zufälligkei- 
ten und eines sich selbst verstärkenden Prozesses sein. 

Planetarische Leitplanken 

Planetarische Leitplanken sind ein Konzept des WBGU, 
das quantitativ definierte Schadensgrenzen beschreibt, 
deren Überschreitung nicht tolerierbare oder gar kata- 
strophale Folgen hätte. Sie sind wissenschaftlich abge- 
leitet, enthalten aber immer eine bewertende Kompo- 
nente. Ein Beispiel ist die Klimaschutzleitplanke, nach 
der eine Erhöhung der global gemittelten Temperatur 
um mehr als 2°C gegenüber dem vorindustriellen Wert 
verhindert werden soll. Nachhaltige Entwicklungspfade 
verlaufen innerhalb des durch die planetarischen Leit- 
planken eingegrenzten Bereichs. Dahinter steht die Ein- 
sicht, dass es kaum möglich ist, eine wünschenswerte, 
nachhaltige Zukunft im Sinne eines zu erreichenden 
Zustands zu definieren. Man kann sich aber auf die 
Abgrenzung eines Bereichs einigen, der als inakzepta- 
bel anerkannt wird und den die Gesellschaft vermeiden 
will. Die Einhaltung der Leitplanken ist ein notwendi- 
ges, aber nicht hinreichendes Kriterium für Nachhal- 
tigkeit. 

Politische Teilhabe 

Unter politischer -* Teilhabe versteht der WBGU die 
Beteiligung städtischer Bewohner an lokalen Entschei- 
dungsprozessen. Siehe auch — » substanzielle Teilhabe 
und — » ökonomische Teilhabe. 

Polyzentrische Verantwortungsarchitektur 

Als polyzentrische Verantwortungsarchitektur (auch 
polyzentrische — » Governance) charakterisiert der 
WBGU Governance-Systeme, in denen vertikale Gover- 
nance-Strukturen und horizontale Governance-Struk- 
turen über verschiedene Ebenen hinweg miteinander 
verschränkt sind. Verantwortung geht so nicht nur von 
einem Ort aus, sondern verteilt sich auf verschiedene 
Akteure und Institutionen auf den verschiedenen 
Governance-Ebenen. 


Reallabor 

Reallabore sind wissenschaftlich konstruierte Räume 
einer kollaborativen Nachhaltigkeitsforschung mit 
Interventionscharakter. Unter „Laboren" werden 
gemeinsame Forschungswerkstätten verstanden, an 
deren Beginn eine realweltliche Problem- oder Frage- 
stellung steht und deren Ziel das Generieren von Sys- 
tem-, Ziel- und Transformationswissen ist. Dabei bezie- 
hen sich die in Reallaboren gezogenen Systemgrenzen 
häufig auf Städte oder deren geographische Subsys- 
teme wie Stadtteile, Quartiere oder Nachbarschaften. 
Das Konzept beruht auf einer starken Interaktion 
zwischen Wissenschaft und Praxis, die sich auf eine 
gemeinsame Problemverständigung, Konzeptentwick- 
lung und Projektbearbeitung bezieht (Kodesign und 
Koproduktion). Prozesse in einem Reallabor orientie- 
ren sich an idealtypischen Abläufen der seit den 1990er 
Jahren etablierten transdisziplinären Nachhaltigkeits- 
forschung. Forscher bringen in dieser Konstellation ihr 
wissenschaftliches Wissen, ihre Methodenkompetenz 
sowie ihr im Vergleich zu den Praxisakteurinnen hand- 
lungsentlastetes Reflexions- und Evaluationsvermögen 
in das Projekt ein. Die Praxisseite ihrerseits trägt spe- 
zifisches Erfahrungs- und Handlungswissen bei. Real- 
labore bieten so Räume und Möglichkeiten für gezielte 
Interventionen, die die experimentelle Wende in den 
Sozialwissenschaften reflektieren und oft als „Real- 
experimente" bezeichnet werden. Dieser Begriff wird 
dabei in einer Spannbreite von Interventionen mit Ran- 
domisierung und Kontrollgruppe über Quasi- und Fel- 
dexperimente bis hin zu Fallstudien ohne Systematisie- 
rung verwendet. Reallabore weisen dadurch eine Nähe 
zur Aktionsforschung auf. Die Begriffsvielfalt rund um 
nachhaltigkeitsgetriebene verräumlichte Interventions- 
forschung ist hoch, so werden neben Reallaboren z.B. 
auch Sustainable Living Labs, Sustainability Transition 
Experiments und Urban Transition Labs diskutiert. 

Reife Städte und Stadtquartiere 

Der WBGU fasst darunter diejenigen Städte und Stadt- 
quartiere, die über einen längeren Zeitraum gewach- 
sen sind, über einen festen Baubestand und etablierte 
Infrastrukturen verfügen sowie weitgehend konsoli- 
dierte städtische Governance-Strukturen besitzen. 

Schwellenländer 

Es gibt keine international gültige Definition für 
Schwellenländer. Meist werden damit — » Entwick- 
lungsländer bezeichnet, die einen erfolgreichen Pro- 
zess nachholender industrieller Entwicklung durchlau- 
fen, also an der Schwelle zum -» Industrieland stehen. 
Die sozialen Entwicklungsindikatoren, wie die Alpha- 
betisierungsrate, Säuglingssterblichkeit, Lebenserwar- 
tung oder Entwicklung einer Zivilgesellschaft, können 
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dabei stark hinter den wirtschaftlichen Indikatoren 
herhinken. 

Slum 

UN-Habitat verwendet den Begriff Slum als „Siedlung, 
in der mehr als die Hälfte der Einwohner in unzumut- 
baren Unterkünften ohne grundlegende Versorgungs- 
einrichtungen leben" (UN-Habitat, 2003). Als Indika- 
toren zur Bestimmung dienen der inadäquate Zugang 
zu sauberem Wasser, sanitären Einrichtungen und 
Infrastruktur, schlechte Baustrukturen, Überbevölke- 
rung sowie unsichere Besitzverhältnisse. 

Solidarische Lebensqualität 

Als solidarische Lebensqualität bezeichnet der WBGU 
eine — » Lebensqualität, die sich nicht nur an den eige- 
nen Bedürfnissen und denen des unmittelbaren (z.B. 
familiären) Umfelds orientiert, sondern die Prinzipien 
intra- und intergenerationeller Gerechtigkeit mit ein- 
bezieht. 

Soziale Kohäsion 

Soziale Kohäsion bezeichnet den Zusammenhalt von 
Mitgliedern eines sozialen Gebildes und bezieht sich 
damit auf das Verhältnis der Gruppenmitglieder unter- 
einander. Gruppenkohäsion wird gemessen über die 
Attraktivität, die die Gruppe auf die einzelnen Mit- 
glieder ausübt. Es wird davon ausgegangen, dass sich 
soziale Kohäsion auf die Solidarität der Gruppenmit- 
glieder untereinander auswirkt und die Gruppe gegen- 
über Einflüssen von außen stärkt. Im politischen Kon- 
text wird die Stärkung sozialer Kohäsion als Ziel von 
Gesellschaftspolitik gesehen. 

Substanzielle Teilhabe 

Unter substanzieller -» Teilhabe versteht der WBGU 
den Zugang der Bewohner einer Stadt zu Nahrung, 
sauberem Trinkwasser, sanitären Anlagen, adäqua- 
tem Wohnraum, Gesundheitsversorgung, Bildung, 
modernen Energie- und Telekommunikationsdienst- 
leistungen, Mobilität, Abfallentsorgung, gesunder 
Umwelt sowie Sicherheit. Siehe auch -» ökonomische 
Teilhabe und — » politische Teilhabe. 

Teilhabe 

Teilhabe beschreibt eine von drei Dimensionen des 
-» normativen Kompasses für die Transformation zur 
Nachhaltigkeit. Der WBGU differenziert Teilhabe in 
— » substanzielle Teilhabe, -» ökonomische Teilhabe 
sowie -» politische Teilhabe. 

Transformation der Städte zur Nachhaltigkeit 

Die „Transformation der Städte zur Nachhaltigkeit" 
oder auch „urbane Transformation zur Nachhaltigkeit" 


ist die Übertragung der — » Großen Transformation auf 
die Städte. Als Orientierung dafür dient der — » nor- 
mative Kompass. Die Große Transformation ist ohne 
einen substanziellen Beitrag der Städte nicht mög- 
lich. Sie erfordert fundamentale Änderungen der urba- 
nen Landnutzungs-, Energie- und Transportsysteme, 
um die -» natürlichen Lebensgrundlagen zu erhalten. 
Darüber hinaus geht es um die in der Stadt lebenden 
Menschen und ihre -» Teilhabe, ihre -* Lebensqua- 
lität, ihre Handlungsfähigkeit und ihre langfristigen 
Zukunftsperspektiven. Da es keine Blaupause für die 
urbane Transformation gibt, ist es Aufgabe der Städte 
und Stadtgesellschaften, ihre jeweils eigenen Transfor- 
mationspfade zu entwickeln, was der WBGU unter dem 
Begriff -» Eigenart fasst. 

Transformationsfeld 

Transformationsfelder sind die Hauptpfeiler der heuti- 
gen Weltgesellschaft, an denen die Politik zur Trans- 
formation ansetzen sollte. Der WBGU hat in seinem 
Gutachten „Gesellschaftsvertrag für eine Große Trans- 
formation" (WBGU, 2011) mit Blick auf den globalen 
Klimaschutz drei Transformationsfelder identifiziert: 
(1) die Energiesysteme unter Einschluss des Verkehrs- 
sektors, (2) die Urbanisierung, (3) die Landnutzung. 

Transformationsforschung 

Ergänzend zur klassischen Einteilung in Grundlagen- 
forschung und angewandte Forschung unterscheidet 
der WBGU zwischen — > transformativer Forschung 
und Transformationsforschung. Die Transformations- 
forschung beschäftigt sich mit den Rahmenbedingun- 
gen der Transformation und deren Gestaltungsmöglich- 
keiten. Sie analysiert also die zugrunde liegenden Trei- 
ber, kausalen Beziehungen, Prozesse und Dynamiken 
historischer und aktueller Transformationen, um dar- 
aus Schlüsse für künftige Transformationen ziehen zu 
können. Um Systemzusammenhänge zu verstehen und 
adäquat zu berücksichtigen, bedarf es einer inter- und 
transdisziplinären Ausrichtung der Transformationsfor- 
schung. 

Transformative Forschung 

Neben der — » Transformationsforschung, die grund- 
legendes Wissen zu Transformationsprozessen pro- 
duziert, spielt auch die transformative Forschung in 
der (urbanen) Transformation eine wichtige Rolle: Sie 
unterstützt eine Transformation zur Nachhaltigkeit 
aktiv durch konkrete Innovationen in relevanten Sek- 
toren. Die transformative Forschung zielt also darauf 
ab, Lösungen für spezifische Probleme in Form von 
technischen oder sozialen Neuerungen zu entwickeln 
und diese in Gesellschaft und Wirtschaft zu verbrei- 
ten. Eine transdisziplinäre Einbeziehung gesellschaftli- 
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eher und wirtschaftlicher Akteure in den Prozess der 
Wissensgenerierung erhöht die Chancen der späteren 
Anwendung und Akzeptanz der entstehenden Innova- 
tionen. 

Transformatives Handlungsfeld 

Transformative Handlungsfelder sind große, übergrei- 
fende Themen innerhalb eines — » Transformationsfelds 
(in diesem Gutachten des Transformationsfelds „Urba- 
nisierung"). Es handelt sich dabei um zentrale Hebel zur 
Gestaltung der -* Großen Transformation zur Nachhal- 
tigkeit (in den Städten), die wegen ihrer Dringlichkeit, 
Größenordnung, ihres Potenzials zur Vermeidung von 
-> Pfadabhängigkeiten und ihres großen Zusatznut- 
zens besonders geeignet sind, Systemumschwünge zur 
Nachhaltigkeit auszulösen. 

Ungleichheit 

Ungleichheit bezeichnet die ungleiche Verteilung mate- 
rieller und immaterieller Ressourcen in einer Stadt, 
einem Land oder weltweit. Der WBGU unterschei- 
det zwischen Einkommensungleichheit, Vermögens- 
ungleichheit und sozialer Ungleichheit. Einkommens- 
ungleichheit bezeichnet die ungleiche Verteilung von 
Arbeits- und Kapitaleinkommen, Vermögensungleich- 
heit die ungleiche Verteilung von materiellem Eigen- 
tum. Sie werden häufig über den Gini-Koeffizient 
gemessen. Mit sozialer Ungleichheit werden die unter- 
schiedlichen Möglichkeiten von Haushalten bezeich- 
net, auf öffentliche und soziale Dienstleistungen wie 
Trinkwasser, öffentlichen Nahverkehr oder gute Bil- 
dung zugreifen zu können. 

Urbane Governance 

Urbane — > Governance besteht aus den Handlungen 
staatlicher und nicht staatlicher Akteure und Institu- 
tionen mit dem Ziel, die gemeinsamen Angelegenhei- 
ten einer Stadt zu organisieren. Sie ist ein andauern- 
der Prozess, durch den widersprüchliche Interessen in 
Einklang gebracht und kooperatives Handeln beför- 
dert werden können. Zur urbanen Governance zählen 
sowohl formelle Institutionen und Instrumente als auch 
informelle Arrangements, gleichgültig ob sie das Resul- 
tat eines parlamentarischen Gesetzgebungsprozesses 
oder das Ergebnis zivilgesellschaftlicher Selbstorgani- 
sation sind. Neben dieser innenorientierten gibt es eine 
außenorientierte Dimension urbaner Governance. Diese 
Global Urban Governance umfasst die Handlungen 
staatlicher und nicht staatlicher Akteure mit dem Ziel, 
für und durch eine Stadt nationale und globale Gover- 
nance-Prozesse und Strukturen zu gestalten. 


Urbanisierungsgrad 

Der Urbanisierungsgrad als demographischer Zustand 
bezeichnet den Anteil der Stadtbevölkerung an der 
Gesamtbevölkerung eines Gebietes oder Staates. 

Urbanisierungsrate 

Die Urbanisierungsrate als demographischer Prozess 
bezeichnet den Zuwachs des Anteils der Stadtbevöl- 
kerung an der Gesamtbevölkerung eines Gebietes oder 
Staates. 

Urbanität 

Damit werden die qualitativen Merkmale städtischer 
Lebensweise bezeichnet, wie urbane Sozial-, Wohn-, 
Lebens- bzw. Wirtschaftsformen. Urbanität umfasst 
damit sowohl städtebauliche als auch funktionale, 
soziokulturelle und sozioökonomische Elemente. 

Wohlbefinden 

Ähnlich wie in wissenschaftlichen Untersuchun- 
gen zum Wohlbefinden verwendet der WBGU diesen 
Begriff, wenn insbesondere auf das subjektive Emp- 
finden und die subjektiven Einschätzungen von Men- 
schen Bezug genommen werden soll (zum Beispiel Häu- 
figkeit und Dauer von positiven und negativen Emoti- 
onen, allgemeine Lebenszufriedenheit und Zufrieden- 
heit mit verschiedenen Lebensbereichen). Siehe auch 
— » Lebensqualität. 
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